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Borbemerkung. 


Die Form des Geſchichtskalenders, wie fein Verhältnis zu 
den „Preußifchen Jahrbüchern“ und zum „Staatsarchiv“ find 
ebenfo geblieben wie bisher. 

In der Ausarbeitung ber drei Abteilungen Chronik, Kalen- 
darium und Regifter Hat mich diesmal Herr Dr. Otto Harnack 
unterftüßt. 


H. Telbrüd. 
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Chronik 
der wihtigften Ereigniſſe des Jahres 1890. 


Januar. 


Spanien. Srankheit des Könige. Minifterkrifis. 
Deutſches Reich. Sieg Wißmanns über den Araber Bana Heri. 


. Zeutiches Reich. Tod ber Kaiſerin Augufta. 


Großbritannien und Portugal. Ultimatum des erfteren wegen 
der portugiefiichen Annerionen in Oftafrifa. 


. Portugal. Infolge eines englifchen Ultimatums werben die Truppen 


aus den ftrittigen Gebieten Oſtafrikas zurüdgezogen. 


- Portugal. Demonftrationen gegen England, 
. Rußland. Friedenskundgebung des Kaiſers. ER 
« Portugal. Infolge des Zerwürfniffes mit England wird ein neues 


Minifterium durch Serpa Pimentel gebildet. 


. Defterreih:Ungarn. Eine Kommiffion von Deutſchen und Tichechen 


unter Borfig des Grafen Taaffe entwirft die Grundzüge eines böh» 
mifchen Ausgleich, 


„25. Großbritannien: Auftralien. Verſammlung behufs Föde— 


ration ber auftralifchen Kolonien in Melbourne. 


. Samoa. Beröffentlihung des deutſch-engliſch-amerikaniſchen Vertrages. 
.Deutſches Reich. Der Reichdtag verwirft das — —— und 


wird vom Kaiſer mit einer ſeine Thätigkeit dankbar anerkennenden 
Rede geſchloſſen. 

de Reich, Preußen. Fürſt Bismard tritt von der Leitun 
= a ns zurück und wird durch Frhrn. dv. Berlepf 
erſetzt. 


Februar. 


.Deutſches Reich. Der Kaiſer richtet zwei Erlaſſe betreffend ben 


Arbeiterſchutz an den Reichskanzler und den Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten. 


.Deutſches Reich, Preußen. Der König eröffnet den Staatsrat 


behufs Beratungen über den uk I Gi 
Portugal. Repüblikaniſcher Putſch in Lifabon. 


. Großbritannien. Die Parnellkommiſſion erklärt Parnell für unbe 


teiligt an dem Vorgehen ber Dynamitpartei. Davitt Dagen für beteiligt. 


VI Allgemeine Ohrenik, 


18. Defterreih- Ungarn. Graf Andraffy }. 

20. fr pakde Reid, ehe Sunufiieigen velläne Ri ————— 

— Oeſterreich-Ungarn. Die Jung erklären ſich prinzipiell gegen 
den böhmiſchen Ausgleich. 


Mär;. 

Anf. Japan. Erlaß eines Wahlgeſetzes. 

1. Deutſches Reih und Frankreich. Mebereinkunft betreffend bie 
Zölle an ber Sklavenküſte. 

3. Belgien. Republitanifche Kundgebung. 

5. nie Der König von Dahomey beginnt FFeinbfeligfeiten. 

7. Italien. Berhaftung von Anardiften. 

8. Deutiches Reih. Der Kaiſer richtet an ben Papft ein Schreiben 
in Sachen ber geplanten Arbeiterfhupfonferenz. 

13. Ungarn. Tisza nimmt feine Demifjion als Minifterpräfident; an’ 
feine Stelle tritt Graf Szapary. 

— Rußland Der Saifer empfängt den Präfibenten ber ferbifchen 
Skupſchtina. 

14. Kurie. Der Papſt erwidert das Schreiben des deutſchen Kaiſers über 
die Arbeiterſchutzkonferenz. 

15. Deutſches Reich, Bayern. Die Altkatholiken werden auf Grund 
dogmatiſcher Abweichungen, abgeſehen von ber Unfehlbarkeitsfrage, 
als der katholiſchen — nicht mehr zugehörig erklärt. 

-- Türkei. Das Geſuch Bulgariens um Beſtätigung des Fürſten Ferdi— 
nand wird abgelehnt. 

15.—29. Deutſches Reich. Internationale Arbeiterſchutzkonferenz in 
Berlin unter Teilnahme aller europäiſcher Staaten außer Rubland 
und den Balfanftaaten. 

17. Frankreich. Bildung eined neuen Minifteriumsd durch Freycinet. 

18. Deutſches ie nr Bismarck reicht feinen Abfchied ein. 

20. Deutiches Reid. Dem Fürſten Bismarck wird ber Abſchied aus 
allen feinen Aemtern bewilligt; General v. Caprivi zu feinem Nach— 
folger ernannt. 

26. Deutiches Reich. Graf Herbert Bismard wird auf feinen Antrag 
aus bem Dienfte entlaffen. 

27. Deutſches Reich. Freiherr dv. Marfchall wird zum Staatöfekretär 
des Auswärtigen ernannt. 

— Spanien. Tie Kammer beichließt da3 allgemeine Stimmredt. 

Ende. Bereinigte Staaten. Refolutionen des panamerifanifchen Kon: 
grefles in Wafhington. 


April. 


1.—12. Spanien. Internationale Konferenz in Madrid zum Schuhe bei 
inbuftriellen Eigentums, 

10. Deutihland und Defterreih. Dffiziöfe Mitteilungen tonftatieren 
einen befriedigenden Meinungsaustaufh über die Bündnispolitik 
zwiſchen Gaprivi und Kalnoky. 

25. Deutiches Reid. Emin Paſcha übernimmt im Auftrag des Reiche 
eine Expedition an den Nyaſſaſee. 

28. Frankreich. Verhaftung von Anarchiften. 


Mai. 
1. Internationale Arbeitseinftellung der Sozialdemotraten. 


Zlgemeine Chronik. vo 


1. air Rene — Senat tritt dem Kammervotum für das Allgemeine 


10. Deutſches Rei Wißmann erſtürmt Lindi. 

14. Niederlande. tieberlage auf Sumatra. 

16. (— 29. Juni) Frankreich. Internationaler 2 MIIRPIRRIISEHE in Paris. 

29. Frankreich. et ruffijcher Nihiliften. 

31. eutſches Reih und Schweiz. Unterzeichnung bed Nieberlafjung®: 
vertrages. 


Juni. 


Anl. Rußland. Mafregeln zur Ruffifizierung Finnlands. 
Großbritannien und Franfreig. Streitigkeiten wegen bes Ti: 

ſchereirechts bei Neufundland. 

3. Belgien. Imternationaler Pie zu Brüffel wegen Einführung 
ur Zöllen im Kongogebiet. 

7. Deutſches Reich, Bars Ablehnung des Sperrgeldergejeßed im 

Abgeordnetenhaufe. 

— Defterreid:Un gern Anrede bes Kaiſers an die Delegationspräfi- 
benten, me ie Sicherheit des Dreibundes betont. 

— Rußland ndgebung ber Zufriedenheit des Kaiſers mit dem Ber: 
fahren der franzöfifchen Regierung gegen die Nihiliften. 

10. en Anerkennung der brafilianifchen Republik. 

11. Deutſches Reich. Der Reichäkanzler erklärt im Reichätage, die Pap- 
verordnung für Elfaß-Lothringen nicht aufheben zu können. 

11. u. 19. Defterreih-Ungarn. Annahme bes erhöhten Heeresbubgets 
durch bie Delegationen. 

12. Rußland. chränkung der Selbftverwaltungdorgane zu Gunften 
ber Regierungsgewalt. 

Mitte. Defterreid: cs Zollpolitifche Maßregeln gegen Serbien. 

— Rußland. Internationaler Gefängnistongreß in St. Peteröburg. 

16. Deutjches Reid. Der Reichstag nimmt den beutjch-jchiweizerifchen 
Kun ngövertrag an. 

17. Deutſches Reih und England. Die Grundzüge eines Abkommens 
it —3 bie afrikaniſchen Kolonien und Helgoland werben ver: 

ntlı 
Deutſches Reid. Der Reichstag nimmt das Geſetz über Erhöhung 

ber Tyriedenäpräjenzftärfe an. 

— Ungarn. Rebe bed Delegationdpräfidenten, welche ben Dreibund ala 
wichtigfte Friedensgarantie feiert. 


Juli. 


F Kämpfe in Zentralamerika. 
Rußland. Maßregeln gegen das Unterrichtsweſen in ben Oſtſee— 

provinzen. 

3. Italien. Annahme des Geſehentwurfs betreffend bie Uebergabe ber 
„Frommen Stiftungen” in die ftaatliche Verwaltung. 

6. Spanien. Ein neues Minifterium wird durch Canovas gebildet. 

10. Bereinigte Staaten. zn. ber Silberbill. 

11. Belgien. Beröffentlihung des königlichen Teſtaments, welches ben 
Kongoftaat Belgien vermadt. 

19. Zürfei. Ernennung bulgarifcher Biſchöfe für Macebonien. 

26. Amerita. Revolution in Argentina. 


vm | Algemeine Chronik, 


Auguft. 


4. Spanien. Unglüdlicher Kampf auf den Karolinen. 
4.—8. Deutjhland und England. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Osborne. 

ei Großbritannien und Frankreich; Großbritannien und Por: 
tugal, Abkommen wegen der Grenzen in Afrika. 

9. Deutſches Reich. Helgoland wird von ber Reichsregierung in Befitz 
genommen. 

17.—23. Deutſchland und Rußland. Beſuch Kaiſer Wilhelms in 
Narwa und Peterhof. 

20. Deutjches Reich, Preußen. Biſchofskonferenz in Fulda. 

22. Italien. Schließung irredentiftifcher Vereine. 


Eeptember. 


Anf. Oeſterreich-Angarn. Irredentiſtiſche Attentate in Trieft und Maß— 
regeln ber Regierung gegen biejelben. 

6.—10. Belgien. Katholiſcher Sozialkongreß in Brüffel. 

11. Schweiz. Revolution im Teſſin. 

Mitte. Italien. Entlafjung des Minifterd Seismit Doda wegen Zeil: 
nahme an einem irredentiftiichen Bankett. 

16. Spanien. Der Minifterrat befchließt eine Vorlage zur Einführung 
ber Allgemeinen Wehrpflicht. 

— Brafilien. Die allgemeinen Wahlen fallen günftig für die provifo- 
riiche Regierung aus. 

17.—19. Deutſchland und Defterreih. Beſuch Kaifer Franz Joſephs 
in Robnitod. 

23. Deutſches Reich und Türkei. Offiziöfe Mitteilung vom Abſchluß 
eines Handelsvertrages. 

— Frankreidh. Katholiſcher Antifklavereilongreß in Paris unter Borfig 
be Kardinals Lavigerie. 

30. Vereinigte Staaten. nbdgiltige Annahme der Zarifbil Mac 
Kinleys. 


Oktober. 


Anf. Frankreich und Dahomey. Vereinbarung. 
ußland. Zwangsweiſe und freiwillige Maſſenauswanderung von 
beutjchen Kolonijten, Polen und Juden. Agrarifche Unruhen in ben 
füdlichen Gouvernements. 
Deutſches Reich. Erlöſchen des Sozialiſtengeſetzes. 
Deutſchland und Oeſterreich. Begeiſterter Empfang Kaiſer Wil: 
helms in Wien. 
Deutſches Reich, Preußen. Der Kriegsminiſter General v. Verdy 
wird durch General v. Kaltenborn-Stachau erſetzt. 
Italien. Rebe Crispis in Florenz gegen ben Irredentismus. 
Deutſches Reich. Ein Kolonialrat wird ein 5 
Großbritannien und Italien. Die Air di lungen wegen ber 
Grenzen in Afrika werden abgebrochen. 
13.—18. Deutſches Reid. Sozialiftenkongreß in Halle. 
14. Portugal. Bildung eines neuen Ministeriums durch Abreu de Souza. 
Dasſelbe acceptiert den Vertrag mit England nicht. 
15. Zürfei. Schließung der orthodoren Kirchen durch den Patriarchen 
wegen Differenzen mit der Pforte. 
17. Deutſches Reich und Sanjibar. Abtretung be dem Sultan ge: 
hörigen Feſtlandes an Deutſchland. 


|. 
s 


ISo » 


Algemeine Chronik. IX 
— ee Erpebition gegen Witu wegen Ermorbung bes 


20 Großbritonnie, Anerkennung ber brafilianifchen Republif. 

24. Italien erfennt bie Srafilianifche —— an. 

28 un, Oppofitionelle Wahlen, infolge deren das ee 
rium Trikupis durch ein Minifterium Delyannis erjeßt wird. 


Rovember. 
Anf. — 52— Staaten. Die Kongreßwahlen fallen demokratiſch-frei⸗ 
— Rußland. F Großfürſt⸗ Thronfolger tritt eine Weltreiſe über Im: 
bien an, bie ihn zunächft nad Wien führt. 
Großbritannien übernimmt bad Protektorat über Sanfibar. 


= Deutſches Rei und Italien. ivis Beſuch in Mailand und 
17. Deutiches er eg a Der Landwirtichaftäminifter dv. Lucius 
wirb db 


18. Rublanb, Ermordung I Generald Selimerftiow in Paris durch 


23. Italien. ‚Pie allgemeinen Wahlen ergeben eine große Regierungs- 
majoritä 

— Nieberlande. König m. II. }. Ihm folgt in Holland Kö: 
nigin Wilhelmine umter Regentichaft der Königin-Mutter Emma; 
in Luxemburg Herzog rg von Naſſau. 

25. Großbritannien egeift Befik von Witu, ern und Manba. 

26. Deutſches Reid. Alterd: und Invaliditats⸗Verficherungsgeſetz 
wird vom 1. Januar 1891 an in Kraft gejekt. 


Dezember. 
Anf. Deutſchlandund Defterreih-Ungarn. Hanbelökonferenz in Wien. 
— Spanien. Erfolgreiche Erpedition nach den Karolinen. 
— SRurie. Schreiben bes Kardinal Rampolla, welches die franzöfijchen 
Katholiken zur Teilnahme an dem republifanijchen Staatsleben auf: 


orbert. 
— R— lan. Mafregeln zur Ruffifizierung bes finnländifchen Gerichts: 
4.—17 —— Reich, Preußen. Sitzungen der Konferenz für Schul: 


8. Italien. Grimaldi wird Finanzminiſter. 

— Schweiz. Gejeg wegen Auslieferung politifcher Verbrecher. 

17. Deutſches Reid, Preußen. Ertlärung des Minifterd Herrfurth 
gegen bie von ber fonjervativen Partei eis Amendement3 
zu dem Landgemeindeorbnungägefeh. 


I. 
Das Deutihe Reich und Jeine einzelnen Glieder. 


2. Januar. Der „Reichdanzeiger” veröffentlicht folgendes 
Shreiben de3 Kaiſers an den Reichskanzler Fürften Bi3- 
mard: 

‚Zum bevorftehenden Jahreswechſel jende Ich Ahnen, Lieber Fürft, 
Meine herzlichiten und wärmſten Glückwünſche. Voll innigen Danfes gegen 
Gott, blide Ich zurüd auf das zu Ende gehende Jahr, in welchem es uns 
beichieben war, nicht nur unjerem teuren DVaterlande ben äußeren Frieden 
zu erhalten, ſondern auch die Bürgichaften für Aufrechterhaltung bes Friedens 
zu verftärken. Mit hoher Befriedigung hat es Mich auch erfüllt, daß es 
unter der vertrauengvollen Mitwirfung der Vertretung bes Reiches gelungen 
it, das Geſetz über die Alters: und Jmvaliditätsverficherung zu ftande zu 
bringen und badurch einen wejentlichen Echritt auf dem Mir beſonders am 
Herzen liegenben Gebiete ber Dee für die arbeitende Bevölferung vor: 
wärts zu thun. Sch weiß jehr wohl, welch reicher Anteil an dieſen Er: 
folgen Ihrer aufopfernden und fchaffensfreudigen Ihatkraft gebührt, und 
bitte Gott, er möge Mir in Meinem jchiweren und verantwortungsvollen 
Herricherberufe Ihren treuen und erprobten Rat noch viele Jahre erhalten. 

Berlin, den 30. Dezember 1889. Ge. Wilhelm IT. R.“ 

5. Januar. Major Wißmann erftürmt in der Näbe 
bon Bangani das befeftigte Lager des Araberhäuptlingg Bana— 
beri mit einem Berlujt von 12 Mann. 

5. Sanuar. Staatsminiſter a. D. Freiherr v. Patow }. 

7. Januar. Tod der Kaijerin- und Königin-Groß— 
mutter Augufta. 

8. Januar. Anläßlich der in Kartellblättern erhobenen Vor» 
würfe, Freiherr v. Hammerftein habe fich, ehe er feine Reichs— 
tagsfandidatur in Bielefeld aufftellte, durch Vermittelung 
BWindthorft3 der dortigen katholiſchen Wähler verfichert, jchreibt die 
Kreuzzeitung: 

Wir haben wirklich gerade im jegigen Augenblide jehr wenig Neigung, 
uns mit der MWibderlegung jener wohl mehr bösiwilligen als kindiſchen Ent: 

Gurop. Geſchichtskalender. Bb. XXXI. —1 


2 Bas dentſche Keich und feine eingelmen Glieder. (Januar 8,—10.) 


rüſtungskomödie zu befafien, welche nationalliberale Blätter über bie That: 
ſache ala für angebracht halten, daß Herr dv. Hammerftein, bevor 
er einer ihm von einzelnen einflußreichen Berfönlichkeiten im Fang then 
Kreife angebotenen Kandidatur näher trat, fich über die Ausfichten feiner 
Wahl zu vergewiffern ſuchte. Der Haß ber Nationalliberalen gegen jeine 
Perfon und politifche Richtung war ihm doch genügend befannt, um ihm 
von bornherein beren, wenn auch bem Kartell nach pflichtmäßige, Unter: 
ftügung ala jehr zweifelhaft erfcheinen zu laſſen. Was war natürlicher, ala 
daß Herr v. Hammerftein fich über bie lichkeit einer Unterftügung feiner 
Kandidatur durch die durchweg ftreng Eonjervativen Katholiten ın Wieden: 
brüd Gewißheit zu verichaffen juchte? 

Die „Nationalzeitung” erwidert: 

Wenn Herr dv. Hammerftein ala „Wilder” im Reichätage aufzutreten 
gefonnen war, als einer ber künftigen Begründer und Führer einer realtio— 
nären Partei von katholiſchen und evangelifchen Klerikalen, jo wäre aller: 
dings gegen ein folches Verfahren nichts einzuwenden geweſen; wer aber ala 
Kartelltandibat gewählt En wollte, dem mußte ed mehr darauf ankommen, 
dat in dem Bielefelder Wahlkreife überhaupt das Kartell in Wirkſamkeit 
trat eventuell durch bie Wahl eines andern, ala darauf, daß jedenfalls jeine 
eigene werte Perfon, gleichviel durch welche Parteilombination, fiegte. 

Aehnlich Außern ſich alle nationalliberalen und freifonferva- 
tiven Blätter. 

8. Januar. Der Reichstag tritt wieder zufammen. 

10. Januar. (Münden.) Ignaz Döllinger }. 

10. Januar. Nachdem in Bielefeld zu Wahlzweden bie Be- 
hauptung verbreitet worden, ber Kaijer habe die Kandidatur 
Hammerftein gebilligt, erjcheint in ben „Politifchen Nachrichten“ 
folgende Mitteilung: 

„Zur Förderung ber Hammerftein’shen Wahl in Bielefeld ift bie 
Autorität Sr. Maj. bed Kaifers in einer Weife ind Gefecht geführt worden, 
welche, wie dies allein fchon aus ber befannten Veröffentlichung bes „Reichs: 
Anzeigers“ über die „Kreuzzeitung“ hervorgeht, ben Allerhöchften Anjchau- 
ungen ficherlich nicht entſpricht. Bei den Umtrieben für jene Wahl ift 
nämlich in verleßender Weiſe infinuiert worden, als ob ber Kaiſer mit 
Kundgebungen, die im Allerhöchften Namen erfolgt find im inneren Herzen 
nicht einverftanden fei und fi nur aus Schonung für die Regierung unb 
den Reichskanzler den Anfchein eines ſolchen Einverftändnifjes gegeben habe. 
Um joldhen Infinuationen Eingang zu verfchaffen, wird verbreitet, daß Seine 
Majejtät die „Kreuzzeitung“ mit Vorliebe leſe, objchon allen Eingeweihten 
betannt ift, daß der Kaifer niemal3 zu ben Abonnenten oder ben el: 
mäßigen Leſern D deze Blattes gehört hat. Diefer Mißbrauch der kaiſerlichen 
Autorität zur Beeinfluffung der Wahlen und die darin liegende Identifi— 
zierung bes Sailer? mit den Tendenzen ber „SKreuzzeitung“ find, wie wir 
von zuverläffiger Geite erfahren, zur Kenntnis einer Majejtät gelangt 
und haben Allerhöchdeflen Miffallen erregt. eine Majeftät der Kaiſer 
hat deshalb einen Befehl ergehen laſſen, wonach bie „Sreuzzeitung“ in 
Fe Schlöſſern überhaupt nicht mehr aufliegen oder ——— 
werden ſoll. 


10. Januar. GReichstag.) Bei der zweiten Leſung des 


Das bentfäe Bei und feine eingelaen Glieder. (Jan. 11.—12) 3 


Marineetats erhebt fich eine längere Debatte über die Notwendig- 
keit der Anfchaffung eines neuen Aviſos für den Oberbefehlahaber 
bei größeren Marineübungen, insbefondere den Kaifer. Der Titel 
wird jchließlich gegen die Stimmen der Freifinnigen und der Mehr- 
beit des Zentrums bewilligt. 


11. Januar. Die „Kreugzeitung“ erwidert auf den Artikel 

ber „Polit. Nachrichten“: 
Im Anfang vorigen Monats fand in Schilbejche bei Bielefeld eine 
ſchloſſene Berfammlung ber konſervativen Vertrauensmänner bes bortigen 
Reichötagswahltreifes ftatt. In berjelben wurbe nach langer Debatte ein⸗ 
ftimmig beſchloſſen, den Frhrn. dv. Hammerftein ala Kandidaten der konfer- 
vativen Partei für die bevorftehende Reichſstagswahl aufzuftellen. Der Land: 
rat des Bielefelder Kreifes, Hr. v. Ditfurth, hatte fich nun durch eine biaher 
unaufgellärte Indiskretion in ben Befig eines angeblichen Berichts über 
dieſe durchaus vertrauliche Berfammlung zu jehen gewußt und von biejem 
Bericht dem Geheimrat Dr. Hinzpeter Kenntnis gegeben. Nach diejem Be: 
richt follte ber Rechtsanwalt Klafing in Schildelde — haben: Die 
ajeſtät leſe, und der 


Hinzpeter ala völlig aus ber Luft gegrifien; ber Kaiſer habe überhaupt 
weder in Bezu * n ber 


bemjelben 0 fönne. 3) Dr. Hinzpeter erklärte, daß er nadh- 
ben Erklärungen bes Rechtsanwalts Klafing als feftgeftellt annehme und 
—* 6 Dr. Hingpeter verfprad), die ihm von Hrn. Mlafing ent 
ethan Hinzpeter verſprach, die ihm von Hrn. Klaſing ent: 
———— für die Konſervativen in —* bei Aufſtellung des Frhrn. v. 
Hammerſtein maßgebend geweſenen durchaus loyalen Gründe bei Gelegenheit 
ſeiner in kürzeſter Friſt anzutretenden Reiſe nach Berlin zur Kenntnis Sr. 
Majeſtät zu bringen. 

12. Januar. (Graf Walderjee.) Die „Norbd. Allgem. 
Zeitung” fchreibt: 

In unferer Ar. 14 hatten wir einen rüdblidenden Neujahrsartikel 
ber Nowoje Wremja nad) ber Meberjegung der deutſchen St. Peteräburger 

1* 


4 Das dentſche Bei und feine einzelnen Glieder. (Jan. 12.—15.) 


Zeitung abgebrudt, welcher ſich mit dem von mehreren franzöfifchen und 
ruffiſchen Zeitungen er aller — —— immer wieder ſo gern venti⸗ 
lierten Thema von angeblich entgegengeſetzten Strömungen unter den erſten 
Dienern Sr Majeftät bed Kaiſers beichäftigte. — Wir hatten dieſe Aus: 
laffungen aufgenommen, um unferen Leſern zu zeigen, wie unbolllommen 
häufig die Informationen find, welche felbft angehen ausländiſche Blätter 
über die Verhältniffe an unjerem Hofe haben. enn in bem genannten 
Blatte von einem Antagoniamus bed Yürften Biömard gegen den Grafen 
Walderſee die Rede war, fo wird bies bei allen MWohlinformierten nur 
Kopfichütteln hervorgerufen haben: Von bem in biefer Beziehung angeblich 
„turfierenden hartnädigen Gerüchte“ weiß man an unjerem Hofe nichts. Die 
Friedenspolitik des Tyürften Bismard, von der die Nowoje Wremja jpricht, 
iſt die Politik des Kaiſers, und e3 ift ausgeſchloſſen, daß in ber Allerhöchiten 
Umgebung fi ein Antagoniamus auf politifchem oder militärischem Gebiete 
geltend machen könnte. 


12. Januar. In einer Bergarbeiterverfammlung in 
Alten-Ejjen wird der Beichluß des Bergarbeiter-Vorftandes mit- 
geteilt, eine achtftündige Arbeitszeit und Erhöhung bed Lohne? um 
50 Proz. vom Februar an zu beantragen. 

13. Januar. (Müncen.) Beftattung Döllingers unter 
Teilnahme anglilanifcher und griechifch-orthodorer Geiftlichen. 

13. Januar. (Berlin) Der amtliche Bericht über das Er- 
gebnis der Unterfuchhung der Betrieb3- und Arbeiterver- 
bältniffe in den Bergrevieren wird dem Kaifer überreicht. 

13. Januar. (Reich3tag.) Bei Gelegenheit der zweiten 
Beratung des Militäretats bringt Abg. Richter häufig auf- 
getretene Klagen über bie Behandlung der Glementarlehrer während 
ihrer Militärdienftzeit zur Sprache. Der Kriegäminijter verfpricht 
Abhilfe, fieht aber in der äußerft kurzen Dienftzeit der Lehrer einen 
Uebelftand, der vielleicht nicht fortdauern könne. 

15. Januar. (Reichstag) Der Antrag ber freifinnigen 
Partei, betreffend Abänderung der Militärgerichtsbarkfeit wird 
in dritter Lejung ohne Erörterung faft einftimmig angenommen. 


15. Januar. Der preußifche Landtag wird dur Mi— 
nifter v. Bötticher mit folgender Thronrede eröffnet: 

Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Käufern des Lanb- 
tags! Seine Majeftät der Kaifer und König haben mir den Auftrag zu 
erteilen gerubt, den Landtag ber Monarchie zu begrüßen und sg er dieſer 
Stelle Allerhöchſtſeinem Danke für die mannigfachen Beweiſe der Ergebenheit 
und Treue Ausdruck zu geben, welche Seiner Majeſtät und Ihrer Majeſtät 
der Kaiſerin und Königin in verſchiedenen Provinzen neuerdings entgegen- 
eu worden find. Seine Majeftät halten fich verfichert, daß die tiefe 

rauer, in welche Allerhöchftdiefelben und das fönigliche Haus durch das 
Hinſcheiden Ihrer Majeftät der Kaiferin und Königin Augufta verfeßt worden 
find, im ganzen Lande mitempfunden und daß das Andenten an die hohe 
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Yrau und an ihre jegensreiche Thätigfeit auf dem Gebiete ber Nächitenliebe 
im Gebächtnis des Volkes fortleben wird. 

Die Finanzlage des Staates ift nach dem Abſchluß bes Iekten und 
ben bisherigen Ergebniffen des laufenden Rechnungsjahres wiederum eine 

ünftige. Die über die Boranjchläge ra ag Einnahmen wichtiger 

ervaltungszweige find indefjen in gleicher Höhe für die nächiten Jahre 
nicht zu erwarten, während eine Verminderung des Ausgabebedarfes fait 
nirgends, ein weitere notwendiges Wachſen desſelben dagegen an zahlreichen 
Stellen in Ausſicht fteht. Schon für das nächſte Jahr ıft eine erhebliche 
Steigerung des Matrifularbeitrages für bad Reich vorzufehen. Die Gunit 
ber heutigen Lage entbindet deshalb nicht davon, durch vermehrte Tilgung 
der Staatöfchuld die Zukunft thunlichft zu entlaften uud erhöhte Borficht 
in neuer Belaftung berjelben zu üben. 

Unter Ihrer bereitwilligen Mitwirkung find in ben letzten Jahren 
Berbeflerungen der Beamtenbejoldungen durchgeführt, welche zwar erfreuliche 
und wertvolle Anfänge zu der erjtrebten allgemeinen Erhöhung der Dienjt: 
einnahmen bilden, hinter dem Bebürfnis, namentlich der unteren und mitt: 
leren Stellen, aber wejentlich zurüdbleiben. Die Regierung hält fich bes: 
halb verpflichtet, weitere Erhödun en mit Ihnen zu vereinbaren. 

Außerdem werden neue ai vermehrte Ausgaben vorzufehen fein für 
bie Erfordernifie des Staatödienjted, für die regelmäßige Pflege von Kunſt 
und Wiſſenſchaft, der Derkehrsanftalten aller Art, jowie des landwirtjchaft: 
lichen Gewerbes. 

Der Entwurf des Staatshaushalts-Etats für das Jahr vom 1. April 
ehe wird Ihnen alsbald zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vor: 
elegt : 
. Der Bertrag vom 10. Mai 1883, durch welchen die Verwaltung ber 
Zölle und gemeinſchaftlichen Steuern im Gebiete de3 thüringifchen Zoll: und 
eg geregelt ift, entjpricht wicht mehr den *2 veränderten 

hältniſſen. Es iſt daher am 20. November v. J. —— den Bevoll⸗ 
mächtigten der Vereinsſtaaten ein neuer Vertrag vereinbart worden, welcher 
die Fortſetzung der bisherigen Gemeinſchaft in befferer Weiſe fihern ſoll. Der 
Dertrag wird zur verfafjungsmäßigen Zuftimmung — * werden. 

Der für die vorige Seſſion in Ausficht geſtellte Geſetzentwurf, welcher 
bie bisherige Klafjen- und Einfommenfteuer in eine einheitliche Einfommen: 
fteuer umzugeftalten und weitere Reformen auf dem Gebiete der direkten 
Steuern vorzubereiten bejtimmt war, jollte die beftehende Grund: und Ge: 
bäubefteuer zunächft unberührt laffen. Im Landtag vorweg geführte Ver: 
handlungen ließen jedoch erkennen, daß auf die ſeit geraumer Zeit beab— 
fichtigte Meberweifung von Grund: und Gebäudeiteuer an die Kommunal: 
verbänbde der größere Wert gelegt und deren unmittelbare Verwirklichung in 
erfter Linie erftrebt wurde. Die Regierung Sr. Majeftät des Kaiſers und 
Königs hat daraus PVeranlafjung genommen, den Rahmen der Vorlage ber: 
eftalt zu erweitern, baß beide Angelegenheiten — die Reform der Einfommen: 

er und die Ueberweiſung von Realfteuern an die Kommunalverbände — 
mit einander verbunden und gleichzeitig zur Erledigung gebracht werben 
fönnen. Eine entiprechende Vorlage wird vorbereitet. 

Um bie Vorteile der einheitlichen Staatäverwaltung auf dem Gebiete 
des Eiſenbahnweſens weiteren Zandesteilen zugumenden, wird Ihnen die Er: 
werbung noch einiger Privateijenbahnen in Vorſchlag gebracht werden, und 
auch in diefem Jahre eine Vorlage wegen Ausdehnung und Erhöhung der 
Leiftungsfähigfeit des Staatseiſenbahnnetzes zur Beſchlußfaſſung zugehen. 

Die vorjährige Ernte ift in mehreren Yandesteilen eine ungünjtige 
geweſen. Dank der förderung, welche die Zolleinrichtungen des Reiches ber 
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vaterländifchen Landwirtſchaft gewähren, ift inbeffen bie Hoffnung begrünbet, 
daß bie ſchwierige Lage, in welche die landwirtjchaftlicde Bevölkerung jener 
Zandesteile durch den Ernte-Ausfall gelommen ift, ohne dauernd nadhteilige 
Folgen zu überwinden fein wird. 

Die Regierung Sr. Majeftät hält es für notwendig, die Möglichkeit, 
Grundeigentum zu erwerben und fich jeßhaft zu machen, mehr ala bisher zu 
erleichtern. Es wirb Ihnen deshalb ein Geſetzentwurf zugehen, durch welchen 
für den Erwerb landwirtichaftlicher Grundftüde bad Rechtsinftitut der Renten- 
güter eingeführt werden ſoll. 

Das erfreuliche Bild, welches der Aufſchwung des Handels und ber 
Gewerbthätigkeit im Laufe bed letzten Jahres dargeboten Hat, ift getrübt 
worden durch die Arbeiterausftände, welche namentlich in den Steinfohlen: 
bezirfen in großem Umfange unter Nichtinnehaltung der gejeglichen Kündi— 
gungsfrift und teilweife nicht ohne Gewaltthätigkeiten — haben. 
Es hat Seine Majeſtät den Kaiſer und König mit Befriedigung erfüllt, daß 
die Arbeitgeber, vielfach mit Zurückſtellung eigener — — beſtrebt ge: 
weſen ſind, begründeten Beſchwerden der Bergarbeiter Abhilfe zu haffen 
und jelbjt weitgehenden forderungen berjelben entgegenzutommen. Seine 
Majeſtät halten ſich danach zu der Erwartung berechtigt, daß fernere Ber: 
fuche zur Störung der Eintracht zwifchen den Grubenbefigern und den Berg: 
arbeitern an dem gefunden Sinn der Bevölkerung fcheitern, und daß die für 
bie gefamte Arbeiterfchaft nicht minder wie für den Beitand ber Induſtrie 
gefährlichen Unterbrechungen wirtichaftlicher Thätigkeit fortan unterbleiben 
werden. Die Regierung, welche eine eingehende Unterfuchung der von ben 
Bergarbeitern erhobenen Beichwerben und Forderungen hat vornehmen laſſen, 
wendet dieſer Frage unausgefeßt ihre Aufmerkjamteit zu, andrerjeit3 hat fie 
Vorſorge getroffen, daß jeder Störung ber öffentlichen Ruhe und Ordnung 
fofort mit Erfolg entgegengetreten werde. Ihrer Fürſorge für die Wohl: 
fahrt der arbeitenden Klaffen hat fie durch die Mitwirkung an ber Gejeb: 
gebung des Reiches über die Berficherung der Arbeiter gegen die Folgen 
von Krankheit, Unfall und Invalidität Ausdrud gegeben, und fie wird auch 
ferner nicht ablaffen, weiter hervortretende Bedürfniſſe jorgfältig zu beachten 
und deren Befriedigung anzuftreben. Jene Fürforge in Verbindung mit ber 
eingetretenen Steigerung der Löhne bietet eine Gewähr dafür, dab bad Be: 
wußtſein einer mehr geficherten Lage die Arbeiter in wachjendem Umfange 
durchdringen werde. 

Zur Vereinfachung der über die Errichtung notarieller Urkunden be: 
ftehenden Borfchriften und zur möglichiten Regelung des Koftenanjages in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit werden Ihnen entfprechende 
Geſetzentwürfe vorgelegt werden. 

Leber die Ausführung des Gejehes vom 13. Mai 1888 betreffend bie 
Bewilligung von Staatämitteln zur Bejeitigung der durch bie Hochwaſſer 
im ae 1888 herbeigeführten VBerheerungen wird Ihnen eine Denkſchrift 
zugehen. 

Zur Freude Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs find die Beziehungen 
Deutſchlands zu den auswärtigen Mächten nach allen Seiten gute. 

Meine Herren! Seine Majeftät gibt fich der Zuverficht hin, dat Ihre 
Arbeiten auch in der neuen Seſſion, von dem Geifte vertrauenavollen Zu: 
ſammenwirkens mit der Staatäregierung getragen, zur Förderung des Wohles 
und Gedeihens des Landes gereichen tverden ! 


16. Januar. Der Bielefelder Landrat dv. Ditfurth ver- 
öffentlicht folgendes: " 
1) Tie Aufjtellung der Kandidatur v. Hammerftein wurde troß ber 
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Eröffnung des „Staat-Angeigerö“ vom 2. Oktober v. J. von einem großen 
Zeile ber fonjervativen Wähler ala eine Gott und dem Kaifer wohlgefällige 
That aufgefaßt, wie died auch nach den Artikeln ber „Neuen Weſtfäliſchen 
Volkszeitung“ Nr. 240, 241, 242, 294 v. J. und andern nicht anders zu 
erwarten war. Dieje Thatjache wird auch von vielen chriftlich-tonfervativen 
Männern, denen die Wahrheit höher gilt ala das Partei-Intereſſe, unum: 
wunden zugegeben. 2) In ber Berjammlung ber Bertrauenämänner in 
Schildeſche wurde die Behauptung aufgeflellt, die „Sreuzzeitung“ liege nad) 
wie vor auf dem Tiſche Sr. Majeſtät. Tiefe Auslaffung konnte nur den 
Zwed haben, den Glauben zu erweden, ala ftehe Ee. Majeftät nicht mehr auf 
dem Standpuntte ber Eröffnung vom 2. Oftober dv. J. damit die Gemüter 
darüber beruhigt würden, als fünne die Aufftellung des Herrn v. Hammer: 
ftein ala eine Entgegnung auf die Allerhöchſte Willensmeinung aufgefaßt 
werden. 3) Die dem Herrn Geh. Oberregierungsrat Hinzpeter a eine Dies: 
bezügliche Anfrage von Sr. Majeftät dem Kaifer erteilte Antwort läßt feinen 
Zweifel darüber, dat Se. Majeftät jede Behauptung, ala habe Höchſtderſelbe 
feine Anficht über die „Kreuzzeitung“ und über den Leiter derjelben either 
geändert, ala ein Unterfangen bezeichnet, welches Se. Majeftät auf die jchärfjte 
Weiſe mihbillige. 4) Die en arg Der Kandidatur dv. Hammerjtein im 
biefigen Wahlbezirte beruht auf einer Berabredung des Herrn Dr. Windthorſt 
und des Herrn Freiherrn dv. Hammerftein, wonach der Welfe die Inter: 
ftügung der ultramontanen Wähler Wiedenbrücks zugejagt. 5) Alles andere 
find Nebenjacdhen, welche nur aufgebaufcht werden, um dieje Thatjachen zu 
verbunfeln. 

17. Januar. Der Kaifer richtet an den Oberbefehlshaber 
der englijchen Armee, Herzog von Gambridge, ein Beileid3telegramm 
wegen Ablebens des Feldmarſchalls Lord Napier. 

17. Januar. Freiherr v. Hammerftein ftellt der Er: 


flärung des Landrat3 v. Ditfurth folgende Erklärung entgegen: 

Ditfurth habe nur ein in den mwejentlichiten Punkten gefälichter Be: 
richt über die fonjervative Berfammlung vorgelegen. Ditfurth gebe ferner 
die auf ber letzten PVertrauensmännerverfammlung feitgeftellte Aeußerung 
burchaus unrichtig wieder und lege diejelbe willfürlich aus; eine Unmahr: 
heit ſei Ditfurths Behauptung von einer Verabredung zwiſchen Winbdthorit 
und Hammerftein. Die Aufitellung der Kandidatur Hammerjtein jei ledig: 
lich zwiſchen —— konſervativen Perſönlichkeiten in Bielefeld und 

errn d. Hammerſtein, und zwar von langer Hand vorbereitet und verab: 
redet, weil dieſem ſchon im vorigen Sommer, aljo lange vor der Kundgebung 
bes Reichdanzeigerd, befannt geweſen fei, dat in Stolp an die Aufitellung des 
ve. v. Puttfamer gedacht würde. „Wenn endlich F v. Ditfurth ſich für 

ufen hält, über eine Aeußerung des Kaiſers unbeſtimmte Andeutungen zu 
machen, fo frage ih ihn: War dieſe Aeußerung Sr. Majeſtät an ihn oder 
an Dr. Hinzpeter gerichtet? Woher hat Herr v. Titfurth Kenntnis von 
berfelben? Wer hat ihn dazu legitimiert, diejelbe in durchaus jubjettiver 
Weiſe öffentlich zu interpretieren ?“ 

17. Januar. (Reichstag) Die Budgetfommiffion berät 
die Anträge dv. Ow, Richter-Baumbach und Kalle betreffend die 
Berbejjerung der Lage der unteren Beamten, lehnt die Anz 
träge nach längerer Debatte ab und nimmt den Antrag Huene an, 


der Reichsfanzler wolle 1. fpätejtens in der nächſten Seſſion den 
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Nachtragsetat vorlegen, demzufolge bereits für 1890/91 eine ange= 
mejjene einmalige Erhöhung der Bezüge der unteren und mittleren 
Beamten eintrete, 2. demnächjt die dauernde Aufbefjerung der Be— 
züge diefer Beamten vom Gtatsjahr 1891/92 ab herbeiführen. 

18. Januar. Der Reichstag lehnt in dritter Lefung den 
Antrag Huene betreffend die Wehrpflicht der Geiftlichen 
ab und nimmt dafür die am 12. Dezember (vgl. Jahrg. 1889 
©. 152) abgelehnten Anträge an. 

18. Januar. Der Reichstag genehmigt in dritter Lefung den 
Antrag Windthorft betreffend die Aufhebung des Ex— 
patriierungsgejeßes und lehnt die Anträge Windthorft und den 
entgegengejegten von Stöder betreff3 der Miffion in den deutjchen 
Cchußgebieten ab. Vgl. Jahrg. 1889 ©. 152. 

19. Januar. Tod de3 Fürften Georg von Schwarz— 
burg-Rubdoljtabdt; ihm folgt in der Regierung der einzige lebende 
Sprofje des Hauſes, Prinz Günther. 

19. Januar. Die „Nordd. Allg. Zeitung“ bringt folgende 
Betrachtung über den englijch-portugiejijchen Streitfall: 


Da die Zeitungsjchreiber ihrer Natur nach zu den Leuten gehören, 
bie fit) ald novarum rerum semper studiosi charatterifieren, jo ift e8 nicht 
* verwundern, daß die patriotiichen Stundgebungen in Lifjabon und in an- 
eren portugiefiichen Städten, bejonder3 wenn fie einen etwas theatralifchen 
Charakter trugen, aufs Sorgfältigfte regiftriert worden find. Eine ernjthafte 
—— der Zeitereigniſſe wird aber auf der Hut ſein, —— Auf⸗ 
wallungen des Momentes eine allzugroße Bedeutung beizumeſſen. Das In— 
tereſſe des portugieſiſchen Volkes wird ſowohl von ihm ſelbſt wie von ſeinen 
aeg im YAuslande offenbar am beiten gewahrt, wenn die thatjächliche 

age recht nüchtern ind Auge gefaßt wird. Eine Darftellung, wie fie be: 
ſonders in einem Zeil der jpanijchen Preſſe beliebt wird, alö ob der englijch: 
portugiefiiche Konflilt ganz einfach ein Hinmwegjchreiten der Macht des Stär: 
feren über das Recht des Schwächeren bedeute, macht fich bezüglich ihrer 
Intentionen jehr verdächtig. Es geht da immer die Andeutung nebenher, 
die „entfejjelte Volkskraft“, d. h. die Republik, hätte das „Recht“ ganz an: 
der3 verteidigt, als die Minifter des Königs, welche nur —— der 
Grenzen des Möglichen“ den Kampf — wollen. Herr Serpa Pi— 
mentel hegt zur Diplomatie der Straße wenig Vertrauen, es iſt aber ſicher— 
lich kein Grund, anzunehmen, daß er die Intereſſen ſeines Landes mit we— 
niger Mut und Würde wahrzunehmen befliſſen ſein werde, als irgendeiner 
von benen, welche im engliichen Konfulatsgebäude die Fenſter eingeworfen 
— In der ernſthaften Preſſe Englands wird heute übereinſtimmend 
ervorgehoben, daß die Regierung des Lord Salisbury nur deshalb, weil 
Großbritannien ſeinerſeits in ſeiner nationalen Würde ſich gekränkt gefühlt 
habe, zu dem draſtiſchen Vorgehen vom 11. d. M. geſchritten ſei, —9 aber 
engliſcherſeits volle Bereitwilligkeit herrſche, dem Herrn Serpa eier 
unter der Vorausjegung, daß die Rückſichten de3 internationalen Verkehrs 
gewahrt bleiben, zur Löſung der beitehenden Schwierigfeiten entgegentom: 
mende Beihilfe zu gewähren. Bis jept jteht die Stenntnis der thatjächlichen 
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Verhältuiſſe in Südafrika, wie ſie ſich auf Grund von genauen Karten und 
Aktenſtücken ergeben müßte, in einem merkwürdigen Mißverhältniß zu der 
Schnellfertigfeit der Urteile, die in einem großen Zeile der Preſſe in Por: 
tugal jelbjt und anderswo zu Tage tritt. Es handelt fih, jagt man, um 
Matololo: und Majchonaland, man nehme ein Tugend Karten zur Hand 
und man wird auf jeder diefe Namen anderswo eingetragen, bie Abgrenzungen 
anders gezogen finden. Es fcheint alfo, da für Verhandlungen über Grenz: 
linien der Wiſſenſchaft, ſowohl twie der Diplomatie noch ein ziemlich weites 
Feld offen fteht. 

20. Januar. Ein Weißbuch über das Schweineeinfuhr-= 
verbot wird veröffentlicht. £ 

20. Januar. Tod des kgl. ſächſiſchen Finanzminiſters 
v. Könneriß. 

20. Januar. (Reichatag.) Der Antrag Aihbichler, Ader- 
mann und Gen. wegen Einführung des Befähigungsnad: 
mweijes zum Betrieb eines Gewerbes wird gegen die Stimmen der 
Liberalen und des größeren Teils der fyreifonjerbativen angenom- 
men. Der Antrag Richter, den Reichäfanzler um Vorlegung eines 
Gejegentwurfes zu erjuchen, betreffend Berwaltung der Ein— 
nahmen und Ausgaben de3 Reichshaushalts, ſowie Ein- 
richtung eines Reih3-Rehnungshofes wird angenommen. 

20. Januar. (München) Der Finanzausſchuß des Abge— 
orbnietenhaujes bejchließt eine allgemeine Gehaltserhöhung für 
die rihterlihen Beamten. 

20, Januar. (Berlin) Der „Reichsanzeiger” veröffentlicht 
die dem Raifer überreichte amtlihe Denkſchrift, betreffend die 
Steinfohlenbergwerfe. 

20. Januar. Karlsruhe.) In ber zweiten Kammer greift 
der Abg. Muſer die Regierung wegen gejegwidriger Ausführung 
des Sozialijtengejeges an. Die Regierung weift diefe Angriffe 
teil3 als unmwahr teils ala übertrieben zurüd. 

20. Januar. Der Berein der Bergbau-Arbeitgeber 
in Eſſen lehnt die Forderungen der Arbeiter auf Erhöhung des 
Lohnes um 50 Proz. ab. 

21. Januar. (Reichdtag.) Die Vorlage, betreffend Poſt— 
dampferverbindung mit Oſtafrika, wird endgültig angenom- 
men; beögleichen die Rejolution der Budgetlommiffion über Er- 
böhung der Beamtengehälter. Der Marineetat wird in 
dritter Lefung unter Abftrich von 2,800,000 Mark bewilligt. 

21. Januar. (Dresden) In der zweiten Kammer wird 
der Antrag Bebel und Gen., betreffend Befreiung der im Staats— 
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betriebe bejhäftigten Arbeiter von ber Zahlung det geſetz- 
lichen Kranken-, fowie der Invalidität? und Alteröverficherungs- 
beiträge gegen 7 Stimmen abgelehnt. 

22. Januar. Tod des Freiherrn dvd. Frandenftein, ehe— 
maligen Erften VBizepräfidenten des Reichſstags und Präfidenten bes 
bayrifchen Reichſsrats. — Der Kaiſer jendet aus diefem Anlaß Bei- 
(eid8telegramme an den Prinzregenten von Bayern, fowie an ben 
Reichdtag. 

Mitte Januar. Die Parteien veröffentlichen ihre Wahl- 
aufrufe. 

Derjenige dev Deutſch-Konſervativen beruft fi auf bie bis— 
herigen Leiftungen der Regierung und bed im Jahre 1887 gewählten Reichs: 
tages, weiſt hin auf „das Suhnsssiohten der Parteien, welche es als 
Pflicht erkannten, für die großen gemeinfamen Aufgaben zufammen zu wirken, 
die Berfolgung ber einzelnen Harteiziele bem gemeinjamen patriotifchen 
Zweck unterzuorbnen“ und fchließt: „Groß und jchwer find die Aufgaben, 
die noch zu löfen find, die Gefahren, welche ung drohen. Inmitten von Na: 
tionen, welche und feindlich oder mißtrauijch gegenüberftehen, ift Deutichland 
gezwungen in ftarfer Riüftung des Augenblids gewärtig zu fein, in dem e3 
mit den Waffen feine Unabhängigkeit und Einheit zu verteidigen hat. Die 
ſozialdemokratiſche Bewegung, welche in ihren legten Zielen auf die Ver: 
nichtung aller Grundlagen unferer jegigen Staats: und Geſellſchaftsordnung 
gerichtet ift, welche im Bunde mit den Revolutionären aller Länder bie fo: 
ziale Republik erftrebt, läßt ſchwere Erfchütterungen unferer ‚ftaatlichen und 
wirtichaftlichen Verhältniffe befürchten. So ift es für alle Zonjervativen 
Männer ernjte Pflicht mit ganzer —— einzutreten für die Grundlagen 
unſeres Staatslebens — Kirche, Monarchie, Familie —, für die Wahrung 
unſerer Geſittung und nationalen Einheit; zu wirken in der Geſinnung echten 
Chriſtentums mit deutſcher Treue für die Erhaltung des inneren Friedens 
im geſamten Leben des Volkes, und für die gleichmäßige Förderung der 
Wohlfahrt aller feiner Klaſſen. 

Das alles faſſen wir zuſammen in dem alt bewährten Rufe „Mit 
Gott für König und Baterland“ und reichen zu gemeinfamer Arbeit denen 
die Hand, welche mit uns zufammenftehen „Für Kaifer und Reich!“ 

Die Reih3partei betont die Unterjtüßung der nationalen Politif 
des vom Kanzler beratenen Kaifertums, den Zuſammenſchluß der konſerva— 
tiven und gemäßigt:liberalen Elemente, die Wahrung der verfajjungsmäßigen 
Rechte der Negierungen, des Reichstages und des Volfes, die Durch die Welt: 
lage gebotene Entwidlung der Wehrkraft zu Lande und zu Waller, ben 
Schuß der nationalen Arbeit durch eine weiſe wirtjchaftliche Gejeßgebung bie 
notwendige Fürſorge für die LYandwirtichaft, insbejondere den Bauernitand, 
fowie die Hebung de3 Handwerks durch vernünftige Ausgeftaltung des In— 
nungsweſens, die Erhöhung der finanziellen Mittel durch ftärfere Heran— 
ziehung des mobilen Kapitals, die Fernhaltung kirchenpolitifcher Zwiſtig— 
feiten, die Förderung der Kolonialpolitit, die Beitrebungen für vermehrten 
Arbeiterfhug und für Erhaltung des fozialen Friedens gegenüber mutwil: 
ligen Ausjtänden. Schließlich fpricht der Aufruf bie Do nung aus, das 
deutſche Volk werde ben Beweis liefern, daß es feine Wahlpflicht für bie 
Kloten ber nationalen Einheit, Freiheit und Macht auszuüben ent: 

offen ſei. 
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Die Rationalliberalen berufen fich ebenfalld auf bie Leiftungen 
beö Kartell⸗Reichstages, ſpeziell auch auf die Invaliditätss Verficherung, — 
auf die Verdächtigungen Hin, daß die Kartell-Mehrheit die Volksrechte habe 
verfürzen oder Monopole einführen wollen, die nun zu Schanden geworden 
.feien, verlangen weitere® Zuſammenwirken einer ftaatserhaltenden Mehrheit 
„gleichviel ob von Liberalen oder fonfervativen Grundanfhauungen beftimmt“ 
und jagen über die Aufgaben der Zufunft: „Er ſoll vor allem die Einheit 
bes Rechts durch die — eines den heutigen Rechtsanſchauungen ent: 
ſprechenden bürgerlichen Geſetzbuchs in deutſcher Sprache vollenden. Er ſoll 
das Werk der ſozialen Reform, das der treuen Fürſorge des Kaiſerlichen 
Enkels übergebene Vermächtnis des großen Gründers des Deutſchen Reiches, 
feines erſten Kaiſers, ausbauen, unter weiſer Berückſichtigung der Leiſtungs— 
fähigkeit von Landwirtſchaft, Induſtrie und Gewerbe, insbeſondere im Wett: 
bewerb mit dem Auslande. Die Beftrebungen zur Erweiterung und Durch— 
führung eines angemefjenen Schubes der Arbeiter, wie ſolche von dem ge: 
man Reichdtage wiederholt gutgeheißen wurden, find zum Abſchluß zu 
ringen. 

Wie biöher erachten wir es für unfere Pflicht, den Staat und bie 
Rechtdordnung gegen die Umfturzbeftrebungen der Sozialdemokratie zu 
rar si und dazu wirklich unerläßlichen Machtmittel den Regierungen zu 
gewähren. 

In der auswärtigen Politit werden wir auch fernerhin der bewährten 
Leitung unjeres Reichsfanzlerd folgen. Ihr verdanken wir vor allem die 
Erhaltung des Friedens und als feine fefte Bürgjchaft den innigen Freund— 
Ihaftsbund mit den Nachbar:Reichen Tefterreih:Ungarn und Stalien. 

Nachdem die geeinigte deutiche Nation gleich allen großen Völkern in 
Bergangenheit und med die erften Schritte auf dem Gebiete über: 
ſeeiſcher Kolonifation zur Erweiterung und Sicherung ihrer Erwerbäthätig- 
teit gethan hat, werden wir Die borfichtige hierauf gerichtete Politit des 
Reiches auch weiter a. nicht minder die Teilnahme Deutichlanda 
an den europäilchen Beftrebungen zur Verbreitung chriftlicher Kultur in 
Afrifa und zur Unterdrüdung des Sklavenhandels, befördern. 

Die großen außerordentlichen Bewilligungen für die beffere Aus: 
rüftung unferes Heered haben im mefentlichen ihren Abſchluß gefunden. Es 
ift jomit an der Zeit das Finanzweſen des Reichs namentlich durch Ein: 
führung einer regelmäßigen Schuldentilgung befjer zu ordnen und daneben 
auf eine Erhöhung der Gehalte der unteren und mittleren Reichöbeamten 
Bedacht zu nehmen. Im übrigen ijt die Reform der direften Staats: und 
Kommunalfteuern behufs gerechterer Heranziehung der großen Einfommen 
und entiprechender Entlaftung der Minderbegüterten in Stadt und Land bie 
Aufgabe der Einzeljtaaten. 

Dieje und andere Reformen find nur erreichbar mit einem Reichstage, 
defien Mehrheit, fern von allen perfönlichen Gegenfägen und grundjäßlicher 
DOppofition, unbefangen und unabhängig die Vorlagen der Reichäregierungen 
prüft und lediglich nach fachlichen Rüdfichten enticheidet. 

Für die Wahl einer ſolchen Mehrheit einzutreten, ift heute mehr 
als jemal3 die Pflicht aller Vaterlandsfreunde. Nicht im Intereſſe der 
Partei, für das Baterland rufen wir unſere Freunde auf, daß ein jeder 
feine Schuldigfeit thue. Es ift Eure, e3 ift die Sache bed Deutichen Reiches, 
um welche es ſich Handelt. Vereinigt Euch, bezeichnet den Mann Eures 
Vertrauens im Vereine mit den und nahe ftehenden Parteien, wirft beleh: 
rend durch Wort und Schrift. Laſſet Euch Leiten durch die großen vater: 
ländiichen Gefichtapunfte, nicht durch Kleine Meinungsverjchiedenheiten und 
Interefſengegenſätze. 
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So wird auch diesmal aus der Wahlurne eine Mehrheit hervorgehen, 
welche jeden Rüdjchritt zurückweiſt, fortichreitende Reformen durchz 
im ftande und gemwillt ift, den Frieden unter allen Volksklafſen erhält und 
befeftigt, in allen Wechjelfällen der Zukunft aber ftarfe Bürgjchaften bietet 
für bie gedeihliche Entwidelung unſeres Baterlandes, die Sicherung von 
Kaiſer und Reich.“ 

Die dbeutfchfreifinnige Partei fagt: 

„Zum erjtenmale wählt am 20. Februar d. J. das deutfche Volk einen 
Reichdtag auf fünf Jahre. 

In der Hand der aus diefer Wahl Hervorgegangenen Vertretung 
liegen Wohl und gr der Nation nicht bloß für volle fünf Jahre; weit 
über diejen Zeitraum hinaus werden bie Beichlüffe des neu gewählten Reiche: 
tages entjcheidend fein für die Eutwidlung bes Reiches. 

Unfere innere Politit bewegt fi) in einer Richtung, welche ber all: 
gemeinen Wohlfahrt bes deutjchen Volkes nicht entipricht. 

Die Ausgaben und bie Schulden des Reichs find zu bedenflicher 
Höhe gewachſen. Die Forderungen für Heer und Flotte werben von Jahr 
zu Jahr in einem Maße gefteigert, welches bie durch die Weltlage geforderten 
Opfer überfteigt. 

Gine Kolonialpolitif, welche unberechenbaren Aufwand erheifchen wird, 
hat die ihr anfänglich geftedten befcheidenen Grenzen längft überjchritten, 
ohne auch nur auf entfernte Zeiten gleichwertige Vorteile für unjern Hanbel 
und unjere Industrie in Ausficht zu jtellen. 

Das im Jahre 1379 eingeführte Finanz: und Steuerwejen zu 
fteter Erhöhung der Abgaben und unzwedmäßiger Verwendung der Reichs: 
einnahmen geführt. Weitere Erhöhungen ber Ausgaben find bei Fortſetzung 
der bisherigen Finanzpolitik zu erwarten.. 

Die den größten Zeil der Einnahmen bildenden Steuern und Zölle 
find in weitem Umfange auf Gegenftände de3 täglichen Verbrauchs gelegt, 
belaften unverhältnismäßig die ärmeren Klafjen und verteuern deren Lebens: 
unterhalt wefentli auch zum Vorteile der durch Schußzölle und Steuer: 
— bevorzugten Induſtriellen und Großgrundbeſitzer. 

ie berechtigten Forderungen der Arbeiter bezüglich des Schutzes ihrer 
Arbeitskraft und Geſundheit und ezüglich der Ordnung gewerblicher Streitig— 
keiten finden fein geneigtes Gehör bei der — 

Die Geſetzgebung über die Verſicherung der Arbeiter trifft nicht die 
hauptſächlichſten Beſchwerden und Notſtände derſelben und hat eine Geſtal— 
tung erhalten, welche zu umſtändlich und koſtſpielig iſt, die arbeitenden 
Klaſſen in ihrer Freiheit beſchränkt und von Selbſtändigkeit und Selbſt— 
verantwortung entwöhnt, der Geſamtheit aber Verpflichtungen auferlegt, die 
wiederum in der Hauptſache durch die auf die ärmeren Klaſſen gelegten 
Steuern gedeckt werden ſollen. 

Das Ausnahmegeſetz gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie iſt ſtets wieder verlängert. In der legten Seſſion iſt ſogar 
von ben verbündeten Regierungen beantragt, das Geſetz, mit einigen unter: 
geordneten Abſchwächungen zu einem dauernden zu machen, obwohl dasſelbe 
ala Kampfmittel gegen die Sozialdemokratie ſich als ungeeignet erwieſen, 
vielmehr deren Anhang vergrößert, die DVerbitterung gefteigert und Yuftiz 
und Polizei vor Aufgaben geftellt hat, die fie in —— Wege drängen. 
Und doch iſt die Verewigung eines ſolchen Ausnahmegejeßes nur darum 
nicht erfolgt, weil die Startellparteien über den — der Auswei⸗ 
ſung ſich in letzter Stunde nicht einigen mochten. 

Die bevorſtehenden Wahlen werben darüber entſcheiden, ob eine Po: 
litik wie die gekennzeichnete, aufrecht erhalten und weiter geführt werden joll, 
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| Solches ift die Abficht des Kartells, zu bem fich bie konſervativen 
und bie nationalliberale Partei verbunden haben. Das Kartell ift für die 
Liberalen, bie fi ihm anjchließen, ein Verzicht auf jede jelbftändige Politik, 
auf bie Geltendmachung der eigenen liberalen Grundſätze. Es kann, wie 
bie abgelaufene Legislaturperiode erwieſen hat, auch für den neuen Reiche: 
tag nur ben Erfolg haben, den Zonjervativen Bu enofien zu bienen, 
welche — die eigenen Ziele mit aller Rückſichtslofigkeit 3* en. 

it der Fortſetzung der bisherigen Politik iſt die Aufrechterhaltung 
ber Rechte des Volkes — Der letzte Reichsſstag hat ſie bereits 
verfürzt durch Verlängerung ber Wahlperiode und su eine Handhabung 
ber Wahlprüfungen, welche den Beeinfluffungen ber Wahl einen weiten 
Spielraum geftattet. Neue Einjchränfungen find mit Sicherheit zu er: 
warten, wenn e3 nicht gelingt, bie innere Politit in andere Bahnen zu 


Die freifinnige Partei wird mit aller Kraft der Fortführung einer 
ſolchen für den inneren Frieden und das wirtichaftliche Gebeihen Deutjch: 
lands gefährlichen Politik entgegentreten. Auf dem Boden ihres Programms, 
an welchen fie fefthält, wird fie juchen, die Gejeßgebung wieder in den Dienft 
ber groben Aufgaben zu ftellen, welche bie Liberalen bei der Begründung 

iches fich geſetzt En: Deutichland nad außen ftark, im Innern einig 
und zu einem Hort ber freiheit und des Friedens zu machen. 

Der Zeitpunkt ift gelommen, den freiheitlichen Ausbau bed Reiches 
auf Grund der gemadten Erfahrungen und mit fchonender Berüdfichtigung 
beftehenber Berhältnifje, aber zielbewußt und kräftig wieder aufzunehmen. 

Dies ift eine nicht in einer Legiälaturperiode zu erledigenbe große 
Aufgabe. Als die zunächſt in Angriff zu nehmenden Gegenftänbe er: 
achten wir: 


1. eine anderweitige Ordnung bed Reichshaushalts, welche dem Reiche: 
tage bie gebührende, allein die Innehaltung der notwendigen Sparjamteit 
Aidernde Einwirkung auf die Bewilligung und Verwendung ber Einnahmen 
und damit auch die Möglichkeit gewährt, für wirklich notwendige Ausgaben 
bie erforderlichen Mittel verfügbar zu haben; 

2. die Erleichterung der — der Bevölkerung ungemein große perjön: 
liche Laſten auflegenden — Wehrpflicht durch ‚Einführung folder Einrich— 
tungen in ber Ausbildung der Mannjchaften, welche ohne Schädigung der 
Kriegstüchtigkeit eine Abkürzung der Dienftzeit ermöglichen; 

3. die Bejeitigung bezw. Abänderung derjenigen Zölle und Steuern, 
welche den notwendigen Lebensunterhalt verteuern oder gewiſſen Stlaffen be- 
fondere Vorteile gewähren und die Rüdkehr zu einer Zollpolitik, welche 
durch fefte ————— dem Handel und der Induſtrie einen lohnenden 
Verkehr mit allen zivilifierten Ländern ſichert und fie vor einſeitigen plötz— 
lichen Zollerhöhungen anderer Staaten möglichſt jchüßt; 

4. bie Befeitigung bed — reiten 

5. bie Sicherung ber Koalitionsfreiheit unter völliger Gleichberech: 
tigung ber Arbeitgeber und Arbeitnehmer; 

6. bie reichögefegliche Regelung des Bereind: und DVerfammlungs: 

tes inäbejonbere zu dem Zwecke, allen erlaubten Vereinen nicht bloß 
freie Bewegung, jondern eine geficherte rechtliche Grundlage zu geben; 

7. eine ausreichende Arbeiterichußgejehgebung; 

8. auf bem Gebiete der Arbeiterverficherung: Erhaltung, Stärkung 
und Weiterbilbung ber in ihr liegenden Keime freier Organifationen, damit 
diefelben allmähli an bie Stelle ber jetzigen Zmangseinrichtungen treten 
tönnen. Daneben Pflege und Unterftügung aller aus den Kreijen der Be: 
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teiligten berborgegangenen freien Bereinigungen, Genofjenjchaften, Unter: 
ftüungsvereine u. |. w.; 

9. die Erhaltung ber Gewerbefreiheit unb ber Sreigügigteit; 

10. die Herftellung wirkſamer Garantien für bie völlig freie unbe- 
einflußte Ausübung bes —* und die Gewährung von Diäten an 
die Volksvertreter; 

11. die Verbeſſerung der Strafprozeßordnung, insbeſondere verſtärkte 
Bürgſchaften für die gleichmäßige unparteiiſche Handhabung der Strafver: 
—— bie Gewährung von Entſchädigungen an bie durch die Strafver— 
olgung zu Unrecht Gejchädigten, die Berjchärfung ber Verantwortlichkeit ber 
Beamten, namentlich die Sicherung bed Erſatzes für bie durch gejeßtwibrige 
Ausübung der Amtögewalt herbeigeführten Nachteile; 

12. zur wirkſamen Geltendmahung bed gejeglich zuftändigen Ein: 
fluffes des Reichdtages auf die Reichäregierung: die Durchführung der Ber: 
antwortlichkeit des oberjten NReichabeamten. 

Wenn ber Reichdtag bei Verfolgung biefer Ziele von ber beutfchen 
Nation getragen wird, fo werden auch die verbündeten Regierungen auf bie 
Dauer dem Verlangen nad dieſen Reformen nicht twiberfieben fönnen. 

In dem vollen Bemwußtjein, daß wir in Treue zu Kaifer und Reich 
das Beſte des deutſchen Volkes erftreben, treten wir vor bie Wähler und 
fordern fie auf, mit Eifer und mit freudiger Zuverficht für freifinnige 
Wahlen einzutreten und ſich uns thätig anzufchlichen, auf baß aus dieſer 
Wahl eine Vertretung hervorgehe, die dad Deutiche Reich nicht nur nad) 
außen macht: und glangvoll Hinftellt, fondern auch in würdiger Weile 
* ee Volke rc Pla unter den ber freiheit teilhaftigen Völ— 
ern fichert.” 


Dad Zentrum legt ben —— auf bie kirchlichen und 
wirtichaftlichen Fyorberungen der Partei. Noch immer entbehre die Kirche 
ber vollen Freiheit der Bewegung, während doch in ihrer und ihrer Organe 
unbehinderten Zhätigfeit und der dadarch zu erhoffenden Kräftigung bes 
ang > Geiftes das wirkjamfte Mittel zur Betämp ng ber —— hr⸗ 
lichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie zu erkennen ſei. Die Fraktion 
fordert „unter ſieter Wahrung des verfaſſungsmäßigen föderativen Grund: 
charakters des Deutſchen Reichs“ die Verbeſſerung der Lage der arbeitenden 
Bevölkerung, insbeſondere durch die bekannten im Reichstage wiederholt an— 
genommenen Schutzgeſetze, und erklärt ſich bereit, auch ferner an Maßregeln 
zum Ausgleich der Intereſſen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und zur 
Hebung des Handmwerferftandes teilzunehmen, während vor ungebührlicher 

usnügung der Vorteile ber neuen Wirtichaftspolitit getwarnt, die größte 
Sparjamfeit empfohlen und Feſthalten an den für die bürgerliche Freiheit 
beftehenden Garantien, verjprochen wird. Wie bieher mögen bie Wähler 
gleich der Fraktion furchtlos dem alten ruhmreichen Panier treu bleiben: 
„Mit Gott für Wahrheit, freiheit und Recht!“ 

Ueber die Sozialdemokraten vgl. Jahrg. 1889 7. Dezember. 


23. Januar. (Reihdtag.) Bei der zweiten Beratung des 
Sozialiftengejeßes bringt die fonjervative Partei einen Antrag 
auf Wiederherftellung der Regierungsvorlage, insbefondere des Aus- 
weifungsparagraphen ein. Trotz der Befürwortung de Minifters 
Herrfurth wird berfelbe abgelehnt und das Gejeh gemäß den Kom= 
miffionsbejchlüffen angenommen. ‚ 

24. Januar. (Reichstag) Der Reihshaushaltsetat 
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wird endgültig genehmigt; er balanciert in Einnahme und Ausgabe 
mit 1,193,082,286 Marl. Der von den verbünbeten Regierungen 
dem Reichötage vorgelegte Etatsentwurſ balancierte mit 1,208,664,739 
Marl. In dem vom Reichdtage angenommenen neuen Gtat für 
1890/91 betragen die fortbauernden Ausgaben 852,151,865 Mark, 
bie einmaligen Ausgaben des ordentlichen Etats 68,753,368 Marl, 
die einmaligen Ausgaben des außerorbentlichen Etat? 272,207,053 
Mark, jo daß die Gefamtausgabe ſich auf 1,193,082,286 Mark be- 
läuft. Diefelbe hat in der dritten Lefung des Etatö gegenüber ben 
Beichlüffen der zweiten Leſung eine Erhöhung von 333,000 Mark 
erfahren, und zwar dadurch, daß einmal in ben einmaligen Aus— 
gaben des ordentlichen Etat? bie 187,000 Mark für das Dienft- 
gebäude des Auswärtigen Amtes neu eingeftellt und daß für das 
Dienftgebäude ber Poſt in Frankfurt a. M. nicht 300,000 Mart 
geftrichen wurden, fondern nur 154,000 Mark, demnach 146,000 
Mark neu einzuftellen waren. GEntiprechend der Ermäßigung ber 
Geſamtausgaben im Etat find auch bie Einnahmen aus Matrifular- 
beiträgen und Anleihebeträgen berabgefegt worden, fo daß der Etat 
nunmehr in Einnahme und Ausgabe fi) auf 1,193,082,286 Marf 
beläuft. 

Der Antrag Richter betreffend Herabfegung der Kohlen— 
fradttarife auf den deutfchen Eifenbahnen wirb abgelehnt. 

24. Januar. Dem Abgeorbnetenhaufe geht eine Denkſchrift 
bes Kultusminiſters über die praftifche Borbildung zum höhe— 
ren Schulamte zu. 

24. Januar. Ein Kronrat unter Borfig des Kaiſers und 
unter Teilnahme des Fürſten Bismard behandelt die Verlängerung 
und Modifikation de Sozialiftengejeßes. 

24. Januar. Zwiſchen Preußen und Belgien fommt ein 
Zeilungsvertrag betreffend das neutrale Gebiet Mores net zu ftande. 

25. Januar. (Reichatag.) Bei der dritten Lefung des So— 
zialiftengejeßes erregt e3 Aufjehen, daß Fürſt Bigmard fih an 
ber Beratung nicht beteiligt. Viel bemerkt wird eine Rebe des 
Prinzen Garolath (Reichapartei). Schließlich wird das Gejeg mit 
167 gegen 98 Stimmen abgelehnt, da die Zonfervative Partei 
gegen das Geſetz in feiner befchränkten Form votiert. 

25. Januar. Der Reichdtag wird im Weißen Saale durch 
den Kaiſer perjönlich mit folgender Rede gejchlofjen: 

Geehrte Herren! Sie ftehen am Schluſſe der fiebenten Legislatur— 
periode des Reichstags. Die verflofenen drei Jahre bilden in der Entwid: 
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lung bes Reich einen Abjchnitt von jo hervorragender Bedeutung, daß es 
Mir Herzenäbebürfnis ift, von diefer Stelle aus in Erinnerung zu bringen, 
zu welchen Ergebniflen für das Vaterland Ihre und ber verbünbdeten Regie 
rungen —— Thätigkeit geführt hat. Durch den Hintritt Meines Hoch⸗ 
eligen Großvaters und Vaters, der beiden erſten deutſchen Kaiſer geſegneten 

ndenfeng, iſt das Reich ſchwer betroffen worden, aber erhebend haben ſich 
bei dieſem Anlaß bie Treue und der ſtarke monarchiſche Sinn des Volles 
fundgegeben. Bor Ihnen, ala den berufenen Vertretern des Volkes, ſei da: 
für noch einmal Mein kaiferlicher Dank ausgeſprochen. 

Wenn die Veränderungen, welche in fchneller Folge fich an ben Heim: 
ang ber Kaiſer Wilhelm und Friedrich Enüpften, in Frieden ſich vollzogen 
babe, fo gebührt die Anerkennung bafür auch dem Reichätage, befjen ein- 

chtige Vaterlandsliebe bereitwillig mitgewirkt hat, um unjere Wehrfraft zu 
ftärten und dauernd ficherzuftellen.. Sie haben, geehrte Herren, durch Ihre 
Beichlüffe dazu beigetragen, dem Reich die Weltitellung zu gewährleiften, 
bermöge deren es zur Erfüllung der Aufgabe befähigt wird, mit dem ihm 
im Rate ber Völker gebührenden Gewichte für die Güter bed Friedens und 
ber Gefittung —— einzutreten. 

Auch auf wirtſchaftlichem Gebiete iſt die Geſetzgebung durch Ihre 
Mitwirkung weſentlich gefördert worden. Insbeſondere gereicht es Mir zur 
Genugthuung, daß durch die Erweiterung der den Innungen zuſtehenden 
Befugniſſe dem Handwerkerſtande die Möglichkeit erleichtert worden iſt, ſeine 
Widerſtandskraft und ſein wirtſchaftliches Gedeihen durch den Zuſammen— 
ſchluß zu gemeinſamer Thätigkeit kräftiger als bisher zu fördern. Mit be: 
ſonderer Befriedigung habe Ich die fortſchreitende Durchführung der in ber 
Botſchaſt Meines Hochſeligen Herrn Großvaters vom Jahre 1881 ausge— 
ſprochenen Gedanken durch den weiteren Ausbau der Unfallverficherungs: 
Gejeßgebung und namentlich durch die Vereinbarung bed Jnvaliditäts: und 
Altersverficherungs-Gejeßes begrüßt. Den ber fFürforge vorzugsweiſe be- 
bürftigen Gliedern des Volkes ift dadurch für bie Sicherung ihrer Zukunft 
eine Gewähr geboten, welche für den inneren Frieden des Vaterlandes von 
guten Erfolgen begleitet jein wird. Bleibt auch auf diefem Gebiete noch 
vieles zu thun übrig, fo bin Sch doch überzeugt, daß der Anteil, welchen 
ber Reichstag an dem bereit? Erreichten hat, im Volke nicht dergefien werben 
wird. Auf den gewonnenen Grundlagen wird fich weiter bauen lafjen, um 
den arbeitenden Klaſſen die Gewißheit zu verichaffen, bat die geſetzgebenden 
Gewalten für ihre berechtigten Intereffen und Wünfche ein warmes Herz 
— und daß eine befriedigende Geſtaltung ihrer Lage nur auf dem Wege 

iedlicher und geſetzmäßiger Ordnung zu erreichen iſt. Es iſt Mein dringender 
Wunſch und Meine ——— daß es dem folgenden Reichstage gelingen 
möge, im Verein mit den verbündeten Regierungen für die auf dieſem Felde 
notwendigen Verbeſſerungen wirkſame geſetzliche Formen zu ſchaffen. Ich 
betrachte es als Meine ernſte und erhabene Aufgabe, auf die Erfüllung dieſer 
Hoffnung hinzuwirken. 

Durch die Beſeitigung der Witwen: und Waifengelbbeiträge ift unter 
Ihrer Mitwirkung den Beamten eine nicht zu unterſchätzende Wohlthat er: 
wieſen. Reicht diejelbe auch nicht hin, um allen berechtigten Wünfchen ber 
minder günftig geftellten Beamtentlaffen zu genügen, fo haben Sie doch 
durch Ihr Votum den verbündeten Regierungen die mit Dank zu begrüßende 
Gewißheit verichafft, daß deren auf eine hinreichende Verbefjerung der untern 
und mittlern Stellen gerichteten Beitrebungen auf die Zuftimmung des Reichs: 
tages und damit auf baldige Verwirklichung rechnen dürfen. 

Für Ihre nunmehr abgeichlofjene treue und mühevolle Arbeit danke 
IH Ihnen in Meinem und ım Namen Meiner hohen Verbündeten. Ich 
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entlaffe Eir mit bem Wunſche, da das fortichreitende friedliche Gebeihen 
des VBaterlandes und die daraus erwachſende Zufriedenheit der Bevölkerung 
uns als willtommener Lohn Ihrer Thätigkeit beichieden jein möge! 

Aus dem völligen Schweigen der Thronrebe betreffs des So— 
zialiftengefeßes wird auf Meinungsverjchiedenheiten innerhalb der 
Regierung geichlofien. 

26. Januar. (Bohum.) Die Delegiertenverfamm- 
lung der Arbeiter hält an den von den Arbeitgebern zurüdge- 
wiefenen Forderungen, insbejondere der Erhöhung des Lohnes um 
50 Proz. feft, fieht aber von einem Strife zunächſt ab. 

26. Januar. (Ejchweiler.) Die Bergarbeiterverfamnt: 
lung bes örtlichen Vereins beichließt vom 1. Februar ab zu ftreifen, 
fall3 die Forderungen der Arbeiter bis dahin nicht befriedigt find. 

29. Januar. Anläßlich der Behauptung oppofitioneller 
Blätter, die Regierung werde fich zu den Nationalliberalen 
wegen der Abitimmung über das Sozialiftengejeß feindlich verhalten, 
fchreibt die „Nordd. Allg. Zeitung“: 

„Die Regierung ſah in der fozialiftiichen Bewegung eine Gefahr für 
ben Staat und für die Zivilifation, der ve fie das jeit einem Jahr: 
zehnt beftehende Maß von Schuß nicht abjchwächen darf. ohne der Nation 
gegenüber für die fyolgen dieſer Abſchwächung verantwortlich zu erden. 
Hätte der Reichstag jelbitändig einen Beihluß zu ftande gebracht, welcher 
den Regierungen weniger gegeben hätte, als fie gefordert hatten, jo wären 
legtere in bie Lage gekommen, fich zu entichließen, ob fie utiliter acceptieren 
wollten, was der Keichdtag anbot, und lieber ein ihrer Meinung nad uns 
zulängliches Schußgejeg annehmen, ala zeitweis ganz ohne ſolches bleiben 
wollten. Etwas anderes aber war ed, von den Regierungen zu verlanacır, 
daß fie felbft freiwillig ihre Vorlage verjchlechtern und die Verantwortlichteit 
für die Derfchlechterung mit dem Reichstage teilen follten. Die National: 
liberalen beurteilen die jozialdemofratiiche Bewegung bisher noch anders. 
Sie ſchätzen die Gefahr, mit welcher die Gejellichaft von bderjelben bedroht 
ift, geringer und find bereit, die Ablehnung bes $ 24 der Sozialijtenvorlage 
vor ihren Wählern zu vertreten. Dieſe Meinungsverjchiedenheit zwiſchen ber 
Regierung und ber nationalliberalen Partei wird durch die Greigniffe der 
Zukunft Früher oder jpäter auögeglichen werben, aber ihr heutiges Bejtehen 
zu einer Feindſchaft aufbaufchen zu wollen, ift ein unehrliches Parteibeftreben, 
durch welches weber bie Feſtigkeit des Kartelld noch die Stellung ber Kartell: 
parteien zur Regierung gejchädigt werben wird.” 

29. Januar. Zur Reichstagswahl jchreibt die „Kreuzzeitung“: 

Wie können diejenigen noch zufammengehen, die über biefen Kardinal: 
punkt (nämlich die Ausweiſungsbefugnis) verjchieden denken? Von irgenb: 
welcher ferneren Nachgiebigfeit nationalliberalen und freifonfervativen An: 
forderungen gegenüber * auf konſervativer Seite jetzt ſelbſt da keine Rede 
mehr ſein, wo man das äußerſte Entgegenkommen bisher für patriotiſche 
Pflicht gehalten Hat. Worauf es nunmehr ankommt, iſt, mit aller Kraft 
dahin zu wirken, daß ein Reichstag gewählt werde, der das Sozialiftengeich 
in einer der Regierung genehmen Faſſung annimmt. Wollen fich die National: 
liberalen dem nicht norh nachträglich anbequemen, was ihnen glücklicherweiſe 
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—— bleibt, fo würden fie gradezu ala Gegner behandelt werben 
en. 

29. Januar. (Pofen.) Der polnifhe Rechtsſchutzver- 
ein ftellt wegen Mangels an Mitteln feine Thätigfeit ein. 

30. Januar. (Schlefien.) Der Oberpräfibent von Schlefien 
erflärt in der Antwort auf die Befchwerde bes Oberjchlefiichen Ar- 
beitervereind an den Minifter Maybach über die Beſchäftigung 
ausländifcher Bergarbeiter bdiefelbe für unbegründet. Die 
wenigen italienischen Arbeiter feien unentbehrlich, die galizifchen 
bereit3 ausgewieſen, die ruffiichen kehrten abends nach Haufe zurüd 
und fönnten nicht ausgewieſen werben. 


31. Januar. Fürft Bismard wird der Leitung des 
Minifteriums für Handel und Gewerbe entbunden, und 
an feiner Stelle der Oberpräfident der Rheinprovinz dv. Berlepjch 


ernannt. 

In der Preſſe erfährt diefer Wechjel die Auslegung, baß im Gewerbe: 
weſen, Be in der Arbeiterjchußfrage eine andere Richtung eingejchlagen 
werben joll. 

31. Januar. Der Kaifer verleiht der Stadt Hannover den 
. Zitel „Haupt- und Refidenzitadt“. 

3. Februar. Die „Nordd. Allg. Zeitung” erklärt die von 
ben Zeitungen zu dem Wechſel im Handelsminifterium ge- 
äußerten Vermutungen für grundlos. 

Die Wahrheit jei, daß Fürſt Bismarck jeit Jahr und Tag das Be: 
ae gehabt habe, jeinen Wirkungskreis einzufchränfen. Demjelben Wunfch 
ſei ſchon der Verſuch entjprungen, ın den Kolonialſachen verantwortlich ver: 
treten au werden, weil ber a berjelben in den legten Jahren über das 
urfprüngliche Programm hinausgegangen ſei. Dies ſei heute noch nicht er: 
reichbar gewejen, weil nur durch Schaffung eines felbftändigen, nach den 
Grundſätzen des Stellvertretungägefeges hergeftellten Kolonialamt? möglich. 
Daher ſei der Wunjch nach Entbindung von dem Poiten des Minifters für 
Handel und Gewerbe entjprungen, nachdem die Aufgaben desſelben durch 
die Streil:Qewegungen und die anfchließenden fragen einen jolden Umfang 
erreicht, daß Fürſt Bismard nicht geglaubt habe, diejer — ferner im 
Nebenamte vorſtehen zu können. Daher habe er ſofort nach ſeiner Rückkun 
in der erſten Audienz beim Kaiſer gebeten, den Kreis ſeiner Thätigkeit d 
Wiederbeſetzung des Handelsminiſteriums mit einem ſelbſtändigen Chef ein— 
zuſchränken, und übereinſtimmend mit dem Staatsminiſterium ben Ober: 
präſidenten v. Berlepſch empfohlen. Die Motive ſeien alſo einfache und 
natürliche. Das Staatsminiſterium habe außerdem bie Frage ber Erweite— 
rung des Wirkungskreiſes des Gewerbe-Miniſteriums beim Kaiſer bereits 
angeregt. 

3. Februar. (Abgeordnetenhaus.) Bei Gelegenheit einer 
Debatte über die zu erwartende Steuerreform erklärt Minifter 


v. Scholz, keinerlei Mitteilung über dieſe machen zu können. 
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3. Februar. (Münden) Der Ausſchuß der Reichsrats- 
fammer erflärt die Rejolution des Abgeorbnetenhaufes, das Fönig- 
liche Plazet beziehe fi nicht auf Glaubenafachen, für nicht ver- 
foffungsmäßig. 

3. Februar. (Eſſen.) Der im vorigen Jahre von Kaiſer 
Wilhelm als Vertreter der Arbeiter empfangene Bergmann Schrö- 
ber erflärt fich offen ala Sozialdemokrat. 

4. Sebruar. (München.) Freiherr dv. Stauffenberg erklärt 
ala Referent für ben Eifenbahnetat bie in beutjchen Blättern 
vielfach gegen bie bayerifche Eifenbahnverwaltung gerichteten Vor⸗ 
würfe großenteild für grundlos. 

5. Yebruar. Der „Reich3-Anzeiger“ veröffentlicht folgende 
taijerlihhe Erlaffe: 


Ich bin entichloffen, zur Derbefjerung der Lage der beutfchen Arbeiter 
bie Hand zu bieten, jomweit Die Grenzen e3 geftatten, welche meiner Fürſorge 
durch die Notwendigkeit gezogen werben, die beutiche Induſtrie auf dem 
Weltmarke Lonturrenzfähig zu erhalten und dadurch ihre und der Arbeiter 
Eriftenz zu fichern. Rüdgang ber heimifchen Betriebe durch Berluft 
i Abſatzes im Auslande würde nicht nur bie Unternehmer, fo auch 
ihre Arbeiter brotlos machen. Die in ber internationalen Konkurrenz be: 

en Schwierigkeiten der Berbefferung der Lage unferer Arbeiter lafien 

nur internationale Berftändigung ber an ber Beherrichung bes 
Weltmarktes beteiligten Länder, wenn nicht überwinden, doch abſchwächen. 
In der Ueberzeugung, daß auch andere Regierungen von dem Wunjche be: 
feelt find, die Beftrebungen einer gemeinfamen Prüfung zu unterziehen, über 
welche bie Arbeiter diejer Länder unter fih fchon internationale Verband: 
lungen führen, will Ich, daß zunächſt in Frankreich, England, Belgien und 
ber Schweiz durch Meine bortigen Vertreter amtlich angefragt werde, ob 
die Regierungen geneigt find, mit uns in Unterhandlungen zu treten behufs 
einer ınternationalen Berftändigung über die Möglichkeit, denjenigen Be: 
bürfniffen und Wünfchen ber Arbeiter entgegenzuftommen, welche in den Aus: 
ftänden ber Ießten Jahre und anberweit zu Tage getreten find. Sobald bie 
Zuftimmung zu Meiner Anregung im Prinzip getvonnen fein wird, beauf: 
trage ich Sie, die Kabinette aller der Regierungen, welche an ber Arbeiter: 
frage ben gleichen Anteil nehmen, zu einer Konferenz behufs Beratung über 
ie — Fragen einzuladen. 

‚4. Februar 1890. Wilhelm. IR, 
An ben Reichälanzler. 

Bei Meinem Regierungsantritt habe Jch Meinen Entſchluß kund—⸗ 
gegeben, bie fernere Entwidlung Unſerer Gejepgebung in ber gleichen Rich: 
tung zu ‚in welder Mein in Gott rubender Großvater fich ber Für— 
forge für den wirtjchaftlich ſchwächern Zeil bes Volkes im Geifte chriftlicher 
Eittenlehre angenommen hat. Eo wertvoll und erfolgreih die durch Die 
Gefeßgebung und Berwaltung zur Berbefferung ber Lage bed Arbeiterftandes 
bisher getroffenen Maßnahmen find, jo erfüllen diefelben boch nicht die ganze 
Mirg Aufgabe. Neben dem weitern Ausbau der Arbeiter-Berficherungs: 

ejeggebung find die beftehenben Borfchriften ber Gewerbeordnung über bie 

Der mie ber fyabrifarbeiter einer Prüfung zu unterziehen, um den auf 

diejem Gebiet laut gewordenen Klagen und Wünjchen, joweit fie begrünbet 
2* 


20 Das deutihe Keich uud feine einzelnen Glieder. (Febr. 5.) 


find, gerecht zu werben. Diefe Prüfung hat davon auszugehen, daß es eine 
der Aufgaben der Staatögewalt ift, die Zeit, die Dauer und bie Art_ber 
Arbeit jo zu regeln, daß die Erhaltung der Gefundheit, die Gebote ber Sitt: 
lichteit, die wirtichaftlichen Beduͤrfniſſe der Arbeiter und ihr Anjpruch auf 
geiehliche Gleichberechtigung gewahrt bleiben. Für die Pflege des Friedens 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſind ——— ir hei en über 
die Formen in Ausficht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, 
weiche ihr Vertrauen befiger, an der Regelung gemeinfamer Ungelegenheiten 
beteiligt und zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen bei Verhandlung mit ben 
Arbeitgebern und mit den Organen Meiner Regierung befähigt werden. Ze 
eine ſolche Cinrihtum: ift den Arbeitern ber freie und friedliche Au 
ihrer Wunſche und Veſchwerden zu ermöglichen und den Staatöbehörben 
Gelegenheit zu geben, fich über die Verhältnifie ber Arbeiter fortlaufend zu 
unterrichten und mit den lehtern — zu behalten. Die ſtaatlichen Berg⸗ 
werte wünſche Ich bezüglich der Fürſorge für Arbeiter zu Muſteranſtalten 
entwickelt zu jeten und für den Privat: ® ergbau erjtrebe 34, bie Om erftellung 
eines organischen Verhältniſſes Meiner Bergbeamten zu be en —* 
einer der Stellung der Fabrik-Inſpektionen entſprechenden Aufficht, wie 
bis zum Jahre 1869 beſtanden hat. Zur Vorberatung dieſer Fragen — 
Ich, daß der Staatsrat unter Meinem Borfige und unter —— der⸗ 
jenigen ſachkundigen Perjonen zufammentrete, welche Ich dazu beru 
Die Auswahl ber lektern behalte Ich Meiner Beftiunmung vor. Inter den 
Schwierigfeiten, welche ber Ordnung ber Arbeiterverhältniffe in dem von 
Dir beabjichtigten Sinne entgegenftehen, nehmen diejenigen, welche auß ber 
Notwendigkeit der Schonung ber peimifchen Induſtrie in ihrem Wettbeiwerb 
mit dem Auslande jich ergeben, eine hervorragende Stelle ein. Ich babe 
daher den Reichsfanzler angemwiejen, bei den Regierungen ber Staaten, beren 
Induſtrie mit der unfrigen ben Weltmarkt beberricht, ben Zufammentritt 
einer Konferenz anzuregen, um bie Herbeiführung ei er internatio- 
naler Regelungen der Grenzen für bie Anforderungen anzuftreben, welche an 
die Thätigkeit der Arbeiter geftellt werben bürfen. Der Reichstanzler wird 
Ihnen Abichrift Meines an ihn gerichteten Erlafjes mitteilen. 

Berlin, 4. Februar 1890. Wilhelm R. 

An die Miniiter der öffentlichen Arbeiten 
und für Handel und Gewerbe. 


5. Februar. Sämtliche Blätter fehen in den Kaiferlichen 
Grlajien Alte von epochemachender Bedeutung, weifen aber auf 
die großen praftiichen Schwierigkeiten und den Gegenſatz zu ben 
bizherigen Anſchauungen des Reichskanzlers hin. Freifinnige Blätter, 
wie auch die „Nationalzeitung“ vermifjen die minifterielle Gegen- 
yeihnung. Die „Kölnische Zeitung” führt dagegen aus, die Erlaffe 
jeten nicht gejeßgeberifche Akte, jondern bloß perfönliche Anweifungen 
an die Miniiter, die naturgemäß von niemandem fontrafigniert fein 
fönnten. Ginzig die „Nordd. Allg. Zeitung“ ſchweigt gänzlich über 
die Erlafje; dagegen jchreibt fie: 

Im Hinblid auf die bevorjtehenden Wahlen hat Eugen Richter es 
wohl für taktijch richtig erachtet, gegen ben Reichskanzler den Berbacht zu 
erregen, als ob er beubfichtigt hätte, der Arbeiterbewegung im Mai mit ber 


Verhängung des Belagerungszuftandes entgegenzutreten. In Wahrheit bat 
feiner der Minifter eine ſolche Maßregel Beabhichtigt oder gebilligt; fie haben 
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biefelbe im Gegenteil, nachdem fie von anderer Seite angeregt war, einftimmig 
abgelehnt. Die Entbebung des damaligen Oberpräfidenten von Weitfalen 
von feinem Amte wurde gerade dadurch veranlaßt, daß derjelbe für angezeigt 
hielt, den Belagerungszuitand über das Streifgebiet zu verhängen. Am ent: 
jchiebeniteu hat gerade der Kanzler dieſen Gedanfen befämpft; derjelbe ſtand 
im geraben Widerſpruch mit der noch heute von ihm vertretenen Auffajjung, 
daß bie Regierung bem Streit gegenüber ſich darauf beichränten jolle, ‘Per: 
fonen und Eigentum ſowie das Arbeitärecht der nicht jtreifenden Arbeiter zu 
ſchützen, im übrigen aber fich jeder Intervention zu enthalten. Auch das ıjt 
unwahr, daß die fernere Ausbildung ber Arbeiterfchußgeießgebung an dem 
perjönlichen Wiberftreben bes Fürſten Bismard ein Hindernis gefunden habe. 
In ber Situng des Reicyätages vom 9. Mai 1885 hat der Reichstanzler 
feine Stellung zu ber wichtigiten Frage ber MEDENEL LURREIEFRE NG, der 
der Sonntagstuhe, eingehend dargelegt. Nach jenen Auslafjungen kann es 
feinem Zweifel unterliegen, dab der Reichäfanzler fein prinzipieller Gegner 
ber obligatoriſchen Sonntagsruhe if. Man braudt nur die Verhandlung 
burchzulejen, um fich zu überzeugen, daß es gerade der Reichäfanzler war, 
welcher bei ber Diskuffion der Frage der obligatorischen Sonntagsruhe die 
wirklichen Intereffen der Arbeiter vertrat. 

iegegen wird eingewandt, daß der Kanzler bamal3 im Intereſſe des 
Berbienftes der Arbeiter gerade gegen die obligatoriiche Sonntagsruhe 


auägefprochen Habe. 

6. Februar, (Abgeordnetenhaus) Der Antrag Brömel, 
Erwägungen über Bereinfahung und Herabjegung der Eijen- 
babntarife eintreten zu laffen, wird an eine Kommilfion ver- 
wiejen. 

6. Februar. (Münden) Der Ausfchuß der Reichsrats- 
fammer erklärt die Frage, ob die Altkatholiken eine eigene, von 
der Katholischen Kirche unterjchiedene Religionsgemeinſchaft bilden, 
für noch nicht entjchieben. 

8. Februar. Fürſtbiſchof Kopp von Breslau verdffent- 
licht einen Erlaß, worin er die fatholifchen Wähler abmahnt, So— 
zialdemofraten in den Reichdtag zu wählen. 

9. Februar. Der Gejhäftsbericht des Reichsverjiche- 
rungsamts ergibt, daß die Zahl der im Jahre 1889 zur Kennt» 
ni3 gelangten Unfälle 173,106, die der entjchädigten Unfälle 31,439 
betrug. Davon hatten zur Folge 5166 den Tod, 3003 eine dauernde 
völlige, 15,699 eine dauernde teilweife und 7571 eine vorübergehende 
Erwerbaunfähigteit; die 1889 verausgabten Entjchädigungen betrugen 
nach vorläufiger Ermittlung 14,216,422 Mark gegen 9,681,447 Marf 
im jahre 1888, 5,932,930 Mark im Jahre 1887 und 1,915,366 
Mark im Jahre 1886. 

9. Februar. Unterftaatäfetretär Bofje wird zum Staats— 
ſekretär des Staat3rats ernannt; ferner zu Mitgliedern: Fürſt 
von Pleß, Oberftjägermeifter, Generallieutenant a la suite der Armee, 
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Freiherr v. Stumm, Geheimer Kommerzienrat auf Halberg, Kreis 
Saarbrüden, Krupp, Geheimer Kommerzienrat zu Eſſen, Hinzpeter, 
Geheimer Oberregierungsrat zu Bielefeld, Freiherr v. Huene, Ritter- 
gutöbefiger, Major a. D. zu Groß-Mahlendorf bei Grüben, Dr. 
Ritter, Generaldireltor zu Schloß Waldenburg in Schlefien, Jencke, 
königlich jächfifcher Geheimer Finanzrat a. D., Graf Douglas zu 
Alcherdleben, A. v. Heyden, Profeffor zu Berlin. 


10. Februar. (Münden) Die Kammer der Reichsräte 
nimmt bie Ausfchußanträge bezüglich des Plazet und der Alt- 
katholiken an (vgl. 6. Yebruar). 


11. Februar. Der Kaijer eröffnet den Staatdrat mit 
folgender Rebe: 


Meine Herren Mitglieder des Staatsrat?! Dur Meinen Erlaß 
vom 4. da. find Sie davon unterrichtet worden, dat es Mein Wille ift, das 
Gutachten des Staatörat3 über diejenigen Mafnahmen zu hören, welche zur 
befjern Regelung ber Berhältnifje des Arbeiterftandes erforderlich find. Es 
entfpricht der Bedeutung, welche der Staatörat in ber Monardie einnimmt, 
daß die wichtigen, auf diefem Gebiete einer gebeihlichen Löſung harrenden 
Fragen don Ihnen einer gründlichen Erwägung unterzogen werben, bevor 
die aufzuftellenden Gejepentwürfe an die parlamentarifchen Körperfchaften 
gelangen, benen bie endgültige Beichlußfaffung darüber verfafjungsmäßig zu: 
jteht. Ich Iege Wert barauf, daß ber aus ben verfchiedenften Berufskreiſen 
—— Staatsrat auf Grund der in ihm vertretenen praktiſchen 
Erfahrungen die von Mir in Ausficht genommenen Borjchläge auf ihre Zived: 
mäßigfeit, Ausführbarfeit und Tragweite einer gewifjenhaften und vorurteils- 
freien Prüfung unterzieht. 

Ernft und verantwortungsvoll ift die Aufgabe, zu beren Löfung Ich 
Sie hierher entboten habe. Der den Arbeitern zu gewährende Schuß gegen 
eine willfürliche und fchranfenloje Ausbeutung der Arbeitskraft, der Umfang 
ber mit Rüdfiht auf die Gebote ber Men‘ lichkeit und der natürlichen 
Entwidlungsgejege einzuſchränkenden Kinderarbeit, die Berüdfichtigung der 
für das Familienleben im fittlicher und wirtjchaftlicher Hinſicht wichtigen 
Stellung ber Frauen im Haushalte der Arbeiter und andere damit zu: 
ea: Press Verhältniſſe des Arbeiterftandes find einer verbeflernden 
— faͤhig. 

abei wird mit ſachkundiger Beſonnenheit erwogen werden müſſen, 
bis zu welcher Grenze unſere Induſtrie eine durch ſtrengere Vorſchriften zu 
Gunſten der Arbeiter erhöhte Belaſtung der Produktionskoſten ertragen kann, 
ohne durch Wettbewerb auf dem Weltmarkte die lohnende Bejchäftigung ber 
Arbeiter beeinträchtigt zu jehen. Dadurch würde ftatt der von Mir erjtrebten 
Förderung eine Schädigung ber wirtjchaftlichen Lage der Arbeiter herbei: 
geführt werben. 

Um diefe Gefahr zu vermeiden, bedarf e3 eines Maßes weifer Be: 
fonnenheit. Denn die glüdliche Löfung biefer unjere Zeit beherrichenden 
ragen ift um fo wichtiger, als diejelbe mit der von Mir angeregten inter: 
nationalen Verftändigung über diefelben in erfichtlicher Wechſelwirkung fteht. 
Nicht minder wichtig für die Sicherung eines friedlichen Verhältniffes zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern find die Formen, in welchen den Arbeitern 
damit die Gewähr dafür zu bieten ijt, daß fie durch Vertreter, die ihr Ver: 
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trauen befigen, an ber Regelung ihrer gemeinfamen Thätigkeit beteiligt und 
Ei — ihrer Snterefen in Verhandlung mit ben Arbeitgebern 
igt werden 
Es wirb zu erfireben jein, "die Bertretungen ber Arbeiter mit ben 
ftaatli Berg: und Auffichtöbeamten in Verbindung zu jeßen und auf 
dieſe Weife Formen und Ordnungen zu fchaffen, durch welche ben Arbeitern 
ber freie und friedliche Ausdrud ihrer Wünſche und Intereſſen ermöglicht 
und ben flaatlichen Behörden Gelegenheit geboten wird, durch Anhörung ber 
unmittelbar Beteiligten fortlaufend über die Derhältniffe ber Arbeiter zu: 
verläffig et zu werden unb mit ben legtern bie münfchenäwerte 
Fühlung zu beha m. Luc die weitere Entwidlung der ftaatlichen Betriebe 
zu muftergültigen Vorbildern einer wirkſamen Arbeiterfürforge bedarf ber 
eingehendften fachlundigen Erwägung 
vertraue auf bie Benährt treue Seen des Staatsrats bei 
den Arbeiten, die ihm jetzt bevorſtehen. ne nicht, daß gerade auf 
dieſem Gebiete nicht alle wünfchenswerten Berbefferungen allein durch ftaat: 
a 4 Maßnahmen zu erreichen . Der freien Liebesthätigfeit ber Kirche 
age ng verbleibt daneben ein weites Feld —— Entfaltung, durch 
welche die ichen Anordnungen unterſtützt und befruchtet werden müſſen, 
um zu vo irkſamkeit zu — gelangen. 
Aber wenn ed mit Gottes Hilfe gelingt, die berechtigten Intereſſen 
bes arbeitenden Volles auf Grund der von Ihnen zu machenden Borjchläge 
befriedigen, jo wird Ihre Arbeit Meines Königlichen Dantes und ber 
ne ber Nation gewiß fein dürfen. Die Ihrer Beratung zu unter: 
fiellenden Borlagen werden Ihnen unverweilt zugehen. Ich beftimme zur Teil: 
nahme an ber ——— die beiden Abteilungen" für Handel, Gewerbe, öffent: 
Bauten, Eifenbahnen und Bergbau und für Angelegenheiten der inneren 
Berwaltung, denen Ich eine Anzahl —— Perſonen zuweiſen werde. 
Die Bag re biejer — — erſuche Ich, ſich am 26. ba. 11 Uhr 
in ben ihnen zu bezeichuenden Räu feiten zu verfammeln. 
beftimme Sch Oberbürgermeifter Miquel und 
zum Sorreferenten ben Geheimen fyinanzrat ende. 
Ich behalte Mir vor, nad Abſchluß der Abteilungsberatun ben 
Wiederzufammentritt des Staatörats zu bejtimmen unb wünjche Ihnen zu 
—— Ihrer Habe ben Segen von oben, ohne welchen menjchliches Thun niemals 


7 Februar. Durch den Abgeordneten v. Eynern wird fol- 
genbe private Aeußerung des Kaiſers bekannt: 


Ob wir nun Dank oder Undank für unfere Beſtrebungen für Die 
—— Wohles der arbeitenden Klaffen ernten, in dieſen Beſtre— 
et erlahmen. ch — die Ueberzeugung, daß dieſe 

li Fürſorge uns zu bem Ziele führen wird, bie arbeitenden Klafjen 
mit ihrer Stellung innerhalb o gefeliceftlichen Ordnung zu —— 
—— geben biefe Beftrebungen Mir für alles, was wir thun, ein ruhiges 


11. Februar. (München.) Die Kammer der Reicharäte er- 
Härt fich gegen die Zulaffjung der Redemptoriften im beutfchen 


®. Februar. Berjchiedene Blätter jehen in der kaiſerlichen 
Rede eine Einjchränkung des Inhaltes der Erlaffe, welche fie dem 
Einfluffe des Fürften Bismard zufchreiben. 
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12. Februar. Die „Tägliche Rundſchau“ berichtet Folgendes 
bezüglich der kaiſerlichen Erlaffe: 

„Als Fürſt Bismard kurz vor Schluß des Reichstags von Friedrichs— 
ruh bier eintraf, war ihm die Abficht des Kaiſers, in einer Anſprache an 
das Volk fein Verhalten gegenüber der jozialiftiichen Bewegung Elarzulegen, 
genau befannt, und ebenfo war der Monarch auf den Entichluß des Kanz— 
lerd, fein Amt als SHandeläminifter niederzulegen, durchaus vorbereitet. 
Des Kanzlers Vorhaben entiprang nicht dem Gefühl der Ermüdung und 
dem Verlangen nach Entlaftung von einem gewichtigen Teil preußijcher Ge- 
ichäfte, fondern es drängte fich ihm nach den Grundzügen ber beiden Erlafie 
die politijche Notwendigkeit auf, das Handeläminifterium an einen bejonderen 
Minifter abzugeben. Die Hauptjäge der faiferlihen Kundgebung Hatten 
zum Berfafler den Kaifer jelbit, der Hierbei von den Gefichtäpunften ſich 
hatte leiten laſſen, die ji ihm aus dem Vergleich der Berichte der Gruben: 
befißer mit den Darlegungen der Bergarbeiter hatten aufdrängen müfjen.“ 
.... Der Kanzler bejtand nun jofort darauf, daß in der Thronrede vom 
Sozialijtengejeß nicht die Rede fein follte, fchon damit die Anfprachen des 
Kaiſers durch a Erklärungen nicht eine Abſchwächung er— 
führen, und bevor hierüber eine Verftändigung erfolgte, war bie Schliekung 
des Reichätages unmittelbar bevorftehend. Es ift richtig, daß nicht mehr die 
Zeit blieb, dem Kaiſer ein gedrudtes Gremplar der Thronrede zu über: 
reihen: er war genötigt, die Schlußrede nach einer Abfchrift des verein- 
barten Zertes zu verlefen. Zwei Tage nad dem Reichstagsſchluß wurde 
nun an die Faffung der Erlaffe herangegangen und rühren einzelne Aende— 
rungen des Kaiferlichen Entwurf3 vom Sanzler ber, ber unter Vorwiſſen 
bes Bundesrats wie des preußiſchen Staatöminifteriums Zufäße und Ab: 
ftriche vornahm, jo war * alles Weſentliche unverändert geblieben, ſo 
daß in jedem Betracht von Kaiſerlichen Erlaffen geſprochen werden muß. 
Vereinbart wurde das Wegbleiben jedweder Gegenzeichnung und die Veröf: 
fentlichung durch den „Staatd: uud Reichdanzeiger.“ Wie es nicht anders 
jein fonnte, ging das Manuſtript der Erlaffe dem amtlichen Blatte vom 

ürften Bismard zu, der ald Kanzler und preußifcher Minifterpräfident 
Herr des „Reichd: und Staatsanzeigers“ ift. Die kanzleriichen Aenderungen 
des faiferlichen Tertes bezwedten, den weiteren Entſchließungen der Krone 
bie Freiheit der Entfcliegung zu fihern. Bon grundfäßlichen Einreden des 
eriten Minifters im Reiche und in Preußen war zu feiner Zeit auch nur 
das Geringjte befannt geworden, eben weil an den Vorbeſprechungen Fürſt 
Bismarck nicht mehr Zeil nahm. Hätte er dies Nebenamt behalten, fo 
würde er dem Inhalt der Erlafie nicht haben zuftimmen fünnen, und um 
die Stabinetsfrage zu ftellen, waren die ftreitigen Punkte bem Kanzler nicht 
durchichlagend genug. Die dee, mit den Grlaffen zunäcft den Staatärat 
zu befaffen, entiprang dem Wunfche, die eigentlich amtlichen Erwägungen 
zeitweilig vertagt zu toiffen. Die etwaigen Bejchlüffe des Staatsrats find 
für feinen der offiziellen Faktoren verbindlich, und es wird alfo Zeit ge: 
wonnen, um endliche -Entichließungen exit fajjen zu brauchen, nachdem über 

weck und Ziel der Erlaffe das Urteil weithin fich geklärt Hat. Der 

anzler erachtet die moralifche Wirkung der Erlafje für jo erheblich, da 
der Ausfpruch, diefer ideale Punkt, nicht der Umfang der thatfächlichen Er: 
gebniffe, jei die Hauptfache, auf ihn zurüdgeführt wird.“ 


13. Februar. (München.) Abgeordnetenhaus. Bei Beratung 
des Hultusbudgets erklärt Minijter Crailsheim bezüglich der 
Alttatholifenfrage: 
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Die Regierung werde fi an die Kirchenbehörben wenden und ge: 
ebenenfalld die Altkatholiften als eine eigene Religionsgejellichaft erklären; 
Fobald bieje Regelung eingetreten, werde die Regierung einen vom Katholi: 
zismus zum Altkatholizismus übertretenden Geiftlichen ala abtrünnig be: 
trachten und unter Umftänden auf Anrufen der Kirchenbehörde von feinen 
Pfründen entfernen. Weiter ala zu diejer Abftellung des thatjächlichen Zu: 
ftandes könne die Regierung nicht gehen, im Prinzip müfle fie an ihrer 
Rechtsauffaſſung betreffs bes Placet3 fefthalten. 

Die Majorität des Haufes erflärt fich auch durch diefe Konzeſſionen 
noch nicht für befriedigt. 

14. Februar. (Breslau.) Unter Berufung auf die faijer- 
lichen Erlaſſe petitionieren jämtliche Arbeiter und Handwerker 
der Eifenbahnwerkftätten um Gehaltsaufbeſſerung. 

14. Februar. Freiherr v. Hammerjtein erläßt folgende 
Erflärung: 


Ju Nr. 45 der KHölnifchen Zeitung findet fich die angeblich aus der 
Gütersloher Zeitung eutnommene Nachricht ich hätte die Abficht geäußert, 
im Fall meiner Wahl zum Reichstage „mit dem rechten Flügel aus der 
beutichfonjervativen Traktion auszufcheiden und mit den realtionären Ele— 
menten des Zentrums eine neue Parteigruppe zu bilden.* Dieſe Nachricht 
ift durchaus unwahr. 


15. Februar. Das „Armeeverordbnungsblatt“ veröffentlicht 
zwei faiferlihe Kabinetsordres. 
I. betreffend die Organifation des Kadettenkorps ıc.: 


„sch erachte e3 für notwendig, dat das Kadettenkorps auf der Grund: 
lage, welche Se. Majeität der Kaiſer und König Wilhelm I., Mein in Gott 
rubender Herr Großvater, in nie raftender Fürſorge für die Wohlfahrt der 
Armee durch Einführung bes Lehrplanes der Nealgymnafien ihm gegeben 
bat, nad) folgenden Gefichtöpuntten J eine weitere Ausgeſtaltung und 
Vertiefung ſeiner Lehraufgabe erfahren ſoll: 1) Zweck und Ziel aller, na— 
mentlich aber der militäriſchen Erziehung iſt die auf gleichmäßigem Zu— 
ſammenwirken der körperlichen, wiſſenſchaftlichen und religiös ſittlichen 
Schulung und Zucht beruhende Bildung des Charakters. Keine Seite der 
Erziehung darf auf Koſten der anderen — werden. Der wiſſenſchaft— 
liche Lehrplan des Kadettenkorps ſtellt aber nach Meinen Wahrnehmungen 
gegenwärtig zu weitgehende Anforderungen an eine große Zahl von og: 
lingen. Die Lehraufgabe muß durch Ausicheidung jeder entbehrlichen Gin: 
zelheit, insbejondere durch gründliche Sichtung des Memorirjtoffes durchweg 
vereinfacht werden, jo dab auch minder beanlagte Schüler bei entjprechendem 
Fleiße dein Änterricht ohne Heberanfirengung ef und den gejamten Lehr— 
ang in der vorgejchriebenen Zeit zurüdlegen fünnen. Was der Unterricht 
———— an Ausdehnung verliert, wird er an Gründlichkeit gewinnen. Nach 
dieſem Gefichtspuntte werden die Lehrer in allen Fächern und auf allen 
Stufen ihre Methode fortan einzurichten haben. 2) Bei aller Vereinfachung 
muß der Unterricht indeffen noch mehr dahin nutzbar gemacht werden, daß 
die Kadetten nicht allein die für den militärischen Beruf unmittelbar er: 
forderlichen Vorkenntniſſe und Fertigkeit gewinnen, jondern auch ein geiftiges 
Rüftzeug erhalten, welches fie befähigt, Felber dereinft in der Armee, der 
großen Schule der Nation, fittlich erziehend und belchrend zu twirfen, oder 
falls fie jpäter in einen anderen als den militärijchen Beruf übertreten, auch 
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da ihren Plaß auszufüllen. Im Religionsunterricht ift die ethiſche Seite 
beöjelben orzubeben und das Hauptgewicht darauf zu legen, daß bie 
Zöglinge in Gottesfurht und Glaubensfreudigfeit zur Strenge gegen ſich 
zur Duldjamfeit gegen andere erzogen und in der llebergeugung befeftigt 
werden, daß die Bethätigung der Treue und Hingabe an Herricher und 
Vaterland, gleichwie bie ng aller Pflichten auf göttlichen Geboten 
beruht. Der Gejchichtäunterricht muß mehr ala bisher das Verſtändnis für 
die Gegenwart und insbejondere für die Stellung unſeres Baterlandes in 
berjelben vorbereiten. Demzufolge wirb bie beutjche Geichichte insbeſondere 
die der neueren und neueften Zeit, ftärfer zw betonen, die alte Geichichte und 
die bes Mittelalter aber vornehmlich in dem Sinne zu lehren fein, daß 
der Schüler durch Beifpiele auch aus jenen Epochen für Heldentum und 
hiftorifche Größe empfänglich gemacht wird, fowie eine Anſchauung von ben 
Wurzeln und der Entwidelung unfrer Kultur gewinnt. Die Erdfunbe, bie 
politifche wie die phyfifalifche, Hat auf der unterften Stufe von der Heimat 
ausgehend, zunächft den geichichtlichen Unterricht auf den verfchiedenen Lehr: 
ftufen zu ergänzen und zu unterftügen. Das weitere Ziel des geograpifchen 
Unterrichts ıft, daß der Schüler mit feinem Baterlande und deſſen Eigenart 
aufs innigfte vertraut wird, aber auch dad Ausland verftehen und würbigen 
ernt. Das Deutſche wird Mittelpunft des gefamten Unterrichts. r 
Schüler iſt in jedem Lehrgegenſtande * freien —— der Mutter⸗ 
ſprache anzuleiten. In den deutſchen Lehrſtunden ſelbſt gleichwie im Lit— 
teratur-Unterricht iſt bei Auswahl ber Leſeſtücke, Vorträge und Aufſätze 
neben dem klaſſiſchen Altertum, ſeiner Sagen- und Kulturwelt, auch den 
germaniſchen Sagen, ſowie den baterländifchen —— und Schriftwerken 
ganz beſondere Berückſichtigung zuzuwenden, ber Schüler aber auch mit dem 
geiftigen Leben der anderen wichtigen Kulturvölker der Gegenwart durch 
inführung in einzelne Meifterwerte ihrer Litteratur befannt zu machen. 
Im Unterricht der neueren Fremdſprachen ift von ben erften Stufen an bie 
Anregung und Anleitung ber SKabetten zum praftiichen Gebraude ber 
Sprachen im Auge zu behalten. Inwieweit Ich für jegt eine teilweiſe Aen- 
derung ber Lehrpläne bes Kadettenkorps geboten erachte, wird Ahnen durch 
das Kriegsminiſterium demnächft bekannt gegeben werben. Ich habe durch 
Vorſtehendes den zur Erziehung und Unterweifung ber Kadetten berufenen 
Organen weitere Aufgaben zugewielen, welche an ihre Einficht und Thätig— 
keit erhöhte Anforderungen jtellen; Sch halte Mich aber überzeugt, daß es 
ihrer bewährten Hingebung und Pflichttreue gelingen wird, biefe Aufgaben 
in Meinem Sinne und zu Meiner vollen Zufriedenheit zu löſen. Mit Ihren 
Vorſchlägen über die Art und Weife wie die militärifche Jugend auch auf 
den Kriegsſchulen für bie erziehlichen Aufgaben ihres Berufes vorzubereiten 
ift, bin Jch einverftanden. I will, daß diefe Meine Ordre zur allgemeinen 
Kenntnis der Armee gelangt, und habe ch dieferhalb an das Kriege: 
minifterium verfügt. Berlin, ben 13. fyebruar 1890. Wilhelm. An ben 
Generalinjpeftor des Militär-Erziehungs: und Bildungsweſens.“ 


II. betreffend die Beftrafungen wegen Mißhandlung 


Untergebener: 


„Ich habe aus ben Mir von ben kommandierenden Generalen ein: 
gereichten Nachweifungen über die Beftrafungen wegen Mikhandlung Unter: 
gebener erjehen, daß die Beitimmungen der Orbre vom 1. fyebruar 1843 
noch nicht durchweg in dem Geifte u er und me. werben, in bem 
fie gegeben worden find. In Meiner Armee foll jedem Soldaten eine ge 
feßliche, gerechte und würdige Behandlung zu teil werden, weil eine jolche 
die wejentlichjte Grundlage bildet, um in demfelben Dienftfreudigkeit und 
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——— an den Beruf, Liebe und Vertrauen zu den Vorgeſetzten zu 
wecken a fördern. Treten fälle von fortgefeßten foftematshchen Miß⸗ 
handlungen sr ag bervor, jo Haben Mir die kommanbierenden Ge: 
nerale bei Einreihung der Nachweifungen zu berichten, welchen Vorgeſetzten 
bie Derantwortung mangelhafter Beauffichtigung trifft und was ihrerjeits 
gegen benjelben veranlaßt worden ift. Sie haben hienach das Erforderliche 
zu veranlafjen und den fommandierenden Generalen auch die Bemerkungen, 


taten. Berlin, den 6. Gebruaz 1590. Wilhelm. Un den Ariegaminifier” 

15. Februar. (Spandau.) Sn einer Konferenz de Kriegd- 
minifter3 mit der Arbeiterabordnung ber Zöniglichen Werk— 
fätten überreicht der Minifter verjchiedene von dem Kaifer an biefige 
Meifter, Meiftergehilfen und Arbeiter ſowie an je einen Arbeiter 
aus den königlichen Werkftätten von Danzig, Erfurt und Hanau 
verliehene Auszeichnungen. Der Minifter befpricht die Wohnungs 
frage, verheißt bedeutende Mittel der Regierung zum Bau von Ar- 
beiter-Wohnhäufern und jagt gleichzeitig die Gewährung von Alters⸗ 
zulagen für ältere Arbeiter zu. 

16. Februar. Zum Oberpräfidenten ber Rheinprovinz 
wird, nachdem Miquel das Amt abgelehnt hat, der Unterftaats- 
jefretär im Kultusminifterium Naffe ernannt; an feine Stelle tritt 
der Minifterialdireltor Barkhauſen. 

17. Februar. Verſchiedene offiziöfe Blätter mweifen auf bie 
Möglichkeit Hin, daß Fürſt Bismard das Präfidium im preußi- 
ihen Staatöminifterium niederlegen werde und erinnern an den 
ihon im Jahre 1873 eingetretenen Präcedenzfall. 

19. Februar. Zu den Beratungen ber beiden Abteilungen 
des Staatsrats find auf Befehl des Königs als fachkundige Per- 
ſonen eingeladen: der Schloffermeifter Deppe zu Magdeburg, der 
Werkmeiſter Spengler zu Mettlach, der Bautifchlermeifter Vorder: 
brügge zu Bielefeld, der Generaljelretär Hite zu München-Glad« 
bach, der Puber Buchholz zu Berlin, Arbeitervertreter der nord- 
Öftlichen Baugewerkö-Berufsgenofienichaft und nichtftändiges Mit- 
glied des Keichd-BVerficherungsamts, ferner der Direktor Schlittgen 
zu Marienhütte bei Kotzenau und der Fabrikbeſitzer H. Freeſe zu 
Berlin. 

19. Februar. Die gefamte Preffe feiert dag Andenken bes 
eben verjtorbenen Grafen Andraffy; der Kaifer, die Kaiſerin Fried— 
tih, Fürſt Bismarck jenden der Witwe Beileidätelegramme. 

19. Februar. Der König richtet folgenden Erlaß an ben 
Handelsminiſter: 

Aus Ihrem Berichte vom 18. Februar d. Is. habe Ich mit Miß— 
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fallen entnommen, daß in wiederholten Fällen, namentlich in den Regierungs: 
Bezirken Stettin und Köslin Landbewohner durch falſche Vorfpiegelungen 
zur Auswanderung nach Brafilien verlodt worden find und heimlich nach 
Bremen fich begeben haben, in der trügeriichen Hoffnung, von bo t aus nach 
Brafilien weiter befördert zu erben. ch will, daß dem gemeingefährlichen 
Treiben der Auswanderungsagenten, durch welches ein Teil Meiner Unter: 
thanen verlodt wird, unter Nichtachtung ihrer Pflichten gegen das Vater: 
land, unter Schädigung ihrer Angehörigen und unter Bruch ihrer Arbeits: 
verträge fi) dem Elende preiszugeben, mit allen zu Gebote ftehenden Mit: 
teln entgegengetreten und insbejondere auch im geeigneter Weiſe auf Beleh— 
rung der Beteiligten bingewirkt wird. ch beauftrage Sie, bementiprechend 
die Regieruings-Präfidenten in Stettin und Köslin mit den erforderlichen 
Weilungen zu verjehen. Diejer Erlah ift durch die Kreisblätter befannt zu 
machen. 

20. Februar. Die Reihstagsmwahlen ergeben einen Sieg 
der Oppofitionsparteien; befonders ftarf ift die Zunahme ber jozial- 
demofratijchen Stimmen, doch erhalten auch die Freifinnigen und 
die ſüddeutſche Volkspartei entjchiedenen Zuwachs. Der Berluit 
betrifft befonders die Nationalliberalen und die deutjche Reichöpartei. 
Es find gewählt: 52 Konfervative, 15 von der Reichöpartei, 18 Na-— 
tionalliberale, 90 vom Zentrum, 14 Polen, 19 Freifinnige, 20 So— 
jialdemofraten, 2 von der Volkspartei, 10 Elfäfler, 2 Welfen, 5 
Milde; 150 Stichwahlen find erforderlid. Da bei den Stichwahlen 
durch Zufammenhalten der Freifinnigen, Ulttamontanen und So- 
zialdemofraten die entjcheidenditen Verlufte für die KHartellparteien 
entftehen müfjen, jo befürworten dieje ein Zujfammenftehen aller 
„Ordnungs“- oder „bürgerlichen“ Parteien gegen die Sozialdemo- 
fraten, finden aber damit wenig Anklang. Der Freiſinn beſchließt 
(ausgenommen wenige Orte: 3. B. Bremen), für die Sozialdemo- 
fraten zu ftimmen, die „Germania“ empfiehlt in diefen Fällen 
MWahlenthaltung. Troßdem bejchließen Nationalliberale und Reichs— 
partei in Stichwahlen Freifinnige gegen Sogialdemofraten zu unter= 
ftügen; die Konfervativen proflamieren in folchen Fällen Wahl- 
enthaltung. Erfreulich ift das Ergebnis in Eljaß-Lothringen, wo 
vier reichätreue Abgeordnete gewählt und die entjchiedenften Pro- 
tejtler nicht wiedergewählt find. 


An mehreren Orten haben die Sozialdemokraten während ber Wahl 
— in Liegnitz und Mühlhauſen (Thüring.) mußte die Garniſon 
eingreifen. 


Es erhalten die (1890) (1887) 
Deutichtonjervatiien . » » » . 895,103 (1,147,200) Stimmen, 
Deutsche Reichöpartei . - » . . 482,314 (736,389 ö 
Nationalliberale . . -. » » . .. 1,177,807 (1,677,979) z 
Deutjch-Freifinnigen . .». » . . 1,159,915 (973,104) R 
SJentum » 2 2 2 20202000. 1,342,113 (1,516,222) s 
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Susı 186 — ganzen 71,6% ber Wahlberechtigten gewählt, gegen 77% im 

21. Februar. Der Bundesrat genehmigt den Gejekentwurf 
über Einführung von Gewerbegeridhten. 

22. Februar. Der Führer der holländifchen Sozialdemokraten 
Domela Nieuwenhuiß wird in Berlin verhaftet; ebenjo der 
belgifche Bührer van Beveren. Bald darauf werden beide ent- 
lafien und ausgewieſen. 

22. Februar. Offiziöfe Blätter berichten folgende Aeußerung 
des Kaiſers über bie Arbeiterfrage: 

„Ich alte e3 für Meine heilige Pflicht, hier helfend einzugreifen. 
Was daraus werben wirb, weiß Ich nicht. Ich wünſche aber, dereinit nicht 
ben berechtigten Vorwurf zu befommen, daß Ich etwas unterlafien habe.“ 

24. Februar. Die „Norbd. Allg. Zeitung” jchreibt über die 
Wahlergebniffe: 

Eines dürften bie obigen Zahlen doch Iehren. Die beiden großen 

rteien, welche fich auf den Boden ber deutſchen Wirtſchaftspolitik und 
— geftellt haben, gehen intakt aus dem Wahlkampfe hervor; bie 
in biefen Dingen ſchwankenden und mit ihrer Gegnerſchaft zu berfelben fich 
berührenben Pürgerlichen Parteien müſſen ihr Ehiclal bon ben oft recht 
widerfinnigen Parteigruppierungen abhängig gemacht jehen, welche bei Stich: 
wahlen für ben Erfolg entſcheidend find. 

Da das Blatt offenbar unter den beiden „großen Parteien“ 
bie Konfervativen und das Zentrum verfteht, jo proteftieren natio- 
nalliberale und freilonfervative Blätter gegen die bier gegebene 
Charakteriſtik des Zentrums. 

24. Februar. Das preußifche Abgeordnetenhaus beginnt wieder 
feine Sißungen. 

25. Februar. Während die „Kreuzzeitung“ für den nächſten 
Reichstag ein Zufammengehen der Konjervatwen und Ultramon= 
tanen in Ausficht nimmt, plädieren Kartellblätter dahin, die Ge— 
ihäftsführung fowie auch den Vorfig ganz den zum „Antifartell“ 
vereinigten Klerikalen, Deutjchfreifinnigen und Sozialdemokraten 
zu überlaffen. 

26. Februar. Gochum.) Der rheinifch-weitfälifche Berg- 
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arbeiterverband fpricht fich für die Erpropriation aller Berg- 
werke zu Gunften der Arbeiter aus. 

26. Februar. Die „Hamburger Nachrichten“ melden: 

Wie wir aus zuperläffiger Quelle erfahren, ift die frage bes Aus: 
tritts des Fürſten Bismard aus dem preußiichen Staatsminifterium 
beziehungsweije aus feiner Stellung ale Reichötanzler ziwar ventiliert worden, 
ihre Entſcheidung vorläufig aber ajourniert. Mit Rüdficht auf den Ausfall 
der Wahlen hat ber Reichsfanzler jeine Entſchließung wegen bes Rüdtritts 
von ben Geſchäften vertagt. 

Andere Blätter wollen wiflen, daß es fit} nur um den Rüd- 
tritt vom Minifterpräfidium gehandelt habe, und Herr v. Bötticher 
zum Nachfolger beftimmt gewefen jei. 

WVom 26.—28. Februar finden in Berlin Situngen des 
preußijhen Staatsrates unter Vorfib des Königs ftatt, bei 
welchen Miquel als Referent und Sende ala Korreferent in Sachen 
des Arbeiterfchuges fungiert. Beratungen und Ergebniffe werben 
geheim gehalten. 


26. Februar. Die „Poft“ fchreibt: 

Die Befürchtung Liegt nahe, daß die innere Gejeggebung Preu: 
Ben: mehr und mehr verfumpft. Preußen, welches früher feinen 
Stolz bdarein jehte, den andern Staaten Deutſchlands und Europas auch 
auf dem Gebiete ber innern Geſetzgebung zum Mufter und Borbilbe zu 
dienen, fängt an, ſtark ins Hintertreffen zu geraten. Unfer Schul: und 
MWegerecht ift bis zur Rechtsunficherheit veraltet, unfere direkten Staatöftenern 
entjprechen jo ziemlich auf der ganzen Linie weber mehr ben Anforderungen 
ber Gerechtigkeit noch dem heutigen Stande ber Steuertechnit, die Kommu: 
nal: und Kommunalfteuerverhältniffe Liegen unbeftritten im argen. Dem: 
gegenüber fommen wir feinen praftifchen Schritt auf nur einem biejer Ge: 
biete vorwärts. Das Abgeordnetenhaus bietet im feiner Zuſammenſetzung 
bie Gewähr für bie Löſung ber — Aufgaben in gut ſtaats— 
erhaltendem Sinne, und doch vergeht Seffion auf Seffion ungenugt! Die 
Gefahr Liegt nahe, daß, wenn die bisherige Stodung in der preußiichen 
innern Gejeßgebung andauert, Die — Landtagswahlen ein ähnliches 
Ergebnis liefern wie bie jetzigen Reichſstagswahlen. Die „Norbd. Allg. 
Zeitung“ fcheint freilicd bie Sprache, welche diefe nur zu — reden, 
bisher nicht verſtanden zu haben. Wer aber die Augen nicht a — 
zumacht, wird bie entſcheidende Einwirkung der Fleiſch-Brot⸗ und Brannt— 
weinpreiſe auf den Ausfall der Wahlen nicht beſtreiten. Die Gefahr der 
Bildung einer Koalition aller übrigen Intereſſen gegen den Großgrundbeſitz 
iſt durch dieſelben deutlich in Erinnerung gebracht. Der Abſchluß der Agrar— 
geſetzgebung, die Beſeitigung der Grundfteuerbefreiungen und die ſtreisord— 
nung haben über ein halbes Menjchenalter die früher beftehenden auch in 
ben politifchen Wahlen jcharf — e — Intereſſengegenſätze über: 
brückt. Schon droht augenſcheinlich der Wiederausbruch eines ſolchen Gegen: 
ſatzes; Reformen, welche die Gleichheit der Rechte und Pflichten, wenn fie 
‚für den Kreis beftehen, auch für die Gemeinde-Aufgaben und -Laſten im 
engern Sinne gewährleiiten, thun um jo dringender not. Die Stodung auf 
biefem Gebiet arbeitet den deftruftiven Elementen in wirkſamer Weiſe vor 
und ift der direkte Gegenſatz gegen eine wirklich ftaatserhaltende Politik. 
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27. Februar. (Saargebiet.) In ben fiskaliſchen Bergwerken 
werden Arbeiterausjchüffe eingeführt. 

27. Februar. Der „Reichdanzeiger” veröffentlicht folgende 
offizielle Mitteilung über die Arbeiterfchugfonferenz: 

Auf Allerhöchften Befehl find bie Botichafter in London, Paris, Rom 
und Wien, jowie die Gejandten in Bern, Brüffel, Haag, Kopenhagen und 
Stockholm angewiejen, die Regierungen, bei welchen fie beglaubigt find, zu 
einer Konferenz behufs ur Sp ber Arbeit in inbduftriellen Anlagen und 

einzuladen. Zie den betreffenden Miniftern der auswärtigen 
Angelegenheiten übergebenen Schriftftüde haben dem Reichd: Anzeiger zufolge 
folgenden Inhalt: 

Februar 1890. Auf Befehl jeiner Regierung beehrt fich der Unter: 
zeichnete u. ſ. w. unter Bezugahme auf die mündliche Mitteilung vom... . 
zur Kenntnis Sr. Erzellenz u. j. m. zu bringen, daß Se. Maj. der Kaiſer 
vorjchlägt, es folle eine Verfammlung ftattfinden, von Vertretern der Regie: 
rungen, welche fich dafür intereffieren, dad Los ber Fabrik: und Minen: 
arbeiter zu verbefiern, damit dieje Delegierten über die fragen von inter: 
nationaler Bedeutung beraten können, welche auf der Anlage verzeichnet 
find. Da jene fragen ohne politiiche Tragweite find, jo erfcheinen dieſelben 
geeignet, in erfter Linie der Prüfung von Fachmännern unterworfen zu 
werden. Um bie Eröffnung und den weiteren Verlauf der Beratungen zu 
erleichtern, hat die faijerliche rg ein Programm entwerfen Lafien, 
deſſen Zert dieſer Note beigefügt if. Der Unterzeichnete beehrt ſich, Se. 
Erzellenz u. ſ. w. zu bitten, ihn wiflen laſſen zu wollen, ob die...... 
Regierung geneigt ift, an ber in Ausficht genommenen Konferenz teilzunehmen, 
welche in Berlin am 15. März 1890 zujammentreten wird. Der Unter: 
zeichnete geftattet fich hinzuzufügen, dab eine gleichlautende Einladung gleich: 
zeitig abgegangen ift an die Regierungen Ihrer Majeftäten des Kaiſers von 
Oeſterreich- Ungarn, de3 Königs der Belgier, des Königs von Dänemark, der 
franzöfifchen Republik, Ihrer Majeftät der Königin von Großbritannien, 
der jchweizerijchen Eidgenoffenichaft, Ihrer Majeftäten des Königs von ta: 
lien, des Königs der Niederlande und bes Königs von Schweden und Nor: 
wegen. Der Unterzeichnete ergreift u. ſ. w. 


Programm für die Beratung der internationalen Konferenz, betreffend Die 
Regelung ber Arbeit in inbuftriellen Anlagen und Bergwerfen. 

I. Regelung ber Arbeit in Bergmwerfen. 1) Mt bie Beichäftigung 
umter Tage zu verbieten a) für Kinder unter einem beftimmten Lebensalter, 
b) für weibliche Perfonen? 2) Iſt für Bergwerle, in denen die Arbeit mit 
bejondern Gefahren für die Gefundheit verbunden ift, eine Bejchräntung ber 
Schichtdauer vorzufjehen? 3) Iſt e8 im allgemeinen Jnterefje möglich, um 
die Regelmäßigteit der Kohlenförberung zu fichern, bie Arbeit in den Kohlen: 
gruben einer internationalen Regelung zu unterftellen? 

II. Regelung der Sonntagsarbeit. 1) Iſt die Arbeit an Sonntagen 
ber Regel =: und Notfälle vorbehalten, zu verbieten? 2) Welche Aus: 
nahmen find im falle des Erlaſſes eines ſolchen Verbotes zu gejtatten? 
3) Sind dieſe Ausnahmen durch internationales Abkommen, durch Gejek 
oder im Verwaltungswege zu beftimmen? 

III. Regelung ber Kinderarbeit. 1) Sollen Kinder bis zu einem a 
wiſſen Lebensalter von ber induftriellen Arbeit ausgejchlofjen werben? 2) Wie 
ift das Lebensalter, bis zu welchem die Ausſchließung ftattfinden foll, zu 
beftimmen? Gleich für alle Induſtriezweige oder verjchieden? 3) Welche 
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Beichränktungen der Arbeitäzeit und ber Beichäftigungsart find für bie zur 
induftriellen Arbeit zngelaffenen Kinder vorzujehen? 


IV. Regelung ber Arbeit junger Leute. 1) Soll die inbuftrielle Ar: 
beit jugendlicher —— welche das Kindesalter überſchritten haben (1. II.), 
Beſchränkungen unterworfen werden? 2) Bis zu welchem Lebensalter ſollen 
die Beichränfungen eintreten? 3) Welche Beichränkungen find vorzufchreiben ? 
4) Sind für einzelne Jnduftriezweige Abweichungen von ben allgemeinen 
Beitimmungen vorzujehen? 

V. Regelung der Arbeit weiblicher Perjonen. 1) Soll die Arbeit 
verheirateter frauen bei Tage oder bei Nacht eingeichränkft werden? 2) Soll 
die induftrielle Arbeit aller weiblichen Perjonen (Frauen und Mädchen) ge: 
willen Beichränktungen unterworfen werben? 3) Welche Beichränfungen em: 
pfehlen fi) in dem Falle? 4) Sind für einzelne Induſtriezweige Abwei— 
Hungen von den allgemeinen Beftimmungen vorzufehen und für welche? 

VI. Ausführung der vereinbarten Beitimmungen. 1) Sollen Be 
ftimmungen über die Ausführung der zu vereinbarenden Borichriften und 
deren Ueberwachung getroffen werden? 2) Sollen wiederholte Konferenzen 
von Vertretern der beteiligten Regierungen abgehalten werden und welche 
Aufgaben jollen ihnen gejtellt werden? 

28. Februar. Die Situngen bes preußifhen Staats— 
rates werden vom Könige mit folgenden Worten gejchloffen: 

„Zreten Sie, meine Herren, der in ber Deffentlichfeit verbreiteten 
Meinung entgegen, ala wären wir hier zufammengelommen, um etiva ein 
Geheimnis zur Seiluss aller fozialen Schäden und Xeiden zu entdeden. Wir 
haben una redlich bemüht, die Mittel zu finden, um manches zu beffern unb 
die Grenzen der Möglichkeit zu beftimmen, bis zu welchen die Maßregeln 
für den Schuß ber Arbeiter gehen können und bürfen. ch hoffe, daß Gutes 
aus Ihren Ratſchlägen hervorgehen wird.“ 

Anf. März. Die Stihwahlen, weldhe am 28. Februar 
beginnen, ergeben ein ähnliches Refultat wie die Hauptwahlen. 
Durch die Vereinigung der Sozialdemokraten oder ſüddeutſchen De— 
mofraten mit den Tyreifinnigen oder dem Zentrum verlieren die 
Kartellparteien viele Mandate, wogegen fie Öfter& freifinnigen Kan— 
didaten den Gieg über Sozialdemokraten durch ihr Mitjtimmen 
ermöglichen. 

Anf. März. Nachdem jämtliche Stihwahlen erledigt, ergibt 
fich folgendes Refultat für die Zufammenjegung des neuen 
Reichstags: 71 Konjervative, 21 von der Reich®partei, 42 Natio- 
nalliberale, 107 Ultramontane, 67 Deutjchfreifinnige, 36 Sozial- 
demofraten, 11 Welfen, 16 Polen, 1 Wilder (zum Kartell gehörig), 
10 Eljäffer, 1 Däne, 10 Demokraten, 4 Antifemiten. 

1. März. Der „Reichsanzeiger” veröffentlicht eine Ueber— 

‚ eintunft zwifhen Deutſchland und Frankreich über die 
Einführung eines Zollſyſtems in den beiderjeitigen Gebieten an der 
Sklavenküſte, dergeftalt, daß ein und diefelben Zölle erhoben und 
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die verzollten Waren von einem Gebiet in das andere dann zollfrei 
eingeführt werden können. 


1. März (Münden.) Im Finanzausſchuſſe erflärt der Re— 
gierungävertreter, der Oberfchulrat verhalte fich gegen eine grund- 
legende Reform des Schulwejeng, von Befferungen im einzelnen 
abgejeben, ablehnend und habe fich gegen die höhere Einheitsfchule 
ausgefprochen; die Regierung halte demgemäß an der Pflege ber 
Haffifchen Bildung ohne Einjchränfung des Griechijchen feft. 

1. März. (Spandau) Im Lauf des Monat? wirb ber 
zehnftündige Arbeit3tag auf Befehl des Kaiſers in der Gewehr- 
fabrif und der Artilleriewerkftätte eingeführt. Bis dahin war bie 
Arbeitszeit zwölf bis dreizehn Stunden. 

4. März. Die „Konjervative Korreſpondenz“ jchreibt über 
die Wahlen: 

Es iſt wohl fein Wunder, wenn das Bild von ben am Boben fchlei- 
fenden Zügeln jet mit einer wirklich peinlichen Häufigkeit in ben Preß— 
betrachtungen über das Wahlergebnis wiederkehrt. Jedenfalls hätte die Hälfte 
und mehr von der Wirkung der Parole „gegen bie Xebenamittelverteuerer“ 
niedergeichlagen werden können, wenn das Stoden der Steuerreform in 
Preußen uns nicht ohne Gegengewicht gelaffen und den Verbächtigungen ber 
Gegner bie Thür offen gehalten hätte. 

5. März Bei dem Diner der Landftände der Provinz 
Brandenburg bringt der Kaiſer folgenden Trinfjpruch aus: 


Zunächſt jpreche Ich Ihnen, Meine Herren, Meinen Dank bafür aus, 
dat Sie den Wunjch gehabt haben, Mich heute abend in Ihrer Mitte zu 
ſehen. Es find drei Jahre verfloffen, ſeit Ich -— abgejehen von dem kurzen 
Beſuche im Landhauje am Schluffe Ihrer vorjährigen Sitzungen — mit 
Meinen Brandenburgern zufammengewejen bin. In diefen drei Jahren hat 
fi) manches ereignet, wa Mein Haus und mit Meinem Haufe die Mart 
Brandenburg betroffen Hat. Das oft bemwunderte und für die Ausländer 
unverjtändliche innige Zufammenhalten der Hohenzollern mit Brandenburg 
beruht vor allem darauf, daß im Gegenjag zu andern Etaaten e3 ben 
Brandenburgern vergönnt geweſen ift, im ſchwerſten Unglüd ihre Treue dem 
Bewer bewahren und bemweijen zu können. Yaflen Sie Mid an 

eine Vorfahren erinnern, unter ihnen vor allem an ben Großen Hurfürften, 
von dem ch immer gern, bejonderd zu Ihnen, jpreche, da man ihn fchon 
bei jeinen Lebzeiten den Großen Brandenburger nannte, an Friedrich den 
Großen. Sie beide haben es jederzeit als ihre erfte Pflicht erfannt, das 
Land, welches fie einft mit ihrer — wie man jagt — jchönern Heimat in 
Süddeutſchland vertauscht hatten, nicht zu ihrem Vorteil zu nußen, ſondern 
ihre Intereſſen ganz mit denen ihres neuen DVaterlandes zu verfchmelzen und 
ala ihre höchſte Aufgabe zu betrachten, raſtlos für das Wohl bdesjelben 
thätig zu fein. Bei Meinen Reifen, von denen Ihr Herr Vorfigender jprach, 
habe Ich nicht allein den Zweck verfolgt, fremde Länder und Staatseinrich: 
tungen fennen zu lernen und mit den Herrſchern benachbarter Reiche freund: 
ichaftliche Beziehungen zu pflegen, ſondern dieje Reifen, die ja vielfach Miß— 
beutungen ausgejeßt waren, haben für Mich den Hohen Wert gehabt, dat 
Ich entrüdt dem Parteigetriebe de3 Tages die heimiſchen Verhältniſſe aus 
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ber ferne beobachten und in Ruhe einer Prüfung unterziehen konnte. Wer 
jemal3 einfam auf hoher See, auf ber Ediffbrüde ftehend, nur Gottes 
Sternenhimmel über fi, Einkehr in fich jelbft gehalten hat, der wirb den 
Mert einer ſolchen Fahrt nicht verkennen. ea von Meinen Lands: 
leuten Ich wünjchen, folche Stunden zu erleben, in denen der Menſch 
ſich Rechenjchaft ablegen farın über das, was er erftrebt und was er geleiftet 
hat. Da kann man geheilt werden von Selbftüberfchägungen, und das thut 
uns allen not. In Meinem Zimmer hängt ein Bild, dad lange in Ber: 
ejjenheit geraten war; e3 zeigt eine Reihe ftolzer Schiffe, den xoten Adler 
— tie in ber Flagge; dieſes Bild erinnert Mich täglich daran, wie 
ihon der Große Kurfürft die richtige Erkenntnis bafür gehabt hat, baf 
Brandenburg zur Verwertung feines Fleißes und feiner Arbeitäfraft eine 
Stellung im Weltmarkt fich erobern müfje. Groß find bie gar ge: 
weſen, die feit jener Zeit Preußens und Deutfchlands Gewerbe und Handel 
aufzumeifen hat, beſonders unter der Regierung Meines Herrn Großvaters. 
Tas weitere Aufblühen unferer wirtjchaftlichen Thätigkeit zu fördern, erachte 
ich für eine Meiner vornehmften Aufgaben; ich habe deshalb, nachdem Meine 
Ihätigfeit zunächft der Sicherung der Ruhe nach außen gegolten, Deinen 
Blick nach innen gerichtet. Die Ziele, die Mein hochjeliger gen Großvater 
in jeiner Botjchaft aufgeftellt hat, Habe Jh Mir angeeignet. In feinen 
Fußtapfen fortichreitend ıft ed Meine vornehmfte Sorge geweſen, Mich ein: 
gehender um das Wohl der untern Klaſſen Meiner Unterthanen zu befüm- 
mern, Die Erfolge der Beratungen des Staatäratö, welche hoffentlich bald 
in geſetzlicher Form für unfer Vaterland nupbringend wirken werben, ver: 
danke Ich nicht zum mindeften der treuen und aufopfernden Mithilfe branden— 
burgifcher Männer. Die von Mir vorher berührten Gefichtspunfte, nach 
welchen Meine Borfahren und bie Familie der Hohenzollern überhaupt ihre 
Stellung zu Brandenburg auffaßten, waren im höchſten Maße in Meinem 
hochjeligen Großvater verkörpert. Derjelbe betrachtete feine Stellung ala 
eine ihm von Gott geſetzte Aufgabe, der er ſich mit Daranfegung aller Kräfte 
bis zum legten Augenblid widmete. So wie er dachte, benfe au Ich und 
ehe in dem Mir überfommenen Volke und Lande ein von Gott Mir an: 
vertrautes Pfund, melches — mie jchon in ber Bibel fteht — zu mehren 
Meine Aufgabe ift und worüber ch dereinjt Rechenjchaft abzulegen haben 
werde. ch gedenfe nach Kräften mit dem Pfunde jo zu wirtichaften, daß 
Ich noch manches andere hoffentlich werde dazu legen können. Diejenigen, 
welche Mir dabei behilflich fein wollen, jind Mir von Herzen willlommen, 
wer fie auch jeien; Diejenigen jedoch, welche ſich Mir bet dieſer Arbeit ent= 
gegenjtellen, zerichmettere Jh. Sollten ernfte Zeiten und bevorftehen, jo bin 
Ic der Treue Meiner Brandenburger gewiß und hoffe, daß fie Mir bei ber 
Erfüllung Meiner Pflichten treulich beiftehen werden. Darauf bauend, trinte 
sch unter dem Wahlfpruch: Hie gut Brandenburg allemege! auf dad Wohl 
Meiner Brandenburger und diejes teuren Landes. 


6. März. Der Abgeordnete Bebel richtet folgendes Tele— 
gramm an den Borfißenden eines franzöſiſchen ſozialdemo— 
fratiichen Komitees: 


Yieber Bruder! Tas don Ihnen und Jhren Freunden an und ges 
richtete Telegramm ift ung richtig zugegangen. Unjern Tank! Wir haben 
es der Preſſe mitgeteilt, um es der Teffentlichfeit zu übergeben. Unfere An: 
hänger in ganz ZTeutichland find glücklich über die Zuftimmung, die fie bei 
ihren Tranyofiichen Brüdern gefunden, über die Teilnahme, die jie ihnen be: 
wieſen haben, Sie find für uns ein ficherer Beweis, wie wenig Anklang 
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unter ben arbeitenden Klaſſen ber Kampf findet, ben unjere beiben R 
rungen en führen. Diefer lächerlihe Kampf trennt bie beiden 
—— n Nationen des europäiſchen Kontinente. Die franzöſiſchen und bie 

tjchen Arbeiter müſſen begreifen, daß ihre Interefſſen zufammenhängen, 
fie müffen alles, was in ihrer Macht fteht, aufbieten, um der frage ber 
Nationalitäten ein Ende zu machen. Friede und Freundſchaft werben fie dann 
für immer vereinigen. Die Verſöhnung zwiſchen fyranfreih und Deutfchland 
bedeutet den allgemeinen fyrieden und die freiheit ber Welt. —— F 
Sie und Ihre Freunde. Ganz der Ihrige A. 


7. März. Staatsminiſter a. D. Dr. Friedenthal f. 


8. März. Miniſter v. Bötticher erhält den Schwarzen 
Adlerorden. 


8. März. Der Kaiſ er richtet folgendes Schreiben an den 
Papſt: 

Erhabenſter Pontifer! Die edlen Kundgebungen, mit denen Eure 
Heiligkeit ſtets Ihren Einfluß zu Gunſten der Armen und Verlaſſenen der 
rn Ah Gejellichaft geltend gemacht hat, geben Mir bie Hoffnung, ; 
die internationale Konferenz, welde fi auf Meine Einladung am 15. d. M 
in Berlin verfammeln wird, das Jnterefje Eurer Heiligkeit auf fich ziehen 
mwerbe, und ba Hödhitbiefelbe mit Sympathie dem Gang ber Peratungen 
folgen werde, welche zum Zwecke haben, das Los der Arbeiter zu verbefiern. 
Unter diefem Gefichtspuntte halte Ich es für Meine Pflicht, an Eure Heilig: 
feit das Programm gelangen zu lafjen, welches den Arbeiten ber Konferenz 
zur Grundlage dienen joll, deren Erfolg außerordentlich erleichtert werden 
würde, wenn Eure Heiligkeit dem ee erfe, das ch ver: 
folge, "re Be an Ersle Unterftügung leihen wollte. abe baber ben 
Fürſtbiſchof von Breslau, den von ben Abfichten * eiligkeit durch: 
drungen weiß, eingeladen, ald Mein Delegierter an ber Konferenz teilzu: 
nehmen. 30 ergreife gerne biefe Gelegenheit, um Eurer Heiligkeit die Ber 


fiherung Meiner Hohadtung und Meiner — Ergebenheit zu er: 
neuern. (Gez) Wilhelm. 


(Gegengez.) v. Bismarck. 

(Die Antwort des Papſtes fiehe „Römiſche Kurie“ 14. März.) 

9. März. EOſtafrikaniſches Schutzgebiet.) Der Reichs— 
kommiſſar Major Wißmann zerſprengt eine von Bana Heri ge— 
ſammelte Truppe, wobei der Feind 40 Tote verliert, während auf 
deutſcher Seite ein Europäer getötet und 5 Mann der farbigen 
Truppe verwundet werden. 

(Muünchen.) Während der erſten Hälfte des März herrſcht 
große Erregung wegen der Gtreihuugen im Kultus— 
budget, welche der Ausſchuß der Kammer (in Wiſſenſchaft- und 
Kunfterfordernifjen) vollzogen hat, um das Minifterium zu einer 
ultramontanen Politik zu zwingen. 68 fommt zu Demonjtrationen 
der Studenten u. j. mw. 

10. März. (München) Auf die Anfrage der Staatsregie- 

3* 
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rung gibt das erzbifhöfliche Vikariat in München folgende 
Erklärung über die Altfatholifen ab: 

Die bayerischen Biſchöfe haben wiederholt in allerunterthänigften Bor: 
ftellungen an die Krone, inöbejondere in jenen vom 13. Oftober 1875 und 
vom 14. Yuni 1888, um die endbliche Regelung der jogenannten Altkatholifen: 
Trage ehrfurchtävollft gebeten. 

Zu ihrem tiefften Schmerze ift bisher auf bie berechtigten Anſprüche 
ber fatholifchen Kirche in biefer Hinficht noch nicht die gebührende Rüdficht 
genommen worden; e3 haben vielmehr ihre mohlbegrünbeten —— zuletzt 
noch durch die Miniſterialentſchließung vom 28. März 1889, eine abſchlägige 
Beicheibung erfahren. ala äh werden die durch die zuftändigen kirch— 
lichen Organe längft aus ber fatholifchen Kirche ausgeſchloſſenen Altkatholiten 
von ber kgl. Staatäregierung auch jet noch ala Mitglieder der katholiſchen 
Kirche betrachtet und behanbelt. 

Die in der Sitzung ber Kammer ber Abgeordneten vom 6. November 
v. J. und in ber u Sei der Hammer der Reicharäte vom 10. Februar d. 3. 
von feiten ber fgl. Staatäregierung abgegebenen Erflärungen haben enblich 
die beftimmte Ausficht dafür eröffnet, daß die fgl. Staatsregierung nunmehr 
bereit jei, die Ausſchließung der Altkatholiten aus der katholiſchen Kirche 
auch für das ftaatliche Gebiet ala wirkſam anzuerkennen. 

Das —— Kapitular-Vikariat der Erzdiözeſe München-Frei⸗ 
ſing glaubt deshalb die früher von ſämtlichen Bifhöfen beö Landes geitellte, 
hierauf abzielende Bitte zumächft für dieſe Diözefe, in welcher die Sefte ber 
Altkatholiten relativ vielleicht noch die meiften Anhänger zählt und in welcher 
fi) der Zentralverein berfelben befindet, erneuern zu follen. 

Diefer Antrag findet feine volle und ausreichende Begründung fchon 
in der einen Thatfache, daß die Altkatholiten bie Ausjprüche des ökumenischen 
Konzild im III. und IV. Kapitel ber Constitutio dogmatica prima de 
ecclesia Christi verworfen haben. Hiedurch find fie ber von bemjelben 
Konzil angedrohten und ausgejprochenen größeren Erfommunilation ipso 
facto verfallen. 

Ueberdies ift jpeziell über die Altkatholiken von ber oberften Autorität 
in ber tatholifchen Kirche die Ausſchließung aus bderjelben verhängt und 
vollzogen worden. In dem Rundſchreiben nämlich des Papftes Pius IX. 
vom 21. November 1873 erklärt derjelbe mit größter Feierlichkeit: (Folgt 
ber Wortlaut). 

Abgeſehen aber von den vatifanischen Defreten haben fi) bie Alt: 
fatholifen noch in anderen wejentlichen Punkten von ber Lehre und von ber 
auf göttlichem Rechte beruhenden Verfaſſung der Kirche getrennt. 

Es find dies folgende: 

1) Außer anderem verneinen bie Altkatholifen das katholiſche Dogma 
über den Ehren: und AJurisdiftionsprimat des römischen Papſtes, indem fie 
den Apoftelfürften Petrus dem übrigen Apofteln gleichitellen, jeine bejondere 
Sendung und Gewalt beftreiten und feinen Nachfolger ala einen gewöhn— 
lichen Patriarchen darſtellen (fiehe Leitfaden für den fatholifchen Religions: 
unterricht an höheren Schulen, herausgegeben im Auftrage der altkatholijchen 
Synode, Bonn 1877, ©. 71, 136; katholiſcher Katechismus, herausgegeben 
im Auftrage der altfatholiichen Synode, Bonn 1880, ©. 45). Ste find 
folglich verurteilt und erfommuniziert durch die Tefrete einiger Konzilien, 
ipeziell durch dasjenige von Florenz. 

2) Die Altkatholiken verneinen öffentlich das fatholiiche Dogma ber 
unbefledten Empfängnis, welches am 8. Tezember 1854 ın der Konjtitution 
Pius IX. „Ineffabilis Deus‘ proflamiert wurde (vgl. das offizielle Organ 
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der Altkatholifen „Deuticher Merkur” vom 22, Februar 1890 Nr. 8). Sie 
find folgli von der Kirche ausgeſchloſſen kraft derjelben Bulle. 

Jede einzelne diefer Neuerungen fchließt das Vergehen der formalen 
Härefie in fih und hat für die Beteiligten ipso facto die Ausſchließung aus 
der katholiſchen Kirche zur folge. Tiefe Ausihliehung haben demnad die 
Altkatholiten, welche in allen diefen Punkten von der fatholifchen Kirche ſich 
abgejondert haben, auch abgejehen vom Batilanum, längjt verwirft. 

Mit Rüdfiht auf die vorftehenden Tyeitftellungen wird die Bitte ge: 
rechtfertigt fein, die fgl. Staatsregierung möge endlich auch von ihrem Stand: 
puntte die Altkatholiten als ersten aus der fatholijchen Kirche be: 
traten und behandeln. 


11. März. Die „Nordd. Allg. Zeitung“ fchreibt über das 
Berhalten des Reichſskanzlers im Staatörat: 


Im Abgeordnetenhaufe werden Gerüchte verbreitet, wonach Fürſt Bis: 
mark während der Berhandlungen des Staatärats gegenüber den jozial: 
ray rag eine ablehnende Haltung beobachtet habe. Tie frag: 
liden Gerüchte entbehren ber thatjächlichen Begründung. Die Jnftitution 
des Staatörat3 hatte urfprünglich den Zwed, nur dem König in Konkurrenz 
mit den Miniftern als Mittel zur Information zu dienen; der Staatsrat 
bildete eine Erweiterung bed Kreiſes der Ratgeber des abjoluten Herrichers 
über die Zahl der aktiven Staatäminijter hinaus. In dem Verfaſſungsſtaate 
ehören aber auch die Staatäminifter zu den durch den Staatsrat zu In— 
ormierenden. Der Staatsrat liefert ihnen Material, auf Grund deſſen fie 
dem König als defjen verantwortliche Ratgeber ihre jchließlichen Vorſchläge 
machen. & würde aljo mit der Stellung eine? Minifters nicht verträglich 
fein, wenn er bereits im Staatsrate zu dem Gegenftande der Beratung eine 
definitive Stellung nehmen und feine Auffaffung feitlegen wollte; letzteres 
darf er erft in der follegialifchen Beratung des Staatsminifteriums, in welcher 
die Minifter über ihre Sr. Majeftät dem Könige zu unterbreitenden Vor: 
ichläge ſelbſtändig und ohne Staatörat verantwortlich zu bejchließen haben. 
Im Staatörate nimmt ein aktiver Minifter heute zu feiner Information 
bezüglich der von ihm x vertretenden Minijterialbeichlüffe teil, ohne jein 
dem Diinifterfonfeil vorbehaltenes Votum feitzulegen. Das gilt auch für die 
Plenarfigungen des Staatsratd, in verftärktem Maße aber für die Sitzungen 
ber Abteilungen, denen die Minifter gar nicht angehören. Der Minifter: 
präfident hat denn auch in der That an den jüngiten Beratungen im Staatsrat 
feinen aktiven Anteil genommen, er hat der eriten Situng der Ausſchüſſe 
al3 Bizepräfident des Staatsrats beigemwohnt, fi) aber jeder Meinungs: 
äußerung enthalten und in die Diskuſſion gar nicht eingegriffen. Die Be: 
bauptung, Fürſt Bigmard habe aegenüber den fozialpolitiichen Anregungen 
im Staatörat eine ablehnende Haltung beobachtet, .ift aljo willfürlich er: 
funden. 


12. März. Der Abgeorbnete Windthorjt wird von dem 
Reichskanzler in längerer Audienz empfangen. 

12. März. (München.) Der Prinzregent erhält zur Feier 
feines Geburtstages ftürmifche Ovationen, in welchen fich das Ein- 
verſtändnis mit jeiner feften Haltung gegenüber den Klerikalen 
ausdrüdt. 

13 März. Die „Norbd. Allg. Zeitung” fchreibt über die 
fünftige Reichstagsſeſſion: 
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Die „Voifiiche Zeitung“ nimmt an, die Gefahr, daß der Reichätag 
burch eine £onjervativsflerifale Koalition regiert werden würde, jei auäge- 
ichlofjen. Denn erftend würde diefelbe nicht die Mehrheit bilden und ferner 
würde auch das Gros der fonfervativen Partei, welche die Macht der fatho: 
lichen Kirche und ihrer Hierarchie genugjam kenne, fich nicht dazu verjtehen, 
die rüdläufige Bewegung, auf welche das Zentrum hinaus wolle, mitzu— 
machen. Die Addition der „Voffifchen Zeitung“ ift ungenau. Die Konjer: 
vativen haben in dem fünftigen Reichatage 71, das Zentrum 108, alſo beide 
zufammen 179 Stimmen. Kommt bazu die Gefolgichaft des Zentrums — 
MWelfen, Polen, Dänen und Eljäffer —, jo hat das Zentrum mit den Kon— 
fervativen über 217 Stimmen zu verfügen. Wenn die „Voffiiche Zeitung” 
fi) damit vertröftet, die Ajpirationen des Zentrums ſeien derart, daß bie 
Mehrheit der Konfervativen ſich mit ihnen nicht verftändigen fönnte, jo be: 
weift das nur, daß ber Freifinn nicht den Mut befitt, der Zukunft ins 
Auge zu ſehen. Wer die fommenbe Entwidlung der Dinge nah Maßgabe 
der Erfahrungen beurteilt, welche die Vergangenheit bietet, wird barüber 
nicht im Zweifel fein, daß bezüglich mehrerer der von ber ‚„Voſſiſchen Zei: 
tung“ fpeziell aufgeführten Fragen eine Verftändigung zwifchen dem Zentrum 
und den Sonfervativen keineswegs ausgeſchloſſen ift. Jedenfalls fcheint uns 
diejelbe zwiſchen der fonjervativen Fraktion und dem Fortſchritt größere 
Schwierigkeiten zu bieten, ganz abgejehen von ber jüngften Annäherung der 
Treifinnigen an bie Sozialdemokratie. Wenn in dieſer Beziehung noch 
Zweifel beftanden hätten, jo find diejelben durch die legten Wahlen bejeitigt 
worden. 

Die „Kölnische Zeitung“ fchreibt mit Bezug hierauf, daß ber 
Politiker, ber Deutichland mit einer Elerifal:fonfervativen Staatskunſt be: 
glüden möchte, eine jchiwere Verantwortung auf fi nehme und vorausficht: 
lid; Unheil und Verwirrung über unjer Vaterland bringen würde. „Wir 
würden e3 für unſere patriotifche Pflicht halten, einem jolchen verhängnis— 
vollen und verderbenſchwangern Beginnen, welches die geſamte deutiche Bil: 
dung in die Oppofition drängen und und nötigen würde, felbft die Bundes: 
genoſſenſchaft eines Eugen Richter zu ertragen, einen unbeugfamen Widerftand 
entgegenzujegen. Wir halten um jo lieber an ber Buderficht feft, daß die 
Kräfte, welche etwa nach diefer falſchen Richtung drängen, an der entjchei: 
benden Stelle ein wirkſames Gegengewicht finden werben.“ 


14. März). Die „Konfervative Korreſpondenz“ fchreibt: 


Mir halten es für ausgejchlofjen, daß die fonjervative Partei die 
Zuftimmung de3 Zentrums zu Bewilligungen auf militärijchem oder fonftigen 
Gebieten durch Sonzejfionen auf dem Gebiete des Schulmwejend oder der 
Ordensfragen erfauft. Die Zumutung, fi) an einem ſolchen Handel zu be: 
teiligen, wird die fonfervative Partei zurückweiſen, gleichviel von welcher 
Stelle fie an fie herantreten folltee Nur um ein Mißverſtändnis auszu— 
ichließen, bemerken wir, dat fich diefe Auslaffung nicht gegen die Haltung 
der „Kreuzzeitung“ wendet. 63 bedarf feiner befondern Stonjtatierung, dat 
die gegenwärtige Redaktion dieſes Blattes ſich mit der geordneten Leitung 
der fonfervativen Partei ohne Fühlung befindet und ebenjowenig über die 
thatſächliche Lage der Tinge auf politifchem Gebiet unterrichtet tft. 


15. März. Die internationale Arbeiterfchußfonferenz 
beginnt in Berlin im Reichskanzlerpalais ihre Sitzungen unter dem 
Vorſitz des Minifters v. Berlepich. ALS deutjche Vertreter nehmen 
teil: Unterjtaatsjefretär Magdeburg, Fürſtbiſchof Kopp, Wirkl. Geh. 
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Rat Reichardt, Geh. Tberregierungsrat Lohmann, Geh. Bergrat 
Dr. Hauchecorne, der bayrijche Oberregierungsrat Landmann, Geh. 
Kommerzienrat Freiherr v. Heyl und Fabrikbeſitzer Köchlin. Als 
Konferenzjefretär fungiert Geh. Legationsrat Dr. Kayſer. — Ber: 
treten find außer Deutjchland noch zwölf Staaten, England, Frank— 
rei, Defterreih, Ytalien, Belgien, Schweden, Norwegen, Däne- 
marf, die Niederlande und Luremburg; fpäter erfcheinen auch Ver— 
treter Spanien? und Portugals. 


Die Delegierten find: Belgien: Baron Greindl, Staatsminijter 
Jacobs, Direktor im Minifterium für Landiwirtichaft Harze und als Beirat 
Baron Arnold t’Kint de Roodenbeeke; Dänemark: Geheimer Etatärat Tietgen, 

brifinjpeftor Dr. phil. 9. 4. Topfde, Direktor einer Feuerverſicherung Y. 
ramſen; England: Sir €. Malet, Sir John Gorft, parlamentarifcher 
Unterftaatsjefretär im India Office, der Groginduftrielle in Mancheſter Zir 
William — und der Eiſeninduſtrielle in Darlington David Tale; 
Frankreich: Jules Simon, Senator und Mitglied der franzöjiichen Ata— 
demie, ber enator Zolain, da3 Mitglied der Deputiertenfammer Burdeau, 
der Generalinipeftor und Präfident des Oberminenrat3 Kinder, der Mecha: 
nifer Delahaye und al3 Beirat der erſte Botjchaftsfetretär bei der Berliner 
Botichaft Dumaine; ala technifche Beiräte find diefen Delegierten beigegeben: 
der Gewerbe · Inſpetlor Laporte, der Generalkonſul Jacquot, ber Kabinetschef 
des Senatspräſidenten Lebon und der Ingenieur Pelle; Italien: der Se— 
nator Girolamo Boccardo, der Deputierte Vittorio Ellena und der General— 
direktor der Statiſtik Luigi Bodio, als Beiräte der Abteilungschef im Finan;— 
ri ung Stringher und ber Profeffor Maiorano:Galatabiano; Yurem: 
de I. U. Draffeur; Niederlande: der Berliner Gejandte Jonkheer 

T en der Minifterialrat im Juftizminiftertum Snijder3 v. Wifjen: 
ar fowie ber Arbeitäinipeftor Struve; Defterreih: Ungarn: öſter— 
a Aa für das Hanbeläminifterium Miniſterialrat Bela Frhr. 

igelaperg und ber Zentral-Gewerbe-Inſpektor Minijterialrat Dr. Frauz 
Migerka, für ons Aderbauminifterium Mintjterialiefretär Dr. Ludwig Ha: 
berer, für das Miniſterium des Innern Auguft Frhr. v. Yappart:Yeenheer; 
ungarijcherjeit3 Minifterialrat Dr. Julius Schnierer, Minifterialrat Bela 
Gränzenftein als Bergbau: — ſowie der Induſtrie-Inſpektor Joſeph 
Szterényi; Schweden und Norwegen; das Mitglied der erſten Kammer 
d. Tham und der Generaljefretär im Miniſterium des Innern zu Chriſtiania 
Eduard Chriſtie, zur Dispofition diejer beiden Bevollmächtigten Mintitertal: 
fefretär Graf Wrangel; Schweiz: der Yandammann Blumer und der erite 
Setretär des eidgenoffiishen Departements für Induſtrie Dr. Kaufmann: 
Spanien: be Gaftro, de Paredes; Portugal: de Penafiel, Madeira Pinto, 
Dliveira Martins. 

15. März (München) Der Kultusminiſter dv. Yuk 
erläßt folgende Antwort auf die erzbiichöfliche Eingabe hinſichtlich 
der Altfatholifen: 

Tas Kapitular: Vitariat der Erzdiözeie München-Freiſing bat im Gun 
gange jeines der Staatsregierung zum tweiteren ſachgemäßen Vollzuge mit: 
geteilten autoritativen Ausſpruches vom 10. d. M. über die Zugehörigkeit 


der Altfatholiten zur farhotiichen Mirche in Beziehung auf die ſeitherige 
Behandlung der Alttatholiten-Frage ſeitens der fyl. Staatsregierung bemerkt, 
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daß ungeachtet wiederholter Vorftellungen der bayeriichen Oberhirten, ins: 
bejondere jener vom 13. Oktober 1875 und 14. Juni 1888 auf die berecd): 
tigten Anfprüche der katholischen Kirche in Bayern noch nicht die aebührende 
Rüdficht genommen worden jei, daß vielmehr beren Anträge zulegt noch 
durch die Minifterialentjchliegung vom 28. März 1889 eine abjchlägige Be: 
— erfahren hätten. 

odann iſt das Verlangen, daß die Altkatholiken fortan von der 
Staatsregierung nicht mehr als Mitglieder der römiſch-katholiſchen Kirche 
betrachtet und behandelt werden möchten, auch in dem oben erwähnten Atten- 
ftüde des Kapitular-Vilariat3 vom 10. d. M. in erfter Reihe wieder gleich: 
wie in den eben bezeichneten früheren bijchöflichen Eingaben mit dem Sat 
motiviert, daß die Altkatholifen jchon durch die Ablehnung der Beichlüfie 
des Batilanifchen Konzils vom Jahre 1870 aus der römijch-fatholifchen 
Kirche auögejchieden jeien. 

Dem gegenüber muß auch bier wieder daran erinnert werben, daß 
bie jeitherige Behandlung der fraglichen Angelegenheit der Staatäregierung 
in bindender Weife durch Titel IV $ 9 Abf. 5 der Berfaffungsurfunde, dann 
burch die $$ 57 und 58 der II. Berfafjungsbeilage vorgezeichnet war. Denn 
bienach dürfen, wie dies auch im der bereits angezogenen Minifterialent: 
ichließung vom 28. März 1889 betont ift, die Defrete des Vatikaniſchen 
Konzild jeitend der Staatsregierung nicht vollzogen werben, nachdem für 
diejelben da3 Placetum regium nicht erteilt ift. Die Staatäregierung war 
daher gehalten, jede auf den Vollzug dieſer Dekrete zielende Handlung zu 
un a und fie durfte insbejondere feine Gewaltmaßregel gegen irgend 
jemand aus dem Grunde in Anwendung bringen, weil er fich jenen Defreten 
nicht unterwerfen zu können glaubte. Sie hat die rechtlichen Grundiäge, von 
benen fie fich bei ihrer Stellungnahme zur Altkatholiken-Frage, injoweit es 
fih um die Beichlüffe bes Vatikaniſchen Konzils handelt, bejtimmen lafjen 
mußte und auch fernerhin wird bejtimmen lafjen müffen, erſt jüngft wieder 
gelegentlich der Verhandlungen über den Antrag des Abgeordneten Geiger 
und Genofjen in den beiden Kammern des Landtags vom 6. bis 8. November 
vorigen und vom 10. Februar laufenden Jahres dargelegt. 

Die Staatöregierung konnte demnad die auf das Vatikanum gejtüßte 
Ausſchließung der Alttatholifen aus der fatholifchen Kirche von ihrem Stand: 
punkte aus nicht für wirkſam erachten und würde dies auch für die Zukunft 
nicht zu thun vermögen. 

Der Rüdhalt, welchen jo die Altkatholifen infolge der Nichtplazetie: 
rung der erwähnten vatitaniichen Konzilsbeſchlüſſe bei der fgl. Staatsregie— 
rung feither gefunden haben, hat aber in eben diejen Beichlüffen feine Grenze. 
Sobald demnach. vom zuftändigen kirchlichen Richter fejtgeitellt und ausge: 
iprochen ift, daß die Altkatholifen nicht bloß mit Rüdficht auf das Vatikanum, 
jondern auch aus bejtimmten anderen Gründen die Ausjchliegung aus der 
——— Kirche verwirkt haben, iſt die Staatsregierung angeſichts der 
verfaſſungsmäßigen Rechte der katholiſchen Kirche in Bayern verpflichtet, 
diefem Urteile den Vollzug zu fichern. Denn die Stellung der Staatsregierung 
ur Altkatholiken-Frage, welche lediglich zum Vollzuge der einfchlägigen ver: 
—J——— Beſtimmungen eingenommen worden iſt, kann den Altkatho— 
liken augenſcheinlich nicht die Befugnis zur Ablehnung anderer Dogmen der 
Kirche und, — derſelben, das Recht gewähren, von der Staatsregie— 
rung gleichwohl noch als Mitglieder der katholiſchen Kirche angeſehen und 
behandelt zu werden. 

Bisher fehlte es an der erforderlichen Grundlage zu der von den 
bayeriſchen Oberhirten wiederholt erbetenen ſtaatlichen Einſchreitung gegen 
die Altkatholiken; denn es konnte weder in der Eingabe der hochwürdigſten 
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HH. Erzbiichöfe und Bifchöfe des Landes vom 13. Oktober 1875, noch in 
jener vom 14. Juni 1888, jo viel auch hierin von anderweitigen Neuerungen 
der Altfatholifen referierend die Rede war, ein die Staatäregierung zum 
entiprechenden Vollzuge berechtigender und verpflichtender Jurisdiktionsatt 
gefunden werden, durch welchen die Altfatholiten, abgejehen vom Vatikanum, 
auf Grund jonftiger Thatfachen ala ausgeichloffen aus der fatholiichen Kirche 
erflärt worden wären. 

Einen ſolchen Ukt aber muß da3 unterzeichnete fgl. Staatsminifterium 
in bem nunmehr von dem Sapitular-Bilariat der Erzdiögefe München: Frei: 
fing unterm 10. d. M. in Borlage gebrachten Altenſtücke erbliden; denn 
hierin find zwei Thatjachen ausdrüdlich angeführt und in einer Weife, welche 
jede Beftreitung ausichließt, ſofort Liquid geftellt, von denen nach der ben: 
jelben angefügten Entjcheidung des zuftändigen kirchlichen Richters jede ein: 
zelme das Bergehen der formalen Härefie in fich jchließt und für die Betei— 
ligten ipso facto die Ausichliegung aus der Slirche zur folge bat. Des: 
gleichen ift darin ausdrüdlich ausgeiprochen, daß die Altfatholiten wegen 
dieſer Neuerungen, auch abgejehen vom Batifanum, die Ausſchließung aus 
ber Kirche verwirft haben. 

Tie eine der fraglichen Neuerungen hat da3 Togma der unbefledten 
Empfängnis zum Gegenjtand. Wenn auch diefem Togma eine mwörtliche 
Plazetierung niemals zu teil geworden ift, jo ijt dasjelbe doch durch Hand: 
lungen und Gntichliefungen der königl. Staatöregierung, welcher feiner 
andern Deutung und Auffaffung Raum geben können, thatjächlich plazetiert 
worden. So hat das unterzeichnete fönigl. Staatsminifterium in einer Ent: 
ſchließung vom 26. April 1866, Nr. 3182, ausgeiprochen, daß der vormalige 
Kooperator zu Holzkirchen, Thomas Braun, infolge der über ihn durch das 
biichöfliche Ordinariat Paſſau wegen Nichtanerfennung des Dogmas von der 
unbefledten Empfängnis verhängten Erfommunifation nicht bloß die allge: 
meinen Wechte eines jeden Kirchenmitgliedes, jondern auch die beionderen 
priefterlichen Standeörechte, namentlich auch jene! des eventuellen Anfpruches 
auf den Zijchtitelgenuß verloren habe - ein Standpunft, den auch einige 
Jahre jpäter der vormalige Oberappellationsgerichtähof in einem Erkeuntniſſe 
vom 3. Mai 1869 (auszugsweiſe veröffentlicht in den Blättern für Rechts: 
anmwendung, Ergänzungsband IT, Seite 317 ff) als zutreffend anerfannt hat. 
An dieſer Auffaffung hat die Staatsregierung auch im der Folgezeit feft: 
gehalten. (Vgl. ftenographifche Berichte der Hammer der Abgeordneten von 
1872, ®b. II, Seite 580 ff, dann 1881 ®b. I, Seite 183 R- ferner Der: 
bandlungen der Kammer ber Reicharäte 1881/82, Protofoll:Bd. I, ©. 609 ff., 
ſowie 1883/84, Protofoll:®b. I, Seite 292 ff.) 

Wie demnach die Staatäregierung das Togma von der unbefledten 
Empfängnis jeit Jahrzehnten tonjequent dem Priejter Thomas Braun gegen: 
über vollzogen hat, jo kann fie auch deſſen Bollzug gegenüber den Altfatho: 
lifen nicht ablehnen; fie muß vielmehr fchon die Yeugnung dieſes Dogmas 
allein feitens ber Altkatholiten für einen vollftändig ausreichenden Grund 
erachten, bie deshalb von ber Kirche verfügte Ausſchließung derjelben auch 
für das ftaatliche Gebiet ala wirkſam anzuerkennen. 

Aus den vorftehenden Erwägungen erachtet das unterzeichnete Fönigl. 
Staatäminifterrum ben vom Kapitular:Bifariat der Erzdiözeſe München: 

ifing unterm 10. d. M. geitellten Antrag für begründet. Es wurde bes: 
F dem Ausſchuſſe des bayeriſchen altkatholiſchen Landesvereines in München 
mit Entichliegung vom Heutigen eröffnet, daß jenem Antrage entſprechend. 
vorerft Die innerhalb der Erzdidzeſe München-Freifing wohnenden Altkatho— 
liken von nun ab ſeitens ber königl. Staatsregierung nicht mehr ala Mit: 
glieder der katholischen Kirche betrachtet und behandelt werden, dab vielmehr 
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die Rechte der Altkatholifen in diefer Diözefe hinſichtlich ber Religions- 
— ſich vorläufig nad $ 2 ber II. Verfaſſungsbeilage zu bemeſſen 
en. 


Hiemit ift in der Altfatholifenfrage den Wünfchen der Ultra— 
montanen nachgegeben, da3 Plazet aber im vollen Umfang aufrecht- 
erhalten worden. 

16. März. (NReunfirdhen.) Freiherr v. Stumm verfam- 
melt die Arbeitervertreter im Knappfchaftsvorftande, die Knapp— 
Ichaftsälteften und die Betriebschef3 feines großen Eiſenwerks, um 
ihnen den Entwurf einer neuen Arbeit3ordnung vorzulegen. 
Freiherr dvd. Stumm betont beim Beginn der Beratung, feine Stel- 
lung zu den Wrbeiterausjchüffen ſei nach wie vor die, daß er zur’ 
Behandlung beftimmter gemeinjamer Angelegenheiten jtet3 gern 
Vertreter der Arbeiter hören werde, wie er das von jeher gethan 
habe; das perjönliche Verhältnis jedes einzelnen Arbeiters zu ihm 
werde er feinen Arbeitern aber niemals durch Mittelaperfonen ver- 
fümmern laffen. Das entfpreche auch) volllommen dem vom Staat3- 
rat eingenommenen Standpuntt. 

17. März. Die „Kölnische Zeitung” bringt die verfrühte 
Meldung, Fürft Bismard Habe feine Entlaffung aus allen 
Aemtern nachgefucht; an der Bewilligung fei nicht zu zweifeln. 
Thatfählih Hat an diefem Tage der Fürft nur im Minifterrate 
jeine Abficht zu dbemiffionieren ausgefprochen. 

17. März. In der Eigung der Arbeiterfhußfonferenz 
wird bejichloffen, drei Kommiſſionen zu wählen. Die erfte Kom- 
milfion hat die Bergmwerfe zu behandeln; die zweite Kommijfion 
die Sonntagsarbeit; die dritte Kommiffion die Arbeit der 
Kinder, der jugendlichen Perfonen und der Frauen. 

17. März. Ein fönigliches Dekret verfündigt die Stiftung 
eines „Allgemeinen Ehrenzeichens in Gold“. 

18. März. Fürſt Bismard reicht in einem umfangreichen 
motivierten Schreiben feine Entlaffung als Reichskanzler, Mi— 
nifterpräfident und Minijter des Auswärtigen ein. Die Öffentliche 
Meinung nimmt die Nachricht mit verhältnismäßiger Ruhe auf 
und erwartet die Annahme des Geſuchs. 

18. März, (München) Eine Deputation der klerikalen 
Sraftion wird von dem Nuntius Migr. Agliardi empfangen 
und ihr eröffnet: 


Tat der Hl. Stuhl die nunmehr angebahnte faktiſche Löfung der 
Altkatholikenfrage tolerieren werde, im übrigen aber jelbitredend an 
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feinem prinzipiellen Standpunkte unverrüdt feithalte und die gegenteiligen 
Aeußerungen der Staatäregierung nach wie vor lebhaft bedauere. 


18. März. (Arbeiterfhhugfonferenz.) Fürft Bismard 
erjcheint bei dem Frühſtück der Delegierten und begrüßt fie in herz» 
licher Weife. Gegen den italienischen Delegierten Boccardo äußert 
er: Auch in Zukunft bleiben die Wege Italiens und Deutſchlands 
diefelben. Zum Diner ift die gefamte Konferenz zu den Majejtäten 
geladen. 

18. März. Eine Konferenz aller fommandierenden 
Generäle findet unter Vorſitz des Kaiſers ftatt. 

18. März. (Abgeordnetenhaug.) Kultusminifter v. Goß— 
ler eröffnet dem Haufe: 


Mit der heute eingegangenen Genehmigung de3 Kaiſers werbe er die 
ihm untergeordneten Kirchenkörper auf die Gefichtäpunfte aufmerkſam machen, 
von denen fie bei Betämpfung der Umfturzbeftrebungen auszugehen hätten. Auf 
dem Gebiete der Schule jtänden eingreifende Aenderungen Be Se. Majeſtät 
der Kaiſer habe die Anregung gegeben, die frage der Berechtigung zum 
einjährig-freiwilligen Dienft ganz aus der Schulorganifation auszuſcheiden. 
Auch habe der Kaifer genehmigt, daß einmal die größten Gegner auf dem 
Gebiet de3 Schulmwejend zu einer Enquöte vereinigt würden. Im mejent: 
lichen werde fi) die Organifation auf der Linie Sr en müſſen, die Se. 
Majeftät in dem Erlaß über den Unterricht an ben Rodettenanflalten an: 
gegeben habe. 

20. März. Bayern.) Die Zentrumsfraltion des Land— 
tags bejchließt, angefichts der Stellung des Episkopates zu den 
legten Regierungsmaßregeln, jet in die fachliche Beratung des 
Budgets eintreten zu wollen. 

Die liberale Preſſe zeigt fich jehr unzufrieden über das Ver— 
fahren der Regierung gegen die Altkatholifen. 

20. März. Die „Nordd. Allg. Zeitung“ jchreibt: 

Es ift unrichtig, daß dad Ausscheiden des Kanzlers aus dem 
Dienfte fi an die Arbeiterfrage fnüpfe. Die Meinungsverfchiedenheiten in 
ben —— Regionen haben ſich vorwiegend auf ſtaatsrecht— 
lichem Gebiet bewegt und die Grenzen der miniſteriellen Ver— 
antworthichkeit nahXage ber Verfaſſung, ſowie die Beziehungen 
des Minifterpräfidenten zu feinen Kollegen und die bisher dafür 
geltenden Unterlagen zum Gegenftand gehabt. Das Erſtaunen, mit welchem 
die — Ztg.“ die Thatſache beſpricht, daß der Kanzler noch nach der 
Berufung der internationalen Konferenz im Amte geblieben ſei, iſt alſo 
durchaus ungerechtfertigt. Der Korreſpondent des Blattes würde ſich das: 
jelbe erjpart haben fünnen, wenn er auch nur einen Blid auf die Entwick— 
lung unjerer fozialpolitifchen Gejeßgebung während be3 lepten Dezenniums 
geroorfen hätte. Tiefe Entwidlung beginnt mit der Allerhöchiten Botſchaft 
vom 17. November 1881. Durch fie find die Grundzüge des Syſtems feſt— 

elegt worden, nach welchem „die Heilung der fozialen Schäden auf dem 
Wege der vofitiven Förderung des Wohles der Arbeiter in Angriff genommen 
wurde. Der intelleftuelle Urheber diejer Allerhöchiten Botſchaft iſt Fürst 
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Bismard geweſen. Er hat die Botſchaft entworfen und den Kaifer Wilhelm 
für diefelbe zu gewinnen gewußt. Fürſt Bismard ift alfo der Schöpfer 
unfrer heutigen Topialpolitiichen Gefeßgebung. Es ift eine Unmwahrheit, wenn 
das Blatt von „ſcharf motivierter Gegnerjchaft des Fürſten Bismard gegen 
die Arbeiterfchußgejeßgebung“ ſpricht. Die Akten Liegen in diefem Puntte 
flar und fie find jedermann zugänglid. In der Sitzung des Reichstages 
vom 9. Mai 1885 hat der Kanzler feine Stellung zu der Frage ber Arbeiter: 
Ihußgejeßgebung eingehend dargelegt. Er bezeichnete es damals als „in 
hohem Grade wünfchenswert“, ala ein „glänzendes Ziel”, daß bem Arbeiter 
Sonntagsruhe gewährt und die Dauer des Arbeitstages „billig und fchonend“ 
bemefjen werde. „Aber“, fügte er hinzu: „die große frage, bie fich einem 
zuerft aufdrängt, ift die: ift dem Arbeiter überhaupt damit gedient? Wer 
beftreitet die Koften? Der Arbeiter wird nicht die obligatorifche Sonntags: 
ruhe mit dem Verluſt von 14 Proz. feines YJahreslohnes erfaufen wollen.“ 
Schon damals hat der Kanzler es ausgeſprochen, daß, um mit einer Arbeiter: 
ſchutz⸗ Geſetzgebung vorzugehen, der Anſchluß der übrigen Kulturftaaten zu 
erftreben wäre und der Kanzler ijt e3 denn auch geweſen, ber ben Zufammen- 
tritt der jet Hier tagenden Konferenz bei dem Kaiſer in Antrag gebradht 
bat. Eine weitere Verfälſchung der Thatjachen ift es, wenn die „Frkf. Ztg.“ 
bon einem geziwungenen Verzicht des Fürſten Bismard auf dad Handels: 
minifterium jpricht. Der Verzicht erfolgte auf des Fürſten eigene Anregung, 
zumal die Aufgaben gerade dieſes Poſtens durch die Strikebewegungen und 
die ſich an dieſelben knüpfenden Fragen ſich derartig erweitert hatten, daß 
ihre Löſung nur durch eine volle, von anderen Geſchäften nicht beaufpruchte 
Arbeitskraft erfolgen konnte. Die „Frankf. Ztg.“ ſpricht ſchließlich von 
einer feindlichen Stimmung des Reichsfanzlerd gegen den Staatsrat. Auch 
dies ift nicht wahr. Wie die internationale Konferenz, jo ift auch die An: 
börung de3 Staatörates auf Antrag des Kanzler bejchloffen worden. Ge: 
radezu findifch ift ed endlich, wenn dad genannte Blatt behauptet: Fürft 
Bismarck habe dem Diner zu Ehren ber Staatsratämitglieder im Schlofje 
gezwungener Weije beigewohnt. Wie Kaiſer Wilhelm I., fo bat auch ber 
jeige Kaifer den Kanzler mit Rüdficht auf deſſen Gelunhheitszuftand von 
ber Teilnahme an Hoffeftlichkeiten ftet3 dispenfiert. Die Vorftellung, daß 
ber Kanzler zum Erjcheinen im Schlofje gezwungen worden jei, beweist nur, 
daß ber Korrejpondent der „Frkf. Ztg.“ don den Berhältniffen am Hofe 
nicht3 weiß.“ 

20. März. Fürſt Bismard wird unter Erhebung zum 
Herzog von Lauenburg und General-Oberft der Kaval— 
lerie aus feinen Nemtern entlajjen; zum Reichskanzler 
und Minifterpräfidenten General dv. Caprivi (Kommandeur‘ 
des 10. Armeeforps, früher Chef der Admiralität) ernannt, mit 
ber einftweiligen Leitung des Minifteriums des Auswärtigen Graf 
Herbert Bismard beauftragt. Die Demiffion des Gejamtminifte- 
riums wird abgelehnt. 

Die Erlaffe des Kaiſers und Königs an den Fürften Bis— 
mard lauten: 

Mein Lieber Fürſt! Mit tiefer Bewegung habe Ich aus Ihrem Ge- 
fuche vom 18. d. M. erjehen, daß Sie entehloffen Hin, von ben Aemtern zus 
rüdzutreten, welche Sie feit langen Jahren mit unvergleichlichem Erfolge 
geführt haben. Ich Hatte gehofft, dem Gedanken, mich von Ihnen zu 
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trennen, bei unferen Lebzeiten nicht näher treten zu müflen. Wenn Ich 
gleihwohl im vollen Bewußtſein der folgenjchweren Tragweite Ihres Rüd: 
trittö jet genötigt bin, Mich mit diefem Gedanken vertraut zu machen, fo 
thue ich dies zwar betrübten Herzens, aber in der feften Zuverficht, daß bie 
Gewährung Ihres Gejuches dazu beitragen werde, Ihr für das Vaterland 
unerjegliches Leben und Ihre Kräfte jo lange wie möglich zu fchonen unb 
zu erhalten. Die von Ihnen für Ihren Entichluß angeführten Gründe 
überzeugen Mich, daß weitere Derjuche, Sie zur Zurüdnahme Ihres An- 
trages zu beftimmen, feine Ausficht auf Erfolg haben. ch entipreche daher 
Ihrem Wunjche, indem Ich Ihnen Pre ben erbetenen Abſchied aus 
Ihren Aemtern ala Reichölanzler, Präfident Meines Staatäminifteriums 
und Minifter ber Auswärtigen Angelegenheiten in Gnaden und in ber Zu: 
verficht erteile, daß Ihr Rat und Ihre Thatkraft, Ihre Treue und Hin: 
bung aud in Zufunft Mir und dem Baterlande nicht fehlen werben. ch 
be e3 als eine der gnädigften fyügungen in meinem Leben betrachtet, daß 
Ich Sie bei Meinem Regierungsantritt ala Meinen erften Berater zur Seite 
hatte. Was Sie für Preußen und Deutichland gewirkt und erreicht haben, 
was Sie Meinem Haufe, Meinen Vorfahren und Mir gemweien find, wird 
Mir und dem beutjchen Volke in dankbarer, unvergänglicher Erinnerung 
bleiben. Aber vg Pop Auslande wird Ihrer weiſen und thatfräftigen 
riebenapolitif, bie auch künftig aus voller Leberzeugung zur Richtſchnur 
eines Handelns zu machen entichloffen bin, allezeit mit ruhmvoller Aner: 
fennung gebacht werden. Ihre Verdienſte vollwertig zu belohnen, fteht nicht 
in meiner Macht. Ich muß Mir daran genügen lafjen, Sie Meines und 
be3 Baterlandes unauslöfchlihen Dankes zu verfichern. Als Zeichen dieſes 
Dantes verleihe Ich Ihnen die Würde eines Herzogs von Lauenburg. Auch 
werbe Ich Ahnen Mein lebensgroßes Bildnis zugehen lafjen. 

Gott jegne Sie, Mein lieber Fürft, und ſchenke Ihnen noch viele 
Jahre eines ungetrübten und dur das Bewußtſein treu erfüllter Pflicht 
verflärten Alters! 

In diefen Gefinnungen bleibe Ich Ihr Ihnen au in Zukunft treu 
verbundener banfbarer Kaijer und König. Wilhelm I. R. 


Ich kann Sie nicht aus der Stellung ſcheiden jehen, in der Sie fo 

lange Japre hindurch für Mein Haus, wie für die Größe und Wohlfahrt 
bes Vaterlandes gewirkt, ohne — Kriegsherr in inniger Dankbarkeit der 
unauslöfchlichen Verdienſte zu gedenken, die Sie Sich um meine Armee er: 
worben haben. Mit weitblidender Umficht und eiferner Feſtigkeit haben 
Sie Meinem in Gott ruhenden Herrn Großvater zur Seite geftanden, als 
e3 galt, in jchweren Zeiten die für mötig erfannte Reorganijation unfrer 
Streitkräfte zur Durchführung zu bringen. Sie haben die Wege bahnen 
helfen, auf melden die Armee mit Gottes pille von Sieg zu Sieg geführt 
werben konnte. Heldenmütigen Sinnes haben Sie in ben großen Kriegen 
Ihre Schuldigkeit als Soldat gethan und jeitbem bis auf diefen Tag And 
Sie mit nie raftender Sorgfalt und MALTE ven geweſen einzutreten, 
um unjerm Volke die von den Vätern ererbte Wehrhaftigkeit zu bewahren 
und damit eine Gewähr für die Erhaltung der Wohlthaten des Friedens 
u en. 
e Men weiß Mich ein? mit Meiner Armee, wenn ch den Wunſch hege, 
den Dann, der jo Großes geleijtet, auch fernerhin in der höchiten Rang: 
ftellung ihr erhalten zu jehen. ch ernenne Sie daher zum General: Oberften 
der Kavallerie mit dem Range eine General:yeldmarjchalld und Hoffe zu 
Gott, dat Sie Mir noch viele Jahre in biejer Ehrenftellung erhalten 
bleiben mögen. Ihelm. 
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20. März. (Abgeordnetenhaus) Bei Diskuffion des 
Kultusetats richtet Stöder, ausgehend von der Leberfüllung mancher 
Schulen mit Juden, Angriffe gegen die allgemeine Stellung des 
Judentums, die von nationalliberaler und freiſinniger Seite 
heftige Erwiderung finden. Minijter v. Goßler erklärt, er jei weder 
Semit noch Antifemit; er erfenne an, daß für bie Staatsregierung 
bier ein Problem vorliege. 

21. März. Graf Herbert Bigmard reicht feine Ent- 
laffung ein. 

21. März. Der Prinz von Wales trifft in Berlin ein. 

21. März. (München) Abgeordnetenhaus. Bei Beratung 
des Kultusetats und fpeziell des minifteriellen Erlafies betreffs 
ber Altkatholiken erklärt Minifter v. Crailsheim: die Regierung 
fönne fofort auf das Plazet verzichten, wenn andererjeit? die un— 
bedingte Schußpflicht des Staates gegenüber der Kirche aufgehoben 
würde. 

21. März. Der Prinzregent von Bayern endet dem 
Fürſten Bismard in Anlaß feines Rüdtritt3 ein fehr herzliches 
und anerfennendes Schreiben zu, welches der Fürft mit wärmſtem 
Dante ermwibert. 

21. März. Gelegentlich einer Arbeiterverfammlung in Kö— 
penid bei Berlin ereignen fih Rubeftörungen, wobei die Gen— 
darmerie einzufchreiten gendtigt ift. Zwei Gendarmen werden ſchwer 
verlegt. 

21. März. (Abgeordnetenhaus) Präfident v. Köller ver- 
lieft folgendes Schreiben des Staatsminiſters v. Bötticher: 


„Ew. Erzellenz beehre ich mich ergebenft zu benachrichtigen, daß bes 
zum "Majeftät geruht Haben, mittels Allerhöchiten Erlaffes vom 20. db. 
Mts. den Fürſten v. Bismard, feinem Antrage entiprechenb, von feinen 
Aemtern ala Präfidenten des föniglichen Staatsminifteriums, ald Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten zu entbinden und ben fommanbdierenden 
General des 10. Armeeforps, General ber Infanterie v. Caprivi zum Prä— 
fidenten des Staateminifteriums zu ernennen und mit ber Leitung des Mini- 
fteriums der auswärtigen Angelegenheiten einftweilen ben Staatsminifter, 
Staatäfetretär im Auswärtigen Amte, Grafen v. Bismard-Schönhaufen, zu 
beauftragen. Emw. Erzellenz erjuche ich ergebenft, dem Haufe der Abgeord= 
neten hiervon Kenntnis geben zu wollen.” 


Das Haus verharrt nach der Berlefung in völligem Schwei— 
gen; ein Benehmen, welches den Lebhafteften Tadel der regierungs- 
freundlichen Preſſe veranlaßt. 

22. März. Die „Nationalzeitung“, welche gejchrieben Hatte, 
der Kaifer habe dem Fürſten Bigmard am Montag Nachmittag 
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einen Beſuch abgeftattet, wird „von unterrichteter Seite“ aufgefor- 
dert, dieſe unbegründete Angabe richtig zu ftellen: 

Fürft Bismard habe dem Kaiſer zum Ci Mal am Sonnabenb 
ben 15. März Bortrag gehalten und ihn jeit diefem Tage überhaupt nicht 
mehr gejehen. Am Montag habe ber Kaiſer nur durch den Chef des Eivil- 
fabinetö Dr. v. Lukanus, in der Reichskanzlei anfragen lafjen, ob der Be: 
richt des Fürſten Bismarck bereit3 an ihn ergangen jei. 

Uebereinftimmenb wird gemeldet, daß jener „Bericht“ den 
Vorſchlag zur Aufhebung einer Kabinet3ordre Friedrich 
Wilhelm IV. über die Stellung des Minifterpräfidenten zu den 
übrigen Miniftern hätte enthalten follen, daß aber Fürft Bismard 
dieſen Antrag zu ftellen verweigert habe. Die betreffende Kabinets- 
ordre lautet: 

„Sch finde es nötig, daß dem Minifterpräfibenten, mehr ala biäher, 
eine allgemeine lleberficht über bie verjchiedenen Zweige ber inneren Ber: 
waltung und dadurch bie Möglichkeit gewährt werde, bie notwendige Einheit 
darin, Poren Stellung gemäß, aufrecht zu erhalten und Mir über alle wid): 
tigen Berwaltungsmaßregeln auf Mein Erfordern Auskunft zu geben. — 
Zu bem Ende beftimme dh nn 1) Ueber alle Verwaltungsmaß— 
regeln von Wichtigkeit, die nicht ſchon nach ben beſtehenden Vorfchriften einer 
porgängigen Beſchlußnahme des Staatäminifteriums bedürfen, hat fich ber 
betreffende Departement3:Chef vorher, mündlich ober jchriftli, mit dem 
Minifterpräfidenten zu verftändigen. Lebterem fteht es frei, nach feinem Er: 
meflen eine Beratung der Sache im Staatöminifterium, auch nad Be: 
finden eine Berichtserftattung darüber an Mich zu veranlafien. 2) Wenn 
es zu Berwaltungsmaßregeln der angegebenen Art, nach ben beſtehenden 
Grundjägen Meiner Genehmigung bedarf, jo ift der erforderliche Bericht 
vorher dem Minifterpräfidenten mitzuteilen, welcher denfelben mit feinen 
etwanigen Bemerkungen Mir {ax sie bat. 3) Wenn ein Verwaltungs: 
Chef fich beivogen findet, Mir in Angelegenheiten jeines Refjort3 unmittelbar 
Bortrag zu halten, jo hat er dem Miniſter-Präſibenten bavon zeitig vorher 
in Kenntnis zu jegen, damit berjelbe, wenn er e3 nötig findet, ſolchen Vor: 
trägen beimohnen fann. — Die regelmäßigen Jmmebiat:Borträge bed Kriegs: 
minifter3 bleiben von dieſer Scimmung ausgeſchloſſen. Charlottenburg, 
den 8. September 1852. 

gez. Friedrich Wilhelm. 
gegengez. Manteuffel.” 

22. März. (Kapitel des Schwarzen Adlerordend.) Der 
Prinz Georg von Großbritannien und Irland wird im Bei- 
fein feines Vaters, de3 Prinzen von Wales, inveftiert. 


22. März. Die „Weimarifche Zeitung” veröffentlicht ein 
Telegramm des Kaiſers nah Weimar vom 22. März, worin 
es heißt: 

„Mir ift jo weh, ala Hätte Ich noch einmal Meinen Großvater ver: 
loren, aber von Gott Beftimmtes ift zu tragen, auch wenn man darüber zu 


Grunde gehen jollte. Tas Amt des wachhabenden Offizierd auf dem Staat: 
ichiff ift Mir zugefallen, der Kurs bleibt der alte. Voll Tampf voran!” 
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23. März. Die „Nordd. Allg. Zeitung“ jchreibt: 


„Der „Hamburgifche Korreſpondent“ bringt den Rüdtritt bes Fürſten 
Bismarck damit zufammen, daß in ben legten Jahren namentlich auf dem 
Gebiete der inneren Politif die Erfolge jeltener geworben jeien. Das ge: 
nannte Blatt, deſſen wohlmwollende Haltung wir im übrigen auerfennen, ift 
in biefem Punkte nicht gerecht Die Erfolge auf dem Gebiete der inneren 
Molitit hängen bei una mwejentlidh mit den Wahlen zujammen, und e3 iſt 
unbillig, die Politit des Reichskanzlers anzuklagen, auch wenn fie in dem 
Make leitend wäre, wie es der bisherige Kanzler ſeit Kaiſer Wilhelms 
Tode nicht mehr gemweien ift. Bon der Rüdnahme eines erjten Entlafjungs- 
gejuches, von dem der „Hamb. Korreſp.“ jpricht, ift in den beteiligten 
streiten nichts befannt, der Reichskanzler Hat kein Geſuch zurüdgenommen. 
63 beruht auf einer irrtümlichen Information bed „Hamburgiichen Korre: 
ſpondenten“, wenn er behauptet, der Verſuch dei Fürſten, Refignation zu 
üben, habe ala endgültig miklungen angejehen werden müffen, al tran: 
jpirierte, dab Fürſt Pismard von der Beitimmung nicht abgehen wollte, 
wonach fein unmittelbarer Verkehr der Staatsjefretäre und der preußiichen 
Minifter mit dem XLandesheren ohne jeine Kontrole und Mitwirkung jtatt: 
zufinden habe. Was der „Hamb. Korreip.“ ald „tranipiriert” bezeichnet, 
ftimmt mit unferer eigenen Information überein. Der Verkehr der Staatä- 
jefretäre mit dem Kaiſer ift durd, die Verfaſſung und das GStellvertretungs: 
geſetz definitiv geregelt. Die Beziehungen der preußifchen Minifter zum 
Zandesherern wurden es 1852, als fih nad Einführung der Berfafjung 
die Notwendigkeit dazu herausitellte, und die Stellung des Minijterpräft: 
benten zu feinen Kollegen hat bisher ausschließlich auf einer Ordre des ge: 
dachten Jahres beruht, wenn auch unter dem Präfidium des Fürſten Bis— 
mard bis in bie jüngfte Zeit fein Bedürfnis vorgelegen hatte, in ojtenfibler 
Weiſe auf dieſe Kir den Minifterrat beftehenden Regulative Bezug zu neh: 
men. Erſt in den leßten Wochen hat der Präfident des Staatäminifteriums 
ein folches Bedürfnis empfunden. Es ift auch richtig, daß er zur Ausfüh— 
zung bes faiferlichen Befehls die Ordre von 1852 aus der Welt zu jchaffen, 
die Hand nicht hat bieten wollen, weil er bdiejelbe für unentbehrlich hielt, 
wenn ein Präfidium des Staatsminijteriums fortbejtehen jollte. Der „Dam: 
burgiſche Korreſpondent“ iſt wohl unterrichtet, wenn er annimmt, dat dieſe 
Ablehnung dem Präfidenten des Staatsminijteriums über die unabweisliche 
Notwendigkeit feines Rücktrittes ſchließlich die volle Klarheit gegeben hat. 
Ein Irrtum dagegen ift ed, wenn der „Damburgijche Korreipondent“ annimmt, 
da Beiprechungen bes Fürſten Bismarck mit Hrn. Windthorft das Gumber: 
landjche Vermögen zum Gegenjtand gehabt haben. Wir find ficher, daß 
hievon nicht die Rede gewejen ift. Der Verkehr des Kanzler? mit Hrn. 
MWindthorft fpielt in der ganzen Krifis nur infofern eine Rolle, ala ber 
Kanzler fich gemweigert hat, feinen Verkehr mit Abgeordneten einer Kontrolle 
zu unterwerfen. Unvollfommen unterrichtet zeigt fich der „Korrejpondent“ 
weiter, wenn er behauptet, daß es an Verfuchen, den Fürſten zur Meiter: 
führung der auswärtigen Politik zu beivegen, nicht gefehlt habe. Im preu: 
Biichen Staatäminiftertum mögen Verſuche der Art allerdings ftattgefunden 
haben, aber perfönliche Echritte des Kaiſers oder einflußreicher Bunbesfürften 
find nicht erfolgt. Ob die Trennung der auswärtigen von der inneren Po: 
Litit nach unjeren verfafjungsmäßigen Cinrichtungen praktiſch ausführbar 
geweſen jein würde, darüber find die Meinungen geteilt. Dieyenige, daß e3 
thunlich jei, jcheint heute nicht vorzumwalten, da aud) bei dem Nachfolger des 
Fürften Bismard die fanzleriiche Stellung und die des Präfidenten des 
Staat3minifteriums® ungetrennt bleiben werden. * 
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24. März. In Anknüpfung an diefen Artikel bringt die 
„Boffifche Zeitung” folgende Mitteilung, welche feinen Widerjpruch 
erfährt: 

„Nachdem einmal die Bemerkung veröffentlicht ift, — wir 
feinen Grund, die Darftellung des Sachverhalis, wie fie und befannt ge: 
worden ift, zurüdzubalten. Der Kaiſer war über die Verhandlungen bes 

ürften Bismard mit Herrn Windthorft fehr erregt und fuhr nach bem 

anzlerpalafte, um ben Fürſten zu fragen, was dieſe Unterredungen zu bes 
beuten haben. Fürſt Bismarck, der fich eben im Bette befand, erhob ſich 
fofort und beantivortete, nachdem er bei dem Kaifer eingetreten war, bie 
Trage dahin, daß es fi um Privatangelegenheiten handle. Der Kaiſer be: 
tonte, daß er von Verhandlungen feines Kanzlers mit einem Barteiführer 
wie Windthorft rechtzeitig zu erfahren ein Recht habe, was Fürſt Bismarck 
ungefähr mit bem obigen Sabe zurückwies, da er feinen Verkehr mit Ab: 
geordneten feiner Kontrolle unteriverfe. Er fügte Hinzu, nur infolge eines 
Verſprechens an Kaiſer Wilhelm I., einft feinem Entel zu dienen, fei er in 
—— Stellung verblieben. Er werde aber gern bereit ſein, fich in den 

uheſtand zurückzuziehen, wenn er dem Kaiſer unbequem werde.“ 

26. März. Graf Herbert Bismarck wird in Gnaden des 
Dienſtes entlaſſen; Herr v. Caprivi zum preußiſchen Miniſter 
des Auswärtigen ernannt. 

26. März. Fürſt Bismarck wird von dem Kaiſer in Ab- 
ihied3audienz empfangen; bei ber Rüdfahrt werben ihm ftür- 
miſche Ovationen gebradit. 

27. März. Der badifche Bunbdesrat3bevollmächtigte Freiherr 
v. Marſchall wird zum Staat3jefretär im Auswärtigen Amt 
des deutſchen Reiches ernannt. 

27. März. (Stuttgart.) Der König richtet an ben Fürſten 
Bismard zu deffen Rüdtritt ein Huldvolles Handjchreiben, auf 
welches ber Yürft mit wärmftem Danke ermwibert. 


27. März. (Abgeordnetenhau?.) Da es unmöglich fcheint, 
bis zum 1. April den Etat zu genehmigen, fo regt der freifinnige 
Abgeordnete Ridert den Beichluß eines vorläufigen Etat3- 
geſetzes (Notgejeg) an. Statt deffen wird auf Antrag von Olzem— 
Zedlit beichloffen, in das jpäter fertig zu ftellende Etatsgeſetz 
folgenden Paragraphen einzufügen: 

„Die bis zur gefehlichen Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats inner- 
balb ber Grenzen besjelben geleifteten Ausgaben werben hiemit nachträglich 
genehmigt.“ 

28. März. Der Kaifer wohnte der Schlußvorftellung in 
der Turnlehrer-Bildungsanſtalt bei und äußert: | 


Gr halte das Turnen für fehr wichtig für die Ausbildung des Volfes 
und glaube beſonders auch, daß die Turnvereine berufen feien, ben fubver: 
fiven Tendenzen ben Boden zu entziehen. Er bitte die Lehrer, in biefem 

Europ. Geſchichtstalender. Db. XXXL 4 
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Einne in ber turnerifchen Praxis zu wirken, damit dad Zurnen ald Volks 
erziehungamittel voll zur Geltung komme. 

29. März. Der Kaifer erläßt folgende Kabinetsorbre, be= 
treffend den Offizierſtand: 

Sch habe Mich bereit? am Neujahrätage den kommandierenden Gene: 
ralen gegenüber hinfichtlich des Dffizier-Erjages für die Armee ausgefprochen. 
Seitdem find Mir neben ben jonftigen Eingaben über die zur Zeit üblichen 
Privatzulagen und über die Gehaltsabzüge der Offiziere auch die Nachwei- 
jungen über den Stand an Offizier-Ajpiranten vorgelegt worden. Diefelben 
liefern den Beweis, daß in der Armee nicht überall nad gleichen Grund» 
fägen verfahren wird, und jehe Ich Mich deshalb veranlaft, Meiner bezüg: 
lichen Willenameinung für alle Beteiligten in eingehender Weife erneut Aus: 
drud zu geben. Die allmähliche Vermehrung der Kadres ber Armee bat 
die Gejamtzahl ber etatämäßigen Offizierftellen beträchtlich erhöht. Für die— 
jelben einen geeigneten und möglichft zahlreichen Erſatz zu jchaffen, ift ein 
dringendes Erfordernis, ganz beſonders im Hinblid anf bie Anfprüche, bie 
der Kriegsfall an die Armee ftellt. Gegenwärtig weifen faft alle Regimenter 
der Infanterie und ber fyeldartillerie erhebliche Lüden auf. Dieje Lage macht 
die Heranziehung eines ausreichenden und geeigneten Erſatzes zu einer bon 
Tag zu Tag mwichtigeren und ernfteren Pflicht ber Truppentommanbeure. 
Der gefteigerte Bildungsgrad unferes Volkes bietet die Möglichkeit, die Kreiſe 
zu erweitern, welche für die Ergänzung bes Offizierkorps in Betracht kommen. 
Nicht der Abel der Geburt allein kann heutzutage wie vordem das Vorrecht 
für fi in Anspruch nehmen, ber Armee ihre Offiziere zu ftellen. Aber ber 
Adel der Gefinnung, der dad Offizierkorps zu allen Zeiten befeelt hat, ſoll 
und muß dbemfelben unverändert erhalten bleiben. Und das ift nur möglich, 
wenn bie Offizier-Ajpiranten aus ſolchen Kreifen genommen werben, in denen 
biefer Adel der Gefinnung zu Haufe if. Neben den Sprofjen ber abligen 
Geichlechter des Landes, neben den Söhnen Meiner braven Offiziere und 
Beamten, bie 0 alter Tradition bie Grundpfeiler bes Dffiziertorps bilden, 
erblide Ich die Träger der Zukunft Meiner Armee auch in ben Söhnen 
folcher ehrenmwerter bürgerlichen Häufer, in benen bie Liebe zu König und 
Vaterland, ein warmes Herz für den Soldatenftand und chriftliche ung 
gepflegt und anerzogen werben. Ich kann es nicht gutheißen, wenn manche 
Kommandeure ſich füt die Heranziehung des Offizier-Erfaes eigene, einfeitige 
Grundſätze jchaffen, wenn beiſpielsweiſe die Grenzen ber erforderlichen wiſſen⸗ 
ichaftlichen Bildung fo eng gezogen werben, daß für bie Annahme eines 
jungen Mannes die Ablegung der Abiturientenprüfung ald unabmweißbare 
Bedingung hingeftellt wird. Ich muß es mißhbilligen, wenn ber Eintritt 
abhängig gemadjt wird von einer übermäßig hoben Privatzulage, welche bie 
Söhne wenig’ begüterter, aber nach Gefinnung und Lebendautfaffun dem 
Lifizierforps naheftehender Familien der Armee fernhalten muß. Um — 
Unzuträglichkeiten Einhalt zu thun, ſpreche Ich Meinen Willen dahin aus, 
daß in der Regel die Kommandeure bei der Infanterie, den Jägern, der 
Fußartillerie und den Pionieren nicht mehr als 45 Mark, bei der Feld— 
artilferie nicht mehr ald 70 Markt und bei der Kavallerie nicht mehr ala 
150 Dart an monatlicher Zulagen fordern jollen. Daß die DVerhältniffe 
großer Sarnifonen und fpeziell diejenigen der ZTruppenteile des Gardekorps 
aeringe Frhöhungen erforderlich machen fünnen, verkenne Jch nicht. Aber 
Ich erachte es ald den Intereſſen der Armee nachteilig, wenn bei ber In— 
fanterie und den Jägern 2c. die Forderungen an Privatzulagen bie auf 75 
und 100 Mark — an einzelnen Stellen jogar darüber hinaus — gefteigert 
jind, und wenn diejelben bei der Stavallerie, namentlich bei der Garde, eine 
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ö icht haben, welche es dem ländli Grund ⸗ 
—— Sie Erle ei lieb — gen En. —F 
e⸗ 


——— — will nicht, daß in Meiner Armee das An: 


ingen Bitte einzurichten unb doch ihre Pflicht mit a efeiebigung 


wirken, ift die Aufgabe der Truppentommandeure. Unausgeſetzt haben fie es 
fih klar zu machen, daß es heutzutage mehr wie k darauf antommt, Cha: 
raftere zu erweden unb groß zu ziehen, die Se rege bei ihren 

erfür dad eigene Beifpiel in erfter Linie 
mitwirfen Wie Ich es ben Kommanbeuren erneut zur icht mache; 


über bie bei ben Truppenteilen üblichen Zula und bie Gehaltsabzüge 
vorlegen laffen. Wie Ich hiermit beftimme, daß Mir folche Offiziere nam: 
haft zu machen find, welche den auf Vereinfachung bes Lebens —— 
Einwi ie Kom⸗ 
eigneten und ausreichenden Nachwuchs an i nzuziehen und das 
Leben ihrer Offigiertorp⸗ 3 * ——— hal. Ri Kr 
wünjche von Herzen, daß ein jeder Meiner Offiziere nach erfüllter Pflicht 
feines Lebend froh werde. Dem überhandnehmenden Luxus in der Armee 
muß aber mit allem Ernft und Nachdruck entgegengetreten werben. 

29. März. Die Arbeiterſchutzkonferenz jchließt ihre Sigungen; 
bie von ihr formulierten „Wünſche“ ſ. Staatsarchiv Bd. 51. 

29. März. Fürft Bismard verläßt Berlin. Auf der Fahrt 
zum Bahnhofe und im Bahnhofsgebäude werben ihm ftürmijche 
Ovationen gebracht; vielfach ertönen die Rufe „Wiederlommen!” 
„Auf Wiederfehen!" Sowohl in Berlin ala bei der Ankunft in 
Friedrichsruhe werben ihm auf Befehl des Kaiſers durch dazu kom⸗ 
mandierte Truppenabteilungen militärische Ehren erwieſen. 

31. März. Der Kaifer überjendet dem erjten franzöfiſchen 
Bevollmächtigten bei der Konferenz Jules Simon bie neu cerjchie- 
nene Ausgabe der mufifalijchen Werke Friedrich! des Großen nebſt 


einem Handſchreiben. 
4 Es 
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Ende März. Der Reichsſtagswahlkreis Hamm-Soeft 
wird bei ber Nachwahl dem Zentrum, dem er zunächit zugefallen 
war (Schorlemer-Alft) abgenommen und von ben Rationalliberalen 
gewonnen; deögleichen zwei Tage fpäter der freifinnige Wahlfreis 
Arnswalde- Friedberg durch die Konjervativen; endlich ber 
freifinnige Wahlkreis Gießen durch die Antifemiten. 


1. April. Der Geburtstag des Fürften Bismard wird 
durch große Ovationen fowohl der Bevölkerung Lauenburg, Ham- 
burg3 ıc. als auch durch eine unerhörte Anzahl von Telegrammen 
und Gejchenken Fernerwohnender begangen. Der Kaiſer ſendet durch 
den Flügelabjutanten Grafen Webel fein lebensgroßes Bildnis. 


Diele Städte ernennen Bismard zum Ehrenbürger. 

1. April. Der „Reichdanzeiger” ſchließt eine Artikel-Gerie 
über Sozialismus und Sozialreform mit folgenden Säßen: 

Angefichts ber hier charakterifierten Lage erkannte ed Seine Majeftät 
ber Kaiſer und König für notwendig, ben weiteren Bejchwerben ber wirt: 
ſchaftlich leidenden Klafien auf den Grunb zu on und für bie als bes 
rechtigt erjcheinenden forderungen, ſoweit fie bisher nicht genügend berüd: 
fihtigt waren, mit feiner —— Macht einzutreten. Die Frauen⸗ und 
Kinderarbeit, die Nacht und Sonntagsarbeit bilden ſchon ſeit lange Stoff 
für fozialdemofratijche Agitationen — die Regelung — ragen iſt nun⸗ 
mehr vom Staatsrat und von der internationalen Ar —— 
in Angriff genommen worden. Des Weiteren bleibt die Lohnfrage und die 
Frage ber Arbeitsdauer zu regeln übrig. Nach beiden Richtungen wird 
vornehmlich von den Arbeitgebern jelbft dad Mögliche und Erforderliche ge- 
ſchehen können. Die Wege dazu werben durch den Einfluß ber ganzen fozial- 
reformatorifchen Richtung unferer Politit geebnet werben, wie auch bie zu 
ſchaffenden Organe, melde ein Fühlungnehmen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern ermöglichen, begrünbeten Beichwerben hoffentlich abzuhelfen ge 
eignet fein werben. 

Die Fürſorge bes Kaiferd und Königd für ben fogenannten vierten 
Stand ift eine aus den Bebürfniffen ber Zeit erwachiene. & war von jeher 
ber Beruf ber ren an bie Heilung ber fozialen Schäben 
heranzutreten. &3 mag fein, daß die wohlwollende Abſicht von manchen 
verfannt und bie Begehrlichteit gefteigert wird. Aber dieſe Möglichkeit lag 
ebenfo in früheren Zeiten vor, und Be ift in Preußen-Deutſchland boch nie 
zur Wirklichkeit getvorden. Die Erwägung, daß bie gute Saat auf unfrudt- 
baren Boden fallen könne, hat einen preußijchen König noch nie davor zu⸗ 
rüdfchreden lafjen, das zu thun, was ihm fein Sewiffen und die Einficht 
in die Welt der Dinge gebietet. 

Mit Schredbildern, wie fie fich ftet3 bei Reformen unb bei Aenbe: 
rungen des hergebrachten Zuftandes eingeftellt haben, fann die Aufgabe bes 
Staat, ber gegenwärtig leidenden Klafſe zu helfen, nicht hintertrieben werben. 
Sie ift eine Notwendigkeit, welche einen ftarfen und mächtigen Staat er: 
fordert. Der Kaiſer uud König erkennt die Notwendigkeit gleich feinen er: 
habenen Vorfahren an. Die in. feiner Hand ruhende Macht des Staats 
wird denen, welche für ihre ehrgeizigen und phantajtifchen Ziele hiebei etwas 
zu gewinnen hoffen, entgegenzutreten wiſſen. Aber die Böfung der Aufgabe 
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erfordert die ganze Mitwirkung der Gefellichaft und aller ihrer bewährten 
Lebensformen, der Kirche und der Schule, namentlich aber auch ber be: 
ftehenden, aus anderen Bebürfnifien jur angenen politiſchen Parteien. 
Gegenüber dem Schreden, mit welchem die elelichaft vor bem Sozialiämus 
und ben Ideen ber Sozialdemokratie erfüllt wird unb gegenüber ben 
Gefahren, welche aus einem dem Sozialiämus gegenüber beobachteten Laissez 
faire erwachſen würden, müſſen die Parteien fich feſt zufammenjchließen, die 
Streitart begraben, die politifchen Machtfragen ruhen laſſen und fi um ben 
Hüter aller Klafien der Geſellſchaft, um ben Träger ber ftarfen und mäch— 
tigen Krone jcharen. 

Die Gejellichaft gleicht einer Wage in ber Hand bes Monarchen; er 

Ib hier bald dort ein Gewicht — oder entfernen, um die 
Schwankungen zu beſeitigen und ſo die Harmonie, wenn ſie einmal geſtört 
ift, wiederherzuſtellen. Nur das Königtum kann ſich dieſer Aufgabe unter: 
ziehen. Die Aufgabe des Parlaments beſteht hiebei vornehmlich darin, daß 
es die Krone ihrer Aufgabe, den Frieden der Geſellſchaft zu fördern, unter— 
ſtützt und fich uneigennützig als Mithelfer an dem Werk der ausgleichenden 
Gerechtigkeit und der — der ſozialen Schäden beteiligt. Geſchieht 
dies, dann wird und muß die Sozialreform gelingen, dem Sozialismus aber 
der Boden unter ben Füßen abgegraben werben.“ 

1. April. Die nationalliberale Fraktion des Abgeord- 
netenhaufes richtet an den Fürſten Bismard folgende Adrefie: 

Durchlauchtigſter Fürſt! Seit langer Zeit hat das deutſche Volt und 
mit ihm die nationalliberale Traktion des Abgeordnietenhaufes die Wieder: 
tehr des Tages, der dem Vaterlande feinen großen Staatsmann gab, als 
einen Tag ftolzer Freude gefeiert. Heute vermiſchen fich die Segenswünjche, 
mit denen wir Ew. Durhlaudt an Ihrem 75. Geburtstage begrüßen, mit 
dem jchmerzlichen Gefühl, dab das Deutſche Weich und der preußiiche 
Staat in Zukunft bes ficheren Führers entbehren foll, der ber Nation ſeit 
mehr als einem Vierteljahrhundert zielbewußt die Bahnen: vorgezeichnet, 
auf denen fich ihr heißes Sehnen nad Einheit und der gebührenden Macht: 
ftellung und inneren Entwidlung erfüllte. Die Einigung Deutichlands unter 
Preußens Führung, die Wiederaufrichtung des Deutſchen Reichs nad) ohn: 
mächtiger Zeriplitterung, die Feſtigung bdesjelben durch die Organiſation 
der Wehrkraft und der Finanzen und der innere Ausbau durch einheitliche 
Geftaltung bed Rechts und mächtiger Berwaltungsziveige, ein ziwanzigjähriger, 
durch unvergleichliche Staatäfunft aufrechterhaltener —* der den Wohl: 
ſtand des Beutfchen Volkes erhöhte und der Zufammenfchluß der brei 
mächtigen Reiche Mitteleuropa’3 zu weiterer fyriedenswahrung, der Erwerb 
von Kolonien, welche dem beutjchen Handel und Gewerbefleiß neue Abſatz⸗ 
ebiete eröffnen werden, die joziale Reform zur Linderung der Not der ar: 
—— Klafſen — das find Hauptmarkſteine des gewaltigen Teils Ge— 
ſchichte, welchen das deutſche Volk unter der Führung feines erften großen 
Kaiferd auf ben durch Ew. Durchlaucht erkannten und eröffneten Degen 
burchichritten hat. Unauslöfchlicher Tank für alles, was Sie in tiefer Vater: 
Iandsliebe und unter Einjegung Ihrer ganzen Perfönlichkeit dem deutichen 
Bolte gegeben, wird Ew. Durchlaucht aus allen Zeilen des Deutjchen Reichs 
wie von den Deutichen bes Auslanded entgegengetragen. Wenn aud wir, 
die im tiefer Verehrung unterzeichneten Mitglieder der nationalliberalen 
—— des Abgeordnelenhauſes dieſem Tante Ausdruck geben, jo wollen 

Durchlaucht denſelben entgegennehmen als ein Zeichen, wie ſehr mir 

und mit ben Beftrebungen Ihrer nationalen Politik verwachſen fühlen. 
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1. April. Der neu ernannte hauntiſche Minifterrefident 
Delorme überreicht fein Beglaubigungschreiben. 

2. April. (Oſtafrikaniſches Schußgebiet.) Es wird be— 
kannt, daß Emin Pascha in deutſche Dienfte getreten fei und 
eine Expedition nach Inner-Afrifa führen werde. 

Major Wißmann erläßt einen Befehl, welcher Karama- 
nen verbietet, das deutſche Gebiet nördlich de Tanga ohne feine 
Erlaubnis zu betreten. 

Beide Nachrichten erregen vielfach Mikvergnügen in England. 

Emin Paſcha verbietet den Durchzug von Karawanen 
von Tanga nach Pangani und erläßt einen Proteſt gegen die 
vom engliſchen Generalkonſul verbreitete falſche Nachricht, daß er 
einen Prozeß gegen den Häuptling im Dienſte des Kongo-Staats 
Tippo-Tip begonnen habe. 

2. April, (München) Der Prinzregent erleilt den Alt- 
fatholifen die Rechte einer privaten Religionsgenofjenichaft. 

3. April. Der „Reichdanzeiger“ erklärt, daß alle amtlichen 
Veröffentlichungen, betreffend die internationale Konferenz und 
deren Beichlüffe fünftig, wie bisher, ausfchließlich durch den „Reichs- 
anzeiger“ erfolgen werden. Hieraus ergibt fich, daß die vor kurzem 
durch einige Zeitungen bewirkten Veröffentlichungen als auf amt= 
licher oder zur Verbreitung autorifierter Quelle beruhende nicht 
anzufehen ſeien. 

Dan glaubt hieraus den allgemeinen Schluß ziehen zu dür- 
fen, daß die privilegierte Stellung anderer Organe in Bezug auf 
Regierungsmitteilungen aufgehört. 

3. April. Der deutſche Generalfonful in Sanfibar 
Michahelles unternimmt eine Reife zu dem Sultan von Witu. 

8. April. Graf Wedel überreicht dem Kaifer Franz Jo— 
ſeph in Wien ein eigenhändiges Schreiben des deutjchen Kai— 
ſers, nachdem bereit3 früher der Reichskanzler v. Caprivi dem 
Grafen Kalnody ein Begrüßungsjchreiben überfandt hatte. Beide 
Alte Führen zur weientlichen Beruhigung der Öffentlichen Meinung 
Defterreich® bezüglich der Fortdauer des Verhältniffes zu Deutfchland. 

9. April. Das Emin-Paſcha-Komitee erhält die fichere Nach- 
richt, daß Dr. Peters fich bereit weitlich vom Baringo-See befindet. 

14. April. Der Kaiſer empfängt den öfterreichifchen 


Generaladjutanten v. Bolfras, welcher ein Handjchreiben feines 
Kaiſers überbringt. 
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15. April. (Abgeordnetenhaus) Rede des Minifter- 
präfidenten v. Gaprivi: 

„Rachdem Se. Maj. ber Kaifer und König mich zum Präfidenten 
be Staatäminifteriums ernannt hat, habe ich zum erften Mal die Ehre, vor 
dieſem Hohen Haufe zu erfcheinen. Wenn ich mir vor ber Tagesordnung 
dad Wort erbeten habe, jo ift es nicht etwa gefchehen, um im Namen ber 
Staatäregierung ein Programm vor Ihnen zu entwideln. Eine ſolche Map: 
regel würde mir an ſich und im allgemeinen fragwürdig fcheinen; fie wäre 
unmöglich heute gegenüber meiner Perſon. Den politifchen Angelegenheiten 
bisher fremd, bin ich vor einen Wirkungskreis geftellt, den auch nur im all: 
gemeinen zu überjehen mir bis heute nicht möglich geweſen ift. Ich habe 
e3 aber für meine Pflicht gehalten und habe den Wunfch gehabt, zu er: 
icheinen, um ben erften Schritt zu einer Anknüpfung perfönlicher Beziehungen 
zwiſchen Ihnen, meine Herren, und mir zu thun. 

Sie werden begreifen, daß gegenüber meinem großen Vorgänger ich 
ein ſehr lebhaftes Beitreben haben muß, in perfönliche Beziehungen wenig: 
ſtens in jo weit zu treten, ala folche perfönlichen Beziehungen die fachliche 
armer at Geſchäfte fördern. Ich müßte das Gefühl etwa eines Mi: 
niſters haben, der feine amtliche Wirkſamkeit mit einem bedenflichen Defizit 
anfängt, wenn ich nur meine Perfon an diefer Stelle in Betracht zöge. 
Wenn ich aber trogdem unverzagt mein neues Amt amgetreten habe, jo ge: 
Ihah es in der Erwartung, daß andere Momente es mir möglich machen 
werben, wenn auch nicht in dem Maße, wie mein großer Vorgänger, aber 
in bejcheibener Weife, die Geichäfte zum Segen des Landes zu führen. 

Ich bin überzeugt, dab das Gebäude, welches unter der herborra: 
genden Mitwirkung de3 Fürſten Bismarck entjtanden ift, feiner genialen 
Kraft, feines eifernen Willens, feiner tiefen VBaterlandsliebe, daß diejes Ge: 
bäude feit genug gefügt und gegründet ift, um auch, nachdem feine jtüßende 
rg ihm fehlt, Wind und Wetter wibderjtehen zu fönnen. Ich halte es 
ür eine überaus gnädige Fügung der Borjehung, daß in dem Moment, 
wo bie Trennung bes jyürjten von dem öffentlichen Leben eintrat, jie die 
Perſon unſeres jungen erhabenen Monarchen in ihrer Bedeutung für das 
In: und Ausland hat jo klar hervortreten laſſen, daß dieje Perjon geeignet 
ift, dieſe Lüde zu fchließen und vor den Riß zu treten. Ich habe einen 
unvermwüftlichen Glauben an die Zufunft Preußens; ich glaube, daß die 
. Yortdauer des preußijchen Staat3 und des an jeine Schulter gelehnten Teut: 
ichen Reiche noch auf lange eine welthijtoriiche Notwendigkeit iſt, und ich 
glaube, daß dieſes Land und dieſes Reich noch einer hoffnungsvollen Zukunft 
entgegengeht. 

Sie werden dad Wort Sr. Majejtät gelefen haben, daß der Kurs 
der alte bleiben joll, und jchon der Ilmjtand, daß meine Herren Stollegen 
unentwegt ihr Amt fortführen, wird Jhnen bemeijen, daß die Staatsregie: 
rung nicht die Abficht Hat, eine neue Aera zu inaugurieren. Es liegt aber 
in der Natur der Verhältniffe und Menichen, daß einer Kraft wie der des 
Fürſten Bismarck gegenüber andere Kräfte ſchwer Plab finden konnten, daß 
unter jeiner zielbewußten, auf jich ſelbſt geitellten Weije, die Dinge zu jehen 
und zu treiben, manche andere Richtung Hat in den Hintergrund treten 
müflen, und manche dee, manche Wünjche, wenn fie auch berechtigt waren, 
nicht überall haben im Erfüllung gehen fünnen. Es wird die erite Folge 
des Perſonenwechſels in Bezug auf die Negierung jelbit die jein, dat; die 
einzelnen Reſſorts einen größeren Spielraum gewinnen und mehr hervor: 
treten als bisher. Es wird darum ganz unvermeidlich fein, daß innerhalb 
de3 preußiichen Staatsminijteriums die alte follegiale Verfaſſung mehr ud 
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mehr zur Geltung fommt, als fie unter diefem mächtigen Minifterpräfibenten 
e3 konnte. Ohne formal dazu autorifiert zu fein, glaube ich auch im Ein: 
verftändbnid mit meinen Kollegen —— zu können, daß die Staats— 
regierung überall bereit ſein wird, ſolche zurückgehaltenen Gedanken und 
Wünſche aufzunehmen, fie von neuem zu prüfen und, ſoweit fie die Ueber— 
zeugung von ihrer Durchführbarfeit gewinnt, fie zu realifieren. Wir werden 
es thun, von wo und von wen dieje Ideen auch fommen, und wir werden 
ihnen Folge geben, wenn es nach unferer Neberzeugung mit dem Staatswohl 
vereinbar ıft. 

Wenn auf dieſe Weiſe die Staatäregierung dem hohen Haufe und 
ben Wünjchen des Landes entgegenzulommen bereit ift, jo darf ich bie Hoff: 
nung ausjprechen, daß auch ich in diefem Haufe und bei den Herren auf 
Entgegentommen rechnen kann. Wir werden gern mit allen denjenigen zu— 
jammenarbeiten —, und wir hoffen auf einen engeren Zuſammenſchluß an— 

eficht3 der immerhin jchwierigen Lage im Innern, vor der wir vorausficht: 
ich ftehen werden —, mit allen denen, die ein Herz für Preußen haben 
nnd Die gejonnen find, den Staat im monardifchen, das Reich im natio- 
nalen Sinne weiterzuführen und ausbauen zu helfen.“ 

Die Rede be3 Minifterpräfidenten findet durch die Herren Ridert, 
v. yallh, MWindthorft, v. Rauchhaupt beifällige Beantwortung. 

bg. Richter erklärt, daß ihm der neue Minifterpräftdent als ein 
Konjervativer befannt jei und er in ihm deshalb einen politifchen Gegner, 
wenn auch nicht einen Feind, erblide. 


16. April. Der Kaijer übernimmt das Proteftorat des Ko— 
miteed zur Errichtung eines Bismarck-Denkmals. 


16. April. Die ftändige Deputation de8 Innungsaus— 
ſchuſſes der vereinigten Innungen erläßt einen Aufruf an bie 
Vorftände der Innungen Berlins, auf die Innungsgenoſſen dahin 
einzumirfen, daß in Berlin ausnahmslos der Bußtag als Tyeiertag 
heilig gehalten werde und in den Werkjtellen die Arbeit ruhe; ſo— 
dann darauf zu halten, daß, wer von den Gejellen feiner Werk— 
ftelle ordnungswidrig am Donnerjtag den 1. Dtai fortbleibt, das 
Recht verwirft, weiter darin Arbeit zu finden. 


16. April. (Abgeordnnetenhaug.) Bei dem Etat des Bu— 
reaus de3 Staatsminifteriums erwidert Minijter Herrfurth auf eine 
Anfrage des Abgeordneten Ridert: 


Die Gegner der fogenannten offiziöfen Preſſe würden jelbit nicht 
glauben, daß Organe wie die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“, die „Poft”, 
die „Kolniſche — irgendeinen Pfennig Subvention erhielten. Das 
Verlangen ber Gegner der offiziöſen Preſſe gehe darauf hinaus, die Staats— 
regierung auf ben „Staatsanzeiger“ zu beichränfen, ihr jede Parteinahme 
zu unterfagen, der Oppoſitionspreſſe aber unbejchränfte Freiheit in ihren 
Angriffen gegen die Regierung zu laffen. Dazu könne die Regierung nicht 
Ja und Amen jagen. Für die Mitteilung pofitiver Thatſachen ſei ber 
„Staatsanzeiger* allerdings das allein gecignete Organ. Die Regierung 
fönne .aber nicht darauf verzichten, auch ihre Anfichten in der Preſſe zu ver— 
treten. Die 1100 Kreisblätter anlangend, jo hätten derſelben auch einen 
politifchen Inhalt, für welchen jedoch bie Redaktion verantwortlich ſei. Da 
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die Regierung für die ie, von Regierungsnachrichten nur regierungs⸗ 
freundliche Blätter benuße, fei jelbjtverjtändlich. Das Geje über den Welfen: 
fonds ſchließe jede Rechnungslegung aus und fönne nur durch ein neues 
Gejeg aufgehoben werden. Abg. Windthorjt meint, ber „Staatsanzeiger“ 
werde vielleicht für Hundgebungen der Regierung nicht genügen, wenn aber 
nod andere Zeitungen zu Kundgebungen gewählt würden, müßten diejelben 
wenigitens feuntlich gemacht werden. Anlangend den Welfenfonds, jo jei 
deſſen Aufhebung duch ein Gejeg nicht notwendig, eine einfache Willens: 
erflärung des Königs genüge. Minifterpräfident v. Caprivi erklärt, betreffs 
ber Benußung ber 4 hätten nach dem eingetretenen Miniſterwechſel ernſte 
Erwägungen ftattgefunden. Aus dem Burcau der Reichäfanzlei ſei ſeitdem 
fein Wort in die Prefje gelommen und es werde vermutlich auch jpäter jo 
bleiben. In der auswärtigen Politik freilich müfje die Regierung ihre An— 
fihten an dem jedesmal geeigneten Orte zum Ausdrud zu bringen fich vor: 
behalten; fie müfje in der Lage jein, einen Artikel, der im Augenblid ihr 
wünſchenswert geivejen, nach acht Tagen besavonieren zu können; daher müſſe 
fie auch andere Blätter als den „Reichsanzeiger* zur Berfügung haben. 
Doch werde aud hierin eine Beſchränkung eintreten. Ueber die Grenzen des 
guten Zons hinaus werde niemals gegangen werden. Wenn der Abgeordnete 
Windthorſt jage, dat auch falſche Schafe in den Stall der Regierung fommen 
tönnten, jo müſſe er für die Regierung das Recht in Anfprud nehmen, ihren 
Stall von falſchen Schafen jelbjt rein zu halten. 

18. April. (Abgeordnetenhaus) Bei Beratung des Kul- 
tusetat3 verlangt Windthorft die Wiedereinrichtung einer katho— 
liihen Abteilung im Minifterium. Der Minifter v. Goßler 
weift diefen Gedanken zurüd, erflärt aber, daß jede Angelegenheit 
der fatholijchen Kirche im Minifterium unter Zuziehung katholiſcher 
Räte bearbeitet werbe. 

18. April. Nachdem die „Hamburger Nachrichten“ die Rede 
bes Herrn v. Gaprivi ungünftiger als andere Blätter beurteilt 
hatten und der Artikel von verjchiedenen Seiten dem Fürſten Bis— 
mard zugejchrieben worden war, jtellt das Blatt leßteres in Ab- 
rede, erflärt aber, Fürſt Bismard Habe keineswegs auf alle Be— 
ziehungen zur Prefje verzichtet, da er es für feine Pflicht Halte, 
jeine Meinungen dem deutjchen Wolfe nicht vorzuenthalten; auch 
werde er aller Wahrjcheinlichkeit nach demnächſt im Herrenhaufe 
und unter Umftänden auch im Reichstage jeinen Standpunkt ver- 
treten. 

21. April. Die „Times“ meldet aus Sanſibar: Auf Vor» 
ftellungen des brittifchen Generalfonjuls annullierte Wißmann den 
Erlaß gegen den Durchzug von Karawanen über Tanga nad 
Pangani. 

21, April. Der Kaifer begibt fich zur Grundfteinlegung eines 
Dentmales für Kaifer Wilhelm I. nach Bremen. In einer 
dort gehaltenen Tijchrede jagt er: 
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Sie waren jo gütig, Meines Haufes und ber Beftrebungen besfelben 
für Deutſchlands Entwidelung zu gedenken. ch darf dazu bemerken: 
ed Uns no. geweſen ift, das zu erreichen, was erreicht worden ift, Ti 
vor allen Dingen daran, dab in Unferem Haufe bie Tradition herrjcht, 
Wir Uns als von Gott eingefeßt betrachten, um die Völker, über die zu 
berrichen Uns bejchieden ift, zu — und zu leiten zu deren Wohlfahrt 
und zur Förderung ihrer materiellen und geiſtigen Intereſſen. Dieſer Tra- 
dition huldigend hat Mein Herr tg bie — von Ihnen be⸗ 
rührten Dinge und Großthaten vollbracht und das Reich zu einigen vermocht. 

Meinerjeits ſehe Ich Meine höchſte Pflicht darin, diefes von Ihm 
Mir überlommene Reich zu ſchützen, auszubauen und audzugeftalten, und 
vor allem hier im der Hanbdeläftabt es audzufprechen, daß ch, was Mir 
und Meiner Regierung möglich ift, dafür forgen werde, daß in ungeftörter 
Weiſe Ihr Handel und die großartige Thätigkeit diefer Stadt fi) weiter 
entfalten und blühen möge. . 

Wir haben heute unter und einen Mann, der noch mit Meinem Herrn 
Großvater die Großthaten erfochten hat, Feldmarſchall Moltte hat fi Mir 
eg angeſchloſſen, um ber lieben Stadt Bremen auch einmal wieder 
eine Aufwartung zu machen. 

Meine Herren, wir Alle fühlen uns ganz beſonders zu einer großen 
Hanbdelsftadt hingezogen, bejonderd aber zu Bremen; benn Jch kann Sie 
verfichern, im Inlande hegt man ein große Vertrauen und, Ich möchte 
jagen, einen großen Refpeft vor Bremen, weil wir in Bremen bie fern: 
deutſche alte Pe jehen, bie eine auf alter Tradition beruhende 
Kaufmannichaft, einen Patrizierftand befitt, erfüllt von Solidität und bem 
alten deutſchen Geifte, wie man ihn jelten in einer Stadt wiederfinden kann. 
Und das fpricht fi auch in Allem aus, was wir heute gejehen haben, und 
auch aus diejer Halle und aus der Verfammlung, die in diefer Halle ift. 

Ich Meinerjeits ergreife das Glas, gefüllt mit deutjchem Wein, und 
erhebe es auf das Wohl, das Blühen und Gebeihen ber Stabt Bremen, 
mit der feſten Zuverficht, daß der Friede wohlbewahrt bleiben werde, und 
daß die Stadt fich weiter entwideln und ihr Handel aufblühen möge zu 
nie geahnter Grüße. 

Ich erhebe Mein Glas und rufe: Die Stadt Bremen und ihr Senat 
und ihre Bürgerichaft fie leben Hoch! Hoch! Hoch! 

Ferner hält der Kaifer an Bord des Norddeutichen Lloyd» 
dampfers „Fulda“ folgende Rebe: 


Indem Ich für Ihre freundlichen Worte ber Begrüßung danke, ſpreche 
Ich Meine ganz bejondere freude darüber aus, dab ed Mir vergönnt ge: 
wejen ift, endlich einmal einem lange von Mir gehegten Wunjche nachkommen 
zu können und jelbit in Augenschein zu nehmen das Wirken und Treiben, 
das Schaffen und Walter der großen Geſellſchaft des Norddeutſchen Lloyd. 
Ich kann Ihnen verfichern, daß unter den vielen Intereſſen, die Ich in 
Bezug auf Meine Regierung und Mein Reich zu beachten und zu verfolgen 
habe, faum etwas Mich mit größerer Teilnahme und Fürſorge erfüllt, als 
gerade das Gedeihen und das Leben Ihrer Gefellichaft. Ein jeder Neubau, 
den die Gejellfchaft beitellt, ein jeder neuer Erfolg, den Ihre Schiffe erringen, 
eine jede neue Linie, die begründet wird, erfüllt Mich und nicht nur Mich, 
fondern Biele, die ebenjo denten wie Ich, im Yande mit Stolz unb Befrie: 
digung. Das große Emporium, was wir heute in jo herrlicher Pracht ge: 
jehen haben, welches der Stapelplaß für die vielen Bedürfniſſe ift, die weiter 
hinausgeführt werden follen, ift der Ausgangspunkt für die Erzeugnifie, die 
nun im raſchen Kauf durch das lopdichif in alle vier Winde hinausgebracht 
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werben. Die herrlichen Schiffe, die zur Bewunderung nicht nur ber Deut: 
jchen, fondern gerabe auch der Fremden, mit fo jchneller Fahrt die Flut 
durchſchneiden, bringen überall Hin erftens die Erzeugnifie unjeres Vater: 
landes, und zweitens find fie das Zeichen unſerer Schiffsbautechnit, unferer 
Wrbeitsleiftung und zu gleicher Zeit auch da3 Zeichen ber Leiftungen unjerer 
Hanbdeldmarine; und Ich glaube wohl ohne Ueberhebung De zu bürfen, 
wo fie hinkommen, können fie fi) mit Recht und mit Stolz vor der Welt 
zeigen und bliden laſſen. Daß es jelbitverftändlih Meine erfte Sorge ift, 
nach allen Richtungen jo weit ald möglich für den Frieden zu forgen, das 
eichieht ja natürlich auch im Hinblid auf das, was ber Lloyd zu leiften 
t, denn gerade ber Handel und Wandel vermag nur zu blühen und zu 
grünen, wenn die Gejchäfte im ficherer Hut unb —— Obhut find. Es 
mögen Momente vorkommen, wo der Handelswelt Bedenken aufſteigen, wo 
es den nicht eingeweihten Laien ſcheinen will, als ob gefährliche Zeiten 
herannahen. Sie können überzeugt fein, es ift manches nicht jo ſchlimm, 
wie ed auöfieht. Und um Mich eines Bildes zu bedienen, jo möchte Ach, 
ber ch ala paffionierter Seemann bie Zeichen der Natur gern verfolge und 
beivundere, wie ber Deutiche manchmal aus der Natur auf fich zurüd: 
ichließt, auch aus einer Naturerfcheinung einen Schluß auf unſere Verhält— 
nifje ziehen. Es war auf Meiner erjten Fahrt mit dem Geichwaber nad) 
der Dftfee, Ich fuhr feit morgens 3 Uhr in tiefem Nebel, und man hörte 
nur da3 Tönen der Sirenen und von Zeit zu Zeit Kanonenjchüffe, die die 
Pofition der Schiffe angaben. Um 8 Uhr follte ein Kurswechſel eintreten, 
ber Nebel war fo did, daß nicht einmal bis zu dem Kartenhaus des Schiffs 
zu jehen war, gejchweige denn von einem Schiffe auf dad andere, und es 
ftiegen Bedenken auf, wie der Kurswechſel ftattfinden würde. Er fand ſtatt, 
und ungefähr eine Stunde nachher famen wir mit der „Hohenzollern“ plöß- 
lich au3 der Nebelbant heraus und fuhren mit friichem Wind und ruhigem 
Wafler bei blauem Himmel und hellleuchtender Morgenjonne. Der Blid 
wendete fich zunächft rückwärts nad) der Nebelbant, die wie eine große mächtige 
Wollte auf dem Meere lag, aus der nur die Laute der tönenden Sirene ung 
entgegenjchallten. Mit einem Male jahen wir hoch in ben Wolken, an: 
icheinend wie von der Hand eines Cherubim getragen, die deutſche Flagge 
allein durch bie Wolfen einherjchiweben; es war die Admirals-Flagge, die 
an dem großen Maft bes „Kaifer“ mwehte, der al3 Leiter der Divifion noch 
im Nebel fahrend uns gefolgt war. Es war bied ein jo überrafchender 
Anblid, daß Alle, die mit uns auf der Brüde zufammen waren, unwillfür: 
lich die Haden zujammennahmen und diejes Naturwunder betrachteten. Zehn 
Minuten darauf tauchte das gefamte Geſchwader in tedellofer Ordnung im 
neuen Kurs aus dem Nebel hervor. Meine Herren, aus diefem Bilde jchliehe 
Ich, dab, was auch unferem Daterlande, unferer Marine und dem Handel 
für Nebel und dunkle Stunden bejtimmt feien, es und Deutjchen doch ge: 
lingen wird, dieſe Nebel und dunklen Stunden zu überwinden und bei 
fräftigem Vorwärtäftreben unfer Ziel zu erreichen nach dem guten Grund: 
fag: „Wir Deutfchen fürchten Gott, jonjt niemand auf der Welt!“ Deshalb 
möchte Ich an Eie da3 Erfuchen richten, follte auch in der Preſſe oder im 
öffentlichen Leben gar manches dunkel erjcheinen, und wie ed leider nicht 
jelten gejchieht, Meine Worte und Aeukerungen auögelegt werden in allen 
möglichen Deutungen, bie nicht darin liegen, fo entfinnen Sie ſich deſſen, 
was ch geiagt, und auch de3 alten Grundjages, den ein alter Kaifer ges 
iprochen: „An einem Kaiferwort joll man nicht drehen und beuten. Ich 
erhebe das Glas und trinke auf ein ewiges Fortleben, Gedeihen und Auf— 
wärtäftreben des Norddeutſchen Lloyd. Er lebe hoch! hoch! hoch! 
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22. April. Ein dem Abgeordnietenhaufe zugehender Nach- 
tragsetat beantragt 18 Millionen für Verbefferung der Beamten- 
gehälter in den unteren Stufen. (Bewilligt 21. Mai.) 

22. April. Staatsjefretär im Marineamt Heusner nimmt 
feine Entlaffung und wird durch Fontre-Admiral Hollmann erjeßt. 

24. April. Die „Hamb. Nachr.“ fchreiben: Gegenüber ben 
Verſuchen der freifinnigen Preffe, den Anfchein zu erweden, Yürft 
Bismard wolle dem neuen Reichskanzler Schwierigfeiten bereiten, 
fonftatieren wir, daß der Fürſt uns direft den Wunfch ausgedrüdt 
bat, Herr dv. Caprivi, den er wegen feiner perfönlichen Eigenjchaften 
bochjchäge, möge jeinem Charakter und der Schwierigkeit feiner 
Aufgabe entfprechend „mit Rüdficht” behandelt werden. Der Fürſt 
ſei mit Herrn dv. Gaprivi befreundet und wünsche es zu bleiben. 

24. April. Der Bundesrat erteilt dem Jnitiativantrage des 
Reichstags, betreffend die Aufhebung des Geſetzes über die 
Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen— 
ämtern vom 4. Mai 1874, feine Zuftimmung; jchon früher ift 
die bezüglich des Antrages betreffs der Militärgerichtsbarfeit ge= 
ſchehen. 

25. April. (Abgeordnetenhaus.) Ueber bie Petition 
des Propftes und Ober-Ronfiftorialrats Dr. Freiheren v. d. Goltz 
um Einftellung einer größeren Summe zu kirchlichen Einrichtungen 
in Berlin in das Ertraurdinarium de Staatshaushaltsetats für 
1891/92 wird auf Antrag des Abg. Zedlitz befchloffen, die Petition 
der Staatäregierung mit dem Erjuchen zu überweijen, das Geeignete 
zu veranlaffen, um bie finanziellen Kräfte der evangelifchen Kirchen- 
gemeinden und der evangelifchen Bevölkerung Berlins in vollem 
Umfange für die Befeitigung der kirchlichen Notjtände nußbar zu 
machen (Hauptjächlich Handelt es fich Hiebei um Gewährung bes 
Anleiherecht3). 

25. April. Das Herrenhaus nimmt einen Gejeentwurf über 
Rentengüter an. 

25. April. (Straßburg.) Im Landesausſchufſe fommt der 
Antrag Grad und Gen. auf Aufhebung des Paßzwangs zur 
Debatte. Der Antragfteller und andere Redner, darunter Dr. Petri, 
erkennen die Milde der Praxis der Regierung bei Ausführung der 
Maßregel an. Vom Regierungstijch wird in die Debatte nicht ein- 
gegriffen. Der Antrag wird einftimmig angenommen. 

25. April. Es wird mitgeteilt, daß die Reichdeinnahmen 
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des Etat3jahres 1889 gegen ben Voranſchlag Mehrerträge bei 
den Böllen von 78,239,381, bei der Tabakfteuer von 196,579, bei 
der Zuderfteuer von 786,590, bei der Salzfteuer von 118,048, bei 
ber Braufteuer von 3,791,397, bei den Reichöftempelabgaben von 
13,929,558, bei der Börfenfteuer von 11,951,707 und beim Privat» 
lotterieftempel von 1,908,826 Mark, Mindererträge dagegen bei 
der Branntweinmaterialfteuer von 7,685,219 und bei der Brannt- 
weinverbrauchgabgabe von 18,734,825 Mark ergeben haben. 

25. April. (Bagamoyo.) Emin Pajcha bricht mit fünf 
deutfchen Offizieren, einer ftarfen Abteilung nubifcher Soldaten und 
etwa 600 Laftträgern von Bagamoyo nach dem Innern Afrikas auf. 


29. April. (Bagamoyo.) Major Wißmann verläßt Ba- 
gamoyo mit zahlreichen Truppen, um Kilwa zu unterwerfen. 


29. April. (Abgeordnetenhaus.) Sperrgeldergejeh. Erite 
Beratung. 


BDorlage: Entwurf eine? Geſetzes zur Ausführung bed 5 9 bes 
‚ betr. die Einftellung ber Reiftungen aus Staatsmitteln 
—— ie römiſch-katholiſchen Bistümer und Geiſtlichen vom 22. April 


Artikel 1. 

Diejenigen Beträge, welche auf Grund ber gemäß $ 1 des Geſetzes 
vom 22. April 1875 erfolgten —— der Leiſtungen aus Staatsmitteln 
aufgeſammelt find, werden bei dem Inkrafttreten gegenwärtigen Geſethzes zu 
Gunften der allgemeinen Staatsfonds vereinnahmt. 

Dagegen wird vom 1. April 1890 ab aus allgemeinen Staatsfonds 
für Firchliche Zwecke ber fatholifchen Kirche eine jährliche Rente von fünf: 
hundert fechzigtaufend vierhunbert achtzig Mark acht und fünfzig Pfennigen 
(560,480 Mark 58 Pf.) verwendet. 

Artikel 2. 

Bon bdiefer Rente werben verwendet: 1) für die Erzdiözeſe Köln 
114,520 Mart 62 Pf., 2) für bie Erzbiözefe Gnefen-Rofen 68,397 Marl 
18 Bf., 3) für die Diözefe Kulm 34,424 Mark 79 Pf., 4) für die Diözeje 
Ermiand 36,303 Mark 38 Pf., 5) für die Diödzefe Breslau 51,901 Mark 
29 IL 6) für die Diözefe Hildesheim 23,846 Mark 71 Pf., 7) für bie 
Diödzefe Osnabrüd 11,405 Markt 29 Hl 8) für bie Didzefe Paderborn 
41,382 Mark 76 Pf., 9) für die Diözefe Münfter 53,734 Mark 34 Pf., 
10) für die Diözeje Trier 74,284 Mark 77 Pf., 11) für bie Diözeje Fulda 
28,833 Mark 67 Di 12) für die Didzefe Limburg 19,964 Markt 57 Pf., 
13) für ben preu Anteil der Erzdiözefe Prag 1186 Markt 27 Pf., 
14) für ben preußijchen Anteil der Erzdiözefe Olmük 240 Mark 28 Pf., 
15) für den —— Anteil der Erzdioͤzeſe Freiburg 54 Mark 66 Pf., zu⸗ 
fammen 560,480 Mark 58 Pf. 

Artikel 3. 

Die Verwendung innerhalb ber einzelnen Diözejen nebſt Delegatur« 
bezirten bezw. innerhalb ber einzelnen preußifchen Diözejananteile wird 
zwiſchen bem Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten und ben betreffenden 
tirchlichen Oberen vereinbart. 
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Nach erfolgter Vereinbarung werben bie betreffenden Beträge in gleicher 
Art, wie andere Staatszuſchüſſe gezahlt. 

Das Zentrum lehnt das Geſetz ab und verlangt Rüderftat- 
tung des Kapitals mit Zinfen. 

Kultusminifter v. Goßler weit den gegen die Regierung gerichteten 
Vorwurf der Eigentumdverlegung zurüd. Man habe die Staatäleiftung ein: 
geftellt, wobei immer bar gemejen jei, bie Gelber für bie fatholif 
Kirche zu verwenden. Bon Zinſen könne nicht bie Rebe fein. Eine ei 
Reftitution fei unmöglid. Die Staatdregierung, die heute noch ber 
Hort für die tatholit en Interefjen ſei, jei mit der Vorlage bis zur Außer: 
ften ig gegangen. Der Berwaltung liege eine Mafje von Petitionen 
vor; fie fomme mit der Vorlage in ber gewählten fyorm ben bringenben 
Wünfchen katholifch gefinnter Kreife entgegen. Der Minifter werbe fich Leicht 
mit den Bijchöfen verftändigen. Auf etwaige Vorjchläge zur Abänderung 
ber Borlage werde die Regierung näher eingeben. 


Die Vorlage wird an eine Kommijfion verwiefen. 

30. April. Der Reichsbankpräfident dv. Dechend }. 

Ende April. Der „New: Port Herald“ berichtet aus einem 
interview des Fürften Bismard folgende Aeußerungen: 


noch 
Miniſter, ſo würde er ſich are Gegenmaßregel enthalten. Andererſeits jei 
jedes Paktieren mit ben Arbeitern zwecklos; Zugeftändniffe würden doch nie- 
mals Befriedigung erzeugen; bie Regierung müfle gegenüber ben yorberungen 
ber Arbeiter Kt br 

1. Mai. Der „Reichaanzeiger“ veröffentlicht eine Weberficht 
über den Aufwand für Eifenbahnbauten und Berbefferungen, welche 
folgendermaßen jchliekt: 

Alles in allem find feit dem Jahre 1880 für neue Bahnen, zweite 
Geleife, Bahnhofsumbauten, Vermehrung ber Betriebsmittel, Berbeflerungen 
zur Erhöhung der Sicherheit des Betriebes, Beihilfen zum Bau neuer Eijen: 
bahnen im m be3 Etat? und durch beſondere Geſetze nicht 
weniger als über 1,2 Milliarden Mark bewilligt und beantragt. 


3. Mai. Der Kaifer vollzieht das Geſetz, betreffend die Ab- 
änderung der Militärftrafprozekordnung. 

3. Mai. (Münden) Die Kammer der Reichsräte ge- 
nehmigt das gefamte Budget und das Finanzgeſetz nach den 
Beichlüffen der Kammer ohne Debatte. Der Minifter des Innern 
verlieft hierauf ein Dekret des Prinzregenten, durch welches die 
Landtagsſeſſion vertagt wird. 

3. Mai. Im Abendblatt erwähnen bie „Hamb. Nachr.“ ala 
Thatjache, „daß während des legten Winter, unter Bezugnahme 
auf einen kurz zuvor in Friedrichsruh geweſenen Berichterftatter 
in höherer Stellung, dem Kaifer zu Obren gebracht worden jei, 
Fürſt Bismard wäre jo hochgradig Morphinijt, daß er den Zu— 
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fammenbang ber Gedanken verloren hätte. Der Kaifer habe es 
darauf für ndtig erachtet, durch Anhörung des Dr. Schmweninger 
Ah von ber gänzlichen Grundlofigfeit dieſes Gerüchtes zu über- 
zeugen.” Die „Hamb. Nachr.” erwähnen auch, „daß Leute, die mit 
dem Fürften Bismard gefchäftlich zu thun hatten, bei ihm ben 
Eindrud Herborriefen, der Kaiſer wolle fi) um jeden Preis von 
ihm trennen und unterhanble bereits binfichtlich der Nachfolge, 
während umgekehrt an maßgebender Stelle dahin berichtet wurde, 
ber Kanzler ſei feft entfchloffen, unter allen Umftänden zu gehen. 
Welche Wirkung diefe Intriguen gehabt hätten, von wem fie aus» 
gingen, werde die Gefchichte über kurz oder lang aufklären.” 


5. Mai. Der gejchäftsführende Ausſchuß des deutfchen Emin 
Paſcha-Komitees erhält einen Brief des Dr. Peter? aus Kapte 
Kamajfia am Baringo-Nyanza vom 16. Januar datiert: Die Er- 
pebition marjchierte den Tana hinauf bis zum Quellengebiet, zog 
am rechten Ufer nach Kikuju durch die Landichaft Lyikipia big zum 
Baringo»Gee, vielfache Kämpfe mit Eingebornen beftehend. Am 
22. Dezember fand ein Kampf bei Elbejet mit Maſſais ftatt. In 
ber Ehriftnacht erfolgte ein Ueberfall durch Mafjais. Am 7. Januar 
Ankunft in Nyemps (Ndjemps) ſüdlich am Baringo-Gee, von wo 
bie Erpebition am 13. Januar nad dem Victoria-Nyanza aufbrach. 

5. Mai. In der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes für 
das Sperrgefet äußert Minifter v. Goßler: 

Es ſei die Erklärung, melde er — ber Minifter — bei ber erften 
Zefung im Plenum dahin abgegeben habe, 

er könne mit voller Zuftimmung der Staatsregierung erklären, daß 
nad ihren gewifjenhaften Ermittelungen die Vorlage dom firchlichen 
Stanbpunfte tolerierbar jei, 

ausbrüdlich ala unrichtig beftritten und wieberholt behauptet worden, 

baß bie Regierung zwar früher einen Entwurf ber Kurie vorgelegt, 
daß biefe aber ihn abgelehnt habe, 

baß bie Regierung weder früher noch jet die Zuftimmung bes 
Heiligen Stuhles zu bem gegenwärtigen Entwurf a 

baß die Regierung in Rom in irgend welcher Weije weder etwas 

efagt, noch etwas gethan habe, um das Einvernehmen des Papftes Hin- 

Ketlich re Entwurf3 zu erlangen. 

Durch diefe Erflärungen ſei die Regierung vor bie Wahl geftelkt, 
entweder e3 geichehen zu laſſen, daß bie abrhaftigteit eine? im Namen 
ber Staatäregierung jprechenden eg unwiderſprochen angezmweifelt wer: 
ben könne, oder Mitteilungen zu machen, welche vielleicht geeignet feien, das 
Staatsintereſſe zu verleken. 

Die Staatöregierung halte bie erfte Alternative für die fchäblichere 
unb er fei daher ermächtigt, folgende Mitteilungen zu machen: 

Anknüpfend an bie Vorgänge von 1886 und 1887, habe er in ber 
erften Sigung erwähnt, daß erjt jpäter, namentlich im Mai 1889, bie Kurie 
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bie Frage nach ber Verwendung ber aufgefammelten Staatäleiftungen ange: 
regt habe. Die lehtere Anregung jei erfolgt, weil von Preußen aus an die 
Kurie die Mitteilung gelangt ſei, die Regierung beabfichtige, die jogenannten 
Sperrgelder teila für ftaatliche Zwecke, teild zu einem fogenannien Korruptions⸗ 
fonds für fatholifche Geiftliche zu verwenden. 

Diefe Anfrage jei in einer jo ungewöhnlichen Form gejchehen, daß 
ber bamalige Leiter der auäwärtigen Angelegenheiten davon R eben Habe, 
biefelbe zu beantworten. Dem von Preußen aus fortgefekten Drängen habe 
ber Papit nachgegeben und die Biſchöfe ermächtigt, bei ihrer nächften Zu: 
ri in Fulda eine BVorftellung an die Staatäregierung zu be: 

ießen. 

Nachdem die Staatsregierung ben Gefeßentiwurf, um ber fatholifchen 
Kirche noch mehr entgegenzulommen, dahin umgeftaltet hatte, daß die Rente 
auf bie einzelnen Diözefen nad) Maßgabe des Auflommend unterverteilt 
werben follte, jei die von der Regierung geplante Regelung auf einem ber 
Wege, welche ber Papft benußt, um mit der preußischen Regierung in Ber: 
bindung zu treten, zur Kenntnis bes Papftes gebracht worben. Hierauf ſei 
im März 1890 folgende Entfcheidung ergangen: 

Da die Anficht beiteht, 

„die Rentierung des Sperrfonds und bie Verteilung ber Rente an 
die einzelnen Diözefen nad) Maßgabe ber Provenienz ſei bad Höchite, 
was zu erreichen twäre, jo wolle fich ber Heilige Stuhl zwar nicht dar⸗ 
über ausſprechen; jedoch könne verttaulich erklärt werden, derſelbe würde 
weder Widerſpruch erheben noch Schwierigkeiten machen. 

Der Heilige Stuhl werde ferner dem Zentrum freie Hand laſſen 
und eventuell die Verantwortlichkeit für die Verwerfung der Vorlage. 
X ſei angewieſen, ſich von jeder Einmiſchung fernzuhalten.“ 

Die Regierung ſei fi) volllommen bewußt, daß fie mit dieſer Mit: 
teilung über bie fonft innegehaltenen Grenzen hinausgegangen ſei; fie lehne 
ausdruͤcklich die Berantiwortlichteit ab und —* fie denen zu, welche durch 
ihre Angriffe auf die Wahrhaftigkeit der Staatsregierung die Zwangslage 
verſchuldet hätten. . ... 


5. Mai. Der Reichskanzler v. Caprivi präfidiert der Sitz- 
ung des Bundesrates, in welcher die Kolonialvorlage behandelt 
wird. Sn längerer Rede entwickelt der Reichskanzler feine kolonial— 
politifchen Anfichten, wobei er ausführt, er fei weder Optimijt noch 
Peſſimiſt, könne aber verfichern, daß in der Kolonialpolitif fich nichts 
ändern werde. . 


6. Mai. Der Reichstag wird vom Kaiſer mit folgender 
Thronrede eröffnet: 


Geehrte Herren! Nachdem Sie durch die Neuwahlen zu gemeinjamer 
Arbeit mit den verbündeten Regierungen berufen worden find, heiße Ich 
Eie bei dem Eintritt des Reichdtages in die achte Legislaturperiode will: 
fommen. ch Hoffe zuverfichtlich, dak es Ihnen gelingen wird, bie bebeut: 
—* Fragen der Geſetzgebung, die an Sie herantreten, einer befriedigenden 

öſung entgegenzuführen. Ein Teil dieſer Fragen iſt ſo dringlicher Natur, 
B es nicht thunlich erſchien, die Einberufung des Reichstages länger 
inauszuſchieben. 

Ich rechne dahin vornehmlich den weiteren Ausbau der Arbeiterſchutz⸗ 
Geſetzgebung. Die im Laufe bes verflofjenen Jahres in einigen Landesteilen 
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vorgefommenen Ausftandsbewegungen haben Mir Anlaß gegeben, eine Prü- 
fung der Frage herbeizuführen, ob unfere Gefekgebung den innerhalb ber 
ftaatlichen Ordnung berechtigten und erfüllbaren Wünjchen der Arbeiter: 
bevölferung in ausreichendem Maße Rechnung trägt. Es handelte fich dabei 
in erfter Linie um bie ben Arbeitern zu gewährleiftende Sonntagsruhe, fo: 
wie um bie durch Rüdfichten der Menjchlichkeit und im Hinblid auf bie 
natürlichen Entwidelungsgejeße gebotene Beſchränkung der frauen: und 
Kinderarbeit. Die verbündeten Regierungen haben ſich überzeugt, daß bie 
von dem legten Reichötage in dieſer Beziehung gemachten Vorjchläge ihrem 
mwejentlichen Inhalte so ohne —— für andere Intereſſen zu gef gr 
Geltung gebracht werben können. Im Zufammenhange damit hat a 
noch eine Reihe weiterer Beftimmungen ald der Verbeflerung bebürftig und 
fähig erwiejen. Hierhin gehören insbefondere die gejeklichen Anor ungen 
zum Schutze ber Arbeiter gegen Gefahren für Leben, Gefundheit und Sitt: 
lichkeit, jowie über ben Erlaß von Arbeitäordnungen. Auch die Vorjchriften 
über bie Arbeit3bücher bedürfen einer Ergänzung zu bem Zwecke, um bas 
elterliche Anfehen gegenüber der zunehmenden Zuchtlofigkeit jugendlicher Ar: 
beiter zu flärken. Die hiernach erforderliche Mmgeftaltung und weitere Aus: 
bilbung ber Gewerbeordnung findet ihren Ausdrud in einer Vorlage, welche 
Ihnen unverzüglich zugehen wird. 
Eine weitere Vorlage erftrebt die befjere Regelung der gewerblichen 

iebögerichte und zugleich eine Organifation bderjelben, die es ermöglicht, 
dieſe Gerichte bei Streitigkeiten zmifhen Arbeitgebern und Arbeitern über 
die Bedingungen ber Forkſetzung ober rer he des Arbeitöverhält: 
nifies ala Einigungsämter anzurufen. 

Ich vertraue auf Ihre bereitwillige Mitwirkung, um über die Ihnen 
vorgefchlagene Reform cine Uebereinftimmung ber gefeßgebenden Körper: 
haften und bamit einen bedeutſamen Fortſchritt in der frieblichen Entz 
widelung unjerer Arbeiterverhältniffe herbeizuführen. Je mehr die arbeitende 
age. ben gewifjenhaften Ernft erkennt, mit welchem das Reich ihre 
Lage befriedigend zu geftalten beftrebt ift, deſto mehr wird fie fich der Ge: 
fahr bewußt werden, die ihr aus der Geltendmadhung maßlofer und uner: 
füllbarer Anforderungen erwachſen müffen. In der gerechten Fürſorge für 
bie Arbeiter liegt die wirffamfte Stärkung ber Kräfte, welche, wie Jch und 
Meine hohen Verbündeten, berufen und willens find, jedem Verſuche, an 
ber Rechtsordnung gewaltſam zu rütteln, mit unbeugjamer Entjchlofjenheit 
entgegenzutreten. 

Immerhin kann es fich bei dieſer Reform nur um ſolche Maknahmen 
handeln, welche ohne Gefährdung der vaterländifchen Gewerbthätigfeit und 
damit ber wichtigiten Lebensintereffen der Arbeiter felbit ausführbar find. 
Unfere Induſtrie bildet nur ein Glied in der twirtichaftlichen Arbeit ber: 
jenigen Bölter, welche an dem Wettbetwerb auf dem MWeltmarfte teilnehmen. 
Mit Rüdficht hierauf habe Ich es Mir angelegen fein lafien, unter ben in 
gleichartiger Wirtichaftslage befindlichen Staaten Europas einen Austaufch 
ber Meinungen darüber herbeizuführen, bis zu welchem Maße fich eine ges 
meinfame Anerkennung ber gejeßgeberifchen Aufgaben eg beö Arbeiter: 
ſchutzes feſtſtellen und durchführen läßt. Es verpflichtet Mich zu dankbarer 
Anerfennung, daß dieſe Anregung bei allen beteiligten Staaten und bejon: 
ders auch bort eine gute Stätte a ei hat, wo ber gleiche Gedanke bereits 
angeregt und ſeiner Ausführung nahe gebracht war. Der Verlauf der hier 
verjammelt geweſenen internationalen Konferenz erfüllt Mich mit beſonderer 
Befriedigung. Ihre Beichlüffe bilden den Ausdrud gemeinfamer Anjchauungen 
über das wichtigfte Gebiet der Kulturarbeit unferer Zeit. Die darin nieder: 
gelegten Srundfäße werben, wie Ich nicht zweifle, fortwirken ala eine Aus: 
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faat, die mit Gottes Hilfe zum Segen ber Arbeiter aller Länder aufgehen 
und auch für bie Beziehungen der Völker untereinander nicht ohne einigende 
Frucht bleiben wird. 

Die dauernde Erhaltung des Friedens bildet unausgeſetzt das rm 
Meines Strebend. ch darf der Ueberzeugung Ausdrud geben, dab es Mir 
gelungen ift, bei allen auswärtigen Regierungen das Vertrauen zu ber Zu: 
berläffigfeit biefer Meiner Politit zu befeftigen. Mit Mir und Meinen 
hohen Verbündeten erkennt es das beutfche Volk ala die Aufgabe bed Reichs, 
durch Pflege der zu unferer Verteidigung gejchloffenen Bündniffe und der 
mit allen auswärtigen Mächten beftehenden freundfchaftlichen Beziehungen 
den Frieden zu fügen, um Wohlfahrt und Gefittung zu fördern. Zur 
Durchführung diejer Aufgabe aber bedarf es ber feiner — im Innern 
Europas entſprechenden Heeresmacht. Jede Verſchiebung der Machtverhält: 
niſſe gefährdet das politiſche Gleichgewicht und damit die Gewähr für den 
Erfolg der auf die Erhaltung des Friedens gerichteten Politik. 

Seitdem die Grundlagen unſerer ———— für einen beſtimmten 
Zeitraum feſtgeſtellt find, haben ſich die Heereseinrichtungen unſerer Nachbar: 
ſtaaten in unvorhergeſehenem Maße erweitert und verbolllommnet. Zwar 
iſt auch bei uns nichts unterlaſſen worden, um unſere Wehrkraft, ſoweit 
dies innerhalb der geſetzlich gezogenen Schranken möglich war, zu ſtärken. 
Gleichwohl war das, was in Diele Beziehung efhehen fonnte, nicht hin— 
reichend, um eine DVerfchiebung ber gejamten Lage zu unferem eg" 
auszuschließen. Gine Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke und eine Ver— 
mehrung der Truppenkörper — insbeſondere für bie Fyeldartillerie — darf 
mcht länger hinausgeichoben werden. E3 wird Ihnen eine Gejekesvorlage 
zugehen, nad) welcher die notwendige Verſtärkung des Heeres mit dem 1. Df- 
tober db. %. in Kraft treten foll. 

Die in Oftafrika eingeleitete Aktion zur Unterdrüdung des Sklaven: 
handel? und zum Schuß der beutfchen Intereffen hat, dank der aufopfernden 
Thätigkeit der dorthin gefandten Offiziere und Beamten, während ber legten 
Monate FFortichritte gemacht. Der vollftändigen Wiederherftellung der Ruhe 
in jenen Gegenden barf in nächfter Zeit entgegengejehen werden. Die dadurch 
entjtehenden Soften werben durch eine Nachtragsbemwilligung zu beden jein. 

Ter Reihshaushalt für das laufende Rechnungsjahr bedarf ſchon 
wegen ber erwähnten Vorlagen einer entſprechenden Ergänzung. Außerdem 
aber kann die jchon längſt in Ausficht genommene und immer dringender 
gewordene Vefoldungsverbefferung für einen Zeil ber Reichsbeamten nicht 
länger verzögert werden. Der Spnen vorzulegende Nachtrag zum Reiche: 
haushaltsplan wird Ihnen Gelegenheit geben, Ihr Intereffe an der gerechten 
und wohlwollenden Befriedigung dieſes Bebürfnifjes zu bethätigen. 

Wenn die Ihnen hiernach obliegenden Arbeiten zu einem gebeihliche 
Abichluffe gelangen, jo werben damit neue, feſte Bürgfchaften für die innere 
Wohlfahrt und die äußere Sicherheit des DVaterlandes geivonnen werden. Möge 
es uns bejchieben fein, diejes Ziel in gemeinfamer Arbeit zu erreichen ! 


6. Mai. (München) Der Kriegdminifter General 
v. Heinleth nimmt feinen Abjchied; an feiner Stelle wird Ge- 
nerallieutenant d. Safferling ernannt. 

6. Mai. Eine faiferliche Verordnung überträgt bie richter- 
lichen und VBerwaltungsbefugniffe des ehemaligen Landeshauptmanng 
im Neu-Guinea-Schußgebiet auf den Kaiferlichen Kommiffar. 

7. Mai. GReichstag.) Unter der Leitung des Alterspräfi« 
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denten Grafen Moltke findet die Präfidentenwahl ftatt. Zum 
Präfidenten wird gewählt: v. Levetzow mit 336 von 340 Stimmen, 
zum Erjten Bizepräfidenten Graf Balleftrem einftimmig mit 304 
Stimmen, zum Zweiten Dr. Baumbad mit 284 von 300 Stim- 
men. Der Präfident teilt dem Haufe ein vom Reichskanzler von 
Gaprivi eingejandtes Schreiben, feine Ernennung zum Reichskanzler 
betreffend, mit und fährt dann fort: 

„Meine Herren, bie unfterblichen Verdienſte, die fich ber Fürſt Bis- 
mard ala ber erfte deutjche Reichskanzler um bie Errichtung, den Ausbau 


und die Machtentfaltung des Reich3 erworben hat, werden unb können im 
deutſchen Bolte und im Deutjchen Reich nimmer vergeflen werben.“ 


7. Mai. Dem Reichdtag gehen Gejeßentwürfe über die Er- 
höhung der Friedenspräfenz de Heeres, über Gewerbegerichte und 
Arbeiterfchuß zu. 


7. Mai. In der Sitzung des Herrenhaufes ergreift vor 
Eintritt in die Tagesordnung der Minifterpräfident v. Gaprivi 
das Wort zu folgender Rede: 


„Meine Herren! ch betrete die Räume biejes hohen zen zum 
erftenmale, um mich Ihnen vorzuftellen und mir Ihr mwohlmwollendes Ent: 
gegenfominen zu erbitten. Wenn ich recht ſehe, ift der mejentlichfte und 
ratteriftichfte Zug dieſes Hauſes die traditionelle Liebe und Hingebung zu 
— und zu unſerem Königlichen Haufe. Es wird, wenn ein General 
vor Sie tritt, mehrerer Worte ge bedürfen, um Ihnen die Ueberzeugung 
zu geben, daß er fich auf diefem Boden leicht zurechtfinden und in biefen 
Empfindungen fi mit Ihnen eins wiffen und fühlen wird.“ 


Der Generalberichterftatter über den Etat v. Pfuel jagt in 
feiner Erwiderungsrede: 


„Fürſt Bismarck ift aus feinem Amte gefchieden. Wir danken ihm 
für alles, wa3 er in feinem mühevollen Xeben für unfer geliebtes Preußen 
in aufopfernder Arbeit, in treuer Liebe zum Vaterlande, für Kaifer und 
Reich gethan hat. (Lebhafte Zuftimmung.) Wer könnte fi, troß ber gr: 
regten Parteileidenjchaften, der Ueberzeugung verfchließen, daß wir die jekige 
Stellung Deutihlands, und in demjelben —** zunächſt unſerem un⸗ 
vergeßlichen, erhabenen Kaiſer Wilhelm I. verdanken, dann aber in hervor: 
ragendfter Weife feinem erften langjährigen Kanzler und Minifter? Worte, 
jo fnapp bemefjen, wie fie hier fein müffen, können die Tragweite der Thaten 
nicht ſchildern; die Thaten reden für fich jelbft. —88 Zuſtimmung.) 
Fand nicht in den letzten Tagen des Hierſeins des Fürſten die volkstüm— 
üchſte Kundgebung der Dankbarkeit ſtatt? Und da ſollten wir ſchweigen, 
wir, bie wir die Üeberzeugung und den Vorzug haben, ihn zu den Unſrigen 
zu rechnen? Nein, meine zen lafien Cie e3 mich in Ihrer aller Sinne 
bier ausfprechen, dat die Bewunderung und Dankbarkeit unter und Lebenden 
nur mit unjerem Abjcheiden, in diefem Haufe nie enden wird. (Xebhaftes 
Bravo!) Möchte ed una vergönnt fein, hier fein Bild in irgend einer Weife 
zu haben: jein Vorbild von Patriotismus, Treue und Arbeitfamteit, das 
würde und aufmuntern, in gleicher Weife, in gleichem Einne fortzuarbeiten. 
— indes, wenn die ermüdende Hand das Stenerruder nach fait dreißig: 

5* 
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jähriger treuer Arbeit hat nieberlegen müſſen, jo ift das Staatsſchiff, beffen 
fiderer Kurs von unjerem jungen erhabenen Kaiſer geleitet wird, doch jün- 
eren, aber ebenfo kräftigen Händen anvertraut worben. Vertrauen wir alfo, 
5 die Zukunft Preußens eine gejegnete und ruhmreiche unter dieſer Füh— 
rung bleiben wird.“ (Bravo!) 
9. Mai. (Herrenhaus) Graf Pfeil beantragt: 


Auf Grund der vom Herrn Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten 
fonftatierten Thatſache, daß bei preußifchen öffentlichen höheren Lehranſtalten 
wegen ber Ueberzahl jüdiſcher Schüler an ben jüdiſchen Sabbathen und Tyelt- 
tagen ber Unterrichtäplan hat verändert werden müflen, bie königl. Staats- 
regierung um Erwägung von Mafregeln zur Bejeitigung ber bieraus er- 
wachienden Uebelſtände zu erfuchen. 


Der Minifter dv. Goßler ſpricht fich gegen ben Antrag aus; 
trotzdem wird derjelbe angenommen. 

10. Mai. (Stuttgart) Der „Staatsanzeiger für Würt- 
temberg“ bringt die Mitteilung, daß die Minifter v. Renner und 
dv. Sarwey die Mitgliedichaft der Kammer der Standesherren nieder- 
gelegt haben, um ber Krone die Ernennung anderer lebenslänglicher 
Mitglieder zu ermöglichen, deren die erfte Kammer dringend be— 
darf, um ihren Aufgaben, namentlich bezüglich der Berichterftattung, 
nachzulommen. | 

10. Mai. (DOftafrita.) Reichskommiſſar Wißmann er- 
ftürmt Lindi. 

10. Mai. Nach dem Traktionsverzeichnis bes Reichätages 
gehören der Fraktion der Deutjch-Konfervativen 68 Mitglieder unb 
3 Hofpitanten, der Fraktion der Reichöpartei 20 Mitglieder, der 
Fraktion de3 Zentrums 106 Mitglieder und 7 Hofpitanten, ber 
Fraktion der Polen 16 Mitglieder, der Fraktion der Nationallibe- 
ralen 40 Mitglieder und 1 Hofpitant, der beutjchfreifinnigen Partei 
64 Mitglieder, der Volkspartei 10 Mitglieder, der Fraktion ber 
Sozialdemokraten 35 Mitglieder an. Zu feiner Fraktion gehören 
27 Mitglieder, darunter die Mehrzahl der Eljaß-Lothringer, einige 
Melfen, ein Däne. 

10. Mai. Ueber einen Empfang bei dem Fürften Bis— 
mard wird dem ruffiichen Blatt „Nowoje Wremja“ von ihrem 
Korrefpondenten Lwow berichtet. Weber Defterreih und Rußland 
äußert der Fürft: 

Defterreich ſei dem Zerfalle nicht fo nahe, wie es fcheine; eime ſchlechte 
Verwaltung und die Schwäche bes monarchijchen Prinzips jeien feine ſchiimm— 
ten Gefahren; ber Nationalitätenhaß dagegen fei bedeutungslos und nicht 
olgenſchwer. Die Eriftenz Defterreich® fei für Deutjchland ebenfo nötig wie 


ür Rußland die Erijtenz Frankreichs. Bis zum Verliner Kongreß habe er 
geſucht, mit Rußland zuſammenzugehen, und auf diejem ſelbſt Die 34 
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Rußlands „wie ein Sekretär Schuwalows“ zu erfüllen gefucht. Trotzdem jei 
Deutihland im nächſten Jahr von Rußland mit Krieg bedroht worden; 
barauf habe er fich erft entichlofien, in Wien ein Bündnis mit Defterreich 
zu Schließen. Die ruffiichen Wertpapiere habe er niemals herabdrüden wollen, 
ondern nur das beutiche Volk veranlaffen, fein Bermögen in einheimifchen 
ſtatt in auslänbiichen Papieren anzulegen. Ein Angriffskrieg gegen Rußland 
jet ihm nie in den Sinn gelommen, ſowohl weil er die großen Verteidigungs— 
mittel Rußlands kenne, ald auch weil Deutfchland nichts durch einen olchen 
Krieg gewinnen könne. Der Erwerb ber Oftfeeprovinzen fei nur benfbar bei 
gleichyeitiger Erwerbung Polens; daburd aber würde Deutichland infolge 
einer zu groken Bewohnerzahl von Polen und Katholiken feinen Charakter 
und feine Stärke einbühen. Ueber den Beſuch des Deutichen Kaiſers in 
Ronftantinopel äußert der Fürſt, daß er gegen ihn geweſen fei, weil er zu 
falichen Gerüchten über politifche Abfichten Babe Deranlaffung geben müffen. 


12. Mai. (Reichitag.) Bei Beratung des Nachtragsetats 


ipricht fi Abg. Bamberger entjchieden gegen die Kolonial- 
politif aus; der Reichälanzler erwibert: 


Der Herr Borrebner hat fein Auge von dem engeren Kreis ber Por: 
lage auf bie Kolonialpolitit im allgemeinen gerichtet. Ich kann zunächſt 
mit Befriedigung Eonftatieren, daß er der Meichäregierung das Zeugnis aus: 
geftellt hat, he Ls die Berechtigung gehabt, fich bei dem, was fie biäher 
gethan Hat, mit dem Reichätage in Mebereinftimmung zu wiſſen. Das ijt in 
der That ber Tall, und ich brauche die lange Reihe von Reichstagsbeſchlüſſen 
nicht anzuführen, durch bie der Reichdtag bekundet hat, daß er gemwillt war, 
die bisherigen ritte der verbündeten Regierungen zu unterftüßen. Sch 
nehme das Benefizium an nicht bloß pro praeterito, fondern auch pro 
futuro, und ich habe, wie der Mann, der vor mir an diefer Stelle ap en 
bat, die Neberzeugung, daß eine Kolonialpolitit nur fo lange und fo weit 
ausführbar ift, als fie an dem Willen und — ich füge dies abweichend von 
dem Bamberger hinzu — von dem Empfinden der Nation getragen 
und geftüßt wird 

Der Herr Abgeordnete hat auf meine Perjon Bezug genommen und 
angebeutet, daß durch deren Eintritt in dad Amt vielleicht ein Wechſel in 
ben Anfchauungen eintreten werde. ch muß das verneinen. ch glaube, 
daß e3 ziemlich allgemein unter denen, die mich früher zu fennen hier Ge: 
—— gehabt haben, bekannt geworden iſt, daß ich nicht zu den Freunden 
der Kolonialpolitik gehört habe. Ich habe in meiner damaligen Stellung 
aus verſchiedenen Gründen, und nicht bloß aus Reſſortgründen, die Ein— 
führung der Kolonialpolitik zu jener Zeit für bedenklich gehalten. Ich bin 
aber jetzt ber Ueberzeugung, daß fo, wie die Sache heute liegt, wir nicht 
allein ohne Berluft an Ehre, fondern auch ohne Verluſt an Geld nicht zu: 
rüd können, daß wir ebenfowenig auf dieſem Standpunkte ftehen bleiben 
fönnen, daß uns alfo nicht® anderes übrig bleibt, ald vorzufchreiten. 

Der Herr Abg. Bamberger Hat wohlmollend geäußert, daß, wenn 
die Regierung anzugeben wife, bis zu welchen Ziele fie vorzugehen gebente, 
wenn das er Arm Ziele wären, auch er und feine Parteigenoffen geneigt 
fein würden, mitzulommen. Ich entnehme daraus zuerft mit Befriedigung, 
daß auch unter raten Parteigenofien fein Mann ift, ber etwa geneigt fein 
werde, die Rolle Hannibal Fiſchers für die beutfchen Kolonien zu über: 
ne ; 


Wenn er aber dann von mir erwartet, daß ich ein beftimmtes Pro: 
gramm geben, daß ich jet im ftande fein follte, zu jagen: nun wollen wir 
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noch jo und fo viel Millionen in bie Hand nehmen, die wollen wir aus: 
eben, bann werben wir jo weit fommen, die Reichähilfe abftellen und bie 

che fich jelbft überlaffen zu können, — jo bin ich dazu nicht im ftande. 
Bei Dingen, die fich der Einficht in ihre innere Natur jo jehr entziehen, 
bie jo viel Zufälligeiten unterworfen find, wie es die Anlage von Kolonien 
in Ländern ift, bie bis dahin nicht allein una, ſondern aud allen anderen 
Leuten unbefannt waren, iſt es rein unmöglich, von heute auf zwölf Mo- 
nate ———— das und das ſoll geſchehen, ſo und ſo viel werden wir 
brauchen. Ich kann mich nur zunächſt darauf berufen, und vielleicht gibt 
mir das eine gewiſſe fides auch bei den Parteigenoſſen des Herrn Bam— 
berger, daß ich eben kein Kolonialſchwärmer bin, daß ich mit ganz kaltem 
Verſtande auch heute noch der Sache gegenüberſtehe, und daß mit meinem 
Rat die Sache nur fo weit gehen wird, als die Ehre und die Intereſſen 
Deutichlands es erfordern. 

Der Herr Abgeordnete fieht im weſentlichen bie Kolonialpolitif als 
eine Geldfrage an und jagt: Kolonialpolitik ift Wirtſchaftspolitik; und er 
be in rollen Umfange darin Recht, obwohl ich der Meinung bin, er 
ept die Grenze etwas eng. Er hat dann dieſe Wirtjchaftapolitif, die Die 
verbünbdeten Regierungen biäher in Degug auf die Kolonien betrieben haben, 
in einem wer ers nicht günftigen Sinne gejchildert, er hat Zahlen für 
die bisherigen Ausgaben genannt, bie nach meinem Dafürhalten erheblich 
zu hoch gegriffen find. Sch trage eine natürliche Scheu dem getwiegten Fi— 
nanzmann gegenüber, auf einzelne Details einzugehen. ch kann aber fon- 
ftatieren, daß er unter bie von ihm angeführten Koſten die Koften für Dam: 
pferfubventionen, für ben Gebraud von Kriegsichiffen, für Beamtengehälter 
in die Kolonialpolitif eingerechnet hat, Koften, die wenigſtens bis zu einem 
gewiflen Grade auch anderen Zwecken dienen und zum Zeil unumgänglid) 
eivejen wären, auch wenn man fich nicht zu einer Stolonialpolitif entſchlofſen 
hätte, Nach dem mir vorliegenden Material beläuft fi) die Summe, die 
das Reich aus feinem Sädel bisher für Kolonialpolitit ausgegeben hat, auf 
noch nicht ganz 5'/. Millionen, und das Vermögen, welches in Gejellihaften 
engagiert ift, ſoweit ich das zu überfehen im ftande bin, noch nicht auf 15 
Millionen. 

Es ift ja zuzugeben, daß bei dem Auftreten der Kolonialpolitif eine 
große Menge von unklaren Vorftellungen unterliefen. Man glaubte, daß 
man nur die Hand auäzuftreden brauchte und in der einen Kolonie dicke 
Goldklumpen, in der andern fertige Eigarren finden würde. Daß das Irr— 
tümer find, konnte jeder Menſch, der ſich mit ſolchen Dingen ernftlich be: 
Ichäftigte, vorausjehen. So konnten die Dinge nicht mehr laufen; bie Zeiten 
find nicht dazu angethan. Das, was für deutſche Kolonien noch übrig ge: 
blieben war an Grund und Boden, war auch nicht derart, um folche doff. 
nungen zu rechtfertigen. Man konnte fich aljo von Haufe aus nur jagen, 
daß nur mit Arbeit — und das iſt nach meiner Anficht ein Glück — unl) 
nur langjam ein Gewinn für Deutichland und für diejenigen, welche ih: 
Kapital dort anlegen würden, erwachien könnte. Wenn eine große Maſſe 
fih darin in Untlarheit befand und in Bezug auf die Kolonien, au auf 
den finanziellen Teil berjelben Gefühlspolitit machte, jo möchte ich dafür: 
4 eine Erklärung anführen, daß vielfach eben bie Einſicht in dieſe Ding: 
eblte. 

Ter Herr Abgeordnete führt uns das englifche Beifpiel vor und jagt: 
Macht e3 doch wie die Engländer, deren Gefellichaften machen e3 allein, de: 
Staat gibt nichts zu. Ja, wir würden das mit dem größten Vergnügen 
thun, und wir geben, was ich in Bezug auf feinen Schlußpaifus fchon jetz 
bemerken will, zu, daß das auch unſer Ziel iſt, und daß wir auch heute di. 
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beftimmte Hoffnung haben, bahin zu fommen, daß das Reich nicht mehr 
mit Geld engagiert fein wird, daß die Gejellichaften die Pflichten und die 
Koften voll übernehmen, und daß dennoch ein Reinertrag für die Unter: 
nehmer erwachſen wird. Wir find aber abſolut nicht in der Lage, bies 
englifche Syſtem jet anzunehmen: erſtens, weil wir feine Männer haben, 
die es verjtehen, dieſes Syſtem an Ort und Stelle zur Durchführung zu 
bringen. Schon in ber kurzen Zeit, wo ich hier bin, habe ich empfunden, 
wie jchiwierig es ift, wenn nur für eine verhältnismäßig untergeordnete Frage 
einer unjerer Kolonien ein Mann gefucht wird, da einen Mann zu finden, 
ber bie Erfahrungen mitbringt, ohne die er an der Stelle nichts nutzen fann. 
Dann aber, glaube ich, unterjcheidet und von England noch ein anderer 

In England ift dad Privatlapital hiſtoriſch geneigt, fich jolchen 
Unternehmungen zuzumenden. Der Deutjche kauft viel lieber das zweifel: 
bafte Staatäpapier irgend eines zweifelhaften ausländifchen Staats, als daß 
er fein Geld im beutjchen Kolonien anlegt. Die Motive dafür find ja be: 
I m = die kennt zweifellos der erfahrene Herr Abgeordnete beſſer, als 
i enne. 

Nun find die verbünbdeten Regierungen nicht in der Lage, wie ja dieſe 
Vorlage beweijt, an einem 1. April genau zu jagen, was + am anderen 
1. April verbraucht haben werben. Kr brauchen in dieſer Beziehung das 
Vertrauen der Nation und brauchen das Vertrauen des Reichstages, daß 
wir nicht weiter gehen werden, ala unumgänglich notwendig if. Wir 
brauchen da3 Vertrauen ſoweit, aß, wenn wir mal jtatt 2'/, Millionen 
4 Millionen —— uns das nicht ſo übel genommen wird. Das iſt 
einmal in dieſen Dingen nicht zu vermeiden. Man kann die Kolonialpolitik 
nicht im Wege der Submiffion an die Mindeftfordernden ausbieten wollen, 
fondern man muß fie den Leuten geben, die gewillt find, die Sache zu über: 
nehmen. Wir geben aber — das will ich nochmals fonjtatieren — die Hoff: 
nung nicht anf — und ich habe die Wochen, die ich hier bin, mehr Kolo: 
nialpolitijche3 gelefen al3 in meinem ganzen Leben — wir geben die Hoff: 
nung nicht auf, daß wir dahin fommen werden, dab das Weich nicht mehr 
Geld zu leijten haben wird und die jegigen Kolonien Reinerträge abwerfen 
werden. 

Wenn bei der heutigen Debatte da3 Auge fich im mejentlichen auf 
Oſtafrika richtet, jo ift da3 natürlich, aber gerade für den finanziellen Teil, 
für die Schlußfolgerungen, die aus der Vergangenheit auf die Zukunft zu 
machen find, ijt Oſtafrika injofern ungünftig, als e3 einmal ein unabjehbar 
weites Zerrain ijt, jehr verfchiedene VBerhältniffe da obmwalten, und der Auf: 
ftand die naturgemäße Entwidelung unterbrochen hat. Ich fünnte aber doch 
anführen, daß die Schußgebiete Togo und Kamerun nad etwa fünf Jahren 
jo weit gefommen find, dab, wenn ich wiederum von den Koſten der Marine 
und ber Beamten abjehe, fie jchon jet das, was fie verbrauchen, ſelbſt auf: 
bringen. Aljo wir wirtjchaften nicht überall mit einem Defizit, jondern 
wir find an dieſer Stelle unter einer tüchtigen Verwaltung dahin gekommen, 
ihon jeßt unjere Ausgaben und Einnahmen balanzieren zu können, ch 
halte es für wahrjcheinlich, daß der Zeitraum, bis zu dem wir jo weit in 
Citafrifa fein werden, weiter zurüdliegt. Um Jahre langjamer wird das 
gehen, aber ich habe die Hoffnung und den Glauben, daß wir aud) dahin 
fommen werden. Es ijt ja ohne einen gemiijen Grad von Glauben, von 
Vertrauen in die Sache in der Stolonialpolitif nichts zu machen. Wenn 
mir Jemand jagt: Jch glaube das nicht, jo kann ich mid) vor jeiner Ueber— 
jeugung verbeugen, ich fann ihm nicht überzeugen. Ebenſowenig aber kann 
er mich überzeugen. Jch kann Ihnen nur jagen: Jch bin ganz falt und 
ganz nüchtern und viel mehr geneigt, jedes ſolches Unternehmen mit ſchiefen 
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Augen anzufehen, ala an bie Zahlen, die man mir vorführt, willfürliche 
Nullen anzubhängen. 
Wenn id nun zwar der Meinung bin, dab ein beftimmtes Programın 
nicht vorgelegt werden kann, daß, wenn dieſe Erklärungen nicht genügen, ich 
weiter nicht? zu jagen habe, jo möchte ich doch den Verſuch maden, auf die 
Entftehungägeiichte der Kolonialpolitif infoweit zurüdzugehen, daß ich mich 
frage: Was hat denn eigentlich das Reich zu diejer, nach den Anfichten der 
erren leichtfertigen Politit gebracht, wie find wir dazu gelommen? Es 
liegt von Haufe aus die Annahme fehr nahe, daß da doch noch andere 
Gründe als die Hoffnung auf finanziellen Erwerb mitgewirkt haben müſſen, 
denn jonft würden jo viele vorfichtige, verftändige Männer, wie fie hier ver: 
einigt find, nicht in dieſes Schiff eingeftiegen ſein, fie würden nicht mitge— 
madt haben in Kolonialpolitit, wenn außer der Geldfrage nicht noch das 
eine oder andere bejtimmend geweſen wäre. Der oh Abgeordnete hat die 
humane und religiöfe Frage der Antifklaverei geftreift; welche Bedeutung 
man ber bier beimißt, will ich dahingeftellt fein laffen; aber das, glaube 
ich, wird auch Jemand, der den Dingen nicht geneigt ift, zugeben müſſen, 
daß, ohne die Eingeborenen zu einem gewiſſen Grade von fittlicher und in: 
tellettueller Bildung zu bringen, auf die Dauer ein jchwunghafter Handel 
mit ihnen, eine gangbare Induftrie an Ort und Stelle, ſelbſt eine gut ge: 
triebene Landwirtichaft faum möglich fein werden. Wollen wir aber die 
Leute auf diefen Standpunkt bringen, jo haben wir ſchon um unjeres eigenen 
pefuniären Intereſſes willen nach meinem Dafürhalten die Verpflichtung, die 
Miffionen zu unterftügen und die Gefittung diefer Menjchen zu heben. 

Es ift ja befannt, das Zentrum ging auf die Kolonialpolitik ein, 
ausgehend von der Antifflavereibewegung und von religiöjen Motiven. Aber 
joweit ich die ftenographifchen Berichte habe verfolgen können, ijt damals 
auch von Seiten des Zentrums anerkannt worden, daß, wenn nebenbei 
** nationale Intereffen dabei gewönnen, dies dem Zentrum nur ganz 
recht wäre. 

Andere betonen zuerſt die deutſchen, die wirtſchaftlichen Intereſſen; 
ſie nehmen es aber dankbar mit, wenn auf dieſem Wege chriſtliche Religion 
und deutſche Geſittung weiter verbreitet würden. Es muß ja Jeder mit ſich 
abmachen, wieweit er es für ſeine Pflicht hält, dieſen Dingen einen größeren 
oder geringeren Wert beizulegen; aber wir ſind über den Bereich unſerer 
jubjeftiven Pflichten der Antiſtlaverei gegenüber hinausgekommen ſchon Durch 
die Kongo-Akte. Wir find international verpflichtet, für dieſe Dinge etwas 
zu thun, und die jet im Gange befindliche Brüfjeler Konferenz wird uns 
nach derſelben Richtung noch ſtärker verpflichten. 

Wir werden auf die Dauer der Sklaverei nur dann nad) meiner 
Meberzeugung entgegentreten können, wenn es uns gelingt, eine Organijation 
zu ſchaffen, die bem, was man in Europa einen Staat nennt, wenigitens 
in einigen Beziehungen nahekommt. Davon find wir aber noch weitab. Wir 
müffen zunächft einzelne Stationen im’ Innern fchaffen, von denen ber Miſ— 
fionar fo gut wie der Kaufmann wirkten können; und die (Flinte und die 
Bibel müflen hier miteinander wirken, um einen Zuftand zu erreichen, den 
auch bad Zentrum wünſcht; denn ohne die Stlavenhändler zu töten, be: 
endigen mwir bie Sklaverei nie. 

Ich glaube endlich, daf der Herr Abg. Bamberger ein Motiv nicht 
genügend gewürdigt hat oder menigitend, daß er es bei Seite jchiebt, das 
iſt dag nationale Empfinden. Nach meiner Ueberzeugung — und ich habe 
ja damals auch Einblid in das eine oder andere gehabt, was zur Kolonial: 
politit führte — ift die Rüdficht auf die Erhaltung einer nationalen Strö: 
mung im Bolt mit maßgebend gewejen. Nach dem Kriege von 1870 trat 
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eine Periode ein, in der der nationale Geift, ich will nicht jagen rüdläufig 
wurde, aber zu erlahmen ſchien. Es fehlten ihm Objekte, auf die er ſich 
richten konnte; der Jdealiamus, deffen der Deutjche zu feiner Eriftenz bedarf, 
hatte ſich abgewöhnt, fich auf geiftigen Gebieten zu bethätigen. Die Kriege 
hatten ihm praftijche Ziele gegeben, jet war noch ein Ueberſchuß davon ba, 
der mit wußte, wohin. Da bot fich die Kolonialpolitif, und was an 
warmem Empfinden für die nationale Ehre und Größe da war, das richtete 
fich, ich gebe zu, zum Zeil blind und ohne den Berftand zu Rate zu ziehen, 
auf dieſes Gebiet. 

Meine Herren, e3 liegt doch auch eigentlich im Weſen des Deutjchen, 
der auf ber einen Seite jo ftarf zum Partikularigmus neigt, daß er eines 
Idealismus bedarf, wenn er leiftungsfähig bleiben ſoll. Dieſer Jdealismus, 
wenn er fich fonzentrieren foll — und nur durch Konzentration bleiben Ge: 
fühle auf die Dauer iu den Maflen warm und ftart — bedarf eines ge: 
wiſſen Brennpuntts, und ein folder Brennpuntt wurde ihm in der Solo: 
nialpolitit gegeben; er wurde von ber Nation, foweit ich habe beurteilen 
fönnen, dankbar aufgenommen. Der Herr Abg. Bamberger nennt das einen 
romantischen Sinn und ſpricht ihm wenig Bedeutung zu. Ich möchte mir 
aber doch mal die Frage erlauben, ob ohne diefen romantijchen Sinn, ob 
ohne den Inſtinkt des Gefühls im Volk der Deutiche Reichdtag Heute hier 
fifen würde, wo er figt! Ich glaube umgekehrt. Einem jolchen nationalen 
Inſtinkt, dem Unbewußten in der Bolkäjeele, erfenne ich eine gewifje Kraft 
zu, und ich würde mich auch an meiner Stelle für verpflichtet halten, wenn 
ih wahrnähme, daß eine ſolche Kraft da ift, ihr nachzugehen und zu ver» 
juchen, wie fie nußbar zu machen uud in brauchbare Wege zu lenfen ijt. 

Nun hat ja der Herr Abgeordnete darin ganz Recht, es ift mit dieſem 
Enthufiasmus injofern nicht viel anzufangen, als er fich jehr fchwer in 
Hingende Münze überjegt, und mit dem deutſchen Kolonialentyufiagmus, 
von dem man mit Recht jagt, er macht meijt vor dem Geldbeutel Halt. 
Indeſſen habe ich gerade, was Oſtafrika angeht, den beftimmten Glauben, 
daß, wenn das, was da jeßt im Werke ift, durchgeführt, wenn die Pacifi- 
fation vollendet, wenn geordnete Zuftände da hergeftellt fein werden, gerade 
Oſtafrika eine Stelle fein wird, bie für das Privatlapital mehr Anziehungs: 
fraft haben wird, ala ber eine oder der andere Ort, und ich gebe mid) der 
Hoffnung hin, daß das, was an Kolonialenthufiasmus in der Nation noch 
vorhanden ift, bie Barriere überwinden und auch zum Elingenden Ausdrud 
bei dem oftafrifanifchen Unternehmen fommen wird. 

Mit der nationalen Frage hing für viele eine Art Machtfrage zu: 
jammen, und ich muß auch hier zugeben, dieſe Machtfrage, die in der So: 
lonialpolitif lag, ift mit einem großen Aufwand von Mangel an Sachver— 
ſtändnis, ich will jagen: in ber Menge behandelt worden. Denn man glaubte, 
wenn wir nun Solonien hätten und fauften einen Atlas und da malten 
wir Afrika blau an, dann wären wir große Leute geworden. a, davon 
konnte feine Rede fein. Der Beginn einer Kolonialpolitit arbeitet in Bezug 
auf Machtverhältnifje zweifellos mit negativen Vorzeichen. Menjchen und 
Gelb werben an einer Stelle auögegeben, wo fie fürd erfte nicht rentieren. 
Wenn bie Kolonialpolitif eine Politit bed Glaubens und ber Kon ift, 
ſowohl —— als in Bezug auf die ethiſchen Geſichtspunkte, ſo iſt fie 
das auch in Bezug auf die acht, und vielleicht find bie Anforderungen 
an den Glauben der Menjchen hier die ftärfften. Ich glaube auch Hier un: 
verbächtig zu fein. Es können Zeiten in Deutfchland kommen, wo jeder 
Mann im Glied und jede Mark in ber Kaffe uns willlommen fein wird, 
und ich kann bem Herrn Abg. Bamberger verfichern, ba, was mich angeht, 
kein Dann mehr in Oftafrita eingefegt und feine Mark mehr ausgegeben 
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werben wird, ala eben um das zu erhalten und in den Bahnen, die einmal 
vorgezeichnet find, auszubilden, was jet da ift. 

ch würde mich nicht dazu entfchließen, große Summen, zahlreiche 
Deutſche nad Oftafrifa zu ziehen, nur etwa, um mir da ben Luxus einer 
Truppe, einer gewiſſen Machtentfaltung zu gewähren. 

Der Herr Abgeordnete hat auch den are und gejagt: wenn 
es zum Stiege kommt, find ſolche Kolonien eine neliche Sache. Ich will 
ihm das zugeben, daß es mir zweifelhaft ift, aber vielleicht g ubt er mir 
ala altem Soldaten: es ift ein militärtfch anerkannter Grundfaß, daß die 
Entiheidung auf dem Hauptkriegsfchauplag immer über die Nebenkriegs— 
ihaupläße mit entjcheidet, und wenn es nun, was Gott verhüten wolle, zu 
einem Kriege in Europa fäme, und wenn wir in Europa fiegen, jo hat es 
feine Not, Gelb wenn inzwiſchen die eine oder die andere Kolonie in üble 
Lage geraten fein follte. Der Friedensſchluß gibt und das reichlich wieder. 

Läßt man fein Auge nun etwas weiter in die Zukunft gehen, jo halte 
ich e3 doch nicht für unmöglich, daß die Entwidelung, die die Welt im 

anzen nimmt, auch Deutichland dazu nötigen wird, mit trandozeanifchen 

taaten in einen engeren Verkehr — hoffentlich immer nur friedliden — 
zu treten, ala bisher. Das Phäakendafein eines kleinen europäiſchen Staat 
bat ein Ende, wir werden mit Mächten jenjeits des Meeres rechnen müflen, 
die über ganz andere Schätze an Menjchen und Geld verfügen wie wir, und, 
wenn man überhaupt nur zugibt, daß Zeiten kommen werden, wo deutjche 
Macht und deutjcher Geift fich ftärfer außerhalb Deutſchlands dokumentieren 
müffen als bisher, jo folgt weiter, baß wir dann zur See eine gewifle Kraft 
au entwideln im ftande fein müffen. Die Jahre, in denen ich die Ehre ge- 
habt habe, Chef der Abmiralität zu fein, hat mir als das für die Marine 
zu erreichende Ziel immer vorgefchwebt, die Marine in eine Lage zu bringen, 
daß, wenn einmal eine ſolche Erweiterung unſeres Wirkungstreites notwendig 
wäre, fie dazu befähigt wäre. Gibt man nun das als eine Möglichkeit 
wenigſtens zu, gibt man zu, daß wir in Zeiten kommen können, wo eine 
Thätigfeit der Marine in ausgedehnten Maße im Frieden und Krieg in 
außerdeutfchen, außerheimifchen Gewäſſern erfordert wird, jo muß man fid 
unumgänglich die fyrage vorlegen: Woher befommt denn die Marine das, 
wovon fie lebt und ol da3 fie weder bewegungs- noch gefechtäfähig ift, 
die Kohlen? Wenn wir jept in einen Krieg mit einer fremden Macht ver: 
widelt werden, jo haben wir ja einige, aber jchwierige Mittel, unſere Schiffe 
im Auslande mit Kohlen zu verforgen: Wir find im ganzen auf das Wohl: 
wollen neutraler Staaten angewiejen, und wer einmal dazu neigt, fich für 
die Marine zu begeiftern, ibr eine große Zukunft zuzuerfennen, der muß 
zugeben, baß eine Volche Rolle in außerheimifchen Gewäflern für die Marine 
nu die Dauer nicht durchzuführen fein wird. Wir müſſen felbfi in ben 
a wenigftend einiger Punkte gelangen, in denen deutſche Kohlen von 
deutichen Behörden an beutjche Schiffe gegeben werden fönnen. Tas Daſein 
von Kohlenjtationen it für einen zukünftigen Krieg die Bedingung jeder 
MWirkfamkeit der Marine. Alfo, wenn wir auch im Augenblid Ausgaben, 
und e3 find ſehr unbedeutende Ausgaben, für unfere Kolonien machen, jo 
möchte ich doch die Hoffnung nicht aufgeben, daß auch dieſes Kapital einmal 
rentieren und auch hier dad, was wir jetzt ausgeben, in erhöhtem Umfang 
uns wieder zufließen wird. 

Ich kann alfo nun noch einmal zujammenfaffen: Wir werden das 
Bemühen haben, daß, wenn der Reichdtag und weiter unterjtüßt, wir jchritt: 
weife vorgehen, daß wir uns auf feine gewagten Unternehmungen einlafjen, 
daß wir danach trachten, die Gejellichaften wieder dahin zu bringen, wo fie 
urfprünglich gejtanden haben, fie fo jelbjtändig, als es möglich jein wird, 
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zu wachen. muß bier bie Einſchränkung machen, daß eben das von ber 
Leiftungsfähigkeit ber Gejellichaften abhängen wird und daß fich heute noch 
nicht mit Beitimmtheit überjehen läßt, wie weit fie dazu geeignet fein werben. 
Wir haben jchon jet in Oſtafrika einen Zuftand, indem eine Truppe durch 
bie lex Wißmann geichaffen worden ift, von der eigentlich niemand recht 
weiß, weflen Truppe fie ift, und ich halte es nicht für unmöglich, daß, ba 
bie Diktatur und der Kriegszuſtand in Oſtafrika vorausfichtlich noch Jahre 
lang fortdauern wird, wir in die Lage kommen können, aus dieſer jeßt 
ledigli von Major Wißmann nad) alter Landinechtäfitte gemorbenen Truppe 
eine Reichätruppe zu machen, um mit geringen Kräften wirkſam mehr leiften 
zu können, ala jet geichieht, wo die Sache eben auf fontraktliche Werbungen 
bafiert iſt. Wir werben das Beftreben haben, fremde Rechte überall zu 
reipeftieren, twie e3 der Herr Staatzjefretär ausgeführt hat, und das Deutfche 
Reich zu ſchützen; ich glaube, die verbündeten Regierungen werden im ftande 
fein, die Kolonialpolitit jo zu führen, daß die allgemeine Politit Deutſch— 
lanb3 darunter - feinen Schaden leidet und daß ber berechtigte Aufſchwung 
beutfchen Nationalgefühls nicht verlegt werden wird. 


12. Mai. (Hamburg.) Infolge eines Strikes der Gas— 
arbeiter fiftiert die ftädtifche Beleuchtung, was zu nächtlichen 
Unruhen Beranlafjung gibt. 


13. Mai. (Reichstag) Bei Beratung des Nachtrags— 
etat3 betreffend Oſtafrika erklärt der Bevollmächtigte Major 
Liebert: 

Es werde nunmehr das Innere in Angriff genommen werden, nicht 
zum Zwecke ber Eroberung, jondern zur Sicherung der Karawanen, die die 
wichtigen Produkte des Hinterlandes zur Hüfte bringen. Diejem Ziele diene 
auch die Erpedition Emin Paſchas. Emin fei nicht Militär, jondern vor 
allem Gelehrter und ein friedlicher Mann. Dan Hoffe an ihm gerade einen 
friedlichen Führer in das Innere Afrikas gewonnen zu haben. Handel und 
Verkehr begönnen in erftaunlicher Weife fich zu heben. 


14. Mai. (Königsberg.) Kaifer und Kaiferin treffen zn 
erftmaligem Bejuche ein. 

14. Mai. (Militärvorlage.) Erfte Beratung. Der Ent» 
wurf lautet: 

Die Friedenspräſenzſtärke — Heeres wird für die Zeit vom 
1. Oktober 1890 bis zum 31. März 1894 auf 486,983 Mann feſtgeſtellt. 


Die Einjährig:fFreiwilligen kommen auf die Friedenspräſenzſtärke nicht in 
Anrechnung. 


82. 
Dom 1. Oktober ab werden 
bie Infanterie in . 2 2 2 0.998 Bataillone, 
die Kavallerie in . 2 2 2 2» 465 Eskadrons, 
die Feld: Artillerie in . » » » . 434 Batterien, 
die Fuß-Artillerie in . -» » » . 31 Bataillone, 
die Bioniere in . . 2» 2»... .%20 Bataillone, 
der Train in . 2 2 2 2 2.0.21 Bataillone 


formiert. 
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Aus der Begründung. 

Das Gefe vom 11. März 1887 hat die Friedenspräſenzſtärke bes 
beutichen Heeres für einen Zeitraum von 7 Jahren (dom 1. April 1887 
bis zum 31. März 1894) feftgeftellt. Bei Bemeffung diefer Ziffer auf fo 
lange Zeit im voraus war man bemüht gewejen, Erweiterungen der Wehr: 
fraft der Nachbarftaaten Rechnung zu tragen, ſoweit ſolche in die Zukunft 
hinein fich überfehen oder fchäßen ließen. Die thatfächliche Entwidelung ber 
legten 3 Jahre hat indeffen zu der Meberzeugung führen müffen, bob ein 
Pr Verweilen der Heeredorganifation =! ben durch jenes Geſetz ge: 
haffenen Grundlagen mit der gebotenen fFürforge für die Wehrhaftigkeit 
des Reichs nicht mehr vereinbar ift. 

Die Notwendigkeit organifatorifcher Erweiterungen über die bisherige 
Friedenspräſenzziffer — iſt damit eingetreten. Dieſelbe iſt zumeiſt be— 
gründet in denjenigen organiſatoriſchen Maßnahmen Frankreichs und Ruß: 
lands, welche bei Erlaß des Geſetzes vom 11. März 1887 nicht in Berech— 
nung gezogen find, da fie nicht vorausgejehen werden konnten. 

Zwar unterlag in zer der Entwurf des MWehrgejehes vom 
15. Juli 1889 bereits der Beratung, ald bei uns das letzte Septennatögejeh 
eingebracht wurde. Nach mehrjährigen Verhandlungen zu ftande gefommen, 
ift das franzöfifche Wehrgeſetz jelbft weit über diejenigen forderungen hin: 
ausgegangen, welche aus dem Entwurfe erfichtlih waren. In dem franzö: 
fiichen Budget für 1891 ift die fFriedenspräfenzitärfe bereitd? mit 520,548 
Mann in Anſatz gebracht und würde dann alfo die 1887 auf 468,409 Mann 
feitgejeßte deutjche Präfenz um rund 52,000 Mann überfteigen. Das fran- 
aöfiiche Wehrgeſetz hat ferner, über die Forderungen des Entwurf hinaus, 
die Wehrpflicht von 20 auf 25 Jahre mit rückwirkender Kraft erweitert, 
mwodurd fünf aus der Territorialarmee bereit3 ausgejchiedene Jahrgänge — 
etwa 600,000 Mann ausgebildete Soldaten — wieder zur Verfügung geftellt 
wurden; e3 hat die Dienjtpflicht derart neu geregelt, daß aktive Armee und 
Referve zufammen jet 10, anjtatt bisher 9 —* änge — in Deutſchland 7 
— umfaffen. Die wejentlichite Neuerung bes Gelee gegen ben Entwurf 
ift aber die grundjäßliche Aufhebung jämtlicher iungen vom aftiven 
Dienfte unter gleichzeitiger Herabjegung ber Dienftzeit bei der Fahne von 5 
auf 3 Jahre und Befeitigung der biäherigen deuxi&me portion, welche nur 
10 Monate diente. Dieſe Maßregeln waren im Berwaltungstwege bereits 
in den letzten 3 Jshren wirkſam vorbereitet; fie fanden ihre Ergänzung in 
dem Rengagementsgejeg vom 18. März 1889, welches dem beim lebergange 
zu kürzerer Dienftzeit zu befürchtenden Unteroffiziermangel dadurch vorzu: 
beugen bezwedt, daß die Unteroffiziere nach Ablauf ihrer aktiven Dienft- 
pflicht durch Gewährung außerordentlich hoher materieller Vorteile zu mei: 
terem Dienfte bei den ahnen zurücdgehalten werben. 

Tas franzöfiiche Wehrgeſetz bedeutet alfo die thatfächliche, rückfichts⸗ 
lofefte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht. Die jährliche Rekruten: 
einftellung wird fi) danach um etwa 60,000 Mann fteigern und muß, ein: 
ſchließlich 20,000 Freiwilliger, auf 220,000 Mann veranſchlagt werden, von 
welchen teils infolge gefeglicher Beſtimmungen, teils um das Budget inne: 
zubalten, vorausfichtlich etwa 64,000 Los, einjähriger, 12,000 nach zwei: 
jähriger Dienftzeit zur Entlaffung kommen werden, während ber Reft brei 
Jahre dient. Nach voller Durchführung des Geſetzes ergibt fich hieraus die 
Zahl ber verfügbaren ausgebildeten Mannichaften — 25 Jahrgänge weniger 
25 Prozent für Abgänge — au] rund 4,125,000. 

Im Deutichland werben bei ber jetzigen Friedenspräſenzſtärke alljähr: 
lich (ausſchließlich Nacherfag) 164,000 Rekruten, drei und vierjährige —* 
willige eingeſtellt; dazu kommen etwa 9000 Einjährig-fFreiwillige und 17,450 
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Erſatzreſerviſten, welche Ießteren eine Gefamtausbildung von 20 Wochen auf 
3 —— in verſchiedenen Jahren verteilt erhalten. Stellt man danach 
ben franzöfilchen Ziffern die deutſchen — entſprechend den bei una thatſäch— 
lich beftehenben Berhältnifien — gegenüber, fo ergibt fi aus 24 Jahr: 
rag Refruten und Freiwilligen und 18 Jahrgängen Fölng ion bei 

iden nad; Abzug von 25 Proz. für Abgänge, die Zahl ber für ben Kriegs⸗ 
fall verfügbaren, ausgebildeten Mannſchaften auf rund 3,350,000. Frank— 
reich, arı Bevölkerung faft um 9 Millionen ärmer als Deutfchland, würde 
dann alfo ein Mehr von 775,900 geübten Streitern — und bieje von gleid): 
mäßiger Ausbildung — ind Feld zu ftellen vermögen. 

Des weiteren ift aber auch die leberlegenheit der franzöfifchen Armee 
an Kabres in ben lehten 3 Jahren noch geftiegen. Abgejehen von ben 1887 
ala beabfichtigt befannten Neuformationen ift insbefondere die Feld-Artillerie, 
für welche ber damalige TEE Erweiterung in Ausfiht nahm, 
1888 um 15, 1889 um fernere 19 Batterien vermehrt worden. Bis zum 
Feldzuge 1870 nur im Befik von 164 im — beipannten Batterien, 
bat frankreich jet deren 480 mit 3123 Beipannungen für Gefchüge und 
Munitionswagen, während die deutjche Feld-Artillerie nach dem Septennats» 
geſetze 364 Batterien zählt, welche bie 1889 erfolgte Etatderhöhung auf 
2038 Beipannungen gebracht hat. 

Bon vorftehenden Gefichtäpunften ausgehend, ift vom 1. Oktober 1890 
an burh & 1 Gejegentwurfs eine Erhöhung ber Friedenspräſenzſtärke 
um 18,574 Mann —— Bemeſſen iſt die Friedenspräſenzſtärke nicht 
wie bisher nach dem Verhältnis von 1 Prozent zu der ortsanweſenden Be— 
völterung, ſondern in Rückficht auf das zur Zeit vorliegende dringendſte 
Bedürfnis, die Kriegsbereitſchaft des Heeres durch Aufſtellung neuer, be— 
ziehungsweiſe Etatsverſtärkung beſtehender Kadres zu erhöhen. 

Die durch die Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke bedingte jährliche 
Mebreinftellung von rund 6000 ten ftößt auf feine Schwierigkeiten, 
da die Dedung dieſes Bedarfs burch bie weit größere Zahl der alljährlich 
beim Aushebungägejchäft überzählig verbleibenden -Mannjcaften durchaus 


ift. 
, Eine Bermehrung ber für den Kriegsdienſt ausgebildeten Mannjchaften 
etwa daburch erreichen zu wollen, daß unter erhöhter Refruteneinftellung die 
gegenwärtige aktive Dienftzeit bei den Yußtruppen verkürzt würde, kann ala 
angängig nicht erachtet werden. 

Die beantragte Heereöverftärkung foll in ber Hauptſache dazu dienen, 
bie durch Schaffung des XVI. uud XVII. Armeekorps entjtandenen organi: 
fatorifchen Lüden auszufüllen unb die Kriegäbereitichaft der Tyeld-Artillerie 
zu erhöhen. Der Borjprung, welchen die franzöfiiche Feld: Artillerie in Bezug 
auf Stärke und Kriegsbereitſchaft erreicht Hat, ift zu bedeutend, als daß die 
Hoffnung noch gerechtfertigt wäre, denfelben durch mindermwertige Auskunfts— 
mittel, etwa durch zweckmäßige Mobilmacjungsmaßregeln, wieder einbringen 

fönnen. 

Es ift daher im $& 2 des Geſetzentwurfs bie Neubildung von 70 fah: 
renden Batterien vorgejehen. 

Die Feld: Artillerie wird hiernach die Stärke von 434 Batterien mit 
2381 Beipannungen erhalten. Sie fteht dann Hinter der frangöfiichen immer 
noch um 46 Batterien und 742 Beipannungen zurüd. . 

Im Anflug an diefe Maßregeln wird eine erhöhte Fürſorge für 
Gewinnung eines tüchtigen und an Zahl genügenden Unteroffizierperfonals 
unvermeiblich. Während auf der einen Seite die ausgedehnte Verwendung 
von Unteroffizieren zur Entlaftung der Offiziere in manchen — — 
zum a wird, geftattet auf der anderen Seite bie zunehmende Bil: 
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bung in ben bier in Frage kommenden Schichten ber Bevölkerung eine ſolche 
erweiterte Verwendung. Als Aequivalent hiefür ift die Einführung von 
Unteroffizier: Dienftprämien beabfichtigt, welche mit den Dienftjahren fteigen, 
ba das Benefizium des Givilverforgungsfcheind fich nicht mehr als aus: 
reichenb ermweift. 

Die Koften ber durch die gegenwärtige Geſetzesvorlage vorgeſehenen 
Heeresverftärkung (einjchließlicd der Unteroffizier-Dienftprämien) find vor: 
läufig geihäßt: fyortdauernde Ausgaben 18,000,000 Mark, einmalige Aus: 
gaben 40,000,000 Mart. 


Nachdem der Kriegdminifter die Diskuffion kurz eingeleitet, 
ſpricht Graf v. Moltke: 


Meine Herren, es kann Befremden erregt haben, daß neue und erheb- 
liche Opfer für militärifche Zwecke gefordert werden, eben jetzt, wo anſchei⸗ 
nend ber politifche Horizont freier ift von drohenden Wolken ala felbft noch 
furz zuvor, und wo wir von allen auswärtigen Mächten bie beftimmte Ber: 
fiherung ihrer friedlichen Abfichten haben. Dennoch wollen Sie mir ge- 
ftatten, mit wenigen Worten auf den Grab von Sicherheit Hinzumeifen, 
welche für ung aus dieſen Umftänden hervorgehen kann. 

Noch unlängft, meine Herren, ift von jener Seite des Haufes, aller: 
dings von der Außerften Linken, — bie Behauptung aufgeſtellt wor: 
ben, daß alle unfere militärischen Vorkehrungen nur im Intereſſe ber be- 
figenden Klaſſe erfolgen, und daß es bie Fürſten find, welche die Kriege 
hervorrufen; ohne fie würden die Völker in Friede und Freundſchaft neben 
einander wohnen. Was nun vorweg bie befitende Klaſſe betrifft, — und 
das ift jedoch eine ſehr große, fie umfaßt in gewiffem Sinne nahezu bie 
ganze Nation, denn wer hätte nicht etwas zu verlieren? — bie 

laffe hat ja allerdings ein Interefie an allen Einrichtungen, welche jebem 
feinen Befiß gewährleiften. Aber, meine Herren, die Fürſten und überhaupt 
die Regierungen find es wirklich nicht, welche in unjeren Tagen die Kriege 
herbeiführen. Die Zeit ber Kabinetöfriege liegt hinter ung, — wir haben 
jet nur noch den Volkskrieg, und einen ſolchen mit allen feinen unabſeh— 
baren Folgen heraufzubeichiwören, dazu wird eine irgend bejonnene un 
rung fich jehr ſchwer entichließen. Nun, meine Herren, bie Elemente, twelche 
ben —5* bedrohen, liegen bei den Völkern. Das find im Innern bie 
Begehrlichkeit der vom Schickſal minder begünftigten Klaſſen und ihre zeit: 
weifen VBerfuche, durch — Maßregeln nel eine Beflerung ihrer 
Lage zu erreichen, eine Beſſerung, die nur durch organijche Geſetze und auf 
bem allerdings langjamen und mühevollen Wege der Arbeit herbeigeführt 
werben fann. Von außerhalb find es gewifje Nationalitäte: und Raflen- 
beftrebungen, überall bie Unzufriedenheit mit bem Beftehenden. Das kann 
jederzeit den Ausbruch eines Krieges herbeiführen, ohne den Willen der Re: 
gierungen und auch gegen ihren Willen; denn, meine Herren, eine Regie: 
rung, welche nicht ftark genug ift, um den Volfäleidenfchaften und ben Par: 
teibeftrebungen entgegenzutreten, — eine ſchwache Regierung ift eine dauernde 
Kriegegefahr. glaube, daß man ben Wert und den Segen einer ftarfen 
Regierung nicht hoch genug anfchlagen kann. Nur eine ftarfe Regierung 
fann heilfame Reformen durchführen, nur eine ftarfe Regierung kann ben 
Frieden verbürgen. 

Meine — wenn der Krieg, der jetzt ſchon mehr als zehn Jahre 
lang wie ein Damoklesſchwert über unſeren Häuptern ſchwebt, — wenn 
dieſer Krieg zum Ausbruch kommt, ſo iſt ſeine Dauer und iſt ſein Ende 
nicht abzuſehen. Es find die größten Mächte Europas, welche, gerüſtet tie 
nie zuvor, gegen einander in ben Kampf treten; feine berjelben kann in 
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einem ober in zwei Feldzügen jo vollftändig niedergeworfen werden, daß fie 
fich F überwunden erklärte, daß fie auf harte Bedingungen Hin Frieden 

i müßte, daß fie fi nicht wieder aufrichten follte, wenn auch erft 
nad Jahresfrift, um den Kampf zu erneuern. Meine Herren, es kann ein 
fiebenjähriger, e3 kann ein breißigjähriger Krieg werden, — und wehe dem, 
der Europa in Brand ſteckt, der zuerft die Lunte in das Pulverfaß fchleudert! 

Nun, meine Herren, wo e3 fih um fo große Dinge handelt, wo es 
fih Handelt um das, was wir mit jchweren Opfern erreicht haben, um ben 
Beitand bes Reiches, vielleicht um die Fortdauer der gejellichaftlichen Ordnung 
und der Zivilifation, jedenfall um Hunberttaufende von Dienjchenleben, ba 
fann allerdings bie Geldfrage erft in zweiter Linie in Betracht kommen, ba 
ericheint jedes pefuniäre Dprer im voraus gerechtfertigt. 

Es ift ja richtig, was hier mehrfach betont worden, daß ber Krieg 
jelbft Gelb und abermals Geld fordert, und daß wir unjere Finanzen nicht 
vor ber Zeit zu Grunde richten follen. Ya, meine Herren, hätten wir bie 
jehr großen Ausgaben nicht gemacht für militärifche Zwecke, für welche der 
Patriotismus dieſes Hauſes und ber Nation bie Mittel gewährt hat, jo 
würden allerdings unſere Finanzen heute jehr viel günftiger liegen, als es 
gegenwärtig ber Tall if. Aber, meine Herren, die glänzendfte Finanzlage 
hätte nicht verhindert, daß wir bei mangelnden Widerftandamitteln heute 
am Zage den Feind im Lande hätten; benn lange ſchon und auch jet noch 
ift es nur das Schwert, welches die Schwerter in der Scheide zurüdhält. 
Der Feind im Lande — nun, wir haben das zu Anfang bes Jahrhunderts 
ſechs Jahre lang getragen, und Kaiſer Napoleon konnte fich rühmen, aus 
dem bamal3 kleinen und armen Lande eine Milliarde herausgepreßt zu haben 
— ber Feind im Lande würde nicht viel fragen, ob Reichabanf oder Privat: 
bank. Sahen wir doch im Jahre 13, als er ſchon im vollen Abzuge war, 
wie in Hamburg — damals eine franzöfiſche Stabt — ein franzöfiicher 
Marihall zum Abjchied die Hamburger Bank in die Taſche ftedte. Der 
Feind im Lande würde jchnell mit ni a finanzen aufräumen. Nur ein 
waffenſtarkes Deutichland hat e3 möglich machen fönnen, mit jeinen Ber: 
bündeten ben Bruch bes Friedens jo lange Jahre hindurch Hinzuhalten. 

Meine Herren, je beſſer unjere Streitmacht zu Waſſer und Lande 
organifiert ift, je vollftändiger ausgerüftet, je bereiter für den Srieg, um ſo 
eher bürfen wir hoffen, vielleicht ben Tyrieden noch länger zu bewahren oder 
aber den unvermeiblicden Kampf mit Ehren und Erfolg zu bejtehen. 

Meine Herren, alle Regierungen, jede in —— Lande, ſtehen Auf— 
gaben von der höchſten ſozialen Wichtigkeit gegenüber, Lebensfragen, welche 
der Krieg hinausſchieben, aber niemals löſen kann. Ich glaube, daß alle 
Regierungen aufrichtig bemüht find, dem Frieden zu halten — fragt fich 
nur, ob fie ftarf genug fein werben, um es zu können. Ich glaube, daß in 
allen Ländern bie bei mweitem überwiegende Mafje der Bevölkerung den 
Frieden will, nur daß nicht fie, Jondern die Parteien die Entjcheidung haben, 
welche ſich an ihre Spitze gejtellt haben. 

Meine Herren, bie Prieblichen Derficherungen unferer beiden Nachbarn 
in Oſt und Weit — während übrigens ihre friegerijchen Vorbereitungen 
unausgejegt fortjchreiten — diefe friedlichen und alle übrigen Kundgebungen 
find gewiß jehr wertvoll; aber Sicherheit finden mir nur bei uns felbjt. 
(Wiederholtes lebhaftes Bravo.) 


Im Laufe der Diskuſſion, in der namentlich die Abgeorb- 
neten Richter und Windthorſt fprechen, macht der Kriegaminifter 
eine Andeutung, daß er in der Kommiſſion einen Organiſations— 
plan vorlegen werde. 
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16. Mai. (München.) Nachdem der Erzbifchof von München 
fich vergeblich bemüht Hat, im Intereſſe des kirchenpolitifchen Frie— 
dens ben Plan der Abhaltung eines deutſchen Katholikentages 
in München zu bintertreiben, richtet der Prinzregent ein Schreiben 
an den Erzbifchof, worin er fein aufrichtes Bedauern über die be- 
abfichtigte Abhaltung des beutichen Katholifentages ausfpricht, meil 
die Abhaltung in München nicht geeignet jei, den Frieden zu er- 
zielen und zu feftigen, der von den ruhig Denfenden aller Kreije 
der Stadt dringend gewünjcht werde. Das Schreiben jchließt: 

„Es ift Mein Iebhafter Wunſch. dab Sie fich, ehe Ach weitere Maß— 
nahmen zu der Meinen Rechten und Pflichten gemähen Wahrung. des Frie— 
dens ins Auge fafje, nochmals mit den fatholiihen Männern, insbeſondere 
mit bem Tomfapitel, beraten und Mir dad Ergebnis der Beiprechungen 
baldigjt anzeigen.“ 

Das Komitee der PVertrauendmänner verzichtet darauf auf 
feinen Plan. 

16. Mai. (Reichdtag.) Bei Beratung der Militärvorlage 
fpricht der Reichskanzler. (Die in der Rede erwähnte Brofchüre 
„Videant consules‘“ hatte dem Fürſten Bigmard den Vorwurf 
„marklojer Politit“ gemacht, weil er im Jahre 1887 die damalige 
Schwäche Frankreichs nicht durch eine Kriegderflärung ausgenutzt 
babe, um fi dann fjpäter gegen Rußland wenden und die Oftjee- 
provinzen annektieren zu können.) 


Wenn auch bie auswärtige Politik hier geftreift worden ift, jo kann 
ich mich einer Echilderung der politifchen Yage um jo eher enthalten, als 
bie Thronrede bag, was zu jagen wäre, mit Elaren und, wie ich glaube, 
verftändlihen Worten ausgedrüdt bat. Im Gegenfak zu dem, was ber 
Herr Abg. Liebinecht geäußert bat, muß ich anerkennen und dankbar aner: 
tennen, daß die Erbichaft, die ich von meinem Amtsvorgänger in Bezug auf 
bie äußere Politik übernommen habe, die denkbar glüdlichite ift. Ich habe 
Verhältniffe vorgefunden, die fürd erfte mich zu feiner Aktion, zu feiner 
perjönlichen Teilnahme nötigen, weil die Verhäliniffe jo klar und einfach 
liegen, daß fie eben weiterlaufen fünnen. Wir ftüßen unfere auswärtige 
Stellung, wie Sie wiſſen, einmal auf unfere eigene Kraft, die wir, um bie 
Bündnitfe zu erhalten, nicht hoch genug jteigern Zönnen; dann aber ber: 
trauen wir auf die feften Bündniffe, vertrauen wir auf fie um fo mehr, ala 
fie fi immer mehr auch in die Stimmung ber Bevölkerung einleben. 

Wenn mir der Herr Abg Kiebfnecht ben Rat gegeben hat, ich jollte 
in der auswärtigen Politit abwiegeln, jo würde ich in Verlegenheit jein, 
wie diejer Rat zu befolgen ift, denn er wüßte nicht, wo aufgewiegelt worden 
iſt. Ich kann die Dinge nur fo laufen lafjen, wie fie gelaufen find, und 
meinem Vorgänger dafür dankbar jein. 

Es handelt fi, wenn eine jo erhebliche Vorlage vor Sie gebracht 
wird, ja allemal mehr oder weniger um politifche Verhältniſſe, um einen 
Ausblid auf das Ausland; es handelt fi) aber in dem vorliegenden Falle 
nicht um die Nähe eines Krieges, jondern nur um die Schwere eines Krieges, 
ber vorgebeugt werden joll. Wie Fürſt Bismarck in der großen Rede — ich 
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glaube, ed war im Januar 1887 — die Lage, die bei ums eintreten würde, 
wenn wir geichlagen wären, gejchildert hat — [a ich bin nicht im ftande, 
dem etwas hinzuzufügen, das beffer zu machen oder auch nur zu behaupten, 
es liegt um ein Jota heute anders ala es damals lag. Dieles saigner & 
blanc würde vor uns liegen, wenn wir geichlagen wären, und würde nicht 
Halt machen vor den Sozialdemokraten, unb auch fie würden bis aufs Weiße 
zur Aber gelafjen werben. 

Der Herr Abg. v. Karborff nötigt mich noch zu einer Bemerkung in 
Bezug auf bie Brojchüre, die er zitiert hat und von der er die Vorausſeßung 
ausgejprochen hat, daß ihr Verfaſſer einen tiefen politischen Blick gethan 
haben müßte. Nach meiner Kenntnis der Alten des Auswärtigen Amts 
halte ich mich für berechtigt, dieſer wir auf das Entjchiedenfte zu 
wibderj . Auch nicht ein Wort habe ich in ben Akten gefunden, das 
zu einer joldhen Borausjegung einen Anlaß geben fönnte, und ich follte 
meinen, wenn man die Brofchüre lieft, fommt man dahinter, daß fie in 
Bezug auf unjere Lage zu Rußland auf zwei weientliche Momente heraus: 
fommt. Ginmal will. der Berfaffer una glauben machen, daß unſer fernerer 
Beruf dad Germanifieren weit ins Slaventum hinein wäre. Auch wer nicht 
in bie politifchen Verhältniſſe eingeweiht ift, wer nur die Lage unſeres 
Baterlandes einigermaßen Iennt, wird wiſſen, daß wir achtzig Jahre nad) 
ber Befigergreifung ber Provinz Pojen noch nicht dahin gekommen find, dieſe 
Provinz jo zu germanifieren, wie es viele von und wünſchten, wie es unter 

üheren Regierungen angeftrebt worden ift. Noch heute haben wir mitten 
in Deutjchland wendiſche Enklaven und noch heute wird in Litauen und 
Mafuren die Nachmittagspredigt vielfach in einem anderen Idiom ala im 
beutfchen abgehalten. Alſo wenn ber Derfaffer diefer Broſchüre die Luft hat, 
zu germanifieren, jo Liegt innerhalb unjerer Grenzen noch ein fo reiches Feld 
vor, daß es nicht nötig ift, ben Blid darüber hinausfchweifen zu laſſen. 

Das zweite der Motive, aus denen ber Verfaſſer jeine Animofität 
egen Rußland jchöpft, Liegt darin, daß er jagt: wir müſſen Herren ber 

ftiee werden, unſere Küſte iſt > furz, wir müfjen und weiter nach Norden 
ausdehnen. Meine Herren, ich bin fünf Jahre Chef der Admiralität geweſen 
und habe mid) fleißig mit der Verteidigung ber Oſtſee beichäftigt, auf ben 
Einfall aber, daß unjere Hüfte an ber Oſtſee zu kurz wäre, bin ich in dieſen 
fünf Jahren nicht ein einziges Mal gekommen. &3 find Klagen aus bem 
a unjerer Häfen an mich gelommen, aus der Rhederei und dem 
ndel von Memel bis Stettin, darüber aber Hat fein Menſch geklagt, 
daß er —— noch mehr Konkurrenten hätte, ſondern am Hinterland hat es 
ihnen gefehlt. 
" Ich möchte hiermit den Glauben, daß ber Verfaſſer diefer Broſchüre 
auch nur fo weit mit politifch unterrichteten Kreifen in Beziehung geftanden 
ben fönnte, daß er einen tieferen Einblid als andere Menſchen gethan 
tte, biefen Glauben möchte ich hiermit bejeitigt haben. 

Der Herr Abg. Hänel_hat die ftaatsrechtliche Grage ber Stellung bes 
Reichalanzlers gegen jeinen Stellvertreter berührt. Ich bin nicht im ftanbe, 
auf alle Momente, die der Herr Rebner in biefer Beziehung vorgeführt hat, 
einzugehen. Ich kann nur jagen, es bat mich gerade aus ** Munde 
überraſcht, eine Anſicht entwickeln zu hören, die dahin führen würde, daß 
der Stelleninhaber von dem Stellvertreter abhängig gemacht würde. Der 
Stelleninhaber ſollte ſich, wie der Herr Abg. Hänel ——— zuerſt der Ein: 
willigung oder — er brauchte dann nachher einen etwas abjchwächenden Aus: 
druck — feiner Stellvertreter verfichern. Ich bin vielleicht zu jehr Soldat, 
um für dieſes Verhältnis Verſtändnis zu haben. Auf feinen Fall würde 
für mich in einer Organiſation, die auf einem ſo ſchwierigen Verhältnis 
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bafiert wäre, Plaß fein. Er hat bann das Verlangen nad einem Reichs— 
Finanzminiftertum ausgefprochen und begegnete fich naturgemäß darin mit dem, 
was ber Herr Abg. Richter ang wenn ich mich nicht irre, ausſprach. 
Der Herr Abg. Richter war ber Meinung, das Reichs: yinanzminifterium ſei 
um fo nötiger, als ber jegige Reichskanzler von den Finanzen nichts ver: 
Ser Zugegeben, aber ıft es denn nicht das Natürlichfte, daß ber jeßige 
eichskanzler fich noch viel mehr auf den Schapjefretär ftügt und ihm viel 
mehr Selbjtändigfeit gibt, ala der vorige, daß aljo die Motive, die Sie zur 
Klage veranlafjen, gerade dadurch, dab ber Reichöfanzler weniger geneigt 
jein fann, wenn er einiges Pflichtgefühl hat, in die fyinanzverwaltung ein: 
zugreifen, daß biefe Motive befeitigt find. Er ſprach dann von dem Ber: 
hältnis des Reichs-Schatzamts zum Kriegäminifter und er bezeichnete das, 
wenn ich recht gehört habe, ala ein planlofes Arbeiten. Ya, dem möchte ich 
tiderjprechen. Sch weiß nicht, worauf ſich das bafiert. Es wird in dieſer 
Beziehung im Reich gerade fo planvoll gearbeitet wie in Preußen, und wenn 
die beiden Voten einander gegenüberftehen, jo wird bie Sache zu meiner 
Enticheibung gebracht, jomweit es fi) um Fyinanzfragen handelt, und es fteht 
mir dann ebenjogut frei, ob ich bie beiden Herren einzeln ober, wie im 
preußiichen Staatäminifterium, zufammen hören muß. Daß aber von einer 
Planlofigkeit die Rede fein könne, dafür finde ich feinen Beweggrund. 

Der Herr Abgeordnete betonte dann, er müfje uns die Verantwortung 
zufchieben. eine Ba was an mir liegt, jo bin ich unter allen Um: 
jtänden bereit, diejenige Verantwortung, bie die Reichsverfaffung mir auf: 
legt, zu tragen. 

Weiter famen zum zweitenmal gewiſſe Defiderien zur Sprache, bie ſich 
nicht direkt an dieſes Geſetz knüpfen, jondern, wie der Herr Abg. Hänel ſich 
äußerte, an ben — wenn ich mich recht entfinne — umfafjenden Organifations: 
plan, den ber Herr Kriegäminifter vorlegte. Ich habe zunächft zu erwibern, 
daß da ein Mißverſtändnis vorliegen muß. Ich entfinne mich nicht, vom 
Herrn Kriegaminifter gehört zu haben, daß er einen umfafjenden Organiſa— 
tioneplan vorlegen wolle. Er hat nur von Grundzügen gefprochen, bie über 
den Rahmen des jebt Ihnen vorgelegten Geſetzes hinausgehen und eine Per: 
ipeftive in die Zukunft eröffnen. Bon einem fejten Plan kann aber um jo 
weniger die Rede fein, ald die verbündeten Regierungen fich über einen jolchen 
noch nicht jchlüffig gemacht haben. Das würde aber die Vorausſetzung zum 
Tajein und auch zur Mitteilung eines feften Planes fein. Im mejentlichen 
decken fich, bie Anforderungen, die der Herr Abg. Hänel an ſolche fefte Pläne 
macht, mit denen des Herrn Abg. Richter. —* kommen auf drei Dinge 
hinaus: zuerſt war die Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht die Voraus— 
ſetzung, die der Herr Abgeordnete ausſprach, und ich glaube, jeder Soldat 
würde mit ihnen übereinſtimmen. . ... 

Es iſt bekannt, daß das erſte preußiſche Wehrgeſetz vom 8. September 
1814 die Baſis unſerer Militärverfaſſung gebildet hat und bis zur Stunde 
— wenn auch formell nicht mehr gültig das Prinzip hergegeben hat, 
unter dem wir gelebt haben, und dieſes Geſetz von 1814 ſagt: 

Die Stärke des ſtehenden Heeres und der Landwehr wird nach dem jedes⸗ 

maligen Staatsverhältnis gejtaltet. 

Wie iſt num dieſe Stärfegeftaltung geworben? Die jet im Augen: 
blicke noch gültige Präfenzftärke ıft bafiert auf ein Gejeg vom Jahre 1887 
und iſt auf 486,409 Mann feſtgeſetzt. Das gibt bei einer Bevölkerung, bie 
wei Jahre früher auf 46,850,000 gezählt worden, 1 Proz. ber Bevölkerung. 
Unſer gegenwärtiger Zuftand ift alfo der von 1 Proz. unferer Bevölkerung. 
Wenn man nun, wie es geichehen ift, von einer folchen ftarfen und uner: 
orten Mehrbelaftung gegen früher redet, jo müßte zunächſt nachgewieſen 
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werben, baß wir früher mit erheblich weniger ausgekommen find. Das aber 
ift nicht der Tall. Im Jahre 1816, alfo unmittelbar nach einem Kriege, 
der das kleine Preußen erfchöpft hatte, der ihm einen Aderlaß gegeben, wie 
wir ihn, jo Gott will, nicht wieder erleben werben, im Jahre 1816 alfo 
betrug der Prozentſatz ber in das ftehende Heer eingereibhten Ziffer der Be: 
völferung 1,25, alfo '/« mehr, als was wir heute ftellen. Allmählich, in 
ben 20er Jahren, finkt diefe Zahl, im Jahre 1832 ift fie auf 1 Proz. der 
Bevölkerung heruntergelommen, fie finft weiter und fommt auf die niedrigjte 
Ziffer, die fie jemals in Preußen gehabt, auf 0,79 Proz., und zwar, meine 
‚ war das im Jahre 1850, ın dem unglüdjeligen Tagen von Olmütz. 
ber, der bie neuefte Geſchichtsſchreibung — hat, weiß, welche Rolle um 
dieſe Zeit der Mangel an Schlagfertigkeit der Armee gebildet hat, wie weit 
das in unſere Verhältniſſe eingegriffen hat. Ich wiederhole noch einmal, das 
Jahr mit der niedrigſten relativen Präſenzſtärkle iſt wohl das politiſch un: 
glüdlichite, feit wir die Wehrverfafjung vom Jahre 1814 haben. Dann fteigt 
bie Ziffer allmählich mehr. Im Jahre 1860, bei Beginn der Reorganifation, 
erhebt fie fi auf 1,10 Proz., im Jahre 1861 auf 1,12 Proz. Run hatte 
man unmittelbar nach dem Kriege — und wir alle haben das gehabt, auch 
wir Soldaten — das Gefühl, daß der Staat vorausfichtlich, oder das Reich, 
will ich jagen, in abjehbarer Zeit nicht wieder zu jo ftarfen militärischen 
Leiftungen gedrängt werden würde. Dan jchwelgte im Vollgefühl des ver: 
größerten Deutjchlands und man glaubte, baß, da nun unfer Vaterland fo 
& geworden, auch die Laften geringer werben mwürben. So blieb bie 
Dräfenggiffer verhältnismäßig gering und ging allmählich fogar zurüd, Sie 
fam im Jahre 1875 auf 0,94 Proz., im Jahre 1880 blieb fie eu 0,94 Proz. 
und das war jchon eine folge der durch Bruch bed Septennats ermwirkten 
Erhöhung ber Präfenzftärfe. Aljo wir find nun heute, indem fich die Not: 
wenbigfeit herauägeftellt hat, fie zu erhöhen, noch nicht auf dem Standpunft 
angelommen, auf dem wir im Jahre 1816 waren, und wenn das jetzige 
Geſetz von Ihnen angenommen wird, jo werben wir vorausfichtlich in Bezug 
auf die Bevölkerungszahl bei der nächſten Zählung im fommenden Winter 
wieber e3 nur bis auf 1 Proz. gebracht haben. Ich glaube, meine Herren, 
daß man unter biefen Verhältniffen nicht von einer koloſſalen und über: 
mäßigen Belaftung der Bevölkerung jprechen kann. 

Wir find dadurch, daß wir genötigt wurden, nachdem bie erften Jahre 
nach dem Frankfurter Frieden vorüber waren, ung im Auslande umzujehen, 
burch die Xeiftungen bed Auslandes allmählich in die Höhe getrieben worden, 
und e3 kann fi nur noch fragen — darauf bezog fich die Aeußerung, Die 
ber Herr Kriegäminifter über andere Pläne gemacht hat —, ob wir in diejem 
Zuftande verharren und ung nur jchrittweife von Mann zu Mann durch das 
Ausland drängen lafjen oder ob wir ber Sache breift ins Geficht jehen und 
una jagen: kommt der Zufunftäfrieg, jo fann kein mwaffenfähiger Mann zu 

uje bleiben, wir wollen aljo die Organijation jo jchaffen, daß alle zum 

ffendienſt ausgehobenen Leute auch fähig find, die Waffen auszunügen. 
Das ift ein Punkt, in dem, wie ich nun hoffen darf, die verbündeten Regie: 
rungen fich mit dem Heren Abg. Richter ein? wiſſen werden, der auch auf 
volle Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, des alten Scharnhorſt' ſchen 
Gedankens, ehe will. Es läßt fich in der That, wenn man annehmen 
will, daß wir von Staaten umgeben find, deren Bevölferungaziffern, wenn 
Sie fie jummieren, die unjerige bei weitem überjteigen, bei einer bejchräntten 
Leiftung unfererjeit3 nicht ftehen bleiben. Das Halten ftehender Heere im 
Frieden hat für die Staaten ungefähr die Wirkung wie eine Verſicherung 
gegen Feuer oder irgend ein anderes Naturunglüd für den einzelnen, es it 
eine unproduftive Ausgabe, eine, die man am liebjten von Jahr zu Jahr 
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aufichieben würbe, wenn man nur bie Sicherheit haben könnte, daß es nirht 

brennen würbe. Je höher ber Staat ſich dadurch verfichert, daß er ein zaljl: 

reicheres hält, um ſo geringer wird nicht bloß der Schaden ſein, den 

ber Zukunftskrieg ihm etwa zufügen kann, ſJ um jo unwahrſcheinlicher 

* * das ift ein Vorteil vor anderen Verſicherungen — wird der Krieg 
erhaupt. 

Alſo möchte ich, wenn die verbündeten Regierungen dazu kommen 
ſollten, nach Ablauf dieſer Periode in der nächſten oder in einer ſpäter fol⸗ 

enden mit Entwürfen, die bis dahin gereift find, vor Sie zu treten, vor⸗ 

—— fich dieſer Zahlen, die ich genannt habe, zu entſinnen und nicht zu 
erichredfen, wenn die Prozentzahl der Präfenzziffer 1 Proz. oder noch etwas 
mehr betragen follte, als bisher. 

Nun liegt ja der Gedanke fo nahe — und und Xelteren ift er ja aus 
ber Konfliktäzeit noch ganz geläufig —, daß, wenn don der Erhöhung ber 
Präfenzftärke geiprochen wird, fih unmittelbar dann bie Are Ay 
einer Reduktion der Dienftzeit anſchließt, und ich kann jagen, ich habe mit 
Freude die Rebe des Herrn Abg. Hänel infoweit gehört, als ich feine An 
ficht volltommen teite, daß zwei: und dreijährige Dienftzeit mit der Zeit zu 
parlamentarifchen Stichwörtern geworden wären, bie auch ba angemwenbet 
würden, wo bie einfache nüchterne militärtechnifche Erwägung am Ort ges 
weien wäre. Es ift Thatſache, daß wir bei einem Teil unjerer Armee bie 
dreijährige Dienftzeit faktifch gar nicht haben. Sie aber prinzipiell aufzu: 
geben, wurde ich nicht raten können. Wir willen nicht, vor welchen tech: 
niſchen —————— wir in Bezug auf die Bewaffnung ſtehen. Es iſt 
neulich hier der vollkommen zutreffende Vergleich gemacht worden zwiſchen 
einer Flinte und dem Gewehr M. 88; in dem Maße, ala dieſe beiden Wa 
voneinander verſchieden find, find auch bie Anſprüche, die an die Ausbildung 
bes Soldaten geftelt werben, verfchiedene. Als ich eintrat, fcho ber In— 
fanterift — und ich bin fo ausgebildet — 18 Kugeln in einem Jahre gegen 
eine Scheibe von reichlicher Größe und wenn man das Geſchoß a ar 
hatte, jo war nur bie frage: Hat das Gewehr fehr geſtoßen oder nicht? Heut: 
zutage fchießt man, wenn ich nicht irre, 150 Kugeln. Der Soldat muß 
—254 Bedingungen erfüllen, er muß ſich der Theorie des Schießens ſo Herr 
erweiſen, daß er unter verſchiedenen Lagen ſich ſagen kann, jetzt wird mein 
Geſchoß die und die Flugbahn haben, MNug muß ich ſo halten. 

bitte um wenn ich als Reichskanzler in dieſe 
militäriſchen Details aus alter Neigung gekommen bin. will aber nur 
ſagen, die Schwierigkeiten, welche in der Ausbildung in den letzten Dezennien 
entitanden find, find koloſſal, und nicht allein jeder Offizier wird Ihnen 
das fagen, ich behaupte, bie Phyfiognomie von Berlin beweift bad. Der 
sage Fan Soldat ift an Wochentagen von der Straße verſchwunden; 
an den Sonntagen können Sie vielleicht noch einen ober den andern jehen, 
und dann — nicht mehr immer in ſo angenehmer Geſellſchaft, weil ihm 
* * den Wochentagen die Möglichkeit gefehlt hat, Beziehungen anzu— 
nüpfen. 

Aber, meine Herren, ein anderes Moment, das ich gegen jede prin: 
zipielle Verkürzung der Dienftzeit von meinem refjortmäßigen Standpuntte 
aus anführen würde, Liegt in der Schwierigkeit, die Truppe zur Disziplin 
zu erziehen. Wir werben alle darin einverftanden fein, daß eine Armee ohne 
Disziplin das Geld nicht wert ift, was fie foftet, ba man fogar noch etwas 
zugeben könnte, wenn man fie los wäre, denn fie wird eine Gelate he ben 
Staat. Eine Armee, deren Kraft ich nicht zur gegebenen Zeit an ber gege: 
benen Stelle unter den denkbar ſchwierigſten Verhältniffen verwerten Tann, 
ift mir nuplos, und die Schwierigkeiten find doch nicht unbedeutend. Wenn 
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ich von ber Disziplin verlangen muß, daß fie die Untergebenen des Borge: 
“ dazu befähigt, ihm, ohne auch nur zu reflektieren, in ben Tod zu 

en, jo ift das eine Xeiftung, die, glaube ih, von feiner anderen Inſti— 
tution im Staate gefordert wird, bie einer jo vorfichtigen Behandlung bedarf, 
daß ich einer Aenderung der Dienftzeit, welche die Disziplin gefährden könnte, 
nur ſchwer zuftimmen würde. Daß aber die Erhaltung der Disziplin un: 
gleich jchwerer wird, wie früher, das, glaube ich, beweiſt ein einfacher Blick 
auf bie Agitation, die im Lande feitend einer zahlreichen Partei getrieben 
wird. Noch Hat die Partei zu meiner freude, ſoweit mein Auge bat fehen 
fönnen, nicht den mindeiten nes auf bie Disziplin in der Armee geübt, 
aber wir müſſen berüdfichtigen, daß uns eine zuchtloje Jugend heranwächſt, 
bie zur Disziplin zu erziehen ungleich jchwieriger ift, als dies früher der 
Tall war. Wenn das einmal zugegeben wird, fo bin ich weiter der Mei: 
nung, daß von einer prinzipiellen Verkürzung der Dienftzeit nicht die Rebe 
fein könne. Wie weit techniich Beurlaubungen möglich fein werden, das zu 
beurteilen überlafje ih den Herren Militärs; dafür wird die Kommijfion 
ber Ort jein. 

Die dritte Forderung, welche der Herr Abg. Richter ftellte, war die 
jährliche Bewilligung der Präjenzitärte. will vom Septennat nichts mehr 
wiſſen. Das ift nicht mwejentlich eine militärifche Frage, fie kann erjt in 
ihrer weiteren Folge militärijch werben, es ift eine Eonjtitutionelle Frage, 
will ich jagen; es iſt eine — über die ſich in jeder Beziehung reden läßt. 
Warum ſollen es en eben Jahre fein, es können auch neun, fünf, drei 
Jahre jein. Darüber fann man ftreiten, und ich gebe zu, wenn einmal die 
Scharnhorft’iche Idee, aljo die Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht in 
die Hand genommen werben joll, dann wird, fo viel ich wenigſtens überjehe, 
ed mit fiebenjährigen Perioden nicht mehr gehen, weil die Scharnhorft’jche 
Idee zur Borausjegung hat, daß mit fteigender Bevölkerungsziffer auch bie 
Zahl ber präjenten Menjchen bei der Fahne wählt. Man könnte aljo bei: 
ſpielsweiſe — ich fpreche hier nur meine perfönliche Anficht aus, ich weiß 
nicht, wie die verbündeten Regierungen dazu ftehen werden — auf ben Ge: 
danfen kommen, eine fünfjährige Friſt zu nehmen in Uebereinftimmung mit 
der Zegiälaturperiode und auch der Volkszählung. Aljo das ift ein Gebiet, 
auf dem mehr der Polititer mitzureden haben wird, ala der Soldat, es ift 
aber feine frage, die das Sein oder Nichtjein der Armee in frage ftellt. 
(Hört, hört! Links.) Ya, wenn Sie von diefer Aeußerung jo befriedigt Alt 
nehmen, fo möchte ich doch jagen, daß ich weder befugt bin, in dieſer Be: 
ziehung ein Zugeftändnis zu machen, noch auch, daß ich für meine Perjon 
gewillt wäre, e3 über fünf Jahre hinaus auszudehnen. 

Im übrigen weiß ich, daß die Vorlage in der Kommiſſion am beiten 
vertreten jein wird, und gebe mich der Hoffnung Hin, daß fie ihre Annahme 
finden wirb. 

16. Mai. (Königsberg) Bei dem von den Provinzial: 


ftänden gegebenen Diner jagt der Kaiſer in einer Rede: 


Sch weiß ſehr wohl, Meine Herren, daß Momente kommen mögen 
gerabe in einer Provinz, wie diejer, mit überwiegend ländlicher Bevölkerung, 
wo es Ihnen Sorge machen kann, wohin es wohl mit Ihnen gehen werde. 
Seien Sie unbeforgt, Meine Herren! Wenn es auch zumeilen jo jcheinen 
mag, als ob die Sympathie ober das Verſtändnis für bie Intereſſen ber 
Landwirtichaft nicht da jeien, jo mögen Sie ficher fein: der König von 

reußen fteht fo hoch über den Parteien unb über dem Getriebe des Partei: 
berö, daß Er, unentwegt auf jeden einzelnen Seines Landes ſchauend, aud) 
für das Wohl jedes einzelnen und jeder Provinz befliffen ift. Ich weiß jehr 
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wohl, wo e3 Ahnen gebricht und was für Sie zu thun bleibt, und Ich habe 
auch Meine . dementfprechenb vorgezeichnet. 

Es ift Meine Pflicht und, folange Jh es lann, werde ch dafür 
forgen, daß dem Lande ber Frieden erhalten bleibt. Dies ift beſonders wichtig 
gerade für Ihre Aderbau treibende, Ihre Landbevölferung. Der Ueber: 
zeugung lebe Ich aber auch, und Ich freue Mich, daß es hier hervorgehoben 
worben ift, ba gerade bad Bewußtfein, daß jeder einzelne Unterthan, jeber 
einzelne Preuße, Mann für Mann zu feinem König ftehend, wenn es not 
thun follte, alles zu opfern bereit it, bem preußiſchen Könige bie Kraft gibt, 
mit Zuverficht dieſe Friedensworte reden zu können. 

Er ift im ftande, ben Frieden aufrecht zu erhalten, und Ich habe 
ba3 Gefühl, daß benjenigen, bie den Frieden umzuſtoßen wagen jollten, eine 
Lehre nicht eripart bleiben wird, welche fie in hundert Jahren nicht ver: 
geilen werben. 

genug find Verſuche gemacht worden, bie Intereffen der Land: 
wirtichaft, welche in diefer Provinz eine jo hervorragende Bedeutung haben, 
zurüdzudrängen. Es find aud Strömungen da, die leider die Achtung vor 
dem Aderbau und vor der Landbevölferung nicht mehr haben. Ich freue 
Mic aber, e3 jagen zu können, daß ein Umſchwung ſchon eingetreten iſt; 
denn einer unferer bebeutendften Parlamentarier hat Mich noch dieſen Winter 
verfichert, daß er, obgleich er früher anderer Anficht gemweien, nach eifrigem 
Studium und tieferem Gingehen auf die bäuerlichen und grundbefiglichen 
Dinge zu ber feften Ueberzeugung gekommen jei, daß das Heil für die Zu: 
funft Unferes Landes in einer feiten, ficher fundierten Bauernjchaft liege, und 
daß er feine größte Aufgabe darin erblice, feine Partei dahin zu bringen, 
dafür wirfen zu wollen. 

Nun, Meine Herren, das ift auch Meine Anfiht und Ich ſpreche ala 
König von Preußen: Jch werde ſtets, wie ch auch geftern gejagt habe, das 
Beſte Ihrer Provinz im Auge und für Ihre Bedürfniffe ein warmes Herz 
haben. Sie müffen nur Geduld haben, wenn nicht alles fogleich geichieht. 
Tas aber veripreche Ich Ahnen, an der Provinz rühren laſſe Ich nicht, und 
follte es doch verfucht werden, jo wird Meine Souveränität als ein rocher 
de bronce ſich dagegen ee 

Ich erhebe Mein Glas und trinke auf das Wohl der Provinz. Sie 
lebe hoch! — hoch! Hoch! 

17. Mai. Ueber da3 Scheitern des Katholifentages in 
München äußert die „Germania“: 


Nach dein Eignat des Prinz:Regenten über die Lutz'ſche Lehre, daß 
dem ftaatlichen Plazet auch die Glaubenslehre unterliege; nach der Lutz'ſchen 
Erklärung vor einigen Monaten, daß ein fatholifches Dogma jtaatsgefährlidy 
jei, ohne dat dieje Erklärung den Mann um jein Amt al3 Kultusminifter 
brachte — jeitdem ſei nichts mehr in diefer Hinficht auffallend, nur eins 
wolle das Blatt noch fragen, ob aud Verſammlungen des Evangelischen 
Bundes in Bayern verhindert werben jollen, die noch in den legten Monaten 
dort ftattfanden. Die „Germania“ erinnert ferner daran, daß der Guſtav— 
Adolf: Nerein, der den Namen eines der ärgjten Feinde Bayerns trägt, vor 
einigen Jahren in Nürnberg tagte und dort von einem höheren Regierungs— 
beamten begrüßt wurde. 


18. Mai. Im „Matin“ berichtet ein Elerifaler Journaliſt 
Des Hour über eine Unterredung mit dem Fürſten Bis— 
mard. Ueber die Frage einer weiteren amtlichen Wirkſamkeit 
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äußert ber Fürft: „DO es ift aus, ganz aus; mehr ala Sie glauben 
mehr ala Sie jemald ahnen können.“ 


Ueber das Verhältnis zu Fankreich äußert Bismard, daß er 1867 
ben Krieg wegen ber Zuremburger Frage troß des allgemeinen Drängens 
vermieden habe, daß er aber 1870 nad) Ausbruch des Krieges auf dem Gr: 
werb bes Elſaſſes habe bejtehen müffen, das zum Schutze Süddeutjchlands 
unentbehrlich jei. Mehr als den Eljaß habe er noch in fyerrieres von Jules 
Favre nicht gefordert; aber der hartnädige Widerjtand Frankreich hätte 
ihn Schließlich gezwungen, den militärifchen Kreiſen Konzeſſionen zu machen. 
An einen weiteren Krieg gegen —— habe er nie gedacht, und auch ſein 
Rücktritt habe die deutſche Politik hierin nicht verändert. 

19. Mai. In der Freifinnigen Partei gibt fich der Zwie— 
fpalt zwiſchen einer radikalen und einer gemäßigten Richtung da= 
durch fund, daß in dem Dreizehnerausjchuß fieben anwejende Mit- 
glieder den Abgeordneten Schrader ftatt des bisherigen Vorfitenden 
Eugen Richter zum Borfißenden erwählen. 

21. Mai. Sitzung der Militär-Kommiffion. Der Kriegs— 
minifter gibt die Erklärung ab, daß die gegenwärtige Vorlage nicht 
genügen werde, die Ungleichheit mit den Nachbarjtaaten zu bejeiti- 
gen, daß man vielmehr auf eine weitere Verſtärkung unjerer Rü— 
ftungen gefaßt fein müffe. 

Wenn die bedeutende lleberlegenheit für die Zukunft bei den Nachbar: 
ftaaten feitgejtellt jei, jo jei es flar, dat wir nicht die Hände in den Schoß 
legen fönnen. 

Es fragt ſich, welchen Weg wir einichlagen jollen. 

„Wir haben bisher jorgfältig nach beiden Seiten hingeſehen, dab 
man bort feinen zu großen Vorſprung erlange und darnach unjere Forde— 
rungen geftellt. Wie ich bereit in der erjten Sitzung darauf hingemiejen 
habe, lagen Verhältniſſe vor, welche dies gejtatteten; mit dem Momente der 
Zurhführung des franzöfiichen Wehrgeſetzes geht dies nicht weiter. 

Der bisherige Weg würde dazu führen, daß wir auch ferner neue 
fyormationen erforderten, daß wir nach einiger Zeit die großen Schlachten— 
förper, die Tivifionen und Korps aufjtellten, wie wir in Preußen dies cben 
gethan, in Bayern e3 angejtrebt wird. 

Ich erachte für die Zukunft den Meg für uns angezeigt, daß wir 
una aus uns jelbit heraus zu aller Kraft cutwideln, welche für die Gut: 
— wir zu erreichen fähig ſind. 

s iſt die Konſequenz des Scharnuhorſt'ſchen Gedankens der allgemeinen 

Wehrpflicht, den er ſelbſt in feinen Projekten gegangen iſt: 

duß jeder Waffenfähige auch zum Gebrauch der Waffen ausgebildet 

wird. 

Nun Haben wir augenblicklich jährlid; 11,500 Mann zurüdgeitellter 
Leute, außerdem etwa 20,000 Mann bedingt auszubildender aus der Ge— 
famtzahl derjelben -—- für den Augenblid, wo drei Jahrgänge zur Verfügung 
ftehen, aljo etwa 54,000 Mann. 

Wir find in der Yage, dieje jofort einzujtellen, aber wenn wir ſolide 
ausbilden wollen, und das wollen wir, jo müſſen und fünnen wir nur jchritt: 
weiſe vorgehen. BR 

Wir wollen uns nicht in die Breite ausdehnen, ſondern den Zuſchuß, 
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an Mannichaften wollen wir dem inneren Gehalt ber Armee und ber wei— 
teren Entwidelung der einzelnen Waffen Hinzufügen. 

Wir können auch aus Mangel an Ausbildungsperfonal nur jehr 
jchrittweife vorgehen, fo daß wir auf längere Zeit hinaus abjchnittätweije 
vorgehen würden, zuerft etwas jchneller, um den Vorſprung der anderen ein 
wenig auszugleichen; jpäter fann nur in dem Prozentſatze fortgefahren mer: 
ben, ben die Zunahme ber Bevölkerung ergibt. 

Einzelheiten und Perioden kann ich nicht angeben, es iſt eine Grund: 
lage, bei welcher jede Etappe mit Ihnen vereinbart werden muß, wenn bie 
Angelegenheit an Sie herantritt; eine Grundlage, die noch gar feine fefte 
Geftalt erhalten, bei welcher vor allem ben verbündeten Regierungen noch 
gar feine Gelegenheit gegeben worden ift, Stellung dazu zu nehmen. 

Jedenfalls binden Sie fih bei ber jeßigen Vorlage noch in feiner 
Meife. Stellung zu der Sade fann nur genommen werden, wenn ein fer: 
tiges Projekt bafteht.* 

Im weiteren Verfolg der Debatte erklärte derſelbe: 

„Zah wir mit bdiefen 18,000 Mann nur einen erften Schritt machen, 
geht ſchon aus der Begründung hervor. Bei diejer Forderung von 6000 
Rekruten mehr können wir unmöglich den VBorfprung decken, den Frankreich 
bereit3 im Augenblice hat. Wir werden alſo mehr fordern müſſen, in welchen 
Etappen Läht fi zur Zeit nicht beftimmen. Endlich, daß man fich über die 
Tragweite ber militärifchen Projekte faliche Vorftellungen made. Man wolle 
die Konjequenzen aus dem Scharnhorft’ichen Gedanken der allgemeinen Wehr: 
pflicht nur fo weit ziehen, als die Machtverhältniffe der Nationen fich ver: 
ihoben hätten. An die ungeheure Präſenz, von der man jebt jpreche, fei 
auf ein Menjchenalter hinaus nicht zu denken. Daß vollends alle Erſatz— 
Referviften voll ausgebildet würben, beabfichtige niemand.“ 


25. Mai. Zum Präfidenten der Reihabanf wird Dr. 
Koch ernannt. 


26. Mai. GPotsdam.) Der Kaijer richtet folgendes Hand: 
jchreiben an den Berliner Magijtrat: 


„Aus der Jmmediatvorftellung vom 8. Mai 1889 habe ch erſehen, 
bat ber Magiftrat den Wunſch hat, Er. Majeftät dem hochjeligen Kaijer 
und König Friedrich im Zufammenhange mit dem Umbau der Friedrichs— 
brüde aus Mitteln der Berliner Bürgerſchaft ein Denkmal errichten zu 
dürfen. E3 hat Meinem Herzen wohlgethan, aus diefer Kundgebung von 
neuem zu entnehmen, welche Treue und Anhänglichkeit Meine Haupt: und 
Refidenzftadt Berlin dem unvergehlichen Monarchen widmet. Ich ſpreche 
deshalb allen denen, welche dieſen Plan gefaßt und gefürdert haben, Meinen 
föniglichen Dank und Meine volle Anerfennung aus. Gleichwohl vermag 
Ich zur Ausführung desfelben Meine Genehmigung nicht zu erteilen; denn 
Ich kann Mir nicht verfagen, Meinem in Gott ruhenden Herrn Vater und 
Vorgänger in der Regierung in der Hauptſtadt des Reichs jelbit ein Denk: 
mal zu errichten. Ich habe Meine Minifter der öffentlichen Arbeiten und 
a geiftlichen pp. Angelegenheiten mit den erforderlichen Ginleitungen be— 
auftragt. 


29. Mai. Der „Reichganzeiger“ teilt mit, daß der Arbeits- 
minijter die königlichen Eifenbahndireftionen beauftragt habe, 
geeignete Maßnahmen zu treffen, daß Ffontraftbrüchig gewordene 
ländliche Arbeiter fortan nicht bei Eifenbahnbauten beichäftigt wer⸗ 
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den, um begründeten besfallfigen Bejchwerden der ländlichen Grund 
befiger abzubelfen. 

29. Mai. Der Unterftaatsjefretär des Auswärtigen, Graf 
Berhem, tritt in den einftweiligen Rubejtand. 

29. Mai. Das „Petit Journal“ berichtet über ein Inter— 
view Bismarcks durch einen Kournaliften Triftan. 

Der Fürſt fagt, er ſchätze Herrn v. Caprivi jehr; übrigens jei ber: 
jelbe nicht im ftande, die auswärtige Politik zu ändern die Geleife feien 
jo tief eingefahren, daß die Räder fie gar nicht verlaffen fünnten. Er ver: 
fihert von neuem, daß Deutichland Frankreich nie angreifen werde, daß er 
jelbft ftet3 dem Frieden gewollt habe, daß Deutjchland feine Bevölkerung 


fremder Nationalität mehr zu annektieren wünſche, ſowie daß er jelbjt fich 
der Annerion de3 dänijchen Nordſchleswig widerſetzt habe. 


29.—30. Mai. Ein evangelifch-fozialer Kongreß findet 
unter dem Präfidium Adolf Wagners in Berlin unter Teilnahme 
der Angehörigen verjchiedener Lirchlicher Richtungen ftatt. Zum 
Schluß wird ein Aktionskomitee gewählt. 

30. Mai. Erzbiichof Dinder von Gnejen und Pofen f. 

31. Mai. (München) Der Vorfigende des Minijterrates 
und Kultusminifter v. Lutz erhält wegen Sranfheit feine Ent— 
lafjung; der Minifter des Aeußern Freiherr dv. Crailsheim wird 
zum Borfitenden und der Polizeipräfident v. Müller zum Kultus: 
minifter ernannt. An Herrn dv. Luß richtet der Prinzregent fol- 
gendes Schreiben: 


Mein Lieber Staatäminifter Dr. Frhr. dv. Lug! Ihr Schreiben, in 
dem Sie Mir die Bitte um Enthebung vortragen, erfüllt Mich mit tief: 
ichmerzlien Empfindungen. Zu den höchjten Aemtern und Würden des 
Staates in hervorragendem Maße berufen, haben Sie in treuefter Hingabe 
an Krone und Land Ihre volle Kraft eingejegt und geopfert. Einzig und 
allein ber Umſtand, daß Sie fich jelbit den Anftrengungen des verantwortung3: 
vollen Dienftes körperlich nicht mehr gewachſen fühlen und von einem läus 
geren Berbleiben in der Aktivität die ernitlichiten Gefährdungen Ihrer Ge: 
ſundheit zu bejorgen haben, vermag Mich zu bejtimmen, Ihrer Witte zu 
entiprechen. Ich hoffe zuverfichtlich, dat die Fernhaltung von Aufregungen 
Ihr Befinden wieder beffert und dat Sie in der Nüderinnerung an ein jo 
verdienftreiches Leben auch die Kraft in fich finden, noch lange Jahre in der 
Kammer der Reichäräte, deren Mitglied Sie find, zum allgemeinen Beſten 
thätig zu fein. Meine innigften und berzlichiten Wünjche begleiten Sie und 
die Ihrigen fort und fort. Es drängt Mich, Ihnen in diefem für Mid) 
ichmerzlichen Augenblide ein äußeres Zeichen der bejonderen erg 
zu geben, bie I in jo hohem Grabe für Sie hege. Demgemäß überſende 
Ih Ihnen Meine lebensgroße Büſte in Marmor und verfüge zugleich, daß 
Sie bei dem Eintritte in die Zahl der Staatäräte im außerorbentlichen 
Tienfte Titel und Rang eines kgl. Staatäminifters beibehalten. Seien Sie, 
deifen verfichert, daß es Mic immer freuen wird, Sie zu jehen, und daß Jch 
Ihnen ſtets mit ben hulbvolliten Gefinnungen zugethan bleibe. 

Ihr ſehr geneigter Suitpolb, Neinzetegent von Bayern. 
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Ein weiteres Reſkript beftimmt, daß der VBorfi im Minifter- 
rat künftig ftet3 von dem Minifter des Königl. Haufes und bes 
Aeußern geführt werden jolle. 

31. Mai. Die Münchner „Allgemeine Zeitung“ jchreibt über 
den Minifterwechiel: 

Wie man weiß, hatte fich gegen feinen Vorgänger im Amte feit einer 
Reihe von Jahren eine fortgejegte Oppofition ſeitens eines Teiles der baye- 
riſchen Volfävertretung erhoben; der viel angefeindete Minifter ift nun von 
feiner Stellung zurüdgetreten, und wenn es wirklich möglich ift, die genannte 
Oppofition zu verjöhnlicheren Gefinnungen zurüdzuführen, jo fteht wenigftens 
die Perfon des Frhrn. dv. Lug ihr nicht mehr ala Stein des Anftoßes gegen: 
über, Den Rechten der Krone und den Intereſſen des Landes wird der neue 
Kultusminifter freilich ebenſo ein Schüßer jein müſſen, denjelben ebenjowenig 
vergeben wollen und können, al3 fein Vorgänger im Amte, aber an feine 
Perjon knüpft fich nicht von vornherein Widerftand, und da berjelbe, wie 
man verfichert, den obwaltenden Verhältniffen gegenüber das mögliche Ent: 
gegentommen zu bethätigen geneigt fein joll, jo darf man, wenn auch nicht 
mit Gewißheit, doch nicht ohne alle Ausficht auf die Möglichkeit eines jolchen 
Erfolges erwarten, daß dem biäherigen unerträglichen Zuftande die Spitze 
abgebrochen mwirb. 

Mit den beiden, im vorftehenden kurz beleuchteten Entichliegungen bes 
PrinzeRegenten jtehen in bdireftem Zuſammenhang zwei weitere. Bisher iſt 
es üblich gemwejen, daß der dienftältefte Minifter den Vorſitz im Minifterrat 
führe. An die Stelle diefer Mebung hat nun Se. Königl. Hoheit eine fefte 
Norm treten lafjen. Fortan foll ftet3 der Minifter des Königlichen Haujes 
und des Aeußern den Borfiß im Minifterrat führen. Dieſer Minifter ver: 
tritt Krone, Regierung und Land dem Ausland gegenüber, und es jcheint 
diefen VBerhältniffen angemefjen, wenn er auch innerhalb der Regierung bie 
entiprechende Stellung erhält. Die Auszeihnung wird ala eritem bem 
Frhrn. dv. Crailsheim zu teil, welcher zugleich in inneren Angelegenheiten 
wie in ber Verwaltung des umfafjenden Verkehrsweſens ſich vollauf bewährt 
hat. Endlich ift der um die bayerifche fyinanzverwaltung jo hochverdiente 
Herr Minijter dv. Riedel, dem nach bisheriger Uebung der Vorfig im Mi: 
nijterrat zugefallen wäre, von Sr. Stönigl. Hoheit ebenfalls durd ein Hand: 
Ichreiben ausgezeichnet worden, in welchem der Regent die höchſt erfprießlichen 
Dienfte desjelben anerkennt, dann ausjpricht, daß „er dad größte Gewicht 
darauf lege, dat ihm deſſen bewährte Kraft auch für bie Folge erhalten 
bleibe“, und denjelben zum Zeichen feiner Huld und Anerkennung in ben 
erblichen Freiherrnſtand des Königreichs erhebt. 

2. Juni ff. (Deutſcher Innungstag.) Der Kaijer em: 
pfängt eine Deputation und erklärt: 

Er und feine Regierung hätten wiederholt ihre Sympathie für den 
Handwerkerſtand kundgegeben. Gr verfolge mit Intereſſe die Bewegungen 
des Handmwerkerftandes; es jei fein innigſter Wunſch, daß das Handiwerf 


— — auf den Boden gelange, den es im vierzehnten Jahrhundert inne: 
gehabt. 


Der Innungstag nimmt die Forderung des Befähi— 
gungsnachweiſes an. Ferner Petitionen an den Reichstag, be— 
treffend die Ablehnung bes 8 72 der Vorlage über die Gewerbe: 
gerichte (bezüglich der Kompetenz der Innungsſchiedsgerichte), ſowie 
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betreffend Abänderung des Krankenverficherungsgefetes behufs Er- 
leihterung der Bildung von Innungsgeſellenkrankenkaſſen und Ver— 
bandafranfentaffen für Meifter, Gejellen und Lehrlinge; ferner eine 
Petition, betreffend die Einführung der obligatorifchen Arbeitsbücher 
und eine Rejolution wegen offizieller Feſtſtellung aller gejeßwidrigen 
Borlommnifje bei Strifes behufs Gewinnung des für die jelbftän- 
digen Handwerker unentbehrlichen Materials. 


2. Juni. (Abgeordnetenhaus) Der Gejeßentwurf, be= 
treffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaus— 
halts-Etat für das Jahr vom 1. April 1890,91, wird in dritter 
Beratung ohne Debatte angenommen. 

Es folgt die zweite Beratung des Gejegentwurfs, betreffend 
die Sperrgelder (vgl. 29. April und 3. Mai.). 

In der Kommiſſion ift ein pofitives Ergebnis nicht erzielt, die ein: 
zelnen Artikel des Gejegentwurfs find abgelehnt worden. Zur Debatte wird 
deshalb die Regierungsvorlage in ihrer urjprünglichen Gejtalt geitellt. 


Abg. Dr. Windthorft beantragt: 


J 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, unter Ablehnung des 
Artikels 1 die königl. Staatsregierung aufzufordern, zunächſt mit den kirch— 
lichen Obern weitere Verhandlungen zur Erſtrebung eines Einverſtändniſſes 
über die Art der Verwendung derjenigen Beträge, welche auf Grund der 
gemäß $ 1 bes Geſetzes vom 22. April 1875 erfolgten Einſtellung der Lei— 
ftungen aus Staatämitteln aufgefammelt find, einzuleiten und demnächſt je 
nach dem Ergebniſſe diejer Verhandlung dem Landtage einen neuen Geſeßz— 
entwwurf über die Verwendung ber betreffenden Beträge vorzulegen. 


Herner beantragte Abg. Dr. Brüel; 
I 


L 

(Für den Fall der Ablehnung bes vorftehenden Antrags I.) 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, unter Ablehnung des 
Artikel 1 die königl. Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage einen 
Gejeßentiwurf vorzulegen, durch welchen denjenigen, welche durch Einftellung 
von Leiftungen aus Staatömitteln auf Grund bes Geſetzes vom 22. April 
1875 in ihren eigenen (wohleriworbenen) Rechten gejchädigt find, bezw. ihren 
Rechtänachfolgern ein Entſchädigungsanſpruch gewährt und nur in betreff 
des nach Befriedigung der Entjchädigungsanjprüche etwa verbleibenden Reſtes 
der aufgejammelten Beträge eine anderweite Verwendung zu kirchlichen Zwecken 
georbnet wird. 


und für den Fall der Ablehnung diejer beiden Anträge: 


II. 

Das Haus ber Abgeordneten wolle beichließen, an Stelle der Artikel 

1—3 be3 vorgelegten Entwurf3 folgende drei Artikel zu jeßen: 
Artikel 1. 

Diejenigen Beträge, welche auf Grund ber gemäß $ 1 des Gejehes 
vom 22. April 1875 erfolgten Einftellung ber Leijtungen aus Staatsmitteln 
aufgelammelt find, werden den Kirchenobern ausbezahlt, je zu dem Anteile, 
ju welchen fie aus den verjchiedenen kirchlichen Bezirken aufgekommen jind. 
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Artikel 2. 

Die Kirchenobern haben die ihnen nach Artikel 1 zulommenden Be: 
träge dazu zu verwenden, ben Geiftlichen, ben kirchlichen Stellen, Anftalten 
und Fonds und ben Gemeinden, fofern folche infolge ber Einftellung von 
Staatsmitteln unmittelbar oder mittelbar erheblich und nachhaltig geſchädigt 
find, Beihilfen zu gewähren. 

Die Zuteilung bdiefer Beihilfen im einzelnen bleibt ihrem Ermeſſen 
überlaffen. 

Werden bie auf einen Bezirk entfallenden Beträge burch den vor: 
ft:henden Verwendungszweck nicht erjchöpft, jo wird aus dem Reit für jebe 
Diözefe bezw. jeden preußifchen Diözefananteil ein Emeritenfonds gebildet, 
bejlen Erträge nach Vereinbarung zwijchen dem Minifter der geiftlichen zc. 
Angelegenheiten und ben betreffenden kirchlichen Obern verwendet werben, 
foweit nicht der Minifter und die kirchlichen DObern eine Verwendung biejes 
Reſtes zu anderen kirchlichen Zwecken vereinbaren. 


Artikel 3. . 
Die Auszahlung der im Artikel 1 bezeichneten Beträge erfolgt binnen 
brei Monaten nad) dem Inkrafttreten des gegentwärtigen Geſetzes mit Zinjen 
zu 3'/s Proz. vom 1. April 1890 ab. 


und für den Fall der Ablehnung auch dieſes Antrags beantragte 
Abg. Dr. Windthorft: 


IV. 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, unter vorläufiger Aus: 
ſehung ber Beichlußfaffung über Artikel 1 die königl. Staatöregierung auf: 
zufordern, dem Landtage behufs einer Prüfung desfelben über die Höhe ber 
feftzuftellenden Rente zuvörderft eine nach Diözefen und in den Diözeſen nad 
Kategorien geordnete Nachweifung darüber vorzulegen, welchen Berechtigten 
und mit welchem Betrage für jeden Staatzleiftungen auf Grund bes Geſetzes 
vom 22. April 1875 vorenthalten find. 


Sämtliche Anträge werden abgelehnt und die Regierungs- 
vorlage gegen die Stimmen bed Zentrums und einige andere an— 
genommen; desgl. Art. 2. 

Zu Art. 3 beantragt Brüel: 


Die Rente fann von ben kirchlichen Oberen vorerft dazu verwendet 
werden, den durch Einftellung von Leiftungen aus Staatämitteln unmittelbar 
oder mittelbar erheblich und nachhaltig Geichädigten nach freiem Ermefjen 
Hilfe zu gewähren. Bon den Bewilligungen, welche fie zu bem Ende be: 
ichließen, haben fie dem Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten Auzeige 
zu machen. Im übrigen wird die Verwendung innerhalb der einzelnen Did: 
zeſen 2c. wie in der Vorlage vereinbart. 

Tie Vereinbarung hat die Verwendungszwecke und den für jeden Zived 
verwendbaren Gejamtbetrag feftzuftellen. Innerhalb bes letzteren bleibt die 
Einzelverwendung unter Beachtung der etwa vereinbarten allgemeinen Normen 
ben kirchlichen Oberen überlafjen. Die Vereinbarung bleibt jo lange in Kraft, 
bis eine Abänderung vereinbart ift. 

Aus denjenigen Beträgen, welche nicht je vor Ablauf des Rechnungs: 
Br. nah Saß 1 diejes Artikels verwandt find, und über welche auch eine 

ereinbarung nicht erfolgt ift, wird für jede Diözefe ein Emeritenfonds ge: 
bildet. Die Verwendung ber Erträge biejer {Fonds wird zwiſchen bem Mi: 


nifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten und den betreffenden kirchlichen Oberen 
vereinbart. 
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wie in der Borla 

Ferner liegt folgender Antrag ber Abgg. Hobrecht, Graf zu 
Limburg-Stirum, Freiherr dv. Zedlitz und Neukirch vor 

' > Haus der Abgeordneten wolle befchließen, den Artikel 3 wie folgt 

zu faflen: 

„Die Verwendung innerhalb der einzelnen Diözefen nebit Delegatur: 
bezirfen bezw. innerhalb ber einzelnen preußiichen Diözefananteile wird 
2 — Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und ben betreffenden 


Die nach diefem Geſetz zu zahlenden Beträge werben in gleicher Art ıc. 
ge. 


beren vereinbart. 

Die Bereinbarung hat ben Verwendungszweck und ben für jeden Ber: 
wendungszweck verwendbaren — feſtzuſtellen. Soweit biſchöfliche Dis: 
pofitionsfonds vereinbart find, bleibt die Einzelverwendung den kirchlichen 
Oberen überlafien. 

Die Vereinbarung bleibt jo lange in Geltung, bis eine Abänderung 
vereinbart ift. Nimmt die Abänderung einen Verwendungszweck in Ausficht, 
für welden burch ben Staatshaushaltsetat Mittel überhaupt nicht bereit 
geitellt find, jo tritt fie erft mit ber Genehmigung des Verwendungszweckes 
durch den Staatähaudhaltsetat in Kraft. 

Au denjenigen — — über welche bis zum Ablauf des Etats— 
jahres, zuerſt bes Jahres 1890/91, eine Vereinbarung nicht erfolgt iſt, wird 
Kir jede Diözeſe bezw. jeden preußifchen Diözefananteil ein Emeritenfonds 
gebildet. Die Verwendung ber Erträge ber Fonda wirb zwilrhen dem Mi: 
nifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten und ben betreffenden kirchlichen Oberen 
vereinbart. 


Die nach dieſem Gejek au zahlenden Beträge werben in gleicher Art, 
wie andere Staatszuſchüſſe gezahlt.“ 

Unter Ablehnung der entgegenftehenden Anträge wird ber 
unveränderte Antrag Hobrecht angenommen. Dafür ftimmt auch 
der größte Zeil des Zentrums: 

4. Juni. Der Wiener „N. Fr. Prefje" wird aus Berlin 
gemelbet: 


„Die Unterrebungen auswärtiger, namentlich ruſſiſcher 
und franzdfifcher Journaliften mit dem Fürſten Bismarck haben, 
wie begreiflich, die Aufmerkfamkeit der Leitenden Kreiſe des Deutjchen Reiches 
wachgerufen unb im benjelben den Gedanken angeregt, ob es nicht rätlich und 
angemefjen wäre, etwas Entjcheibegdes zu unternehmen, eventuell die Fort— 

ähnlicher Veröffentlichungen auf bem geeigneten Wege zu verhindern. 
Sen rt war bafür bie Erwägung maßgebend, daß bie auferordentliche 
Autorität des Fürſten Bismard im Auslande leicht dazu führen Tönnte, 
feine Kundgebungen mit jenen ber offiziellen beutfchen Politik zu verwechſeln 
‚und dadurch eine Verwirrung ber ——— — welche man 
nicht gleichgültig hinnehmen könnte. Es muß wohl hierüber auch dem Kaiſer 

icht erftattet worden fein, ba Kaijer Wilhelm, wie wir erfahren, auch 
ee Guiideibung getroffen Hat. Diefelbe lautete gegenüber dem Gebanfen, 
den Fürſten Bismard in feinen Aeußerungen als Privatmann zu bejchränten, 
entichieben abweifend. Es müfje der Welt das Schaufpiel erjpart bleiben, 
fagte Kaifer Wilhelm, mit anzufehen, da ſich die Notwendigkeit ergeben” 
fönnte, dem größten Staatömanne des Deutjchen Reiches in jeinen Hand: 
lungen ala Privatmann Beichränkungen aufzuerlegen, wenn auch nicht außer 
acht gelafjen werben kann, daß jene Journaliften, bie vom Fürſten Bismard 
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empfangen, unb jene publiziftifchen Organe, in denen bie Unterrebungen mit 
ihm veröffentlicht wurden, ſolchen Staaten angehören, bie nicht zu ben in 
timen Freunden bed Deutjchen Reiches zählen. Mehr ala alles andere be: 
weife dieſer Umftand ſchon, daß man es nur mit den Aeußerungen bes Privat: 
mannes zu thun habe, welcher der aktuellen Reichspolitik vollftändig entrüdt 
ift, und daß man ber Notwendigkeit überhoben jei, noch bes meiteren zu 
verfichern, daß, was immer Fürſt Bismard den Vertretern franzöfiicher und 
ruffiicher Journale gejagt haben möge, dies auf ben Gang der offiziellen 
Politit des Deutjchen Reiches feinen wie immer bejchaffenen Einfluß haben 
könne. Diefe an höchiter Stelle erflofjene Refolution hat auch in einem ver: 
traulichen Rundjchreiben Ausdrud gefunden, welches Herr dv. Gaprivi vor 
einiger Zeit au die Dertreter des Reiches im Auslande gerichtet hat. Die: 
jelben wurden angewieſen, fich im falle einer Anfrage in dem bier ange: 
deuteten Sinne über die Kundgebungen bes fyürften Pismard zu äußern.“ 

Dagegen äußern die „Hamb. Nachrichten“: 

Wir halten diefe Mitteilung für irrtümlich. Die maßgebenden Kreiſe 
find zu jehr befchäftigt, um bie deutjchen Botſchafter und Gefandten bei den 
fremden Regierungen zu beauftragen, Gröffnungen zu machen, bie wegen 
der Allbefanntheit und Selbftverftänblichkeit ihres Inhaltes als vollftändig 
überflüffig, ja befremblich befunden werden müßten. Außerdem ift nicht 
wahrſcheinlich, daß die diplomatischen Vertreter im Auslande in Die Lage 
fommen, Zweifel darüber zu zerftreuen, daß ber ehemalige Reichskanzler nad 
ra Entlaffung aus den Aemtern etwas anderes ala Privatmann jei. Was 
ollte er * ſein? Da er aber zweifellos nur Privatmann iſt, konnte er 
auch den fremden Journaliſten gegenüber ſich ſelbſtverſtändlich nur als ſolcher 
äußern. Daß die Regierung eines großen Reiches es für nötig halten ſollte, 
ihre Vertreter im Auslande über folche fragen zu inftruieren, iſt micht an: 
zunehmen... . Gibt e3 Leute, deren Betrehen dem früheren Kanzler 
gegenüber dahin gerichtet ift, diefem, nachdem er nichts als Privatmann ift, 
jede Ausſprache über Politik zu verbieten und ihm — mie ein bayerijches 
Dlatt fi) ausbrüdt — feine Aeußerungen ben fremden Journalijten gegen: 
über ald Landesverrat und Feindſeligkeit gegen die Politit Sr. Majeftät bes 
Kaiſers auslegen, jo entipringen biefe krankhaften Bemühungen teilmeije 
ſchlechtem Gewiſſen, teilweiſe der Angft, daß der Mann, den fie haffen, irgend: 
welchen Einfluß in der Politif gewinnen und üben könnte. In ihren Augen 
ift e8 ein Unrecht, daß der Begründer des Deutjchen Reiches überhaupt noch 
lebt, und wenn er lebt, daß er nicht den Toten fpielt. Eine gejegliche oder 
Anftandspflicht für ihn, Iektered zu thun, vermögen wir in der That nicht 
zu erkennen, zumal er eat Vertretung burch feine ehemaligen politifchen 
Freunde den Angriffen feiner Feinde gegenüber erfahrungsmäßig nicht zu 
rechnen hat. Im übrigen haben wir eın Menfchenalter hindurch die Er: 
— gemacht, daß ſein Rat in unſerer Politik richtiger war als der 
einer Gegner; wir halten an der Ueberzeugung feſt, daß es auch noch heute 
der Fall iſt.“ 

6. Juni. (Abgeordnetenhaus.) Es wird die Reſolution 
der Sperrgeſetzkommiſſion beraten: 


Die beſtimmte Erwartung auszuſprechen, daß bie königl. Staats: 
regierung ohne Verzug mit den geordneten Organen der evangeliſchen Landes— 
firchen zur Herbeiführung einer fachgemäßen Ordnung ber Stolgebühren 
ind Benehmen trete und die hierzu erforderlichen Mittel thunlichft jchon 
durch den nächften Staatshaushaltsetat flüſſig mache. 


Die Rejolution wird mit der vom Abg. Windthorjt bean- 
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tragten Mobifilation, ftatt „der evangelifchen Landeskirchen“ zu 
fegen „der chriftlichen Kirchen“, angenonımen. 

7. Juni. Abgeordnetenhaus.) In der dritten Beratung 
der Sperrgeldervorlage behauptet Abg. Dr. Windthorſt in 
längerer Rede nochmals, der Papft babe zu der Vorlage tolerari 
posse nicht ausgeſprochen. Dieſes Geſetz jei ein ſozialdemokratiſches 
und ber Minifter möge eine entgegenfommenbdere Erklärung abgeben, 
damit bie Stimmung befjer werde. Redner erneuert feinen Antrag 
bon der zweiten Lefung. Abg. Ridert erneuert inzwijchen feinen 
Antrag zu Artikel 3 folgendermaßen: „Die Verwendung der Er— 
träge des Fonds bleibt den kirchlichen Behörden überlafien“. Mi- 
nifter vd. Goßler hält folgende Rebe: 


Meine Herren, nachdem der Herr Abg. Dr. Windthorft erklärt hat, 
dak er mit feinen politifchen freunden gegen die Vorlage ftimmen will, jo 
glaube ich, wird ber —— Erfolg über das Schickſal dieſes Geſetzes 
faum noch einem begründeten Zweifel unterliegen. 

An der Hand ber Erörterungen ber erften Leſung haben die Meinungs: 
verichiedenheiten einen jo jcharfen prinzipiellen Gegenlap angenommen und 
namentlich auf juriftiichem Gebiet, unter Juriften, unter denen bekanntlich 
eine Berföhnung ſehr ſchwer möglich ift, daß ich e3 für nüglich halte, nicht 
weiter in bieje Materie einzutreten. Im allgemeinen kann ich nur das wieder: 
holen, was ich gejagt habe: jeder hält an — juriſtiſchen Anſchauung feſt, 
eine Vereinigung findet nicht ſtatt, ein Verzicht iſt aus höheren politiſchen 
Rüdfihten für ausgeſchloſſen zu erachten, und ſomit, glaube ich, iſt es beſſer, 
man verfolgt die allgemeinen vechtlichen Erörterungen nicht weiter, um nicht 
Tifferenzen, die einmal beftehen, noch mehr zu fteigern. 

Der tr Graf Strahmwi macht e3 der Regierung zum bejonberen 
Borwurf, daß fie bei der Einbringung und bei ber Vertretung dieſer Bor: 
lage auf die Stimmung bes fatholifchen Volke, des fatholifchen Klerus und 
der Bertreter des fatholiichen Volkes hier im Haufe zu wenig Rüdficht ge: 
nommen habe. Ich babe jchon früher eine Anbeutung gemacht, daß Die 
Staatäregierung nicht in der günftigen Lage ift wie die Mitglieder ber 
Zentrumäpartei, die eben nur auf eine Stimmung Rüdfiht nehmen und 
zwar auf eine Stimmung, auf welche fie einen entjcheidenden Einfluß haben. 
Die Staatäregierung ift verpflichtet, auch auf Stimmungen in anderen == 
teien, mögen fie auf firchlichem oder politiſchem Gebiet fich bewegen, Rüde: 
fiht zu nehmen, und wie die Stimmung hier im Haufe ift, meine Herren, 
haben Sie ja zur Genüge kennen gelernt. Die Regierung hat hier wirklich 
nicht die Führung genommen, um eine Stimmung im fatholichen Lager 
zu überwinden, ſondern fie hat, mie ich das fchon angedeutet habe, immer 
eine möglichit ruhige, mittlere, objektive Tiagonale zu wahren gejucht, ſich 
in feiner Weije an den fcharfen Angriffen beteiligt, die zum Zeil über den 
Rahmen diefer Vorlage hinaus gegen das Zentrum und die von ihm ver: 
tretenen Intereſſen geltend gemacht worden find. 

Mit diefer Stimmung, mit welcher der Abg. Graf Strachwitz jo ficher 
rechnete, ift ed immerhin einigermaßen eigentümlid. Wir müſſen wieder 
etwad den Blid aus dem Rahmen der gegenwärtigen Diskuſſion hinaus: 
werfen. Wovon wird die Situation politiich beherricht? Doch eigentlich 
von dem Gedanken, dak dad Zentrum e3 ablehnt, eine Verantwortung zu 
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übernehmen für ein Ya der Regierungsvorlage gegenüber. Nun haben Sie 
aus dem Munde bed Herrn Abg. Dr. Windthorft und aus meinen eigenen 
Aeußerungen entnommen, daß noch in den letten Wochen ber Papft ben 
Bilhöfen und der Zentrumspartei-es überlafjen hat, fich zur Vorlage zu 
ftellen, wie fie wollen. Der Sinn der Erklärung bed Papftes, wenigſtens jo 
weit ich verftehe, ift doch der, daß biejen beiden Kategorien von Vertretern 
des fatholifchen Volta überlaffen wird, das zu thun, was fie für recht halten, 
und daß vom päpftlicden Standpunkte aus dieje fyrage eine innerpreußiich 
firchiiche ift, welche nach Gefichtäpuntten zu entjcheiden ift, die den Papſt 
ala Vertreter der fatholiichen Kirche unmittelbar nicht angeht. Nun jpielt 
fi vor unferen Augen gewifjermaßen ein Kampf ab oder ein Schacdhipiel 
— das ift vielleicht der korrektere Ausdruck; wir jehen auch heute bei dem 
Herrn Abg. Dr. Winbdthorft dad Bemühen, die Verantwortung für die Ab: 
lehnung oder Zuftimmung den Bilchöfen zuzufchieben. (Widerſpruch im Zen: 
trum.) — Nicht? ch denke do! Der Sinn des Antrages Winbdthorft kann 
nur der fein, daß die Regierung ſich unter Sufpenfion ber gegenmwärtigen 
Verhandlungen mit den Biſchöfen zu vereinigen und, wenn die Vereinigung 
zu ftande gekommen ift, daraufhin einen Gejeßentwurf aufzubauen hat. Die 
Bilchöfe haben fich geäußert! — jo hat ber * Abg. Dr. Windthorſt mir 
mit Emphaſe zugerufen, ich möchte es ihm, wenn auch ohne Emphaſe, zurück— 
geben. Die Biſchöfe fcheinen fich micht geäußert zu haben troß der Vollmacht 
bes Papftes; denn, wenn fie fich geäußert hätten, wäre ber Antrag Winbthorft, 
wie wir ihn heute vor una jehen, unnüß, und wir würden ficherlich gehört 
haben, was bie Bijchöfe gewollt und beichlofien haben. Dazjenige, was über 
die Stimmung ber Bijchöfe in die Deffentlichkeit gedrungen ift, läßt darauf 
Ichließen, daß ihr prinzipieller Standpunft vom Auquft vorigen Jahres doch 
nicht unbedingt feftgehalten wird. Es find zubem die Aeußerungen, bie in 
ber Prefie mehrfach aufgetaucht find, meines Erachtens ein ganz ficheres 
Kennzeichen, daß auch im Klerus die Meinung keineswegs fo geichlofien ift, 
wie der Herr Abg. Graf Strachwitz anzunehmen jcheint. (Zuruf: — — 
Cie ſagen: Doch!; ich habe hier — (Zuruf: Einige Domherren!) — Einige 
Domherren? Domherren ſind Menſchen und auch Kleriker, und wenn ich 
Ahnen anführen kann, daß Domherren der Meinung find, das Geſetz ſei 
tolerabel, könne angenommen werben unter gewiſſen Kautelen auf Grund bes 
Artikels 3, fo ift das wohl ein ficheres Argument gegen bie Behauptung bes 
Abg. Grafen Strachwitz. Die Frage, die ich hier berührt habe, ift Gegen: 
ftand ber Erörterung in einem der ultramontanften Blätter geworden, in dem 
„Weftfälifchen Volksblatt”, welches bekanntlich unmittelbar fi in vollem 
Anſchluß an das Generalvifariat und den bifchöflichen Stuhl in Paderborn 
hält. In dieſem Blatte heißt es wörtlich: 
wir fönnen Vorftehendem hinzufügen, daß unfer hochwürdigſter we 
Biſchof im Einverftändniffe mit dem hochwürdigen Generalvifariate An: 
nahme ber in Rebe ftehenden Gefekesvorlage für zuläffig erachtet, ſofern 
die Befugniffe des Herrn Minifters rüdfichtlich ber Verwendung ber an: 
gebotenen Rente bejchränft werben. 

Meine Herren, es ift nach der ganzen Haltung be3 Blattes ige 
lich, daß dasſelbe in jeine Spalten ne: folchem Gebiete etwas anderes auf: 
nimmt, al® das, wozu es vom Generalvifariat ausdrüdlich ermächtigt ift. 
Der Generalvifar ift Schulte, früher Ermwitte genannt; er gehört, wie bie 
Herren willen, zu ben zielberwußteften und entichlofieniten Vertretern ber 
fatholifchen Kirche. Von ber einheitlichen Stimmung, mit ber fie und bier 
einfhüchtern wollen, fann man alfo, wie Sie jehen, nicht ſprechen. Selbit 
dann nicht, wenn e3 nur einige Domherren wären: aber meines Willen: — 
jollte ich falſch berichtet fein, jo nehme ich es zurüd — hat ſich auch das 
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Domkapitel ausbrüdlich in derjelben Weiſe jchlüffig gemacht, wie es hier 
bezeugt wird von dem Generalvifariat zu Paderborn. Meine Herren, bie 
fogenannte Gejchlofjenheit ift aljo jchon nach dem Angeführten — um von 
anderem zu jchweigen — nicht vorhanden; ed kann auch von der behaupteten 
zielbemußten Ginbeit bei Betrachtnahme des Schreibens des Papftes füglich 
faum die Rebe jein. 

Dann hat der Herr Abg. Dr. Windthorft — mie das möglich, ift 
mir eigentlich nicht ganz flar — mir gegenüber darauf Hingetoiefen, daß 
das Schriftſtück, welches ich verleſen habe, ein ganz gleichgültiges ſei. Ich 
nehme es ihm nicht übel, wenn er es für nützlich erachtet, dieſe Anſicht zu 

en und auszuſprechen; es iſt mir dann aber nur wunderbar, daß er auch 
beim Minifterpräfidenten nachgeforſcht Hat, ob ich nicht zu weit gegangen 
wäre in meiner Erflärung. Zu meiner freude habe ih — wie ich ein: 
ihalte — Hier wiederholt die Erflärung vernommen, daß meine perfönliche 
Wahrhaftigkeit und Wahrheitäliebe nicht angetaftet worden ift. 

Der Herr Minifterpräfident hat ausdrüdlich gejagt: der Kultusminifter 
ift jo weit gegangen, ala er gehen konnte, und wenn es verlangt wird, fann 
er auch die Namen nennen. (Rufe im Zentrum: Thun Sie es!) Ich thue 
es nicht! 

Nun hat der Herr Abg. Dr. Windthorft heute — wie ich glaube, 
für die Perjönlichkeiten, die er vielleicht ahnt, vielleicht auch kennt — Aus: 
drüde gebraucht, die ficherlih ihr Ziel mir gegenüber faum haben fönnen. 
Es wurde, ſoweit ich mir notiert habe, davon geredet, daß irgenbwie ein 
unbefannter Mann ber preußijchen Regierung die Mitteilung gemacht habe, 
und dab das Syftem der Spibel auch gegen den Vatikan angewandt werde. 
Ich bitte den Herren Abg. Dr. Windthorft, ſich mit den Perfonen abzufinden, 
die er vermutet. ch habe ausdrüdlich in der Kommilfion erklärt und er: 
fläre jet wieder, daß der Weg, auf dem wir das bort Mitgeteilte erfahren 
haben, ein folder ift, welchen ber Heilige Vater ſelbſt benußt, um mit ber 
preußij Regierung in Verbindung zu treten. Daß das ein anderer Weg 
ift ala der, den der Herr Abg. Dr. Windthorft benußt, ift möglich, aber bei 

Aktionen ift das eben nicht anders. Jede Regierung und ebenfo ber 

ilige Vater, der auch eine hohe diplomatijche Miffion zu erfüllen hat, be: 
nußt verjchiebene Wege. 

Ich darf auch noch erwähnen, daß die Erflärung, bie ich abgegeben 
babe und die Sie in dem Kommiffionsbericht abgebrudt finden, meines Er: 
achten3 eine Brüde war, die abzureißen der Herr Abg. Dr. Windthorft nicht 
nötig hatte. Er kann jagen: ich weiß davon nichts, ich bezweifle es; aber 
immer mit Emphaſe auäzufprechen: er behaupte mit Beftimmtheit, daß e3 
abjolut nicht wahr ſei, — da3 Halte ich für unvorſichtig. Die Dinge haben 
fih jo geichoben, daß nun dieje Brüde abgebrochen werden joll und daß die 
Biſchöfe jchweigen, weil — jomweit es nad Inhalt meiner vorherigen An: 
deutung aus den Poren dringt — fie doch nicht entichloffen find, bie von 
dem Abg. Windthorft vertretene Auffaffung zu teilen. Sch würde es für 
nüßlich eradjtet haben, wenn der Herr Abg. Dr. Winbdthorft das Maß der 
Verantwortung, welches er heute auf fi nimmt, nicht auf fich genommen 
hätte. ch bedauere e3, denn ich glaube, jeine Hoffnung, daß dieſe Sache 
in leichtem Fluß bleiben werde, kann doch möglicherweije eine trügerijche 
fein. Ich bin zu feiner Erklärung ermächtigt, habe es auch durchaus ver: 
mieben, eine Erklärung der Staatöregierung zu extrahieren, welche bie von 
dem Abg. Dr. Windthorſt — wenn ich recht verftanden habe — erörterte 
Trage berührt, ob die Sperrgeldangelegenheit weiter verhandelt werden kann, 
ob fie bald wieder vorgebracht werben wird u. |. m. Wenn ich heute einen 
desfallfigen Beſchluß ertrahieren mollte, jo würde berjelbe vielleicht negativer 
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jein, ald mir von meinem ruhigen erwägenden Stanbpunfte lieb ijt. Denn, 
meine Herren, Spiten find für die Staatöregierung geblieben, auch wenn 
Sie e3 aus meinen Worten nicht entnommen age innerhalb der Staat2: 
regierung leben Menjchen, bie eine gewiſſe Ehre haben und nicht bergeffen 
fönnen, wa3 für Vorwürfe hier gegen fie erhoben worden jind. eine 
Herren, ich habe — mie gejagt — abfichtlich keinerlei Beſchluß der Staats- 
regierung ertrahiert, um mir nicht etwa in Zukunft den Weg zu verfchließen. 

Ich bedauere bie jegige Wendung; aber wenn eine Hoffnung mir 
icheitert, dann benfe ich immer an bie Abficht, mit ber ich an die betreffende 
Sache herangegangen bin. Ich kann jagen, bak wir — ber Fürſt Bismarch, 
welcher ber mejentliche Träger ber Vorlage gewejen ijt, und id — von ber 
friedliebenditen Abficht geleitet worden find; leider jcheiterte unjer guter Wille; 
aber ich werde mich freuen, wenn er anderweitig hier im Oaufe und aud 
im anderen Haufe Anerkennung findet. 


Nachdem Abgeordnete der Kartellparteien erklärt haben, daß 
fie gegen das Gejeg ftimmen würden, da das Zentrum das Ent- 
gegentommen zurüdweife, Spricht nochmals Abg. Windthorft:. 


Sch wiederhole, daß ber Heilige Stuhl feine Stellung zu diefer Sache 
genommen hat. Der Minifter behauptet, er habe das auf demjelben Wege 
erfahren, auf welchem ber Heilige Vater auch Nachrichten ur Ich be: 
haupte, daß die Luelle, auf die er fich bezieht, unrichtige Informationen 
hat, und ich empfehle der Regierung, dieſe Quelle ferner nicht zu benußen. 
Der Biſchof don Paderborn kann feine andere Erklärung abgegeben haben 
ala die übrigen Biſchöfe, und er könnte feine Anfchauungen nur mit Zu: 
jtimmung feiner confratres geändert haben. Die vom Minifter mitgeteilten 
Heußerungen besjelben find nicht genau wiedergegeben. ch Iege übrigens 
Wert darauf, zu konftatieren, daß dieſe Vorlage noch nicht unferem neuen 
Regiment zufällt. Daß ich feine Nachforſchung über die Stellung des Kul⸗ 
tusminijterd bei dem Minifterpräfidenten angeftelt babe, fann ber Minifter: 
präfident ſelbſt beftätigen. Der Kultusminifter hat wohl optima fide ge: 
iprochen, aber er fann fich irren, und er bat ſich geirtt. Er müßte uns 
doch genau jagen, woher er das betreffende Schreiben hat. Im parlamen: 
tariichen Yeben kann nicht? geheim bleiben; wenn Wi ein Stüdchen ange: 
ichnitten ift, muß das Ganze heraus. Der Abg. Hobrecht beflagt es, daß 
wir einfeitig unfere Kirchenverhältniffe vertreten und e3 daher anderen Par: 
teien jehr ſchwer wäre, mit uns gemeinfam zu votieren. Das ift ja jelbft: 
verjtändlich, daß wir unſere firchlichen Verhältniffe vertreten, wie es auch 
die Proteftanten thun, jelbft da, wo jie glauben,‘ ed nicht zu thun. Wo 
mehrere Konfefjionen beftehen, bleibt nichts übrig, ala fich gegenfeitig zu 
vertragen, Zotjchlagen können Sie und nicht, und wir wollen Sie nicht 
totichlagen. Können wir und heute nicht einigen, jo ſcheiden wir jedenfalls 
nicht don der Cache ohne die Hoffnung, dat, was heute nicht geſchieht, 
vielleicht morgen gejchieht. Cie haben und nötig und wir haben Cie noch 
nötiger, weil Sie die Majorität haben. Weil Sie ſolche Macht Haben, 
ſollten Sie uns nicht immer niederftiimmen. Die Sartellparteien, bie hier 
gegen uns ftimmen, find nicht3 anderes al3 die Sammlung der Proteftanten 
des Hauſes. 


Tas Geſetz wird darauf mit großer Majorität abgelehnt; 
dafiir nur die Freifinnigen. 

9. Juni. In der Reichstagsfommiffion für das Militär: 
gejeß äußert der Reichskanzler: . 
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Der gute Eindrud, den er don den Ausfichten der Vorlage zunächit 
gehabt habe, jei jeit ben leten Verhandlungen abgeſchwächt und er bei nicht 
ohne Beforgnis. Tie vom Kriegsminiſter angedeuteten Zukunftspläne hätten 
fih zu büfteren Geftaltungen in der Bevölkerung verdichtet, und fei es des— 
halb nötig, bie Vorlage wieder mehr ala das erfcheinen zu laſſen, was fie jei. 


Was über weitere Pläne gejprocdhen worben fei, fei aus ber Abficht 
hervorgegangen, auf feinen Fall unwahr zu fein; es handele fich aber babei 
vorerfi nur um jchäßenäwerte Ideen, von denen er jelbft noch nicht wife, 
welche Stellung er dazu zu nehmen hätte, noch weniger, welche bie ver: 
bündetern Regierungen einnehmen würden. Man müßte jedenfall vorher bie 
finanzielle Seite der Sache erörtert haben; das Aufbringen fo großer Summen 
bringe aber viele Schwierigkeiten mit fi. Er und der Kriegaminifter hätten 
nur ehrlich auftreten wollen. 

Die Aufregung im Publikum habe auch bie geplante Erhöhung ber 
Dffizierögehälter damit verknüpft, daß jet ein „Soldat“ Reichskanzler jei; 
ibm aber babe weniger bie militärifche ala vielmehr die finanzielle Seite 
ber Sache Sorge bereitet. Er jei übrigens bezüglich biefer fyrage in von 
feinem Vorgänger gut gehbeißene Pläne eingetreten. Alfo trage an biefer 
geplanten Erhöhung nicht feine zu militärische Bildung die Schuld. 

Die Vorlage habe ihre Wurzeln in der Dergangenheit, in ber Bil: 
bung ziweier Armeeforp3 und den Rüftungen ber Nachbarn. 

Es fei auch nicht notwendig, Kompenfationdforberungen an bie jebige 
Borlage zu binden. Es wäre faft verbrecheriich von ben verbünbdeten Re: 
gierungen, ohne Not neue Forderungen zu ftellen. Sollte es aber jpäter 
nottvendig werden, dann würde auch der Moment gelommen fein, in dem es 
zu und taftijches Erfordernis für diefelben fein würbe, fich ernftlich mit 
den Kompenfationen zu bejchäftigen. 

Das Septennat wäre von felbjt durchbrochen, wenn vor Ablauf bes: 
felben eine Borlage käme, wie die vom Kriegäminifter angedeutete. Niemand 
aber wiſſe, ob eine ſolche fommen mwürbe. 

Er glaube, daß die verbündeten Regierungen eine Abänderung des 
Septennat3 zur Zeit ablehnen würden; mehr empfehle ſich, durch eine Re: 
jolution dahın gehende Erwägungen anzuregen. 

Ebenjo verhalte e3 fich mit der zweijährigen Pienftzeit, er fünne 
namens der verbündeten Regierungen nichts erklären. 

Der Reichdtag verliere nichts, ob er bie Kämpfe früher oder ſpäter 
aufnähme; die verbündeten Regierungen aber hätten ein jehr ſtarkes Intereſſe 
daran, die Vorlage jet bewilligt zu fchen. Das Ausſcheiden des Fürſten 
Bismarck aus dem Reichsdienſt habe Verhältniſſe Hinterlafjen, die nicht fo 
ſicher feien, als zu ber Zeit, da feine faszinierende Perfönlichkeit noch vor 
der Welt ftand. Immer habe man damit rechnen müſſen, daß er einmal 
nicht mehr ba fein würde, und daß die Uebergangszeit jchwierige Verhält: 
niffe bringe, war immer flar; warum aber wolle man jeßt die Schwierig: 
feiten ohne zwingenden Grund vermehren? Diele Dinge würden, ftatt wie 
früher mit einem Ausrufszeichen, jet mit einem Fragezeichen behanbelt. 

Die einfachften Geſchäfte fallen der Regierung jetzt oft jchwerer; man 
jollte darum jeßt feine fonjtitutionellen Doktorfragen aufwerfen, die zu einer 
Krifi3 führen könnten. Haben fich die Verhältniffe befeitigt, fo würde er 
einen ihm angebotenen Kampf mit Kampfesfreudigkeit aufnehmen; zur Zeit 
aber jollte man bie Situation nicht ſchwieriger madjen, als fie e3 jo wie fo jet. 


9. Juni. Der Kronprinz von Stalien trifft von Peters— 


burg fommend in Potsdam ein. 
7* 
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10. Juni. Der „Reichdanzeiger” jchreibt über die Ablehnung 
der Sperrgeldervorlage: 


Wohl niemand hat bei Einbringung der Vorlage einen joldden Aus: 

ang vorausgeſehen, und insbeſondere ift die Staatsregierung mit 

wartung auf ein glüdliches erg wohl faum je an irgend eine An— 

elegenheit herangetreten. Denn mit der Vorlage war bie Abficht verbunden, 
Der fatholifchen Kirche über eine unmittelbare Verpflichtung hinaus einen 
neuen Beweis friedfertiger Gefinnung zu liefern und jo auf dem Wege ber 
Verſöhnung einen weiteren Echritt n thun. Daß der Verwirklichung einer 
ſolchen Abficht Hinderniffe in den Weg gelegt werden könnten, zumal von 
einer Partei, welche beſonders bie Intereſſen der katholifchen Kirche wahr: 
zunehmen ſich berufen fühlt, lag außerhalb aller Berechnung. 

Wenn troßdem gerade von feiten biefer Partei der Vorlage gegenüber 
eine ablehnende Haltung eingenommen wurde, jo läßt fich dies wohl mur 
auf ein bedauerliches Mißverſtändnis der friebfertigen Abfichten ber Staats- 
regierung und auf ein Berfennen ber Grenzen ber Möglichkeit, innerhalb 
deren fich dieſe Abfichten verwirklichen laſſen, zurüdführen. 

Die Staatsregierung hat dom jeher ben Wunjch gehabt, ed möge ala: 
bald bie Zeit fommen, wo bie auf Grund bes Gejeher vom 22. April 1875 
angefammelten Gelder zu Gunften ber — wie itche verwandt werden 
können. Diefer Zeitpunkt war, dank ber Wieberherftellung eined bvertrauens- 
vollen Verhältniffes zwiſchen dem Etaate und ber fatholifchen Kirche, nun: 
mehr gelommen. Damit war bie Staatöregierung dor die Frage geftellt, 
auf welche Weife ihre Abficht erfüllt werden könne. ‚Die Beantwortung ber 
Frage ergab fich aus ber Ueberzeugung, baf ein Recht im technifchen Sinne, 
jei e8 eines einzelnen Empfangsberechtigten, fei e8 eines einzelnen Gejchäbigten, 
auf Entjehädigung niemals beftanden hat und daß eine Ausführung der Re- 
ftitution am die fogenannten Empfangaberechtigten politiſch, juriftiich und 
phyſiſch unmöglich ıft: es war und ift deshalb feine andere Art ber Ber: 
wirklichung des Gedankens, die Staatägelder zu Gunften der katholiſchen 
Kirche zu verwenden, möglich, als bie Ueberweiſung eines jährlichen Renten: 
betrag3 un der Summe der einbehaltenen Staatögelber zu Gunften der fatho- 
liſchen Kirche. 

” Wenn dem gegenüber von feiten ber Zentrumäpartei des Hauſes vor- 
nehmlich der Anſpruch auf Herauszahlung ber Rapitalafumme erhoben und 
mit Rechtsauffafjungen begründet worden ift, welche die Staatäregierung — 
nicht anzueignen vermag, ſo hat der Gang der Verhandlungen bewieſen, da 
der von der Staatsregierung empfohlene der einzige war, welcher gang⸗ 
bar geweſen wäre: denn fie hat auch auf die Anſchauungen und Gefühle der 
nicht zum — gehörigen Bevölkerung Rückſicht zu nehmen und zu ver— 
meiden, daß auf evangeliſcher Seite das Gefühl der Zurückſetzung und Be— 
einträchtigung ihrer Intereſſen ſchärfer hervortritt. 

Auf der anderen Seite kann von einer durch die Bene are 
Verlegung des katholiſchen Bewußtſeins nicht die Rede fein. Denn t 
fache ıft, daß ber vo Stuhl erklärt hat, er würde gegen bie Grundjäße, 
auf denen die Vorlage beruht, „weder Widerfpruch erheben noch Schwierig» 
feiten machen“. Es iſt ferner befannt und unwiderſprochen geblieben, da 
der Bilchof, dad Generalvifariat und das Domkapitel einer Diözeje ſich zu 
Gunften der Annahme ber Vorlage geäußert haben, und ſoweit befannt, find 
auch Mitglieder der Zentrumspartei fchlieglih für die Annahıne der Vor: 
lage — — 

enn trotzdem das Zentrum an ſeiner Auffaſſung und an ſeiner 
Forderung feſtgehalten hat, ſo iſt es begreiflich, hal Ik Hans ne 
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welche willen waren, für die Borlage zu flimmen und jomit auch ihrerjeits 
da3 gegenüber der katholiſchen Kirche beabfichtigte Entgegentommen zu be— 
thätigen, jchlieklich fih ablehnend verhielten: denn mit einer folchergeftalt 
angenommenen Vorlage, welche die Zentrumspartei ala mit dem Recht und 
ben Jnterejjen ber fatholijchen Kirche im Widerfpruch ftehend bezeichnet hat 
und welcher die Zuftimmung bed Zentrums fehlte, wäre bei dem Einfluß 
der Bartei in ber katholiſchen Bevölkerung der friedliche Zweck der Vorlage 
ſchwerlich erreicht worden. 

z Die Staatöregierung ift fich nach wie vor bewußt, das Gute auf dem 
einzig möglichen Wege gewollt zu haben. Wenn fie an der Erreihung dieſes 
Bieles verhindert wurde, jo darf man die Urſache hiervon in dem Kachhall 
der Stimmung erbliden, welche die früher zwijchen dem Staate und ber 
fatholif Kirche vorhandenen Differenzen auf fatholiicher Seite hervor: 
erufen hatten und welche bei der Partei noch nicht gänzlich befeitigt zu fein 
cheint. Gleichwohl darf die Hoffnung ausgeſprochen werden, dab biefer 
Zwiſchenfall die beftehenden friedlichen Verhältniffe in feiner Weije beein: 
trächtigen werde. Bei alljeitigem guten Willen wird e3 zu erreichen fein, 
daß die früheren Stimmungen, aus benen heraus von Zeit zu Zeit noch 
bier und da Berjuche der Berjchärfung ber Gegenſätze gemacht werden, ſich 
allmählich verlieren. | 

9. u. 10. Juni. Nachdem Abg. Virchow die Legalität der 
Wahl des Dreizehnerausfchuffes angefochten, hält das Zentral- 
fomitee der freijinnigen Partei unter dem Vorſitz Stauffen- 
bergs Situngen, um die innerhalb der Partei ausgebrochenen Zwi— 
ftigfeiten beizulegen. Es wird bejchlofjen: 

Die Mitglieder des Dreizehner-Ausſchuſſes zu erfuchen, eine ander: 
weitige Konftituierung vorzunehmen und unter der Vorausſetzung ber Wieder: 
wahl von Virchow und Bamberger im engeren Ausſchuſſe die Wahl des 
—232 zum Vorſitzenden und des Abg. Schrader zum Stellvertreter 
herbeizuführen. Der Fer ern und ber Stellvertreter im Ausſchuſſe jollen 
* befugt fein, die Ausſchüſſe zu berufen und abwechſelnd den Vorfik 
zu führen. 


10. Juni. Der „Daily Telegraph“ berichtet über ein Inter— 
view des Yürften Bismard durch Herrn Kingſton. 

Der Fürft erklärt, ihm habe e3 fern gelegen, ben Staatsjozialiämus 
in Deutichland zur Geltung zu bringen. Er habe nur für die franten oder 
verunglüdten Arbeiter forgen wollen. Der Gedanke, durch gejepliche Map; 
nahmen bie Arbeiter zu zufriedenen Menjchen machen zu wollen, ſei ein 
Hirngeſpinſt. 

Ueber die auswärtige Lage äußert er, der Kaiſer ſei ebenſo friedlich 

efinnt wie er ſelbſt; doch ſei es unmöglich, Frankreich durch eine Konzeſ— 

Kon, Zandabtretung entgegenzufommen; fie würde die Franzoſen nur zu 
rößeren Anjprüchen veranlaflen. In Rußland jei dad Volk, und bejonders 
* Kaiſer durchaus friedliebend. Der Dreibund ſichere den Fortbeſtand des 
Friedens vorausſichtlich für ern Zeit. Zwiſchen Deutſchland und England 
würbe auch die augenblicliche Rivalität ın Afrika ficherlich nicht zu ernit: 
lichen Differenzen führen. 

11. Juni. (Reichatag.) Auf die Interpellation des 


Abg. Richter: 
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Wie denkt ber Herr Reichalanzler über die Fortdauer der im beu 
legten Jahren für Eljaß-Lothringen erlaffenen bejonderen Beitimmungen 
in betreff der Paßpflicht und ber Aufenthaltsbeichränkungen ? 


antwortet der Reichskanzler: 


Was den Wunfch de3 Herrn Abg. Richter angeht, ich möchte mid) 
mit ber Trage eingehend beichäftigen, jo bin ich —— zuvorgekommen. 
Seit meinem Eintritt ins Amt hat dieſe Frage mich beſchäftigt. Ich ſehe 
davon ab, die formale Vorfrage hier zu ſtellen, ob der Gegenſtand hierher. 
oder nad) Straßburg i. €. gehört. Ich kann e3 um fo leichter, ala ich mich 
in Bezug auf die Behandlung ber frage in volllommener Uebereinſtimmung 
mit dem Herrn Statthalter von Elſaß-Lothringen befinde. 

Nachdem in den fiebziger und im Anfang der achtziger Jahre eine 
Reihe von Gocverratäprogeften gegen Spione bei deutjchen Gerichten geführt 
worden war, hat e3 fich zur Evidenz herausgeftellt, daß die Reichslande von 
einem Net von Spionen umgeben waren, das troß einiger glüdlicher Griffe 
und einiger erfolgreich geführter Prozeife zu vernichten nicht gelang. Die 
Zahl der halte bi die fich in Elfaß-Lothringen aufhielten, wuchs fort: 
während. Von etiwa 15,000 im Jahre 1884 wuchs fie auf 19,000 im Jahre 
1888, und darunter war eine überrafchend ftarfe Zahl von joldyen Perjonen, 
die, ſei es al3 beurlaubt, noch aktiv der franzöfiichen Armee angehörten oder 
der Zerritorial: Armee oder jonft in einem DVerbande zur franzöfiichen Armee 
gejtanden hatten. Neben diejer militärifchen Reberwachung der Reichslande 
durch Perjonen, die dem Staat unjeres meitlichen Nachbarn angehörten, ging 
eine andere Agitation, die ja in ihrer aller Gedächtnis uoch lebhaft genug 
vorfanden fein wird. Sch darf nur an die Patriotenliga erinnern. Gejtüßt 
auf dieſe Thatjachen, über die eingehende3 Material vorliegt, wurde bie 
Reichsregierung vor die Frage geitellt: Kann das im militäriichen Intereſſe 
jo weiter gehen oder leidet die Sicherheit der Reichslande unter diefem Zu: 
ftande? Die frage wurde von den fompetentejten militärijchen Stellen be: 
jaht: das Reichsland litt unter dieſem Zujtande, e8 mußten Mahnahmen 
dagegen ergriffen werden. Der Neichäfanzler trat in Verbindung mit ber 
nächjtbeteiligten Regierung, mit ber Regierung in Gljaß:-Lothringen. Man 
verhandelte hin und Her, und keineswegs leichtjinnig ift der Entſchluß gefaßt 
worden, die Pappflicht in Elſaß-Lothringen einzuführen. A die Bedenken, 
die mit der Zeit erhoben worden find, find fchon damals zur Sprache ge: 
fommen. Trotzdem aber fahte man ben Entichluß, den Paßzwang einzu: 
führen. Es waren nicht diefe Motive allein, die dahın führten, fondern es 
lag noch ein anderes vor: ein Motiv, von dem e3 mir auffällt, daß ber 
Herr Abg. Richter es nicht genannt hat. ch würde vielleicht mit Rückſicht 
auf meine Stellung e3 nicht ganz jo ſcharf formuliert haben, wie fein Partei: 
genofjje Herr v. Stauffenberg e3 in einer Sitzung im Jahre 1889 ausge: 
iprochen hat: „Die Paßverordnung hat den Zweck gehabt, den wir alle mit: 
einander billigen, und zwar im Döchften Grade, die Bande mit Frankreich 
jo weit wie möglich aufzuheben und die Germanifierung von Eljaß:Lothringen 
zu beichleunigen.“ Es war eine Ihatjache, dat, obwohl wir fiebzehn Jahre 
die Freude Hatten, die Reichslande wieder deutfche nennen zu fönnen, die 
deutiche Gefinnung feinen Schritt vorwärts zu gehen jchien. Man jtand 
vor der Frage: Was kann gejchehen, um den Neichslanden das Deutſchwerden 
zu erleichtern? Ich glaube, im der Beziehung können die verbündeten Regie: 
rungen und peziell die Regierung von Glfaß:Lothringen ein gutes Gewiſſen 
haben; an milden und wohlwollendem Fntgegenfommen hat e3 nicht gefehlt. 
Tas Mittel hatte nicht gefruchtet; uan un vi ſich nach anderen umſehen, 
und es blieb nur übrig, den Grenjgraben, dev Elſaß-Lothringen von Franb 
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reich trennt, zu vertiefen, wenn man ben Eljaß-Lothringern das Bewußtſein 
geben wollte, daß dieſe Grenze eine definitive fei. 

Aus dieſen Umftänden ift die Paßverordnung entjtanden. Sie wurbe 
am 22. Mai 1838 erlafien. Am Tage darauf erging eine Verordnung über 
bie Aufenthaltserlaubni3 in Eljaß-Lothringen von derjelben Stelle, vom 
Statthalter, aus. Was die Ießtere Verordnung angeht, jo ift fie nur etwa 
elf Monate in Kraft geweſen und dann aufgehoben worden. Man hatte bie 
Hrage aufgeworfen: Sind dieſe beiden Verordnungen, die über den Paß— 
zwang und die über den Aufenthalt, mit bem Frankfurter Frieden vereinbar 
oder wird eine Verpflichtung, die wir in dieſem Frieden gegen Frankreich 
eingegangen find, durch eine ber beiben Verordnungen verlegt? Mein Herr 
Amtspvorgänger forderte dad Reichs-Juſtizamt zu einem Gutachten auf, und 
das Gutachten fiel dahin aus, daß durch die Verordnung über die Pahpflicht 
eine Berlegung des Artikels 11 de3 Frankfurter Vertrages nicht ftattfinde. 
Der Artikel 11 fichert der franzöfiihen Nation dem Deutſchen Reich gegen: 
über die Rechte der Meiftbegünjtigten zu. Anders fiel das Gutachten des 
Reichs-Juſtizamts in Bezug auf bie zweite Verordnung aus. Es murde 
darin ungefähr ausgeführt, man könne ja behaupten, daß die ganze KHlauiel 
von den Meijtbegünftigten in diejen, wie iu früheren Friedensverträgen ſich 
auf Handel und Wandel bezogen hätte, nicht aber auf ſolche Akte des bürger: 
lichen Zebens, die Polizeivorichriften unterjtellt find, die der Gejeßgebung des 
anderen Staates unterliegen. Judeljen, um unter allen Umſtänden nicht den 
Schein auf die deutjche Regierung zu laden, als fei fie geneigt, illoyal gegen 
frankreich zu handeln, wurde die Aufhebung der zweiten Verordnung, aljo 
der über ben Aufenthalt, beichlojien. 

Menn auch jet noch in Bezug auf den Aufenthalt, abgejehen von 
der Berordnung über den Paßzwang, Hier und da polizeilid eingejchritten 
wird, jo geichieht das in dem Rahmen desjenigen guten Rechts, das jeder 
Staat für fih in Anipruc nehmen muß, wein die öffentliche Ruhe und 
Ordnung durch dad Zuziehen Fremder gefährdet zu werden jcheint. Es 
wird der Franzoſe nicht anders behandelt ala jeder andere Fremde; nur tritt 
erjterer mafjenhafter ein und gibt hier und da der Polizei eben mehr Anlaß 
zu Bebenten, er könnte jchädliche Tinge treiben, als da3 von anderen Wa: 
tionen geichieht. 

denn ich hiermit glaube, die Frage des Herrn Abg. Richter über 
die Aufenthaltsverordnung erledigt zu haben, jo bleibt mir nocd übrig, auf 
die Paßordnung näher einzugehen. Es war nun, was dieje Verordnung an: 
geht, notwendig, eine Reihe von polizeilichen Ausführungsbejtimmungen zu 
geben. Tiefe Ausführungsbeitimmungen find lofal verichieden erlaijen worden. 
Ich kenne fie gar nicht alle; es mag jein, daß hier und da aud) einmal eine 
zu harte, eine zu weitgehende getroffen tworden ijt, aber tm ganzen glaube 
ich annehmen zu dürfen, dat die Polizeibehörden forrekt in Ausführung des 
Taßgejebes gehandelt haben. Nun find die Klagen, die der Herr Abg. Richter 
ur Sprache bringt, ja in ungleich jchärferer Weiſe jchon anderwärts und 
ın der Preſſe zu Tage gefommen. Aljo es lag nahe, als ich in das Amt 
trat, die Frage aufzuwerfen: kann die Pahverordnung aufgehoben werden, 
oder nicht? und was mic) angeht, jo iſt mein Rat dahin gegangen, fie micht 
aufzuheben. Gine völlige Aufhebung diefer Verordnung halte ich zur Zeit 
für unmöglid. Der Herr Abg. Richter jagt: Man braucht nicht präventiv 
einzufchreiten, man kann abwarten und dann einjchreiten, Wir würden aber 
da genau die alten Zuftände wieder befommen, die wir gehabt haben: wir 
fommen faktiich weiter — und das hat der Erfolg bewieſen — durd das 
jeßige Verfahren, indem wir dem Gintritt in das Reichegebiet denjenigen 
ZYeuten, von denen wir Gefahr beiorgen, von Dans aus abichneiden. Ter 
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Herr Abgeorbniete hat jelbft den Punkt berührt, der nach meiner Anjchauung 
ber wejentlichite ift und der uns noch auf lange an der volljtändigen Auf: 
hebung der Pahverordnung hindern wird, das ift der Aufenthalt aller der: 
jenigen Perfonen in Eljaß-Lothringen, die mit der franzöfifchden Armee in 
einer oder ber anderen Verbindung ftehen. Es liegt ja doch ganz auf ber 
Hand, dab das Deutjche Reich nicht Franzöfiiche Offiziere in jolchen Jagd— 
gründen ihrer Paffion nachgehen Lafjen kann, von denen wir in etwaigen 
fünftigen Kriegen die Möglichkeit nicht ausgefchloffen jehen, dab fie zum 
Schlachtfeld werben fünnten; wir können ww. nicht dulden, daß Mitglieder 
der franzöfiichen Armee fich in großer Zahl da einmieten, wo fie etwa 
Beobachtungen machen können, die dem Deutjchen Reich jchädlich fein können, 
wir würden dad ebenjowenig wie von den Franzoſen, von irgend einem Mit: 
— irgend einer Nation dulden, und die Franzoſen handeln ganz genau 
ebenſo gegen uns, ſie können auch gar nicht anders; das iſt eine Pflicht der 
Selbſterhaltung, die jeder Staat fi) ſchuldig iſt. Wir haben uns nicht ein— 
mal gewundert; es ift, ſoviel ich weiß, nicht ein einziger Schritt geichehen 
gegen das franzöfiiche Spionagegejeh, da3 gegen viele Deutſche viel jchärfer 
eingejchritten ift, ala wir gegen die fyranzojen. Nun kommt dazu die ganze 
Klaſſe der Optanten und derjenigen, die ihre beutjche Staatsangehörigkeit 
au — haben, ohne eine andere zu erwerben. Sagen Sie ſich doch ein— 
mal ſelbſt, was treten in einem kleinen Dorfe für Verhältniſſe ein, wenn 
der eine ausgehoben wird und die anderen danebenſtehen und ihn auslachen: 
Warum haſt Du nicht optiert? Wir leben ſo gut hier wie Du, wir haben 
dieſelben Vorteile, das Deutſche Reich ſchützt ung, feine Geſetze kommen und 
zu gute, wir leiſten aber gar nichts. Ich halte es für abſolut unmöglich, 
von eidg abzuftehen, die dieſe Zuftände hindern. Nun ift da3 Pap: 
geieh einmal da; dasjelbe wirkt gut in diefer Beziehung, es kann aber jeine 

irfung überhaupt erft ganz äußern, wenn es längere Zeit in ug Ua 
blieben ıft. Denn wenn --- ich beziehe mich auf die Worte des Herrn Abg. 
dv. Stauffenberg — das Geſetz ben Zwed hat, die Elfaß-Lothringer mehr zu 
Deutjchen zu machen, aljo fie an andere Berhältniffe zu gewöhnen, fie inner: 
lih uns näher zu bringen durch die Gewohnheit, jo kann ich nichts er- 
reichen, wenn ich in furzer Zeit das Geſetz aufhebe. Denn das wird mir 
der Herr Abgeordnete zugeben, wer Menſchen durch Gewohnheit zu etwas 
bringen will, — ich möchte da auf die zwei: unb breijährige Dienftzeit erem: 
plifizieren — ber kann das nur durch eine längere Gerwohnpeit, nicht durd) 
eine furze. Sind wir aljo nicht in der Lage, die Verordnung aufzuheben, 
fo ift e8 uns doch nicht entgangen, daß fie eine Menge von Echroffheiten 
zur Folge gehabt Hat und noch haben kann, die unnüß waren. Es ift aljo 
von Seiten der ausübenden Behörden mit einer milderen Prarid verfahren 
werben. Wie weit dieie Milde gehen kann, da3 wird wejentlich davon ab: 
hängen, wie fi) die Meiftbeteiligten, nämlich die Elſaß-Lothringer, diejer 
Milde gegenüber ſtellen. Werden die Verhältniffe in Elſaß-Lothringen fo, 
daß wir nachlaflen können, jo werden wir in demjelben Maße nachlaſſen. 
Wir werden aber bie Verordnung nicht aufheben. 

Uebrigens erjcheint es mir doch fraglich, ob durch dieſe Interpellation 
und durch folche Erörterungen dieſer Verbältniffe denjenigen Leuten, deren 
Intereſſe Sie im Auge haben, genüßt wird, ob nicht geradezu das Gegenteil 
davon hervorgerufen‘ wird. Denn wenn der Elſaß-Lothringer immer denkt: 
Dielleiht bringt Herr Richter doch einmal wieder eine Interpellation ein, 
vielleicht fommt er einmal durch, dann gewöhnt er fich eben jchwer ein, dann 
behält-er den Glauben, daß fein Heil oder menigitens das letzte Ziel des— 
jelben jenſeits ber Grenze zu fuchen fei und nicht bier bei uns. 

Jh müchte mir A eine Bemerkung auch mit Nüdficht auf bie Zu: 
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funft geftatten. Dieje Interpellation hat Saiten jenfeitä der Grenze Deutich- 
lands berührt. ch habe mich bemüht, vorfichtig zu fein, weil ich das Be: 
ftreben babe, nichts zu jagen, was den Staat jenjeit3 unjerer Grenze irgend 
unangenehm berühren könnte. Wir haben in der lebten Zeit manches erfreu: 
liche Zeichen von einer Beſſerung der gegenjeitigen Beziehungen wahrge: 
nommen, und es jollte mir unendlich leid thun, wenn darin ein Rüdjchrıtt 
gemacht wurde. Aber ich glaube, für feinen Staat find die internationalen 
Beziehungen fo diffiziler Natur wie für Deutfchland, und in feinem Staat 
ift die Anforderung, diefe Beziehungen rückſichtsvoll jchonend zu behandeln, 
jowohl in der Preſſe wie in öffentlichen Berfammlungen, jo jtarf wie für 
und. Und wenn in Zukunft in irgend einer Partei, twelche es auch jei, der 
Wunjch vorliegen jollte, Jnterpellationen einzubringen und Fragen zu ftellen, 
welche bie äubere Politik berühren, jo würde ich dankbar fein, wenn ich 
vorher gefragt würde, ob ich mich darüber äußern fann, ob die frage unjere 
Beziehungen ftören kann oder nicht. Wäre ich von einem Mitgliede der 
Fortſchrittspartei vor 14 Tagen im Vertrauen gefragt worden: fann das 
geichehen? jo würde ich in ganz wenigen Worten, glaube ich, in der Yage 
geweſen jein, den Herrn zu überzeugen, daß e3 beſſer gewejen wäre, die unter: 
pellation nicht zu Stellen. ft fie einmal geitellt, jo kann auch die Regierung 
nicht zurüd, fie überläßt dann die Verantwortung denjenigen, die fie ge: 
ftellt haben. 


11. Juni. Das Abgeordnetenhaus nimmt in 3. Leſung den 
Gejegentwurf über Rentengüter an. 

13. Juni. Der Landtag wird durch den Minifter v. Böt- 
ticher geſchloſſen. 

16. Juni. Der Reichstag nimmt den neuen deutſch— 
ichweizerifchen Niederlaffungsvertrag an. 

Die Militärfommijfion des Reichdtages beendigt die Be— 
ratungen über den Gejeßentwurf, betreffend die Friedenspräſenz— 
ftärfe de3 Heered. Die Regierungsvorlage wird mit 16 gegen 12 
Stimmen angenommen; zugleich jedoch 4 von Windthorft ein- 
gebrachte Rejolutionen: 


I. Sie Erwartung auszuſprechen, daß die verbündeten Regierungen 
Abftand nehmen werden von der Verfolgung von Plänen, durch welche die 
Heranziehung aller wehrfähigen Mannſchaften - aktiven Dienſt durch— 
geführt werben ſoll, indem dadurch dem deutſchen Reich geradezu unerſchwing— 
liche Koſten erwachſen müßten. 

U. Die Erwartung auszuſprechen, daß bie verbündeten Regierungen 
in eine etwaige weitere Vorlage behufs Abänderung des Geſetzes über die 
‚riedenspräfenzftärke des Heeres unter Aufhebung der Friſtbeſtimmung des 
Septennats das Etatsjahr ald Bewilligungsfrift aufnehmen werden, während 
der Reichstag es ſich vorbehält, auch bei fonftiger fich ergebender geeigneter 
Gelegenheit die Durchführung dieſer Aenderung der Friſt zur Geltung zu 
bringen. 

f III. Die verbündeten Regierungen zu erjuchen, eine baldige Herab— 
minderung der thatjächlichen Präjenzzeit bei der aktiven Armee, jei e3 durd), 
Verlängerung ber Rekrutenvakanz, fei es durch Vermehrung der Dispoſitions— 
beurlaubungen, eintreten zu lafjen. una: 

IV. Die verbündeten Regierungen zu erfuchen, bie Einführung ber 
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** zweijährigen Dienſtzeit für die Fußtruppen in ernſtliche Erwägung 
zu ziehen. 


17. Juni. Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht folgendes: 

„Auf Grund der in jüngjter Zeit geführten Verhandlungen 
ift zwifchen der deutfchen und ber englifchen Regierung über 
nachftehende Punkte, welche ein untrennbare® Ganze bilden, Ein- 
verſtändnis erzielt worden: 

1) Die deutfche Intereſſenſphäre in Oſtafrika wird 
begrenzt 

a. im Süden: durch eine Linie, die von der Mündung des Ro— 
fura im Weiten de3 Nyaffa-Sees bis zur Mündung des Ki— 

lambo im Süden des Tanganyla-Sees führt, j 

b. im Norden: durch eine Linie, welche längs dem 1. Grad füb- 
licher Breite vom MWeftufer des Viktoria Nyanza bis zum 

Kongoftaat führt und den Berg Mſumbiro jüdlich umgeht. 

Zwiſchen dem Nyafja- See und dem Kongoftaat, zwijchen 
Nyafia-See und Tanganyka-See, auf dem Tanganyka-See und 
zwiſchen dem lebteren und der nördlichen Grenze der beiderfeitigen 
Intereſſenſphären wird der Verkehr für die Unterthanen und Die 
Güter beider Nationen von allen Abgaben frei bleiben. 

In den beiderfeitigen Intereffeniphären wird den Miffionen 
beider Staaten Kultus- und Unterrichtsfreiheit gewährt. Die Unter- 
thanen des einen Staates jollen in der Intereflenphäre des anderen 
bezüglich der Niederlafjung und des Handels die gleichen Rechte 
genießen, wie die Unterthanen des Staat3, welchem die AInterefjen- 
ſphäre angehört. 

England wird feinen ganzen Einfluß aufbieten, um den 
Sultan von Sanfıbar zur Abtretung des von ihm der Deutjch- 
Sitafritanifchen Geſellſchaft verpachteten Küſtenſtrichs an Deutfch- 
land zu bewegen. Für diefen Fall wird deutfcherfeit3 dem Sultan 
eine billige Entjchädigung für die ihm entgehende Zolleinnahme 
gewährt werben. 

2) Die Grenze zwijchen der deutjchen und englifchen Inter— 
ejfeniphäre in Südweſtafrika führt von dem in früheren Ueber— 
einfommen verabredeten Punkt aus längs dem 22, Grad füdlicher 
Breite nach Citen bis zum 21. Yängengrad, von da nach Norden 
längs diejem Grade bis zum Scheidepunft desjelben mit dem 18. 
Grad jüdlicher Breite und von da nach Oſten längs dem Tſchobi— 
fluß bis zu deſſen Mündung in den Zambejt. 

3) Die Grenze zwiichen dem deutichen Togogebiet und ber 
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engliichen Goldfüftentolonie ſoll entiprechend dem deutſchen Vor— 
ichlage durch eine Linie gebildet werden, welche die ftreitige Land— 
ichaft Krepi in der Weiſe durchichneidet, daß der nörbliche Teil 
mit Kpandu an Deutjchland, der füdliche Zeil mit Peli an Eng» 
land fällt. 

4) Deutfchland überträgt England feine Schußherrichaft über 
Witu und Somaliland im Norden der englijchen Intereſſen— 
iphäre. 

5) Deutjchland gibt feine Zuftimmung, daß England über 
das Eultanat Sanfibar mit Ausnahme des der Deutſch-Oſtafri— 
fanifchen Gejelljchaft verpachteten Küſtenſtrichs das Protektorat über- 
nimmt. 

6) England tritt vorbehaltlich der Ermächtigung des Parla- 
ments an Se. Majeftät den Deutjchen Kaifer die Inſel Helgo- 
land ab. Für die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und 
der deutjchen Zollgejeggebung in Helgoland wird eine Friſt ver- 
einbart werben, auch joll den dermaligen Bewohnern während eines 
beitimmten Zeitraums das Recht, für die englijche Nationalität zu 
optieren, gewährt fein. 

7) Die übrigen auf foloniale ragen bezüglichen Differenz- 
punfte: Reklamation wegen der Aufbringung des Dampfers „Neera”, 
Abgrenzung der Walfifchhai, Reklamation gegen die Englijche Niger- 
gejellichaft u. j. w. werden, nachdem fejtgejtellt ift, daß über die- 
jelben im Prinzip feine ernftlichen Meinungsverjchiedenheiten be— 
ftehen, weiterer freundjchaftlicher Verftändigung vorbehalten. 

8) Bis zum formellen Abjchluß des gegenwärtigen Ueberein- 
kommens, welches in fürzejter Frift durch Notenaustaufch gefchehen 
joll, wird feine Unternehmung in Afrika, welche ſich mit den vor— 
ftehenden Berabredungen im Widerſpruch befindet, von einer der 
beiden Regierungen janftioniert werden. 

17. Juni. Prinzeffin Viktoria von Preußen verlobt 
fi) mit dem Prinzen Adolf von Shaumburg=Lippe. 

17. Juni. Der König ftiftet eine neue Dekoration: dad All— 
gemeine Ehrenzeichen in Gold. 

22. Juni. (Friedrihsruhe.) Eine Deputation von Ber: 
liner Bürgern wird vom Fürften Bismard empfangen, um 
eine Adrejje mit ungefähr 30,000 Unterjchriften zu überreichen. 
Der Fürſt äußert in Erwiderung auf die Anfprache de Baurats 
ſeyllmann: 
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Die Gründe für mein Scheiben von Berlin Liegen nicht in mir, auch 
nicht da, wo man fie heute fo vielfach fucht. Sie liegen lediglich im ber 
Zerfegung der Anſichten meiner Kollegen in der Regierung. Nur die Einig- 
feit einer Regierung macht diejelbe ftar. Ich war mit den Kollegen nicht 
mehr eins und der notwendige einige Geift war nicht mehr vorhanden. Da— 
mal3 hatte ich die große Verantwortung allein und konnte darum nicht mehr 
bleiben. Jetzt habe ich die Verantmwortlichkeit nicht mehr und darum rede 
ich frei heraus. Ich befinde mich etwa in der Lage bes Fürſten Metternich, 
welchem ich mich ſonſt nicht vergleichen möchte und ben ich nicht nachahmen 
till. Aber er fagte, daß er von der Bühne in das Parterre binabgeftiegen 
jei. Und im diefer Lage befinde ich mich jet auch. Es gibt Menfchen, 
viele Menfchen, rg mir das nicht gönnen wollen; aber Jeder, der ein 
PVarterrebillet gelöft hat, hat doch das Recht der Kritil. Er muß dasfelbe 
nur mit Anftand gebrauchen und nicht mit ber fchrillenden Pfeife, und es 
bleibt eine Pflicht Fir mich, meine Meinung zu fagen für die Vielen, welche 
biejelbe hören wollen im Jnlande und im Auslande, und nicht zu ſchweigen. 
Ein altes Sprichwort jagt: Wen Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch 
Berftand, und dieſes Sprichwort möchte man nun heute umdrehen und jagen: 
Wem Gott ein Amt nimmt, dem nimmt er auch den Berftand. Aber ich 
fann den Herren jagen, daß ich noch genau der Alte bin, gerade wie vor 
drei Monaten, und noch benjelben Verſtand beanfpruche, wie vor drei Mo: 
naten. Und ich füge mich nicht, und wenn ich auch ganz allein bliebe. 
Tür einen Mann, wie ich bin, ift es eine Pflicht, ſelbſt an höchſter Stelle 
feine Meinung frei herauszujagen, und an diejer Stelle tritt eine folche 
Pflicht erft recht ein. Ein guter Minifter foll nicht auf dag Stirnrungeln 
des Monarchen fchauen, welchem er bient, ſondern er foll ihm frei feine 
Meinung jagen. Er hat ja dann bei gegenteiliger Entſcheidung das Recht 
der Wahl, ob er fich fügen oder gehen will. Und wenn i je nicht mehr 
im Amte bin, jo habe ich doch das Recht eines jeden Staatsbürgers behalten, 
frei meine — herauszuſagen. Ich kann mich nicht wie ein ſtummer 
Hund verhalten und ich habe nichts anderes gethan, als die Friedenspolitik 
meines Nachfolgers im Amte, welche ich allezeit angebahnt und im Auge 
behalten, zu unterftügen. Was ich rede und thue, das thue ich im Inter—⸗ 
eſſe der Dynaftie und des Friedens. Sch erlaube mir ja feine Kritik, auch 
nicht über die jegigen Vereinbarungen wegen bes englifch:oftafritanischen 
Abkommens. Und wenn man mir in Sachen der Interviews vorwirft, daß 
ich mit fremden Zeitungen verkehrt hätte, jo kann ich den Vorwurf micht 
gelten lajjen; denn früher, ala ich noch im Amte war, ftanden mir die 
ruffifchen Blätter um die Welt nicht offen, um die vielen Zügen, welche 
dort verbreitet wurden, zu widerlegen. Wenn mir heute Gelegenheit wird, 
vermöge des Anjehens, welches ich immer noch habe, in einem Blatte, welches 
in Hunderttaufenden von Gremplaren in Rußland verbreitet ift, der von 
mir immer als Zebensaufgabe betrachteten Friedenspolitik zu dienen, fo jollte 
man mir dankbar fein und mir nicht zürnen. 

Gegen eine Kaſſeler Deputation äußert der Fürſt über 
den deutfch-englifchen Vertrag: 

Daß England feinen Vorteil ch gut zu wahren verftanden habe, 
namentlich mißfalle ihm das englifche Protektorat über dad Sultanat Sau: 
fibar. Zunächſt zwar werbe England den hamburgijchen a bir welche 
im Snltanat anfätfig find, großes Entgegentommen zeigen, aber das werde 
nicht lange dauern, dann werde ſich England bald ber beutichen Elemente 
entledigen. Ueber ben Wert Helgolanda könne man ftreiten. Dieſe Wieber: 
erwerbung jei immer ein Wunfch der beutichen Patrioten geweſen und man 
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könne verjchiedener Meinung darüber fein, was als Preis für die Erfüllung 
einer jolcdyen nationalen Forderung zu gewähren fei. 

23. Zuni. (Reichstag) Der Gejegentwurf über die Ge- 
werbegerichte wird in zweiter Lefung, doch mit beträchtlichen 
Veränderungen angenommen. E 

24. Juni. Der Direktor der Deutſch-Oſtafrikaniſchen 
Geſellſchaft, Vohſen, veröffentlicht ein längeres Schreiben, in 
welchem er der Auffafſung entgegentritt, als ob durch die Abtretung 
ber Inſel Sanfibar der wirtſchaftliche Wert des deutſchen Beſitzes 
in Oſtafrika bedeutend geſchädigt ſei. 

„Wenn Sanſibar vom Feſtlande politiſch getrennt iſt, ſchwinde bie 
wirtſchaftliche Bedeutung Sanfibars als Haupthandelsplatz Oſtafrikas, und 
bei der Trennung des —— laſſen ſich an der ie des Feſtlandes 


mit Leichtigkeit gleich bedeutende Handelsmittelpunkte ins Leben rufen und 
den Erport: wie den Importhandel nach denfelben leiten.“ 


24. Juni. Oberbürgermeifter Dr. Miquel wird an Stelle 


des Herrn v. Scholz zum Finanzminiſter ernannt, 

24.26. Juni. (Reichdtag.) Zweite Beratung des Mili- 
tärgeſetzes. Abg. Ridert: 

Meine verehrten Herren, ich kann auch mit ben Worten meine Aus— 
führungen beginnen, die der Herr Referent, wenn auch darüber in ber Kom: 
miffion nicht verhandelt ift, hier glaubte verpflichtet zu fein in den WVorber: 
grund zu ftellen. ftimme ihm ganz bei, wenn er jagt, daß die Rüftungen, 
welche bie deutſchen Fürſten und die Volkävertretung bejchließen, keinen an: 
beren Zweck haben als den, zu erhalten, was wir haben, daß Deutjchland 
einen Gedanken an Eroberungen irgend welcher Art nicht hat und feiner 
ganzen Natur nach nicht haben kann. ch gehe fogar weiter: ich behaupte, 
dat das Erpanfionsbedbürfnis -— wie ber Herr Referent fi ausdrückte — 
ber beutichen Nation fich nicht einmal auf Afrika in dem Mahe richtet, 
wie e3 in den leßten Jahren den Anfchein hatte. Wir find in ber That 
eine friedliche Nation und wollen in Ruhe gelafien fein; wir wollen Raum 
und Zeit zu frieblicher Arbeit haben. Ich glaube auch, daß bie ganze 
Kulturwelt in dieſer Beurteilung des beutjchen Volkes einig ift. Es ift 

ifellos, daß die deutfche Nation, nachdem fie errungen hat, wonach fie 
ahrhunderte ftrebte, nur das dringende Bebürfnis fühlt, auch den gegen: 
wärtigen Befikftand in jeber Beziehung zu erhalten. Unter allen Parteien 
bericht darüber vollkommenes Einverftänbnis; und wenn wir auseinander: 
geben, jo handelt es fich Lediglich um die Beurteilung des Maßes bes: 
jenigen, was notwendig ift, und um die Beurteilung der Schonung ber 
dauernd der Nation nötigen wirtjchaftlichen und finanziellen Kräfte Cie 
wollen daher von dieſem Gefichtspuntte aus unfere Meinung, die wir aus: 

wollen, beurteilen. 

Darin ftimme ich mit dem Herrn Referenten nicht überein, daß bie 
Ausführungen ded Herrn Kriegaminifterd in der Kommilfion — und dieſe 
Ausführungen waren ja auch diejenigen bes Herrn Reichskanzlers — nur, 
wie ex jagt, ein relatives Intereſſe hätten; fie hätten eine gewiſſe Unficher: 
beit in ber Kommijfion hervorgerufen. Das ro. gebe ich zu. Viel mehr 
Unficherheit aber haben die finanziellen Erklärungen des Herrn Schap: 
jefretärd in der Kommilfion hervorgerufen, ala die Erklärungen des Herrn 
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Kriegäminifterd. ch meine, es ift eine Pflicht derjenigen Herren, die am 
Bundesratstifch figen, in Offenheit und Ehrlichkeit dasjenige und darzulegen, 
— ſie im Intereſſe des Vaterlandes auch in Zukunft für notwendig 
erachten. 

Was uns ſo ſchmerzlich überraſcht hat bei dieſer Vorlage, iſt etwas 
anderes. Wir ſind auf alles gefaßt geweſen, aber nicht auf eine Militär— 
vorlage in dieſem Umfange für dieſe Sommerſeffion. glaube, auch die 
Herren von der rechten Seite dieſes Hauſes — und das ſpiegelte ſich in der 
konſervativen Preſſe wieder — haben cine ſolche Vorlage vor wenigen Mo— 
naten nicht erwartet und nicht erwarten können. 

Wenn man an bie Verhältniffe, wie fie jegt Liegen, den Maßſtab ber 
früheren Yeußerungen und Intentionen ber Regierungen legt, was joll man 
wohl dazu jagen, dab in diefer Sommerfejfion drei ſolche Nachtragsetats 
fommen? Mährent® der Reichskanzler früher die Einführung von zwei: 
jährigen Budgets für notwendig hielt, fommen wir — und das müfjen wir 
allerdings lebhaft bedauern — nicht einmal mit der einjährigen Etatsperiode 
aus. ir haben in biefem Nachtragsetat viel wichtigere, viel jchiwerere 

ragen zu löjen, ala wir fie bei dem zuleßt und vorgelegten Etat zu Löfen 

tten. Das ift fein gefunder Zuftand, und ich kann nicht umhin, mein 
lebhaftes Bedauern darüber auszufprechen, dab man in biejer Seifion mit 
einer folchen fyülle von Nachtragsetats, die die ſchwerſten finanziellen Kon: 
fequenzen in fich tragen, an die Bolfävertretung fommt. Der Herr Referent 
agt: die Herren von ber Kriegsverwaltung konnten das ja nicht vorausſehen. 

a, meine Herren, ih muß offen geftehen, auch nach ben Verhandlungen 
der Kommiſſion, die uns ja fonft manchen erwünjchten Aufichluß gegeben 
— einen Aufſchluß darüber, weshalb gerade jetzt und nicht vor ein paar 

onaten, weshalb nicht in Verbindung mit dem laufenden t dieſe Vor⸗ 
lage gebracht iſt, haben wir nicht —* ten. Was in Frankreich, in Ruß: 
land geichehen ift, ift doch nicht in den letzten Wochen paffiert. Wenn ich 
eine Aeußerung des Herrn Reichäfanzlerd richtig verftanden Habe, jo war 
ber frühere Herr Reichskanzler, Fürſt Bismarck, bereits vollftändig bamit 
eindverftanden, nicht bloß, daß diefe Vorlage, jondern alle die weitergehenden 
Vorlagen uns gemacht werden follten. Es hat in einem Zeile der Prefle, 

B. ein Herr in der freifonjervativen „Poft“, einer meiner Landsleute, 
unter jeinem Namen einen Hilferuf nach Friedrichsruh gerichtet: Fürſt Bis— 
marc würde der Retter aus der militärtfchen und finanziellen Not fein. 
Daß dem nicht jo war, wiſſen wir jet, und ich glaube fogar, zumal nad) 
den Erklärungen des Herrn Reichslanzlerd, daß die Forderungen, welche 
Fürſt Bismarck, ala er no im Amte war. in dieſer Beziehung gejtellt Hat 
— md ich bedauere nur, daß er bieje Forderungen nicht vor den Wahlen 
geftellt hat —, noch höher waren. Wir haben aus den Zeitungen — und 
ich nehme an, daß diefe Mitteilungen zuverläffig find — gehört, daß bie 
Bundesregierungen ihre Kräfte daran geſetzt haben, bie a ne geftellten 
militärifchen Forderungen auf da3 möglichjt geringe Maß herabzudrüden. 
Ich kann nur für die Zukunft den Wunjch aussprechen — und ich glaube, 
das hohe Haus wird fich demjelben auch anjchliegen —, daß fragen von 
einer ſolchen finanziellen Tragweite in Zukunft nur mit dem Etat zufammen 
gebracht werden, damit wir dann das militäriiche und das finanzielle Bild 
nebeneinander haben; denn man barf nicht beide trennen, fie gehören zu— 
ſammen. Auch die finanzen find ein notwendiges Rüftzeug, und mer fie 
vernachläffigt, der fügt dem Vaterlande genau bdenjelben Schaden zu, als 
wenn er die militärische Rüftung vernadhläffigt. 

Ich will die übrigen Dinge, die der Herr Referent berührt hat, im 
Laufe meiner Auseinanderfegungen behandeln: jet zumächft zu $ 1 den An: 
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trag, welchen ich mir in ber Kommiffion zu ftellen erlaubt habe, und ben 
meine freunde jeht wieder mit mir in Gemeinschaft hier aufgenommen 
haben. Meine — ich kann die Erklärung vorausſchicken — und ich 
habe auch in der Kommiſſion fein Hehl daraus — —, daß ih mit 
dem lebhaften Wunfche in die Beratungen ber — eingetreten 
bin, es würde mir ermöglicht, ſchließlich im Verein mit der Majorität für 
dieſelbe einzutreten. Ich habe geglankt, daß die Regierung die Verpflich: 
tung in fi fühlen würde, nachdem fie unter fo abnormen Berbhältniffen 
eine jo unerwartet hohe Forderung außerhalb bes Etat3 und außerhalb der 
finanziellen Erwägungen eingebracht, nun dem Reichstag doch mindeftens 
auf irgend einem Gebiet entgegenzutommen. 

Meine Herren, ich habe für alle wefentlichen Militärvorlagen, feitdem 
ih im Reichätag bin, game: und mich lebhaft für deren Zuftandefommen 
intereffiert. Derjelbe ei ber mich damals dazu trieb, bejeelt mich aud) 
heute no. Nur im Jahre 1887 habe ich ber —— Löſung im Sinne 
der Majorität nicht zugeſtimmt. Ich bin aber der Meinung: wenn irgend 
etwas ben Stanbpuntt ber Majorität von 1887 in einer J——— eiſe 
gerechtfertigt hat, glänzender, als wir es wünſchen, meine Herren, ſo find 
es die Vorgänge ber letzten Monate geweſen. Die Septennatsfrage in ben 
Vordergrund zu jchieben, war nicht ein gebräuchliches konſtitutionelles Mittel, 
jondern — jagen wir e3 gerabe heraus — nur ein Mittel, um die bamala 
unbequeme Majorität agree len Die Dinge erjchienen nicht, wie fie 
waren, jonbdern in einem ganz anderen Lichte. Sch bedauere e3, daß man 
zu biefem Mittel damals gegriffen hat, was nicht in der Natur der Sache 
eboten war. Denn darauf fünnen Sie ſich verlafien, eine Unfumme von 
—— und Glauben iſt mit ber Wahl von 1887 zu Grabe getragen 
worden. (Sehr wahr! linke.) Das ift ber dauernde Schaden, ben bie be: 
. rühmten Septennatäwahlen vom fyebruar 1887 ber Nation zugefügt haben, 

daß Hier eine fyrage in ben Vorbergrumd geftellt wurbe, bie feine Hr ber 
Eriftenz des Vaterlanbes und ber Armee ift, wie der Herr Reichskanzler das 
neulich bier treffend audeinandergefegt hat, — allerdings, wie ich binzufüge, 
nicht ın bem Einne, in bem ich hier bieje =. in voller Offenheit aus: 
ipreche; das verlange ich auch von dem Herrn Reichskanzler abjolut nicht. 

Meine Herren, es ift eine Genugthuung, allerdings eine traurige 
Genugthuung, daß die Regierungen jelber nad jo kurzer Zeit die Hand 

ben anlegen müſſen, um dad Geptennat, welches der Herr Reichskanzler 

ürft Bismard gewiſſermaßen ald Grundlage der Eriftenz unjered jtaat- 
lichen Lebens Hingeftellt hat, — zu zerbrechen. Es Liegt jeßt zerfeßt vor 
Ihnen, und, meine Herren, ich finde e3 natürlich, daß diejenigen, welche 
damals in ben Ton einftimmten und diejenigen niederwarfen, Die ala „Reiche: 
feinde* nicht Septennätler fein wollten (Heiterkeit), fich nicht fo jchnell zu 
einer anderen Anficht befehren. Ich bedauere das allerdings jehr. Se 
ſchneller wir in dieſer Beziehung reinen Tiſch machen, befto beifer um das 
Baterland und den Frieden innerhalb der Nation. 

Meine — man hat geſagt, das Septennat ſei ein Kompromiß, 
es ſei eine ſtändige Einrichtung bei uns —— und es dürfe deshalb 
ſchon nicht daran gerührt werden. Ich habe mir in den letzten Tagen dieſes 
Septennat einmal als ſtändige Inſtitution in Wirklichkeit Baer ch 
weiß nicht, ob die Herren biefelbe Rechnung gemacht haben. Wir Haben 
noch niemal3 ein Septennat gehabt; auf dem Papier allerdings, — in Wirk: 
lichfeit noch niemals. Es ijt doch eine eigentümliche Zumutung, dad man 
von uns verlangt, wir jollten etwas als eine ftändige Einrichtung betrachten, 
was überhaupt niemals durchgeführt ift. Ich glaube, die Herren werben 
überrafcht fein, die fich jelber das Erempel noch nicht gemacht Haben. Ich 
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will Ihnen die Daten darüber ganz kurz angeben. Es ijt gut, wenn man 
fie einmal Revue paffieren läßt. 

Dom Jahre 1850 bis zu ben fechziger Jahren hat in Preußen über: 
haupt eine länger dauernde Feſtſtellung der Friedenspräſenz nicht ftatt: 
gefunden; fie hat jährlich ftattgefunden mit dem Etat, jo wie wir ed haben 
wollen. Die Verfaſſung des Nordbeutichen Bundes ſetzte die Friedenspräſenz 
von 1867 bis 1871, alſo für 4!% Jahre, feit; das Geje vom 9. Dezember 
1871 ſetzte fie ferner feft für drei Jahre bis zum Jahre 1874. Dann fommt 
das erſte Septennat. Es mar bewilligt vom 1. Januar 1875 bis zum 
31. Dezember 1881. Aber bereits drei Bierteljahre vorher trat das neue 
Geſetz in Kraft, welches mit dem 1. April beginnt. Aljo auch diefes hat 
nur 6'4 Jahr beitanden. Dann kommt das zweite Septennat vom 1. April 
1881 bis 31. März 1888; ein Jahr vorher wurde ihm aber wiederum der 
Garaus gemacht: aus dem Septennat wurden 6 Jahre. Dann fommt das 
jetzige Septennat, das die Herren felbft zeritört haben jchon nach 3"): Jahren. 

Alfo ich glaube, daß von einer jtändigen Einrichtung doch feine Rede 
fein kann. Ich habe auch bie Hoffnung, daß nach diejen Vorgängen fich 
niemand im Reichätage finden wird, auch nicht bei der Regierung, auch nicht 
im Bolte, der nach den gemachten Erfahrungen das Septennat aufzunehmen 
wagt. Ich will nur noch feftitellen, daß die Regierungen niemals den An: 
fpruch erhoben haben. Der erfte Sriegsminifter, welcher im Jahre 1874 
das Septennat einbrachte — Herr dv. Verdy war ja damals auch in der 
Kriegäverwaltung — hat hier im Reichstag ausdrücklich erklärt, daß ber 
Reichstag in feiner Weife gebunden fei, dieſes Kompromiß, wie er e nannte, 
nun auch jeinerjeit3 für die Zukunft zu halten. Man bat mir einen leb— 
haften Vorwurf daraus gemacht, daß ich jo gegen dad Septennat ‚wüte“ — 
wie man fi) ausbrüdte —, ba ich doch ein De beöjelben geweſen jei. 
Nun, id) war niemals ein Freund bdesjelben. habe das Septennat aller: 
ding im Jahre 1880 verteidigt. Ich müchte aber doch vorbeugen, daß mir 
meine 1880er Rede wieder vorgelejen wird. Sch kenne fie jet im Ueber: 
druß, ich kenne fie auswendig und kann Ihnen jo viel Druderemplare, als 
Eie wünſchen, leihen oder ſchenken; es haben meine politifchen Gegner bei 
den Septennatswahlen biefe Rebe im Lande fo verbreitet, daß ich eigentlich 
ſtolz darauf fein fann; feine Rede ift in dem Umfange verbreitet worden, 
wie meine Rebe von 1880. (Zmwilchenruf.) — Sie war auch ausgezeichnet, 
ruft mir der Herr Referent zu. Das behaupte ich auch heute noch. (Heiter: 
feit.) Nur ift wunderbar, daß die Herren aus diejer „ausgezeichneten“ Rede 
nur das hervorheben, was ihnen paßt, und daß fie das übrige, mas für 
meinen heutigen Standpunft jpricht, auslafjen. Um vorzubeugen, daß die: 
jelbe wieder vorgebradht wird, — in der Kommiſſion war ja der Herr Re: 
ferent jo gütig, dies zu thun, — habe ich fie gleih vor mir. Im Jahre 
1874 — unb ber jebige Herr Kriegsminijter kann Zeuge deijen fein — war 
allerdings mit der Regierung, insbejondere auch mit Herrn v. Kameke, das 
Kompromiß gemacht, dak da3 Septennat angenommen wurde gegen bas 
Aeternat. Daß man je das Septennat [ebhatt eintritt, wenn das Aeternat 
gegenüber fteht, iſt jelbjtverftändlih. Im Jahre 1874 haben wir nın Herrn 
vd. Kameke die Zuficherung gegebe:, daß nach dem Ablauf de3 Septennats 
wieder für eine Reihe von Jahren die Friedenspräſenzſtärke feftgeftellt werden 
folle. Dieſe Zufage war er verpflichtet zu erfüllen, nicht aber nun das 
Ceptennat für immer einzuführen. Der Antrag, den ich damal3 in der 
Kommiffion ftellte, ging auf 5 Jahre; hätte er die Majorität des Haufes 
gehabt, jo wäre aud) die Regierung darauf eingegangen. Er fiel aber mit 
allen gegen 3 Stimmen in der Kommiſſion. Wie ich nochmals in Erinne— 
rung bringen will, habe ich jchon in meiner 80er Rede genau bdiejelben 
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Gründe für die einjährige Bewilligung geltend gemacht, wie ich fie heute 
geltend made, mit dem Unterjchiede nur, daß ich heute frei bin und damals 
ebunden war durch eine Zuſage, die zu erfüllen ich für meine Pflicht hielt. 
Ih glaube, baß jeder andere ebenjo gehandelt hätte. 

Meine Herren, eine der eigentümlichiten Erjcheinungen in unferem 
tonftitutionellen Leben ift die — fein Land, glaube ich, kann darin etwas 
ähnliches aufweifen —, daß wir bei und Parteien haben, welche in fich ben 
Beruf fühlen, die Krone und die Regierung in diefem Haufe gegen „bie 
unberechtigten Machtbedürfniffe* anderer Parteien zu jchüßen. In konſti— 
tutionellen Staaten, die ein langes verfaſſungsmäßiges Leben hinter ſich 
haben, iſt es unmöglich, daß innerhalb der Volksvertretung ſelber ein Teil 
fi) ausſondert, der von dem Gedanken ausgeht, ber andere Teil der Volks— 
vertretung hätte ben Plan und die Abficht, die Krone und die Regierungen 
ihrer Macht zu entkleiden und biejelbe an fich zu reißen, auch in Bezug auf 
das Heer. Fürſt Bismard hat von dem Heer, welches unter bie Beichlüffe 
des Parlaments geftellt werben jollte, hier geiprochen; wir haben auf jener 
Seite de3 Haufes dasſelbe bi3 zum Meberdruß hören müſſen. Es hat mid) 
aber doch frappiert, daß, als ich den Antrag in der Kommilfion einbrachte 
in Bezug auf die Einführung einer einjährigen Bewilligung, fofort von ber 
rechten Seite wiederum der Ruf ertönte, es ſei das eine parlamentarijche 
Machtfrage, wir wollten die rg zu „einer Kraftprobe* machen. Meine 
Herren, unſere Konjervativen find in der That eine ganz eigentümliche Spe: 
zies, die, wie ich glaube, eine unberechtigte preußiſche Eigentümlichkeit ift. 
Im übrigen deutſchen Vaterlande hatte die fonjervative Partei früher bieje 
Entwidelung nicht genommen. Allerdings haben wir bemerkt, daß die Herren 
manches von unjeren preußiichen Konjervativen leider angenommen haben; 
(Zuruf) — ja, leider; ich wünſche allerdings nicht, daß fie barin noch Fort— 
ichritte machen. Es fcheint ja auch, ala ob die Gründe, welche ſeitens ber. 
fonjervativen Redner in den Vordergrund geftellt wurden, nun auch inner: 
halb der Regierung Beunruhigung hervorgerufen haben, und baß bie alten 
Reminiszenzen aus der Konfliftäperiode in Preußen ihre Wirkung nicht ver: 
fehlt haben. ch meine aber doch, daß auch die Herren von ber Militär: 
verwaltung nicht vergefien follten, den parlamentarifchen Jnflitutionen in 
Deutjchland Dank zu wiſſen. Ich glaube, niemand wird der Behauptung 
wideriprechen: ohne die parlamentarijchen Cinrichtungen, ohne daß eine 
Volksvertretung dba war, bie bie Deckung übernahm für die riefigen Aus: 
gaben für dieſe Fortentwicklung unjerer Armee, wäre es nicht dazu gefommen, 
die abjolute Monarchie wäre davor zurüdgeichredt, die Verantwortung für 
die Steuerlajt zu übernehmen, welche das Parlament, wie ic) meine, nur 
zu leicht in den letten Jahrzehnten übernommen hat. Nun meine ich aber 
doh, dak man das Parlament nicht einfeitig als Steuermaſchine benuße, 
welche die Regierungen dedt mit ihrer Verantwortung für die fortichreitenden 
Zaiten, welche dem Volke auferlegt werden, jondern man joll die Volksver— 
tretung als einen berechtigten Tyaktor anerkennen, der auch bei Konjtruierung 
der Ginrichtungen mitzufprechen hat, für mwelche die Herren die Mittel des 
Landes verlangen. 

Meine Herren, man fürchtet jo jehr die Krijen, die parlamentarijche 
Beleuchtung bei ber jährlichen Beratung des Militäretats. Ich behaupte 
dagegen: das, was man hat vermeiden wollen, hat man herbeigeführt; und 
ih freue mich darüber, daß auch in fonfervativen Kreiſen jchon bei den 
Septennatswahlen und jett jelbit auf der äußerſten Rechten in einzelnen 
Organen die Ginficht Pla gegriffen hat, daß es für die Militärverwaltung 
das beite wäre, wenn der Militäretat genau fo behandelt würde wie der 
Marineetat, dab, abgejehen von ben Kadres, die durch Geſetz feſtſtehen, alles 
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der jährlichen Bewilligung unterworfen wird. Hat das Septennat denn vor 
Krifen geihüßt? Haben mir nicht eine parlamentarische, eine Wahlkrifis 
re ım Jahre 1887, wie fie kaum noch je geweſen, abgejehen von ben 
erühmten Wahlen von 1878, mit benen bie Nationalliberalen niedergetvorfen 
wurden mit einem ähnlichen biplomatifchen Mittel? Die Krifen werben zwar 
—— das iſt wahr, wenn Sie längere Zeit für die Bewilligung des —* 
enzſtandes nehmen, aber auch gefährlicher. Glatt und ruhig, vollſtändig 
normal würden fi) die Ca abjpielen mit Ausnahme vielleicht der erften 
zwei, drei Jahre, und ich fürchte, auch diefe nicht. Deshalb habe ich den 
Antrag am Anfang ber Legislaturperiodbe eingebradt. Wir würden am 
Ende der Legislaturperiode bereit3 ganz in den normalen Zuftand gefommen 
jein; der Militäretat würde nicht mehr etwas befonderes jein, auf das bie 
Augen des Auslandes ſich dann auch vorzugsweiſe richten, wenn eine Krifis 
eintritt, fondern die Dinge würden laufen, wie fie jet in frankreich laufen. 
Ich benetde die Franzoſen darum, daß fie diefen normalen Zuftand eingeführt 
haben. Würden wir ihm bei und einführen, wir würden auch milıtärijch 
beiler gefahren fein; und bas ift ed, was ich bedaure, daß die Militärver: 
waltung dieje „Lonftitutionelle Doktorfrage“, wie fie der Herr Reichälanzler 
anfah, nur ala folche betrachtet, die wir aus einem Bebürfnid der Erweite— 
rung unferer Macht in den Vordergrund bringen. Nein — ich glaube, ich 
fann mic) da a meine Vergangenheit berufen —, nicht Machtbedürfnis ift 
es, ſondern die fefte Ueberzeugung hat mich geleitet, daß bie jährliche Be: 
mwilligung im Intereſſe des Ynterlandes und ganz bejonder3 im Intereſſe 
der Armee liegt. Wir würden alle Kämpfe und Krifen nicht haben. 
Haben Cie beim Marineetat etwas ähnliches gejehen? Und man jollte 
theoretijch meinen, daß e3 viel gefährlicher wäre, den Marineetat jährlich 
fejtzuftellen ala den Armeeetat. 

Ich habe, wie gejagt, geglaubt, daß die Regierung es als ihre erfte 
Pflicht betrachten würde, gerade nach den Septennatswahlen und nad) ben 
folgenden jetigen Wahlen, die zum Zeil die Folge jener find, — dem Par: 
lament bie eh zu reichen und zu fagen: wir wollen in friebliche, normale 
Merhältniffe eintreten, wir haben das Vertrauen zu der Nation, daß ihre 
Vertreter auch bei jährlicher Bewilligung dem Vaterlande geben werden, was 
ihm notwendig ijt. Fon Sie nicht das Machtmittel in der Hand, wenn 
eine Volksvertretung jo pflichtvergeffen fein follte, eine notwendige Bewilli— 
gung zu derfagen, Noort an die Nation zu appellieren? Wer das beutjche 
Volk kennt — und wenn Sie das nicht annehmen wollten, dann müßten 
Sie für die Abfchaffung der Verfaffung eintreten —, ber weiß, daß es einer 
Volfevertretung ben Laufpaß geben würde, welche ihre parlamentarijche 
Macht dazu benußte, um dad Vaterland zu entwaffnen oder in eine gefähr: 
liche Situation zu bringen. 

bin aljo der Meinung, daß dieſe Gründe abfolut gar nichts 
wiegen, jo leicht, daß ich e3 bedaure, daf von Seiten der Regierung darauf 
beitanden wird. Ach könnte Autoritäten anführen; ich könnte Ihnen nad): 
weiten aus den Reden ded Herrn Kollegen Miquel aus dem Jahr 1867, 
daß das volle Yudgetrecht das Ziel auch jener Herren war, und daß Herr 
Mignel, und in jehr überzeugender Weife, gerade dies auch in Bezug auf 
den Wiilitäretat in den Vordergrund gejtellt hat. 

Kun, meine Herren, die Militärverwaltung hat das, was ich von 
ihr erwartete, nicht verlangt. Wenn man glaubt, daß es ein Mittel fein 
jolt, um Kämpfe zu vermeiden, jo fage ich: es ift ein unwirkſames, ein arm: 
ieliges Mittel, and Sie werden fi davon überzengen, daß es nicht? hilft; 
Zie werden jehen, daß das Volf, welches einen Mangel an Bertrauen in 
dev gegenwärtigen Einrichtung ſieht, auch feine Konſequenzen zieht. Ich be: 
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daure e3 vor allen Dingen, daß die Regierung und auch ein Zeil ber Volks— 
vertretung unfere Nation vor dem Auslande gewiſſermaßen ala eine ſolche 
inftellt, deren Bertretung man nicht in die Hand geben kann, was alle 
onftitutionellen Nationen ohne weiteres haben. Nennen Sie mir boch bie 
Nation, bie dieſes Bewilligungsrecht nicht bat, wo man nicht im vollen 
Dertrauen auf die Volksvertretung eine jährliche Beratung des Militäretats 
bat mit allen Bollmadhten, die der Boltävertretung gebühren. Das ift das 
Zraurige, meine Herren, daß man bei una dem Auslande zeigt: ja, der 
Deutjche ift ein ganz gutmütiger Menſch, er ift ein guter Soldat, er ift treu 
feinem Kaijer, aber was die anderen Staaten an fonftitutionellen Einrich- 
tungen haben, dürfen wir diefem in biefer Beziehung num einmal unmün: 
digen Volke noch nicht geben. Nein, meine Gerren, dieſes Armutszeugnis 
verdient das deutſche Volk nicht, und ich glaube, fein Verhalten hat es ge 
zeigt, daß es nicht richtig ift, daß man fo verfahre. 
te den Antrag, den ich in der Kommilfion geftellt habe, 
nicht ala Kompenjationsobjett; es wäre eine vollftändig irrige Auffaffung; 
ich glaube, auch der Herr Reichötanzler hat bie Sache in diefer Beziehung 
mißverftanden. ch habe nichts weiter jagen wollen, ala: das ift die natür- 
liche Forderung, die wir im Intereſſe der Regierung, im Intereſſe der Armee 
jegt ftellen. ill die Regierung nicht darauf eingehen, will die Majorität 
der Volksvertretung nicht darauf eingehen, — habeat sibi! Sie werben 
daran noch zu tragen haben. Wir würden nach meiner Neberzeugung manchem 
erbitterten — ein Ende machen, wenn wir durch bie einjährige Bewilli— 
gung zu feften Zuftänden kämen. 

Meine Herren, ich will bei dieſer Gelegenheit noch einen Punkt be: 
—— der mir am Herzen liegt. Wenn wir die einjährige Bewilligung 
haben, glaube ich, es wäre gar nicht anders möglich, als daß wir zu dem— 
ſelben Verfahren gelangen, wie es in Frankreich jetzt üblich iſt. Bei uns, 
meine Herren, iſt die Präſenzziffer in unſerem Militärgeſetz, wie Sie wiſſen, 
einmal eine Marimalziffer, in dem Sinne, daß an feinem Tage des Jahres 
mehr Mannjcaften unter der Fahne präjent gehalten werben bürfen, als 
diefe Marimalziffer beträgt. Sie ift aber zweitens eine Normalziffer; fie 
bildet den Multiplifator für die 365 Verpflegungstage, wie fie im Etat in 
den einzelnen Ziteln und Kapiteln feftgeftellt werden. In Frankreich ift die 
Sache anders, und zum großen Vorteil, wie ich meine — das möchte ich 
fogar gegenüber ben Herren Zechnifern von der Militärverwaltung zu be: 
baupten wagen — zum Borteil der franzöftichen Armee. In Frankreich ift 
die Präjenzziffer des Etat3 eine Durchjchnittsziffer, welche der Armeeverial: 
tung bie fyreiheit gibt, an ber. einen Zage fo und fo viel mehr Mann unter 
ber Fahne zu halten, ald an bem andern, aljo auch die Durchichnittäziffer 
zu überfchreiten, während bei uns die Marimalziffer nie überjchritten werden 
darf, außer in den Fällen, die im Geſetz und in ber Verfafjung ausbrüdlich 
beftimmt find. 

Es ift natürlich, daß die franzöfiiche Armeeverwaltung baburch eine 
viel größere Latitübe hat; und, meine Herren, bie Sache kann unter Im: 
ftänden gefährlich für und werden. Die franzöfiiche Armeeverwaltung kann 
ein, zwei, brei Monate 50, 60 und noch mehr taujend Mann ohne weiteres 
präjent halten; fie kann die einzelnen Kadres verftärten. Das kann fie wegen 
ber Durchichnittäziffer; unfere Armeeverwaltung hat dieſe Befugnis nicht. 
Ich frage aber die Herren von der Militärvermaltung: wäre denn biefe 
Befugnis nicht etwas wertvolles, unter gewiffen Umftänden jogar geradezu 
etwa3 notwendiges, daß man, ohne Auffeben zu erregen, ſolche Verſtärkungen 
zeitweife vornehmen kann? 

Ich weiß, daß PBeltimmungen ber Verfaffung und der Gefeke dem 
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Kaiſer unter ungewöhnlichen Berhältniffen, 3. B. wenn ein Strieg als nahe 
angenommen wird, die Befugnis geben. Aber, meine Herren, ben Grund, 
dab ein Krieg nahe ijt, wird ber Böchfte Kriegäherr immer nur fchiver 
geltend machen. Bei Einführung der Durchichnittäziffer wäre bie Militär- 
verwaltung in der age, die Sache ganz geräufchlos zu machen, wie es in 
Frankreich gemacht werben Tann. 

Daß dies ein richtiger Gedanke, ift früher von ben Konfervativen 
ausdrüdlic” anerkannt. (Zuruf.) — Ja, ich weiß, Herr v. Kardorff, Ihr 
Freund, Herr Graf BethufisHuc, hat — leider wurde die Anregung von 
dem früheren Sriegsminifter v. Kameke zurüdgewiejen — jchon im Sabre 
1874 die Durchſchnittsziffer vorgeſchlagen. Er. jagte: es ift allerdings un- 
bequemer für die Regierung und bejchränft fie ſcheinbar, daß fie dem Reichs— 
tag gegenüber die Erjparniffe in das Etatögejeg aufnehmen müſſe; aber er 
legte mit feinen Freunden ein große? Gewicht darauf, daß die Militärver- 
waltung dadurch eine erweiterte Vollmacht befäme, die Latitüde, in jedem 
Augenblid jo zu handeln, wie es das Intereſſe des Vaterlandes erheiſcht. 
Ich möchte den Gedanken bei dieſer Gelegenheit wieder aufnehmen, und da 
der — Reichskanzler uns auf Reſolutionen verwieſen hat — ich will nicht 
eine Reſolution einbringen; er wird den Gedanken für gleichwertig mit einer 
Reſolution halten —, möchte ich der Militärverwaltung und dem Herrn 
Kriegsminiſter zur Erwägung anheimgeben, ob die Regierung nicht die Ini— 
tiative ergreift, daß wir auch bei uns zu einer Durchſchnittsziffer kommen. 

Sch weiß ed: manche Rede bes Herrn Grafen Moltte, unſeres be- 
rühmten Feldherrn, hat es allerdings jo erfcheinen laſſen, als wenn in 
Preußen alles feft und eijern begrenzt und in ganz ficheren Verhältnifien 
fortjchreiten müſſe. Er hat es einmal dargelegt, die Dinge müßten jo ein= 
gerichtet jein, daß jeden Tag nicht bloß für jeden Mann, fondern auch für 
jeden Gegenftand alles bereit wäre, und man nur zuzupaden brauche, um 
alles gegen ben Feind zu bringen. Ich glaube aber, daß man barin zu 
weit gehen fann. Es muß doch eine gewifje Elaftizität vorhanden fein. Ich 
bin ja nicht im ftande, militärisch die Sache mit den Herren auseinander: 
zufegen, ich bitte nur um Gehör und geneigte Erwägung, ob nicht dieſer 
Gedanke in Zukunft eine Berüdfichtigung verdient. 

Meine Herren, bei diefer Gelegenheit möchte ich ferner einen Punkt 
aus den Verhandlungen der Militärtommiffion noch nen Sie werben 
ji) vielleicht wundern, daß in dem Bericht eine jehr wichtige fyrage nur 

anz kurz abgethan wird, nämlich auf der Seite 13 bie fyrage wegen ber 

achtvollkommenheit des Kaiſers, welche aus Art. 63 ber Reichöverfaffung 
folgt. ch würde bie Frage hier nicht berühren, wenn nicht die allerver: 
ſchiedenſten Auffaffungen in unferen eigenen Kreifen und auch innerhalb ber 
Preſſe, und zwar aller Parteien, über dieſe Diskuffion in der Kommilfion 
hervorgetreten wäre. 

Es heißt in dem Bericht: 

Der erjte Vertreter der Militärverwaltung bezeichnet das Septennat 
als ein Kompromiß, da nad Art. 63 der Reichsverfaſſung ber Kaifer 
die Präfenzftärfe des Heeres zu beftimmen habe. 

Meine Herren, ich habe damals — das fteht in dem Bericht nicht, 
wie manches nicht, was don unferer Seite gejagt wurde; das fünnen wir 
ja auch nicht verlangen, wir haben eben bie Pflicht, das hier nachzuholen 
— ic habe damals ſofort Proteft gegen die Aeußerung eingelegt, wenn ihr 
bie Bedeutung beigelegt werden follte, dab ber Kaiſer nach Art. 63 der 
Reichsverfaffung das Recht habe, aus eigener Machtvolltommenheit nad) 
Ablauf des Septennats die Präfenzftärke des Heeres zu beftimmen. Sch be: 
ftreite das auf das alleventichiedenfte. Eine Anwendung biejer Auslegung — 
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wie ich fie dem Herrn Kriegsminiſter übrigens nicht zutraue — wäre eine 
frappante Verletzung unferer Verfaſſung. E3 wäre allerdings erwünſcht, 
wenn der Herr Sriegäminifter, da feine Rede zu Mißverſtändniſſen Der: 
anlaffung gegeben bat, eine Erläuterung gäbe. Ich glaube nicht, daß er 
meint, daß ber Kaiſer nad Art. 63 diefes Recht hat, fjondern daß er nur 
meinen fonnte, er habe e3 gehabt vor dem Abjchluß der gefeglichen Regelung. 
Das ift zwar nach meiner Meberzeugung auch nicht zutreffend; aber darüber 
wollen wir mit ihm nicht rechten, das ift eine Frage der Vergangenheit. 

Zunächſt ift nicht „Präfenzftärke* in Art. 63 Alinea 4 gejagt, ſondern 

„Präjenzitand“. (Hört! hört! Links.) Es handelt ſich dort nur um bie 
Verteilung auf die einzelnen Kontingente. Ter Art. 60 hat aber die Not: 
wenbdigfeit einer gejeglichen Regelung bezüglich der Friedenspräſenzſtärke jo 
flar und bündig hingeftellt, bab darüber gar fein Zweifel jein fann. Ferner 
find die Beftimmungen über den Etat auch jo fonnenklar, dat daran gar 
nicht gerüttelt werden kann. 

Ich möchte nun aber jeht noch aus den Motiven bes .. bon 

1874 vorlejen, was die Regierung felber ſagte. Bei den $$ 2 und 3 be: 
merften die Regierungsmotive damal3: 

Nah Art. 63 der Reicysverfaffung beftimmt der Kaiſer den Präfenz: 
ftand, die Gliederung und Einteilung der Kontingente des Reichäheeres. 
Das Budgetrecht der Reichövertretung übt auf diefe Prärogative nur 
infofern einen bejchräntenden Einfluß aus, ala e3 fih um Formations— 
änderungen handelt, welche den Etat berühren. Durch die $$ 2 und 5 
ber Vorlage wird nunmehr die Hand dazu geboten, die Grundzüge der 
Friedensformation des Heeres im Wege der Geſetzgebung mit der Reichs: 
vertretung zu vereinbaren. 

Schon Hieraus geht hervor, daß, jelbjt wenn die Meinung richtig wäre, 
daß ber Kaiſer aus Art. 63 der Reichöverfaffung bezüglich der Präfenzitärte 
diefes Recht gehabt habe — was wir beftreiten —, doch nach dem Gejek 
von 1874 davon nicht mehr die Rede fein kann. Der Herr General von 
Voigt⸗Rheetz, der im April 1874 auch dieſe Frage behandelte, hat Herrn 
v. Mallindrodt gegenüber über die Bedeutung des Art. 63 eine Erklärung 
gegeben. Er berührte dabei Art. 59 der Verfafſung. Dieſem hat befannt: 
lich ber frühere Herr Reichskanzler — und ber ift der einzige Mann ge: 
weſen, der dieje Interpretation vor den Septennatäwahlen hier vorgebracht 
hat unter dem Widerſpruch des Hauſes — eine von anderen nie ge: 
ahnte Bedeutung beigelegt. Herr General v. Voigt-Rheetz erklärte 1874 im 
Reichstage: 

„Prinzipiell fol der Mann 3 Jahre bei der Fahne dienen. Es ijt 
allerdings richtig, daß nicht jeder Dann 3 Jahre gedient hat, auch nicht 
fo lange zu dienen braucht, weil das Alinea 4 des $ 63 dem Kaiſer das 
Recht gibt, den Präfenzftand zu bejtimmen. Herr v. Mallindrodt wird 
wohl mifjen, daß bei der Beratung der Verfaffung ausdrüdlic” vom 
Bundesratätiiche erklärt worben ift, e3 ſei diefe VBorjchrift dahin zu ver: 
ftehen, daß der Kaifer Beurlaubungen bei der Armee eintreten Lafjen 
fann.“ 

Ja, meine Herren, dies Recht des Kaiſers hat niemand beitritten. 

In diefem Sinne hat der Präfenzitand eine ganz andere Bedeutung. Das 
ift auch etwas anderes, al3 im Art. 60 der Verfaſſung. Ich will mich vor: 
läufig kurz auf diefen Proteft bejchränfen. Ich nehme nicht an, daß die 
Vertreter der Militärverwaltung und der Herr Reichskanzler die Inter— 
pretation, bie fein Vorgänger vor ben Septennatswahlen hier gab, fich zu 
eigen macht. Ich glaube, dies ift eine „Eonftitutionelle Dottorfrage“. Ich 
Habe mich nur für verpflichtet gehalten, die Sache hier vorzubringen, weil 
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ber Bericht zu Mißverſtändniſſen Anlaß gibt, und im bemfelben nicht fon: 
ftatiert ift, daß mach unferer Meinung die Anwendung in dem Sinne, wie 
fie von einigen Seiten aufgefaßt ift, der Herr Kriegäminifter es aber nicht 
gemeint haben kann, eine jchreiende Verlegung der Verfaſſung wäre, daß 
davon feine Rede fein könne. 

Ich komme jegt zu dem materiellen Teil der Vorlage, wobei ich mich 
Ice furz faſſen will, Er bedeutet wejentlich eine Vermehrung der Präjen;: 
ziffer und Vermehrung der Artillerie. Ich will ohne weiteres zugeben, daß 
für mich von vornherein dieſe letztere Frage disfutabel war. Sch ftehe auch 
heute noch auf dem Standpunkt, daß ich jage, ich möchte jehr gern bie 
Gründe anerkennen, die die Militärverwaltung in Beziehung auf die Ver: 
mehrung der Artillerie beigebracht hat; aber die militärtechnifchen Rüdfichten 
find doch nicht allein die ausfchlaggebenden. 

Ich gehe auf die Zahlenverhältniffe der einzelnen Länder nicht ein. 
Ich Halte das für eine fehr undankbare Aufgabe. Wir haben jtundenlang 
in der Kommiffion Auseinanderjegungen gehört über das, was Frankreich 
an Militär hat, Rußland und Deutſchland. Man hat Hin und her ae 
und gewogen, ob taujend Mann da mehr oder nit. Im ganzen bin ıch 
fein — * Freund von dieſen ger erg in Bezug auf die Manns 
ſchaften, weil I laube, es fommt nicht viel dabei heraus. Selbjt wenn 
ber Nachweis ge übt wird, daß Frankreich fo und fo viel Taufend Mann 
mehr hat und jo und jo viel Batterien mehr, — den Wettlauf können wir 
doch auf die Dauer nicht mitmachen; wir können e3 niemals erreichen, daß 
wir numerijch jo ftark find wie Rußland und Frankreich zufammengenommen. 
Das fünnen wir einfach nicht. Sie fünnen nie ein Ende — ſelbſt 
wenn Sie den Dreibund in Rechnung ziehen, wenn der Wettlauf weiter ge— 
macht wird, wenn, wie ich fürchte, nach dieſer Vorlage nun in Frankreich 
und Rußland auch weiter angezogen wird. Ja, meine Herren, wir find auch 
nicht reich genug, die Zukunftspläne des Herrn Sriegsminifterd und des 
Herrn Reichöfanzlerd durchzuführen; wir haben nicht die Steuerfraft dazu, 
und ich hoffe, wir werben den Beweis noch liefern können. 

Meine Herren, ich ftelle bei diefer Diskuſſion in den Vordergrund: 
niemand bon uns verlangt, daß die Kriegsſtärke unjerer Armee in irgend 
etwas zurücgejegt werden joll, — in dieſem Punkte find wir alle einig, wie 
wir es im Jahre 1874 und jpäter waren. Es handelt fi nur um den 
Weg, wie man die allen erwünjchte, größtmögliche Kriegsſtärke zu erreichen 
glaubt. Da muß ich nun jagen: ganz überzeugend find die Ausführungen 
der Kriegsverwaltung nicht für mich gewejen. Wenn die Sriegaverwaltung 
nicht gelten läßt da3 Wort des Fürſten Bismarck, daß der Deutſche an 
Duantıtät es doch nicht wettmachen kann den anderen, daß er es mit ber 
Qualität tun muß und fann, dann find wir ohnehin verloren. Und da 
frage ich: ift wirklich die Sache jo, daß wir jet in der Sommerjeffion hier 
figen müſſen? Wegen einer Eleineren Anzahl von Batterien würde jich die 
Sache vielleicht leichter gemacht haben — aber was ijt alles darau gereiht! 
In diefer Saiſon jetzt fißen zu müfjen, während man uns im Frühherbſt 
hätte berufen fönnen, two wir im der Yage wären, im Verein mit der Fi— 
nanzfrage die Sache zu erledigen! Ich kann mich davon nicht überzeugen, 
daß jeht gerade in diefem Monat die Sache gemacht werden muß — und 
gemacht werden muß ohne Küdfiht auf die finanzielle Entwidelung der 
Zufunft. In diefer Beziehung ift in der Kommiſſion ein überzeugender 
Beweis nicht geliefert worden. Meine Herren, die Herren Techniker haben 
ja jehr oft uns zurüdgemwieien mit der Begründung: in diefer Beziehung 
müßt ihr der Militärverwaltung glauben, techniich die Sache zu beurteilen 
jerd ihr gar nicht im Stande. Ich gebe das vollkommen zu. Ich habe aber 
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ihon in der Kommilfion ausgeführt, daß dann überhaupt feine Volkäver: 
tretung möglich wäre, in feinem Lande der Welt, wenn man immer Tech: 
nifer verlangte zur Beurteilung der einzelnen und bejonder3 der militärischen 
ragen. babe volles Zutrauen zu ben Herren ber jetzigen Militärver: 
waltung, daß fie die Sache vortrefflih machen, und ich wiederhole, daß es 
mich freut, daß die Herren mit dieſer Lebhaftigkeit und Unerjchütterlichkeit 
ür ihre forderungen eintreten und uns davon überzeugen wollen. Bas ijt 
ihre Pflicht, und es freut mich ber Reffortpatriotismus, den fie dabei an 
den Zag legen. Aber, meine — wir haben dieſelbe Verpflichtung hier 
in Bezug auf die finanziellen Bedürfniſſe des Landes und in Bezug auf die 
finanziellen Leiſtungen. Wir können uns da nicht einfa abfpeifen laſſen 
mit den Worten: ihr jeid feine Techniker, darin müßt ihr uns vertrauen, 
ba3 verſteht ihr nicht. 

Meine Herren, ber Herr Abg. Dr. Miquel jagte dem berühmten Ber: 
treter für Königsberg, dem General Bogel v. Falkenſtein, gegenüber in der 
Eigung vom 6. April 1867 — und die Worte des Herrn Abg. Dr. Miquel 
pflegen ja mehr Gewicht zu haben, wie die Worte von anderen Rednern, aljo 
mit Vorliebe zitiere ich ihn daher jet — ex fagte: 

Mit diefer Theorie tötet man nicht das Bewilligungsrecht bezüglid) 
ber Armee, tötet man den Parlamentarismus überhaupt. Aber dieſe 
Theorie ijt faljch, und ich werde mich bemühen, das näher auszuführen. 
Sie ift volltommen falſch, e3 ijt gar nicht erforderlich bei der Behand: 
lung von parlamentariichen Fragen, daß jedes Mitglied des Parlaments 
in alle technifche Einzelheiten einzudringen verfteht; dafür find eben die 
Techniker vorhanden, die in einer jolchen Weije da3 Parlament über 
technische ragen aufklären müflen, daß man das durchaus entnehmen 
fann, was für die parlamentarifche Entſcheidung erforderlich ift. Meine 
Herren, das Parlament muß mehr thun, als techniiche Fragen beant: 
worten. Das Parlament muß die verjchiedenen techniichen Verwaltungs: 
zweige gegeneinander abwägen, das kann nicht dulden, wird nie dulden, 
nie, jelbjt im einem nicht parlamentariichen Staate dulden, daß eine 
techniſche Seite allein entjcheibe. 

Wir werden aljo nach und nach doch zu einem vollitändigen Bewil— 
ligungsrechte gelangen und nur in einer verbitterten Weije, während man 
fonft, bin ich überzeugt, jeitens des deutſchen Parlaments, namentlich, 
folange irgend eine Gefahr nad) außen da ijt, das größte Entgegentommen 
gegen die Armee finden wird. 

So urteilte auch der Herr Abg. Dr. Miquel über die Frage der 

militärifchen Technik. 

Meine Herren, wir haben lange Kämpfe geführt zwijchen den An: 
bängeru und Gegnern der zweijährigen Tienjtzeit. Ich glaube, das deutjche 
Bolt Hat in dieſer Frage abgejchlojjen. (Zuruf.) - - Zn feiner Majoritat 
natürlich, das ijt jelbjtverjtändlich. Gehen Sie doch in die Banernhäuſer, 
fragen Sie die Bauern, ob jie Ihnen nicht jagen werden, daß jie die Söhne 
früher zurüdhaben wollen, und ob jie nicht aus den Erfahrungen ihrer Söhne 
und aus ihren eigenen willen, daß das dritte Tienftjahr in der Ihat fur 
viele mehr jchadet wie nützt. Ich kaun mir nicht helfen, ich habe mich zu: 
den Aeußerungen des Herrn Neichstanzlers nicht überzeugen können, daß c> 
notwendig jei Kir die Aufrechterhaltuug der Disziplin. Ich glaube, die Herren 
werden jich darauf einrichten müſſen, das dentiche Bolt wird in jeiner Ma: 
jorität von der Cinführung der zweijährigen Tienitzeit nicht ablaffen; iv 
Ichnelier Sie dieje Thatſache als ſolche hinnehmen, deſto beifer wird es auch 
für die Dlilitärverwaltung jet. 

Meine Herren, wir find wicht ſolche Himmeleſtürmer, daß wir unn 
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fofort die Sadıe rg ar Man Hat uns aud) I wieder gejagt: warum 
jegt gerade an dieſer Vorlage anjegen? Dieje Se hichte fennen wir nun 
ſchon jeit fünf oder ſechs Vorlagen, die ich mit erlebt habe. Diefer Stand: 
punkt der Militärverwaltung: „das Ganze oder nichts, jo muß es fein“ — 
ift unhaltbar. Ja, meine Herren, warın Fllen wir denn mit der Forderung 
von Kompenjationen lommen? Wir haben im Jahre 1880 um ſolche gebeten, 
wir haben im Jahre 1887 um SKompenfationen gebeten, — immer hieß es: 
nein! Nicht etwa die gejekliche Einführung der zweijährigen Dienftzeit ver— 
langten wir, die Vertreter ber freifinnigen ‘Partei gaben damals unisono bie 
Erklärung ab, man möge nur irgend eine Zuficherung geben, daß man dieſe 
Erleichterungen zufünftig eintreten laſſen wolle. Nicht? fagte Herr Bronfart 
von Schellendorf zu, nicht zu ber geringften Konzeifion iſt er gefommen. 
Nun wundern Cie fi über die Wirkungen Ihres Verhaltens. Sollen wir 
benn ben Saß bei uns in Deutjchland gelten lafjen, daß die Militärverwal: 
tung allein das Recht Hat, ihre Vorlagen jo burchzufegen, daß auch nicht 
ein Zitelchen daran geändert werden darf, und daß fie feine Erleichterung 
zugibt? Das fönnen Sie nicht von ung verlangen! Wir haben die finan— 
ziellen und wirtjchaftlichen Intereſſen des Volkes auch zu vertreten, und in 
diefer Beziehung glauben wir einige Sachkenntnis und Sachverſtändigkeit für 
uns in Aılprud nehmen zu dürfen. Wir find abgewieſen jebt, wie in allen 
früheren Jahren, two wir über Militärforderungen verhandelt haben, mit 
unjeren Kompenjatiorien, man hat uns verwiejen auf Rejolutionen, auf die 
Zukunft, die Regierung würde jelbjt thun, was zu machen wäre. a, meine 
Herren, der Herr Kollege Windthorit hat fich ja auf jolche Refolutionen zurück— 
gezogen, und wir werden auch jelbitverftändlich für diejelben eintreten, wir 
halten es immerhin für wertvoll, daß das Parlament in feiner Majorität 
wenigjtens jeiner Meinung cinen formellen Ausdrud gibt, wenn es nicht 
entichlofjen ift, diefer Meinung durch die That, d. h. durch Streichungen in 
der Vorlage Geltung zu verichaffen. Wir wollen mit Ihnen heute darüber 
rechten, ich habe nicht die Abficht, Sie deswegen anzugreifen; wir werden 
Sie bei den Rejolutionen unterftügen, aber wir haben bie andere 
daß nun aud in Zukunft Ernft gemacht wird. Denn fo fönnen die Dinge 
allerdings nicht weiter gehen, wie fie jet feit bem Jahre 1874 gegangen find, 
in ber biäherigen Weile darf das Parlament mit der Regierung in Militär: 
ſachen nicht verhandeln. 

Meine Herren, ich fann wohl darauf verzichten, daß ich einen Zeil 
unferer Kommiffionsunterhaltung über die zweijährige Dienftzeit hier wieder: 
gebe und fritifiere; ich nehme an, daß einige meiner Freunde diejen Puntt 
noch ausführlicher erörtern werden, insbeſondere bie wirtjchaftliche Bedeutung 
der Dienftzeit. Ich will nur mit ein paar Worten daran erinnern, daß 
doch die Militärverwaltung eine gewiſſe Einfeitigfeit hat bei der Beratung 
der Dinge, die für uns hier maßgebend find. Der eine Herr Vertreter der 
Militärverwaltung hat eine Ausführung gemacht, die darin gipfelte, daß Die 
längere Dienftzeit eigentlich) eine wahre wirtichaftliche Wohlthat für Die 
Nation wäre, -— eine Ausführung, die in ihrer Konſequenz ohne weiteres 
dazu führen müßte, daß nicht bloß die dreijährige, jondern die vier-, fünf:, 
ſechsjährige Dienftzeit geradezu von uns verlangt werden müßte. Er fagte: 
die Dienftzeit it die Zeit der Ferienkolonie für die Soldaten; während fie 
unter der Fahne ftehen, find fie wohlgenährt, fie jehen vortrefflich aus, be: 
fommen viel Fleiſch zu eifen, und dann nad einem Jahre find fie abge: 
magerte Geitalten. Ya, meine Herren, diefem Begriff der Ferienkolonie können 
wir und allerdings nicht anjchliegen, und wir haben aus dieſer Ausführung 
des Herren Dertreterd der Militärverwaltung, ber ſonſt wahrhaftig den An: 
ipru Hat, in diejen Dingen ein lompetenter Beurteiler zu fein, uns klar 
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gemacht, daß die Herren doch auf einem himmelweit von dem unſrigen ver: 
ichiedenen Standpunkt in wirtfchaftlicher und finanzieller Beziehung ftehen. 
In diefen Dingen müffen Sie denn doch den Männern aus der Volksver— 
tretung ein gewiſſes Gewicht beilegen. 

Eine andere frage: was nennt die Militärverwaltung dringlich? Sie 
hat auch die Erhöhung der Offiziersgehälter für dringlich gehalten in diejer 
Sommerſeſſion. Ya, meine Herren, das hat mich Kr fühl gemacht. 
Wenn bie Herren den Maßſtab der Dringlichkeit und unbedingten Notwendig: 
feit anlegen, und ich gehe nun mit bien Maßſtabe an die Militärvorlage, 
— wird mich da3 nicht in dem Glauben erjchüttern müſſen, daß nun wirf: 
lich wicht mehr gefordert wird, als unbedingt dringlich und notwendig ift 
für den Augenblid?: Wer zu viel will, jchadet jelbit dem wenigen, was er 
glaubt erreichen zu müſſen. Ich bin der Meinung, daß die Militärverwal: 
tung durch die Häufung der Vorlagen denjelben gejchadet hat. 

Nun, meine Herren, fomme ıch zu dem Punkt, der für mich der ent: 
icheidende ijt und auch der entjcheidende bleiben wird. In diefer Beziehung 
habe ich allerdings die Antiaßung, mir auch ein Urteil zuzutrauen, nämlid) 
über den finanziellen Punkt. Ich bedaure es, daß man uns ausdrücklich 
hingeftoßen hat auf einen Vergleich mit anderen Ländern; ich werde dieſen 
Vergleich heute in einigen Beziehungen machen. Der Herr Schatzſekretär hat 
in der Auseinanderfegung über die finanziellen Berhältniffe in der Budget: 
tommiſſion ausdrüdlich die Meinung ausgeiprochen, e3 ſei unbequem, daß 
wir neue Steuern brauchen, — und nad) feiner perjönlichen Meinung find 
neue Steuern notwendig, und ‘wir würden und darüber in den nächiten 
Seifionen zu unterhalten haben; aber Deutjchland fönne e3 aushalten, zumal 
im Vergleich mit anderen Ländern. Wir haben jehr viele Zahlen aus Frank: 
reich bekommen, aber manche nicht. Es thut mir leid, daß ich jet darauf 
eingehen muß; aber von dem Heren Schaßiefretär iſt das im den Vorder: 
grund gejtellt worden ebenjo wie vom Herrn v. Kardorff in der erften Leſung 
diefer Vorlage. Iſt es denn richtig, daß der Militäretat in Frankreich in 
dem Maße gewachjen ijt wie bei ung? ch verneine die Frage, inſoweit e3 
fih um bie finanziellen Berhältniffe handelt. Ich jehe von dem Grtra: 
ordinarium ab; ich weiß nicht, wie viel in Fyranfreich im Grtraordinarium 
fteht, wa3 eigentlich zum Ordinarium gehört. Ich kann aber — (Zuruf vom 
Miniftertiich) — der Herr Kriegsminijter beftätigt das auch von fich; ich 
glaube aber, Sie können das überhaupt nicht kontrollieren, — ich nehme an, 
— namentlich das legte Budget in Frankreich iſt jehr jorgfältig aufgeftellt —, 
dat die Orbinarien ım großen und ganzen fich entiprechen. Frankreich gibt 
mehr aus für jeine Armee, das iſt zweifellos, die Zahlen find höher; aber 
find die Ausgaben in — Zeit gewachſen? Ich will Ihnen einmal ſeit 
1870 die Zahlen des Ordinariums vorleſen. Kriegsminiſterium, 1878: 430 
Millionen, 1879: 442 Millionen, 1880: 460 Millionen, 1882: 457 Millionen, 
1883: 467 Millionen, 1884: 484 Millionen, — das ijt der Höhepuntt, und 
num geht der Sriegsetat wieder herunter, -— 1885: 477 Millionen, 1886: 
459 Millionen, 1887: 444 Millionen, 1888: 429 Millionen, 1890: 445 Mil: 
lionen. Die Ausgaben der Armee find allerdings in den legten zwölf Jahren, 
bi3 zum Jahre 1884, in die Höhe gegangen; von da gehen fie wieder einen 
ganz gehörigen Schritt herunter, um 40 Millionen Mar. (Zuruf.) — Wein, 
Mark, es ift umgerechnet. Meine Herren, wir haben jeit 1879/80 das Ordi— 
narium von 315 bis 379, aljo um 63 Millionen Mark erhöht, während 
Frankreich in diefer Zeit in den letzten ſechs Jahren in feinem Ordinarium 
heruntergegangen ift. Alfo, ich würde doc) bitten, daß man uns nicht aus: 
brücklich darauf hinftößt, unfere finanziellen Verhältniffe aus der legten Zeit 
mit denjenigen anderer Länder zu vergleichen. Wir Haben auc) *, Milliarden 
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in ben legten vier Jahren ausgegeben für außerordentliche Heeres: und 
Marinezwede, — °; Milliarden in vier Jahren! Wir haben 1876 noch 
feinen Pfennig Schulden im Deutjchen Reiche gehabt, und jet ftehen wir 
ſchon zwifchen 1! und 2 Milliarden. Und diefen Thatfachen gegenüber jagt 
ber Herr Schagjefretär in der Kommilfion jehr fühl: wir werden etwa 60 
Millionen im nächſten Jahre mehr brauchen ala bisher, und ich erkläre: 
ohne neue Steuern ift die Sache nicht zu machen, und darüber werben wir 
jpäter fprechen. Ya, meine Herren, das ijt ein Ding der Unmöglichkeit; auf 
diefen Standpunft kann fich fein Parlament einlaften, wenn die Vertreter 
der Yinanzverwaltung von uns verlangen: jet bewilligt gefälligit die Aus: 
* das andere wird ſich dann finden; wir werben fpäter neue Steuern 
machen. 

Herr d. Kardorff hat — und das ift der Punkt, den ich vorher noch 
berühren will — bei der erften Leſung darauf hingewieſen, bie direkten und 
indireften Steuern betragen in Franke 55, in England 35 und bei uns. 
19 Mark pro Kopf der Bevölkerung. Da — fo fagte Herr dv. Karborff — 
da ſoll man doch wahrlich nicht davon reden, daß die Nation überlajtet 
wird; in dem Verhältnis find wir nicht ärmer als andere Nationen; Deutjch: 
land ift eine reiche Nation. Darauf allerdings Widerſpruch links von uns 
jerer Seite. 

Meine Herren, jolche Vergleiche zwiſchen den Finauzen einzelner Länder 
find Schwierig durchzuführen. Sch gebe Ihnen von vornherein offen und ehr: 
lich zu, daß man fehr genau unterfuchen muß: was bedeuten denn die ein: 
zelnen Zahlen? Man muß trennen die Ausgaben für den Staat, die Aus: 
gaben für die Kommune. Es find die Budgets an fich nicht jo ohne weiteres 
vergleichbar. Herr dv. Karborff hat aber diejen Vergleich gemacht, und * 
Buhl hat es z. B. bei einer anderen Gelegenheit nuch jo gemacht, daß er 
die Steuern in Yaufch und Bogen pro Kopf ber Bevölkerung von Frank— 
reich, England und Deutjchland verglichen hat. Folgen wir einmal diefen 
beiden Herren! ch möchte zunächſt einmal England herausnehmen und 
will Ihnen auch ein Erempel machen. 

Herr Buhl gab damals an für England 40 Mark pro Kopf ber Be: 
völferung, für Frankreich 55. Ich will den Durchſchnitt nehmen nach dem 
nenejten mir in den Hauptzahlen vorliegenden Budget, pro 1888/89; ba 
fommen etwa 38'/: Mark auf den Kopf ber Bevölferung in England an 
direften und indirekten Steuern. Jetzt wird ed mäßiger fein; denn England 
ijt ja dasjenige Land, welches in der glüdlichen Lage ift, Finanzminiſter zu 
haben, die nicht bloß mit Steuererhöhungen fommen, fondern auch einmal 
ein paar Dutzend Millionen zu Steuererleichterungen übrig haben, wie Mi: 
nifter Göſchen beim lebten Budget zur Freude der Engländer gethan hat. 
Wie fteht e3 num bei uns? Ich kann, da ich die direften Steuern mit in 
Betracht ziehen muß, hier nur für Preußen das Exempel maden; die Ber: 
hältnifje in den anderen deutjchen Staaten werden ähnlich fein. Wir Haben 
in Preußen 1890,91 6,1 Marf direkte Steuern pro Kopf der Bevölferung 
und Stempel: und Grbichaftsiteuer 28 Millionen, macht 1 Mark pro Kopf 
der Bevölferung; am indireften Steuern hat dad Reich 1889/90 nad) dem 
Sit 13 Marf pro Hopf der Bevölkerung. Tas find aljo 31 +LL1; 
macht alfo 20,1 Mark in Deutſchland gegen 38 Mark in England. 

Nun muß man jich aber diejenigen Yajten anjehen, welche durd) die 
Geſetzgebung dem einzelnen Lande jonjt noch auferlegt werden, Zie werden 
num doch ohne weiteres einräumen, — und ich glaube, jelbjt mein verehrter 
Gönner, der Herr Abg. Graf Kanitz, den ich eben vor mir ſehe, wird mir 
es einräumen müjjen, da er jebt zu denjenigen gehört, die jagen: der Zoll 
wirft und zwar bejonders der Zoll auf das Getreide —, dab die Laſten der 
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Schutzzölle gleich denen ber Steuern zu betrachten find. Nun machen Sie 
biejes Erempel einmal allein für die Kornzölle! Meine Herren, wenn Sie 
nach der amtlichen Statiftit des Verbrauchs vom legten Jahre die Zolllaſt 
berechnen, jo fommen Sie auf 610 Millionen, und zwar bei Roggen, Gerſte, 
. Weizen und Hafer, — 610 Millionen! Davon ab die 100 Millionen für 
in die Reichskaſſe fommende Getreidezölle, macht 510 Millionen; alfo allein 
von Getreibezöllen 10 bis 11 Mark pro Kopf der Bevölkerung. Dies rechnen 
Eie den 20,1 Mark zu, daun haben Sie für die große Maſſe ſchon 31 bis 
32 Mark gegen 33 in England. Aber ich bin noch nicht mit meiner Rech— 
nung fertig. Nun rechnen Sie einmal, was Holz, Eifen, Eped, Fleiſch und 
alle die anderen Dinge, Zertilfabrifate u. ſ. w. infolge bed Schußzolles an 
Laſten binzubringen. Ich glaube, ich kann getrojt die Behauptung wagen 
— und niemand, auch ein jolcher Rechentünjtler wie der Herr Abg. v. Star: 
borff nicht, wird dem entgegentreten —, daß die deutiche Nation in ihrer 
großen Mafje mehr abjolut belajtet ift als die englifche infolge der Steuern 
und ber ſtaatlichen Geſetzgebung. 

Nun, meine Herren, frage ih Sie: kann Teuticyland mit England 
in Bezug auf den Reichtum verglichen werden? Ich will in dieſer Beziehung 
nur ein paar Zahlen geben. Nach Soetbeer hat nad den letzten Ermitte: 
lungen England im Jahre 1876 Einkommenſteuer — und bie Einfommen: 
ſteuer wird von 150 Pfund Sterling an, wie Sie wiſſen, erhoben; es find 
alfo die Einfommen unter 3000 Mark fteuerfrei — von 11! Milliarden 
Einfommen erhoben, und im Jahre 1887 ift der Betrag des Einkommens 
auf 12! Milliarden hinaufgegangen. In Preußen haben wir in derjelben 
Zeıt von allen Einfommen von über 2000 Mark von 2'/, Milliarden Ein: 
fommen und 1887 von 2% Milliarden Eintommen erhoben. Aljo 12'. 
Milliarden Einkommen von über 3000 Mark in England und 22; Milliarden 
von Einfommen von dem Einkommen über 2000 Mark in Deutjchland! 

Meine Herren, aud) dieje Zahlen geben zu denken. Ich räume ein, 
daß fie nicht ohne weiteres zu vergleichen find; die Eijenbahnen z. B. fehlen 
bei uns, während fie in England einbegriffen find; fie fommen aber doch in 
entjcheidendem Maße nicht in Betracht. Ich glaube nicht zu viel zu jagen, 
wenn ich behaupte, daß die Engländer mindeſtens zwei: bis dreimal jo reich 
find al3 wir; ich glaube, dem wird niemand wiberjprechen. Trotzdem zahlen 
wir abjolut an Steuern und Schußzöllen mehr als das reiche England. 
Meine Herren, ich weiß nicht, haben die Herren, hat der Herr Schagjefretär 
neulich, als er uns darauf hingewielen hat, wir möchten doch einmal einen 
Bergleid mit den anderen Ländern ziehen, — haben fich bieje Herren das 
auch vergegenwärtigt? Ich frage den Herrn Schapjefretär: ift er im ftande, 
dieje Zahlen zu bemängeln oder zu vernichten? ch ziehe die Konſequenz 
daraus, daß er verpflichtet wäre, ſoweit es irgendwie in feiner Macht fteht, 
jeder Erhöhung der nicht unbedingt notwendigen Ausgaben in ber feiten 
leberzeugung, daß die Sache nicht mehr weiter geht, entgegenzutreten. 

Und was haben wir von dem Heren Schaßjefretär gehört? Nichts 
weiter, al3 dab wir in nächiter Zeit uns den Kopf zerbrechen müßten über 
neue Steuern. Meine Herren, mir liegt hier eine Zahl vor, die ich mit 
allem Vorbehalte geben will; jie kommt mir fait unglaublich vor, idy kann 
fie noch nicht genau fontrollieren, fie jtimmt nicht ganz mit der von Herrn 
Kardorff. Yu Frankreich haben jeit 1879 die indirekten und direkten Steuern 
zulammengenowmmen - ic will Sie nicht mit Spezialitäten ermüden — ver: 
hältnismäßig nur um ſehr wenig, um ein paar Mark pro Kopf der Be: 
völferung zugenommen, — feit dem Jahre 1879! So menigiteng nach den 
mir vorliegenden Berechnungen nach dem Gothaifchen Hoftalender; nad) dem 
Gtat habe ich mir die Sache noch nicht ausgerechnet. Alſo jelbit das reiche 
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— —— hat fich ſehr gehütet, in den letzten Jahren die Steuerkraft der 
Bewohner in ſo hohem Grade anzuſpannen. Nun ſehen Sie einmal den 
Galopp, in dem wir auf dieſer Bahn gelaufen find! Bor zehn Jahren hatten 
wir an Zöllen 103'/ Millionen Einnahmen, macht 2,3 Mark pro Kopf der 
Bevölkerung, und im vergangenen Jahre 1889/90 eine Ifteinnahme von 350 
Millionen Mark, aljo ein Mus von 250 Millionen, 7,3 Markt pro Kopf 
der Bevölkerung, während wir vor eff Jahren noch 2,3 Markt pro Kopf 
hatten. Iſt das nicht eine erſchreckende Thatſache? Und das find gerade Die- 
jenigen Steuerobjefte, die getragen werden von den ärmiten Seichten der 
Bevölkerung. In Frankreich find die Steuern feit jener Zeit faft unnennbar 
in die Höhe gegangen und bei ung in dem erwähnten folofjalen Maß allein 
bei den Zöllen; von Branntwein u. ſ. mw. ift dabei noch gar feine Rede, — 
ich habe dieſe Dinge gar nicht mit hineingerechnet, jondern nur die Zölle 
allein. Bon 2 bis 7 Mark pro Kopf der Bevölkerung! 

Und dann, meine Herren, werden und immer noch neue Projekte an: 
gejonnen. Was joll das werden? Hat der Herr Schafjefretär etwa gejagt: 
wir jehen e3 ein, diefe Politik ift unhaltbar, diefe Liebesgabe von 40 Mil: 
lionen an die Brenner, die ihnen ohne Recht und Würbdigfeit ohne weiteres 
zufließen aus den Taſchen der Konſumenten, — wir wollen einmal dieſelben 
wenigftens auf die Hälfte reduzieren? Kein Wort davon! Im Gegenteil, 
ich traue den Herren zu, daß fie ſogar eine heimliche Liebe zur Erhaltung 
und Konjervierung ber Liebesgabe haben. Hat er uns ein Wort gejagt von 
den Zuderprämien? Kein Wort davon. Was aber hat er uns gejagt? 
Getreidezölle, darauf macht euch feine Rechnung, die dürfen nicht a 
werben, jchon im Intereſſe unferer finanzen nicht. Ich weiß es, dad war 
eben die böfe That. 100 Millionen bringen die Getreidezölle ein; und jeßt 
finden wir jogar Finanzminifter, welche daran nicht rühren wollen, die früher 
mit und der Meinung waren, daß dies ein fchädlicher Zoll für die Land: 
wirtihaft fogar wäre. Früher hat man gejagt: dad foll kein Finanzzoll 
werden; im Gegenteil, wir bedauern jeden Grofchen, der den fyinanzen bes 
Reiches zu gute fommt; er ſoll lediglich als Schußzoll der Landwirtichaft 
dienen. Ya, jehen Sie, wie vergnügt der Herr Schaßfefretär, der früher 
Gegner der Getreidezölle war, bereit3 auf feinem Geldjad fit und nicht einen 
einzigen Grofchen herausgeben will aus den Getreidezöllen. 

Weiter, meine vo Reichdeinfommenfteuer! Dieſe armen Phan- 
taften und dealiften, Die wir find. Wir haben uns allerdingd erwärmt 
nach dem Vorgang der 74er Liga, zu der auch mein verehrter Gönner Herr 
v. Minnigerode, der leider nicht mehr hier ift, gehörte, für die Reichgeinfommen: 
fteuer, weil man darin ein Mittel jah, erjtens, dad Reich nad) gewiſſen Seiten 
hin auf eigene Füße zu ftellen, und zweitens, um endlich auch) an die wohl: 
habenden Leute im Reich heranzutommen. Was jagt der Herr Schapjekretär? 
Das geht nicht. Im Bericht fteht es nicht; er hat in der KHommiffion aber 
allerdings gejagt, die Frage wäre diskutabel. ch gebe aber zu, es hatte 
wenig Bedeutung gegenüber dem, was nachher fam. Er hat jogar den Art. 70 
der Verfaffung — ich glaube, das fteht im Bericht — angeführt, der vas 
verbiete. Deine Herren, in dem Art. 70 fteht einfach nur: folange feine 
Reichsſteuern eingeführt find, werden die Matritularbeiträge erhoben. Und 
nun fommt der Herr Schaßfefretär und beruft fich auf diefen jelben Artikel, 
der nicht mit einem, ſondern mit drei Fingern auf die neuen Neichöfteuern 
binmweift, und ich führe wiederum Herrn Miquel als Autorität an und 
Tweſten, die ausdrüdlich gejagt haben: die Matritularbeiträge follen nur fo 
lange gelten, als nene fonjtitutionell gleichwertige Steuern von uns ange: 
nommen find, 

Ja, meine Herren, ich bin boch ber Meinung — ich könnte dieſe 
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en Betrachtungen noch jehr weit fortjeßen —, daß diefe Thatjachen 
binreihen, um uns Elar zu machen, ed wäre unverantiwortlich, wenn 
die Bolfävertretung angeficht3 einer ſolchen Erklärung des maßgebenden Tat: 
tord in nnjerer Reichäfinanzverwaltung ohne weitered und im Bertrauen, 
daß die Dinge doch jo ſchlimm nicht werben, und wir wohl ohne nene 
Steuern wegkommen werden, fich auf die Dinge hineinftürzt. Nein, meine 
das fann ich nicht; das duldet mein fonftitutionelles Gewiſſen nicht. 
ie Herren mögen warten bis zum Etat und mögen ung dann einen fyinanz: 
plan vorlegen; wir wollen vor allem wiſſen: welches werben die neuen Steuern 
fein? Soll das eine Fortſetzung jener unjeligen Schußzoll: und Finanzpolitik 
fein, oder will man endlich in andere Bahnen einlenten? Darüber haben 
wir nichts gehört, und was wir gehört haben, hat in uns bie allerfchlimmften 
Befürchtungen auffommen lafien. 

Meine Herren, Gambetta hat früher — und ich habe jchon einmal 
von diefer Stelle davon Notiz genommen — gejagt: die Deutjchen haben uns 
mit den Waffen in ber Hand befiegt; jet werben wir den Finanzkrieg mit 
Deutfchland führen, und in diefem Finanzkrieg werben wir die Sieger fein. 

babe gejpottet über das Wort des Herrn Sambetta. Ja, meine Herren, 
dieſes Wort fcheint ernft werden zu wollen. Wenn Sie die Entwidlung der 
Finanzen in frankreich und in Deutichland in den lekten Jahren anjehen, 
dann möchte es mir faft fo jcheinen, ald wenn wir in der That fchon über 
das Maß bes Zuläffigen in der Beziehung hinausgegangen find. 

Meine Herren, wir haben nicht die Neigung, in diefem Finanzkrieg 
zu unterliegen; wir haben die fefte Heberzeugung, daß ed auch anders gehen 
möchte. Wir haben das Vorbild in unjeren Altvordern. Man hat mit 
tleinen, verhältnismäßig winzigen Summen e3 damald verftanden, Europa 
egemüber fich zu halten; man hat aber auch die finanzen ala die erfte 
Reerne des Volkes angejehen und nicht in der Weiſe die Schulden und die 
Steuern erhöht, wie wir das in ben legten Jahren gethan haben. Wir 
haben, glaube ich, mit Recht daher bie Forderung geftellt: alles, was nicht 
unbedingt notwendig ift, muß bis zur nächiten Seffion vertagt werden, und 
dann werben wir ja auch die Sache ruhig und in aller Unbefangenheit er: 


Der Herr Schatjekretär hat die Invalidenverficherung mit 10 bis 13 Millionen 
für die nächiten drei Jahre in Anrechnung gebracht. Wir wiſſen darüber 
noch nichts, aber in abjehbarer Zeit haben wir hier eine Ausgabe von 50 
bis 100 Millionen mehr, und daneben noch andere Ausgaben: die Entwid: 
lung ber Marine, Rolonialpolitif u. ſ. w. Ich gratuliere Jhnen, wenn Sie 
dabei gleichmütig und ruhig in die Zukunft Schauen können. Ich bin Optimift 
vom Kopf bis zur Zehe, aber angefichts diefer Thatjache, bei dem Studium 
unferer Tyinanzverhältnife, bei der Kenntnis der Lage unjerer arbeitenden 
Klafien und kleinen Leute im Lande möchte ich doch wirklich jagen: bis hier: 
her und nicht weiter! Wir müffen endlich einmal einen feiten klaren Finanz— 
plan haben, eine wirkliche Steuerreform, denn die bisherige war nichts weiter 
als eine fortgejeßte Bermehrung der Steuern. Der Herr Schapjefretär hat 
uns in Ausficht geftellt mehr indirekte Steuern im Reich, mehr direkte im 
Preußen und ın dem übrigen Einzeljtaaten. —— - & 
fteht es wohl auch im Bericht. Ich proboziere auf die Mitglieder der Kom: 
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miffion, fo ift es allerdings gefagt worden: zugleich eine Vermehrung ber 
direkten und indirekten Steuern. Ich glaube, daß ber Herr Schaplefretär 
das nicht wird in Abrebe ftellen können. 
nd nun dazu bie Aufgaben, die in den Einzelftaaten unferer warten. 
Ich frage die Herren Kollegen aus Preußen: was verlangt die Schule nicht 
bei una noch?! Sie wird noch große Ausgaben, die abjolut unvermeidlich 
find, erfordern; denn auf biefem Gebiet fünnen wir hinter anderen Kultur: 
ftaaten nicht zurücbleiben. ch meine, daß wir in der That verlangen dürfen: 
e3 darf nur das abfolut Unentbehrliche bewilligt werden in biefer Seifion. 
Alles, was in diefem Augenblid nicht abjolut nötig ift — und mir ift 
zweifelhaft, ob irgend etwas nötig it —, dad muß vertagt werden bis zur 
erbitjeifion.. Wir können die Dinge nicht fo weiter gehen lafien. Meine 
erren, e3 ijt in weiteren Volkskreiſen, bis in die fonfervativen hinein, die— 
jelbe Meinung verbreitet; Sie werben davon noch mehr erleben. Das Ge: 
fühl: fo geht es nicht weiter, — das geht auch über bie Grenzen Deutich: 
lands meit hinaus. Don Thronen, aus den Parlamenten, von ber Prefie 
der gejamten europäifchen Kulturmwelt ertönt in der letzten Zeit der Ruf: jo 
geht es nicht weiter. 

Meine Herren, überall heißt e8: noch niemala waren die Berhältnifie 
fo friedlich wie heute; eine Friedensbotſchaft fommt nach der anderen. Der 
Dertrag, von dem ber Herr Staatäjefretär des Auswärtigen Amts heute 
— hat, den wir glücklicherweiſe mit England geſchloſſen haben, gibt 
una eine neue Friedensbürgſchaft durch die neubefeftigte Freundichaft zweier 

roßer Kulturvölker, die nad Abftammung und Mi mc fo nahe ftehen. 

ir haben den Dreibund, das feite Bündnis mit Defterreich und Italien — 
und troß alledem fommen einen Tag nach dem anderen nur Nachrichten aus 
ben Parlamenten über weiter fortgefegte Rüftungen! Sie haben andererjeits 
noch in den legten Tagen aus Italien gelefen, daß man jebt ſchon an par: 
lamentarifche Anträge auf ein europäifches Schiebögericht denkt, daß der An: 
trag an bie Regierung, an Crispi, geftellt ift, daß auf ein folches hingewirkt 
werden foll. Sie haben aus Epanien ähnliche Verhandlungen geleien, Die 
Worte des Papftes, worin er bittere Klage führt über das fortwährende An- 
wachſen der Armeen in Europa, das geradezu fchäbigend auf die Kultur: 
entwidlung einwirft. Sie haben in Defterreihd — und das ift bejonders 
charakteriſtiſch — den Kriegäminifter von offizieller Stelle aus auf den „trank: 
haften Zuftand“ bes allfeitigen Strebend auf Erhöhung ber Kriegsmacht hin- 
weiſen jehen; Sie haben gehört, wie Baron Bauer, der dortige Kriegsminiſter, 
fagte, der — ungeſunde Zuſtand müſſe zu einem Ende kommen, 
entweder durch eine Kataſtrophe oder durch eine entſchiedene Geſundung des 
Friedens. gehöre nicht zu denjenigen, welche dieſe Kataſtrophe wünſchen; 
ich bin dem Fürſten Bismarck neben dem Dank, den wir ihm ſchulden für 
ſeine Arbeit für die Errichtung des Deutſchen Reichs, auch dafür beſonders 
dankbar, daß er die Meinung immer bei uns vertreten hat: ich halte den 
Frieden, ſolange ich ihn halten kann. Wir verlangen nicht die Kataſtrophe, 
von der Graf Moltke geſagt hat, ſie müßte eintreten, denn dieſe Laſten könnten 
auch reiche Länder lange Zeit nicht ertragen. Wir ſind nicht des kindlichen 
Glaubens, daß wir in Deutſchland mit der Abrüſtung anfangen ſollen. Aber 
wir find allerdings der Meinung, daß bie Regierten ſowohl wie die Regie: 
renden — und dieſe in erfter Reihe — die Verpflichtung haben, daß fie 
ſolche Worte, mie fie offizielle Perfönlichkeiten, wie der Kriegaminifter von 
Oefterreich, ausfprachen, beherzigen und die notwendigen Schritte thun. Ja, 
meine Herren, die Friedensallianz muß fich ſchließlich immer meiter über 
Europa ausbreiten. ch ehe eine Gefahr darin: wenn die Fürſten und die 
Regierungen nicht den Anfang machen werben, diefen Dingen ernfthaft näher 
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zu treten, dieſen unerträglichen Zuftänden endlich ein Ende zu machen und 
eine beftimmte Grenze zu jeßen — die konfervativen Zeitungen haben fich im 
legter Zeit mit diefem Gedanken befreundet, bie früher ihn veripotteten —, 
dann wird allerdings eine internationale Verbrüderung der Mafjen, für die 
Sie die Keime bereits jehen, entftehen und fich auäbreiten, und man wirb 
dann von jener Seite Aufgaben in bie Hand nehmen, bie in bie a zu 
ee die Pflicht der Regierenden wäre. Sch bin allerdings der Meinung, 
ben gegenwärtigen Zuſtand unfere Kultur nicht lange mehr verträgt. 
Der Herr Abg. Graf Moltke fagte am 24. April 1877: 
Glüdlih werden die Zeiten fein, wo die Staaten nicht mehr in ber 
Lage fein werden, ben größten Zeil aller ihrer Einnahmen zu verwenden 
blos auf die Sicherheit ihrer Eriftenz, wo bie Regierungen nicht nur, 
fondern auch die Völker und die Parteien ſich überzeugt haben werben, 
daß jelbft ein glüdlicher Feldzug mehr foftet, ald er einbringt, benn 
materielle Güter mit Menjchenleben zu ertaufen, kann fein Gewinn fein. 

Ich wünſchte, daß dieſe foftbaren Worte Gemeingut aller mwürben, 
und dat danach auch gehandelt würde. Ich glaube, bie Völker werden dem: 
jenigen ben —— Ruhmeskranz auf das Haupt ſetzen, der, er mag 
ſein, wer er wolle, die Initiative ergreifen wird zu dieſem großem Frie— 
denswerke. 

Meine Herren, ich habe gern für die Militärvorlage ſtimmen wollen; 
nach meiner Vergangenheit werden Sie das natürlich finden. Nach den Aus— 
einanderſetzungen, die ich mir zu machen erlaubt habe, werden Sie es ebenſo 
natürlich finden, daß ich es als Gewiſſenspflicht halte, dieſer Vorlage meine 
Zuſtimmung nicht zu geben. Die Militärverwaltung hat jetzt, wie in früheren 
Jahren, jedem Verlangen, endlich einmal den finanziellen Mehrforderungen 
gegenüber eine andere Erleichterung in finanzieller und wirtſchaftlicher Be— 
ziehung herbeizuführen, ein einfaches non possumus entgegengeſetzt; und ba, 
meine ıch, haben wir die Pflicht, jet zu jagen: bis hierher und nicht weiter! 
Denn der Militärverwaltung daran liegt, die große Mehrheit des Reiche: 
tag3 für fich zu geiwinnen und mit ihr im lebereinftimmung zu handeln, 
dann ziehen Sie endlich die Konjequenzen aus bem, was das deutjche Volt 
mit Recht verlangt hat. Fortſetzung der bisherigen Finanzpolitik, der bis: 
berigen Militärpolitit ohne ine, welche bad Volk mit Recht zu 
verlangen hat, ift ein Ding ber Unmöglichkeit! werde daher mit meinen 
Freunden gegen die Vorlage ftimmen.” 


Abg. Dr. Windthorſt: 


ihm bewieſen zu jehen gehofft; aber er hat ben Beweis auch nicht einmal 
angetreten. Kir haben una deshalb weniger über bie Gegenwart ala über 
die Vergangenheit zu beklagen. 

3 kann nicht zweifelhaft fein — ich habe das fchon bei der erften 
Lefung gejagt —, daß die Vorlage, die wir jeßt haben, bereit im Januar 
uns hätte vorgelegt werben fönnen. Sie ift und nicht vorgelegt worden und 
lediglich deshalb nicht, weil man fürchtete, fie würde auf die fommenden 
Wahlen einen bedentlichen Einfluß haben. ch glaube nun allerdings, daß 
twir es doch nicht fo gar jehr zu beflagen haben, daß fie und damals nicht 
vorgelegt ift; denn ich habe eine Ahnung, dal infolge bes Liegenbleibens 
doch eine mwejentliche Abminderung derjenigen Forderung ftattgefunden hat, 
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welche damals ins Auge gefaßt war. - Das über die Frage ber Zeit, zu 
der wir verhandeln. 

Meine Herren, ich bin mit dem Herrn Vorredner darin einverftanden, 
daß die Forderungen, die hier vor uns liegen, im größten Grabe bedauerlich 
find, und ich gäbe vieles darum, wenn man in der Lage wäre, dieſe For— 
derungen abzulehnen. Denn das ift unzweifelhaft, daß diefe Mehrforderung 
an Menſchen, diefe Mehrforberung an Geld jchwer auf der Bevölkerung 
ruhen wird; und die tiefgehende Bewegung, die wir in ganz Deutichland 
über diefe Vorlage und infolge derjelben vor uns fehen, beweiſet, wie jehr 
ſchon jeßt, ehe einmal das Geje zu Geltung und Ausführung gelangt, der 
Drud empfunden wird. Wenn man darüber nähere Kunde haben will, 
fo braucht man ja nur die hier verfammelten Kollegen aus den verjchiedenften 
Zeilen de3 deutichen Vaterlandes zu fragen; man der nur die Zeitungen 
einzujehen, braucht nur die täglich maſſenhaft einlaufenden Briefe und Pro- 
tefte ſich zu vergegenwärtigen, und man wird ſich darüber klar werden 
müffen, daß dieje Vorlage tief in die Schichten der Bevölkerung und bis in 
da3 Mark der Bevölkerung gedrungen ift. Daß das fo ift, meine Herren, 
ich weiß dad. Man hat ed nötig gefunden, mir auf die verfchiedenfte Weije 
das perjönlich zu infinuieren; man hat e3 nötig gefunden, in den Zeitungen 
beſonders mich darüber anzugehen, anzuflagen, zu verkleinern, in jeder Weije 
auf mich zu ſchmähen. Mich Hat das an fich wenig gerührt; denn nach jo 
langer parlamentarifcher Thätigfeit bin ich jchon gemöhnt, geichmäht zu 
werden, bald von den Regierungsfreijen, bald von den Mittelparteien — 
die find recht jchlimm geweſen — (Heiterkeit), bald von der Linken, und Die 
werden anjcheinend jetzt den Verſuch machen, mit den Mittelparteien zu wett: 
eifern. Hilft alles nicht, ich werde ruhig meinen Weg weiter gehen, meine 
Pflicht thun und dann Gott überlaffen, die Dinge zu leiten, wie es ir feinen 
Ratichlüffen Liegt. (Zuruf links.) — Wollen Sie mir etwas jagen, fo jagen 
Cie e3 lauter! Sobald Sie laut genug gefprochen, befommen Sie jogleich 
hier oder nachher die Antwort. (Heiterfeit.) 

Meine Herren, es ift mir befonderd die frage zu Gemüte geführt 
worben, wie es boch denkbar fei, daß ich und meine Freunde nun mit einem 
Male in das Regierungslager übergegangen feien. Sch weiß nicht, dak wir 
in das Regierungslager — ſind; ich wenigſtens befinde mich in 
demſelben nicht. Es heißt aber nicht, ins Regierungslager gehen, wenn man 
eine einzelne Maßregel, die die Regierung vorſchlägt, Kir richtig anerkennt 
und fie verteidigt. Wenn man hierher gelommen wäre mit dem Vorſatze, 
unter allen Umjtänden und zu allen Vorlagen Nein zu jagen, dann brauchte 
man ja gar nicht hier zu jein; man könnte einfach fein Votum fchriftlich 
einſchicken, und damit wäre die Sade zu Ende. Es wäre dann vielleicht 
überhaupt befjer, den Saal hier zu jchließen. 

Meine Freunde und ich Haben in all der Zeit, in der wir hier find, 
ed una zur feiten Aufgabe gemacht, die Regierung zu — wo ſie 
Recht hat, und fie zu bekämpfen — und fie mit Energie zu befämpfen —, 
wenn fie Unrecht hat. (Sehr richtig! im Zentrum.) Ar wünjchte, daß fie 
in der Vergangenheit mehr Recht gehabt hätte, als fie wirklich gehabt hat. 
Was die Zukunft bringen wird, haben wir zu erwarten. 

Man Hat mir zu Gemüte geführt, wie es möglich jei, daß wir in 
diejer Eache der Regierung entgegenfommen, obwohl fie uns in den vitaljten 
Vebensinterejien in Bezug auf die Kirche und Schule jo wenig entgegen: 
gefommen; ihr entgegenfommen, nachdem wir joeben im Abgeordnetenhaufe 
des preußiichen Staats die heftigiten Diskuſſionen über bie Eperrgeldervor: 
lage — haben. Nun, ich erkenne an, daß es allerdings ein großes Maß 
von Ueberwindung Eoftet, nach jolcher Behandlung, die noch nicht aufgehört 
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bat, und von ber wir er iffen, ob fie überhaupt aufhören fol, das zu 
thun, was recht if. (Sehr wahr! im Zentrum.) Aber ıch bin der A - 
dab, wenn wir bier im Lande, in Deutichland überhaupt, mehr ober minder 
als Stieffinder behandelt worden find, behandelt werben und vorauäfichtlich 
auch in Zukunft noch wenige Ausfiht haben, daß das abgeändert wird, 
wir doch verpflichtet find, ala treme Unterthanen nad dem Mae unferer 
Kräfte und unjerer Erkenntnis das zu thun, was recht ift, — auch für bie 
jenigen, die uns ſch . (Sehr richtig! im Zentrum.) 

Man Hat bei Vorlagen biefer Art ſich — was erfordert die 
Unabbängigfeit und die Sicherheit des Vaterlandes? und wenn bie in Frage 
tommen, dann müflen alle anderen Erwägungen aurüdtreten. (Bravo!) 

Sorgen wir, daß wir zunächſt das gemeinjame Vaterhaus fichern 
und verteidigen; dann wollen wir in dieſem Vaterhauſe unfere Streitigkeiten 
ausfechten, und ich denke: wenn wir gemeinichaftlich zufammengewirkt haben, 
um dad Baterhaus zu fügen, dann werden wir uns alle, mehr noch ala 
bisher, achten gelernt haben, werden bie ewigen Quereleien über Staats: 
feindichaft u. j. w. beifeite legen, und in gemeinfchaftlicher Arbeit thun, 
was möglich ift, um und zu vergleichen. Und können wir uns nicht ber: 

leihen, jo wollen wir una im VBaterhaufe gründlich andeinanberiehen; Sie 
Follen mich immer bereit finden. 

Nun entfteht alfo für mich Lediglich die Fyrage: ift die Forderung, 
bie bier vorliegt, notwendig zur Sicherung des Vaterhaufes, des Daterlanbes, 
feiner Unabhängigkeit, jeiner Grenzen? Ich bin bei forgfältiger Prüfung, 
dahin gefommen, daß idy glaube, wir fünnen das Derlangen, welches bier 
an uns geftellt wird, nicht ablehnen. 

Was verlangt man von uns? Ga ift micht ein Geringe, Dan ver: 
langt zunächft diejenigen Mittel, welche erforderlich find, um die zwei Armee: 
torps, welche wir bereitö bewilligt haben, volljtändig auszugeftalten, die 
fehlenden Spezialwaffen zu beichaffen und die Lücken, welche in der Infanterie 
entftanden find, wieder herzuftellen. Man verlangt von uns die Bermehrung 
der Artillerie, welche gegenüber der Artillerie der Nachbarftaaten nicht 
ausreicht. 

Wir find meift gewohnt, unfere Streitkräfte zu vergleichen mit denen 
ber Syranzofen. Da ift aus den Mitteilungen, die und gemacht find, aus 
den einfachen Begründungen für die Vorlage, die bie Regierung und gegeben 
bat, klar, daß bie franzöfifche Artillerie allein um 116 Batterien größer ift 
ala die unfrige, und daß, wenn die 70 Batterien, die jeßt verlangt werben, 
bewilligt worden und aufgeftellt find, die franzöfiiche Artillerie noch immer 
40 Batterien mehr haben wird. Meine Herren, glauben Sie e3 verant- 
worten zu Zönnen, wenn unjere Armee, zum ſtampfe aufgefordert, hinaus: 
zöge mit einer folchen Inferiorität in Beziehung auf die Artillerie, welche 
— das weiß ja jedermann — meiftend bie Entſcheidung ber Schlachten in 
fih trägt?! 34 fann das nicht verantworten. Ich will nicht, daß meine 
Brüder, welche die Pflicht haben, Leben und Gejundheit und alles einzufegen, 
nur deshalb unterliegen, weil fie nicht mit gleichen Waffen gerüftet find, 
wie die Gegner, bie fie zu bekämpfen haben. (Bravo!) 

Meine Herren, wenn das in frage ift, jo kann ich auch nicht jagen, 
dab ich die Befriedigung einer ſolchen Forderung hinausſchieben will bis 

um Herbft oder Winter, wo uns ein nähererer Finanzplan vorgelegt werden 
Fol. Denn e3 würde damit eine foftbare Zeit zur Beichaffung befien, was 
notwendig ift zur Ausführung dieſes Geſetzes, verloren gehen. Und mer 
fihert und bei der ungeheuren Spannung in allen Vexhältniſſen, wenn auch 
augenblidli, Gott Lob! der Frieden gefichert zu fein jcheint, daß nicht 
irgend ein ımerwartetes Ereignis plößlich und zum Kampf fordert? Wir 
Europ. Geſchichtstalender. Bd. XXXL 9 
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haben e3 ja jchon einmal hier erlebt, wie bie Kriegserklärung Frankreich 
von ber Tribüne dort vom Reichskanzler verlefen wurde, bie doch zu ber 
Zeit Wenige erwartet hatten. 

Meine Herren, ber verehrte Herr, ber eben fprach, hat mit vollem 
Recht gejagt, daß bei ſolchen Bewilligungen man auch überfehen müfje, wie 
die Koften, bie dadurch verurfacht werben, gebedt werben können; unb ich 
muß ihm zuftimmen, daß in ber vn und bis jet noch nur undoll= 
fommene Daten gegeben worden find. Ich bin allerdings nach dem, was 
wir gehört haben, ber Anficht, daß unſere Finanzverwaltung mehr, ala 
bisher gejchehen ift, die kommenden Greigniffe zu überjchauen unb darnach 
ihre ganze — ige einzurichten bat und nicht erwarten barf, bis 
es = ben Nagel brennt, und fofort diefe und jene Ausgabe gemacht werben 
muß. Ich bin mit bem verehrten Herrn einverftanden, daß wir notmwenbi 
dahin fommen müffen, einen vollen, durchfichtigen Finanzplan für ba Rei 
und bie Einzelftaaten herzuftellen. Der Yinanzminifter des Reichs foll die 
Finanzminiſter der Einzelftaaten verfammeln, und fie follen in gemeinfchaft: 
licher Beratung einen großen Finanjplan für ganz Ag enge einzurichten 
wiſſen, natürlich unter Berüdfichtigung ber Derhältniffe der Einzelftaaten. 
Und man foll nicht warten, bis, wie bereit3 gejagt, mit einem Male eine 
notwendige Bewilligung einzutreten bat; dann ijt für organijche und voll: 
jtändig durchfichtige und richtig bedachte Pläne feine Zeit mehr. 

Ich würde, von diefem Standpunkt ausgehend, auch zu dem Schluffe 
fommen, wir follen mit der Bewilligung, die bier in fyrage, warten, bis 
uns ein ſolcher Plan vorgelegt fein werde. Ob man ihn zu entwerfen bie 
Abficht Hat, weiß ich nicht; verſprochen ift in ber Hinficht nichts. Jeden⸗ 
fall3 aber möchte ich, wie ſchon gejagt, nicht gern warten bi? zu diefer fpäten 
Zeit, weil wir dann mit unferen Rüftungen zu ſpät fommen fönnten; unb 
ich beruhige mich damit, daß ich die Meberzeugung gewonnen zu haben 
glaube, es werde dasjenige, was hier verlangt wird, — und über dieſes 
hinaus bewilligen wir nichts, — aus ben bis jett beſtehenden Einnahme: 
quellen noch gedeckt werden können. (Zuruf.) — Ich höre einen Zweifel — 
ich habe nicht geſagt, mit abſoluter Gewißheit, weil eben die Dinge nicht 
vollſtändig klar vorliegen; aber ich habe aus allen den Erörterungen nike 
Neberzeugung für mich gewonnen, und darum ſage ich: es ift bie Ananzielle 
Frage für mich fo, daß ich die Forderung diefer Vorlage, weil fie fo dringend 
und eilig ift, jet bemwillige, indem fie aus den bisher beftehenden Einnahmen 
gedecft werden fan. ch eriwarte aber von ber Regierung mit aller Be: 
jtimmtheit, daß fie diefen Herbft uns einen vollen und flaren Finanzplan 
vorlegt. Wir werden zu dieſer Ausgabe allerdingd auch nun einen Zeil 
von Geldern zu verwenden haben, bie zu anderen Zwecken notwendig gemweien. 

Nun hat ber verehrte Herr Vorredner gejagt, wir bürften unmöglich 
mehr bewilligen, als abfolut notwendig. Der Saß ijt nicht zu beftreiten, 
und wir haben una wohl zu fragen, ob wir zu jeder Zeit dies — 
beachtet haben; und ich nehme keinen Anſtand, meine Anſicht auszuſprechen, 
daß ſeit Errichtung des deutſchen Reichs wir mit zu großer Freigebigkeit 
gewirtſchaftet und an die Zukunft zu wenig gedacht haben, — ſonſt würde 
manche Ausgabe ſicher nicht bewilligt worden ſein, die jetzt ſchwer ins Ge— 
wicht fällt. Wir waren nicht ſparſam; laſſen Sie es uns alſo fortan ſein. 
(Heiterkeit links.) 

Meine Herren, behalten Sie ja vollſtändig, was ich geſagt habe. 
Tas allernotwendigſte -- ſagte Herr Rickert, und ich mit ihm — muß be: 
willigt werden; und wenn das notwendig ijt, um unſer Haus zu fchüßen, 
jo müfjen wir unjeren Rod hergeben, wenn wir nichts anderes haben, um 
die erforderlichen Mittel zu Schaffen. Denn ich will unter keinen Umftänden, 
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daß unfer Haus niebergerifjen werde, und daß bie Feinde in unferem Lande 
(Bravo! Zuruf links.) — Ich weiß nicht, was Sie jagen mit 
brem „Produzent“; ich probuziere leider jehr wenig. 

Meine Herren, ich glaube nun, nach ben Zahlen, die ich Ahnen an- 
ee nad) Aeußerungen auch Sacverftändiger, daß bie geforberte 

abjolut notwendig ift, bie unter allen Umftänden wird ee 

werben müfjen, jo ſchwer brüdenb fie auch wirkt; daß wir bafür aber auf 

allen anderen Gebieten eine er. Sparjamteit eintreten laſſen müflen, 

ala fie bisher geübt worden ift. Bei der Vorlage über die Beſoldungs— 

erbödungen Haben wir ja, glaube ich, einen guten Anfang in ber Hinficht 

emacht. Es muß noch weiter gehen auf diefem Gebiet; und die Regierungen, 

nd ja recht bald mit ber Aufitellung der verichiedenen Budgeis zu be: 

igen haben werben, mögen aus ben bisherigen Verhandlungen entnehmen, 

dab fie die Ausgaben auf das allerfnappfte einrichten müfſen, und daß 
keinerlei Zurusausgabe in dem Budget erjcheinen darf. 

Meine Herren, bie Notwendigkeit der verlangten Weiterrüftung ift 
von feinem bis jet beftritten worden. Es ift möglich, daß einzelne ber noch 
folgenden Rebner bies thun werden, und ich glaube fogar, dab die Herren 
bon der Sozialdemokratie bereit? in ber Kommiffion die Notwendigkeit nicht 
jo voll anerkannt haben, wie da3 von unferer Seite geichehen ift. Aber alle 
anderen Parteien haben die Notwendigkeit anerfannt. (Zuruf.) — Ja wohl! 
den Herrn Kollegen Richter nehme ich gar nicht aus; und wenn er fich aus: 
nimmt, jo jege ich ihm feinen Kollegen gegenüber, ber noch heute die Not: 
wendigfeit an fich gar nicht beftritten hat, fjondern nur an biefe, von ihm 
nad meiner Anficht für notwendig anerkannte Bewilligung Bedingungen 
fnüpfen will, über bie wir una jeßt gleich weiter unterhalten werben. 

Meine Herren, e3 ift ja traurig, daß wir zu ſolchen Militärrüftungen 
gezwungen find, daß die Menfchheit anfcheinenb nur noch ba ift, um immer 
bon neuem Soldaten zu bilden, um immer von neuem Waffen zu jchmieben 
und neue zu erfinden, die am leichteften und rajcheften die Menjchen maſſen⸗ 
daft umbringen. In allen europäifchen Staaten ſehen wir dieſe Rüftungs- 
borbereitungen, bie gar nichts gutes bedeuten. Ich würde baher allerdings 
glauben, daß wir bei Beratung der fyorderung, die hier dor uns liegt, wohl 
überlegen könnten, inwiefern Anträge auf Abrüftung am Plage jein dürften. 
Wenn die Regierungen die Sachlage ruhig betrachten, jo bin ich der Anficht, 
dab auch ihmen der Gedanke von der Notwendigkeit einer ſolchen Abrüftung 
fi aufdrängen muß, und ich erwarte dann von dem Pflichtgefühl der Re: 
gierung, dak fie überlegt, intwiefern fie dazu mitwirken könne. Und ich 
nehme nicht Anſtand, meine Herren, zu fagen, daß das mächtige Deutſch— 
land in dieſer Hinficht in Europa wohl ein entjcheidendes Wort jprechen 
und vielleicht Ginleitungen auf diplomatifchem Wege machen könnte, welche 
mehr, als es bis jebt aeichehen, auf die Abrüftung hinwirken. Ich muß 
mit dem Abgeordneten Ridert anerkennen, daß ber Antrag, welchen ber Ab: 
geordnete Bonghi in Italien geftellt hat wegen eines internationalen Schiede: 
geriht3, von und nur mit ber allerlebendigften Sympathie begrüßt werben 
dann. Und was meine freunde und mich insbeſondere betrifft, jo können 
wir und nur glüdlich ſchäßen, wenn das, was der heilige Vater bereits zu 
wiederholten Malen verlangt hat, daß bie Völker daran denken follten, fich 
im Frieden zu einigen, in dieſer Weije nun endlich auch in der italienischen 
Kammer zur Anerkennung gelommen ift. Ich würde, wenn wir eben nicht 
jo gedrängt wären in den Geichäften, meinesteils auch Anträge ftellen, gerade 
wie Bonghi fie geitellt hat; und ich zweifle nicht, für diefelben hier im 

ufe die Majorität zu erlangen, obwohl ich anerkennen muß, daß die Aus: 
ührung ſolcher Anträge nicht jo Leicht ift. Ja, meine Herren, daraus, daß 
9* 
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etwas nicht fo-Leicht ift, werde ich niemals ein Hindernis für mein Vorgehen 
entnehmen. Wir haben größeres überwunden. Haben Sie denn geglaubt, 
daß es möglich geweſen wäre, fo rafch die Ideen, melde in Bezug auf bie 
Geſetzgebung für die Arbeiter ausgeſprochen worden find, in einem inter: 
nationalen Kongreß zu erörtern? ben Sie geglaubt, daß ein ſolcher Kon: 

eß berartige .. haben würde, wie er fie gehabt 2 (Sehr Ban 

[3 er berufen wurde, bat jeder elogt: es war ein Schlag ind Wafler 
Nein, meine Herren, es war fein ag ind Wafler; wir find mit den Er- 
gebnifjen beichäftigt, und in allen anderen Ländern find biejelben Ideen jetzt 
wach und lebendig; und ich wollte fehen, wenn unfer Raifer einen inter: 
nationalen Kongreß hierher beriefe zur Beratung ber fyrage: wie können 
wir endlich biejen hir rs Rüftungen entgegentreten, ob das nicht audh 
Erfolg haben würbe. (Sehr richtig!) Es muß erft in ben been ber Men— 
fchen der Wandel entftehen; dann finden fich auch die Mittel. Wenn wir 
aber bie rechten Jdeen nicht haben, dann ift nichts zu machen. Ich begreife 
ja, daß die alten Herren, die in Macht und Befig find, feine Notwendigkeit 
dazu finden, — begreife, daß benen alles ſchwer wird, und daß fie fich nicht 
dazu aufraffen können. Ich bin noch jung genug (große Heiterkeit), um zu 
fagen: es ift eh Zeit, daß bie Frage international erörtert werde: wie 
machen wir biejen ewigen Rüftungen in allen Staaten ein Ende? Und ben 
erften Schritt dazu — es wirb ihm das immer eine Ehre bleiben — hat 
der Herr Bonghi gemacht. Er wird nicht vergebend gemacht werben; das 
Echo, das ihm von hier aus entgegentönt, wird ihn hinter den Alpen er: 
freuen. Ich Habe jonft feine große Urfache, für Herrn Bonghi unb bie 
Herren in Italien freundlich zu fein; aber wenn fie einmal etwas gutes 
thun, dann werde ich ihnen auch ficherlich nicht entgegentreten. Nebrigens 
ift Herr Bonghi ſehr viel beſſer als Herr Crispi. (Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, wir find aber zur Zeit an dieſe Abrüftungen, an bie 
Vorbereitung ber Ideen, an bie Ausführung ber Ideen noch nicht gelangt, 
und wir müffen beshalb ala praftifche Männer uns fragen: dürfen wir mit 
der Auäficht auf eine etwaige berartige Abrüftung eiwas verfäumen von 
dem, was notwendig ift zur Sicherheit und Aufrechterhaltung ber Unab: 
hängigfeit unferes Landes? Und ich beantworte dieſe e jelbftverftänblich 
verneinend. So er die Abrüftung nicht erreicht ift, " lange in allen 
anderen Staaten bie Rüftung fortgeführt wirb, müffen wir auch uns in ber 
Verfaffung erhalten, daß, wenn und Krieg gebracht wird — bringen werden 
wir gewiß ben Krieg niemandem —, wenn ber Krieg und gebracht wird, 
daß mir ihn dann auch führen können mit ficherem Erfolge; — und dazu 
müffen wir bie Mittel bewilligen. Wenn wir fo gerüftet baftehen, dann 
fönnen wir auch fortfahren, unfer Wort zu erheben in ber Richtung, bie 
ich bezeichnet habe, und wir werden dann gehört werben. Wenn wir aber 
ur — in Beziehung auf die Bewaffnung, dann werden wir Gehör 
nicht finden. 

Ich habe oben verglichen, wie wir ſtehen mit unſeren Waffen gegen: 
über ben franzöfifchen Waffen. Sehen wir aber einmal nah Rußland. 
Da ift eine umermeßliche Mafje von Menichen, viel größer ala bei uns; 
und außerdem ſehen wir ja, mwie Rußland mit aller Energie und allen 
finanziellen Mitteln — unb es ift mit benfelben an fich gar nicht fo jehr 
ausgeftattet — feine Rüftungen fortfeßt. Und mas AR könnte, wenn 
uns das Unglüd bereitet wäre, mit dieſem ungeheuren Reich in einen Kampf 
zu geraten, dad mag ich mir nicht ausmalen. Wenn aber gar frankreich 
und Rußland fich vereinigten, dann wird es doch aller Anftrengungen und 
aller Tapferkeit bedürfen, daß wir beftehen. Ich bin fogar der Meinung, 
daß wir einem folchen gemeinfamen Feinde nur mit Sefterreich jufammen 
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gewachſen fein könnten, — und mit Italien, jofern es bie Kräfte hat; aber 
ıch glaube, daß wir auch mit Defterreich allein einem Je Kampfe zus 
verfichtlich entgegengehen fönnten, zumal wir jehen, wie auch in Defterreich, 
gerade wie bier, die Regierung bemüht ift, ihre Wehrkraft zu ftärken. 
Meine Herren, ijt jo die Notwendigkeit anerfannt — und ich wieder: 
hole, daß ich von feinem bis jeßt je im Haufe die Notwendigkeit beftritten 
—— habe —, dann ſage ich: das Notwendige muß ich bewilligen und 
nn bie Bewilligung nicht an ———— —* welche die Bewilligung 
aufheben. (Zuruf links.) — Eine Bedingung, die nicht acceptiert wird, 
t die Bewilligung auf. Ich kann das ſehr beklagen; aber an ber That: 
che ift nichts zu ändern. Herren, welche die Notwendigkeit anerkennen, 
wollen an die Bewilligung zwei Bedingungen fnüpfen; bie erfte Bedingun 
ift Die, daß die Bewilligung ber cäfenzgilfer für die Zufunft altjährlie 
bei bem Bubget Terigeieht werben ſoll; die zweite bezieht fich auf die zwei: 
jährige Dienftzeit. ide Forderungen erachte ich für volllommen berechtigt. 
Die jährliche Bewilligung halte e für vollfommen — Der 
Abgeordnete Rickert hat dies ganz beſonders auch hier dargelegt, und 
ich kann mich darauf beziehen und bin auch mit ihm einverſtanden, daß der 
Art. 63 von dem Herrn Kriegsminiſter durchaus irrig ausgelegt worden iſt. 
In der -Sade alſo iſt zwiſchen uns feine Meinungsverſchiedenheit; und 
wenn, wie ich gehofft, die Regierung dieſem Antrag beigetreten wäre, würde 
ich jehr glüdlich gewejen fein. Sie ift aber nicht beigetreten und hat kate— 
goriſch erklärt, daß daran jedenfalls zur Zeit nicht zu denken fei. Ich Halte 
die Bewilligung an fich für notwendig, kann alſo diefe Bedingung jegt nicht 
ftellen, weil ich damit Notwendiges verweigerte. Ich habe feinen Zweifel, 
daß dieſe Forderung burchgejegt werben wird, wenn man fie fonjequent ver: 
folgt, und wir find auf dem Wege zur Erlangung diejes * nach meiner 
Meinung, wenn ich drei oder vier Jahre zurückdenke, ſehr viel weiter ge— 
tommen. Fahren wir fort und wir werben bad Ziel, mit —* materiellem 
Inhalt wir ja einwerſtanden find, erreichen. Aber, wie gejagt, ich kann 
biefe Poftulate nicht aufftellen, weil ich damit das, was id ala notwendig 
erfenne, beriveigere. | 
Was die zweijährige Dienftzeit betrifft, die in dem Antrage bes Herrn 
Kollegen Bamberger verlangt wird, fo unterliegt es gar feinem Zweifel, 
daß da3 Bolt in feiner Mehrzahl — ich kann jagen: die ganze Maije des 
Bolles — bie a Dienftzeit verlangt, und ich bin ber Meinung, 
daß die Regierungen ſich wohl ernftlich fragen müſſen, ob fie einem jolchen, 
mit elementarer Gewalt auftretenden Verlangen des Volkes Wibderftand zu 
leiften entjchlofien find. — bin ich der Anſicht, daß, ſo kraftvoll 
unterſtützt ich dieſen Antrag finde, er doch ſo, wie er vorliegt, und über— 
haupt nicht als Bedingung der jetzigen Bewilligung aufgeſtellt werden kann, 
daß aber, da nun einmal darüber geredet worden iſt, er nicht ſtillſchweigend 
beſeitigt werden darf, daß vielmehr der Reichstag mit voller Entſchiedenheit 
für das Prinzip eintreten muß. Ob die darnach eintretenden weiteren Er— 
örterungen nicht darlegen, daß man ſich von der ae Dienftzeit zu 
viel erwartet, lafje ich einftweilen bahingeftellt; ich prüfe die Frage nicht. 
Ih bin alt genug geworben, um zu wiſſen, daß, wenn ein Volf jo etwas 
mit ſolcher Gewalt verlangt, man nicht widerſtehen kann, unb die Herren 
von der Militärverwaltung müfjen fich dies klar und beftimmt vorlegen: 
was hier verlangt wird, verlangt das ganze deutjche Volt mit wenigen Aus: 
nahmen (Wiberfpruch rechts; — jehr wahr! links) — mit wenigen Aus: 
nahmen, darüber ift gar fein Zweifel. Ja, meine Herren, meine Ueber: 
zeugung ift ed, und wenn Sie Ihre Wähler fragen, werben fie auch jo ant⸗ 
worten. (MWiderjpruch rechts. — Lachen Links.) Ich ftelle es jedoch nicht 
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r Bedingung, weil ich die jegige Vorlage für notwendig erachte, habe aber 
owohl rüdfichtlich ber Ridertichen als der Bambergerfchen Forderung, die 
ala Bedingung aufgeftellt wird, anerfannt, daß fie innerlich berechtigt ift, 
und ich will diefe meine Anfchauung geltend machen in den Rejolutionen, 
die Ihnen von ber Kommilfion zur Annahme empfohlen worden find. 

Meine Herren, neben dieſer auf die zweijährige Tienftzeit direft bin» 
gehenden Forderun * wir in einer von der Kommiſſion gebilligten, 
sub 3 enthaltenen Reſolution auch verlangt, daß ſofort thatſächlich, ſei es 
in ben Refrutenvalanzen, fei es durch eine größere Gewährung von Königs-— 
urlaub, eine Erleichterung eingeführt wird. Wenn ich anerfenne, daß bie 
Regierung ſchwerlich in der Lage fein wird, rüdfichtlicd der vorhin von 
mir befprochenen Refolutionen jofort eine zufagende Erklärung abzugeben, 
fo bin ich doch der Meinung, daß rückſichtlich der hier vorliegenden rein 
abminiftrativen Forderung wohl eine Anſicht und eine Erflärung ber Re— 
gierung beruhigend gegeben werden könnte, und ich ftelle an die Herren Ver— 
treter der Regierung dad Anfinnen, daß fie, wenn es irgend möglich ift, 
eine folche Erklärung kurz, in knapper, foldatifcher, feſter Form abgeben. 
(Heiterkeit) Meine Herren, kommt biefe Erklärung, wie ich hoffe — ich 
weiß aber nicht (Heiterkeit links), wie fie lauten kann — Herr Kollege 
Singer weiß ſchon, daß fie kommt, es ift ja möglich, und ich Hoffe es —, 
dann haben wir nach meiner Anficht einen erheblichen Schritt auf der Bahn 
zur zweijährigen Dienftzeit vorwärts gemacht. Diefe jogenannten Königs— 
urlauber find ohne Zweifel eine Konzeſſion an den Gedanken ber zweijährigen 
Dienftzeit; und wenn mit Konfequenz auf biefem Wege fortgegangen wird, 
und wir Kraft genug haben, dazu bie Regierung zu veranlaffen, jo kommen 
wir von jelbft auf das Ziel, welches ich Ahnen bezeichnet habe. Inſofern 
lege ich allerdings einen großen Wert auf eine ſolche Erklärung. 

Meine Herren, e8 würde — ich habe davon die feſte Ueberzeugung — 
die Vorlage lange nicht die Schwierigkeiten erregt haben, welche jet vor: 
liegen, man würde — auch gar nicht auf die Frage der Kom— 
penſationen bei dieſer Gelegenheit gekommen ſein, wenn nicht die Regierung 
in voller Loyalität und in voller Offenheit uns vorgelegt hätte, welche 
weiteren Pläne ſie habe, um dem Auslande gegenüber dauernd gewappnet 
zu ſein. Die Darlegungen, welche in dieſer Hinficht in der Kommiſſion ge— 
macht wurden, haben mich — ich kann das nicht leugnen — faſt nieder— 
geſchmettert, und ich bin der Meinung, wenn dieſe Pläne ausgeführt würden, 
würden fie das Land in einer Weiſe belaſten, die es gar nicht tragen kann, 
und ich würde auch heute noch jagen: wenn wir fo alle Männer unter bie 
Waffen ftellen, wer joll dann das Haus beftellen? wer joll die Mittel jchaffen, 
welche notwendig find zur Ernährung des Volkes und zur Ernährung der 
Armee ſelbſt? Dieſe Pläne müffen — das ift meine feite Meinung — ein 
für allemal definitiv aufgegeben werden, und für mich ift in der ganzen 
Verhandlung nichts erniter und jchiwieriger geweſen ala die frage: in 
welcher Weije tritt man derartigen Tendenzen mit genügender Entſchieden— 
heit a 

ie wiſſen nun aus den weiteren Verhandlungen, daß dieſe Erflä: 
rungen ſehr modifiziert und jehr eingefchränft worden find, und daß fie einft: 
weilen nur noch Grwägungen find, die hier im Sriegäminifterium gemacht 
wurden, daß aber die übrigen Regierungen noch nicht in der Sache gehört 
find, daß überhaupt irgend ein feiter Beichluß in der Hinficht nicht vorliegt. 
Ich hoffe, daß, wenn diefe Pläne nicht definitiv jebt befeitigt würden, Die 
verbündeten Regierungen ſich doch ein wenig überlegen möchten, ob fie einem 
derartigen Plan zujtimmten. Denn ein folder Plan würde, durchgeführt, 
nad) meiner Ueberzeugung alle übrigen Staaten von der Bildfläche ver: 
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fammelt, bei aller Hochachtung und Berehrung bdiefer einzel ich 

i ‚ doch nicht die Ueberzeugung, daß fie Kraft genug haben würden, 
einem folcden Plan, wenn er eruftlicd aufgenommen würde, Wiberftand zu 
leiften, und darum habe ich gemeint, mit meinen freunden beratend, was 
wir thun können, daß wir minbeftend biefen Plänen gegenüber einen for: 
mellen Klaren Proteſt zu erheben hätten, und dieſer Proteft ift in der Re: 
folution Rr. 1 enthalten. iffen die Herren mir nun anzugeben, in welch 
anderer Weife man diejen Plänen gerade in diefem Augenblid entgegentreten 
fann, ala durch ſolchen Proteft, dann werde ich glüdlich fein; denn das iſt 
— ich wiederhole es — nach meiner innigjten Weberzeugung die Haupt: 
ſache, daß dieſe Pläne aus der Welt gefhaftt werben, und daß wir genau 
bleiben auf den Organifationen, in denen wir ung jebt befinben. 

Die Frage, ob, wenn bied bewilligt twerbe, Died das Letzte an Be 
willigungen jei, haben wir präzis nicht beantwortet erhalten. Ich kann 
auch anerfennen, daß eine Regierung jchwer im ftande iſt, eine fejte, kate— 
orifche Erklärung zu geben, weil ja ihre eigenen Rüjtungen von ben 

üftungen anderer Länder depenbdieren; aber ich hätte doc) gehofft und ge 
wünjcht, daß eine größere Beruhigung in ber Hinficht gegeben würde, ala 
e3 bis jetzt geichehen ift, und darum habe ich und meine freunde geglaubt, 
daß für die Zukunft ein feites Programm für das Verhalten auszujprechen 
nüßlich fein müßte, teild weil da3 Programm diejenigen bindet, welche es 
aufftellen, teila, weil ein jolche® Programm ben Kan jagt: hier ift 
die Grenze, — wollt ihr fie überjchreiten? In der Richtun Sr bieje 
Rejolutionen nach meiner innigften Ueberzeugung einen ** Wert für 
uns alle. Ich weiß ja, daß gewiſſe Blätter bemüht find, uns mit Gewalt 
in einen Konflikt zu treiben — ich beſchuldige die Blätter, die, wie ich vor: 
bin bezeichnet, meine freunde und mich angriffen —, fie mögen e3 nicht 
begreifen, dann fage ich: Herr, verzeih ihnen, fie wifjen nicht, was fie thun! 
— oder fie wifjen e3, bann habe ich fein Urteil mehr, was ich im Parla- 
ment ausſprechen fann. 

Meine Herren, in ben Refolutionen, wern ber Reichstag fie hier an: 
nimmt, werden bie Anträge Ridert und Richter in der Sache acceptiert, in 
ber Geltendmadhung allerdings modifiziert; ich bin aber der Meinung, daß 
auf bem Wege, der von mir unb meinen — bezeichnet worden, eher 
zum Ziele gekommen wird, als durch die Anträge. Denn werden die an— 
genommen, wird die Vorlage verworfen, was wurde fommen? Das zu er: 
örtern, überlafje ich denen, die über politifche Tinge nachzudenken im jtande 
find; das find nicht alle Menichen. Auf dem Wege, den die Rejolutionen 
bezeichnen, haben wir eine ruhige gejeßliche Entwidelung. Ob das auf dem 
anderen Wege auch möglich iſt, laſſe ich dahingejtellt fein. Die Herren 
fagen in ben Blättern: der Windthorjt ift alt geworden; dem iſt bange! 
(Heiterkeit.) Ja, meine Herren, leider bin ich alt geworden, aber bange 
noch nicht. Und wenn jo ein Konflikt wäre, würde ja ein lujtiger Kampf 
fein, und der Kampf ftählt die Glieder. 

Indes, meine Herren, ich habe mein Vaterland zu lieb, um es in 
einen jochen Konflikt hineinzubringen. Wie das wirft auf das joziale, auf 
das mwirtichaftliche Gebiet, auf alle menjchlichen Beziehungen und Thätig— 
feiten, will ich hier nicht audmalen. Wer ſolche Konflikte durchgemacht — 
und ich habe fie durchgemadht in großen und kleinen Berhältniffen —, der 
weiß mehr davon. Deshalb ziehe ich, menm auc ungern, ben Weg der 
Reſolutionen vor, da dadurch die Zutunft vollitändig jichergeitellt ift, da 
dadurch die Grundjäße anertaunt werden, die bisher bejtritten waren, und 
da ein Proteft erhoben wird gegen Pläne, die wir alle als unausführbar 


Ihwinden Lafien. Aber ich habe nad ben Erfahrungen, at bier ge 
en Re— 


136 Bas dentſthe Bei aud feine einzelnen Glieder. (Juni 24.) 


betrachten ng er... wir benn auch einen Beiftand haben, ber —— 

lich mächti iſt als alle anderen, nämlich das Wort des verſtorbenen 

a. - ilbelm, ber ſolche Pläne für undurchführbar hielt ohne den Ruin 
andes 

Nun ſagt man, um meine Freunde und mich wohl beſonders au 
ſchrecken: ihr ſeid in voller Inkonſequenz eurer Handlungen; früher ar 
ihr gegen ben Militariamus gelämpft, heute wollt ihr ihn unterftü 
bewilligen; ihr Habt den Wählern etwas andere verjprochen, als ihr 3* 
thun wollt. Meine Herren, wir haben jederzeit uns bemüht, die Forderungen 
für die Armee möglichſt herabzudrücken; wo aber klar gemacht wurde, daß 
die Bewilligung rg fei, habeı wir mit allen anderen für die Ber 
willigung geftimmt, und bei ber er — —— haben wir alles 
bewilligen wollen, jeden Mann und jeden Groſchen, — nur wollten wir es 
nicht auf fieben Sabre thun, während bie anderen es auf fieben Jahre be: 
willigen wollten, — ich fämpfe mit ihmen heute nicht, weil ein Zeil ber: 
* zu meinen Anſchauungen übergegangen iſt; und wenn Frieden ge— 
chloſſen iſt, ſind die Feinde Brüder geworben. Anders thun wir auch jetzt 
t. Und was das Verſprechen an die Wähler betrifft, ſo kann ich ja 

t wiſſen, was dieſer oder jener meiner Freunde in einen Reden gejagt 
ba en mag; aber was bie Fraktion gejagt hat, das fteht in dem Programm 
vom Januar, und in diefem Programm heißt ed, dat wir auf allen Ge: 
bieten bie größte Sparjamteit innehalten wollten, jelbftverftändlich aber, 
wie immer, eintreten würden für die Ehre, für die Würde und die volle 
Wehrhaftigteit des Landes. Nun, meine Herren, find denn dieje Worte in 
irgend einem Widerftreite mit dem, was meine freunde und ich jet zu thun 
gewillt find? Wir wollen nichts anderes bewilligen, als was uns als not: 
wendig bingeftellt worden ift, und mit guten Gründen, die ja jelbjt, wenn 
ich nicht irre, der Herr Abgeordnete Ridert anerfannt hat. Was als not: 
wendig Hingeftellt it, das wollen wir bewilligen, weil es bient zur Aufrecht- 
erhaltung der Ehre, ber Würde und ber Eicherheit unſeres Baterlandes; 
und id) fordere jeden Mann heraus, mir nachzumweifen, wo immer die Zen: 
trumäfrattion ala ſolche etwas gejagt oder gethan hat, wa mit bem im 
Widerſpruch fteht, was wir heute zu thun im Begriff find. Wir haben in 
früheren Programmen erklärt, daß wir eintreten wollten für die jährliche 
Bewilligung, daß wir eintreten wollten für die zweijährige Dienftzeit. 
Meine Herren, wir thun das hier. (Zurufe links. — Ei fordern es mit 
Beftimmtheit, können es aber nicht erzwingen in ber Art, Äh Sie es er 
zwingen wollen, weil wir dadurch das Vaterland wehrlos machen. (Sehr 
Big! 0 im Zentrum.) 

Meine Herren, es wird noch Zeiten genug geben, umd ich fürchte, 
daß fie ſchon im Herbft da fein werden, wo fich Gelegenheit genug bietet, 
too fyorberungen vorliegen werben, die weniger als notwendig anerfannt 
find als die heutigen Forderungen: dann haben Sie das Programm; erinnern 
Sie uns daran, wenn wir es vergeſſen könnten. 

Meine Herren, das find jo weſentlich die Gefichtäpuntte, welche bei 
ber hier vorliegenden Angelegenheit von uns ins Au * gefaßt ſind, und 
wonach wir unſere Abſtimmung einrichten werden. ir ſtimmen für die 
Vorlage mit den Reſolutionen, ſtimmen nicht für die Anträge, wie ſie als 
Bedingung für die Annahme der Vorlage geſtellt ſind; die — liegen 
nicht in der Sache, ſondern in der Form der Geltenbmachnug. 

Was nun den Antrag Richter betrifft, ſo weiß ich doch gar nicht, 
ob derſelbe in — wie er geſtellt iſt, zuläſſig iſt; denn ich meine, 
daß darin eine Verfaſſungsveränderung Lie egt, unb bieje müßte vorher her: 


geftellt werden. Daß eine Derfajjungäveränderung vorliegt, wird in bem 
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Antrag jelber anerkannt; ob dieſe fo nun mebenher eingefchoben werben 
fann, iſt mir doch mehr als zweifelhaft. Ich will in diefem Augenblid 
darüber eine beftimmte Anficht nicht äußern, behalte mir aber vor, darauf 
zurüdzulommen. Borläufig bin ich der Meinung, daß es jo nicht geht, daß 
die Herren ſich wenigftens entſchließen müflen, und andere Formen vorzu: 
ſchlagen. (Zuruf.) — Ih ſage Ihnen, dat ed nach meiner Anficht nad) 
der Berfaffung unzuläffig iſt. Sind Sie jo leicht damit, — gut, Sie 
werden e3 einmal erfahren. Aber ich will ja mit Ihnen darüber diskutieren; 
jegen Sie eö mir auseinander, Sie haben fich ja zum Wort gemeldet, und 
wir werden dann weiter jehen. Und wenn es irgendwo einmal anders war 
— das will ich erft einmal abwarten, ob das genau dasjelbe war —, dann 
wäre ein Fehler gemacht worden; ben zum ziweitenmal zu machen, ift 
fein Anlaß. 

Ich weiß, meine Herren, daß nicht allein hier im Haufe meinen 
Freunden und mir daraus, daß wir jo gehen, ein ſchwerer Vorwurf gemacht 
wird; ich weiß, dab man fich jet ſchon in dem verjchiedenen Lagern rüjtet, 
baraus bei etwa fünftigen Wahlen gegen uns Kapital zu jchlagen. (Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten.) — Herr Bebel jagt: Sehr richtig! Ach 
weiß ja, daß er mit feinen Freunden in rüftiger Thätigkeit ift, daß auch 
die Partie der „Frankfurter Zeitung“ in gleicher Thätigkeit ift, und viel: 
leicht ift der Dritte im Bunde die "reifinnige Zeitung“. (Heiterkeit links.) 
Ih mwünjche gute Gejchäfte, meine Herren! (Zurufe) Sie werden mir auf 
allen Wegen begegnen, und ich habe die Heberzeugung: wenn unjere Wähler 
ſehen, wie die Dinge wirklich liegen, und was alles in Frage ift, wenn 
= Nebel und die Lügen verjchwinden, dann werden fie anders urteilen 
als jet. 

Das ift, was ich jeßt zu Tagen beabfichtige.. Machen Sie die Replif: 
— ich werde buplizieren. (Bravo! im Zentrum.) 


Reichdlanzler vd. Caprivi: 


Gegen ben materiellen Inhalt der Vorlage, gegen die Notwendigkeit 
ber beantragten Verſtärkung des Heeres, ber Uenderung feiner ——— 
find Einwendungen, ſoweit ich ge ört habe, nicht vorgebradht worden. Ich 
ftimme darin dem Heren Abg. Dr. Windthorft bei, bob auch der Herr Abg. 
Ridert jolde Einwendungen nicht zu machen hatte. Mag der Herr Abg. 
Richter durch einen Zwiſchenruf dofumentiert haben, daß er anderer Anficht 
war, — von dem Herrn Abg. Ridert habe ich dergleichen nicht gehört. Ich fon: 
ftatiere dad mit umjomehr freude und Befriedigung, ala ich im Namen der 
verbündeten Regierungen zu erflären habe, dab fie von der Vorlage abzu— 
gehen nicht gejonnen und die dazu geftellten Anträge anzunehmen ebenjowenig 

gejonnen find. 
Nach der Wibderlegung, die der Herr Abg. Windthorft dem Herrn 
Abg. Ridert hat zu teil werden laflen, nach der präzijen Darlegung des 
Zwed3 der Vorlage durch den Herrn Abg. Windthorft kann ich mich der: 
jenigen Kürze befleißigen, die er mir zur Pflicht gemacht hat. (Heiterfeit.) 
Der Herr Abg. Ridert hatte im wejentlichen zwei Bedenken: einmal 
mochte er die Vorlage nicht annehmen, weil nicht einige konſtitutionelle For: 
derungen, bie zu ftellen feine Partei jeit längerer Zeit gewöhnt ift, erfüllt 
werden; dann aber meint er: warum gerade jet? Während ber Herr Abg. 
WindtHorft dieſe Frage an bie Vergangenheit knüpfte, blickte ber Herr Abg. 
Ridert auf die Zukunft; er meinte: wartet doch noch! a, mir bleibt ba. 
nur übrig. an ein Gleichni® zu erinnern, das ich fchon mal Hier gebraucht 
be. Wenn jemand fich einen ge für fein Haus safe will, 

B) 


ht er auch vor ber Frage: foll ich jegt thun, ober fann ich nicht noch 
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ein Jahr warten? Wäre jemand ba, ber ihm bie Garantie geben könnte, 
baß der wolkenloſe Himmel, unter dem er heute fteht, ein Jahr länger an= 
halten werde, jo würde er ganz gewiß die Ausgabe für den Blipableiter erft 
über ein Jahr machen. Zroß der günftigen politifchen Zage, in ber wir jet 
leben, bin ich nicht im ſtande, vorherzufagen, wie lange biejelbe dauern 
werde. 32 bin alfo der Meinung: der Blifableiter muß ſofort beichafft 
werden. (Sehr gut! rechts.) 

Die Ausführungen des Herrn Abg. Windthorft in Bezug auf bie 
Notwendigkeit, die fyinanzlage des Reichs und der Einzelftaaten in Ueber— 
einftimmung zu bringen, fann ich mir nur vollftändig zu eigen machen; es 
ift einer meiner jehnlichiten Wünfjche, daß dieſer Zuftand fo bald wie mög: 
lich herbeigeführt werde. 

Zu meinem Bedauern aber hat ber Herr Abg. Windthorft eine Aeuße— 
rung gethan, die ich nicht acceptieren fann, die mich betrübt hat, bie ich 
vom Standpunkt unferer auswärtigen Politit für bedauerlich halte: er Hat- 
über den leitenden Minifter eine® und eng befreundeten Staates eine ab- 
fällige Aeußerung gemacht. Meine Herren, in dem Augenblid, mo Sie vor 
der Notwendigkeit ftehen, über eine Heereöverftärfung zu befinden, halte ich 
es nicht für angebracht, an den Bündniffen, die wir feit Jahren geſchloſſen 
haben, bie wir treu zu halten gewillt find, zu rütteln. (Sehr richtig! rechts.) 

Das Bündnis mit Italien wird nach meiner Meberzeugung auch weiter 
leben, wenn, was Gott verhüten wolle, der jegige leitende Minifter von feiner 
Stelle zurüdtritt; aber in der Perfon dieſes Minifterd finden wir eine Frie— 
densbürgſchaft, wie fie und fehmwerlich ein anderer Staliener geben kann, und 
ich beflage e3 deshalb, wenn dieje Perfon hier von der Tribüne angegriffen 
worden ift. (Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Der Herr Abg. Windthorft meint: wir können allein in ber Ber- 
bindung mit Defterreich fertig werden. Das kann fein, er mag darin Recht 
haben, aber e3 ift ein alter militärifcher gg wir fönnen zur Entjcheidung 
nie zu ftarf fommen, und ich möchte nicht, daß von den Allianzen, die wir 
haben, auch nur der Eleinfte Teil abbrödelte, daß fie auch nur innerlich ge= 
ſchwächt würden. 

Ich kann mich ben Refolutionen, bie der Herr Abg. Dr. Windthorft 
vorgefchlagen hat, zuwenden. Die erfte geht dahin, daß von ben „Plänen“ 
Abftand genommen werde, indem dadurch dem Deutjchen Reiche geradezu un: 
erſchwingliche Koften eriwachfen würden. Ich kann nicht beurteilen, ob bie 
Koften unerſchwinglich ſind; denn, wie ich ſchon einmal erklärt habe: ich 
kenne die Pläne nicht. (Heiterkeit.) Ich halte es auch für wahrſcheinlich, 
daß, wenn in dem nächſten Jahre die verbündeten Regierungen mit mili- 
täriſchen Forderungen vor dies hohe Haus treten follten, biete mehr dahin 

ehen würden, daß dad, was geichaffen tjt, inmerlich konſolidiert werde. Wir 

Die innerhalb der Armee eine ganze Anzahl von Fragen in der Richtung 
ber Berbefferung unſerer inneren Suftänbe zu erledigen im Sinne der Worte 
des Fürſten Bismard, daß wir mehr auf gute Truppen als auf viele Truppen 
werden Gewicht legen müfjen. 

Wenn die Koften hier als „unerſchwinglich“ bezeichnet worden find, 
fo will ich mir doch die Bemerkung gejtatten, daß ich den Ausdrud für jehr 
hoch gegriffen halte. Ich könnte darauf eremplifizieren, was Preußen, das 
kleine Preußen, in früheren Jahren gethan hat. Ich will mich aber hier 
darauf beichränfen, daß ich die Frage an Sie richte: wie glauben Sie, daß 
das Wort „unerfchwinglich” auf das Ausland wirkt? Glauben Sie nicht, daß 
Leute da find, die das mit tiefem Wehagen hören, und die eine gewiſſe Be: 
friedigung empfinden, wenn fie wirklich denten könnten: jept ift Deutichland 
am Ende feiner finanziellen Leiftungen angelommen —? (Sehr gut!) Ich 
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weiß jehr wohl, daß das nicht Ihre Meinung ift, daß das ein Ausdruck ift, 
wie er im Parteilampf mit unterläuft. Aber ich habe zu Lonftatieren, daß 
nach der Ueberzeugung der verbündeten Regierungen Sie noch nicht, noch 
lange nicht am Ende Jhrer finanziellen Leiftungen angefommen find, wenn 
von diejen Zeitungen die Sicherheit und die Eriftenz Deutjchlands abhängt. 
(Sehr richtig! nn] 

Die zweite Refolution befaßt fich mit der Friedenspräſenzſtärke — das 
Septennat. Es ift mir bis zur Stunde unerfindlid, warum dies Thema 
Hier jo accentuiert worden ift. Wir verlangen ja gar nicht fieben Jahre; 
e3 find ja nur noch dreieinhalb Jahre. Wir wollen nur das Septennat, 
welches jrüher an — hat, jetzt nicht unterbrechen; wir wollen die ein— 
mal bewilligten Mittel fortbrauchen und die neu zu bewilligenden auch 
ebenſolange. 

Ih hatte mir eingebildet, daß gerade die fyortfchrittäpartei dieſem 
Wunſche der Regierung mit einer gewiſſen Sympathie entgegentreten, fich 
freuen würde, daß wir nicht mit einem neuen Septennat von jet bis zum 
Jahre 1897 kommen, fondern daß wir und dem Antrage Stauffenberg von 
1887, der von drei Jahren auäging, anfügten. Weiter wird in der Vorlage 
nicht3 verlangt, ala eine Bewilligung * etwas über drei Jahre. Wenn 
ich mich alſo auf den Boden eines Abgeordneten der Fortſchrittspartei ſtelle, 
fo muß ich doch ſagen: die Sache war acceptabel. Wird fie von ber Fort⸗ 
Ichrittäpartei nicht acceptiert, fo muß ich eben boch zu meinem Bedauern bei 
der Anficht ftehen bleiben, daß e3 fich hier um Tonftitutionelle — ich ftelle 
anheim, ob Sie den Ausdrud „Doktorfragen“ oder „Kraftproben“ vorziehen 
— Handelt. (Heiterfeit.) 

Die vierte Refolution geht auf die zweijährige Dienftzeit aus. Aus 
den Erörterungen, bie darüber ftattgefunden haben, wird, glaube ich, auch 
der begeijtertfte Schwärmer für die zweijährige Dienftzeit doch die Ueber— 
zeugung gewonnen haben, daß die Sache ihre zwei Seiten hat. Schon bie 
eine Seite, daß fie nicht mal für alle Waffen durchführbar ıft — denn das 
erfennen Sie auch jelbft an, daß wir einige Waffen kurz, andere länger 
dienen laflen müßten —, ift eine im höchften Grade bedenkliche. Selbjt wenn 
man ber zweijährigen Dienftzeit zuneigt, muß man zugeben, dab ba Kon: 
jequenzen auf diejem Boden entftehen können, bie ſich noch gar nicht abjehen 
laſſen. Es gibt zweifellos Soldaten, die bie volle zweijährige Dienftzeit, 
alſo 24 Monate attiv bei der Fahne, auch für bie Fußtruppen dem jeßigen 
Zuftande vorziehen möchten. ir haben jeßt eine ungleiche und zum Zeil 
fürzere Dienftzeit, behaftet mit all ben Mängeln, die dem Diöpofitions: 
urlaubertum anhaften, behaftet mit ber Erfagrejerve. Ich glaube, wenn eine 
zweijährige Pienftzeit voll geboten würde, wenn diefe Dinge davon getrennt 
werden fönnten, wenn dann die Kompenfationen gegeben würden, von denen 
ſchon geſprochen ift, daß dann mancher Soldat dem zuftimmen würde. Aber 
das, meine Herren, machen Sie fi) doch auch Elar, daß das nicht weniger 
läftig für die Bevölkerung und ungleich teurer werden würde als der jetzige 
Zuftand. (Hört! hört!) Die verbündeten Regierungen find aljo zur [er 
nicht in der Lage, auf eine Verkürzung der Präfenzzeit — 

ch komme zu der Reſolution Nr. 3, die an die BR Pen a3 Erjuchen 
ftellt, entweder die thatfächliche Präfenzzeit herabzumindern oder Dispofitiond: 
beurlaubungen einzuführen. Der Weg der Herbitvafanzen ijt für die verbün- 
deten Regierungen nicht gangbar; dagegen bin ich ermächtigt und zivar für den 
Umfang ganz Deutſchlands zu erklären, daß jchon in * Herbſt bei den 
Fußtruppen Beurlaubungen zur Diapofition in erhöhtem Umfange ſtattfinden 
werden, in dem Umfange, ben die verbündeten Kegierungen noch mit ber 
Fortjegung eines guten Dienftbetriebes bei ben Fuhtruppen für vereinbar 
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halten, Zahlen, die, wenn fie burch die ganze beutjche Armee addiert werden, 
etwa 6000 Mann betragen werben. (Bravo!) 

Ich glaube, daß damit die verbündeten Regierungen ihr Entgegen 
fommen in der Weife gegeigt haben, bie bie einzig mögliche ift. Weiter zu 
gehen ift den verbünbdeten — nicht ng ng 

Wenn nun bie verbündeten Regierungen jo weit gegangen find, im 
übrigen aber ihre Forderungen nicht aufgeben können, fo bitte ich das hohe 
Haus, die Vorlage der verbünbeten Regierungen unverändert, jo einftimmig 
wie möglich, anzunehmen. Nachdem ich Ss in ber Kommiffion geäußert 

tte, hat man in ben Zeitungen, bie ber Partei brüben angehören, das 

ort gefunden, baß ich eine Shongeit für mich beanfpruche, während ich 
das nic gewollt habe. Schieken Sie nur auf mi! Mir foll es recht fein! 
Ich habe die Schonzeit für Deutichland beanſprucht und bin auch noch der 
Meinang, daß, wenn wir und, wie ja zweifellos, am Ende des jehigen 
Septennat3, jei ed zur Verftändigung oder zum Kampf, wieberfinden werden, 
biefer Kampf, wenn er notwendig werben follte, mit ungleich weniger be— 
benflichen — für Ei —** werden kann als heute. (Sehr 
richtig) Man möge ſich doch klar machen, wohin eine Differenz auf dieſem 
Boden zwijchen ben Regierungen und dem Reichätag führen kann! Daß es 
den Regierungen fein Vergnügen ift, Steuern zu fordern und Menjchen ein: 
uftellen, das liegt auf der ge Schreitet die Regierung zu jo erniten 
—— Forderungen, ſo wird ſie doch ebenſogut für ſich in Anſpruch 
nehmen, wie jeder andere das für ſich in Anſpruch nehmen kann, daß fie 
aus Pflichtgefühl handelt. Erkennt die Regierung, daß das Dafein Deutjch- 
lands dieſe yorderung nötig macht, jo würde fie falſch Handeln, wenn fie 
nicht alle Mittel erfchöpfte, ehe fie diefe Forderung fallen Läßt. 

Wohin können aber ſolche Differenzen führen? Ich mag das Bild 
ar nicht ausmalen, will aber hier wieder vom Standpunkte ber auswärtigen 
Dolitit aus jprechen und Ihnen einmal vor Augen eigen ift e8 denn Logit ; 
in bem Augenblide, wo man entweber eh zugefteht oder innerlich wenig: 
ftend anerkennt, daß eine Verftärfung unſeres Heerweſens, an bie bie Regie: 
rungen mit jchiwerem Herzen herangegangen find, notwendig ift, — in einem 
ſolchen Augenblid, ich will nicht a Konflikte, aber auch nur Differenzen 
innerhalb der Nation zu erregen? (Sehr wahr! rechts.) Darüber werden 
wir doch alle einig fein: wenn es einmal zum Stiege kommen follte, jo kann 
berjelbe nur geführt werben unter dem einmütigen Zufammenhalten der ganzen 
Nation. (Bravo!) Wie bereitet man nun aber einen Krieg vor, wenn man 
es in der Zeit, tvo man forderungen, die auf ben Krieg zielen, er mag 
fo fern liegen, zu bewilligen hat, zu inneren Differenzen, an denen das Aus: 
land fich weiden kann, fommen läßt! (Sehr gut!) 

ch kann alfo nur noch einmal meine Bitte wiederholen, die Vorlage 
um Deutjchlands und des Friedens willen jo einmütig wie möglich anzu— 
nehmen. (Xebhaftes Bravo!) 

Im weitern Berlauf der Debatte fügte der Reichskanzler 
hinzu: 

Ich habe gejagt, ich kann mich über die unerjchwinglichen Koften eines 
Projektes nicht äußern, das ich nicht kenne. Ich Hätte beſſer gethan, zu jagen, 
das ich als Reichäfanzler nicht kenne, ober das bie verbündeten Regierungen 
nicht fennen. Als Menſch fenne ich eine Menge Projekte. Ich produgiere ab 
und zu jelbft dergleichen; aber ich habe hier nur die Pflicht, mich über bie: 
jenigen Projekte zu äußern, bie die verbünbdeten Regierungen fich zu eigen 
gemacht haben, 


Das deutihe Bei und feine einzelnen Glieder. (Juni 24.) 141 


Abg. Richter: 

— Bei der Artillerie hat der Herr Abg. Dr. Windthorſt einen 
Ton angeſchlagen, dem ich ſonſt bei ihm nicht begegnete. Er hat ordentlich 
gruſelig gemacht. Er hat geſprochen von dem letzten Rock, den man ſelbſt für 
die Ehre und Sicherheit des Vaterlandes opfern müſſe, und deshalb müſſe 
man zu dieſer Artilleriebewilligung kommen, weil ſonſt der — ins Land 

ineinbreche und die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutſchlands gefährde. 

3 war geſprochen wie die Wahlreden ber Kartellparteien im Jahre 1887. 
Das Volk ift inzwifchen ruhiger und vernünftiger geworben, das Angftprobuft 
ift verfchiwunden. ch meine: dann hätten Abgeordnete auch feine Veran: 
lofjung, nun ihrerfeits Angft zu produzieren in der Art, wie ber Herr Abg. 
Windthorft gethan hat. (Bravo! links.) 

Der Herr Abg. Winbthorft hat von einem Konflikt geſprochen; nur 
er bat von dem Konflikt gejprochen; bie Regierung hat das Wort nicht in 
den Mund genommen, feiner von ber rechten Seite, feiner von ben Mittel: 
parteien. Der Herr Abg. Windthorft findet ein taktiſches Intereſſe daran, 
in biejer Situation fortgejegt einen Konflilt an bie Wand zu malen; er 
ſpricht von Leuten, die nicht wühten, was fie thäten. Was weiß er benn? 
(Heiterkeit.) Mehr ala wir? Dann heraus mit der Sprade! Was ift denn 
das Geipenft, dad Sie treibt? Herr Windthorft ſprach don Blättern, bie 
gegen ihn wären, von dem Dreigeftirn, ein fozialdemofratijches Blatt — ich 
weiß nicht, welches er meinte —, bie „Frankfurter Zeitung“ und bie „Frei— 
finnige Zeitung‘. Seit wann braucht denn ber Herr Abg. Windthorft fich 
gegen brei Zeitungen hier auf ber Tribüne zu verteidigen? Nein, dieſe Rebe 

aucht er für feine eigene Partei, um dort den Widerſpruch zu beherrichen, 
um bort die gewichtigften Bedenken nieberzubalten, die auftauchen gegen bieje 
Borlage. Deshalb die Malerei des Konflikts, deshalb die Angitmacherei, daß 
manchem ſchwer wird, ruhig und fachlich die Vorlage zu prüfen, weil bie 
fachliche Prüfung auch auf Ihrer Seite mehr Abgeordnete zur Verwerfung 
ber Borlage führen würbe, ala e3 jonft ber Fall iſt. 

Und baß bie arg im Frieden mehr Batterien haben ala wir, 
ift boch Leine Thatjache, die heute zum erftenmal erſcheint. Es handelt fich 
ar nicht darum, wie viel man im Frieden etwa zur Parade Batterien auf: 
hellen fann, ſondern, wie viel Kriegsformationen aus ben Friedensformationen 
folgen. Kennt der Herr Abg Windthorft die Zahl der mobilen Fyeldbatterien 
diesſeits? ch kenne fie; = jage fie aber nicht. (Bewegung) — Meine 

erren, weil ich verpflichtet bin, darüber Geheimnis zu bewahren. Aber ich 

ge Ihnen, daß, weil ich fie kenne, obwohl ich amtlich verpflichtet worden 
bin als Abgeordneter, darüber Geheimnis zu bewahren, beöhalb auch mit 
einer größeren Ruhe vielleicht dieſe Artilleriefrage hier erörtere ala mancher 
anbere. Ich halte nt bier auch nur an das, was hier Öffentlich verfündigt 
worden ift von bem Kriegsminiſter. 

Der eg gr Herr Bronjart dv. Schellendorf hat im Jahre 1883 
. gefagt, ald wir die 3000 neuen Artilleriften und die 4000 Pferde dazu be: 
willigten, daß bdiefe Bewilligung bis zum Ende bes Septennats, bis zum 
Jahre 1894, ausreichen würde, und daß man weiteres für die Artillerie 
nicht verlangen werde. Alfo, meine Herren, Sie können von militärijcher 
Seite nur mehr verlangen, fomweit ſeit der Erklärung bes Herrn Kriegs: 
minifterd in dem Rachbarftaat, auf den man fich immer hier beruft, mehr 
Artillerie geichaffen worden ift. ie viel ift denn dort ſeitdem mehr ge: 
ſchaffen? Richt 70 Batterien, fondern 19 Batterien fyelbartillerie! Wenn 
ich auch ganz außer Betracht Lafje, daß diefe Schöpfung der Artillerie hervor: 
gerufen ift durch italienische Gebirgäbatterien, jo komme ich doch nur zu ber 
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Schlußfolgerung, daß ich nach dem, was bort geichehen ift, fommen könnte 
u einer Bewilligung von 19 Batterien auf unfjerer Seite. Nun, biefe 19 

atterien könnte man allerdings herftellen aus der Erjparnis von 6000 Dis: 
pofitionaurlaubern, aber nicht mehr. 

Der Herr Abg. u. fagt: wenn man etwas für notiwenbig 
erkannt, foll man daran feine Bedingungen ri Ani bie dad Notwendige 
wieder aufheben. Geſetzt num, ich erkenne biefe Bermehrung ber Artillerie 
als notwendig an, ich unteriwerfe mich bem technifchen Urteil der Militär: 
behörden, dann kann ich doch die Bedingung daran fnüpfen, daß anberes, 
minder Notwendiges als die Artillerie eingefchränft wird, um das unbedingt 
Notwendige — zu können, daß bei anderen Einrichtungen des Heeres, 
anderen Waffengattungen — wir haben das ja in ber Kommiffion ange: 
beutet, wenn es auch zu weit führen würde, Er weiter barauf einzugehen 
— Erfparniffe gemacht werden. Glauben Sie im Exrnfte, dab, wenn es not: 
wendig ift, biefe 70 Batterien zu beichaffen, für die hier etwa 7 Millionen 
bewilligt werben follen, — daß dieſe Millionen nicht in dem großen Rahmen 
bed ordinären Militäretat3 von über 300 Millionen mit Leichtigkeit für bie 
Artillerie gefunden werben könnten, bejonders bei ſolchen Waffengattungen, 
bie früher mehr bedeuteten, die aber in der neueren Zeit infolge ber Ber: 
änderung bes Waffenweſens in ihrer Bedeutung eingebüßt haben, während 
auf ber anderen Seite die Artillerie an Bedeutung geivonnen hat —? 

Was nun die finanzielle Seite ber Mafnahme der 6000 Dispofitiona: 
urlauber anbetrifft, jo ift diefelbe noch unbedeutender ala Erleichterung, tie 
die Erleichterung ber perjönlichen Laften, die in diefen 6000 Mann enthalten 
ift. Ich kann das ja im Augenblid nicht ausrechnen, was 6000 Gemeine 
weniger zu unterhalten im Jahr für eine Erſparnis macht; aber ich glaube 
nicht, dab biefe Erſparnis über 2 Millionen Mark hinausgeht — fie bleibt 
vielleicht noch drunter. Die Erſparnis an dieſen 6000 Mann ift nicht fo 
groß, wie die Erfparnid eines einzigen Monats längerer Rekrutenvakanz. 
Denn jelbft bei einem Rekrutenkontingent von nur 150,000 Mann würde 
ein Monat Vakanz eine Erjparnis von über 12,000 Mann für ba® Jahr 
bebeuten gegenüber den 6000 Mann, die bier in Frage find. Diefe Vorlage 
verlangt einen Mehraufiwand von 18 Millionen. Wenn man, wie ich boffe 
an ben lnteroffizierprämien etwas abzieht oder fie überhaupt gar nicht be: 
willigt, jo fommt doch auf der anderen Seite hinzu die Steigerung ber Zins: 
laft aus dem Ertraordinarium, was die Vermehrung bed Heeres mit fich 
bringt. Es wird alfo immer der Aufwand auf 18 Millionen zu ſchätzen fein. 
Eine Eriparnis don vielleicht 2 Millionen bedeutet alfo nur eine Erſparnis 
eined Neunteld an der Mehrbelaftung, die durch diefe Borlage bewirkt wird. 

Nun, das ift doch in der That ein Tropfen auf ben heißen Stein 
unferer Finanzverhältniſſe. Wer diefe Finanzverhältniſſe ungünftig anfieht, 
wer nicht die VBerantmwortlichkeit für neue Steuern auf ſich nehmen will, ber 
fann nicht einer Vorlage zuftimmen um deswillen, weil fie finanziell durch 
eine ſolche Konzeſſion um 1 oder 2 Millionen leichter gemacht wird, ala es 
fonft ber {Fall wäre. 

Der Herr Abg. Ridert hat ja ausführlich von den Erklärungen des 
ern Reichsſchatzſekretärs v. Maltahn geiprochen. Der Herr Schafiekretär 
t deutlich geſagt: Sie werden in der nächſten Seffion jchon mit Steuer: 

vorlagen ausreichend beichäftigt; er hat angedeutet neue Steuern, bie not: 
wendig würden jowohl in Preußen ala hier im Reich; er hat aufgefordert, 
wir möchten doch Artikel, auf die noch eine Steuer bequem gelegt werben 
fönnte, ihm namhaft machen, um feiner Phantafie zu Hilfe zu kommen. 
(Heiterkeit) Ya, leibhaftiger kann man doch nicht vorgemalt befommen, was 
una bevorfteht. Es ift uns jo fchroff wie möglich zu Gemüte geführt tor: 
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ben, daß, indem wir biefe Vorlage annehmen, wir einen Wechjel auf neue 
Steuern auäftellen. Es ift und ebenfo ſcharf ge Gemüte geführt mworben 
von Herrn dv. Malkahn, daß, wenn wir biefe Vorlage u wir auch 
felbft auf eine Ermäßigung ber Kornzölle verzichten, weil wir damit finan: 
zielle ein e föafen, bie zur: Serrichlet werben können durch Aufrecht: 
erhaltung 


Der Herr Abg. Windthorft hat heute von einem neuen Finanzplan 
prochen; er hat gemeint, die einzelnen Finanzminiſter der Einzelſtaaten 
ollten zuſammenkommen und den Finanzplan aufſtellen. Ich bin gar nicht 
ſo neugierig auf dieſen neuen Finanzplan. (Heiterkeit.) Es iſt das nur ein 
Euphemismus für ein neues Steuerbouquet. Wenn die Finanzminiſter zu— 
ſammenkommen, ſo hilft die — des einen dem anderen nur, um neue 
Artikel auszuſinnen, auf die Steuern gelegt werden können. Das kennen wir 
ſchon aus früherer Zeit. (Heiterkeit.) Der erſten Konferenz ber Finanz— 
minifter, bie anfangs ber achtziger Jahre ftattgefunden hat, verdanken wir 
ja wejentlich die 400 Millionen neuer Steuern, die im legten Jahrzehnt im 
Reich Hinzugelommen find! 

Nun fagt man, wir follten jet iu Preußen einen neuen Finanz— 
minifter befommen. (Heiterkeit.) Das kann mich gar nicht beruhigen. (Heiter: 
keit.) Mir ift ein alter Finanzminiſter noch viel lieber al3 ein neuer. (Heiter: 
keit.) Denn ein Yyinanzminifter, ber jchon feine Kraft erfchöpft hat ın ber 
—— der Laſten, deſſen Phantafie nicht mehr ſo lebendig iſt, den kann 
ich mir viel beſſer gefallen laſſen, als einen friſchen Finanzminiſter. Denn da 
gilt auch der Spruch: neue Beſen kehren gut. (Heiterkeit) Und wenn einer 
noch nie Miniſter geweſen iſt, — was der leiſten kann und wird, wenn er 
Miniſter wird, an neuen Steuern, darüber bin ich erſt recht nicht beruhigt. 

Ich kann auch daraus keine größere Eat er ihöpfen, wenn ge: 
fagt wird, ber Minifter joll diesmal nicht aus den Reihen der Konfervativen 

enommen werden. Meine Herren, wenn ſogar nicht einmal ein fonfervativer 

inifter mehr ausreicht, um die neuen Steuern zu beichaffen, die man ver: 
langt, wie viele mag man dann auf dem Programm haben, welches man 
ausführen will, nachdem man biöher gefehen, was ein konſervativer Minifter 
an neuen Steuern leiften kann! 

Der Herr Abg. Windthorft Iegt einen großen Wert auf feine Reſo— 
Iutionen; aber ich muß jagen, die Art, wie ber Herr Reichskanzler diejelben 
behandelt hat, hat ihre Wertichägung nicht erhöht. Denn eine folche Reſo— 
Iution ift ein Monolog; jo lange bie Regierung nicht der Rejolution zuftim: 
menb fich erklärt, jo lange haben bie Refolutionen nur theoretijche Bedeu: 
tung. Nun kann man fich nicht abwehrenber verhalten, ala es leider der Herr 
Reichakanzler gethan hat. ch ſchätze die Refolution infofern, ala fie eine 
gewiſſe Willenstundgebung für die Zukunft darftellt von feiten des Reiche: 
tagd. Ich fann fie aber um fo weniger überjchäßen nach dem, was der Herr 
Reichskanzler heute gefagt hat. 

Der Herr Abg. Windthorft führte fodann heute aus in feiner Rebe: 
das fei der große Fehler, daß wir feit Gründung des Deutſchen Reichs mit 
zu großer Freigebigkeit gewwirtichaftet hätten und nicht an die Zukunft ge: 
dacht hätten; e3 ſei dies zu beflagen, und wir müßten mehr ſparſam jein. 
Das flocht Herr Windthorft in feine Rede ein, in der er fich anſchickte, am 
Schluß 18 Millionen Mark mehr zu bewilligen. Ich finde biefe — 
rungen des Herrn Abg. Windthorſt I beherzigenswert, aber injofern, ala 
ich mir aus ihnen eine Aufforderung jchöpfe, in meiner ablehnenden Stel: 
(ung gegenüber biejer Vorlage zu verharren, zumal bie Kompenjationen, bie 
der Herr Reichslanzler anbot, jo unerheblich find, daß fie in Bezug auf das 
Gefamturteil über diefe Vorlage nicht ind Gewicht fallen können. 
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Ich bin der Meinung, daß nach all den wahrhaft kolofjalen Bewilli: 
gungen, die für Heer und Dlarine gerade in ben lebten vier Jahren, und 
zwar zum größten Zeil auch don unſerer Seite, gejchehen find, die Ehre und 
Sicherheit unſeres Baterlandes, die mir nicht minder am Herzen liegen ala 
jedem anderen in biefem Haufe, in feiner Weife gefährdet oder in Frage 

eftellt werben können, wenn wir bier einmal beutlich fagen: bis hierher in 

nr fortgefeßten Steigerung der Militärlaften, aber nun nicht mehr weiter! 
ch bin umgekehrt ber Meinung, daß unfere inneren Verhältniſſe mehr geſtört 
werden und mehr beunruhigt werden durch die Annahme ber Vorlage, ala nur 
auch entfernt die fichere Stellung nad) außen dadurch gewinnen kann. 


Der Staatzfefretär v. Maltahn erklärt: 


Daß er nicht im ſtande fei, ein Programm über neue Steuern zu 
entwerfen, da das Bedürfnis noch in feiner Weife berechnet werben könne. 
Die gg werde auf dem Gebiete der Arbeiterverforgung Liegen. 
Wenn er von neuen Einnahmen gejprochen habe, jo habe er zunächſt an die 
Zuderfteuer gedacht. 


Bei ber Abftimmung wird der Antrag ber Freifinnigen 
auf jährliche Feſtſetzung des Etats abgelehnt; 8 1 des Geſetzes mit 
211 gegen 128 Stimmen angenommen (21 Mitglieder des Zentrums 
ſtimmen dagegen; die Polen aber dafür); ber freifinnige- Antrag 
auf Einführung der 2jährigen Dienftzeit wird gleichfall3 abgelehnt; 
dagegen die vier Rejolutionen Windthorft angenommen (vgl. unter 
16. Juni). 

27. Juni. Erfte Beratung eines Nachtragsetat3 hauptjächlich 
zu militäriſchen Zweden in Höhe von 73,283,333 A 

28. Juni. (Reihdtag) Das Militärgejeg wird in 
dritter Lefung angenommen. 

Bei der zweiten Beratung des Nachtragsetats behufs Ge— 
baltsaufbejjerungen wird die Gehaltserhöhung für Offiziere 
abgelehnt; die jonftigen Poften werden angenommen. (Ebenjo in 
der dritten Lefung am 1. Juli.) 

Der Gejeßentiwurf über die Gewerbegerichte wird in britter 
Lejung gemäß den Beichlüffen der zweiten angenommen. 

30. Juni. Der Kaifer trifft zum Befuche des König? von 
Dänemark in Heljingdr ein. 

1. Juli. Der Kaifer trifft zum Befuche des Königs von 
Schweden und Norwegen in Chriſtiania ein (f. Norwegen). 

1. Juli. Das deutſch-engliſche Abkommen wird offiziell 
durch den Reichskanzler und den englifchen Botjchafter abgeſchloſſen. 

2. Zuli. (Reichötag.) Der dritte Nachtragsetat (vgl. 
27. Juni) wird in dritter Leſung mit einer Verminderung um ca. 
4 Millionen angenommen. Dauernde Ausgaben ca. 6’. Millionen; 
einmalige über 60 Mill.; nämlich 40 Mill. zur Durchführung der 
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militärtfchen Neuformationen, ca. 10 Mill. zur Ausbildung der 
Beurlaubten mit dem neuen Gewehre, ca. 11’. Mill. für Eijen- 
bahn⸗ und Zelegraphenanlagen. 

Bei Beratung des Antrages der verbünbeten Regierungen, 
betreffend die Errichtung eines Nationaldentmalg für Kaifer 
Wilhelm I. ftellt Abg. Freiherr dv. Unruhe-Bomft namens der 
Kommiffion ben Antrag: 

Die Entſcheidung über den Plaß, über bie Geftaltung des Stand: 
bildes und über die Art, in welcher ein engerer Wettbewerb über einen 
Entwurf für dad Denkmal vom Reichskanzler auszufchreiben ift, wirb ber 
Entichliegung Sr. Majeftät des Kaiſers anheimgegeben. 

Ohne Debatte gelangt diefer Antrag zur Annahme. 

Der Reichstag wird darauf durch eine Kaiferliche VBerord- 
nung vom 29. Juni, welche Staatöfelretär v. Bötticher verlieft, 
für die Zeit vom 8. Juli bis 18. November vertagt. 

5. Juli. Der Kaijer verläßt Chrijtiania und tritt eine 
längere Geereife läng3 der norwegijchen Küſte an. 

8. Juli. Dr. Peters trifft mit feiner Erpedition an der 
Küfte von Sanfibar ein. 

9. Juli. Eine kaiſerliche Verordnung dehnt bie im 
Jahre 1883 für den Handel mit Italien und Spanien gewährten 
Zollermäßigungen auch auf den Handel mit Marokko aus. 

11. Juli. Der Herausgeber de3 „Frankfurter Journals” 
Rittershaus berichtet über eine Unterredung mit dem Fürften 
Bismard. 

Der Fürſt äußert: „Gerade die Zeitungen, bie doch bis zu einem ge: 
willen Grade abhängig geweſen find, fragen nicht nach mir. Ich bin eine 
gefallene Größe — man will damit nicht gerne zu thun haben. Die Preffe 
bat bier zu Lande feinen Mut, fie ift feige.“ 

Der Fürſt kommt fodann auf die nationalliberale Partei zu ſprechen, 
mit der er fich meift gut vertragen habe. Den Ausdrud, er wolle fie an 
die Wand bdrüden, habe er nie gebraucht. Miquel und Bennigien ſchätze er 
beibe als Polititer; um das nationalliberale Mandat bei der Haiferälauterer 
Nachwahl würde er fich nicht ungern beworben haben, wenn er nicht ge: 
fürchtet Hätte, zur Regierung, fall fie im Sozialismus fortführe, in Op: 
pofition zu fommen. 

Ueber das beutich:englifche Abkommen äußert Fürft Bismarck, er 
würde e3 nicht fo gejchloffen haben. Der Kaifer hätte ben . Helgolands 
ewünſcht; man hätte dies aber auch wohlfeiler bekommen können. Im 
Falle eines Krieges könne Helgoland, wenn es nicht befeſtigt ſei, ſogar ge: 
fährlich werben. 

In betreff der fozialen Frage erklärt der Fürſt, er hätte, wenn er 
im Amt geblieben wäre, eine Berjchärfung des Sozialiſtengeſetzes beantragt. 
— „Die Erlaffe waren feit langem eine Lieblingsidee de3 Kaiſers; Hintz— 
peter, Douglas und andere — kurz ſolche, die nicht im Dienſte waren, haben 
mit Sr. Majeftät darüber Beratungen gehalten. — Der Kaiſer verſprach 
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fi) von den Erlaffen Erfolg bei den Wahlen. Mir wurde eine Rebaftion 
gezeigt, die weitgehenber war als diejenige, welche erjchienen ift. Ich war 
prinzipiell ge bie Erlafje; follten fie aber durchaus erjcheinen, jo wollte 
ich meine Redaktion er und ſchrieb die Erlaffe in der jegigen Form 
— — als Diener des Raiferd .... .. Ich fügte noch bie internationale 
Konferenz ein; ich dachte, fie follte gleichfam ein Gieb fein, eine gewifle 
Hemmung be3 humanen arbeiterfreundlichen Plan® unfere® Herrn. ch 
— dieſe Konferenz würde ſich gegen allzu große —— teit ber 

tbeiter ausſprechen, gleihfam Wafler in ben Wein gieben x jelbft 
diefe geringen Ermwartnngen find enttäufcht worden. Die Grgebniffe ber 
Konferenz find gleich Null. Es Hatte feiner den Mut, zu widerſprechen, auf 
die Gefahren aufmerkſam zu machen. Die ganze Konferen ift eine einzige 
Thrafeologie; nicht eine Frage hat fie praftijch gelöft. Ueberhaupt ift es 
Illuſion, den Arbeiterſchutz international zu maden ... 


(Die „Hamb. Nachrichten“ erklären den Bericht für ungenau, 
wogegen das „Frankfurter Journal“ ihn in allem aufrecht hält.) 

15. Juli. Der „Reichdangzeiger” veröffentlicht die Verleihung 
des Schwarzen Adlerordens an die Prinzen Ehriftian von 
Dänemark und Eugen von Schweden und Norwegen. 

25. Juli. Ein Vertrag mit dem Kongoftaat über bie 
Auslieferung von Verbrechern und die Rechtöhilfe in Strafjachen 
wird unterzeichnet. 

28. Zuli. Der Kaijer trifft in Wilhelmshafen ein. 

29. Juli. Der „Reichdanzeiger“ teilt mit, daß bad Etat3- 
jahr 1889/90 gegenüber dem Voranſchlage einen Ueberſchuß von 
2,347,743 Mark ergeben babe (Mebreinnahme 9,641,946 Marl, 
Mehrausgabe 7,294,203 Mark). 

Der „Reichdanzeiger” veröffentlicht ferner eine Denkſchrift 
über die Beweggründe des deutſch-engliſchen Abkommens. 

29. Juli. Graf Rotenhan, bisher Gejandter in Argentina, 
wird zum Unterjtaatsjefretär im Reichdamt des Aeußern er» 
nannt. 

2. Auguft. Der Kaifer landet, auf der Fahrt nach England 
begriffen, in Oftende und wird von König Leopold II. empfangen. 

4. Auguft. Der Kaifer, der am vorhergehenden Tage Dft- 
ende verlaffen, trifft in Osborne ein und wird von ber Königin 
Viktoria empfangen. 

9. August. Der Kaifer erläßt während der Rückkehr von 
England folgenden Befehl an den Reichskanzler: 

Auf Ihren Vortrag beftimme ch, daß bis zur verfaſſungs— 
mäßigen Regelung der Berhältniffe Helgolands im Wege ber 
Keichsgefeßgebung die Regierung der Inſel in Meinem Namen, 
auf Grund der dort beftchenden Gefeßgebung und unter Echonung 
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der vorhandenen Berwaltunggorganifation, durch den Reichskanzler 
geführt werden joll. 
An Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, den 9. Auguft 1890. 
Wilhelm J. R. 
dv. Caprivi. 

Auf Grund dieſes Erlaſſes wird die Verwaltung ber Inſel Helgo: 

Iand einem See-Dffizier, welcher den Titel „Gouverneur von Helgoland“ 

hrt, und einem Zivilbeamten, welchem der Zitel „Kaiferlicher Kommiſſar 
r ar beigelegt wird, übertragen. 

it Wahrnehmung bes Amts des Gouverneur wird bis auf weiteres 

ber Kapitän zur See Gerjeler, mit Wahrnehmung des Amts bed SKaijer: 

lien Kommifjard ber Geheime Regierungs:Rat Wermuth beauftragt. - 


9. Auguft. Die Helgoländer überreichen folgende Adreſſe: 
„Allerdurchlaudtigfter Großmächtigſter Kaifer und König, 
Allergnädigfter Kaifer, König und Herr! 

Em. Kaiferlihen und Königlichen Majeftät nahen die Einwohner 
Helgoland3 mit der Bitte, Ew. Majeftät in Ehrfurcht Huldigen zu dürfen. 

Nachdem bad vom Geifte des Tyriedend getragene Abkommen mit 
Fhrer britijchen Majeftät, unferer bisherigen erhabenen und gütigen Herr: 
icherin, und dem Herrſcher besjenigen Reichs unterftellt, mit welchem mir 
durch Abftammung, Spradhe und Gitte uns bereit3 Eins fühlen, bliden 
wir in Freudigkeit der Zeit an welche mit der von Em. Majeftät 
foeben auögejprochenen feierlichen Befigergreifung der Inſel für uns einbricht. 

Die von Em. Majeftät fund gegebenen Allergnädigften Berheigungen 
erfüllen una mit dem .. ehrfurchtsvollen Dankes und unmanbdelbarer 
Zuverficht, daß unter Ew. Majeftät erhabener Regierung e3 und gelingen 
werde, burch Erfüllung des von uns hiermit abgelegten Gelöbniffes der Treue 
ala Ew. Majeftät gehorjame Unterthanen uns zu erweiſen. 

Ew. Kaiferlicden Majeftät 
allerunterthänigfte und gehorſamſte Helgolänber.” 

In Helgoland findet gleichfall® am 9. Auguft die Ueber: 
gabe der Regierung ſeitens des Gouverneurs Barkley an den Staatd- 
minifter v. Bötticher ftatt. 

10. Auguft. Der Kaifer trifft in Helgoland ein und er- 
läßt folgende Proflamation: 

Helgolänber! Zufolge vertragsmäßigen Uebereinkommens mit Ihrer 
Majeftät ber Königin von Großbritannien und Irland ift die Landeshoheit 
über Helgoland und befjen Zubehörungen an Mich abgetreten. Auf fried: 
lihem Wege kehrt Ihr damit in das Verhältnis zum deutichen DVaterlande 
zurüd, ae welches bie Gejchichte, die Yage und bie Verkehrsbedingungen 
Eurer Juſel Hinweifen. Durch Gemeinichaft des Stammes, ber Sprache, 
ber Sitten und Intereſſen habt Ihr Euren beutjchen Brüdern von jeher 
nabe geftanden. Dank ber mwohlmwollenden Weisheit Eurer bisherigen Re: 

terung hat fich daran auch während Eurer Zugehörigkeit zu dem mächtigen 
Britifchen Reiche nichts geändert. Um fo freudiger begrüßt mit Mir jeder 
Deutjche Eure Wiedervereinigung mit dem deutſchen Volke und Vaterlande. 

Die nähere ftaatsrechtliche Geftaltung diefer Wiedervereinigung bleibt 
Meiner Beitimmung und der ra si Mitwirkung der zuftändigen 
Bertretungsförper vorbehalten. Indem Ich aber jchon jetzt für Mich und 

10* 
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Meine Nachfolger feierlid und für alle Zeiten von Helgoland und befien 
Zubehörungen Befiß ergreife, vertraue Jch dem bewährten Sinne aller Helgo— 
länder, die von jet an Deutiche fein wollen, daß fie Mir und dem Bater- 
lande in unverbrüchlicher Treue — bleiben werden. Dagegen fichere 
Ich Euch, ſowie Euren Rechten Meinen Schutz und Meine 4 zu. 

Ich werde Sorge dafür tragen, daß Recht und Gerechtigkeit unter 
Euch unparteiifch gepflegt werben und Eure heimijchen Gejeke und Gewohn⸗ 
beiten, ſoweit möglich, unverändert fortbeftehen. Eine wohlwollende und 
umfichtige Verwaltung wird auch in Zukunft beftrebt fein, Eure Wohlfahrt 
zu fördern und das wirtichaftliche Gedeihen ber JInfel zu heben. Um Euch 
den Uebergang in die neuen Verhältniffe zu erleichtern, Sort das jebt lebende 
Geſchlecht von der Erfüllung der allgemeinen Wehrpflicht im Heer und in 
der Flotte befreit bleiben. Auf eine Reihe von Jahren wird an dem auf 
der Inſel geltenden Zolltarif nichts geändert werden. Alle Vermögensrechte, 
welche Privatperſonen oder beſtehende Korporationen ber Königlich britif 
Regierung gegenüber in * oland erworben haben, bleiben in Geltung. 
Die diefen Rechten entjprechenden Verpflichtungen werben Hinfort von Mir 
und Meiner Regierung erfüllt werben. 

Der Bewahrung Eures väterlichen Glaubens, der Pflege Eurer Kirche 
und Echule wird Meine beſondere Aufmerkjamkeit gewidmet fein. 

Mit Genugthuung nehme Ich Helgoland in den Kranz ber beutjchen 
Inſeln wieder * welcher die vaterländiſche Küſte umſäumt. Möge die 
Rückkehr zu Deutſchland, die Teilnahme an feinem Ruhme, feiner Ünab— 
hängigkeit und Freiheit Euch und Euren Nachkommen zu ſtetem Segen ge— 
reichen! Das walte Gott! 

Gegeben Helgoland, den 10. Auguſt 1890. 

WilhelmJ. R. 


v. Caprivi. 

17. Auguſt. Der Kaiſer trifft zum Beſuche des Kaiſers von 
Rußland auf dem Seewege in Reval ein und begibt ſich ſogleich 
nach Narwa, wo er von dem Zaren und der Zarin empfangen 
wird. An der Zuſammenkunft nehmen der Großherzog von Heſſen, 
viele Großfürften, die Minifter Caprivi und Gierd, der Botjchafter 
dv. Schweini teil. Bis zum 22. Auguft finden Manöver bei Nariva 
ftatt; an diefem Tage begeben fich beide KHaifer nach Peterhof. Am 
23. Auguft reift Kaifer Wilhelm auf dem Seewege ab. 

Während feines Aufenthalt? haben Deputationen der in Re= 
val, Narwa, Petersburg, Moskau anfäffigen Reichgangehörigen ihm 
Adreffen überreicht. 

20. Auguft. Konferenz der preußifchen Bifchöfe in Fulda. 

25. Auguft. Zufammentritt des 37. deutfchen Katholiken— 
tages in Koblenz. Meift auf Antrag Windthorfi3 werden fol- 
gende Refolutionen angenommen: die Aufmerkfamteit der Katholiken 
Deutſchlands auf den Firchlichen Notftand der Berliner Katholiken 
zu lenten; zum Eintritt in den vom Erzbifchof von Köln gegrün- 
beten Afrifaverein deutjcher Katholiken aufzufordern; für Aufhebung 
der Beſchränkungen und Verbote einzelner Orden und Kongregatio- 
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nen zu wirken; die dem Papfttum zufommende MWeltftellung zur 
Bermittelung der fozialen Zwiftigkeiten immer mehr zur Anerfen- 
nung zu bringen; die Wiederherftellung der territorialen Souverä- 
nität de3 Heiligen Stuhles. für ein Interefje aller weltlichen Ge- 
walten zu erklären; die ausſchließliche Leitung des Religionsunter- 
richtes durch die Kirche zu fordern, fowie auch für den Unterricht 
in anderen Fächern den Eonfejfionellen Charakter anzuftreben, und 
legteren vor allem in der Volksſchule wiederherzuftellen; die Ar- 
beiterbevölferung vor den Grundſätzen und der Agitation der So— 
zialdemofratie zu warnen; dem Deutjchen Kaifer für feine Thätig- 
feit zur Herbeiführung de3 fozialen Friedens zu danken; der Zen- 
trumsfraftion die Zuverficht zu ihrem Verharren in den Beftre- 
bungen der Sozialreforın auszufprechen. 

25. Auguft. An den Kaiſer geht von dem zugleich tagenden 
fatholifchen Verein „Arbeiterwohl“ folgendes Telegramm ab: 

„Die Heute hier in Koblenz tagende Generalverfammlung be3 Vereins 
„Arbeiterwohl" ſpricht Sr. Majeftät dem Deutjchen Kaiſer den ehrerbietigiten 
Dank au3 für die Erlaffe vom 4. Februar und verjpricht freudige Unter: 
ftügung bei der Durchführung ber darin niedergelegten Ziele.“ 

25. Auguft. In Anlaß einer von Bebel berufenen jozial- 
demofratijhen VBerfammlung in Berlin finden Tumulte ftatt, 
bei welchen eine Anzahl von Polizei» und Schußleuten verwundet 
wird. Infolge deſſen wird, da die Berliner Garnifon zu Uebungen 
ausgerüdt ift, eine Brigade des dritten Korps nad) Berlin gezogen. 

28. Auguft. In Kaiferslautern wird in der Nachwahl 
zum Reichstage an Stelle Miquels der nationalliberale Kandidat 
Brunk troß großer Gegenagitation gewählt. 

31. Auguft. Der Kaifer empfängt Dr. Peters in Privat- 
audienz und überreicht ihm den Kronenorden dritter Klaffe. 


Anfang September. Mehrere Zeitungen (u. a. die Wiener 
„Politiiche Korrefpondenz”) bringen Nachrichten, daß die Zuſam— 
menfunft des deutjhen und ruſſiſchen Kaiſers im ganzen 
oder wenigſtens in den lebten Tagen einen fühlen und formellen 
Charakter getragen habe. Hiezu jchreibt der „Reichganzeiger“: 

Der „Hamburger Korreipondent” ftellt in einem „zu der Sailer: 
begegnung“ überjchriebenen Artikel Betrachtungen an, welche darin gipfeln, 
daß „bie Begegnung de3 Kaiſers Wilhelm mit dem Zaren den an fie ge: 
müpften Erwartungen nicht ganz entjprochen habe.“ Dies wird unter an: 
derem daraus gefolgert, „daß man in St. Peteröburg ein Entgegenfommen 
des Deutſchen Kaifer3 vorausjeßte, von dem vernünftigermeije feine Rede 
jein konnte,“ daß ber Abſchied der beiden Dlonarchen „ehr verjchieden von 
ben Empfange gewejen,“ „die anfängliche Herzlichkeit jeit dem letzten oder 
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vorlegten Manövertage einem kühleren Berhältniffe gewichen ſei und man 
in St. Peteröburg annehme, „Kaiſer Wilhelm habe verfchiedene Vorſchläge 
zur Löfung ber fchwebenden politifchen Fragen, fpeziell der bulgariichen, 
gemadt, die den Wünfchen des Zaren keineswegs entſprachen“; als Beweis 
dafür, „daß eine gewiſſe Verftimmung“ eingetreten fei, führe man dort „ben 
vorzeitigen Abbruch der Manöver an, deren Yortjegung offen — war.“ 

Mir find zu der Erklärung ermächtigt, daß die thatfächlihen Voraus— 
fegungen, auf welchen der erwähnte Artikel beruht, jedes Grundes entbehren. 

In den „Preußifchen Jahrbüchern“ erfcheint ein Artikel, 
welcher die Aufnahme des deutfchen Kaiſers durch den ruffilchen 
Hof als kalt und formell fchildert, den Beſuch ſelbſt „unerfreulich“ 
und „überflüffig“ nennt und ihn erklärt, ala eine Erbichaft der 
Bismardichen Politik, durch perfönliches Entgegenfommen die ob- 
jettiven Gegenſätze zwiſchen Deutjchland und Rußland zu mildern. 
In den „Hamb. Nachrichten“ wird darauf jehr gereizt der Nach- 
weis verlangt, daß diefer Beſuch noch feinerzeit vom Fürſten Bis— 
mard arrangiert worden ſei und mehrfache offiziöfe Auslaffungen 
ftellen, ohne jedoch allgemein Glauben zu finden, die Auffaffung 
der „Breußifchen Jahrbücher” an dem Beſuch als gänzlich verfehlt 
hin und feiner Beachtung würdig. 


3. September. (Bayern.) Der ehemalige Minifterpräfident 
Freiherr v. Zuß +. Der Kaiſer und der Prinzregent erlafien Bei- 
leidjchreiben an die Witwe. 


Anfang September. In Schleswig-Holjtein finden vor dem 
Kaifer Zombinierte Armee- und Ylottenmandver ftatt, zu 
welchen auch ein Öfterreichijches Gejchwader unter Kommando 
des Admiral3 dv. Sterned erjchienen ift. Auch der englijche Flotten— 
admiral Hornby wohnt den Mandvern bei. Bei dem Feſteſſen am 
3. September hält der Kaiſer folgende Rede: 


„Ich ipreche Ihnen den Dank der Kaiſerin und Meinen aus für bie 
freundlichen Worte, die Wir joeben vernommen, und zu gleicher Zeit den 
Dank an die ganze Provinz für den heutigen Tag und für den Empfang, 
den Uns bie — bereitet hat. Es hätte des heutigen Tages nicht be— 
durft, um Unſeren Herzen es klar zu machen, wie warm und freundſchaft— 
lich Unſerer hier gedacht wird. Das Band, welches Mich mit dieſer Pro— 
vinz verbindet und dieſelbe vor allen anderen Provinzen Meines Reichs an 
Mich kettet, das iſt der Edelſtein, der an Meiner Seite glänzt, Ihre Majeſtät 
die Kaiſerin. Dem hieſigen Lande entſproſſen, das Sinnbild ſämtlicher 
Tugenden einer danke Ich es Ihr, wenn Ich im ſtande 
bin, die ſchweren Pflichten Meines Berufes mit dem freudigen Geiſte zu 
führen und ihnen obzuliegen, wie Ich es vermag. Sie haben die Güte ge— 
habt, zu erwähnen, daß Sie ſich ſicher fühlten unter Meinem Zepter, daß 
Sie beruhigt in die Zukunft ſchauen; dasſelbe thue auch Ich, wenn Ich 
anf ſolche Männer, wie die Schleswig-Holſteiner, banen kann. Ich hoffe, 
daß es Mir gelingen wird, die Schatten, von denen Sie ſprachen, zu bannen. 
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Ich vermag e3 aber nur dann, wenn jeber deutſche Mann an feinem Zeile 
jeine Hilfe Mir angebeihen läßt, und Ich Hoffe und erwarte, daß die Mit: 
glieder der Provinz ein jeder für fi uud ein jeber in feinem Wirkungs: 
freife, es fih angelegen fein lafjen werden, dahin zu wirken, baß bie feſt— 
—— Bande der Ordnung aufrecht erhalten werden den umſtürzenden 
menten gegenüber. Wenn ein jeder Bürger ſeine Pflicht thut, dann bin 
auch Ich im ſtande, für Sie zu ſorgen und zu unſerer Aller Heil in Ruhe 
und Frieden die Geſchicke des Vaterlandes zu lenken, und Ich ſetze das Ver— 
trauen in Sie, daß, was auch kommen möge, Sie mit Ruhe und Geduld 
der Entwidelung Unferer Legislation und ber inneren Zuftände entgegen: 
jehen und Mir nad Ihrer altbewährten Treue und Anhänglichkeit helfen 
werben. So erhebe denn Mein Gla3 und trinke es auf da3 Geburts: 
land Meiner Gattin. eine treue jchleswig-holjteiner Provinz, fie lebe Hoc) 
Hoch! Hoc!“ a 
Mitte September. Kongreß ber Altkatholiken in Köln. 
Die Biihöfe aus Deutfchland, Holland und der Schweiz, ſowie 
Bertreter der Altkatholifen Oeſterreichs und Frankreichs find an— 
wejend. 
Mitte September. Kaifermanöver in Schlefien. Bei dem 


von der Provinz gegebenen Feſtmahl hält der Kaifer folgende Rede: 

Noch einmal mwiederhole ich den Dank der KHaijerin und den Meinigen 
für den freundlichen Empfang in der Provinz und für die treuen Geſin— 
nungen, die Uns entgegengeichlagen find. Zugleich erneuere Ich nochmals 
den Ausdruck Meiner —* darüber, daß es Mir endlich vergönnt iſt, 
einmal mit Meinen Schleſiern zuſammen zu ſein. 

Wie in früherer Zeit, in der Zeit der Erhebung, die Provinz bie 
erfte war, die dem Rufe Meines hochjeligen Herrn Urgroßvaters folgte, um 
bem Lande jeine Unabhängigkeit wiederzugeben, jo ijt zu Meiner größten 
Freude auf dem imneren Gebiete die Provinz diejenige gemwejen, die ben 
erften Schritt gethan hat, um Meinen auf das Wohl der arbeitenden We: 
völferung gerichteten Gedanken Folge zu geben. In Lobenswertem Wetteifer 
gehen hier Kirche und Laien zujammen, um das Wohlergehen der unteren 
Klaſſen zu heben und dem Xeben der Provinz die Ordnung zu erhalten. 
Männer wie Fürſt Ple und wie der Fürſtbiſchof find mit gutem Beiſpiel 
vorangegangen, und das Beifpiel iſt nicht ohme Wirkung geblieben. Ich 
verfehle hierbei nicht, diejen Herren jowie manchen anderen in der Provinz, 
die dieſem Beijpiel ſich angeſchloſſen Haben, Meinen Königlichen Tant 
auszujprecen. 

Ich fnüpfe hieran den Wunſch, daß dieſes gute Beiſpiel, welches die 
Provinz gegeben Hat, ohne Unterſchied der Parteien und Konfeſſionen von 
allen Teilen Meined Staates befolgt werde, daß unſere Bürger endlich aus 
bein Schlummer erwachen mögen, ım den jie ſich jo lange gewiegt haben, 
und nicht bloß dem Staat und jeinen Organen die Bekämpfung der um: 
wälzenden Elemente überlajjen, jandern jelbit mit Hand anlegen. 

Ich Habe die Ueberzeugung, daß, wenn die Provinz beharrt auf dein 
jegigen Wege, es nicht nur der Provinz, jondern auch Meinem ganzen Yande 
gelingen wird, twiederherzujtellen die Achtung vor der Kirche, den Reſpekt 
vor dem Geſetz, und den unbedingten Gchorfam gegen die Krone und 
deren Träger. 

Ich erhebe da3 Glas und trinke auf das Wohl und das Gedeihen 
der Provinz Schlejien; jie lebe hoch! und nochmals hoch! und zum dritten— 


male body! 
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16. September. Im Witu-Lande wird der Deutihe Künzel 
mit mehreren Gefährten auf Befehl des Sultans erinordet. 


17.—19. September. Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph 
in Rohnſtock und Teilnahme desſelben an den ſchleſiſchen Manövern. 
Graf Kalnofy begleitet den Kaifer. 


19. September. In deutjchen und englifchen Blättern taucht 
die Nachricht auf, die deutjche Regierung habe in Dftafrifa 
durch eine Proflamation den Stlavenhandel für erlaubt erklärt. 
Englifche Blätter richten deswegen Heftige Angriffe gegen Deutjch- 
land. Der „Reichdanzeiger” bringt folgende Dementi: 


Sofort nad dem Erjcheinen des „Times“⸗Artikels vom 15. d3., dem 
zufolge der ftellvertretende Reichskommiſſar für Oſtafrika mitteljt einer 
Proflamation den Stlavenhandel für erlaubt erflärt und unter amtlicher 
Mitwirkung eine öffentliche Auktion von Eflaven in Bagamoyo ftattgefunden 
habe, hat das Auswärtige Amt einen telegraphiichen Bericht des gedachten 
Beamten über da3 Sachverhältnis eingefordert. In einem heute eingegan= 
genen Telegramm berichtet der jtellvertretende Reichskommiſſar aus Sanfibar, 
daß er eine ſolche Proflamation nicht erlajien habe und dat wahricheinlich 
der Unfug eines Arabers der Nachricht der engliichen Blätter zu Grunde 
liege. Cine Unterfuchung werde fofort eingeleitet. Daß in Bagamoyo eine 
Sklavenauktion unter amtlicher Mitwirkung abgehalten worden, jet undent: 
bar. Herr Dr. Schmidt wird fich ungefäumt nach Bagamoyo begeben und 
von bort weiter berichten. 


Später meldet der „Reichganzeiger“: 


Als der Araber Soliman ben Nasr nach feiner Rüdfehr aus Europa 
Bagamoyo bejuchte, klagten ihm die dortigen Araber, fie wären in der 
Sklavenfrage viel jchlechter gejtellt al3 ihre Landsleute in Sanfibar und 
wären infolgebejjen faum in der Lage, die im Aufjtande vermiüjteten Land: 
güter wieder in Kultur zu nehmen. Denn wenn aud in Sanjıbar das 
Dekret des Sultans über die Unterdrüdung der Sklavenverkäufe veröffent: 
Licht ei, jo werde e3 doc) in der Praris von niemandem beachtet, während 
in Bagamoyo jenes Verbot zwar nicht gelte, dafür aber thatſächlich alle 
Veräußerungen von Sklaven verhindert würden. Soliman ben Nast be: 
ſprach mit den Leuten die Möglichkeiten einer Abhilfe und jagte zu, er wolle 
ji) bei dem Stationd:Chef für fie verwenden. Zu dem Zwecke verfahte er 
den Entwurf zu einer Proflamation und legte dies Schriftitüd dem Stations: 
Chef vor. Der Lebtere nahm den Entwurf einfach zu den Stationsalten, 
ohne auf die —— weiter einzugehen, und es iſt bis heute noch nicht auf— 
geklärt, wie eine Kopie des Entwurfs in das Publikum hat dringen können. 
Auch Soliman ben Nasr vermag dieſen Punkt nicht klar zu ſtellen. 


23. September. Die „Köln. Zeitung“ teilt aus authentiſcher 
Quelle mit, daß Deutſchland mit der Türkei einen neuen Handels— 
vertrag auf 21 Jahre geſchloſſen habe, der am 1. März 1891 in 
Kraft treten ſolle. 

25. Eeptember. Nachdem freifinnige Blätter mehrmals die 
Einführung des Altersverjicherungsgejeßes biß zum 1. Ja— 
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nuar 1891 für unmöglich erklärt und eine Revifion desſelben be— 
fürwortet haben, fchreibt der „Reichsanzeiger“ hierüber: 

„Eon jest läßt fich mit Sicherheit annehmen, daß die Inkraftſetzung 
bes Gejeges zum 1. Januar 1891, dem von vornherein dafür in Ausficht 
genommenen Zeitpunkt, erfolgen wird. Bon der Abficht, dieien Zeitpunkt 
noch weiter hinauszufchieben, kann gar feine Rede fein.“ 

1. Oktober. (Preußen.) Der Oberpräſident von Sachſen 
v. Wolff wird zum Chef der Ober-Rechnungskammer ernannt. 

1. Oktober. Ein Gefamt-Hirtenjchreiben der preußi— 
ſchen Biſchöfe über die ſoziale Frage wird veröffentlicht; es heißt 
darin: 

Der Heilige Vater verfennt nicht, daß auch der weltlichen Macht 
große Hilfsmittel zur Heilung der fozialen Uebel zu Gebote jtehen, doch 
weit er der Kirche eine noch größere Aufgabe zu und gibt näher an, wie 
beide, Kirche und Staat, zuſammenwirken jollen. 

Die foziale Frage ift zunächſt eine Frage der Volkswirtſchaft und 
des öffentlichen Rechts. An ihrer Yöfung find beteiligt die Staatsgejeß: 
gebung, die Politik, die Staatsverwaltung, jomit aud) auf, allen diejen Ge: 
bieten die weltliche Wiſſenſchaft. Hier iſt es uns nun ein großer Troft, 
daß die fatholiichen Mitglieder unjerer gejeßgebenden Körperſchaften ſtets 
mit joviel Ginficht und Biebe auf Verbeiferung der jozialen Verhältniſſe, 
wie de3 Bauern: und Handiwerferjtandes, jo der Arbeiter der Großindujtrie 
ing ug haben und gewiß in Zukunft, mit allen, die nach gleichem Ziel 
ftreben, in Eintracht zufammenwirfen werden. Erfreulich it es aud, daß 
auf dieſem Gebiet fatholifhe Männer, darunter auch treffliche Prieſter, 
theoretiſch und praktiſch, durch Schrift und That jo Tüchtiges geleijtet haben. 
Möge ihr Eifer nit ermatten und mögen wahrhaft dazu Befähigte und 
Berufene in immer größerer Zahl ihnen nacheifern! Die natürlichen Kräfte 
zur Heilung der ſozialen Frage müſſen aber von den übernatürlichen, deren 
Hüterin die Kirche ift, unterftüßt werden. Staat und Kirche müſſen in ber 
Anwendung der ihnen innewohnenden Hilfsmittel einträchtig zujammen: 
wirken. Tas gilt von allen menſchlichen Dingen, aber ganz vorzugsweiſe 
von ber jozialen Frage. Die Not und Gefahr umferer Zeit wird dieje oft 
verfannte Wahrheit in immer weiteren Kreiſen zur Anerkennung bringen. 
Viöge daher vor allem durch Gerechtigkeit und Wohlmwollen dieje3 jo not: 
wendige Zuſammenwirken zwijchen Staat und Kirche erftarfen und alles, 
was die Eintracht ftört, fern gehalten werden! Möge auch die einfeitige 
Auffaflung ein für allemal ausgejchlofjen bleibeu, es jolle die Kirche allein 
ohne den Staat, oder e3 folle der Staat allein ohne die Kirche die joziale 
Frage zu löſen juchen; und noc weniger möge die Anficht jemals Geltung 
gewinnen, es gebe diefe Frage weder den Staat noch die Kirche an, jondern 
bier jei alles der Privatthätigfeit, dem freien Spiel der Kräfte, oder gar 
dem „Kampfe ums Daſein“ zu überlaffen. 


1. Oktober. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Wien (f. Tejterreich). 

1. Oktober. Das Sozialiſtengeſetz erlifcht; die Ausge— 
wiejenen fehren in ihre Heimat zurüd. 

3. Oftober. Der Reichskanzler dv. Kaprivi trifft in Fried⸗ 
richöhafen ein und wird von dem Könige und der Königin von 
Württemberg empfangen. Der preußiiche Gefandte Graf Eulen- 
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burg, der württembergifche Minifterpräfident v. Mittnacht und ber 
Kriegäminifter v. Steinheil find anmwejend. Nach zweitägigem Aufent- 
halt begibt fich der Reichskanzler nach Baden und von dort nach 
Darmftadt. 

3. Oktober. Der württembergifche Thronfolger begibt fich zu 
einem kurzen Beſuch nach Berlin; bald auch der Kriegäminifter. 
Diefe Befuche werben von ben Blättern mit der Frage über die 
Neubefegung des württembergifchen Generallommandos in Verbin— 
dung gebracht, deffen Führung durch den preußifchen General von 
Alvensleben vielfach angegriffen worden ift. 


4. Oktober. (Preußen) Dem Kriegdminifter v. Verdy 
du Vernois wird der Abjchied bewilligt; an feine Stelle tritt 
Generallieutenant dv. Kaltenborn-Stadau. 

6. Oktober. In Berlin tritt eine Konferenz zur Vorbereitung 
der Ausführung des Altersverficherungdgefeßes zujammen. 

7. Oktober. Das Domkapitel zu Bofen und Gnefen be 
jchließt, da feine Vorfchläge zur Neubejegung des Erzbistums von 
der Regierung abgelehnt worden jeien, die Angelegenheit in bie 
Hände des Papites zu legen. 

8. Oktober. In Hannover tritt die ſechſte allgemeine 
lutheriſche Konferenz zufammen. 


9. Oktober. (Eljaß-Lothringen) In den Volksſchulen 
der nicht franzöſiſch redenden Landesteile wird der franzöjijche 
Unterricht gänzlich aufgehoben. 


9. Sktober. Die „Hamb. Nachrichten” fehreiben: 

„Die „Kölniſche Zeitung” fommt in ihrer Ausgabe vom 2. Oktober 
auf die Angabe zurüd, daß Fürſt Bismarck das Eozialiftengefeß ohne bie 
Ausmweilungsbefugnis nicht habe annehmen wollen im Gegenjaß zu ben Wün— 
chen jämtlicher anderen Vertreter der Regierungen, und daß — das 
Geſetz gefallen ſei. Wir betonen dieſer Darſtellung gegenüber nochmals, daß, 
ebenſo wie ſämtliche Monarchen und Miniſter, auch der damalige Reiche: 
kanzler das Geſetz auch ohne den Ausweiſungsparagraphen anzunehmen em— 
pfohlen hat, ſobald durch Reichstagsplenarbeſchluß feſtgeſtellt ſein würde, daß 
die Regierungen ihre volle Vorlage nicht zur Annahme bringen fonnten. Der 
Fürſt glaubte, daß auch ein geringeres Ergebnis als die Vorlage, folange 
e3 in der Richtung der lehteren läge, nicht abzulehnen fei, jobald rechtlich 
fejtftände, dab ein majus nicht zu erreichen je. Sein Widerſpruch betraf 
den modus procedendi, nicht die Sache jelbjt. Nicht bloß für diejen Fall, 
fondern auch für jede andere Geſetzvorlage hielt er daran feit, daß die ver: 
bündeten Regierungen nicht wohlthäten, ihre eigene, wenige Wochen alte 
Dorlage jelbjt und aus eigenem Antriebe zu amendieren, ohne daß ein Plenar: 
beihluß die Undurhführbarfeit derfelben konftatiert habe. Fürſt Bismarck 
hat Jahrzehnte hindurch gegen die Neigung von Kommiſſarien und Minijtern 
getämpft, auf Grund von Kommiffionsverhandlungen, in denen das Plenum 
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bes Reichätages nicht zum Ausdrud kommt, oder auf Grund von Kuliffen: 
einflüffen der Fraktionsführer die eigene Vorlage zu ändern oder abzuſchwächen, 
und hielt daran feft, daß der Bundesrat ben Anlaß zu Aenderungen feiner 
Borlagen nur amtlichen Plenarbejchlüffen des Reichatages, nach Vebürfnis, 
zu entnehmen habe. Deshalb ift Fürſt Bismard auch in dem Falle bes 
Sozialiftengejeßes dagegen geweſen, in der letzten Stunde vor dem Reichstags— 
fchluß die Flagge, welche die Regierung mit ihrer Vorlage aufgezogen hatte, 
vor Kommiffionsverhandlungen ohne Plenarbeihluß zu ftreihen. Wohl aber 
war er dafür, falls der Reichſstag das Sozialiftengefeg ohne Ausweiſungs— 
paragraph angenommen hätte, regierungäfeitig dasfelbe zu thun. Die ben 
vative Partei hat damals bie Geneigtheit gezeigt, auch ohne Ausweifung für 
das Gejeß zu ftimmen, wenn die Regierung vorher erflärte, daß fie damit 
einverjtanden wäre. Cie wollte ber Regierung allein die Derantwortung für 
die Abminderung bed biäherigen . zuweiſen. Unfrer Anficht nach hätte 
auch die fonfervative Partei aus der Unmöglichkeit, die volle Vorlage zu er: 
reichen, feinen Anlaß nehmen follen, das, was im Sinne des Geſetzes über: 
haupt zu erlangen war, zu aboptieren, wern auch dad wünjchensmwerte Mehr 
einftweilen nicht zu haben war. Xebtered hätte auf Grund eintretenden Be: 
dürfniſſes auch jpäter angeftrebt werden können, jolange die Regierung nicht 
jelbft die unwahre Erklärung abgegeben hatte, daß fie mit dem verkürzten 
Geſetze auszukommen glaube. Für die Wichtigkeit und Nützlichkeit des So: 
zialiftengejeßes im Intereſſe der ftaatlichen Or nung Beweiſe beizubringen, 
deſſen glauben wir enthoben zu jein. Den bejten haben die Sozialijten ſelbſt 
in den legten Tagen geliefert in Form des Jubels, mit dem fie die Auf: 
hebung des Geſetzes rg ungeachtet aller Mahnungen der berechnenden 
—— nicht zu lebhafte Freude zu äußern und damit zu zeigen, was das 
eſetz und der 1. Oktober für fie bedeutet.“ 


10. Oktober. (Hejfen.) Das Oberkonfiftorium veröffentlicht 
ein Rundjchreiben an die Geiftlichen, welches fich gegen den Anti= 
ſemitismus richtet. 


10. Oktober. Eine Verfügung des Reichskanzlers, betreffend 
die Bildung eine Kolonialrates erjcheint; diejelbe lautet: 
8 1. Die Mitgliever des Kolonialrats werden vom Reichskanzler 


ernannt. 

Die mit Kaiferlichem S ausgeſtatteten oder in den Schub: 
gebieten durch die Anlage wirtjchaftlicher Unternehmungen von bedeutenden 
Umfang in Thätigfeit befindlichen Kolonial:Gejellichaften werben aufgefordert 
werben, aus ihrer Mitte Mitglieder zum Kolonialrat in Vorſchlag zu bringen. 
Im übrigen erfolgt die Et aus den Streifen der Sachverjtändigen nad 
dem Ermefjen des Reichskanzlers. 

82. Die Mitglieder des Kolonialrats verjehen ihr Amt al3 Ehrenamt. 

Die auswärtigen erhalten für die Teilnahme an den — pe eine 
ihren baren Auslagen entjprechende Entſchädigung nad) Maßgabe einer be: 
fonderen ee 

3. Die ennung der Mitglieder erfolgt für je 1 Situngsperiode 
de3 Kolonialrats. Die Zeitdauer Diefer Merioden beträgt 1 Jahr. 

$ 4. Der Kolonialrat tritt auf Berufung des Reichskanzlers unter 
dem Vorſitz des Leiters der Kolonial:Abteilung des Auswärtigen Amts oder 
des mit feiner Stellvertretung beauftragten Beamten der Stolonial-Abteilung 
julammen. 

Er Hat fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche 
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ihm von der Kolonial:Abteilung übertwiefen werben, und ift befugt, über 
jelbftändige Anträge feiner Mitglieder Beichluß zu fallen. 

Der Geichäftögang wird durch eine vom Reichskanzler genehmigte Ge: 
ſchäftsordnung — elt. 

5 5. Mitglieder der Kolonial-Abteilung, ſowie Vertreter anderer 
Behörden können mit Genehmigung des Reichskanzlers den Sitzungen mit 
beratender Stimme beiwohnen. 

8 6. Der Kolonialrat wählt aus feiner Mitte einen ftändigen Aus— 
ſchuß don drei Perfonen, welcher außerhalb der Situngen der Hauptverfamm: 
lung von ber Kolonial:Abteilung um fein Gutachten in einzelnen ragen 
münblich oder fchriftlich befragt werden fann. 


10. Oktober. GBaden.) Minifterpräfident Turban tritt vom 
Miniftertum des Innern zurüd; dasfelbe übernimmt v. Eiſenlohr. 

11. Oktober. (Lippe Detmold.) Das von der Regierung 
eingebrachte Regentjchaftsgejet (in Anlaß der Geiftesfrankheit 
des Thronerben Prinzen Alerander) wird vom Landtage abgelehnt, 
welcher die Einjeßung eines Regentjchaftsrates neben dem Regenten 
beantragt. | 
13.—18. Oktober. (Sozialiftentongreß in Halle) Sn 
ber erjten Hauptverfammlung begrüßt Singer die auswärtigen 
Säfte, unter denen Mundberg-Kopenhagen, Ladour und Duc-Quercy- 
Paris, Anfeele-Gent, Domela Nieuwenhuis-Haag, Branting-Stod- 
holm, Pokorny, Haufer und Adler-Wien und Worski-Warſchau 
fich befinden. 

Auf Antrag Bebels wird den ausländijchen Delegierten 
eine beratende Stimme in parlamentarifchen, eine bejchließende 
Stimme in anderen Fragen zuerkannt. 

Bebel erftattet ſodann Bericht über die Parteileitung und 
gibt einen Ueberblid über die Entwidelung der Partei in ben 
legten 20 Jahren; er erklärt, die Partei müfje ihre biäherige Taktik 
beibehalten, zumal die ausländifchen Freunde in demjelben Sinne 
thätig fein wollten. 

Bei einer Darlegung der materiellen Entwidelung der Partei 
gibt Bebel das Parteivermögen am 1. Dftober 1890 auf 
171,829 Mark 20 Pro. an. 

Bebel kündigt fodann den Kampf gegen den Ultramon= 
tanismug an und empfiehlt jchließlich die Gründung von fozia= 
Liftifchen Zeitungen für die Landarbeiter, insbeſondere auch eines 
polnijchen Blattes. 

Einen Antrag von Schmidt-Berlin auf Einfegung einer Kom— 
miſſion behufs Erörterung der perfönlichen Streitigkeiten zwiſchen 
der Parteileitung und Berliner Genoſſen, welcher von v. Vollmar 
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befürwortet wird, lehnt die Verfammlung ab, nachdem fich Bebel 
dagegen ausgeſprochen hat. 

Es wird ein Antrag Vollmars angenommen, wonach jede 
jeiten® des Arbeitgeber8 gegen den Arbeiter bei Ausübung feiner 
gefeglichen Rechte vorgenommene Bedrohung unter Strafe geftellt 
werden joll. 

Der Antrag Liebknechts, das Parteiprogramm bi zum 
nädjten Parteitage einer Revifion zu unterziehen und dabei bie 
Religionsfrage, als eine Privatjache, völlig unberüdfichtigt zu 
laffen, wird angenommen. 

Dad von Auer entworfene Organijationzftatut ber 
Partei wird angenommen. 

Die von einer Anzahl Berliner Barteigenoffen unter Führung 
Werners gegen die Reichdtagdfraktion erhobenen Beſchwerden wer- 
den von der großen Mehrheit der VBerfammlung verworfen. 


17. Oktober. Der „Reichdanzeiger“ meldet: Zwifchen ber 
faijerlichen Regierung und dem Sultan von Sanſibar ift 
ein Einverftändnis dahin erzielt worden, daß ber lehtere fich ver— 
pflichtet hat, jeine Hoheitärechte über den ber Oftafrikanifchen Ge— 
ſellſchaft verpachteten Küftenftrich gegen eine Entjchädigung von vier 
Millionen Mark abzutreten. 

20. Oftober. Unter Vorfſitz des Staatsſekretärs v. Bötticher 
treten Bevollmächtigte der Bundesftaaten zufammen, um die Grund- 
lagen für Verhandlungen über ein Zollbündnis mit Oeſter— 
reich-Ungarn feftzuftellen. 

23. Oktober. (Württemberg) Der preußifche General 
vd. Alvensleben wird unter verjchiedenen Beweilen der Anerfen- 
nung des Korpskommandos enthoben und der württembergijche Ge- 
nerallieutenant v. Wöldern mit der Führung beauftragt. 

26. Oktober. Graf Moltke feiert in Berlin jeinen neun= 
zigften Geburtstag. Der Kaifer läßt für diefen Tag ſämtliche 
Fahnen und Standarten der Berliner Garnifon in die Wohnung 
des Feldmarſchalls überführen und erfcheint mit dem König von 
Sachſen, den Großherzögen von Baden, Sachen und Helfen, jowie 
den Generalfeldmarjchhällen und kommandierenden Generalen zu pers 
fönlicher Gratulation, welche er mit folgenden Worten darbringt: 


Mein lieber Feldmarſchall! Ich bin am heutigen Tage mit erlauchten 
Herren und ben Führern Meines Heeres gelommen, um Ihnen unfere herz: 
uͤchſten und tiefgefühlteiten Glückwünſche auszuſprechen. Der heutige Tag 
ift für ums ein Tag des Zurüdblidens und vor allen Dingen ein Zag bes 
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Dankes. Zunächft ſpreche Ich Meinen Dank au im Namen berjenigen, bie 
mit Ihnen zufammen geichaffen und gefochten 2. und bie dahin gegangen 
find, deren treuefter und ergebenfier Diener Sie aber geweſen. Ich danke 
Ihnen für alles, was Sie Für Mein Haus und damit zur förderung ber 
Größe unfered VBaterlandes gethan. Wir begrüßen in Ihnen nicht nur ben 
preußifchen Führer, der unjerer Armee den Ruhm ber Unüberwindlichkeit 
geichaffen bat, fondern den Mitbegründer und Mitfchmieder unferes Deutf 

eiches. Sie jehen hier hohe und erlauchte Yürften aus allen Gauen Deutſch⸗ 
lands, vor allen des Königs von Sachſen Mageftät, der, ein treuer Bundes— 
genofle Meines Großvater, es fich nicht hat nehmen laſſen, Ihnen perjön: 
ich feine Anhänglichkeit zu bezeigen. Alles erinnert an die Zeit, wo er mit 
Ihnen für Beuttchlands Größe Dat fechten bürfen. 

Die hohen ——— die Mein verblichener Großvater Ihnen 

—* hat zu teil werden laſſen, haben Mir nichts mehr übrig gelaſſen, um 

einen Dank Ihnen perſönlich noch beſonders bezeugen zu koͤnnen; alſo 
bitte Ich Sie, eine Huldigung von Mir annehmen zu wollen, die einzige, 
die Ich in Meinen jungen Jahren Ihnen darbringen kann. 

Das Vorrecht des Monarchen iſt es, ſeine Fahnen, bie Symbole, zu 
benen fein Heer jchwört, bie feinem Heere voranfliegen und die jeined Heeres 
Ehre und jeines Heeres Tapferkeit in fich verkörpern, bei fi im Vorzimmer 
* zu haben. Dieſes Rechtes begebe Ich Mich mit beſonderem Sto 

ür den heutigen Tag und bitte Sie, den Fahnen Meiner Garden, die ſo 
oft unter Ihnen in jo manchem heißen Strauß geweht haben, bei ſich Auf: 
nahme geitatten zu wollen. Es liegt eine hohe Gejchichte in ben Bändern 
und —52 — Fetzen, die hier vor Ihnen ſtehen, eine Geſchichte, die zum 
größten eil von Ihnen geichrieben worden if. Als ein perjönliches An— 
enfen von Mir bitte Ich Sie, died Zeichen der Würde, mit äußerem Schmude 
verjehen, ald Erinnerung an den heutigen Tag annehmen zu wollen. Der 
eigentliche Feldmarſchallſtab, den Sie ſich vor dem Feinde bereits im Feuer 
erworben, ruht lange jchon in Ihrer Hand. Diefer ift nur ein Symbol, 
eine Zufammenfaffung alles deſſen, was Ich perjönlich Ihnen an Achtung, 
Ehrerbietung und Dankbarkeit darzubringen babe. 

Meine Herren, Ych bitte Sie, alle mit Mir einzuftimmen in ben Ruf: 
Gott jegne, erhalte und ſchütze unſeren greifen Feldmarſchall noch lange zum 
Wohle des Heeres und bed Baterlanbes! Dem Gefühl der Dankbarkeit da- 
für, daß er in feiner Größe es verftanden hat, nicht allein bazuftehen, ſon⸗ 
dern eine Schule zu bilden für die Führer des Heeres in Zukunft und alle 
Ewigkeit, die in feinem Geifte erzogen, die Größe, Stärke und Kraft unſeres 
Heered außmachen werden, geben wir Ausbrud durch ben Ruf 

Seine Erzellenz der Feldmarſchall Graf Moltke, Hurra! 


Eine gemeinfame Adreſſe jämtlicher deutjcher Städte wirb 
dem Feldmarſchall überreicht, ferner ein größeres Kapital behufs 
einer Stiftung auf feinen Namen ihm zur Verfügung geftellt; 
Gratulationen treffen von vielen Souveränen, dem Bundesrat, dem 
Fürſten Bismard und dem preußifchen Staatsminifterium ein. Am 
Abend vorher hat ein mächtiger Fackelzug ftattgefunden. 

27. Oktober. Der Reichskanzler dv. Caprivi jendet dem 
deutſchen Kolonialverein in Dresden eine Antwort auf ein Be— 
grüßungstelegramm, in der e8 heißt: 

„Auch ich Halte die oftafrifanische Kolonie für zukunftsreich und Hoffe, 
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daß fich ihr bie für bie Erfchliegung und Ausnutzung nötigen Privatlapitalien 
bald zuwenden werben.” 


28. Dftober. Graf Moltke richtet an ben Oberbürger- 
meifter von Berlin folgendes Schreiben: 


Wie Sie an meinem Geburtötage bie gemeinjchaftliche Adreſſe ber 
beutfchen Städte und der Haupt: und Refidenzftadt Berlin mir überreichten, 
babe ich meinen tief empfundenen Dank für bie hohe, mir dadurch erwiejene 
Ehre fon perfönlich Ihnen und den übrigen anmwejenden Herren audfprechen 
fönnen. Gleichzeitig durfte ich Ihnen, als dem erften Bertreter der Stadt, 
für den großartigen Fackelzug banken, ben Berlin mir am Abenb vorher 
gegeben Hatte. Dennoch ift ed mir Bebürfnis, Ihnen noch einmal fchriftlich 
r wiederholen, wie tief mich diefe Beweife bes Wohlwollend meiner Mit: 

ürger bewegt haben. Mit inniger Freude hat es mich erfüllt, daß Städte 
aller beutjchen Lande zu einer gemeinfamen Adreſſe zujammengetreten find 
und daß im DBerein mit ber alademijchen Jugend die Berliner Bürgerjchaft 
aller Kreiſe in einem fo überaus glängenben Fadelzug ſich vereinigt hatte, 
um meinen 90. Geburtätag zu feiern. In diefen gemeinfamen Kundgebungen 
ſehe ich mehr als eine Huldigung für meine Perfon. Ich falle fie auf ala 
einen Ausdruck der Erinnerung an jene Zeit, wo das Vaterland aus trau— 
riger innerer —— heraus ſich erhob; wo alle ſeine Stämme, zu 
treuer Waffenbrüderfchaft geeint, in heißem Streit ein einiges und ftarkes 
Deutjchland fich erfämpften, um e3 bereinft als teuerfted Vermächtnis ben 
fommenben Gejchlechtern zu Hinterlaffen. In diefem Sinne nahm ich bie 
Hulbigung gern an, bie mir, ala bem älteften Soldaten der Armee, gebracht 
worden ift. Abermala habe ich aus F die freudige Gewißheit geſchöpft, 
daß bie ſchwer errungene, mit teurem Blut bezahlte Einigkeit Deutſchlands 
ſtets unerſchütterlich ſich zeigen wird, wo es fich um die Erhaltung des Bes 
ſtehenden handelt, um ſein Heer und um bie gemeinſame Verteidigung für 
Kaifer und Reich. 

Ende Oktober. Eine große Anzahl von Blättern erheben 
Klage über die hohen Fleifchpreife, welche zum Zeil auf die Vieh- 
zölle, zum Teil auf janitätspolizeiliche Einfuhrverbote zurüdgeführt 
werden. Es wird bekannt, daß die ſüddeutſchen Staaten einen An« 
trag auf Aufhebung der Iekteren im Bundesrat eingebracht haben 
und daß infolge deſſen eine neue Enquete angeordnet worden ift. 
Zugleich verbreitet ſich das Gerücht, daß die Stellung des Lande 
wirtjchaftsminifter® dv. Lucius erfchüttert fei. Im Gegenjaß zu 
alledem jchreibt der „Reichsanzeiger“: R 

Ein Einfluß des Fleiſchzolles auf die Preisbetvegung fei nicht erfenn: 
bar. Die Erhöhung der Zölle in ben Jahren 1885 bis 1888 war von einem 
ftetigen Fallen ber Fleiſchpreiſe begleitet geiweien. Das Inkrafttreten der 
Einfuhrverbote könne gleichfalls eine ausfchlaggebende Veranlaffung zu dem 
ftetigen Steigen des Preiſes jeit bem Auguft 1889 nicht gegeben haben, denn 
dieje Verbote hätten das allmähliche Fallen des Preiſes auf den niedrigen 
Etand von 1888 nicht verhindert. Die Gründe ber Preisfteigerung ſeien 
vielmehr bei unbefangener Erwägung unſchwer in anderen Umftänden zu 
finden. Die jchlechten fyutterernten 1888 in Süddeutſchland und 1889 in 


Norddeutichland verminderten das Schlachtvieh und fteigerten neben anderen 
Urfachen die Fleiſchpreiſe; ebenjo würde die jegige gute Ernte dad Angebot 
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von Maftvieh fteigern und die Preife herabdrüden. Die Vieheinfuhrverbote 
jeien neuerdings wegen ber Teuerung bes Fleiſches weſentlich gemildert wor= 
ben und weitere Erleichterungen jeien beabfichtigt, je nach dem Ausfall der 
neuerdings beabfichtigten Prüfung des Standes der Viehſeuchen in ben 
Nachbarländern. 

29. Dftober. Die Kaiferin richtet an den Berliner Magijtrat 
folgendes Schreiben: 

„Ih Tage dem Magiftrat zu Berlin Meinen aufrichtigen Dank für 
bie Mir zu Meinem Geburtstage ausgeſprochenen Glückwünſche und die Ge- 
finnungen der Liebe und Treue für das Königliche Haus. Wenn der Magis- 
ftrat freundlich der Werke chriftlicher Liebe und Barmherzigkeit gedentt, durch 
welche Ich den religiöfen und fittlichen Sinn, ſowie die Opfermilligfeit zur 
Linderung geiftiger und leiblicher Not vor allem in unjerer Reichshauptftabt 
zu fürbern beitrebt Beme bin, jo muß Ich dabei ber zahlreichen Bürger 
unferer Stadt und befonderd auch des Magiſtrats dankend gebenten, burch 
deren thatkräftige Unterftügung es möglich wurde, Kirchenbauten und bie 
Begründung kleinerer Gemeinden zu beginnen, unter ber armen Volksmenge 
Diakoniffen-Stationen zur unentgeltlichen Armen-Krankenpflege zu errichten, 
ſowie bei allen Behörden und in allen Kreifen ben Sinn und den Wunich 
zur Mithilfe anzuregen. Gottes Segen wird auch in Zufunft diefe Arbeiten 
um jo mehr geleiten, je mehr e3 gelingt, auf dem Grunde hingebender chrift- 
licher Nächftenliebe alle Kreife und Parteien zu treuer gemeinfamer Arbeit 
zu vereinigen, und ch ſpreche die Hoffnung aus, daß Ach Hierbei wie bis— 
ber auch fernerhin auf bie Mithilfe des Magiftrats rechnen fann. 

Augufte Viktoria, Kaiferin und Königin. 

29. Oktober. Eine faiferliche Verordnung erjcheint, betreffend 

die Einſchränkung der Konfulargericht3barkeit in Samoa zu Gunften 


des dort neu eröffneten internationalen Gerichtähofes. 


Anfang November. Der Kaifer erteilt dem Ober-Hof- und 
Domprediger D. Kögel zur Wiederherftellung feiner angegriffenen 
Gejundheit einen jehsmonatlichen Urlaub und betraut mit feiner 
Vertretung ala Schloßpfarrer den Pfarrer an der Dreifaltigfeits- 
firche, Konfiftorialrat Dryander zu Berlin. infolge befjen reichen 
die Hofprediger Schrader und Stöder ihre Entlafjung ein, welche 
fogleich genehmigt wird. — Zeitungsberichte führen das Vorgehen 
gegen Stöder auf Einwirkung des Großherzogs von Baben zurüd, 
der die neuerliche Agitation Stöderd im Großherzogtum ungern 
gejehen habe. i 

5.—6. November. Der Reichafanzler v. Gaprivi trifft 
in München ein, wird von dem Prinzregenten empfangen und zur 
Tafel gezogen und begibt fich darauf nach Italien (f. dort). 

11. November. Der Kaifer nimmt an einer Sitzung bes 
Landesbkonomie-Kollegiums teil und greift in die Debatte 
bei einer Vorlage, betreffend Schußmaßregeln an den landwirt- 
Ihaftlihen Majchinen ein. Er äußert ungefähr: 
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„Wie er ſchon voriges Jahr im Lanbwirtfchaftlichen Verein habe mit: 
teilen laſſen, jei er nicht geneigt, bei Beitrafung der für ſolche Unglüdafälle 
baftbaren Unternehmer irgendiwie Gnade eintreten zu laflen, wo eine ftraf: 
bare Fyahrläffigkeit vorliege. Von den meift ungebildeten en rg 
Arbeitern fünne man nicht verlangen, daß fie die eigenen Intereſſen bei ber 
Eicherung ihrer Eriftenz ohne Rüdfiht auf die eigene Bequemlichkeit bei 
Ausführung der Arbeiten wahrnähmen. Dem Leichtfinn und der Unachtſam⸗ 
keit dieſer Arbeiter müſſe burch ftrenge Aufficht der verantwortlichen Arbeit: 
geber gefteuert werden. Er erwarte in biejer Hinfiht von ben Beſchlüfſen 
des Kollegiums die beiten folgen. 

12. November. Der preußijche Landtag wird durch den 
König eröffnet. Die Thronrede lautet: 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern be3 Lanb- 
tages! früher als in den vergangenen Jahren habe den Landtag ber 
Monarchie um Meinen Thron verfammelt, damit die eingehende Beratung 
wichtiger — ge auf dem Gebiete ber Finanz-, Schul: und Gemeinde: 
vertvaltung ohne Zögerung begonnen und der endgültige Abſchluß diefer 
bedeutungsvollen Reformen, wie Ich zuverfichtlich erwarte, zum Wohle bes 
Paterlandes gefichert werde. 

Seit Jahren ift das Bedürfnis einer —— Verbeſſerung des 
Syſtems der direkten Staatsſteuern immer dringender hervorgetreten. Behufs 
einer planmäßigen Durchführung dieſes zur Befeſtigung der finanziellen Grund⸗ 
lagen der Staatsverwaltung ſowie im Intereſſe einer gerechteren Verteilung 
der Staatälaflen —— gebotenen Werks werden Ihnen alsbald die 

eſamten direkten Steuern berührende — vorgelegt werden, deren 
innerer Zuſammenhang Ihnen die Beſchlußfafſung weſentlich erleichtern wird. 

Der Geſetzentwurf über die Einkommenſteuer ſoll die beſtehende Klafſen- 
ſteuer und bie klafſifizierte Einkommenſteuer zu einer einheitlichen Steuer 
vereinigen, die Steuerjäße zweckmäßiger geftalten und duch Einführung der 
Teklarationzpflicht, ſowie durch die andermweite Organifation der Einſchätzungs— 
behörben und des Verfahrens eine fichere und der Wirklichkeit mehr ent: 
iprechende Veranlagung des fteuerpflichtigen Einkommens herbeiführen. 

Die Ausdehnung der Erbichaftäfteuer durch eine mäßige Belaftung 
der Erbfälle der Verwandten in auf: und abjteigenber Linie und der Che: 
gatten unter Freilaſſung der Eleinen Erbichaften wird die zutreffende Be: 
jteuerung de3 Einkommens mejentlich erleichtern und zugleich eine verhältnis: 
mäßig ſtärkere Heranziehung des fundierten Vermögens bewirken. 

Die im weſentlichen noch auf dem Geſetze vom 30. Mai 1820 be: 
rubende den heutigen wirtjchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr entfprechende 
Belteuerung ber gewerblichen Betriebe foll durch einen Geſetzentwurf über 
die Gewerbefteuer, welcher ben Betrieb3ertrag jelbft ohne Rüdficht auf bie 
Retriebsarten und örtlichen Einteilungen zu erfafjen beftimmt ift, einer völ— 
ligen Umgeftaltung zugeführt werden. Eine Erhöhung bed Geſamtaufkommens 
aus der Gemwerbefteuer einjchließlich der bejonderen Befteuerung der Schant: 
gewerbe ift dabei nicht beabfichtigt. 

Das Ziel diefer Geſetzentwürfe ift eine gerechtere und gleichmäßigere 
Veranlagung ber direften Steuern und im Zufammenhange damit eine ver: 
hältniamäßige Entlaftung der Eleineren und mittleren Einfommen und ge: 
werblichen Betriebe. 

Der Stand ber Staatäfinanzen erfordert eine unmittelbare Vermeh— 
rung ber Staatzeinnahmen nicht. Ebenſowenig geitatten aber die auf allen 
Gebieten wachjenden Anforderungen an die Hilfsmittel des Staats eine Ver: 
minderung der fejten und ficheren Ginnahmen desjelben. 


Gurop. Geſchichtskalender. Bd. XXXI. 11 


162 Bas beuifige Reich und feine einzelnen Glieder. (Nov. 12.) 


Die Ergebnifje des . abgeichloffenen Rechnungsjahres find zwar 
wejentlich günftiger, ala bei dem Voranſchlage angenommen war, jo daß er: 
hebliche Meberfchüffe zur Verringerung ber Staatsjchulden verwendet werben 
fonnten. Auch im laufenden Jahre darf nach ben biäherigen —— 
ein, wenn auch nicht in gleichem Maße, befriedigender Rechnungsabſchluß 
erwartet werden. Die Geſtaltung des Staatshaushalts-Etats für das nächſte 
Jahr, welcher gegenwärtig wegen ber noch ausſtehenden Feſtſtellung des Reiche: 
haus halts-Etats Ihnen noch nicht vorgelegt werben kann, wird jedoch bie 
Unthunlichkeit eines Verzichts auf bie biößerigen Staateinnahmen ohne ent: 
iprechenden Erſatz barthun. 

Der nah bem Abſchluß der erften Veranlagung ber direkten Steuern 
auf der neuen Grundlage aufkommende Mehrertra Bolt indes ſchon jetzt durch 
eine ausdrückliche Geſetzesvorſchrift ansteht zu weiteren Entlaftungen 
inäbejondere der Kommunalverbände mittel Ue ifung von Grund: unb 
Gebäubefteuer beftimmt werben, foweit darüber der Staatähaushalts-Etat 
nicht anderweitig Verfügung trifft. 

hoffe, daß Hierdurch das Gelingen einer Reform weſentlich ge: 
förbert werben wird, welche berechtigten Klagen abzubelfen und bie Zufrieden: 
heit ber Bevölferung zu befeftigen geeignet ift. 

Der Entwurf eines Geieet betreffend bie ö 2 Volksſchule, 
welcher Ihnen in Ausführung der Vorſchriften der * ung vorgelegt 
werben wird, ſoll der Volksſchule auf dem Boden ber Gemeindeverfafſungen 
eine ſichere Grundlage gewähren, eine gerechte Verteilung der Volksſchulla 
herbeiführen, die durch die Geſetzgebung ber letzten Jahre angebahnte Un: 
entgeltlichfeit be WVolkäfchulunterrichtd zum Abfchluß bringen und bem 
Lehrerftande ben Bezug eines feiten, den örtlichen Verhältniffen angemefjenen 
Tienfteinfommens gewährleijten. Zur Erleichterung des Uebergangs in bie 
neuen Verhältniffe wird Ihnen vorgefchlagen, die Beiträge bes Staates zu 
bem Dienſteinkommen, ben Alterözulagen und ben Penfionen ber Volksſchul⸗ 
lehrer zu erhöhen, auch jollen bejondere Mittel bereit geftellt werden, um 
die Gemeinden bei der Aufbringung ber Schulbaufoften zu unterftügen. 

Um dem Bebürfniffe einer gejeplichen Regelung der Landgemeinbe: 
Verfafjungen, welches vorzugsweiſe in ben Öftlichen Provinzen ber Monarchie 
hervorgetreten ijt, Abhilfe zu jchaffen, wird Ihnen ber Entwurf einer Lanb: 

emeindesOrdnnung für diefe Zandesteile vorgelegt werben. Derjelbe foll einer: 
eits die zur Zeit geltenden gejeglichen Vorjchriften, welche ſich in mehrfacher 
Dinficht als unzureichend erwiejen haben, in angemefjener Weije ergänzen 
und überfichtlich zuſammenſtellen. Anbererfeits ift aber dieſer Entwurf bazu 
bejtimmt, diejenigen Aenderungen auf bem Gebiete des Ländlichen Gemeinbe: 
Verfaſſungsrechts, welche durch die Entwidelung der wirtſchaftlichen unb 
jozialen Verhältniffe bedingt werden, unter thunlichfter Schonung des be: 
jtchenden Rechtszuſtandes und unter Aufrechthaltung bewährter Einrichtungen 
herbeizuführen unb in den Gemeinden ein reges fommunales Leben zu für: 
dern. Hierdurch werden zugleich die Erfüllung der ben Gemeinden obliegenben 
öffentlicherechtlichen Aufgaben gefichert, die Verteilung der Gemeinbdelaften an: 
gemefjen geregelt und für dieſelben leiftungsfähige Träger gejchaffen werben. 

Im Anſchluß an den Volksſchulgeſetzentwurf ift eine Regelung ber 
Verhältniſſe der mittleren Schulen in Ausjicht genommen, bei welchen nament: 
lid) die Penfionsanjprüche der Lehrer der fejten Grundlage jeither entbehren. 

Tie Neuregelung der Zahlung ber Witwen: und Waifengelder, mie 
ſie der Volksſchulgeſetzentwurf vorfieht, führt zu einer Schliegung der nad) 
den Geſetzen von 1369 und 1881 eingerichteten Witwen: und Waiſen-Kaſſen 
für Elementarlehrer. Hierüber wird Ihnen eine befondere Vorlage zugehen. 

Kachdem eine gemeinfame Regelung der Begebauverhältnitie in den 
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fämtlichen alten Provinzen ala nicht ben Verhältniſſen entjprechend erfannt 
worden, empfiehlt es fi), mit ber ben Bebürfniffen der Gegenwart ent: 
iprechenden Neuordnung des Wegeweſens je nach dem herbortretenden Be: 
bürfniffe provinzweiſe vorzugehen. Zunächft ift in ber Provinz Sachſen das 
Bebürfnis zur Neuregelung des vielfach veralteten, unzmwedmähigen Wege— 
techt3 herborgetreten, und Liegt ed in ber Abficht, Ihnen den Entwurf einer 
rn für dieſe Provinz nad Begutachtung durch ben Provinzial: 
ag vorzulegen. 

Auch in diefem Jahre wird Ihnen ein Geſetzentwurf zum Zweck ber 
Erweiterung, ſowie VBervollftändigung und befferen Ausrüftung bes Staats: 
eifenbahnneße3 — dem wachjenden Verkehrsbedürfnis entjprechenb — zugehen. 

Die Entwidelung der Arbeiterverhältnifje, welche gegenwärtig Gegen: 
ftand ber Beratungen bes Reichdtages bildet, nimmt fortgejeßt die volle Auf: 
merkſamkeit Meiner Regierung in Anſpruch. Um bie ans in 
ben Stand zu ſetzen, den an fie geftellten Anforberungen auf diefem Gebiete 

entiprechen, Hat fich eine erhebliche Vermehrung der Auffichtäbeamten in 
Berbinbung, mi einer Zn ber Geiverbe-Anfpettion ala notwendig 
eriviejen. Mit der Durchführung diefer Maßregel, welche mehrere Jahre in 
Anfprud —— wird, ſoll im bevorſtehenden Rechnungsjahre begonnen 
werden. Die dazu erforderlichen Mittel werden in den Etat eingeſtellt werden. 

Durch die Vorlegung des Entwurfs einer Städteordnung für den 
Regierungsbezirk Wiesbaden und von Geſetzentwürfen wegen Erhöhung des 
Hochſtbetrags ber — und wegen der Abänderung einiger Beſtim— 
mungen über bie Wahlen von Stabtverorbneten wird den im Landtage in 
ber vorigen Seffion fundgegebenen Wünfchen entiprochen werben. 

Bei ben freundlichen Beziehungen des Reichs zu allen auswärtigen 
Staaten, welche im Laufe dieſes Jahres fich noch mehr gefeitigt haben, kann 
Ich mit Vertrauen die fernere Erhaltung des Friedens erwarten. 

Meine Herren! Ein Reihe hochwichtiger —— Aufgaben 
wird Sie beſchaͤftigen. Möge die Löſung derſelben, welche Ihre volle Hin— 
gabe erfordert, im vertrauensvollen Zuſammenwirken mit der Staatsregierung 
zum Heile des Landes gelingen! 

13. November. Das preußiſche Abgeordnetenhaus wählt 
das frühere Präſidium (v. Köller, v. Heereman, v. Benda) 
wieder. 

13. November. Ein königlicher Erlaß trifft Anordnungen 
behufs Erleichterung des Offiziers-Erſatzes. 

14. November. Miniſterpräſident v. Caprivi bringt im 
Abgeorbnetenhaufe die Reformvorlagen ein: 1) den Entwurf 
eines Einkommenſteuergeſetzes, 2) den Entwurf eines Geſetzes, be= 
treffend die Abänderung des Erbichaftzfteuergejeges, 3) den Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die öffentliche Volksſchule, 49 den Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die Abänderung des Gejeßes vom 14. Mai 
1885, betreffend Ueberweifung von Beträgen, welche aus landwirt- 
fchaftlichen Zöllen eingehen, an die Kommunalverbände, und 5) den 
Entwurf einer Landgemeindeorbnung für die fieben öſtlichen Pro— 
vinzen der Monarchie. 

In feiner Rede führt er aus, daß nach der Gründung bes Reichs 
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zuerft in deſſen Ausbau, dann in ber Sozialteform der Schwerpunkt ber 
Gejeßgebung gelegen habe. Jetzt müſſe in Preußen das Liegengebliebene 
nachgeholt werben. 

Die Staatöregierung * einen hohen Wert darauf, dieſe Geſetze gemein⸗ 
ſam und pari passu behandelt zu ſehen. Ich will ausdrücklich erwähnen, — 
weil mir zu —8 gefommen iſt, daß an anderer Stelle eine andere Anficht 
verbreitet worden ift —, daß bie Staatäregierung feines diejer Gejeke aus 
dem Rahmen ber gemeinjamen Vorlagen herauszunehmen wünſcht und ben 

öchiten Wert darauf legt, ſowohl die Finanzgeſetze, die Ihnen vorgelegt 
ind und . vorgelegt werben follen, als die Yandgemeindeorbnung und bie 
Reform ber Volksſchulen zur Verabſchiedung zu bringen. 

Ueber das Volksſchulgeſetz ſpeziell jagt er: 

In Eonfeffioneller Beziehung hat der Entwurf fich bemüht, dad Auf: 
fichtärecht des Staates Feftzubalten und eine Grenze für die berechtigten An- 
jprüche der Religionsgefellichaften auf Mitwirkung bei Geftaltung des Reli« 
giongunterrichted zu finden. Die Staatsregierung ift in biefer Richtung zu 
Sunften ber er Bull jo weit gegangen, ala fie mit ber Wah— 
rung ftaatlicher Intereffen gehen zu können geglaubt hat. 

Die Rede ſchließt mit der Frage, wie dieſe Geſetze auf bie revolutions⸗ 
lüftigen Elemente wirken würden: 

„Werden fie in einem Kampfe, ber, von ben ftaatöbedrohenben Ele— 
menten auögehend, gegen das Daſein des Staates und ber Kultur inizeniert 
zu werben jcheint, werden da biefe Geſetze im ſtande fein, ben Staat zu 
jtärfen und zu fräftigen? Das wird ber Kal fein! Zunächft wird ber Staat 
eine birefte Stärkung dadurch erfahren, daß die finanzen des Staated auf 
eine fefterere, ficherere Grundlage geftellt werben, daß Rechtsunſicherheiten, 
twie fie in Bezug auf das Gemeinbeleben und in Bezug auf bie Volksſchule 
thatfächlih und im nicht unerheblichen Umfange vorgelegen haben, bejeitigt 
werben, und daß bie Volksſchule an Kraft und Gefundheit gewinnt unb ba= 
durch auf die Erziehung ber künftigen Generation mehr und beſſer einzu= 
wirken befähigt wird, ald das bisher ber Fall geweien if. Die Staate: 
regierung hat feinen Anlaß gehabt auf eine Verſtärkung ihrer Macht in 
irgend einer Richtung hierbei oder bei einer anderen Gelegenheit auszugeben; 
die Stantöregierung ift fich ihres Rechts und ihrer Pflicht, die Geſetze mit 
allen ihr zu Gebote jtehenden Mitteln durchzuführen, die Ordnung im Staate 
zu erhalten, ben Beſitz zu ſchützen, volllommen bewußt; fie hat aber bisher 
noch nicht das mindeſte Anzeichen gefunden, daß die beftehenden Gefehe für 
dieje Zwecke nicht ausreichen. Sollten ſolche Anzeichen eintreten, jo wird 
die Staatöregierung nicht jäumen, das zu thun, was etwa notwendig jein 
fönnte, um weitere Garantieen zu jchaffen. 

Ich lege Wert darauf, das hier anödrüdlich zu erwähnen, obwohl 
ein Zeil der fyrage ja die sedes materiae auf einem anderen Bgben hat, — 
ich lege aber Wert darauf, e3 ausdrüdlich. zu erwähnen, um einer Richtung, 
die bie Staatdregierung eines ſchwächlichen Zuwartens bejchuldigt, entgegen: 
zutreten. Wir wiſſen ganz genau, was unjere Schuldigfeit ift, und And 
gewillt, alle der Regierung zu Gebote jtehenden Machtmittel rückfichtslos an— 
zuwenden, wenn wir, was Gott verhüten wolle, vor bie Notwendigkeit ge: 
jtellt werden; wir find aber nicht gefonnen, vorher aus Beſorgnis Maßregeln 
zu ergreifen, wenn nicht reale Motive zur Zeit vorliegen. 

Dieſe nr ftärfen alfo nicht die Staatäregierung, jondern ben Staat 
bireft. Man darf fich aber der Hoffnung hingeben, baß fie auch indirekt 
zur Etärfung bed Staat? beitragen werden; denn es will mir fcheinen, wie 
wenn der Staat nur gewinnen kann in dem Kampf, dor den er geftellt ift, 
wenn es ihm gelingt, die Zahl feiner Gegner zu verringern. Die Regierung 
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fann niederhalten, nieberfchlagen, damit ift die Cache aber nicht gemacht; 
die Schäden, vor denen wir ftehen, müfjen von innen heraus geheilt werden, 
und dazu gehört nad) dem Tafürhalten der Regierung, daß die Liebe zum 
Staat, da3 Wohlbefinden im Staat, das Sichheimischfühlen, die Teilnahme 
mit Kopf und Herz an den Aufgaben de3 Staats in weitere Kreiſe ge: 
tragen wird. 

Dazu geben dieje Gejee injofern eine Hilfe, ala, wie ich an mehreren 
Stellen zu erwähnen mir erlaubt habe, und wie Sie in noch klarerem und 
größerer Umfange vielleicht au3 dem Studium des Geſetzes felbft erkennen 
werden, — ala ee die Tendenz haben, die ſchwachen Schultern zu entlaften. 
Sie haben aber auch weiter die Tendenz, die Thätigkeit innerhalb der Ge: 
meinde in breitere Kreije zu übertragen, und wenn die Eriftenz des Staat 
mit einer Feindichaft auf Tod und Leben bedroht wird, jo wird auf ber 
anderen Seite ald Gegenmittel gefucht werden müſſen eine Berftärfung ber 
Liebe zum Staat. Der Weg zu diejer Liebe zum Staat wird aber für einen 
großen Zeil unſerer ge durch die Liebe zur Gemeinde gehen, unb 
eine folche Liebe zur Gemeinde zu erhöhen, zu weden und zu Eräftigen, ift 
einer der Zwecke diefer Vorlage... .. . 

Wir werden von Jahr zu Jahr mehr, wie mir fcheint, zu ber Ueber: 
zeugung fommen müffen, daß gegenüber ber are A reg rae Tendenz, die 
fi immer breiter madt, da3 Zujammenhalten aller jtaatserhaltenden Ele: 
mente immer notwendiger wird. 

Iſt da3 nun richtig, was find dann alle bie fragen, die etwa hier 
Streitigkeiten, Meinungsverfchiedenheiten zwijchen den Parteien hervorrufen 
fönnen, gegenüber den Fragen, vor die uns die Sozialdemofratie ftellt? 

Mas ift die Teflarationzpflidt, was ift ein Zulammenlegen von 
Landgemeinden und Gutäbezirken, was ein Einfluß auf die Wahl von Volta: 
ihullehrern im Vergleich mit den Fragen, die den Staat vor Sein, dor 
Nichtſein ftellen? 

Und jo möchte ich mit dem Appell an da3 hohe Haus fchlieken, über 
den Rahmen biejer Vorlagen hinaus zufammenzubalten zur Erhaltung bes 
Staat. Wir haben große Kriege erlebt, und zu den erfreulichiten und 
ihönften Seiten dieſer Kriege hat gehört, daß während ihrer Dauer alle 
Parteien den inneren Hader vergaßen und alle nur das eine Ziel hatten, 
das Baterland. Jetzt ftehen wir aud in einem Kriege, der in feinen Folgen 
nicht weniger bedenflich, nicht weniger gefährlich ift. Warum follte eö da 
nicht auch möglich fein, zu jagen: Hier das Vaterland, bei dem wollen wir 
ftehen, für das wollen wir arbeiten, für das wollen wir alle inneren £leinen 
Streitigfeiten vergeſſen. 


17. November. Der Minifter für Landwirtfchaft, Domänen 
und Forſten, Dr. Freiherr v. Lucius, nimmt feine Entlaffung; 
an feine Stelle tritt der biäherige Regierungspräfident v. Heyden. 

19. November. Die Trauung der Prinzeifin Viktoria von 
Preußen mit dem Prinzen Adolf von Schaumburg=Lippe 
findet jtatt. 

20. November. Ein fönigliches Dekret ermächtigt die Deutſch— 
Dftafritanifche-Gejellihaft zur Ausgabe von Obligationen 
im Wert von ca. 10’, Millionen Mar. 

Mitte November. Der Kultugminijter erläßt Ausfüh— 
rungäbeftimmungen behufs Durchführung wirtichaftspoli= 


166 Bas deutfige Bei; uud feine eingelmen Glieder. (Nov. Mitte.) 


tiſcher Gefichtäpunfte im Schulunterricht, in Gemäßheit eines 
bei diejer Gelegenheit veröffentlichten Allerhöchiten Erlafjes vom 
1. Mai 1889. Der Erlaß lautet: 


Schon längere Zeit hat Mich ber Gedanke beichäftigt, die Schule im 
ihren einzelnen Abftufungen nugbar zu machen, um der Ausbreitung jozia- 
Liftifcher und kommuniftischer Ideen entgegenzumwirken. In erfter Linie wird 
die Schule durch Pflege der Gottesfurcht und der Liebe zum Baterlande die 
Grundlage für eine gejunde Auffafjung auch der ftaatlichen und gejellichaft- 
lien DVerhältnifje zu legen haben. Aber Ich kann Mich der Erkenntnis 
nicht verſchließen, daß in einer Zeit, in welcher die ſozialdemokratiſchen Irr— 
tümer und Entjtellungen mit vermehrtem Gifer verbreitet werden, die Schule 
zur Förderung der Erkenntnis deſſen, was wahr, was wirklich und was 
in der Welt möglich ijt, erhöhte Anftrengungen zu machen hat. Sie muß 
bejtrebt jein, fchog der Jugend die Meberzeugung zu verichaffen, daß bie 
Lehren ber Sozialdemokratie nicht nur ben göttlichen Geboten unb ber chrift: 
lichen Eittenlehre widerſprechen, ſondern in der Wirklichkeit unausführbar 
und in ihren Konjequenzen dem Einzelnen und dem Ganzen gleich verderb: 
lich find. Sie muß die neue und die neuefte Zeitgefchichte mehr ala bisher 
in den Kreis der Unterrichtägegenftände ziehen und nachweifen, daß die 
Staatsgewalt allein dem Einzelnen feine Familie, feine freiheit, feine Rechte 
ſchützen kann, und der Jugend zum Bewußtjein bringen, wie Preußens Könige 
bemüht gewejen find, in Kerl werfen Entwidelung die Zebensbedingungen 
der Arbeiter zu heben, von den geſetzlichen Reformen Friedrichs bes u, ie 
und von Aufhebung der Leibeigenjchaft an bi heut. Sie muß ferner durch 
ftatiftifche Thatfachen nachweiien, wie twejentlich und wie fonftant in dieſem 
Jahrhundert die Yohn: und Lebendverhältniffe der arbeitenden Klaſſen unter 
diefem monarchiſchen Schutze ſich verbeſſert haben. 

Um dieſem Ziele näher zu kommen, rechne Ich auf die volle Mit: 
wirkung Meines Staat3:Miuifteriums. Indem Ich dasſelbe auffordere, deu 
Gegenjtand in weitere Erwägung zu ziehen und Mir beftimmte VBorjchläge 
zu machen, will Ich nicht unter J nachſtehende Geſichtspunkte beſonderer 
Beachtung zu empfehlen. 

1) Um den Religionsunterricht in dem angedeuteten Sinne früucht— 
barer zu machen, wird es erforderlich fein, die ethiſche Seite desfelben mehr 
in den Vordergrund treten zu laffen, dagegen den Memorierjtoff auf das 
Notwendige zu beichränfen. 

2) Tie vaterländiiche Geichichte wird infonderheit auch die Gefchichte 
unſerer jozialen und wirtjchaftlichen Geſetzgebung und Entwidelung jeit dem 
Beginne diejes Jahrhunderts bis zu der gegenwärtigen jozialpolitifchen Geſetz— 
gebung zu behandeln haben, um zu zeigen, wie die Monarchen Preußens 
e3 von jeher als ihre beiondere Aufgabe betrachtet haben, der auf die Arbeit 
ihrer Hände angemwiejenen Bevölferung den landesväterlihen Schu an: 
gedeihen zu laſſen und ihr Leibliches und geiitliches Wohl zu heben, und 
wie auch in Zukunft die Arbeiter Gerechtigkeit und Sicherheit ihres Er: 
werbes nur unter dem Schuße und der Fürſorge des Königs an der Spitze 
eines geordneten Staate3 zu erwarten haben. Insbeſondere vom Standpunft 
der Rützlichkeit, durch Tarlegung einſchlagender praftiicher Verhältniffe, wird 
icon der Jugend Elar gemacht werden koͤnnen, daß ein geordnetes Staats: 
weſen mit einer ficheren monardijchen Zeitung die unerläßliche VBorbedingung 
für den Schutz und das Gedeihen des Einzelnen in feiner rechtlichen und 
wirtichaftlichen Eriſten; ift, daß dagegen die Lehren der Sozialdemokratie 
vraktiſch micht ansfuhrbar find, und wenn fie ed wären, die freiheit bes 
Einzelnen bis in feine Dänslichkeit hinein einem unerträglichen Zwange 
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untertvorfen würde. Die angeblichen Ideale ber Eozialiften find durch deren 
e Erllärung hinreichend gekennzeichnet, um den Gefühlen und dem praf: 
*5. Sinne auch der Jugend als abſchreckend geſchildert werben zu können. 
3) Es verſteht ſich von jelbft, daß die hiernach der Schule zufallende 
Aufgabe nad; Umfang und Ziel für die verichiedenen Stufen der Schulen 
angemefjen zu begrenzen ift, daß daher ben Kindern im ben Volksſchulen 
nur die einfacdhiten und leicht faßlichen Verhältniſſe dargeboten werden dürfen, 
- zend dieſe Aufgabe für die höheren Kategorien der Unterrichtsanftalten 
zu erweitern und zu vertiefen iſt. Insbeſondere wird es darauf 
—— die Lehrer zu befähigen, die neue Aufgabe mit Hingebung zu 
erjaſſen und mit brattilgem Geſchick durchzuführen. Zu diefem Ende werben 
bie Lehrerbilbungsanftalten eine entiprechende Ergänzung ihrer Einrichtung 
erfahren müflen. 
verfenne nicht, welche art gr der Durchführung dieſer 
Aufgabe entgegenjtellen werden, und daß e3 einer längeren Erfahrung 
bedarf, um überall das Richtige zu treffen. Aber dieje Bedenken dürfen 
iht abhalten, mit Ernft und Ausdauer ber Durchführung eines Zieles 
näher zu treten, deſſen Verwirklichung nad Meiner Ueberzeugung für das 
Wohl des Vaterlandes von hervorragender Bedeutung iſt. Tas Staats: 
Minifterium wolle hiernach die notwendigen Grörterungen in die Wege 
leiten und nad Abſchluß derjelben an Mich berichten. 
Schloß zu Berlin, den 1. Mai 1889. 
Wilhelm R. 
Fürſt von Bismarck. 


20. November. (Abgeordnetenhaus.) Erſte Beratung des 
Einkommenſteuergeſetzes. Finanzminiſter Miquel begründet 
die Vorlage. Cie wird hauptſächlich bekämpft von dem Abgeord— 
neten Richter, dem der Finanzminifter repliziert. 

25. November. (Abgeordnetenhaug.) Erſte Beratung des 
Gejegentwurfs, betreffend Abänderung bes Erbſchaftsſteuer— 
gejeges. Der Entwurf findet fajt von allen Eeiten des Hauſes 
Widerſpruch. 

26. November. Der „Reichsanzeiger“ publiziert die kaiſer— 
liche Berordnung, welche das Invaliditäts- und Altersver— 
jiherungägejeß von Neujahr 1891 ab in vollem Umfange in 
Krajt jeßt. 

26. November. (Abgeordnetenhaus.) Erſte Leſung des 
Gntwurf3 eines Gewerbejteuergefehes. 

28. Noveniber. (Dresden) Gmpfang des Neichsfanzlers 
v. Gaprivi am föniglichen Hof. 

29. November. (Abgeordnetenhaus) Der Abgeordnete 
Dr. Graf richtet an die Staatäregierung die Jnterpellation, welche 
Schritte diejelbe zur yörderung und weiteren Nubbarmachung des 
Kohichen Heilverfahrens gegen die Zuberfuloje in Ausſicht 
genommen habe. Miniſter v. Goßler antwortet in längerer Rebe: 
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Was das Mittel betreffe, jo könne Koch wohl bie Methode jagen, 
das ermögliche aber noch nicht die Herftellung, die Methode müſſe gezeigt 
und eingeübt werden, was längere Zeit, etwa ſechs Wochen, erfordere. Tie 
Möglichkeit der Fälſchung ſei vorhanden, auf chemiſchem Wege jei nicht 
jede Nahahmung als ſolche zu erkennen. Koch jei aus diefem Grunde von 
dem Minifter jelbft erjucht worden, die Veröffentlichung des Mittels nur 
jo weit gehen zu lafjen, daß die Gefahr der Nachahmung ausgeſchloſſen jei. 
Die Behandlung der Kranten folle mehr den Kliniken und ftaatlichen An: 
ftalten überlafjen und den Polikliniken und der ambulatorijchen Praxis ent: 
zogen werden. Der geijtige Eigentümer des Mittels ſei Profeſſor Hoch; die 
Etaatöregierung habe aljo feine amtliche autoritative Einwirkung auf die 
Verbreitung de3 Mittel; nur das Vertrauensverhältnis zu Koch habe bie 
Bafis der Verhandlungen geben fünnen und gegeben. Dem ungeheuren An: 
drang gegenüber, dad Heilmittel zu erlangen, habe man ſich geradezu vor 
einer Kalamität befunden. Er jei bemüht geweſen, mit Aufbietung aller 
Kräfte die königlichen Kliniken nutzbar zu machen; für die innere Klinit 
hätten bejondere Mittel zur Verfügung geftellt werden müſſen. Eine be: 
fondere Anftalt unter Leitung der Dr. Pfuhl und Dr. Libbert3 beforge Die 
Erzeugung der Lymphe. Ein Fläſchchen mit 5 g Inhalt koſte 25 .#, davon 
liegen fich 500 Einſpritzungen zu je 1 cg der höchſten Doſis, die heute ge: 
geben werde, herftellen, jo daß die Ginfprigung 5 d. koſte, Phthififern werde 
nur je 1 nıg eingefprigt, das koſte aljo nur 0,5 4. Cine Methode zur Her: 
ftellung des Mittels im großen gebe es nicht. Auch wenn es noch jo forg: 
fältig Hergeftellt jei, gewähre es nicht die Garantie der Wirkung; ehe das 
Erzeugnis in den Gebrauch übergeführt werde, werde e3 beshalb am Tiere 
geprobt. Es jchmwebten Unterhandlungen wegen Verftaatlichung des Mittels 
und es jei nicht zu ruhen, bis der Staat es in die Hand bekomme. Selbit 
wenn es nicht gelinge, das Mittel jo rajch zu vermehren, werde ed dod) 
Beruhigung gewähren, wenn der preußiiche Staat feine Firma darunter jeße. 
Ein adminiftratived Organ, welches den Vertrieb und die Verteilung leite, 
werde notwendig fein. Dem wilden Aufthun von Privatkliniten müſſe ein 
Ziel gejeht werden, jchon wegen der Gefahr für die betreffenden Gebäude. 
Das Polizei: Präfidium werde die Ermädtigung erhalten, dieſen Gefahren 
vorzubeugen. Die Staatäregierung beabjichtige nun, eine Stranfenanftalt 
und eine willenfchaftliche Abteilung zu errichten; erjtere werde auf dem 
Gebiet der Charitee, 2 auf dem Köpke'ſchen Grundftüd errichtet. An 
der Spitze werde Koch ftehen, unter ihm zwei Abteilungs:Dirigenten; Koch 
jolle fünftig mit lehramtlicher Ihätigfeit nicht mehr belajtet werden. Die 
einmaligen Ausgaben für das Inſtitut würden fi) auf etwa 2. Millionen 
belaufen. Die Stadt habe ein Anerbieten von 150 Betten für arme Tuber: 
fulofe gemacht, über da3 der Abjchluß bevorftehe. Ein Privatmann habe 
Koh 1 Million Mark für arme Phthififer zur Verfügung geitellt; 50 — 60 
arme 2 würden daraus unentgeltliche Behandlung erfahren. Es ſei 
zu hoffen, daß nach dem Vorgang von Berlin auch andere Gemeinden im 
Intereſſe ihrer armen Kranken eintreten werden. Der Miniſter ſchloß ſeine 
Ausführungen mit der Bemerkung, daß es für ihn, wenn er aus dem Amt 
ſcheide, die ſchönſte Erinnerung ſein werde, das Glück gehabt zu haben, 
einem Manne wie Koch die Wege zu ebnen, deſſen Forſcherkraft und Wahr: 
heitsliebe nur erreicht werde durch ſeine Uneigennützigkeit und Vaterlands— 
liebe. Das Vaterland könne glücklich ſein, einen ſolchen Sohn ſein eigen 
zu nennen. 


29. November. Eine Anzahl katholiſcher Notabilitäten, wo— 
runter Windthorſt, Graf Balleſtrem, Graf Preyſing, erläßt als 
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„Borftand des Volksvereins für das katholiſche Deutſch— 
land“ einen Aufruf zur Belämpfung der Sozialdemokratie. 

30. November. (Abgeordnetenhaus.) Erſte Beratung 
des Entwurfs einer Landgemeindeordnung für die fieben dft- 
lichen Provinzen. 

30. November. Freiherr vd. Schorlemer-Alft legt wegen 
Krankheit jein Mandat nieder. 

30. November. Der Gouverneur von Kamerun, Freiherr 
v. Eoden, bereit die deutjch-ojtafrifanische Küfte. Dar-e3-Salaanı 
wird zum Sitz der Verwaltung bejtimmt. 

1. Dezember. Feſt der vor 250 Jahren erfolgten Thron- 
bejteigung des Großen Kurfürſten. Der Kaiſer erläßt fol- 
genden Armeebefehl: | 

Heute vor 250 Jahren bejtieg Mein Ahnberr, der Große Kurfürft, 
ben Thron Seiner Väter. Sein Regierungsantritt bedeutet für Mein Haus 
und Preußen den Aufſchwung zu politifcher Macht, zur Wohlfahrt und zu 
hohen geiftigen Beitrebungen, die Schaffung eines ftehenden Heeres legte den 
Grund zu der militäriichen Machtentfaltung des Staates. 

babe die Feldzeichen, welche aus jener glorreichen Zeit in der 
Armee vorhanden find, hier um das Dentmal des Öropen Kurfüriten ver: 
jammelt, damit fie die Grinnerung wachrufen an Seine Thaten und an die: 
jenigen Seines Heeres. Dieje Thaten konnten nur vollbracht werden durd) 
den Geiſt ber Treue, der Gotteäfurcht, des Gehorfams und der Tapferkeit, 
welchen ber Große Kurfürſt in Seinem Heere zu erweden und zu er: 
halten wußte, 

Diejer Geift ift durch mehr ala zwei Jahrhunderte Eigentum bes 
— om; auf ihm. beruht die Größe und Stärke des Vaterlandes; 
ihm zu bewahren und zu pflegen ift auch heute noch die heiligite Pilicht der 
Armee und im Hinblick auf den Großen Kurfürften von Brandenburg und 
Sein ruhmreiches Heer joll und wird jeder Einzelne Meiner Armee diejer 
Pflicht eingedent bleiben. 

Bei der Mittagätafel hält der Kaiſer folgende Rebe: 

Wir feiern heute einen für ums Preußen und una Brandenburger 
hochbedeutjamen Tag; wir feiern die Thronbejteigung des Großen Kurfürſten. 

igen wir und einen Augenblid, wie es damals bei uns 
ausjah, und es wird uns dann Elar, was wir dem hohen Herrn alles zu 
verbanfen haben. Was war die Mark? Gin verachtetes Land, verödet, ver: 
müftet, der Kampf: und Tummelplak jämtlicher Parteien de3 in fich zer: 
fplitterten Reiches, von Freund und Dei ausgejogen. — Was war Berlin? 
Eine kleine Stadt, gebrandichagt, Heimgejucht von Not und Krankheiten, 
mit wenig Zaujend * ohnern; der Landesfürſt in ſchwerer Krankheit mit 
dem Tobe ringend, fern iu Königsberg weilend, niemand, der ſich um das 
Land kümmerte, fein Menfch, der ein Herz für die Not des Volkes hatte: 
in dieſer Verfajjung mußte der Große Kurfürſt mit Seinen zwanzig Jahren 


gan allein die Aufgabe übernehmen, Sein Yand wieder emporzubringen.. 
hatte feinen 


Menihen damals; der große Staatämann, der Seinem 
Bater gedient hatte, er Hatte für fich gearbeitet, und dem jungen Herrn lag 
es ob, allein einen neuen Weg für Sich einzufchlagen. Kraft Seines un: 


de 
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erfchütterlihen Mutes, Seines gewaltigen Seherblides, ber fern in bie Zu— 
kunft ſah, Seines unerfchütterlichen Gottvertrauend gelang ed Ihm, aus 
Nichts ein Heer zu jchaffen, mit diefem aber Eich bei Freund und Feind 
gleich geachtet zu machen. 

Gleich einem Sturmwinb fegte Er bei Fehrbellin ben a aus 
Seinen Grenzen; und wo Er nur Seine Truppen auftreten lieg unb wo 
Eeine Dragoner und Musketiere fich zeigten, war Freude bei den Alliierten 
und Angſt und Schreden bei dem Feinde. 

och nicht genug damit, Sich ein Heer zu' ſchaffen, Ichaffte Er auch 
im Lande Ruhe und Ordnung, und wir jehen dieſes verachtete Ländchen, 
des Reiches Streufandbüchfe, aufblühen und unmittelbar Hinter dem jchwer 
verwüftenden breißigjährigen Kriege einen Aufſchwung nehmen, ber nie ge 
ahnt wurde uud das kleine Ländchen zur Vormacht im Deutjchen Reiche machte. 

Wir fehen, daß eö dem rohen Kurfürften möglich war, am Schluß 
Seiner Regierung mit einer mohlgeihulten Armee von vierundzwanzig 
Zaufend Mann der Welt eine gebietende Stellung zu zeigen, eine fylotte zu 
befigen, überfeeijche Kolonieh zu haben. Er trieb Politik im großen Stile, 
weitausfchauend, wie man fie jet treibt, und bad, was Er damals grunb: 
legend für uns gethan bat, das ift die Baſis geweſen, auf ber unfer Reich 
auferftanden ift. 

MWahrli Hat der große König mit Recht gejagt, ald Er am Sarge 
bes hoben Fürſten ftand: „Fürwahr, ber Mann ent viel gethan!“ 

Ja, Meine Herren, fann nur wiederholen, was Ich Heute früh 
fagte, und was auch Ihnen, ben Vertretern des Regiments des Großen 
Kurfürften gilt: Wir wollen fortfahren, feitzuhalten an der Gottesfurdht, 
Treue, Hingebung und am Gehorjam! 

ch erhebe Mein Glas und trinke e3 auf dad Wohl Brandenburg: 
Preußens: Hurrah! — Hurrah! — Hurrah! 

Anfang Dezember. In der Preffe entſpinnt fich eine lebhafte 
Debatte über die von ber „Freifinnigen Zeitung“ gebrachte Nach- 
richt, dem Erminifter Freiherrn dv. Lucius ſei feinerzeit bei Er— 
rihtung eines Yideilommifjes die gerichtliche Stempelgebühr 
durch königliche Gnade erlaffen worden. Es wird hiebei fonftatiert, 
daß auch in einer Anzahl anderer Fälle, bejonders bei Fideikom— 
miffen, die aus den Kriegsdotationen errichtet wurden, der Stempel 
erlafjen worden jei. 

4. Dezember. (Preußen.) Die im AMbgeordnetenhaufe jchon 
vor Monaten angekündigte Konferenz zur Beratung von 
Fragen das höhere Schulwejen betreffend tritt zufammen. 
Es werden ihr folgende Fragen vorgelegt: 

1) Sind die heute bejtehenden Arten der höheren Schulen in ihrer 
gegenwärtigen Sonderung beizubehalten oder empfiehlt ſich eine Verſchmel— 
zung von 

a. Gymnaſium und NRealgymnafium, 

b. Realgymnaſium und Cher:Realjchule? 

2) Läßt ſich für die bejtehenden drei Schularten (gymnajiale, real: 
gymnafiale, Lateinlofe) oder für zwei berfelben ein gemeinjamer Unterbau 
herftellen? Empfiehlt es fich für den letzteren Fall 

a. die zur Zeit [on für die drei unteren Klaſſen des Gymnaſiums 
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und Realgymnafiums beftehende Gemeinfamfeit bi3 zur Unter-Sekunda (infl.) 
auszubehnen, während von Ober-Sefunda aufwärts der Lehrplan der Ober: 
Realichule eintritt? 

(Berbindung des Realgymnafiums mit bem Gymnafium.) 
b. Ober das Latein an dem Realgymnafium bis zur Unter:Tertia 
hinaufzuſchieben und die drei lateinlofen unteren Klaſſen zu einer höheren 
Bürgerjchule aufwärts zu ergänzen? 

(Berbindung des Real —— mit der höheren Bürgerſchule.) 

3) Empfiehlt es ſich, im Lehrplan ber Gymnafien die den alten 
Sprachen gewibmete Stundenzahl einzufchränten und e3 jo zu ermöglichen, 
daß die Unterrichtäftunden in ben drei unteren ae herabgeſetzt, das 
Engliiche fakultativ eingeführt und das Zeichnen über Quarta hinaus obli: 
u N era wird? 

mit jener Einſchränkung zugleich der lateiniſche Aufſatz als Ziel: 
leiftung und die griechijche fchriftliche DBerfegungsarbeit für Prima in Weg: 
fall zu bringen? 

4) Empfiehlt e3 fich, im Lehrplan ber Realgymnafien die im Jahre 
1882 angeordnete Verſtärkung bed Latein beizubehalten oder ift eine Ber: 
minderung beöjelben und eine Herabjegung der Gefamtftundenzahl, insbe: 
fondere in ben unteren Klaffen, herbeizuführen? 

5) Empfiehlt es fi 

a. an Orten, wo fi) nur gymnafiale oder —— Anſtalten 
befinden, in den drei unteren Klaſſen nach örtlichem Bedarf neben und ſtatt 
des Latein einen verſtärkten deutſchen und modern fremdſprachlichen Unter: 
richt einzuführen, 

b. an Orten, wo nur lateinlofe höhere Schulen find, an deren drei 
untern Klaſſen nach örtlichem Bedarf Lateinischen Unterricht anzugliedern, 

c. alle fiebenftufigen Anftalten (Progymnafien, Realprogymnajien, 
Realichulen) auf jechäjtufige zurüdzuführen, 

d. ben Lehrplan ber Realfchulen und höheren Bürgerichulen gleich 
zu geftalten unb beide jo einzurichten, daß unbeichabet ber anders gearteten 
methodifchen Behandlung bed Lehrftoff3 und bes Abjchluffes des Bildungs: 
ganges bie Fortſetzung beöjelben auf der Ober-Realichule erleichtert wird? 

6) Empfiehlt es fih, an den auf einen neunjährigen Lehrgang ange: 
legten Anftalten, mit Rüdficht — die Schüler, welche vor Vollendung des— 
ſelben ins Leben treten, einen früheren relativen Abſchluß nach dem ſechſten 
Jahreskurſus eintreten zu laſſen? 

7) Sind zur Förderung eines erfolgreichen Unterricht? anderweitige 
ober neue Normen über die Marimalfrequenz ber Klaſſen, über die zuläffige 
Schüler: und Klafjenzahl der Sejamtanftalt, über die durchgängige Trennung 
ber Tertien und Sekunden in je zwei Klaſſen nad) Jahreskurſen, jowie über 
dad Maß ber Pflichtftunden ber Lehrer wünſchenswert? 

8) In wie weit ift e8, auch bei Verminderung ber Gefamtzahl ber 
Schulſtunden, möglich, durch intenfiven methodifchen Unterricht die Haupt: 
arbeit in die Schule zu verlegen, namentlich in den unteren Klaſſen? 

9) Was hat zur weiteren Hebung des gegenwärtig meift in zwei 
MWocenftunden und vielfach an große Abteilungen erteilten Turnunterrichts 
zu geichehen, und welche fonftigen Einrichtungen zur körperlichen Ausbildung 
der Jugend find zu pflegen? 

10) Kann die Reifeprüfung entbehrt werben? Verneinenden Falls 
find Vereinfachungen einzuführen und welche? 

11) Welche Aenderungen find bezüglich ber wiſſenſchaftlichen Aus: 
bildung der künftigen Lehrer an höheren Schulen erforderlich? 

12) Durch welche Mittel vermögen die höheren Lehranſtalten in mög: 
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lichfter Mebereinftimmung mit der Yamilie auf bie fittliche Bildung ihrer 
Schüler einzumwirfen? 

13) Welche Aenderungen empfehlen fi) im Berechtigungsweſen 

a. bei den auf einen neunjährigen Lehrgang angelegten Anſtalten, 

b. bei den höheren Bürgerichulen 

(zu erwägen nach ben Berufsarten)? 

14) Wenn in Zukunft an den höheren Bürgerjchulen vermöge bes 
früheren Abjchluffes ihres Lehrganges bie Berechtigung zum einjährigen 
Dienft früher ald an anderen mach Schulen erworben werben fann, aud) 
im fonftigen Berechtigungswejen Aenderungen zu Gunften der höheren Bürger: 
ſchulen eintreten, jo wird dad Bedürfnis nach benjelben wachſen. 

Welche Mafregeln werden zur Befriedigung besjelben zu ergreifen fein? 

(Verbindung höherer Bürgerfchulen mit ———— Anſtalten, Umwand⸗ 
lung eines Teils ber letzteren; ſtaatliche oder ſtaatlich unterſtützte 

Neuerrichtung höherer Bürgerſchulen). 


Miniſter v. Goßler eröffnet die Konferenz folgendermaßen: 

„Genehmigen Ew. Kaiſerliche und va Majeftät, da ich inner: 
li) aus dem Herzen und im Namen aller Anweſenden unjeren ehrfurchts— 
vollften, tiefge ihtteften Dank ausfpreche für die warme Teilnahme, welche 
Sie ber Erziehung unferer Jugend zumenben. 

Em. Majeftät treten auch in dieſer Hinficht in die Fußſtapfen Ihrer 
erlauchten Vorfahren. Die Hohenzollern haben e3 allezeit als ihr Recht, 
aber auch als ihre Pflicht erachtet, unmittelbar beftimmend in die Ent- 
widelung und Erziehung der Jugend einzugreifen. Schon Ihr erlauchter 
Vorfahr Yohann Georg erließ im Jahre 1573 die befannte Viſitations— 
und Konfiftorialordnung, welche auf Jahrhunderte hinaus die Geſchicke der 
brandenburgifchen Echule beſtimmte. Am Scluffe feines thatenreichen 
Lebens erlieh Hurfürft Friedrich Wilhelm der Große bie befannte Schul- 
ordnung von Brandenburg, und zwar auf lutherijcher Grundlage. Sein 
Enkel Friedrich Wilhelm I. erließ bereits im erſten Jahre feiner ſegens— 
reichen Regierung die Kabinets- und Echulordnung, welche bis in dieſes 
Jahrhundert Hinein das Fundament des Unterrichtsweſens bildete. Uner— 
mübdlich hat er bi3 zum Schluß feines reichen Lebens über den Schulen ge= 
waltet, und was er auf dem Gebiet der Volksſchule gethan, ift ja befannt- 
lich heute noch in der Provinz Preußen geltendes Recht. Friedrich ber 
Große trat in feiner Inſtruktion für die lutherischen Ober:Konfifterien ın die 
Fußſtapfen feines Vaters. Er erließ im Jahre 1763 da3 berühmte General: 

hulreglement, und was er für die höheren Schulen geplant hatte, wurde 
ein Jahr nach feinem Tode Recht in der befannten hftruftion für das 
Ober: Schulkollegium. Damals vollzog ſich zum erftenmale in Preußen allen 
Ländern vorbildlich die forgfältige Abgrenzung der Schul: und Kirchen: 
behörden auf dem Gebiete des Unterrichtäweiene. Unjere ganze preußiiche 
Unterrichtöverwaltung und :Gefeggebung beruht aber auf der berühmten 
Kabinets-Ordre Ew. Majeität Allerdurchlauchtigiten Urgroßvaterd. Dieſe jo 
wenig befannte Kabinets-Ordre vom Jahre 1817 fordert in wirklich er: 
greifender Weife die ganze Nation auf, bei der Erziehung der Jugend mit: 
zuwirfen. Die großen Ihaten, welche Preußen unter Führung jeines Königs 
vollbracht, ließen erkennen, dab die Kräfte der Nation überwiegend auf der 
geiftigen Seite in den Idealen lägen, und daß nur durch eine Erneuerung 
des ganzen geiitigen Inhalts des Volkes diejenige Kraft erreicht werden 
könnte, welche Preußen feine hohe aber auch gefährdete Stellung ficherte. 
Wenn damals Friedrich Wilhelm III. alle Klaffen des Volkes aufrief, mit: 
zuwirken an der Erneuerung der Nation, jo haben Ew. Majeftät in ber 
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benfwürbigen Ordre vom 1. Mai vorigen Jahres uns aufgerufen, die Schule 
für befugt und berufen erflärt, mitzuwirken an ber Erneuerung des Volkes 
auf ben Gebieten, welche durch die Mächte des Umfturzes in Frage geftellt 
find. Em. Majeftät haben nicht verfannt, dat die Arbeit ber Schule ziwar 
die machtvollfte, aber auch die langfamfte und mühſamſte ift, und daß erft 
vom Lehrer angefangen werben muß, ehe die Ziele innerhalb der Schüler 
erreicht werden können. Ew. Majeftät haben erneut auf die Bebeutung auf: 
merkſam gemacht, welche in ber richtigen Aneignung der Religion, in der 
en der fittlich-relegiös bildenden Momente unferer preußifchen 

ichichte eingefchloffen liegen, und wir find Em. Majeftät aufs tieffte in 
Dankbarkeit verpflichtet, in dieſer energifchen und kraftvollen Weife uns den 
Weg gewieſen zu haben. Dieſe Allerhöcjite Kundgebung vom 1. Mai 1889 
fiel mitten hinein in eine bereits machtvolle Bewegung, welche auf dem Ge⸗ 
biete des Unterrichtsweſens ganz Deutichland ergriffen hatte. Wo bie An: 
fänge ber Bewegung liegen, weiß man überhaupt nicht bei großen Ereig— 
niffen; aber im allgemeinen barf man wohl lagen, baf die veränderte Welt: 
ftellung Preußens und Deutfchlands unferen Blick erweitert und und allen 
die Frage auf die Lippen geführt hatte, ob unſere Erziehung noch genau in 
benjelben Bahnen fich bewegen könne wie früher, wo Deutjchland mehr ein 
in fich — ein einſames Denkerleben führendes Volk war. Jetzt, wo 
unſere Augen erweitert ſind, wo unſere Blicke ſich richten auf alle Nationen, 
wo wir Kolonien vor unſeren Augen haben: überall haben wir den Ein— 
druck, daß wir vielleicht den Zaun, der bisher unſer Unterrichtsweſen um— 
ſchloſſen hielt, in dieſer oder jener Weiſe durchbrechen müſſen. Mehr noch 
war das Streben zu erkennen, daß die innerliche Aneignung des Stoffes 
rg mache, daß bie Methode der Lehrer gebefjert werde, daß man 

eit gewinnen möchte für bie Kräftigung ber Jugend, unb für Preußen 
wurde dieſe Bewegung eine um jo machtvollere und intenfivere ala in Preußen 
— es ift micht zu leugnen — durch eine übermäßige Zahl von höheren 
Schulen und durch eine übermäßige Produktion von akademiſch Gebildeten 
alle gelehrten Berufsfächer überfüllt waren und num in ber Not, im Kampfe 
um das Daſein, eine Menge Zweifel auftraten, ob die Schule jelbit, bie 
Unterrichtämethobe eine Verjchuldung treffe. Co find wir in Preußen im 
Gegenjaß zu den fübdeutichen Staaten in eine Bewegung hineingekommen, 
in ber das Berechtigungsmeien in dem Kampf der Konkurrenz eine hervor: 
ragenbe Bedeutung gewinnt. Ich bin nicht im ftande, in einem einleitenden 
Vortrage auch nur zu flizzieren, in welchen Richtungen bie Hauptbewegung 
fi geitaltet. Man kann aber wohl fagen, daß von ben radifalften Auf: 
fafjungen bis zu den fonfervativften hin jede Nüance eines neuen Vorjchlages 
fi vorhanden findet. Das preußifche Schulmeien hat aber — und das 
muß doch wohl in der Einleitung hervorgehoben werden — doch infofern 
eine eminent politifche Bedeutung, ala e3 eim einigendes Band innerhalb ber 
beutjchen Staaten geworben ift. Nach Preußen haben fich die übrigen deut: 
ihen Staaten gerichtet. Mit Preußen haben die übrigen deutſchen Staaten 
Verträge ei über Lehrerbefähigung und Reifezeugniffe; bie Reichs— 
Gejeggebung hat fich der Vorjchriften bemächtigt für Mediziner und Juriften, 
die —* Geſetzgebung für Theologen und für Lehrer; kurzum auf allen 
Gebieten hat ſich ein Band geſchloſſen zwiſchen Preußen und den übrigen 
deutſchen Staaten. Und wenn wir hier am heutigen Tage eine durchaus 
preußiſche Verſammlung find, jo müſſen wir uns doch eingedenk Halten, daß 
das gejamte Deutichland mit Aufmerkfamfeit auf unfere Beratungen feine 
Blicke richte. Zwar befinden fich Hier unter ung, mit Erlaubnis ihrer 
hohen Regierungen, drei Herren, welche nicht Preußen angehören, aber ich 
habe e3 ben Herren erklärt und wiederhole es hier, daß fie nicht ald Ber: 
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treter ihrer Staaten, fondern ala Schulmänner, welche auf gewiffen Gebieten 
Herborragenbes geleiftet haben, hier find. Und ich danke den Regierungen 
— bahn, Stelle, daß fie dieſe außgezeichneten Kräfte zur gung 
gejtellt en. 

Was nun dieſe Beratungen außzeichnen ſoll, ift die volle Freiheit im 
ber Diskuſſion. Es ift der dringende —“ der Unterrichtsverwaltung, 
von den — die bier verſammelt find, Stoff und Formen als fichere 
und zuverläffige Grundlage für die weiteren Entjchlüffe zu erhalten, welche 
Em. Majeftät demnächſt zur Allerhöchften Kritil unterbreitet werden. Die 
Geichäftsordnung foll volle Freiheit geben. Eine Abftimmung wirb fich 
nicht vermeiden lafjen; fie wird aber nicht nad) Zahlen erfolgen, ſondern fie 
wird erfolgen nach einzelnen Perfonen, jo daß die Quellen der Abftimmung 
immer flar vor Augen liegen. Es ift möglich, daß eine zweite Lefung in 
einzelnen Fällen eintreten muß, wo ein Ausgleich bei der erften Leſung nicht 
erreicht wird. Darüber behalte ich mir weitere Entfchließungen vor. 

Ich ſchließe damit, daß ich ed ausfpreche: ich gehe in bie Beratung 
mit ber ficheren Hoffnung auf Gelingen; ich bin überzeugt, dab alle ver: 
fammelten Herren mit voller Begeifterung und mit voller Hingebung ben 
großen Aufgaben fi widmen, welche ben Kern in dieſer Beratung bilden, 
und wenn uns dabei bie Kraft erlahmen follte, jo werben wir auf Em. 
Majeftät bliden und in Dankbarkeit und Ehrfurcht uns bes Eiferd, ber 
Liebe und der Hingebung erinnern, die Ew. Magjeftät unferm gejamten 
Schulweſen ftet3 geſchenkt haben. " 


Der Kaijer erwiderte darauf folgendes: 


Meine Herren! ch begrüße Sie von ganzem Herzen hier und Ich 
danke dem Herrn Minifter, dab er perjönlich troß bed Ueberladenſeins mit 
—5 aller Art es übernommen hat, den Vorſitz in dieſer Verſammlung 
zu führen. 

Ich bin ber feiten Meberzeugung, daß fein Menſch mehr dazu an 
gethan ift und geſchickter dazu angelegt ift, eine ſolche Frage richtig zu Leiten 
und zu ihrer Zöfung beizutragen, wie unfer Herr Kultusminifter, von dem 
Sch ganz beftimmt und ohne Ueberhebung jagen kann, daß ber Deutiche 
Staat und das Königreich Preußen jeit langen Jahren feinen jo tapferen, 
are und hervorragenden Rultusminifter gehabt Haben, wie ihn. Ich 

offe, daß es ..n wird, dad Werk mit Ihrer Hilfe nicht nur zu fördern, 
fondern auch zum Abſchluß zu bringen. 


Nachher hält der Kaifer folgende Ansprache: 


Meine Herren! 2 habe Mir zuerft audgebeten, ein paar Worte 
zu Ihnen zu reden, weil Mir daran > baß bie Herren von vornherein 
wiſſen, wie Ich über die Sache benfe. Es wird entjchieden jehr vieles zur 
Diskuffion kommen, ohme entichieden werden zu fönnen, und Ich glaube, 
daß auch manche Punkte nebelhaft im Dunfel bleiben werden; deshalb habe 
Ich es für gut ee die Herren nicht im Zweifel barüber zu lafien, 
welches Meine Anfichten darüber find. 

Zunächſt möchte ich bemerken, daß es fich hier vor allen Dingen nicht 
um eine politifche Schulfrage Handelt, jondern Lediglich um technifche und 
päba gie Maßnahmen, die wir zu ergreifen haben, um unjere heran: 
Ba e Jugend ben jetzigen Pc ers der Weltftellung unferes 
Daterlandes und auch unferes Lebens entfprechenb heranzubilden. Unb ba 
möchte Ich gleich eines bemerfen. 

Ich würde Mich jehr gefreut haben, wenn wir biefe Prüfungen, dieſe 
Berhandlungen nicht mit einem franzöfifchen Wort: „Schulenquete”, ſondern 
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mit bem beutjchen Wort „Schulfrage* benannt hätten. „Frage“ ift ba? 
alte deutſche Wort für Vorunterſuchung, und Ich muß fagen, das ift auch 
mehr es — eine Vorunterſuchung. Nennen wir bie Sache body kurz— 
weg „Sculfrage”. 

Ich habe die 14 Punkte burchgelefen und finde, daß biefelben Teicht 
dazu verführen könnten, bie Sache zu jchematifieren. Das würde Ich im 
höchften Grade bedauern. Die Hauptfache ift, daß der Geift der Sache er: 

Bt wird und nicht bie bloße Form. Und da habe Ich Meinerfeits einige 
ragen aufgeftellt — Ich werde fie zirkulieren laſſen —, von benen Ich 
offe, daß fie auch Berüdfichtigung finden werben. 

Zunädft „Schulhygiene außer Turnen“ — eine Sache, bie ſehr genau 
erwogen werben muß —; jobann „Verminderung bed Lehrſtoffs“ (Erwägung 
bes Auszuſcheidenden); ferner bie „Lehrpläne für die einzelnen Fächer“, fo: 
dann bie „Lehrmethode für die Organiſation“ — es find bereit bie Haupt: 
punkte vorgeichlagen worden —; ſechſtens: „ft der Hauptballaft aus ben 
Eramina befeitigt“ und fiebenten® „die Ueberbürdung in Zukunft vermieden“? 
achtens: „Wie denkt man fich die Kontrolle —, wenn dad Werk zu Stande 
org ift*? neuntens: „regelmäßige und außerordentliche Revifionen“ 

urch verſchiedene Ober: Behörben“ ? 
ch Iege hier die ragen auf ben Tiſch des Haufes; wer fie ſich an: 
ſehen will, fann fi) barüber weiter informieren. 

Die ganze Jeage, meine Herren, hat ſich allmählich, volllommen von 
jelber entwidelt; Sie ftehen hier einer Sache gegenüber, von ber Ich feft 
überzeugt bin, daß Cie durd die Vollendung, bie Gie ihr geben werben, 
— die Form, die Sie ihr aufprägen werden, dieſelbe wie eine reife Frucht 
der Nation überreichen werden. 

Dieſer Kabinet3-Orbre, die ber Herr Miniſter vorhin zu erwähnen 
bie Güte halte, hätte e3 vielleicht nicht beburft, wenn die Schule auf dem 
Standpunkte geftanden hätte, auf welchem fie hätte ftehen müffen. — Ich 
möchte im voraus bemerken, wenn ch etwas ſcharf werben follte, jo bezieht 
fi) das auf feinen Menjchen perfönlich, fondern auf das Syſtem, Ba bie 

anze Lage. — Wenn die Schule bad gethan hätte, was von ihr zu ver: 
angen ift, — und Ich kann zu Ihnen ald Eingeweihter jprechen, denn Ich 
habe aud auf dem Gymnafium gefeflen und weiß, wie ed da zugeht — jo 
hätte fie von vornherein von jelber das Gefecht gegen die Sozialdemokratie 
übernehmen müffen. Die Lehrerkollegien Hätten alle miteinander bie Sache 
feft ergreifen und bie heranwachſende Generation fo inftruieren müffen, baf 
diejenigen jungen Leute, bie mit Mir etwa — find, alſo von etwa 
30 — von ſelbſt bereits das Material bilden würden, mit dem Ich 
im Staate arbeiten könnte, um der Bewegung ſchneller Herr zu werden. 
Das iſt aber nicht der Fall geweſen. Der letzte Moment, wo unſere Schule 
noch für unſer ganzes vaterländiſches Leben und für unſere Entwickelung 
maßgebend geweſen iſt, iſt in den Jahren 1864, 1866--1870 geweſen. Da 
waren die preußiſchen Schulen, die preußiſchen Lehrerkollegien Träger des 
Einheitsgedankens, ber überall gepredigt wurde. Jeder Abiturient, der aus 
ber Schule herausfam und als Einjähriger eintrat oder ind Leben hinaus: 
ging, alled war einig in bem einen Punkte: das Deutiche Reich wird tmieder 
aufgerichtet und Eljaß-Lothringen wiedergewonnen. Mit dem Jahre 1871 
hat die Sache aufgehört. Das . ift geeint; wir haben, wa3 mir er: 
reichen wollten, und babei ift bie Sache ſtehen geblieben. Jetzt mußte bie 
Schule, von der neu gewonnenen Bafi3 ausgehend, bie Jugend anfeuern und 
ihr flar machen, daß das neue Staatsweſen dazu da wäre, um erhalten zu 
werden. Davon iſt nicht? zu merken gemwejen, und jebt ſchon entwickeln ſich 
in der kurzen Zeit, ſeit der das Reich beſteht, zentrifugale Tendenzen — 
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Ich kann das gewiß genau beurteilen, weil ch oben ftehe und an Mich 
alle ſolche Fragen herantreten. Der Grund ift in der Erziehung der Jugend 
zu ſuchen; wo fehlt es da? Da fehlt e8 allerdings an manden Stellen. 
Der Hauptgrund ift, daß jeit dem Jahre 1870 bie Philologen ala beati 

ossidentes im Gymnafium gejeffen haben und hauptjählid auf ben Lern: 
Bor, auf das Lernen und Wiffen den Nachdrud gelegt haben, aber nicht auf 
bie Bildung des. Charakter? und die Bebürfniffe bes al Lebens. Sie, 
de Geheim:Rat Hinzpeter, werden verzeihen, Cie find ein begeifterter 

hilologe, aber nichtödeftomeniger, die Sache ift Meiner Anfidyt nach bis 
zu einer Höhe gelommen, daß es jchlieklich nicht mehr weiter geht. Es ift 
weniger Nachdrud auf das Können wie auf das Kennen gelegt worden; das 
zeigt fich auch bei den Anforderungen, die in den Gramen geftellt werden. 
Es wird von dem Grundjaß ausgegangen, daß ber Schüler vor allen Dingen 
joviel wie möglich wifjen müſſe; ob das für das Leben paßt oder nicht, das 
ift Nebenſache. Wenn man fi mit einem ber betreffenden Herren barüber 
unterhält und ihm flar zu machen verjucht, daß der junge Menſch doch 
einigermaßen praftifch für das Leben und feine fragen vorgebildet werben 
jolle, dann wird immer gejagt, das jei nicht Aufgabe der Schule, Haupt: 
jache jei die Gymnaſtik des Geiftes, und wenn diefe Gymnajtif des Geiſtes 
ordentlich getrieben würde, jo wäre ber junge Mann im ftande, mit biejer 
Gymnaftit alles fürs Leben Notwendige zu leiften. Ich glaube, daß nad 
biefem Standpunkt nicht mehr verfahren werden fann. 

Wenn ih nun zurüdgreife auf die Echulen und jpeziell auf das 
Gymnafium felber, fo weiß Ich jehr wohl, daß in vielen Kreiſen man Mich 
für einen fanatiichen Gegner ded3 Gymnafiums hält und Mich auch zu 
Gunsten anderer Schulformen ausgefpielt hat. Meine Herren, das iſt nicht 
ber Fall. Wer jelber auf dem Gymnafium geweſen ift unb Hinter bie 
Kuliſſen gejehen hat, der weiß, wo es da fehlt. Umd da fehlt ed vor allem 
an ber nationalen Bafid. Wir müſſen ald Grundlage für da3 Gymnafium 
das Deutiche nehmen; wir follen nationale junge Deutfche erziehen und nicht 
junge Griechen und Römer. Wir müjjen von der Baſis abgehen, die Jahr: 
hunderte lang beftanden hat, von der alten Klöfterlichen Erziehung dee Mittel: 
alter3, wo das Lateinifche maßgebend war und ein bißchen Griechiſch dazu. 
Das ift nicht mehr maßgebend, wir müjjen das Deutjche zur Bafi3 machen. 
Der deutſche Aufjag muß der Mittelpunkt fein, um den ſich alles dreht. 
Wenn einer im Abiturienteneramen einen tadellofen deutjchen Auffaß Liefert, 
fo fann man daraus das Maß der Geiftesbildung des jungen Mannes er: 
fennen und beurteilen, ob er elwas taugt oder nicht. — Nun wird felbft: 
verftänblich vieles eingemendet und gejagt, der lateinifche Aufſatz iſt auch 
etwas ſehr wichtiges, der lateiniſche Aufſatz ift jehr gut, um den Menſchen 
in einer fremden Sprache zu bilden, und was weiß Jch nicht. Ya, meine 
Herren, Jh habe das nun einmal jelber mitgemadt. Wie entiteht denn 
ein ſolcher lateinischer Aufſatz? Ich habe es ſehr oft erlebt, daß ein junger 
Menſch im deutichen Aufſatz — ich will einmal jagen, 4 +, im ganzen 
befriedigend, und im lateinischen Auffag eine 2 hat. Der Menſch verdiente 
Strafe jtatt Lob, denn daß er den lateinischen Aufſatz nicht auf dem rechten 
Wege zu ftande gebracht hat, das tit klar. Und von allen den Lateinifchen 
Aufjägen, die wir geichrieben haben ift noch nicht einer unter zwölf, der 
nicht mit ſolchen Hilfsmitteln zu ftande gefommen ift. Solche Aufſätze 
wurden al3 gut bezeichnet. Das war der lateinifhe Aufſatz. Aber wenn 
wir auf bem Gymnafium einen Auflak über „Minna von Barnhelm“ 
ſchreiben jollten, befamen wir faum befriedigend. Deswegen jage Ich, weg 


mit dem lateinifchen Aufjaß, er jtört uns, und wir verlieren unjere Zeit 
für das Deutjche darüber, 
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Ebenjo möchte Ich das Nationale bei und weiter geförbert jehen in 
ragen der Geichichte, Geographie und der Sage. Fangen wir erft einmal 
bei und zu Haufe an. Erſt wenn wir in ben verichiebenen Kammern und 
Stuben Beicheid wiſſen, dann können wir ind Muſeum gehen unb uns auch 
dort umfehen. Aber vor allen Dingen müffen wir in ber vaterlänbifchen 
Geihichte Beicheib wiſſen. Der Grobe Kurfürft war zu Meiner ar a 
nur eine nebelhafte Erjcheinung; der fiebenjährige Krieg lag bereits außer: 
halb aller Betrachtung, und die Gefchichte ſchloß mit dem Ende des vorigen 
Jahrhundertd, mit der franzöfiichen Revolution. Die Freiheitskriege, bie 
das wichtigfte find für den jungen Staatöbürger, wurden nicht burdh- 
genommen, und nur durch ergänzende, jehr intereffante Vorträge ded Herrn 
Geheimen Rat3 Hinzpeter bin Ych, Gott ſei Dank, in ber Lage —— 
dieſe Dinge zu erfahren. Das iſt aber gerade dad punctum saliens. rum 
werden denn unjere jungen Leute verführt? Warum tauchen jo viele un; 
flare, fonfuje Weltverbeflerer auf? Warum wird immer an unferer Regie: 
rung herumgenörgelt und auf dad Ausland verwiejen? Weil die jungen 
Leute nicht wiſſen, wie unſere Zujtände fich entwidelt haben unb daß bie 
Wurzeln in dem Zeitalter der franzöfiichen Revolution liegen. Und darum 
bin Jch gerade der feften Ueberzeugung, daß, wenn wir diefen Uebergang 
aus der franzöfiichen Revolution in das 19. Jahrhundert in einfacher, 
objeftiver Weije in den Grundzügen den jungen Leuten klar machen, fo be: 
fommen fie ein ganz anberes Verſtändnis für die heutigen Tragen, wie fie 
es biöher hatten. ie find dann im ftande, auf ber Univerfität durch die 
ergänzenden Borlejungen, die fie dann hören, ihr Wifjen weiter zu verbeflern 
und zu vergrößern. 

Komme ih nun auf die Beihäftigung unferer jungen Leute, jo ift 
abjolut notwendig, daß wir mit ber Anzahl ber Stunden heruntergehen. 
Herr Geheime-Rat Hinzpeter wird fich erinnern, dab zur Zeit, wie Ich auf: 
dem Gymnafium in Kaffel war, ber erſte Notjchrei ber Eltern und Familien 
laut wurde, daß e3 nicht jo weiter gehen fünne. Es mwurben infolge befjen 
Erhebungen von der Regierung angeftellt: wir waren verpflichtet, alle Morgen 
unferem Direktor Zettel abzugeben mit ber Stundenzahl der häuslichen 
Stunden, bie wir nötig gehabt hatten, um das für den nächften Tag auf: 
gegebene Penſum zu bewältigen. Es find bloß die Zahlen aus ber Prima 
ipeziell, bie ch jetzt hier berühre. Nun, meine Herren, es famen bei ganz 
ehrlichen Angaben — bei Mir konnte fie noch Herr Geheime-Rat Hinzpeter 
fontrollieren — für jeden einzelnen 5'/2, 6'/. bis 7 Stunden auf die häus— 
lihen Arbeiten heraus. Das waren bie Abiturienten. Rechnen Sie noch 
dazu die 6 Stunden Schule, 2 Stunden Eſſen, dann können Sie ausrechnen, 
was von dem Tag übrig geblieben ift. Wenn ch nicht Gelegenheit gehabt 
hätte, hinaus» und hineinzureiten und noch fonft etwas Mich in ber Frei— 
heit zu bewegen, dann hätte Ich überhaupt nicht gewußt, wie e3 in ber 
Welt ausfieht. Das find doch immerhin Leiftungen, die man jungen Leuten 
auf die Dauer nicht aufbürden kann. Nach Meinem Erachten muß auch 
nad) unten entichieden nachgeholfen und nachgelafjen werden. Meine Herren, 
es geht nicht, man darf diefen Bogen nicht weiter ſpannen und nicht jo 
geipannt lafien. Wir müflen hier herunter, wir haben hier bie äußerfte 
Grenze bereit3 überfchritten. Die Schulen — Ich mill einmal von ben 
Gymnafien jprechen —- haben das Uebermenſchliche ‚geleiftet und haben Meiner 
Anfiht nad eine allzuftarfe Meberproduftion der Gebildeten zu Wege ge: 
bracht, mehr wie bie Nation vertragen fann, und mehr, wie die Leute jelbft 
vertragen fünnen. Da ift dad Wort, das vom Fürſten Bismard herrührt, 
richtig, dad Wort von dem Abiturientenproletariat, welches wir haben. Die 
jämtlichen fogenannten Hungerkandidaten, namentlich die Herren Journaliſten, 
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das find vielfach verfommene Gymnafiaften, dad ift eine Gefahr für uns. 
Dieſes Uebermaß, das jetzt ſchon zu viel ift, gleichjam ein Rieſelfeld, das 
nicht mehr aufnehmen kann, muß bejeitigt werben. werde daher fein 
Gymnafium mehr genehmigen, das nicht abfjolut feine Eriftenzberedhtigung 
und Notwendigkeit nachweifen kann. Wir haben ſchon genug. 

Nun aber handelt e3 fi darum: wie fann man ben Wünjchen in 
bezug auf Klaffifhe Bildung und in bezug auf Realbildung und in bezug 
auf die Berechtigung zum Einjährigfreiwilligen:Pienft am beften beitommen? 
Ich Halte dafür, daß die Sache ganz einfach dadurch zu erledigen ift, daß 
man mit einem radikalen Schritt die biöherigen Anſchauungen zur Klärung 
bringt, daß man fagt: klaffiſche Gymnafien mit klaſſiſcher Bildung, eine 
zweite Gattung Schulen mit Realbildung, aber feine Realgymnafien. Die 
Realgymnafien find eine Halbheit, man erreicht mit ihnen nur Halbheit ber 
Bildung, und dad Ganze gibt Halbheit für dad Leben nachher. 

Sehr berechtigt ift die Klage ber. Gymnafial-Direktoren über den un 
geheueren Ballaft von Schülern, den fie mitzufchleppen haben, ber nie zum 
Sramen fommt und bloß die Berechtigung für den einjährigen Heeresdienſt 
erlangen will. Nun wohl, ber Sache ift einfach dadurch abzuhelfen, daß 
wir ein Eramen einjchieben, ba, wo ber Einjährige abgehen will, und außer: 
bem jeine Berechtigung davon abhängig machen, daß er, wenn er die Real: 
ichule bejucht, das Abgangszeugnis für die Realſchule nachweiſt. Dann 
werden wir es bald erleben, daß ber ganze Zug diejer Kandidaten für ben 
einjährigen Heeresdienft von den Gymnafien auf die Realſchulen geht; denn, 
wenn fie die Realjchule durchgemacht haben, dann haben fie, was fie fuchen. 

ch verbinde damit noch einen zweiten Punkt, den ich vorhin fchon 
erwähnte, das ijt diefer: die Verminderung bes Lehrftoffes ift nur möglich 
durch einfachere Geftaltung der Eramina. Nehmen wir die grammatifalijchen 
Produktionen ganz aus dem Abiturienten: Cramen heraus unb legen fie ein 
oder zwei Klaſſen tiefer, lafien Sie da ein Gramen machen, ein technijch: 
grammatifaliiches Gramen, dann fönnen Sie bie jungen Leute prüfen, jo 
ſcharf wie Sie wollen, dann können Sie an dieſes Eramen bie freiwilligen: 
prüfung fnüpfen, und außerdem für denjenigen, der Offizier werden will, 
das Fähnrichexamen damit verbinden, jo daß er nachher dasjelbe nicht mehr 
zu machen braucht. Sobald wir die Eramina in diejer Beziehung mobi: 
fijieren und die Gymnafien in diejer Weije erleichtert haben, dann wird das 
Moment wieder zur Beltung fommen, das in der Schule und fpeziell in den 
Gymnaſien verloren gegangen ijt: die Erziehung, die Charakterbildung. Tas 
fönnen wir jet beim beften Willen nicht, wo 30 Knaben in der Klaſſe find 
und ein folches Penfum zu bewältigen haben, und außerdem oft junge Leute 
den Unterricht erteilen, deren Charakter noch häufig felber ausgebildet werden 
muß. Hier möchte Ich dad Schlagwort, das Ich von bem Geheimen Rat 
Hinzpeter gehört habe, anführen: Wer erziehen will, muß jelbft erzogen fein. 
Tas fann man von dem Lehrerperfonal jet nicht durchweg behaupten. Um 
die Erziehung zu ermöglichen, müfjen die Klaſſen in bezug auf die Schüler: 
zahl erleichtert wer.en. Das wird auf dem Wege, ben ich eben bejchrieben 
habe, geichehen. Dann muß davon abgegangen werden, daß ber Lehrer nur 
dazu da ift, täglich Stunden zu geben und daß, wenn er fein Penjum ab: 
jolviert hat, feine Arbeit beendigt if. Wenn die Schule die Jugend fo 
lange dem Glternhaufe entzieht, wie e3 gejchieht, dann muß fie auch bie 
Erziehung und die Verantwortung für dieſe übernehmen. Erziehen Sie die 
Jugend, dann haben wir auch andere Abiturienten. rner muß don dem 
Grundſatz abgegangen werden, dat e3 nur auf das Wiſſen anftommt und 
wicht auf das Leben; die jungen Leute müffen für das jetige praftifche Leben 
vorgebildet werben. 
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IH habe mir einige Zahlen aufgejchrieben, die ftatiftiich intereffant 

find. Es gibt in Preußen Gymnafien und Progymnafien 308 mit 80,979 
ülern, Realgymnafien und Real:Progymnafien 172 mit 34,465 Schülern, 
lateinloje Ober: Realjchulen ‚und höhere Bürgerjchulen 60 mit 19,893 Echü- 
lern. Es erwarben die einjährig-freiwillige Berechtigung auf den Gymna- 
fien 68 Prozent, auf den Realgymnafien 75 Prozent und auf den latein- 
lojen Realanftalten 38 Prozent. Das Reifezeugnis bei dem Abiturienten: 
. &ramen erwarben auf den Gymnafien 31 Prozent, auf den Realgymnafien 
12 Prozent, auf den Ober-Realfchulen 2 Prozent. Jeder Schüler ber ge: 
nannten Anftalten hat etwa 25,000 Schul: und Hausarbeitsftunden und 
ungefähr nur 657 Stunden barumter Turnſtunden. Das ift ein Uebermaß 
ber geiftigen Arbeit, das entichieden herabgedrüdt werden muß! Für den 
Zmwölf:, izehn-, Bierzehnjährigen in Quarta und Tertia beträgt ein: 
ichließlich des Turnens und Singens die wöchentliche Stundenzahl durch: 
ſchnittlich 32, fteigt im einzelnen Anftalten auf 35 und in der Tertia des 
Rea jage und jchreibe 37 Stunden. Nun, meine Herren, wir 
find alle mehr oder minder gereift und arbeiten, was wir fünnen, aber auf 
bie Dauer würben wir eime jolche Arbeit auch nicht aushalten. Die ftatifti: 
ichen Angaben über bie Verbreitung der Schultrantheiten, namentlich der 
Kurzfichtigkeit der Schüler, find wahrhaft erſchreckend, und für eine Anzahl 
von Kranfheitserfcheinungen fehlt es an einer allgemeinen Statijtit nod). 
Bebenten Sie, wa3 uns für ein Nachwuchs für die Landesverteidigung er: 
wãchſt. Ich juche nach Soldaten, wir wollen eine fräftige Generation haben, 
die auch ala geiftige Führer und Beamte dem VBaterlande dienen. Diefe 
Mafje der Kurzfichtigen iſt meift nicht zu brauchen, denn ein Mann, der 
feine Augen nicht brauchen kann, wie will ber nachher viel leiften? In 
Prima fteigert x einzelnen Fällen die Zahl der Kurzfichtigen bis auf 
74 Fre Ich aus eigener Erfahrung jagen, daß wir, troßdem wir 
in [ ein jeher gutes Zimmer hatten, das Lehrerkonferenzzimmer, mit 
einjeitigem jchönen Licht und guter Bentilation, die auf Wunſch meiner 
Mutter angebracht wurde, doch unter 21 Schülern 18 mit Brillen hatten 
und 2 darunter, die mit ber Brille nicht bis an die Tafel jehen konnten. 
—55 verurteilen ſich von ſelber, da muß eingeſchritten werden, und 
des halte Ich es für ſehr dringend, daß die Frage der Hygiene ſchon 
in den Vorbereitungsanſtalten für die Lehrer aufgenommen werde, die Lehrer 
einen Kurſus darin erhalten und die Bedingung daran geknüpft wird, jeder 
Lehrer, ber gejund ift, muß turnen können, und jeden Tag foll er turnen. 
Meine ‚ das find im allgemeinen bie Gefichtäpuntte, die Ich 
Ihnen zu entwideln habe, Dinge, die Mein Herz bewegt haben, und Ich 
fann nur verfichern: die naffenbaiten Sulheiften, Bitten und Wünfche, die 
Ich von den Eltern befommen habe, obwohl wir Väter von Meinem ver: 
ehrten a Hinzpeter im vorigen Jahre für eine Partei erklärt wurden, 
bie bei Erziehung ber Kinder nicht mitzureden hätte, legen Mir, als 
allgemeinem La er, bie Pflicht auf, zu erklären: e3 geht nicht fo 
weiter. Meine Herren, bie Mänmer follen nicht durch Brillen die Welt an: 
mit eigenen Augen und Gefallen finden an dem, was fie vor 


J— ben ihrem Baterlande und feinen Einrichtungen. Dazu follen Eie 
jetzt Helfen! 


Die Rede des Kaifers ruft in der Preſſe ſowohl Tebhaften 
Beifall ala auch entjchiedene VBerwahrungen hervor. 
5. Dezember. (Abgeordnetenhaus.) Erjte Beratung des 


Geſetzentwurfs, betreffend die öffentliche Volksſchule. 
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Minifter von Goßler weift zunächft auf den innigen ——— 
der Vorlage mit den anderen Reformgeſetzen, mit der Steuerreform ſowoh 
als der Landgemeindeordnung, hin. Die Zweckverbände der Landgemeinde— 
ordnung ſeien doch ganz beſonders für Schulzwecke —— und die zu 
überweiſenden Gelder würden vorzugsweiſe für die Schule verwendet werden. 
Der Schulvorſtand ſei gegen früher und gegen ſeine Stellung in einigen 
Landesteilen jetzt geradezu beſchränkt in feinen Befugniſſen; er ſei in ⸗ 
kunft nur ein helfendes Organ. Die ſtädtiſchen Schuldeputationen und die 
Stadtichul:Räte würden in Zukunft ihre bisherige Stellung behalten. Eine 
Verſchiebung trete aber in den Schullaften ein, nur könne man nicht be: 
haupten, dat die Gutäbezirfe bejonderd gut dabei wegfämen. Die Gemeinden 
aber würden durch die aan ber juriftijchen Perjonen und Forenſen 
wejentlich erleichtert werden. Der Staat aber habe auch fürder zur Er: 
leichterung der Schullaften beizutragen, da die Aufgaben wejentlich ge- 
wachjen jeien. Die Schulauffichtsbehörbe ſolle in Zukunft die Unterhaltungs: 
pflichtigen nicht mehr zu neuen Laften heranziehen dürfen. Den Religions: 
ejellichaften müſſe der maßgebende Einfluß gefichert bleiben, denn bie Religion 
—* ein Hauptunterrichtsgegenſtand der Volksſchule ſein und bleiben, eine 
konfeſſionelle Erteilung des Unterrichts ſei notwendig, weil ſonſt ein all— 
emeiner Zwang in Anwendung kommen könnte. Die Unterrichtspläne 
—* nach dem Entwurf in Gemeinſchaft mit den kirchlichen Behörden auf: 
gejtellt werden; wo eine Einigung nicht erzielt werde, trete nicht etwa bie 
Willkür der Unterrichtöverwaltung ein, fondern es bleibe dann bei dem 
bisher Beitehenden. Die Stellung ber Lehrer werde —— im Anſchluß 
an dieſen Entwurf nach rein äußerlichen Gefichtspunkten beurteilt. Der 
Lehrer erhalte aber doch durch ben Geſetzentwurf die Stellung eines Staats— 
dienerd und unterliege dem Disziplinargefeg für die nicht richterlichen Be: 
amten. Das fei eine ganz weſentliche Berbefjerung feiner Stellung, außer: 
dem jeien die Dienjtalteräzulagen weſentlich erhöht. Sollte das Haus bie 
Feſtſetzung eines Mindeftgehalts wünjchen, jo werde bie Regierung in Er: 
mägungen darüber treten. Auch über vieles Andere werde fich noch eine 
Vereinbarung erzielen laſſen. 

In ber folgenden Debatte äußert fich beſonders Dr. Windthorft fehr 
icharf gegen die Vorlage wegen der Alleinherrichaft des Staated in ber 
Schule, die fie jchaffe. Käme fie zu ftande, jo werde der Kampf erft recht 
beginnen; er werde ſtets Abänderungen —— und einen Verein für 
den ganzen Staat ſtiften, um das Gebaren ber Schulverwaltung zu prüfen. 
Der Entwurf ſei unannehmbar, er erfchüttere die katholiſche Kirche in ihrer 
Grundlage. Die minijterielle Willfür werde zwar bejeitigt, fie werde aber 
zur legalifierten Willkür, die viel jchlimmer ſei. 


10. Dezember. (Reichstag.) Der Gejekentwurf, betreffend 
die Einverleibung Helgoland3 in das Reich und feine Ueber- 
lafjung an Preußen wird angenommen. 

12. Dezember. (Reichstag.) Erfte Beratung eines Geſetz- 
entwurfs, die Befteuerung des Zuders betreffend. Staats- 
jefretär v. Maltzahn vertritt den Entwurf, der aber von den meijten 
Rednern aus allen Fraktionen angegriffen wird. 


A 17. Dezember. Dem Kaifer wird ein ſechſter Sohn ge= 
oren. 
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17. Dezember. Der Kaifer fchließt die Siungen der preu- 
Bifchen Schulkonferenz mit folgender Rebe: 


„Wenn Ich ichon beim Zufammentritt der Konferenz feinen Augen: 
blif im Zweifel war über ihren Verlauf und über ihren Erfolg, jo ſpreche 
Ich doch heute am Ende Ihres Wirken: Ihnen Meine vollfte Zufriedenheit 
und Meine vollfte Anerkennung aus dafür, daß Sie in redlichem Arbeiten 
und in offenem Meinungs: und Gedankenaustauſch dahin gefommen find, 
wohin Ich Ihnen den Weg gezeigt habe, und daß Sie fih das zu eigen 
gemacht und die Gedanken verfolgt haben, die Ich Ihnen angedeutet habe. 
Sei es Mir nun geftattet, ehe wir fchließen, noch ein paar Punkte zu be: 
rühren, die für fie von Intereſſe jein könnten. 

Wie ch Höre, ift es Ihnen damals bei der Eröffnung aufgefallen, 
bat Meinerjeit3 die Religion nicht erwähnt worden ift. Meine Herren! Ich 
war der Anficht, dak Meine Ideen und Gebanten über Religion, d. 5. über 
das Verhältnis eines jeden Menſchen zu Gott, welche fie find, und wie heilig 
und hoch fie Mir find, jo fonnentlar vor aller Bliden daliegen, daß jeder: 
mann im Bolte fie fannte. Ich werde jelbftverftändlich als preußiicher König, 
wie als summus episcopus Meiner Kirche ed Meine heiligite Pflicht jein 
lafjien, dafür zu forgen, daß das religiöfe Gefühl und der Funke chriftlichen 
Geiftes in der Schule gepflegt und gemehrt werde. Möge die Schule die 
Kirche achten und ehren, und möge bie Kirche ihrerfeit3 der Schule beiftehen 
und ihr bei ihren Aufgaben weiter wirken helfen; dann werden wir zus 
jammen im ftande fein, die Jugend zu den Anforderungen unjered modernen 
Stantälebens Heranzubilden. Ich denke Hiermit diefen Punkt volltommen 
erledigt zu haben. 

Ih kann zu allem, was Sie beichloffen haben, Meine volle Beiftim: 
mung ausſprechen. Ich möchte nur eins bemerken. Etwas, was noch nicht 
anz Elar ift, das ift die fyrage der Reifeprüfung, und ch erwarte darüber 
——— noch eine Aeußerung über die Anſichten und Vorſchläge des Herrn 

iniſters. 
Meine Herren! Wir befinden uns in einem Zeitpunlt des Durch: 
gangs und Borwärtsfchreitend in ein neues Jahrhundert, und es ift von 
jeher das Vorrecht Meines Haufes geweien, Ich meine, von jeher haben 
Meine Vorfahren bemwiejen, daß fie, den Puls der Zeit fühlend, voraus: 
erjpähten, was da fommen würde. Dann find fie an der Spitze der Bewe— 
gung geblieben, die fie zu leiten und zu neuen Zielen zu führen entichlofjen 
waren. ch glaube erkannt zu haben, wohin der neue Geiit und wohin das 
zu Ende gehende Jahrhundert zielen, und Ich bin entichlojjen, ſowie Ich es 
bei dem Anfafjen der fozialen Reformen gemejen bin, jo auch hier in Bezug 
auf die Heranbildung unjeres jungen Gejchlechted die neuen Bahnen zu be: 
ichreiten, die wir unbedingt bejchreiten müjjen; denn thäten wir e3 nicht, 
jo würden wir in zwanzig Jahren dazu gezwungen werden. Deshalb wird 
es Yhnen allen ein bejonderes Gefühl der Genugthuung und ein Gefühl der 
Freude jein, daß Sie diejenigen geweſen find, die ausgefucht waren, die erſten 
grundlegenden Prinzipien zu unſeren neuen Bahnen feitzuftellen, mit Mir 
zu arbeiten und mit Mir die neuen Wege zu erichlichen, bie wir unfere 
Jugend bdereinft führen wollen, und Ich bin feit überzeugt, daß der Segen 
und die Segenswüniche von Zaufenden von Müttern auf dad Haupt jedes 
einzelnen von Ahnen, die hier gejeifen haben, herabgerufen werden. Ich 
nehme davon feinen aus, weder diejenigen, bie für Meine Gedanfen gearbeitet 
haben, noch auch bie, welche mit ſchwerem Ringen und unter Aufgabe deſſen, 
was fie biöher zu verfolgen berechtigt fich glaubten, Opfer gebracht haben 
— allen diejen bante ch. Mögen die Opfer, bie Sie bringen, Ihnen 


182 Das dentſche Bei und feine einzelnen Glieder. (Dez. 17.) 


jpäterhin das Gefühl geben, daß auch Sie bei dieſer Arbeit wejentliches 
mitgeleijtet haben. 

Meine Herren! Ich möchte, obwohl Ich fonft nicht gerne ablefe, 
Ahnen doch einen Artikel mitteilen, den Ich für jo bemerfenäwert, für fo 
ihön gefchrieben Halte, der fo im jeder Weife das wiedergibt, was Meine 
Gedanken waren, als Ich zu Ihnen vor ungefähr vierzehn Tagen ſprach, 
daß Ich die Hauptſätze, die hier drin verzeichnet find, Ihnen —“ möchte. 
Er entſtammt dem „Hannover'ſchen Kurier“ vom 14. d. M. Unter der Ueber— 
ſchrift „Mißverſtändniſſe“ findet ſich dort folgende Reihe von Sätzen: 

Wem der gewaltige Gegenſatz zwiſchen einſt und jetzt voll zum Be— 
wußtſein kommt, der wird zugleich von ber Ueberzeugung durchdrungen, 
daß das neue Staatsweſen wert ift, erhalten zu werden, und daß es eine 
der ganzen Kraft des Mannes würdige Aufgabe ift, an der Erhaltun 
und ruhigen Weiterentwidelung diejes Staatsweſens mitzuarbeiten. Dub 
bem Lehrer in ber Darjtellung jener Berhältniffe einer unerfreulichen 
Vergangenheit die größte Freiheit verftattet werden muß, ift felbitver: 
ftändlid: ebenjo jelbftverjtändlich aber ift ed, da nur derjenige zum 
Lehrer unjerer Jugend berufen ift, der treu und aus voller Ueberzeugung 
auf dem Boden der Monarchie und der Berfaffung fteht. Ein Anhänger 
radifaler Utopien ift ala Lehrer der Jugend ebenfowenig zu brauchen 
wie in den Gejchäftsjtuben der Staatäverwaltung. Der Lehrer ift nach 
jeinen Rechten und nach jeinen Pflichten in erjter Linie Beamter des 
Staatd, und zwar des beitehenden Staat. In einer lebhaften Be: 
thätigung dieſer feiner Stellung und feiner Aufgabe würde der Lehrer 
zum großen Teil wenigftens auch ſchon das geleiftet haben, was von ihm 
verlangt wird, um die Jugend tüchtig zu machen zum Widerjtand gegen 
alle umjtürzlerifchen Beitrebungen. Was weiter dazu gehört, eine rege 
Pflege der Charafterbildung, des jelbjtändigen Denkens und Urteilens, 
ſoll heute unerörtert bleiben, ebenjo, inmieweit unfere Lehrerjchaft der 
hier jkizzierten Aufgabe ſchon jet nachlommt. Davon ein andermal. 
Aber daran fann doch im Ernjt niemand denen, dat die Lehren ber 
Sozialdemokratie in der Schule im einzelnen erörtert und etwa durch 
autoritäre Aeußerungen oder in freier Diskuſſion widerlegt werden jollen. 
Wer zu einem £laren Verjtändnis von dem Wejen des Staats, von dem 
Werden und ben Tyortichritten unjeres Staats durchgedrungen ijt, der 
wird im ftande jein, das Ungereimte, das Verwerfliche und Gefährliche 
ber fozialdemofratiichen Theorie und Praris zu durchichauen, der wird 
e3 als jeine Pflicht erkennen, mannhaft jeinen Pla in den Reihen derer 
zu behaupten, welche unjern Staat gegen feindliche Angriffe, wie von 
außen, jo im nern, verteidigen. Der Staatsverwaltung höchſte Auf: 
gabe bleibt es, durch verjtändnisvolles Entgegenfommen auf dem Gebiet 
der öffentlichen Wohlfahrt und Freiheit ſich die Sympathien aller ge: 
mäßigten und einjichtsvollen Glemente dauernd zu erhalten. 

Ein anderer Klageruf, dem ebenfalls mißverftändliche Auffafjungen 
zu Grunde liegen, geht dahin, daß unferer geſamten Elaffiichen Bildung 
die Vernichtung drohe. Wir meinen, es find nicht echte freunde jener 
Bildung, welche diefe Befürchtung laut werden laffen; zum mindeften 
fann ihnen der Vorwurf nicht eripart werden, dab fie don dem, was 
unter „Eaffiicher Bildung“ zu verjtehen iſt, nur einen recht oberfläch: 
lichen Begriff haben. 

Meine Herren! Der Mann, der das geichrieben, hat Mich verftanden, 
und Ich bin ihm dankbar, daß er in weiteren Kreiſen des Volks dieje Anz: 
ficht zu verbreiten arjucht hat. 

Yajjen Sie Mich noch ein Wort fprechen don unjeren militärifchen 
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Bildungsanftalten, den Kabettenhäufern. Sie find hier angeführt worden, 
um auf fie zu eremplifizieren, und es find Wünſche laut geworden, ihre Eiu: 
richtungen auf bie anderen höheren Schulen zu übertragen. 

Meine Herren! Das Kadettenkorps ift etwas ganz Cigenartiges, es 
bat einen bejonberen Zweck, es exriftiert für fich, fteht direft unter Mir und 
berührt und hier gar nicht. 

Wenn Ich kurz refümiere, jo möchte Jch noch, bevor Ich ſchließe, 
auf einen anderen Grundſatz Meines Haufes eingehen, der heute von einem 
hervorragenden Mitgliebe zitiert ift: Suum cuique, das heißt: Jedem das 
Seine, und nicht: Allen dasſelbe. Und das verfolgen wir auch gerade hier 
in diefer Berfammlung und mit dem, was Sie heute beſchloſſen haben. Bis: 
ber hat der Weg, wenn Ich fo jagen joll, von den Thermopylen über Cannae 
nad Roßbach und Bionville geführt; Ich führe die Jugend von Sedan und 
Gravelotte über Leuten und Roßbach zurüf nah Mantinea und nad) den 
Thermopylen. ch glaube, das iſt der richtige Weg, und den müfjen twir 
mit unferer Jugend wanbeln. 

Und nun, Meine Herren, Meinen Herzlichiten Dank und Meine vollite 
Anerkennung für alles, was Sie biäher gethan haben. Ich habe Deine 
Gedanken und Meine Befehle für bie fpätere Entwidelung diefer uns allen 
am er liegenden Angelegenheit in einer Kabinetsordre niedergelegt, von 
der Ich bitten möchte, daß die Herren fie jet anhören: 

„Es hat Mich mit Freude und Genugthuung erfüllt, Zeuge gewejen 
zu fein des Ernites und der Hingebung, mit welcher alle Mitglieder der 
zur Erörterung der Schulfrage einberufenen Stonferenz beigetragen haben, 
um dieſe für unfere Nation jo hochwichtige und Mir beſonders am Herzen 
liegende Angelegenheit zu fördern. Ich kann es Mir deshalb nicht ver: 
jagen, allen Mitgliedern Meine volle Anerkennung und Meinen könig— 
lichen Dank auszufprechen. Insbeſondere gebührt Ihnen für die ebenio 
geſchickte wie kräftige Leitung der Verhandlungen Mein voller Dauk, und 
ich freue Mich, e3 ausfprechen zu fönnen, daß die Hoffnungen, welche 
Ich bei Beginn der Beratungen hegte, durch die Ergebnifje derjelben 
ihrer Erfüllung weſentlich näher gerüdt find. Um nun auf Grund des 

ewonnenen reichen und wertvollen Materials möglichit bald beitiminte 
tichliegungen zur Durchführung des Reformwerts faſſen zu können, 
fordere Ich Sie auf, Mir baldigit Vorſchläge wegen Bildung eines 
- Ausichufles von etwa fünf bis jieben Männern zu unterbreiten, welchen 
die Aufgabe zu ftellen jein wird: 

1) da3 Material zu fichten und zu prüfen und darüber in möglidjit 
kurzer Friſt zu berichten, und 

2) einzelne, als beionders tüchtig bekannte Anjtalten ſowohl Freu: 
Ben3 al3 auch der übrigen Bundesjtaaten zu bejichtigen, um das ge: 
wonnene Material auch nach der praktischen Seite hin zu vervollitändigen. 

Ich gebe Mich der Hoffnung Hin, daß es Jhnen auf Grund diejer 
Vorarbeiten möglich jein wird, einen Plan für die wichtigen Reformen 
des höheren Unterrichtäwejens, auch im Hinblick auf die notwendigen 
finanziellen Maßnahmen, fo zeitig aufzuftellen und Mir vorzulegen, daß 
die Ginführung des neuen Planes mit dem 1. April 1892 erfolgen kann. 
Ich erwarte, dab Sie über den Fortgang der Aigelegenheit Mir von 
Monat zu Monat Bericht eritatten. 

Noch liegt Mir am Herzen, einen Punkt zu berühren. Ich verkenne 
nicht, daß bei Durchführung der neuen Reformpläne erhebliche Wehr: 
forderungen an die Leiftungen der gejamten Lehrerichaft geitellt werden 
müflen. Ich vertraue „aber ebenjo ihrem Pflichtgefühle wie ihrem Pa— 
triotiamus, daß jie jich den neuen Aufgaben mit Treue und Hingebung 
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widmen werben. Demgegenüber erachte Ich es aber auch für uerläß- 
lid, daß die äußeren Verhältniſſe des Xehrerftandes, wie dejjen Rang: 
und Gehaltäverhältniffe, eine entiprechende Regelung erfahren, und ich 
wünſche, daß Eie diejen Punkt beionders im Auge behalten und darüber 
an Mich berichten.“ 


Die Beichlüffe der Konferenz empfehlen im wejentlichen die 
Abjichaffung der Realgymnafien, eine Reform des klaſſiſchen Gym- 
nafiums in der vom Kaijer angedeuteten Richtung, jowie die Er- 
weiterung der Rechte der Oberreal- und Bürgerjchulen. 

17. Dezember. In der Kommilfion des Abgeordnetenhaujes 
zur Beratung der Landgemeindeordnung gibt der Minifter Herr— 
furth folgende Erklärung ab: 


„Gegenüber dem joeben erörterten Bertagungsantrage müfle er darauf 
hinweijen, daß die Kommiffion in der vorigen Woche Zeit verloren Habe, 
und baß er zu feinem Bedauern im Januar vorausfichtlid dur die Be— 
ratungen des Herrenhaufes vielfach verhindert fein werde, in der Land— 
reporting jo oft zu erjcheinen, ala er es wünſche. Er 

itte daher, die Beratungen jetzt bis zum Schluß der Woche —— 

Bei der geringen Ausſicht auf Erfüllung, welche dieſer Wunſch be— 
ſitze, wolle er jedoch zur Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes, wie es ihm 
namentlich in der Preſſe vielfach entgegengetreten ſei, gleich heute nochmals 
die Stellung der königlichen Staatsregierung zu den bisher beſchloſſenen 
Abänderungen der Regierungsvorlage klarſtellen. Die Anträge des Abg 
v. Heydebrand und die Kommiſſionsbeſchlüſſe zu den $$ 2 und 126 würden, 
wie er jchon im den beiden erjten Kommilfionsfigungen dargelegt habe, dahin 
führen, die Regierungsvorlage thatſächlich unwirkſam zu machen, indem die 
Durchführung der in dem Entwurf angejtrebten Aenderungen von dem be» 
liebigen Ermejjen der Selbftverwaltungsbehörden, inäbejondere des Kreis: 
ausſchuſſes abhängig gemacht werden jolle. Letzteres biete aber für eine an: 
gemejjene Regelung der ländlichen Gemeindeverhältniffe um jo weniger eine 
genügende Garantie, als von dem Antragfteller ausdrücklich hervorgehoben 
fei, daß feineswegs alles, was das üffentliche Intereſſe erfordere, auch mot: 
wendig fei, und ala auch die Anordnung notwendiger Maßnahmen von den 
Gelbjtverwaltungsbehörden nur bejchloffen werden fünne, nicht aber müſſe. 
Die in dem Entwurfe zum Zwecke einer angemefjenen Regelung für Die 
Krone in Anfpruch genommenen Befugniffe zur zwangsweijen Vereinigung 
von Landgemeinden und Gutsbezirfen wären nad dem Beſchluſſe zu $ 2 
nicht dem Ermeſſen des Landesherrn, jondern dem Ermeſſen der Selbftver: 
waltung&behörbe übertragen. Die Krone würde hiernach Rechte, welche fie 
zur Zeit beſitzt (zur zwangsweijen Vereinigung von Trennftüden und zur 
Auflöjung von Gemeinden und Gutsbezirken nach $ 89 X. II Tit. 2 4. LK.) 
verlieren, ohne in der Befugnis, zu den Beichlüffen der Sclbjtverwaltungs: 
behörden „ja“ oder „nein“ zu jagen, ein ausreichendes Aequivalent zu er: 
halten. Wach den Anträgen dv. Heydebrand und den Kommiſſionsbeſchlüſſen 
zu $ 126 folle aber bei der Verbandabildung fogar jede, auch nur zujtim: 
mende Mitwirkung einer Staatöverwaltungsbehörde ausgejchloffen werden. 

Wenn die Staatäregierung biergegen Wideripruch erhebe, jo werde 
dies von der „Kreuzzeitung“ als „eitler Doltrinarismus“ bezeichnet. Auf 
eine Polemik mit dieſem Blatte, welches ihn kürzlich in einem Leitartikel 
mit unrichtigen thatfächlichen Anführungen angegriffen habe, glaube er ver: 
sichten zu ſollen. Weun aber in ber „Nordd. Allgem. Zeitung“, einem 
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Blatte, welches ſich naher Beziehungen zu der für diefen Geſetzentwurf allein 
ausichlaggebenden Partei berühme, aus dem Laufe der Kommiſſionsverhand— 
lungen die „begründete” Annahme hergeleitet werde, daß durch die Kom— 
miſſionsbeſchlüſſe das Zuftandefommen der 2.6. D. gefichert werde, jo müſſe 
er dem nochmal? entjchieden widerfprechen und, da dieſer Widerſpruch der 
Staatsregierung anfcheinend tet geichwiegen werden folle, fich vorbehalten, 
denfelben eventuell mit diejer Begründung durch den „Staatsanzeiger* zur 
Kenntnis des Landes zu bringen. 

Wenn ftatt der Kommiſſionsbeſchlüſſe erfter Leſung Plenarbejchlüfie 
dritter Beratung vorlägen, jo würde in Erwägung gezogen werden müffen, 
zu erklären, dab die Staatäregierung auf die Weiterberatung einen Wert 
nicht mehr legen fönne. Gr glaube fi) aber der Hoffnung Hingeben zu 
jollen, daß bei der Beratung im Plenum fich eine andere Auffaffung Gel: 
tung verfchaffen werde. Sei dies nicht der Tall, fo werde die Staatsregie: 
rung darauf verzichten müflen, eine Zandgemeindeordnung mit diefem Ab: 
geordnnetenhaufe zu ftande zu bringen. Letzteres jei aber auch nicht in ber 
Zage, gegen die Staatäregierung, ftatt mit derfelben, dieje frage im Sinne 
der Kommilfionsbejchlüffe zu löfen. Eine L.G.O., welche die Bejeitigung 
der vorhandenen Zwerg: und Mihbildungen und eine wirkfame Abhilfe der 
auf dem Gebiete des Gemeindeverfaſſungésweſens hervorgetretenen Mißſtände 
fihere, fönne auf die Dauer nicht entbehrt werden; werde jetzt der Verſuch, 
eine folde 2GL. zu ſchaffen, vereitelt, jo tröfte er fih mit deu Worten: 
„Und fie fommt doch!“ | 

Nah Zeitungsberichten hätten die Worte des Minijters eine 
noch erheblich jchärfere Faſſung gehabt, als dieſe protofollarische 
Niederlegung. 

Zweite Hälfte des Dezember. Es finden in Bayern und 
Württemberg Beratungen der Oberſchulräte jtatt, welche Reformen 
im Gymnajialmwejen, beſonders vom Hygieinifchen Gefichtöpunfte 
bezweden. 

26. Dezember. Heinrih Shliemann + in Neapel. 

30. Dezember. Der „Reichdanzeiger“ veröffentlicht Akten: 
ftüde, aus denen hervorgeht, daß der Reichskommiſſar Major von 
Wißmann Emin PBajcha wegen Differenzen mit dem in deutjchen 
Dienjten jtehenden Engländer Stofes zurüdgerufen hat. Da mur 
der Bericht des leßteren, aber nicht die Berichte Emins fich unter 
den eingejandten Akten befinden, jo ift, wie der „Reichdanzeiger“ 
mitteilt, Wißmann telegraphiich angewiefen worden, auch die Be— 


richte Emins einzufenden, 


II. 
Die Oefterreihiih-Ungariihe Monarchie. 


1. Januar. (Budapeft.) Tisza hält bei dem Neujahrs- 
empfange eine Anfprache, worin er die Friedenspolitik des Drei- 
bundes feiert und zugleich erflärt, er werde auf feinem Poften ver— 
barren, folange das Vertrauen der Krone und der Majorität ihm 
verbleiben, welche nicht durch Gewalthätigkeiten der Mlinorität un— 
wirkſam gemacht werden fönnten. 

4. Januar. Eröffnung der deutſch-tſchechiſchen Aus— 
gleihsverhandlungen in Wien. Den Borfit führt Graf Taaffe; 
ala Haupt der deutjchen Vertrauensmänner gilt v. Plener, der 
tichechifchen: Rieger und Zeithammer. 

4. Sanuar. Tod des Fürften Carlos Auersperg. 

15. Januar. Das Reichögericht weiſt die vum „Schul— 
verein für Deutſche“ wegen feiner Auflöfung geführte Beichwerde 
zurück. 

19. Januar. In der Sitzung der Ausgleichskonferenz 
werden die bisher getroffenen Vereinbarungen in protokollariſche 
Form gebracht. Das Protokoll wird von den Mitgliedern der Kon— 
ferenz unterzeichnet. Miniſterpräſident Graf Taaffe dankt ſämt— 
lichen Teilnehmern, insbeſondere dem Fürſten Schönburg, in warmen 
Worten für ihre Mitwirkung und erklärt die Konferenz für ge— 
ſchloſſen. 

19. Januar. Unter den Deutſchen und Alttſchechen herrſcht 
Befriedigung über das Gelingen der Präliminarverhandlungen, 
welches hauptſächlich den Parteiführern Plener und Rieger, ſowie 
den Grafen Taaffe und Schönborn zugeſchrieben wird. Die jung— 
tichechifchen Blätter verhalten ſich abwartend. 
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19. Januar. Koſſuth richtet in Anlaß des Verluſtes 
ſeiner Staatsangehörigkeit ein Schreiben an den Abg. Helfy, 
in dem es heißt: 

Ohne Ueberhebung könne er von ſich ſagen, daß ſeine beſcheidene Wirk— 
ſamkeit Spuren in der Geſchichte Ungarns zurückgelaſſen habe, und er dürfe 
es daher eine brutale Abſurdität nennen, daß die Geſetzgebung Ungarns ihn 
aus der Reihe der ungarischen Staatsbürger ausſtoße. Tyerner: „Daß meine 
Heberzeugung es mir verbietet, bei dem gegenwärtigen Zuftande Ungarns 
die faktiiche Ausübung der mit mir geborenen ungarifchen Bürgerrechte in 
Anſpruch zu nehmen, das ift meine Sache. Daß aber ein ungarifches Ge: 
ſetz defretiert, ich fei fein ungarifcher Bürger, das ıft, mit Verlaub, eine 
wahrhaft brutale Abjurdität; es ift aber gejchehen, und da es geſchehen ift, 
jehe ich mich vor ein Dilemma geftellt: entweder es ift nicht wahr, daß 
diejes Gejeg den Empfindungen und Anjchauungen der Nation mwiderjtreitet, 
oder wenn e3 wahr ift, dann iſt das Repräfentativiyftem in Ungarn ein 
Märchen, eine Lüge. Aus diefem Dilemma gibt e3 feinen Ausweg. „Das 
Geſetz konnte allerdings verfügen, daß ich fein ungarischer Bürger mehr jei, 
aber es fonnte nicht defretieren, daß ich aufhören müffe, ein Ungar zu fein.“ 

21. Januar. Fürft Schwarzenberg legt da3 Präfidium 
des Prager Mufeums nieder wegen Anbringung einer Gedenktafel 
für Johann Huf. 

23. Januar. Der böhmifche Landtag tritt zufammen. Der 
Kaiſer genehmigt das Statut der zu gründenden böhmischen 
Atademie. 

25. Januar. Der Jungtjchechenführer Eduard Gregr erklärt 
im „Neuen Wiener Tagblatt“, die jungtjchechiichen Abgeordneten 
würden nur ein gemeinjfames Urteil über den Ausgleich abgeben, 
und zwar nachdem fie mit ihren Wählern Yühlung genommen 
hätten. Der Ausgleich richte fich gegen die Jungtjchechen und ver- 
ichaffe dem Großgrundbeſitz das Uebergewicht. 

26. Januar. Der deutſche Klub, der altſchechiſche Klub, 
ſowie die Verſammlung der Großgrundbeſitzer zu Prag nehmen 
die Ausgleichsbedingungen einſtimmig an; der jungtſchechiſche 
Klub ſetzt eine Kommiſſion zur Beratung der Vorſchläge ein. 

27. Januar. Die Beſchlüſſe der Ausgleichskonferenz 
werden veröffentlicht. Die wejentlichjten Bejtimmungen lauten: 

1) Der Landesſchulrat ſoll aus dem Yandeächef oder einem von ihm 
beftimmten Stellvertreter als Borfigenden, und aus jechd vom Landesaus— 
ichuffe gewählten Abgeordneten, deren drei deuticher, drei böhmijcher Natio: 
nalität angehören müffen, beftehen. Der Landesjchulrat joll aus zwei Sek: 
tionen beitehen, welche innerhalb ihres Wirkungstreijes jelbitändig Beichlüfje 
fajjen, deren einer die Angelegenheiten der har a Schulbezirke, und deren 
anderer jene der böhmischen Schulbezirte zuzuweiſen find. Der Plenar: 
beratung bleiben allen Schulen Böhmens gemeinjame Angelegenheiten, ſowie 
die Grrichtung von Minoritätsjchulen vorbehalten. Bezüglich der Minoritäts- 
ichulen wurde beftimmt, daß falls in Schulgemeinden mit deutſcher und 
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böhmifcher Bevölkerung, in welchen öffentliche Volksſchulen nur mit beutfcher 
oder nur mit böhmijcher Unterrichtsfprache bejtehen, da3 Bedürfnis nach 
Unterricht mittelft der zweiten Landesſprache vorhanden ijt, demjelben Durch 
Errichtung jelbitändiger, Öffentlicher, allgemeiner Volksſchulen in dieſer 
Unterrichtsfprache zu entiprechen if. Die Art der Erweifung dieſes Bebürf: 
niſſes wurde gleichzeitig fejtgeftellt. 

2) Der Landeskulturrat joll beftehen aus einer böhmifchen und einer 
dbeutichen Sektion und dem Präfidialkollegium für gemeinfame Angelegen= 
heiten. Jede Sektion befteht aus einer Delegiertenverfammlung und dem 
Sektionsausſchuſſe. Die Delegiertenvderfammlungen beftehen aus gewählten 
Vertretern der landwirtichaftlichen Vereine, entjprechend der Nationalität des 
Bezirkes. Der Präfident des Lanbeskulturrates wird vom Kaiſer ernannt 
und führt den Vorfig im Präfidialtollegium wie in den Delegiertenverjamm- 
lungen und Sektionsausſchüſſen. 

3) Durch Ausscheidung ber notwendigen Anzahl von Steuerbezirfen 
aus dem Meichenberger und Prager Hanbeläfammergebiete ift ein neues 
Handelskammergebiet im Often Böhmens zu errichten. Die Regierung ſtimmt 
dem Antrage zu, daß die Ausfcheidung und Zumeifung einzelner Bezirke bei 
anderen Handelskammern Böhmens gleichzeitig in Erwägung gezogen werben 
joll, ebenfo den Anträgen auf Schaffung —— Vertretung der neu 
zu bildenden Handels- und Gewerbekammer im —— und Landtage 
Böhmens. Aus dieſem Anlaſſe iſt eine Reviſion der Wahlordnung der von 
der territorialen Aenderung berührten Handelskammern veranlaßt. 

4) Die Bezirks- und Kreisgerichte werden mit Berückſichtigung ber 
Wünſche der beteiligten Bevölkerung umgeftaltet werden, daß, ſoweit möglich, 
ein Gerichtsfprengel nur Gemeinden einer und berjelben Nationalität ums 
faßt. Die Regierung wird nötigenfall® zur Erreichung biefes Zweckes bie 
erforderliche Vermehrung der Bezirkö: und — ſoweit die Finanz— 
lage es geſtattet, fucceffive vornehmen. Die Einleitung der hierauf bezüg— 
Licden Verhandlungen wirb einer bei dem Oberlanbdeägerichte in Prag mit 
Zuziehung von Vertrauensmännern einzufegenden Kommilfion übertragen, 
deren Anträge bem Landtage, ſoweit möglich, in beifen nächiter Seſſion zur 
Begutachtung vorgelegt werden follen. Die legislative Behandlung wird 
weitere Konjequenzen ziehen. Aus diefem Anlaß find auch bie politifchen 
Bezirke jo viel wie möglich der Nationalität der Bewohner entſprechend ab: 
zugrenzen. Bei dem Oberlanbesgerichte in Prag wird bei Bejegung von 
15 Ratsſtellen unter ben fvitemifierten 41 vom Erforderniffe der Kenntnis 
der böhmischen Sprache abgejehen, bei den übrigen 26 an dem Erforbernifie 
ber Kenntnis beider Zandesiprachen feitgehalten. Aus jeder diefer beiden 
Gruppen tjt eine Perſonal-Disziplinar-Kommiſſion zu bilden, jeder einzelnen 
berjelben find Perfonal: und Tisziplinar:Angelegenheiten der Gerichte in dem 
vorwiegend von Böhmen, bezw. von Deutichen bewohnten Gebiete zuzumeijen. 
Diefe beiden Kommilfionen haben auch die —— zur —— der 
Oberlandesgerichtsſtellen ihrer Gruppe zu beraten. Gleicherweiſe bilden die 
Oberlandesgerichtsräte jeder dieſer beiden Gruppen je einen Disziplinarſenat, 
welcher für richterliche Beamte ber Gerichte in bem vorwiegend von Böhmen, 
bezw. von Deutichen bewohnten Gebiet fungiert. Sobald die Aenderungen 
in ber Abgrenzung ber Gerichtafprengel durchgeführt find, ijt die Verordnung 
betreffend ben Gebrauch der Landesſprachen im Verkehre mit ben gerichtä: 
und ftaatdanwaltichaftlichen Behörden, mit ben Parteien und mit den auto: 
nomen Behörden zu revidieren, wobei beide Parteien ihren grundjäßlichen 
Standpunft bei den diesbezüglichen Verhandlungen wahren. 

5) Nachdem die Regierung erklärt, für ben vom böhmischen Landtag 
beſchloſſenen Gejegentwurf über den Gebrauch ber Landesſprachen bei auto: 
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nomen Behörden die Allerhöchite Genehmigung nicht zu erwirken, wird diefer 
Gejegentiwurf in der nächiten Landtagsfeffion einer neuen Beratung unter: 
zogen werden. Alle Zeile fommen überein, daß mit Ausnahme Prags die 
Städte mit eigenem Statut jo behandelt werden wie alle anderen Gemeinden. 
6) Es wird eine Reform der Landtagswahlordnung unter gerechter 
Würdigung aller maßgebenden Momente nach einem für beide Nationalitäten 
gleichem Mahfinbe vorgenommen twerden. Der Wahlförper des Allodial: 
Großgrundbefiges wird in mehrere Wahlkörper nach territorialer Abgrenzun 
eteilt werden. Die Regierung wird in der nächſten Seſſion eine hierauf 
Begügliche Vorlage einbringen und hiebei erklären, daß fie baldmöglichft eine 
Vorlage bezüglich allgemeiner Reform der Wahlordnung einbringen werde. 
An Stelle der bisherigen Kurien der Landtagsabgeordneten der ſtädtiſchen 
und Landbezirke treten unter Fortbeſtand der Kurie des Großgrundbefites 
zwei neue Kurien: die Kurie der Abgeordneten böhmiſcher und die Kurie 
der Abgeordneten deutjcher Wahlbezirte. Diefe Kurien werden nach einer 
auf Grund des faktiſchen Befitjtandes aufzuftellenden Lifte gebildet. Den: 
jelben werben gleiche Funktionen bezüglich der Wahlen a welche die 
bisherigen Kurien ausgeübt haben. Su dieſem Zwede ift in der nächiten 
Eeifion ein Gejegentwurf vorzulegen. Durch ein weiteres, zugleich mit der 
Wahlreform in Kraft tretendes Geje wird jede ber drei Kurien mit einem 
Betorecht ausgeſtattet für Beichlüffe über Aenderungen ber Landesordnung 
und der Landtagswahlordnung, fowie Fragen, welche den Gebraudy der 
Sprachen im öffentlichen Leben, bei autonomen Behörden und bei jolchen 
Bildungsanftalten betreffen, die nicht ausfchließlich einer Nationalität ge 
widmet find, ſoweit dieje fyragen in die Kompetenz de3 Landtags fallen. 


27. Januar. Ueber den Ausgleich jchreibt die „Neue Freie 


Preſſe“: 

Dies iſt mehr, als die kühnſten Optimiſten zu hoffen wagten und ver— 
ne. — Grundſtein einer neuen Entwicklung und Erſtarkung Oeſterreichs 
zu bilden. 


28. Januar. Das Organ der ſloweniſch-klerikalen Partei in 
Unterſteiermark, die in Marburg erſcheinende „Südſteiriſche Poſt“, 
präzifiert anläßlich des deutſch-tſchechiſchen Ausgleichs die Forde— 
rungen der Slowenen folgendermaßen: Teilung des Landes» 
ſchulrates in Graz und Klagenfurt, Teilung der Landwirtichafta- 
gejellichaften in den genannten beiden Landeshauptftädten, Bildung 
nationaler Kurien in den Landtagen Steiermark? und Kärntens, 
Kreierung bejonderer jlowenifcher Statthalterei- Abteilungen, ſowie 
eines ſloweniſchen Oberlandesgerichts in Laibach. 

1. Februar. Die Jungtſchechen jchieben den Beichluß über 
die Ausgleichabedingungen um 14 Tage auf. 

3. Februar. Yuftizminifter Graf Schönborn erläßt die 
erften Verordnungen zur Durchführung des deutſch-böhmiſchen 
Ausgleichs. 

4. Februar. GBudapeſt.) Bei Beratung des Landwehr— 
gejeges im Reichstag willigt die Regierung ein, die Verwendung 
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ber Honveds jenfeit der Landesgrenzen als eine „«ausnahmsweiſe“ 
zu bezeichnen. 

4. Februar. Der Polenklub faßt folgende Reſolution be— 
züglich des deutſch-obbhmiſchen Ausgleichs: 

„Der Polenklub ſpricht ſeine Befriedigung über das Zuſtandekommen 
des Ausgleichs aus; er erwartet von demſelben eine Konſolidierung der Zu— 
ftände im Königreiche Böhmen und eine Kräftigung der öſterreichiſch-ungari— 
Ichen Monarchie. Der Polenklub geht dabei von der Borausfegung aus, daß 
der Ausgleich für die Autonomie ebenjo wie für Die onomilden und ab» 
miniftrativen Poftulate Galiziens förderlich fein werde.“ 


6. Februar. (Wien) Regierungd- wie Oppofitionsblätter 
feiern die Erlaffe des deutjchen Kaiferd vom 4. Fyebruar. 

71. Februar. (Abgeordnetenhaug,) Bei Beratung ber Vor— 
lage über die Regelung der jüdijchen Religionsgenoſſen— 
ſchaften empfiehlt Unterrichtäminifter vd. Gautjch die Annahme 
des vom Herrenhaufe bejchloffenen Geſetzes und bemerkt, die Regie- 
rung ftehe Strömungen und Schlagworten, die in der neueften Zeit 
hervorgetreten jeien, fern und weile fie aufd-entjchiedenfte zurüd, 
da fie nur auf dem Standpunkte des Geſetzes ftehe. Die Vorlage 
beabfichtige die Sicherung der vollen Selbitändigfeit der jüdifchen 
Religionzgenofjenfchaft in innern Angelegenheiten und die Wahrung 
des Staatsinterefjed in äußern. 

9. Februar. Der deutſch-böhmiſche Parteitag zu Teplitz 
nimmt die Ausgleichabeichlüffe an. Ein Huldigungstelegramm an 
den Kaifer wird von diefem mit herzlichftem Dank erwidert. 

11. Februar. (Wien: Abgeordnetenhaus) Auf eine 
Frage nach dem Stande der Zollverhbandlungen zwijchen 
Defterreich und Deutjchland erflärte der Minifter Bacquehem, 
im Sabre 1887 ſei bereits an die deutjche Regierung der Antrag 
geftellt worden, die öſterreichiſch-deutſchen handelspolitiſchen Ver— 
hältnifje auf eine breitere Grundlage zu ftellen und dabei die Ver— 
bältniffe des Grenzverkehrs gegenfeitig zu berüdfichtigen. Deutich- 
land habe damals erklärt, die vorgejchlagene Grundlage jei für 
BolltarifeBerhandlungen nicht geeignet, und es ſei nur die Ver— 
längerung der beftehenden Verträge zuftande gefommen. Geit jener 
Zeit hätten Verhandlungen in diefer Richtung nicht ftattgefunden. 

11. Februar. (Wien) Hinanzminifter Dunajewski beant- 
wortet die Snterpellation Steinwenders betreff3 der Steuervor- 
lage und erklärt, eine Borlage über die Reform der direkten Steuern 
jei bereits fertiggeftellt; e8 handelte ſich aber nicht allein um Her: 
ftellung eines Entwurfs für die Perfonaleintommenfteuer, jondern 
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es zeigte fich im Laufe der Verhandlungen die Notwendigkeit, das 
ganze Syftem der Perfonalfteuern faſt durchgehende don Grund auf 
neu aufzubauen. 

13. Februar. Graf Hartenau, ber daß dfterreichifche Staat3- 
bürgerrecht erworben bat, wird vom Kaifer in Privataudienz em- 
pfangen. 

18. Februar. Tod des Grafen Julius Andraſſy. 

18. Yebruar. (Wien: Abgeordnetenhaus.) Der Präfi- 
dent teilt den Tod de3 Grafen Julius Andrafiy mit und widmet 
demſelben einen warmen Nachruf, in welchem er des Berftorbenen 
hervorragende Stellung und große Verdienfte um SKaifer und 
Staat, insbejondere aber feinen Anteil an dein Zuftandeflommen 
bes öfterreichifch-deutjchen Bündniſſes unter lebhaften Beifall des 
Haufes hervorhebt. Die Abgeordneten geben ihre Teilnahme durch 
Erheben von den Sitzen Ausdrud. 

18. Februar. (Peſt.) Sämtliche Blätter würdigen in tief 
empfundenen Worten die großen Berdienfte Andraffyg um den uns» 
garifchen Staat und die Monarchie. Insbeſondere heben die Zei- 
tungen die Begründung des deutjchen Bündniſſes hervor, welches 
die Frucht einer großdurchdachten, zielbewußten, Jahre hindurch 
mit ungewöhnlih großem Gejchid verfolgten auswärtigen Politik 
gewejen jei. 

18. Februar. Der Kaifer richtet ein Handfchreiben an die 
Gräfin Andrafiy. 

19. Februar. (Prag.) In der Sigung der Prager Handels- 
fammer erklären die deutfchen Mitglieder, an den Beltrebungen 
zum allgemeinen Gelingen der Jubiläums-Außjtellung Böh- 
mens teilnehmen zu wollen. Die Kammer wählt 6 Deutjche und 
10 Zichechen in das Ausftellungsfomitee. 

19. Februar. Die Leichenfeier für Graf Andraſſy findet 
in Peſt ftatt; auch der Kaiſer nimmt daran teil. 

20. Februar. Die Jungtſchechen beichließen eine Publi« 
fation, worin ausgeführt wird, 

daß der geichloffene Ausgleich ala ein Privatablommen einzelner Pers 
jonen, die dazu fein Dlandat von der Bevölkerung gehabt hätten, die letztere 
nicht binden könne. Nachdem fodann mehrere Punkte der Vereinbarung als 
unannehmbar bezeichnet worden, wird das tichechifche Volk erfucht, von ſämt⸗ 
lichen Abgeordneten die Niederlegung der Mandate zu verlangen, wobei ſich 


die jungtjchechifchen Volksvertreter ohne weiteres bereit erklären, fich einer 
neuen Wahl zu unterwerfen, vorausgejeßt, daß die Alttfchechen das Gleiche 


thäten. 
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Die Publikation wird polizeilich konfisziert. 

Die Altkſchechen erklären fich gegen das Anfinnen der Jung» 
tichechen. 

22. Februar. Der Präfident des vereinigten Verwaltungs— 
rats der Staat3eifenbahngefellichaft, Joubert, tritt zurüd, 
weil in Paris gegen ihn eine Anklage vor dem a ul un 
erhoben worden it. 

25. Februar. (Peit.) Im Abgeordnetenhaufe finden ge- 
waltjame Demonftrationen gegen Tiszaäa ftatt. 


4. März. (Peit.) Das Abgeordnetenhaus nimmt mit über- 
wiegender Mehrheit den Gejeßentwurf betreffend die Errichtung 
eine® Denkmals für Andrajfy auf Staatäfojten an, nachdem 
jowohl die Gegner als auch die Verteidiger des Geſetzentwurfs unter 
den Berbienften des Grafen Andrafiy namentlich das dfterreichijch- 
beutjcheitalienische Bündnis hervorgehoben haben, das den Völkern 
Europas den Frieden fichere. 

6. März. (Peft.) Unter Vorfib des Königs findet e ein Mi⸗ 
nifterrat ftatt, welcher fich in Anlaß der Frage von Kofſuths Bür- 
gerrecht mit der Revifion des Inkolatsgeſetzes beichäftigt. 

7. März. (Peſt.) Der Minijterpräfident Tiaza gibt in Anlaß 
der Frage von Koſſuths Bürgerrecht nachftehende Erklärung ab: 

Da die Einbringung der Incolatsnovelle vor ber Erledigung bes 
Landwehrgeſetzes zugeſagt worden iſt, dem Verſprechen aber nicht nachgelommen 
werden kann, ſo fühle ich mich zu einer Motivierung verpflichtet. Das In— 
colatsgeſetz kann nicht eingebracht werden, da im Schoße des Kabinets hin— 
fichtlich desjelben Meinungsverfchiebenheiten aufgetaucht find. Letztere werden 
entweder binnen einigen Tagen ausgeglichen oder ich werde es für meine 


Pflicht erachten, mich vor dem Hauſe ſowohl hierüber als auch über die An— 
ſichten für die Zukunft zu äußern. 


Da Tisza mit feiner Anficht, Koſſuth ala Ehrenbürger meh 
rerer Städte das Staatsbürgerrecht als jelbftverjtändlich zuzuerken— 
nen, im Kabinet allein fteht, reicht er jeine Demijjion ein. 

Sn der Spezialdebatte über das Landwehrgeſetz verjucht 
die Oppofition die Neubelebung der Fahnenfrage durch den Antrag, 
daß als Eignalfahne nur die nationale Fahne benügt werden dürfe. 
Das Amendement wird nach einer lebhaften Debatte, in welcher 
Graf Apponyi fich gegen die Annahme verwahrte, ald ob die Op— 
pofition die Hausfarben des Königs befämpfe, mit 111 gegen 73 
Stimmen abgelehnt. Der Reit des Geſetzes wird unverändert an« 
genommen. 

12. März. Im öſterreichiſchen Herrenhaufe bringen die Unter: 
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zeichneten folgenden Schulantrag im Namen aller Bi- 
ſchöfe ein: 

Ihrer Pflicht entiprechend können bie Unterzeichneten nicht umhin, 
für katholiſche Kinder katholifche öffentliche Volksſchnlen zu fordern und dieje 
a. in folgenden Punkten näher zu beftimmen: 1) Die öffentlichen 

oltsjchulen find jo auszugeftalten, daß e3 ben katholifchen Kindern möglich 
—— werde, dieſelben in der Regel ohne Vermiſchung mit Kindern anderer 

onfeſfionen zu beſuchen. 2) An katholiſchen öffentlichen Volksſchulen haben 
jämtliche Lehrer der katholiſchen Kirche anzugehören, find für diejelben au 
tatholiſchen Lehrer-Bildungsanftalten auszubilden und haben auch die Be: 
fähigung zur Erteilung bes fatholiichen Religionsunterricht3 zu erwerben. 
3) Bei Anftellung der Lehrer an katholifchen öffentlichen Schulen ift ben 
Organen ber fatholifchen Kirche jene Einfluhnahme zu gewähren, welche not: 
wendig ift, um fich ber entiprechenden Wirkſamkeit des anzuftellenden Be: 
werbers zu vergeiwiffern. 4) Der Religiondunterricht ift an dieſen Schulen 
durch Mitverwenbung bed Lehrers zu erweitern und ber übrige Unterricht, 
bie Lehrpläne, ſowie auch jämtliche Behr: und Lernmittel fo einzurichten, daß 
darin nicht nur nicht? vorfomme, was für katholifche Kinder anftößig wäre, 
iondern alles in einheitlicher Beziehung zu dem katholifchen Charakter der 
Schule ftehe. 5) Was bie Beauffichtigung der katholifchen Volksſchulen und 
Lehrer-Bildungsanftalten betrifft, jo ift es der Kirche zu ermöglichen, deren 
£onfejfionellen Charakter durch ordnungsmäßig von J beſtellte Organe nach 
allen Richtungen in wirkſamer Weiſe zu wahren und zu fördern. Schließ— 
lich erklären die Unterzeichneten, ohne hier das Gebiet politiſcher Erwägungen 
zu berühren, fich bereit, in betreff der von ihnen geftellten Forderung mit 
den fompetenten Faktoren fich bes weiteren zu benehmen. 

Wien, 12. März 1890. j 
Franz Kardinal v. Schönborn, ee von Prag, Johannes Ziverger, 

Hürftbifchof von Sedau, Jacobus, Fürſtbiſchof von Laibach. 

Minifter Gautfch erklärt bei der Wichtigkeit der Sache vor 
jeder Antwort erjt den Minifterrat hören zu müffen. 


12. März. GPeſt.) In der Konferenz der liberalen Partei 
hält Tisza, aufs lebhaftefte begrüßt, eine Rebe, in welcher er be— 
tont, das Berdienft der Liberalen Partei jei der fonjolidierte par— 
Iamentarifche Zuftand Ungarns, aus welch legterem überall der 
Glaube an die Konfolidierung der Verhältniffe Ungarns hervor: 
gegangen jei; ferner, welche Vorteile fich ergäben, wenn die Regie- 
rung und die der Regierung freundliche Partei die gleiche Führung 
haben; er bitte ihn ala gemeinen Soldaten anzunehmen. Der un: 
garifche Staat und bie ungarijche Nation hätten nichts nötiger ala 
eine Regierung und eine Partei, welche der Tyrannei der Minder: 
beit wiberftehen könne. (Langanhaltender Beifall.) Mori Jokai 
weiſt auf das jeltene Beifpiel Hin, daß ein Kabinetächef, welcher 
die Mehrheit im Parlamente befite, zurüdtrete, hebt Tiszas patrio- 
tiiche Charakterftärfe und ftaatsmännijche Einficht hervor und be— 
tont deſſen unerjchüttertes Fefthalten an dem wahren Liberalismus 
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an der Verteidigung des europäiſchen Friedens und am Dreibund; 
er erwarte die Fortſetzung dieſer Politik von ber folgenden Regie- 
rung und ein fejte® Zuſammenhalten der Partei. 

13. März. Der König nimmt die Entlaffung Tiszas 
an; Graf Szapary wird mit der Kabinetsbildung beauftragt. 

14. März. Das offiziöfe „Fremdenblatt“ fpricht fich entſchieden 
gegen die Forderungen der Bifchöfe aus. 

17. März. Das neue Kabinet befteht aus den bisherigen 
Miniftern nit Ausnahme Tiszas und Telekys (Minifter des In— 
nern). Szapary übernimmt das Innere, an feiner Stelle Beth- 


len den Aderbau. 


Abgeordnetenhaus: Graf Szapary entwidelt das Programm ber 
Regierung, welche ftet3 auf dem Ausgleichsprogramm von 1867 jtehe. Sie 
halte fejt an ber feit dem Jahre 1878 befolgten äußeren Politik und an dem 
Treibund, was nicht allein im Intereſſe Oefterreih- Ungarns, fondern auch 
aller beteiligten Mächte Liege, nämlich Entwidlung des hergeftellten Gleich: 
gemwicht3. die werde eine vernünftige volfswirtichaftliche Politik und bie 
la a nn des gejeglichen Verhältniſſes mit Kroatien beobachten. Tas 
Heimatsgejek abzuändern jei durch die veränderten Verhältniſſe nicht mot: 
wendig. Cr betone die jtrenge Beibehaltung der bisherigen liberalen Politik, 
gejtügt auf die gegenwärtige Mehrheit. Er fordere das ganze Haus auf, die 
Würde des Ba Fe Tarlaments ur zu erhalten, damit defjen Thätig- 
feit eine patriotijche, Fruchtbringenbe jei. 


17. März, (Rüdtritt Bismarcks.) Der Kaifer richtet 
ein Schreiben wärmfter Anerkennung an Bißmard. 

21. März. Die dem Kabinet Taaffe nabeftehende „Preſſe“ 
ipricht Die feſte Ueberzeugung aus, daß fein Perfonenwechfel in 
Berlin das deutjch-öfterreichifche Bündnis erſchüttern könne. 


„zeutjchlands Bündnis mit Oeſterreich-Ungarn war durch die allge: 
meine Yage eine Notwendigkeit geworden und entjpricht ebenfo ben — 
Intereſſen beider Staaten in der Gegenwart wie den eng er Ueber: 
Lieferungen langer Jahrhunderte. .. . Ja, man darf behaupten, baß gerade 
jene Beunruhigungen, welche infolge von Bismarcks Rüdtritt von Oft und 
Weſt her erfolgen werden, zux ferneren Feſtigung bes Zwei-Kaiſerbundes das 
Ihrige beitragen dürften, und das Gleiche gılt von dem Verhältwis Italiens 
zu feinen beiden Alliierten. . . . Freilich dürfte e8 nach Abjchluß diejer un: 
vermetdlichen Uebergangsepoche wieder einmal von den Störenfrieden heißen, 
daß fie das Böſe gewollt und das Gute geichaffen, indem fie den Beweis von 
der Notwendigfeit des Dreibundes und jeiner Frieden erhaltenden Machtitel: 
lung den beteiligten Völkern und Regierungen recht eindringlich und unwider: 
legbar vordemonftrieren, und indem fie Damit zugleich in augenfälligiter Weiſe 
aller Welt offenbar machen, daß auch fürderhin und auf lange Futur 
hinaus dom Teutſchen Reiche in Sachen der großen auswärtigen Politik 
jener Richtweg bejchritten wird, welchen Fürſt Bismarck gebahnt hat, daß 
dieſer Richtweg eingehalten werden muß, einfach deshalb, weil fein anderer 
eingeichlagen werben kann und darf, ohne die Machtitellung des Reiches zu 
woren amd deſſen Intereſſen zu gefährden, jolange gleichzeitig zwei egner 
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in Oft und Weit auf eine Alöße lauern, um einen, wie fie wähnen, ver: 
nichtenden Stoß zu führen.” 


21. März. Es wird ein Schreiben des Fürftbifchofs Kopp 
von Breslau, welcher ala jolcher auch dem dfterreichifchen Reichs— 
tate angehört, bekannt, in welchem er fich über die Schulgejeg- 
forderung des öſterreichiſchen Episkopats folgendermaßen 
äußert: 

„In der Behandlung ber öfterreichifchen Echulfrage fommen zwei 
Kreife in Betracht, die katholifche Partei des Reichsrats und der Episkopat. 
Die erjtere betrachtet die Schulfrage nicht allein vom kirchlichen Standpuntte, 
fondern verbindet diefelbe mit politifchen Intereſſen und Zielen — darin 
liegt aber eben eine große Gefahr. Der Episkopat hat dagegen zu ber Schul: 
frage auf der legten Hovember:Konferenz, an welcher auch der Fürſtbiſchof 
von Breslau als öfterreichifcher Biſchof teilnahm, einftimmig und ohne jede 
Ausnahme eine klare und beftimmte Stellung genommen, bat darüber ber 
jest zujammengetretenen Herrenhaus:Kommiffion feinen Zweifel gelajfen und 
wird nicht ruhen, bis den Rechten ber Kirche und den Wünjchen der öfter: 
reichiſchen Katholiten voll und ganz entſprochen ift. Daraus geht hervor, 
in welcher Richtung der Episkopat die fatholijchen Parlamentarier im öfter: 
reichifchen Reichsrate beeinflußt haben würde, wenn er dazu im ftande wäre. 
Leider find die öfterreichifchen Berhältnifie jo eigenartig, daß von einem folchen 
Einflufje nicht die Rede fein kann, und der Epistopat in feinen rein kirch— 
lichen Beftrebungen wohl allein vorangehen muß. Allein wenn derſelbe vor: 
erft auch allein bliebe, von einem Nachgeben ift bei ihm feine Rede, und 
irgend eine Ausnahme von diefer Gefinnung befteht durchaus nicht. 


achtungsvoll 
v + Georg, Fürftbiichof von Breslau,“ 


22. März (Rüdtriti Bismards.) Das offiziöje „Frem— 
benblatt” jagt: 


ürſt Bismard werde der Patriarch bleiben, an deſſen Weisheit 
und Erfahrung ald an die des größten Mannes der Nation, des gründlich: 
ften Kenners der Berhältniffe, der Kaiſer auch fernerhin zeitweilig appellieren 
werde. Die Prophezeiungen, der Rücktritt de3 FFürften Bigmard werde eine 
Erjchütterung des Dreibundes oder gar des Deutjchen Reiches nach fich ziehen, 
feien abenteuerlich; der Beſtand des Deutjchen Reiches fei nicht von einzelnen 
Sterbliden abhängig; ebenfo ruhe ber Dreibund auf der Erkenntnis einer 
fo tiefreichenden Intereſſengemeinſchaft, daß das Zurüctreten eines noch fo 
bebeutenden Minifters die Friedensliga nicht zu berühren vermöge. Grfüllt 
von bundesfreundlichen Wünfchen für das benachbarte Reich, betrachtet Dejter: 
reich Ungarn mit aufrichtiger Genugthuung jene Zuverficht, die dem vom 
Kaiſer erwählten, in manchem wichtigen Amte bewährten Nachfolger Bis: 
mard3 in Deutjchland entgegengebracht werde. 


31. März. (Wien) Ein Streik der Maurer: und Stein: 
mebgehülfen bricht aus. 

9. April. Wien.) In dem Vororte Neulerchenfeld fommt 
e3 zu großen Ausfchreitungen der ftreifenden Arbeiter. Die 
Erzedenten dringen in zahlreiche Verkaufsgewölbe ein, zertrümmern 
beren Inhalt und verftreuen ihn auf der Straße. In zwei Brannt- 

13* 
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weinjchenten werden bie Fäſſer zerjchlagen und der ausfließende 
Branntwein angeftedt, wodurch die Verfaufzlofale in Brand ge= 
raten. Die Polizeimannſchaft wird angegriffen. Zwei Schwadronen 
Kavallerie und ein Bataillon Infanterie befeen den bedrohten 
Stadtteil. Es erfolgen 37 Verhaftungen. Mehrere Ziviliften und 
zehn Schugmänner find verlegt, darunter einige jchwer. 

10. April. Berliner Mitteilungen des „Pefter Lloyd“ mel 
den, daß der Meinungsaustaufch zwiſchen Gaprivi und 
Kalnofy ungemein fpezialifiert gewejen jei und das rüdhaltlofefte 
Einvernehmen über alle die Bündnispolitik berührenden auswärtigen 
Fragen ergeben haben, jo daß jelbft an jenen Stellen, wo eine 
Loderung der beutjchzöfterreichifchen Beziehungen nicht ungern ge— 
jehen worden wäre, jet jeder Gedanke an einen folcden Wechſel 
der Dinge aufgegeben wird. 

Insbeſondere ftellte der zen feit, daß bie biäherige Orient: 
politit der Donaumonardie eine wirkffame Stüße auch der deutjchen Inter— 
eſſen gebildet hat und auch zufünftig bilden wird. Die vollfommene Selb: 
jtändigfeit diefer Politit wurde von Caprivi ebenfo wie früher von Bismard 
als Borausfegung des Bündniſſes acceptiert; fie ki ihr Gegenftüd in ber 
Bewegungsfreiheit Deutfchlands gegenüber Frankreich. 

14. April. Die deutſch-oböhmiſche Ausgleihafonferenz 
tritt zufammen. 

17. April. (Schlefien) Im Dftrau-farwiner Revier 
bricht ein allgemeiner Streit aus. Die Dftrauer Arbeiter über- 
fallen nachts die Zuderfabrif in Großfüßendorf und die Gellulofe- 
fabrif in Ratimau und erzwingen dajelbft die Betriebgeinftellung. 
Das Militär fchreitet ein; nach heftigen Unruhen werden die Rä— 
belsführer verhaftet. 

17. April. Wien.) In der Schlußfigung der Ausgleichs— 
Nachkonferenz konſtatiert Minifterpräfident Graf Taaffe, 

daß ein dölliges Einverftändnis über die Geſetzentwürfe betreffend den 
Zandeskulturrat, den Landesschulrat, die Minoritätsjchulen und die Landtags: 
furien erzielt worden jei. Dem böhmischen Landtag werde demnächſt ein 
neuer Gejeßentwurf über die Wahlordnung für den Allodial-Großgrundbefig 
unter Berüdfichtigung der allerfeit3 vorgebrachten Wünfche zugehen. Die 
Abgeordneten v. Plener, Rieger u. a. jprechen dem Grafen Taaffe den Dank 
aus für bie Wiedereinberufung der Konferenz, durch deren fertiggeitellte Geſetz— 
entwürfe die Arbeiten des böhmischen Landtags in erfprieglicher Weife ge: 
fürdert würden. 

18. April. (Abgeordnetenhaus) Der fyinanzminifter 
Dunajewski erklärt, der böhmifche Ausgleich habe nur eine 
provinzielle Bedeutung; die Regierung denke nicht daran, die all- 


gemeine Richtung ihrer Politif zu ändern. Plener erklärt darauf, 
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daß die Linke demgemäß fich auch ferner als Oppoſitionspartei be— 
trachten und den Dispofitiongfond verweigern werde. 


21. April. (Abgeordnetenhaus?) Zu dem Titel Dis- 
poſitionsfonds erflärt der Minifterpräfident Graf Taaffe: 

Der Tispofitionsfonds jei feine Vertrauensſache. Die Behauptung, 
ber Auzgleich jei erjt in die Wege geleitet tworden, nachdem eine Allerhöchite 
Millenzäußerung vorgelegen habe, jei ungenau; denn jchon damals, als er 
mit der Bildung eines Kabinet3 betraut worden jei, habe er gleichzeitig den 
Auftrag erhalten, eine DVerjtändigung zu ermöglichen und zur Wahrheit zu 
machen. Schon damals habe die Kegierung jofort Schritte unternommen, 
um mit den Deutſchen eine Verftändigung zu erzielen. Dieſes Ziel habe die 
Regierung ftet3 im Auge behalten, jedoch jei die Erreichung desſelben gar 
nicht von ihr allein abhängig geweſen, vielmehr hätte fie ein issue 
auf beiden Seiten abwarten müfjen; auch handle es fi) um zwei große 
Parteien, bezüglich deren man fich erft überzeugen mußte, ob fie eine Ber: 
ftändigung untereinander wünjchten. Solche Verjuche jeien früher gemacht 
und jet wieder aufgenommen worden. Noch jei man nicht am Ziele, werde 
jedoch mit Gottes Hilfe dahin gelangen. Gegenüber der Behauptung, bie 
Regierung ftüße ſich auf eine Partei, welche nicht einig fei, warf Graf Taaffe 
bie Frage auf, welche Partei im Haufe denn überhaupt einig ſei. Die Zur 
fourmıenfefung Deiterreich3 ſei anders al3 die anderer Staaten, in Deiterreich 
gebe e3 nicht politifche, jondern nationale Parteien, in denen allen jich fon: 
jervative Männer befänden; auch auf ber Linken gebe es feine große einige 
Partei. Der Ausgleich werde im böhmischen Landtage zur Erledigung fom: 
men; die Regierung ſowohl als ein großer Zeil des Hauſes wünjchten, daß 
dies recht bald geichähe, deshalb wäre es jehr wünfchenswert, dat die Ver: 
handlungen des Hauſes bejchleunigt würden. 

Hierauf wird der Dispoſitionsfonds in namentlicher Abſtim— 


mung mit 154 gegen 130 Stimmen genehmigt. 

21. April. (Troppau.) Zur Leitung der politiſch-admini— 
ftrativen Aktion in dem ganzen Streifgebiete wird ein bejonderer 
Zivillommiffar in der Perſon des Regierungsrats Klinger aus 
Troppau delegiert. 

22. April. (Wien: Abgeordnetenhaud.) In der Budget- 
debatte jpricht der Jungtichehe Waſchaty gegen das deutjche 
Bündnis und gegen die Politit des Fürſten Bismarck, nennt 
Deiterreich eine Erpofitur der deutſchen Reichskanzlei und plädiert 
für die Rüdgabe Elſaß-Lothringens an frankreich, wonach Deutjch- 
land nicht mehr jo ftarf gerüftet jein müßte, und mit demjelben 
auch Tefterreich nicht. Der Jungtſcheche Herold jagt, die Jung— 
tichechen feien feine prinzipiellen Feinde des deutjch-tichechifchen Aus— 
gleich und wären geneigt, einige Punkte zu acceptieren. Die Jung» 
tichechen jeien feine reichsfeindliche Partei. Graf Taaffe erwidert: 
Wenn Abg. Herold fage, die tichechifche Nation Laffe fich nicht ger- 
manifieren, jo glaubt Graf Taaffe, daß die Deutjchen in Böhmen 
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fih nicht flawifieren laffen wollen. Er nimmt zu angenehmer 
Kenntnis, daß die Jungtſchechen feine prinzipiellen Gegner des 
Ausgleiches feien. Zu den Ausgleichäfonferenzen jeien Perjönlich- 
feiten gewählt worden, von denen Entgegentommen für die Sache 
zu erwarten war. 


23. April. Es fallen in Biala ſchwere Erzeife jeitens 
4000 Arbeiter vor. Das einfchreitende Militär wird provoziert 
und muß bon der Feuerwaffe Gebrauch machen. Mehrere Perjonen 
werden getötet, viele verwundet. 


24. April. (Wien) Das Abgeordnetenhaus lehnt mit 112 
gegen 93 Stimmen die von Herbft befürmwortete Rejolution auf 
Aufhebung der Ausnahmsverordnungen gegen anarchiftifche 
Umtriebe ab. 

26. April. (Peit.) Die Öfterreichifch-ungarifche Zolltonferenz 
tritt zufammen. 

29. April. (Wien: Abgeordnetenhaud.) Bei ber Be- 
ratung des Budgettitel3 Mittelſchulen erklärt Unterricht3minifter 
v. Gautjch bezüglich der Beltrebungen auf Einfchränfung des klaſ— 
fiichen Sprachenunterrichte3 und Erweiterung der realiftifchen Fächer: 

Wenn er auch offen und rüchaltlos die Fehler der bejtehenden Unter: 
richtsmethode in den klaſſiſchen Epracdhen zugebe, fo könne er fi) doch in 
dem großen Kampfe zwischen Realisınus und Humanismus nur auf die Seite 
des letzteren ftellen. Die Staatsverwaltung müjje unter den gegebenen Ber: 
hältniſſen umſomehr an der Humanijtifchen Richtung für die Gymnafien feit: 
halten, al3 in den lebten Dezennien für die Pflege der realiftifchen Richtung 
in überreichen Maße durch Kunſt-Gewerbe-, Staat3:Gewerbe: und Fachſchulen, 
ſowie kommerzielle und Fortbildungsichulen vorgejorgt worden jei. 

29. April. In Frankſtadt fallen ernjte Ausfchreitungen 
vor. Gin Arbeiterhaufe demoliert eine Fabrik, die Warenvorräte 
werden zerjtört. Das eingerüdte Militär ftellt die Ruhe wieder ber. 

1. Mai. In Proßnig wird bei der Einlieferung der am 
vorhergehenden Tage verhafteten Unruheſtifter das Gefängnis von 
4000 Arbeitern gejtürmt. Das Militär greift ein. 

In den größeren Städten der Monarchie geben die Arbeiter 
demonjtrationen nicht zu nennenswerten Unruhen Anlaß. 

1. Mai. (Carlowitz.) Der ferbifhe Kirchenkongreß 
wählt den Temesvarer Biſchof Brankovies, den Kandidaten der 
Nationalpartei, mit +1 Stimmen zum Patriarchen der orthodoren 
Serben in Tefterreichellngarn. 


9. Dat. (Budapejt.) Das Unterhaus nimmt die Vorlage, 
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betreffend die Regelung ber Handelsbeziehungen mit der Tür- 
fei, ohne Debatte an. 

13. Mai. Der Kaiſer nimmt das Proteltorat über die 
Zandesaudftellung in Prag im Jahre 1892 an. Er drüdt 
dem in Audienz empfangenen Präfidium der Ausftellung gegenüber 
feine Freude über das frieblihe Zuſammenwirken beider Volks— 
flämme an dem patriotifchen Unternehmen aus. 

13. Mai. (Peft.) Die äußerfte Linke bringt im Unterhaufe 
ihren Antrag auf Abänderung des Inkolatsgeſetzes ein (wegen 
des Falles Koffuth). 

16. Mai. (Wien: Abgeordnetenhaus.) Die Debatte über 
die Schenfung der Grundentlaftungsfchuld von 75 Millionen 
an Galizien geftaltet fich lebhaft und bedeutungsvoll. Der deutjch- 
Herifale Abgeordnete Lienbacher kämpft in einer großen Rede an 
der Eeite ber Linken dagegen. 

Er jagt, gegen den führer des Polentlubs, Abg. Jaworski, gewendet, 
welcher in jeiner vorgejtrigen Rede fich in ſchmähender Weiſe über die Thätig: 
feit der öfterreichifchen Bureaufratie in Galizien ausgeiprcchen und diejelbe 
als Schmach, Schande und Unehre bezeichnet hatte: Kaiſerin Maria Thereſia 
faud es für notwendig, zwiſchen Herren und Bauern Behörden einzujeßen 
mit der Hauptaufgabe, die von dem Adel vielgequälten, ausgefaugten Bauern 
gegen Willkür zu jchügen. Die Regierung werde durch die Vorlage dieſes 
Gejeßes eines erreichen, entweder den Bruch des eijernen Ringes oder ben 
Berluft einer großen Anzahl deutjcher Wähler in den Alpenländern für ihre 
bisherigen Abgeordneten. (Lebhafter Beifall.) 

Die Rede Lienbachers bewirkt, daß fjämtliche Klerikale bis 
auf drei fich vor der Abjtimmung entfernen. Das Geſetz wird mit 
20 Stimmen Majorität angenommen. Für die Bewilligung ftimmten 


die Tichechen, Polen, Elowenen und Staliener. 

19. Mai. (Prag.) Eröffnung des böhmischen Landtages, 
an welchem auch die deutfchen Abgeordneten wieder teilnehmen. 
Die Beratung der Ausgleichsgeſetze beginnt unter beitändigen Ob— 
jtruftionsverfuchen der Jungtſchechen, welchen jich auch einige Alt: 
tichechen troß der früheren Verſprechungen anjchließen. 

21. Mai. (Peit.) Das Abgeordnetenhaus berät über die 
bon der äußerjten Linken eingebrachte Nenderung des Jnfolats: 
gejeges. Der Minijterpräfident führt aus, 

die Regierung ſtehe auf dem Standpunfte, den der frühere Miniſter— 
präfident Tisza vor feinem Rückrritte genau gefenmzeichnet habe, day näm: 
lich feine Erklärungen betreff3 der Beſtimmungen des Jutolatsgeſetzes nur 
für ihn allein, nicht aber auch für jeine Dliniterfollegen bindend geweſen 


feien. Koſſuth erfläre die ganze ftaatliche Yage fir ungeieplich und vechtlos: 
die Legislative könne ihm zuliebe feine beſondere Verfügung treffen. Tas 
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hieße zwei Klaſſen von Staat3bürgern fchaffen: die eine, welche das Geſetz 
anerfenne, die andere, welche es nicht thue. 


29. Mai. Der frühere Kriegaminifter und Statthakter von 
Böhmen General Baron Koller f. 

30. Mai. (Pet) Das Abgeordnetenhaus lehnt mit 219 
gegen 80 Stimmen den Gejegentwurf Iranyis betreffend die Re— 
vifion des Inkolatsgeſetzes ab. 


1. Juni. (Prag.) Der Landtag lehnt den Antrag, betreffend 
die in das Ausgleichsgeſetz aufzunehmenden Beitimmungen über 
die Verhandlungsſprache im Landesfchulrate ab, nimmt dagegen 
den Bermittelungsantrag des Fürften Windifchgrä, daß diefe Be— 
flimmungen im Verordnungswege unter Wahrung der Gleichberech- 
tigung der deutjchen und der tſchechiſchen Sprache erfolgen follen, an. 

3. Juni. (Prag) Der Landtag nimmt troß fortgejegter 
Shitruftiongverfuche der Jungtſchechen die Schulaufſichtsvor— 
lage des Ausgleichsgeſetzes an. 


4. Juni. (Pet) Den Delegationen geht das Bud— 
get zu. 


Dasjelbe beziffert das ordentliche Erforbernia mit 116,523,548 Gulben, 
das außerordentliche mit 16,402,339 Gulden, davon 14,450,439 Gulden für 
Heeres: und 1,860,500 Gulden für Marinezwecke, jpeziell: 2 Millionen Gulden 
zur Fortſetzung der Beidhaffung von Repetiergewehren und Karabinern, 
2! Millionen Gulden als erfte Rate zur Einführung bes rauchlojen Pul— 
vers, wofür im ganzen 11,400,000 Gulden begehrt werden, 1 Million Gulden 
zur Verftärfung der Armierung feiter Pläbe — neue Geſchütze, 1 Million 
Gulden zur Hebung der Widerſtandsfähigkeit der beiden galiziſchen Feſtungen, 
889,534 Gulden zur Umwandlung der leichten Batterien aller Korps-Artil— 
leriee-Regimenter in ſchwere und 695,400 Gulden für die Kompletierung von 
27 Infanterie-Regimentern auf den normalen FFriedensftand, ferner: 540,000 
Gulden als zweite Rate für den Rammkreuzer „C“, 180,000 Gulden als 
zweite Rate für den Donau: Monitor I, 80,000 Gulden als erfte Rate für 
den Donau: Monitor II. Das Minifterium des Aeußern beanſprucht eine 
Grhöhung des Tiepofitionsfonds auf 600,000 Gulben. 


7. Juni. (Belt) Die Erwiderung des Kaiſers auf die 
Ansprachen beider Delegationspräfidenten ftellt feft, 


daß feit dem letzten Jahre in der allgemeinen politifchen Lage und 
in den Verhältniffen der Oeſterreich-Ungarn näher berührenden Balkan: 
Länder eine wejentliche Veränderung nicht eingetreten jei. Die freundichaft: 
lichen Beziehungen zu allen Mächten beſtärken den Kaifer in der Hoffnung, 
daß die Segnungen de3 Friedens auch fernerhin erhalten bleiben werben. 
In fraftvollem Zufammenstehen mit den Verbündeten Dejterreich:Ungarns 
und in vertrauensvolem Zuſammenwirken zu den gemeinjamen Friedens— 
ielen erblidt der Kaiſer auch für die Zukunft eine bereits bewährte Bürg: 
!haft für die Sicherung feiner auf die Wohlfahrt und das Gebeihen feiner 
Völker gerichteten Beſtrebungen. Die unausgefekte Fortentwickelung der Wehr: 
£raft Dejterreih:Ungarnd müſſe notwendigerweiſe im möglichften Eintlange 
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mit der mwichligen Stellung erhalten werden, die Oeſterreich-Ungarn neben 
feinen Berbündeten und in Europa zu behaupten habe. Bei aller gewijjen: 
haften Erwägung ber Tinanzverhältniffe der Monarchie werde e3 unabweis— 
lich fein, nebſt der yortjegung der militärischen Vorſichtsmaßregeln aud) die 
aus den Fortſchritten der Technif auf dem Gebiete des Schieh: und Befeiti- 
gungsweſens ſich ergebenden Erfordernifje ins Auge zu faflen. Die fortjchrei: 
tende wirtjchaftliche Entwidelung Bosniens und der Herzegowina ermögliche 
auch in diefem Jahr die Bedeckung der Verwaltungskoſten aus dem eigenen 
Einnahmen diejer Länder. Die Anſprache jchließt mit einem Appell an bie 
ftetö bewährte patriotifche Einficht der Delegierten. 


Gegen den Führer der Alttichechen Rieger äußert der Kaiſer 
mit großer Entjchiedenheit, der böhmiſche Ausgleich müfje unter 
allen Umftänden zu ftande kommen. 


9. Juni. (Prag) In der alttſchechiſchen Partei voll» 
zieht fich eine Neugruppierung, durch welche die Durchbringung der 
Hauptgejeße des deutſch-tſchechiſchen Ausgleichs mwejentlich erjchwert 
erfcheint. Die alttjchechifchen Diffidenten Trojan, Adamek und 
Starda gründen eine Mittelpartei; 14 Landtagsmitglieder treten 
ihr bei. | 

9. Juni. (Pet) Ausſchußſitzung der öſterreichiſchen De— 
legation. Graf Kalnofy jtellt feit, 


daß die allgemeine Richtung, jowie die Grundlagen ber öfterreichijch: 
ungarifchen Politik unverändert geblieben find und bleiben. Die Beziehungen 
zu Deutjchland feien nie vertrauensvoller, klarer und feiter gewejen als jeßt. 
Nicht wenig habe hiezu der hochbegabte, thatkräftige Monarch des Nachbar: 
ftaate3 beigetragen, deſſen ſcharf ausgeprägte Individualität Zweifel und 
Untlarheit von vornherein ausschließt. „Wir jehen General dv. Gaprivi mit 
gleichem Bertrauen an der Spitze der Staatögeichäfte wie den Fürſten Bis: 
mard, mit welchem ich ftet3 die vertrauensvofliten und freundichaftlichjten 
Beziehungen zu unterhalten die Genugthuung hatte. Der Wechjel dreier 
Monarchen Deutichlands und der leitenden Stantsmänner hatte nicht die ge: 
ringfte Schwankung des Bündniſſes zur Folge, was am bejten beweiſt, wie 
feſtgewurzelt das Bündnis iſt. In Berlin und Rom von maßgebender Seite 
in jüngſter Zeit abgegebene Erklärungen bezeugen, wie man auch dort von 
der unerſchütterlichen Feſtigkeit des Bündniſſes überzeugt iſt. Die täglichen 
Verſuche der Gegner des Bündniſſes, letzteres zu erſchüttern und Zweifel 
daran hervorzurufen, ſollten niemanden beirren. Dieſe Bemühungen werden 
künftig, wie in den letzten zehn Jahren, vergeblich bleiben. Dabei müſſen 
wir mit ber Thatſache rechnen, daß die friedlichen Ziele des Bündniſſes nur 
bei voller Entwidelung der Wehrfraft der verbündeten Staaten erreichbar 
find, deren jeder auf den anderen rechnen fünnen muß. Die ganz befriedis 
genden Beziehungen zu den übrigen Staaten Europas berechtigen zu der Hoff: 
nung, daß etiva auftauchende Gefahren im Sinne des allgemeinen Friedens: 
bündnifjes behandelt werben können.“ MUebergehend zu ber Erörterung der 
Berhältniffe der Balkanftaaten ftellt Graf Kalnoky die ruhige Entwidelung 
Bulgariens feft, welches, mit der Verbeſſerung feiner Hanbelsbeziehungen und. 
ber Eröffnung neuer Verkehrswege beichäftigt, ſeinen Wohlſtand hebt und 
ſeinen Kredit befeſtigt. „Wir ſehen mit Befriedigung, daß Bulgarien politiſch 
in kluger Zurückhaltung verharrt, ſeine fortſchreitende Entwickeluug nicht 
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durch gefährliche Fragen und Abenteuer fchädigt, und das Beftreben zeigt, 
mit feinen Nachbarn, inäbefondere mit der Pforte, gute Beziehungen zu er: 
halten. Bulgariens Zutunft, welche in feinen eigenen Händen ruht, ericheint 
gefichert, wenn es fortfährt, ruhig, ohne Abenteuer an der eigenen Feſtigung 
zu arbeiten. Um zu Serbien das ermwünfchte Verhältnis zu erhalten, ift 
unfrerſeits geriß alles gejchehen, natürlich unter der Vorausſetzung der Gegen: 
feitigkeit. Der Regierung und der Regentfchaft mag der gute Wille nicht 
fehlen, allein die gegentwärtige, Defterreih:Ungarn unfreundliche, wenn nicht 
feindliche Strömung ift vielleicht ſtärker ald bie Autorität ber Regentf 

und Regierung, die hilflos gegenüber dem Preßtreiben ift. Die in Serbien 
berrfchende Prehfreiheit können nur Hhochzivilifierte Nationen vertragen; wo 
moralifch und politifch unreife oder unmürbige Elemente fich ber Feder be: 
mächtigen, vermag eine folche Prekfreiheit großen Schaden anzurichten. Die 
Stellung größerer Staaten zu kleineren ift ftetö fchwierig, wenn die Be: 
ziehungen fich verfteifen, da man geneigt ift, den größeren ber Vergewaltigung - 
anzuflagen, fobald er begehrt, was feines Rechtes iſt.“ Angeſichts der geo- 
graphiichen Lage, ber inneren Berhältniffe und der Finanzen Serbiend be: 
forgt Graf Kalnoky nicht, daß Serbien ernjte Berwidelungen mit den Nachbar: 
ftaaten veranlaffe, da die Folgen am empfindlichften für Serbien ſelbſt fein 
müßten. Aus der biöherigen ftet3 wohlmwollenden Haltung Defterreih- Ungarns 
habe Serbien großen Nußen gezogen. Es werde nicht Defterreich-IIngarns 
Schuld fein, wenn diefe Haltung fi in eine nicht entgegenfommende ver: 
wandeln follte. Gegenüber ben fortdbauernden freunbfcjaftlien Derficherungen 
der Regentichaft und ber —— müſſe man die Erwartung ausſprechen, 
daß fie die erforderliche Autorität befäßen, ihnen thatſächlichen Rückhalt zu 
geben. Defterreich:Ungarn habe Serbien in feinem Zeitpuntte im Zweifel 
gelaffen, daß ihm ge Beziehungen Serbiens zu Rußland erwünfcht feien und 
fein feindfeliges Verhalten zu Defterreich: Ungarn nötig machten. Zu Ru: 
mänien und deſſen Regierung feien die Beziehungen jehr freundlich. Betreffs 
ber leider ftagnierenden handel3politifchen Beziehungen feien — beiberjeitiger 
eifriger Bemühungen die Verhandlungen nicht beendigt. Der Minifter drückt 
fodann bie Hoffnung aus, die allgemein herrichenbe protektioniftifche Richtung 
werbe fich fo weit Elären, daß jpeziell auch mit Deutichland Herftellung eines 
hanbelspolitiichen Verhältniffes ermöglicht werbe, welches den Sntentionen und 
Wünſchen der Bevölkerung beffer entjpreche als ber gegenwärtige Zuſtand. 


Bald darauf erjcheinen Verordnungen, welche die Einfuhr 
aus Serbien, beſonders den Schweineimport jehr erſchweren. 


10. Juni. Heeresausſchuß der ungariihen Delegation. 
Kriegaminifter Baron Bauer gibt eine allgemeine Ueberficht der 
Politik, welche ihn bei der Unterbreitung feines Budget? leitete. 


Er bedauert, erklären zu müſſen, daß die militärifchen Anforderungen 
vorberhand nicht reduzierbar jeien, und daß feine urfprünglichen Forderungen 
höher gewejen, aber aus finanziellen Rüdjichten reduziert worden feien. Die 
zu leiftende Arbeit fei eigentlich eine Flickarbeit, die Erfordernifje jeien zahl: 
los, die verfügbaren Mittel bejchränft, in dem vorliegenden Budget feien 
nur die Fundamente niedergelegt, auf welchen in den nächſten Jahren weiter: 
zubauen fein werde. Bedeutendere Erhöhungen würden unvermeidlich und 
voransfichtlich werde bie ?ze der Erhöhung des ————— au er: 
wägen jein. Die ganze Welt arbeite bloß an ber Erhöhung der Militär: 
macht, und darin könne Oeſterreich Ungarn nicht ganz zurüdbleiben, wenn 
ed auch nicht zu einer Kraftanftrengung wie beifpielämweije dad Deutſche Reich 
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fähig ſei. Das vorgelegte Budget fei da3 äußerſte Minimum, unter welches 
die Regierung nicht herabgehen könne. 

11. Juni. In der ungarifchen Delegation betont Graf 
Kalnofy weiter bei der Erörterung der bulgarifchen Anerfennungs- 
frage, indem er gleichzeitig der Anficht Cſernatonys von der Un— 
vermeidlichkeit eines großen Krieges entgegentritt, daB, je größer 
die Gefahr, eine deſto vorfichtigere Behandlung von Fragen geboten 
fei, welche der Mehrzahl der anderen Mächte fernliegen. Bezüglich 
Staliens erklärt fi) der Minijter erfreut, der fteten freundfchaft- 
lichen Uebereinftimmung mit dem italienischen Verbündeten gedenken 
zu können, mit welchem ein Verhältnis des Vertrauens, jowie eine 
Gemeinjamteit des Beſtrebens hergeſtellt fei, welche den beiderfeitigen 
Friedenszielen nur förderlich fein könne. 


11. Juni. Der Heereausfchuß der ungariſchen Dele- 
gation nimmt folgende Refjolution an: 

Gegenüber der Erklärung des Kriegsminifterd, daß er e3 für under: 
meiblich Halte, fid mit der Erhöhung des Friedenspräſenzſtandes des Heeres 
zu befaſſen, legt der Ausschuß das größte Gewicht auf die Berückſichtigung 
der Finanzlage, und hat das Bedenken, daß die Erhöhung mit dem gegen: 
wärtigen finanziellen VBerhältniffen des Landes faum vereinbarlich fei. Der 
Ausſchuß nimmt jedoch feine Stellung, weil der Kriegsminiſter erflärte, daß 
die Frage noch nicht vorbereitet und fein pofitiver Plan vorgelegt fei. 

19. Juni. Die dfterreihifhe Delegation nimmt das 
Drdinarium und das Ertraordinarium des Heeresbudget? an. Im 
Verlaufe der Debatte erklären die Redner aller Parteien, das Budget 


im Intereſſe der Machtjtellung des Reiches zu bemilligen. 


23. Juni. Plenarfiung der ungarifchen Delegation. 
Sektionächef dv. Szögyenyi-Marich bemerkt, was Serbien betreffe, 
jo habe an der dortigen Eituation die beruhigende Aeußerung des 
Gejandten Simitjch recht wenig geändert; die Regierung beobachte 
wachſamen Auges die Greigniffe in Eerbien; weiter zu gehen, Liege 
fein Anlaß vor. 

28. Juni. (Ungarifche Delegation.) Präfident Graf 
Ludwig Tisza betont in feiner Echlußrede, die ungarische Dele- 
gation erblide im Beſtande des Dreibundes die vorwiegendite Frie— 
denägarantie. Bei Votierung des Heeresbudgets fei fich die Dele- 
gation bewußt gewejen, daß jelbjt der teuerjte Frieden weniger 
Spfer erheifcht als der billigfte Krieg. Für die Unverletzlichkeit 
des Anſehens bes Thrones ſei jeder Ungar ftet? zu Opfern bereit. 
Unter begeifterten Eljenrufen erfolgt der Seſſionsſchluß. | 

21. Zuli. Der italienifche Verein „Pro Patria“ in 
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Görz, Trieft und Iſtrien wird aus politifchen Gründen aufgelöft; 
die Bildung ähnlicher Vereine unter anderem Nanıen nicht ge= 
nehmigt. 

Im Lauf de Juli wird die Agitation der Tſchechen gegen 
die Ausgleichsvorlagen immer heftiger und die Stellung ber 
Alttichechen dadurch gegenüber den Jungtſchechen immer unhalt— 
barer. Geiten® der Stadt Prag wird in die Schulverwaltung als 
angeblich deutjcher Delegierter ein Renegat, Namens Heinrich, ge= 
wählt, was auf deutjcher Seite die höchſte Erbitterung erregt. 

24. Juli. Eine faiferliche Verordnung befiehlt die Errichtung 
einer theolog iſchen Fakultät an der tjchechiichen Univerfität 
Prag. 

18. Auguft. (Wien.) An der großen Parade zum Geburt3- 
tage des Kaiſers nehmen zum erftenmal bosniſch-herzegowi— 
niſche Truppen teil. (Diejelben find auf dem Seewege nad 
Defterreich befördert worden, weil Ungarn den Durchmarich „frem= 
der“ Truppen durch jein Gebiet für verfaffungswidrig erklärt.) 

24. Auguft. (Wien.) Einer Anregung des Handelsminifters 
Marquis Bacquehem fprechen die diterreichiichen Eifenbahnver- 
waltungen ihre grundfäßliche Bereitwilligkeit zur Einführung der 
Alters- und Jnvalidität3verficherung ihrer Arbeiter aus. 

2. September. (Trieſt.) Infolge des wiederholt vorgefom- 
menen Werfend von Petarden, die jchwere VBerwundungen von 
Paflanten zur Folge gehabt, verurteilt in der Municipaldelegation 
ber Vorfitende Dompieri „das Werk einzelner Unbejonnener”, welche 
wahrjcheinlich nicht der Zriefter Gemeinde angehörten und auf diefe 
MWeife ihren „Idealen“ zu dienen meinten, und beantragt, namens 
ber geſamten Bürgerfchaft die Lebhaftefte Entrüjtung über folche 
verbrecherifche Thaten auszudrüden, ſowie der Familie des jüngjt 
biebei fchtwer verwundeten Knaben eine Geldunterftüßung zu fpenden. 
Der Antrag wird einftimmig angenommen. 

4. September. (Triejt.) Der politifche Verein „Progreſſo“ 
wird aufgehoben. 

Anfang Septeniber. Die volkswirtichaftliche Sektion des in 
Wien tagenden Land- und forftwirtfchaftlichen Kongrefjes 
nimmt folgende Rejolutionen an, welche für notwendig erklären: 

1) Die Bildung einer mitteleuropäifchen Zollliga; 2) Abmachungen 
—— den Liga-Staaten behufs Ausſchließung wechſelſeitiger Schädigung 


urch die Frachttarifpolitik 3) die Valutaregulierung in ben Liga-Staaten 
4) die Wahl einer Kommiffion mit dem Recht der — —* Bil⸗ 
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dung eines internationalen Vereins. In letztere werden gewählt 5 Deutſche, 
je 1 Mitglied für Frankreich, Italien, Holland, die Schweiz, Rumänien und 
Schweden, 7 Dejterreicher und 3 Ungarn. 


6. September. (Trieft.) Ein gewiffer Eoretti wird ala 
Berfertiger der Petarden verhaftet. 

8. September. Infolge ungeheurer Ueberſchwemmungen 
im Elb- und Donaugebiet werden der cisleithaniſchen Regierung 
für außerordentliche Ausgaben zwei Millionen Gulden durch eine 
Kaiferliche Berordnung zur Verfügung geftellt. 

10. September. Das Minijterium weijt die politifchen Bes 
börden Unterfteiermarfs, Kraind und des Küftenlandes an, poli— 
tifche Kundgebungen anläßlich des Jubiläums des panjlaviftijchen 
Biihof3 Stroßmayer zu unterdrüden und nur kirchliche Feier— 
lichkeiten zu geftatten. 

11. September. Rieger überreicht dem Grafen Zaaffe ein 
Memorandum, welches die Bedingungen enthält, unter denen bie 
Zichechen für den Ausgleich ftimmen würden. 

16. September. (Herfulesbad.) Der ungarifche Handel3- 
minifter Baroj3 gibt ein Bankett zu Ehren der Feſtgäſte bei der 
Eröffnung der Arbeiten zur Regulierung des Eijernen Thores 
und toaftet auf das Wohl des ferbijchen Minijterpräfidenten Gruitjch. 
Der ferbifche Bautenminifter Joſimowitſch beglüdwünfcht Hierauf 
namens ber ferbijchen Regierung da3 ungarifche Minifterium zu 
der Snangriffnahme des erjten Regulierungswerles und trinkt, indem 
er defien Gedeihen wünjchte, auf das Wohl der ungarischen Regie- 
rung. Der jerbifche Minijterpräfident erklärt: „Wir jcheiden als 
Freunde“, und bringt einen Toaſt auf das Wohl Baroſs' mit dem 
Wunſche der glüdlichen Beendigung des gemeinfam begonnenen 
Werkes aus. 

Mitte September. Die ungarifhen Oppofitionsblätter be= 
jchweren fich über den Gebrauch der deutſchen Sprade in Ber- 
bandlungen zwijchen ungarijchen und Bdfterreichifchen Miniſtern. 
Der Minifter Graf Szapary muß fogar eine Snterpellation im 
Abgeordnetenhaufe deshalb beantworten. 

23. September. Der Landmarfhall von Galizien Graf 
Tarnowski wirb feines Poſtens enthoben und an feiner Stelle 
Fürft Sanguſzko ernannt. 

1. Oktober. Befuch des deutfchen Kaiſers in Wien, welcher 
von der Bürgerjchaft wie auf einem Triumphzuge empfangen wird. 
Der Kaifer begibt fich noch am jelben Tage mit dem Kaijer von 
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Defterreich und dem König von Sachſen zur Jagd nad) Steiermarf. 
Die Abwejenheit der Minijter beim Empfang wird vom „Fremden 
blatt“ offizidß al3 der normalen Empfangßetikette entiprechend erklärt. 


2. Oktober. (Budapeft.) Im Abgeorbnetenhaufe legt der 
Hinanzminifter Wederle das Budget für das Jahr 1891 vor. 


Dasſelbe enthält ordentliche Ausgaben in der Höhe von 342,571,190 

Gulden, um 11,750,432 Gulden mehr als im Vorjahre, vorübergehende Aus: 
aben 8,130,672 Gulden, um 1,656,211 Gulden mehr ala im Borjahre, 

& ndeftitionen im Betrage von 11,781,737 Gulden, außerordentliche gemein= 
fame Ausgaben 6,520,944 Gulden. Die ordentlichen Einnahmen find mit 
363,490,338 Gulden eingeftellt, um 15,355,418 Gulden höher ald im Bor: 
jahre, die vorübergehenden Einnahmen betragen 5,518,245 Gulden, um 
1,653,427 Gulden weniger ala im Vorjahre. Die Gejamtausgaben belaufen 
fi) auf 369,004,543 Gulden, die Gejamteinnahmen auf 369,008,583 Gulben, 
e3 ſchließt alſo die Bilanz mit einem Ueberſchuß von 4040 Gulben. 

Die Schlußrechnungen für das Jahr 1889 ſchließen mit einem Ueber: 
ſchuß don 7'/ Millionen, während das Finanzgeſetz für 1889 ein Defizit 
von 6 Millionen in Ausſicht nahm. 

11. Oktober. Die von Defterreih- Ungarn gegenüber 
Serbien in den letzten Monaten verfügten DBerkehrserfchwerungen 


werden wieder aufgehoben. 

14. Oktober. (Niederöfterreihijher Landtag) Der 
Statthalter legt Gejete, betreffend die Vereinigung mehrerer 
Gemeinden und Gemeinbeteile mit Wien, fowie darauf be- 
zügliche Detailbeftimmungen vor und erflärt: 

Die Regierung will Wien von feinen Feſſeln befreien und ihm das 
Territorium geben, welches feiner weiteren Entwidelung ben freieften Epiel: 
raum gewährt. Die Regierung widmet einen Zeil ber Linienmwallgründe der 
künftigen Stadtbahn; fie trachtet durch eine neue Bauordnung danad), daß 
der Bau von Zinskaſernen in einigen Zeilen de3 neuen Territoriums ein: 
— werde und dafür Villen mit Gärten gebaut werden; fie hofft, daß 
urch dieſe Umgeſtaltungen Tauſende von Arbeitern und Gewerbetreibenden 
Erwerb finden werden. 

Mitte Oktober. Sitzungen der böhmiſchen Ausgleichs— 
kommiſſion. Beratung des Geſetzentwurfes über den Landes— 
kulturrat. 

18. Oktober. Der Antrag Schmeykal, die Beratung läng- 
ftend in acht Tagen zu beendigen und dann das Landtagzfurien- 
gejeg in Angriff zu nehmen, wird abgelehnt, und ftatt deffen der 
Antrag Mattufch angenommen, das Landeskulturratsgeſetz „ſchleu— 
nigſt“ zu erledigen. 

19. Oktober. (Wien.) In allen Trammayremifen, eine aus— 


genommen, bricht der Streik aus. Infolge deſſen wird der Verkehr 
auf allen Tramwaylinien eingeftellt. 
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21. Oktober. (Prag: Landtag) Waſchaty bringt eine 
Sinterpellation an ben Gtatthalter ein wegen ber deutſchen 
Beantwortung einer tjchechifch geftellten Anfrage. Der Oberftland- 
marſchall ruft die Interpellanten wegen des ungebührlichen Tones 
der Interpellation zur Ordnung. Der Statthalter erklärt tichechich, 
die Antwort zu verweigern, da die Sinterpellanten wegen des Tones 
ihrer Jnterpellation zur Ordnung gerufen wurden und fogar bie 
Treue ſeines Amtseides anzweifeln. Der Landmarjchall erklärt bie 
Sitzung für gefchloffen, worauf die Jungtjchechen „Vergewaltigung“, 
„Billfür” und ähnliches rufen. Der Lärnı endet erft nach geraumer 
Zeit, die Abgeordneten verlaffen in Erregung den Saal. 


22. Oktober. (Zrieft.) Der dreier Petardbenattentate 
überführte Eoretti wirb zu 3 Jahren ſchweren Kerkers und 2300 
Gulden Schabenerfag an den jchwer verleßten Knaben Bolderin 
verurteilt. 


28. Oftober. Das Reichögericht entjcheidet, daß durch die 
Auflöfung des Pro Patria-Bereins das verfaffungsmäßige Recht 
nicht verlegt, durch die Nichtbewilligung der Gründung der „Lega 
Nazionale‘ dagegen das verfaffungsmäßige Recht verlegt fei. 

28. Dftober. (Prag) An den Obmann des Alttſchechen— 
klubs, Dr. Rieger, haben neun Klubmitglieder ein Schreiben ge: 
richtet, worin fie erfuchen, ihnen bie freiheit be3 Handelns gegen- 
über den Ausgleichspunktationen zu bewilligen, widrigenfalls fie 
aus dem Klub audtreten und eine neue Klubverbindung bilden 
würden. Die Vertrauengmänner bed Klubs beichließen, in dem 
Klub den Antrag zu ftellen, den erwähnten Mitgliedern die Frei— 
beit des Handelns zuzuerfennen. 

28. Oftober. Graf Hartenau tritt als Oberft in ben 
aktiven Militärdienft. Die Blätter betonen den unpolitifchen Cha— 
rakter dieſes Vorgangs. 

28. Oktober. (Herrmannſtadt.) Die Konferenz der rumä— 
niſchen Nationalpartei beſchließt, das Zentralkomitee zu be— 
auftragen, ein die Beſchwerden der rumäniſchen Nation enthaltendes 
Memorandum vorzubereiten und zu geeigneter Zeit der Regierung 
zu unterbreiten, ſowie ferner, an der Politik der Paſſivität, beſon— 
ders bei den Reichstagawahlen, fejtzubalten. 

6. November. Der ruffifche Thronfolger, Großfürſt Niko— 
laus, trifft auf feiner DOrientreife in Wien ala Gaſt des Kaiſers 
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ein. Er findet eine ſehr feierliche Aufnahme. und feßt feine Reije 
am nächſten Tage über Zrieft fort. 

22. November. (Böhmifcher Landtag.) Der Minoritäts- 
antrag auf Uebergang zur Tagesordnung über die Landeskultur— 
rats-Vorlage wird abgelehnt. 


Ende November. Infolge der durch die Objtruftion der Jung» 
tfchechen und die Spaltung der Alttjchechen bedingten Unficherheit 
bes Ausgleichwerfes befchließen die Deutjchen fi an der böhmi- 
jhen Landesausſtellung nicht zu beteiligen. 

Ende November. Das Landeskulturratsgeſetz wirb vom 
Landtage angenommen, jedoch mit jo geringer Majorität, daß fich 
das Scheitern derjenigen Ausgleichdvorlagen, deren Annahme 
gejeglich die Zweibrittelmajorität erfordert, mit Sicherheit voraus— 
jehen läßt. 

26. November. (Budapeft: Abgeordnetenhaus.) In ber 
Debatte über die „Wegtaufungen“, d. h. die unbefugte Taufe 
von Kindern aus gemijchten Ehen nach katholiſchem Ritus, hält 
der Juftizminifter Szilagyi eine Rede, in welcher er auf die Not- 
wendigfeit der Einführung der Zivilehe hinweist, und fich folgender- 
maßen äußert: 


„Bei der Ausarbeitung des Geſetzes über die Givilehe gehe ich von 
dem Prinzip aus, daß dasſelbe zugleich mit dem Familienrechte als inte: 
rierender Zeil desfelben ausgearbeitet werden muß. Ein Prinzip de3 Ge: 
(eh es ijt es ferner, dab die ausſchließlich obligatoriſche Ordnung ber Rechts: 
—— der Ehe vom Staate feſtgeſetzt wird in einem Geſetze für alle 
Staatsbürger ohne jeden Unterſchied. Daraus folgt, daß jede konfeſſionelle 
Legislation, jede konfeſſionelle Jurisdiktion in ihrer Gültigkeit aufgehoben 
und abgeſchafft wird; daraus folgt aber auch, daß die Anwendung dieſes 
Geſetzes, welches das "eherechtliche Verhältnis aller Staatsbürger ausjchließlich 
regelt, ausichließlich den Gerichten des Staates zufommt. Der Staat über: 
nimmt dann auf dem Gebiete der eherechtlichen Verhältniſſe ſowohl die 
Legiölation ala auch die Jurisdiktion ausfchlieglich und mit der Aufgabe, 
e für alle Bürger zugleich zu löſen. Im Zujammenhange damit wird 
Let meh und als ergänzender Zeil auch die Form der Eheichliegung 
einbezogen werden.“ 


Am folgenden Tage werden die Anträge, welche den Prä- 
tenfionen des katholischen Klerus entgegenftommen wollen, abgelehnt 
und dagegen der Antrag Szivat für Aufrechterhaltung der beftehen- 
den Gejege angenommen. 

9. Dezember. (Wien: Abgeordnetenhaug.) Finanzminifter 
Dunajewski legt das Budget vor, welches einen Ueberihuß von 
mehr al3 2 Millionen Gulden aufweift. 

Anfang Dezember. Wien.) Verfammlung dfterreichifcher, 
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ungarischer und deutjcher Delegierter zur Vorberatung eines 
neuen Handelsvertrages. 

9. Dezember. Der Kaiſer empfängt bie Delegierten und 
ipricht die Hoffnung auf ein gebeihliches Refultat aus. 

9. Dezember. Zwiſchen der polnifhen Landtagspartei 
und den galiziſchen Ruthenen wird ein Bergleich abgeichloffen, 
denzufolge die Ruthenen künftig eine Anzahl Reichdtagamandate 
erhalten ſollen. 

12. Dezember. (Budapeft: Abgeordnetenhaus.) Die Op- 
pofttion greift den Landesverteidigungsminiſter Fejervary heftig an 
wegen der Nichtannahme von Fabrikaten der ungarifchen Waffen- 
fabrit. Die Majorität acceptiert jchlieglich den Bericht des Mi- 
niſters. 

Dezember. In Wien nehmen die Verhandlungen über einen 
deutſch- öſterreichiſch ungarifchen Handelsvertrag eine günſtige 
Wendung. 

Dezember. Die von den Alttſchechen abgefallene Gruppe der 
„Realiften“ vereinigt ſich mit den Jungtſchechen. 

20. Dezember. Der Kaifer vollzieht das Geſetz, betreffend 
die Vereinigung der Stadt Wien mit ihren jämtlichen Bororten. 

27. Dezember. Zum ungarijchen Minifter am Hoflager wird 
an Stelle des Herrn v. Orczy der bisherige Sektionschef v. Szögyeni- 
Marich ernannt. 
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III. 
Bortugal. 


9. Januar. Auf bie englifche Note, betreffend da8 VBor- 
gehen des Major Serpa Pinto gegen bie englifche Flagge 
im Nyaffagebiet, antwortet der Minifter Barros Gomez: 

Portugal wünſche aufrichtig bie eg bes Friedens unb bente 
nicht daran, irgendwie den Einfluß Englands in Afrika zu beeinträchtigen, 
es müßte jedoch darauf beftehen, daß aud England Portugals Rechte achte. 
Gomez verwahrt fich dagegen, daß feine Regierung Major Serpa Pinto 
friegerifche Weifungen gegeben habe, im Gegenteil hätte ber Major den Auf: 
trag erhalten, nur friedliche Mittel anzuwenden. Wenn dies nicht geſchehen 
jei, fo treffe dad Verfchulden nicht die portugiefifche — ondern die 
engliſchen Agenten, welche gegen Serpa Pinto intrigierten. Gomez erklärt 
ferner, er könne Serpa Pintos Verhalten nicht nach den übertriebenen ober 
unmahren Berichten der englifchen Preſſe beurteilen, ſondern müfje fich fein 
jelbftändiges Urteil vorbehalten. Schließlich verjpricht ber Minifter eine 
Unterfuchung der angeblichen Beleidigung der englifchen Flagge durch Por: 
tugieſen, bemerkt jedoch, daß der Liffaboner Regierung hierüber bisher feine 
Nachricht zugelommen jei. 

12. Januar. Dem engliſchen Ultimatum (j. England) 
antwortet der Minifter Barros Gomes mit einer Rote, welche jchließt: 

„Angefichts eines bevorftehenden Abbrucha ber Beziehungen mit Groß: 
britannien und aller folgen, bie daraus eutftehen dürften, gibt Sr. Majeftät 
Negierung ben in den jüngften zwei Noten formulierten Forderungen nad, 
und indem fie im jeder Hinſicht fich die Anrechte ber portugiefiichen Krone 
auf die erwähnten afrifanifchen Gebiete ſowie auch das ihr durch Artikel 12 
der Berliner Konvention verliehene Recht vorbehält, die Streitfrage durch 
Vermittlung oder Echiedägericht zu einer endgültigen Löſung zu bringen, 
wird Sr. Majeftät Regierung dem Gouverneur von Mozambique bie von 
Ce erzivungenen Befehle jenden.“ (Vgl. „dad Staatsarchiv“ L, 

eft 5, 6). 

13. Januar. In Liffabon finden Unruhen ftatt wegen 
der Nachgiebigkfeit der Regierung gegenüber England. Das Wappen 
des englifchen Konſulats wird abgerifjen. Angefichts der allgemeinen 
Unzufriedenheit reicht da8 Minifterium feine Entlafjung ein. 


14. Januar. In Cporto finden Demonftrationen gegen 
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England ftatt. Serpa Pimentel wird mit Bildung bes neuen Ka— 
binet3 beauftragt. Die portugiefiiche Regierung richtet ein Ent- 
ſchuldigungsſchreiben wegen der Borfälle in Liffjabon an England. 

17. Januar. Die in Paris lebenden Portugiefen ver- 
anftalten unter Teilnahme des jpanifchen Republifaner® Zorilla 
eine Berfammlung, welche ihrer Entrüftung gegen England Aus 
drud gibt. 

17. Januar. Das portugiefiihe Kabinet wird gebildet 
von ©. Pimentel (Inneres), Ribeiro (Meußeres), Lopo Vaz 
(Finanzen), Aranco (Deffentl. Arbeiten), Carvalho (Krieg). 

21. Januar. In Liſſabon erjcheint ein republikaniſches 
Manifeft. 2 

21. Januar. Die Kortes werben aufgeldft; die neuen 
Kammern auf den 19. April berufen. 

24. Januar. Die Eifenbahn von der Delagoa-Bai nad 
ber Trandvaal-Örenze wird eröffnet. 

25. Januar. Zum Gejandten in London wird an Stelle 
von d'Antas B. Freitas ernannt. 

26. Januar. Serpa Pinto erhält eine Miffion nach ber 
Weſtküſte Afrikas. 

26. Januar. Die „Politifche Korrespondenz“ berichtet: In 
biplomatifchen Kreifen verlautet, daß der König der englifchen 
Herrſcherin in einem Schreiben nahegelegt habe, in Anbetracht 
ber in Portugal zur Zeit beftehenden Stimmung, feine Inveſtition 
mit dem Hojenband-Orben vorläufig aufzujchieben, da die Vornahme 
einer feierlichen Zeremonie diefer Art unter den obwaltenden Um— 
ftänden nicht opportun wäre. 

26. Januar. Der portugiejiihe Minifterpräfident 
äußert gegen einen Interviewer: 


Portugal bereite fich vor, fi) abermals, und zwar unter Berufung 
auf den Berliner Bertrag, an die Großmächte, einjchlieglih England, zu 
wenden. Eine Stonferenz fei in den am 12. und 13. Januar zu Liffabon 
eingetroffenen Antworten der Großmächte nicht ausdrüdlich abgelehnt worden. 
Zuvor aber werbe Portugal trachten, ich bis zu gewiſſem Grade mit Eug: 
land zu verftändigen, beziehentlich den Beweis zu liefern, daß es allen eng: 
Lifchen Forderungen nachgefommen fei. Portugal wünſche nichts ſehnlicher, 
al3 mit England in Verhandlungen über die Grenzregelung einzutreten. Bis 
e3 dazu komme, werde Portugal mit äußerfter Vorficht alles und jedes hin: 
mwegzuräumen fuchen, was England irgendwie Anlaß zu Beſchwerden geben 
könnte. 


29. Januar. Ein königlicher Befehl erjegt den Komman- 
dbanten der Liffaboner Divifion, Joze Paulino, der es ab: 
14* 
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lehnte, für die Treue ber Truppen einzuftehen, burch den Brigabe- 
general Malaquias Lemos. 

1. Februar. (Liſſabon.) Wiederum finden antiengliſche 
Demonftrationen ftatt. 

2. Februar. Der König empfängt eine gegen die englifche 
Dergemwaltigung Einfpruch erhebende Aborbnung der Geographi— 
ſchen Geſellſchaft. | 

3. Februar. Der Katholitenverein von Oporto hält 
eine große Verfammlung, um gegen das Ultimatum Salisburys 
zu proteftieren und die portugiefifche Regierung um die Wieder- 
berftellung der religiöfen Orden für die Miffion in Afrifa, als 
inziged Mittel zur Entwidlung folonialer Gebiete, zu bitten. 

6. Februar. Die Regierung erläßt ein Zirkular an bie 
Mächte, worin fie den Streitfall zwifchen Portugal und England 
einer Konferenz zu unterbreiten vorjchlägt. 

11. Februar. In Liffabon findet ein republifanifcher 
Putſch ftatt; 141 Perfonen werben verhaftet. Das Amtsblatt ver- 
Öffentlicht verfchiedene Erlaffe, wodurch die Regierung ermächtigt 
wird, zur Vervollftändigung der Befeſtigungswerke des Landes Ar- 
mierungsgerät und Kanonen anzufchaffen, ferner vier Kreuzer, vier 
Kanonenboote und Torpedoboote anzufaufen. Weiter follen bie 
Armee jowie die Munizipalgarden von Liſſabon und Oporto reor- 
ganifiert werden. Zur Dedung ber Koften werben Schuldjcheine 
ausgegeben, außerdem follen bejondere Fonds zu Lanbesverteibi- 
gungszwecken gejchaffen werben. 


13. Februar. Das Polytechnitum wirb wegen republifa- 
niſcher Umtriebe gejchloffen; viele Studenten werben verhaftet. 

23. Februar. Der König erläßt eine Amneftie für poli- 
tiſche Verbrecher. 

11. März. Der Stadtrat von Liſſabon wird durch kgl. 
Erlaß aufgelöft und die fommifjarifche Verwaltung ber Gemeinde 
angeordnet. 

15. März. Der König empfängt die Aborbnungen ber 
Studenten aus Oporto und Coimbra. Seine Antwort gebt im 
wejentlichen dahin, daß er fich glüdlich fchäße, feine innige Befrie- 
digung auszudrüden über ein folch patriotifches Gefühl in ben 
Schulen des Landes. Er werde gern feiner Regierung ans Herz 


legen, ihre Entjchließungen im Einklang mit den Wünfchen ber 
Studierenden zu faflen. 
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31. März. Die Wahlen zur Deputiertenftammer finden 
flatt. Die neue Kammer ift aus 114 Sonfervativen, 30 Progref- 
fiften, 10 Monardiften andrer Parteiftellung und 3 in Liffabon 
gewählten Republifanern zufammengefegt. Berjchiedene Progreffiften 
proteftieren gegen das Zufammengehen der Progreififten und Re- 
publifaner bei der Wahl in Liffabon. 

14. April. Bei den 50 Wahlen zur Pairskammer wer- 
den nur Konjervative und Progreffiften, kein Republifaner gewählt. 
Die Konfervativen haben die Mehrheit. 

19. April. Der König eröffnet die Kammern. Die 
Thronrede fündigt ben Bau einer Eifenbahn von Mofjamedes ins 
Innere von Weit-Afrila an, und die Bildung eine® Minifteriums 
bes Unterricht? und ber fchönen Künfte. 

9. Mai. Im der Deputiertenlammer antwortet der Minifter 
der Marine und der Kolonien Yelio de Vilhena auf eine In— 
terpellation: Die englijche Regierung habe erklärt, daß fie feine 
Erpedition nach dem Majchona-Lande ausgefandt habe, und daß 
fie jelbft von der Augrüftung irgend einer bejonderen Erpedition 
nicht wiffe. Der Marineminifter erklärt endlich: eine portugiefijche 
Erpedition nach dem Gaza-Lande zum Häuptling Gongunnaro jet 
ind Werk gejeßt worden, um der Uebernahme der Schußrechte, die 
durch Bertrag anerfannt jeien, mehr Nachdrud zu geben. 

18. Juni. Der Marineminifter bejtätigt die am Echirefluffe 
angeficht3 der Eingebornen erfolgte Verbrennung der portu- 
giefifchen Flagge. Der Minifter des Aeußern jagt, er habe vom 
englifchen Kabinet wegen der Verbrennung der portugiefischen Flagge 
Erklärungen verlangt. 

5. Juli. Die Deputiertenfammer genehmigt mit großer 
Mehrheit die Vorlage, betreffend eine Gprozentige Erhöhung 
aller Steuern. 

Auguft. Ein Ablommen mit England betreffß der Gren- 
zen in Afrika kommt zu ftande (f. dort). 

Da dieſes Ablommen die Königreihe Lunda und Mua- 
tyammo im Kongogebiet Portugal zufpricht, der Kongoftaat aber 
die Abficht Fundgibt, beide einzuverleiben, jo erhebt Portugal hie- 
gegen Borftellungen bei der Kongoregierung. 

6. September. Anläßlich der über das englifch-portugiefifche 
Abkommen herrfchenden Mißſtimmung kommt es zu lärmenden 
Kundgebungen und Störungen der Rube. 
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15. September. Den Kortes werden Modifilationen des 
engliſch-portugieſiſchen Abkommens mitgeteilt, wobei haupt« 
ſächlich das Einfpruchsreht Englands gegen Abtretungen portu- 
giefifch-afrifanifchen Gebiet3 in ein Vorkaufsrecht verwandelt ift. 
Troßdem kommt es zu heftigen Auftritten in der Kammer, bald 
darauf zu Straßen-Erzeffen in Liffabon, Eoimbra, Goa (Por: 
tugiefifch- Indien). Die republifanijche Agitation wird offenkundig. 
Das Minifterium gibt am 17. feine Entlaffung; die Neubildung 
verzögert ſich. 

30. September. Marten? Ferraro übernimmt bie Neu— 
bildung, jedoch ohne Erfolg; General Abreu e Souza wird dazu 
beauftragt. 

14. Oktober. In dem endgültig Eonftituierten Minifterium 
gehören der Präfident und Kriegäminifter Abreu e Souza und 
der Minifter de Innern Antonio Gandido den Progreffiften, 
der Finanzminiſter Mello Couvea und der Minifter des Aeußern 
Barbofa den Konjervativen, der Juftigminifter Sa Brandao 
und der Minifter der öffentlichen Arbeiten Ribeiro der Kleinen 
„nationalen“ Gruppe an. 

Das Kabinet empfiehlt den Kortes bei feinem erften Hervor⸗ 
treten, den Vertrag mit England zu verwerfen. 

63 werden neue Berhandlungen mit England eingeleitet, 
welche am 7. November zu einem vorläufigen Abfommen 
führen (ſ. England). 

20. November. Es erfcheint ein königliches Dekret, mwel- 
ches den Tranſitverkehr zwilchen der Mündung des Pungwe 
und der englijchen Einflußfphäre gegen die Zahlung eines Wert» 
zolls von 3 Prozent bewilligt und die freie Schiffahrt auf dem 
portugiefilchen Zeile de Zambeft und des Echire für alle Nationen 
proflamiert. 


IV. 
Spanien. 


2. Januar. Sämtliche Minifter reichen dem Premier Sa— 
gafta ihre Entlaſſung ein. 

Angeficht3 einer fchweren Erkrankung bes Königs werben 
die Verhandlungen über Neubildung des Kabinets aufgefchoben. 

9. Januar. Der Zuftand des Königs läßt das ſchlimmſte 
erwarten; es verbreitet ſich das Gerücht, der Tod fei fchon einge- 
treten und werbe noch verheimlicht. 

11. Januar. Das Befinden des Königs beijert ſich. Die 
Kammern werben vertagt. 

19. Januar. In Mabrid und Barcelona finden republi= 
kaniſche Berfammlungen ftatt, welche Portugal ihre Sym— 
patbien ausdrüden. 

20. Januar. Nach vergeblichen Verfuchen bed Kammerpräfi- 
benten Alonzo Martinez, ein Kabinet zu bilden, wird Sagaſta 
wieder damit beauftragt, der es folgendermaßen konſtituiert: Sa— 
gafta Präfidium, Vega de Armijo Neußeres, General Bermu— 
bez Reina Krieg, Admiral Romero Marine, Becerra öffentliche 
Arbeiten, Capdbepon Inneres, Eguilior Finanzen. 

Ende Januar. Gaftelar, Parteiführer der Republikaner, 
richtet einen Brief an die Königin, in dem er jagt: jet nach der 
Rettung jei Alfonfo doppelt König, einmal durch die Gejege des 
Zandes und dann durch ein Wunder der Vorjehung. 

6. Februar. Der Herzog von Montpenjier (Cheim des 
Königs und des Grafen von Paris) ftirbt. 

7. Februar. Canovas del Gaftillo, Führer der Konſer— 
bativen, erflärt Öffentlich, daß feine Partei gegen die Einführung 
bes allgemeinen Stimmrechts nichts einzuwenden Habe. 
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7. Februar. Der wegen Oppofition gegen die Regentjchaft 
der Königin-Mutter verbannte Herzog von Gevilla (Bourbon) 
erhält die Erlaubnis zur Heimkehr. 

14. Februar. Die Regierung läbt auf den 1. April zu einer 
internationalen Konferenz in Madrid ein betreff3 des Schutzes 
bes inbuftriellen Eigentums. 

16. Februar. Auf eine Interpellation in der Hammer 
über die Abficht England, einen Kanal von Gibraltar zu bauen 
und bei den fanariichen Inſeln Flottenmandver abzuhalten, wird 
von Seite der Regierung geantwortet, fie habe offizielle Auskunft 
darüber verlangt und werde fich energifch zeigen. 

3. März. Der in Anklage ftehende frühere Gefandte in 
Berlin, Graf Benomar, wird amneftiert. 

21. März. Der Kultusminifter, Herzog von Veragua, 
übernimmt den Ehrenvorfiß eines Vereins behufs Verbreitung 
der Stiergefedhte. 

27. März. Die Deputiertenfammer nimmt den Gejegentwurf 
über das allgemeine Stimmredt an. 


27. März. (Senat) Der General Daban hatte an ſämt— 
liche Generale Spaniens ein Manifeft gerichtet, in welchem er er=- 
Härt, daß die Armeen nicht jo behandelt würden, wie fie es ver— 
dienen, daß man mit dem Gedanken umgehe, dad Kontingent zu 
reduzieren, die Kolonien unter Zivilverwaltung zu ftellen u. ſ. w., 
daß ed Sache aller Offiziere fei, gegen folche Maßregeln zu prote= 
ftieren und die Rechte der Armee zu wahren. Der Präfident ver- 
lieft eine Verfügung des Kriegäminifters, welche den General Daban 
infolge feines Briefe zu 2 Monaten Arreft verurteilt. (Lebhafte 
Protefte.) Marquis Sarboal fagt, da der General Senator Jei, 
fönne er nicht ohne vorherige Genehmigung des Senats beftraft 
werben. Eine befondere Kommiffion zur Berichterftattung über das 
Derfahren der Regierung wird ernannt. 


1. April. Die erfte vorbereitende Sitzung der internatio» 
nalen Konferenz zum Schuß de3 induftriellen Eigentums 
unter dem Vorſitze des Generaldirektor des Aderbaues findet ftatt. 
Fünfzehn Länder find auf derjelben vertreten ala Mitglieder der 
Union, außerdem Deutichland, Defterreich und Mexiko. Die offi- 
zielle Eröffnung wird auf den 7. April angejeßt, und zwar unter 
dem Vorſitz ber Minifter des Auswärtigen und ber öffentlichen 
Arbeiten. 
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2. April. General Salcedo wird verhaftet, weil er an 
Daban ein zuftimmendes Echreiben gerichtet. 

11. April. Die Kolonien Cuba, Porto Rico und Philip— 
pinen treten dem internationalen Telegraphenvertrag bei. 

12. April. Der Senat erteilt die Ermächtigung zur Beftra- 
fung des General Daban. 

12. April. Die internationale Konferenz fchließt ihre 
Eitungen. 

14. April. (Senat.) General Caſſola ftellt einen Antrag 
betreffend die Unverleglichleit der militärifchen Abgeord- 
neten und Senatoren. Sagaſta acceptiert den Antrag mit einem 
Amendement, worauf derjelbe einhellig angenommen wird. 

1. Mai. Der Senat nimmt ben Gejeßentwurf über das 
allgemeine Stimmredt an. 

4. Mai. Der Belagerungszuftand wird wegen Unruhen 
über Katalonien verhängt. | 


9. Mai. Im Senat wird ein königliche® Dekret verlefen, 
durch welches dem Senator General Daban der Reft der gegen 
ihn erkannten Feitungsftrafe erlaffen wird. 

Ende Mai. Die Regierung ernennt eine Kommiſſion zum 
Studium der Arbeiterfragen. 


26. Juni. Der Minifterrat befchließt die Aufhebung ber 
Ipanijchen Gefandtichaft in der Schweiz. 

3. Juli. Das Minifterium erfucht die Königin-Regentin 
um feine Entlafjung. Die Königin-Regentin nimmt diejelbe an. 

6. Juli. Das neu gebildete Minifterium ift folgendermaßen 
zufammengejeßt: Canovas del Gajtillo Minifterpräfident, Her— 
309g von Tetuan Auswärtiges, Cosgayon Finanzen, Silvela 
Inneres, Billaverde Juftiz, Jfafa Handel, Azcarraga Srieg, 
Beranger Marine, Yabie Kolonien. 

6. Juli. In Barcelona finden auf die Nachricht von der 
Neubildung des Kabinets unter Canovas vor dem Lokal bes fon= 
jervativen Klubs Zufammenrottungen und Kundgebungen gegen 
die Konfervativen ſtatt. Die Polizei treibt die Ruheſtörer aus— 
einander und jtellt die Ordnung wieder her. 

4. Auguft. Graf Bannelo3 wird zum Botjchafter in 
Berlin und Graf Benomar zum Botichafter in Rom ernannt. 

4. Auguft. Auf den Karolineninfeln werden jpanijche 
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Truppen von ben Eingebornen überfallen und erleiden eine Wie- 


berlage. 
16. September. Der Minifterrat nimmt die Vorſchläge bes 


Kriegäminifters Azcarraga zu einer umfaffenden Armeereorgani- 
fation an. Diefe fußen auf dem Grundſatz der allgemeinen 
Wehrpflicht. 

5. Oktober. In Saragoffa wird der katholiſche Kongreß 
eröffnet; derſelbe jpricht fich Teidenfchaftlich über die Lage des Papft- 
tums auß. 

November. Eine Erpedition nad ben Karolinen befiegt 
nach beftigem Kampf unter ftarfem Berluft die Eingeborenen. j 

Dezember. Die Kortes werben aufgelöft und die Neuwahlen 


auf den 1. Februar feſtgeſetzt. 


V. 


Großbritannien. 


1: Januar. Die Admiralität macht bekannt, daß die Flotten— 
bewegungen an den Hüften der Byrenäenhalbinjel nicht ala 
Demonftration gegen Portugal aufzufafjen jeien. 

3. Januar. Die britiſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft 
fendet Truppen gegen den Häuptling de Witulandes, welcher 
britijches Gebiet beſetzt hat. 

6. Januar. Lord Salisbury richtet eine Note an die 
portugiejijche Regierung, in ber mit unverzüglichem Abbruch 
der Beziehungen gedroht wird, falls Portugal nicht für die Eng— 
lands Rechte verlegenden Okkupationen Serpa Pinto in Afrika 
Genugthuung leifte. — Zugleich wird gemeldet, daß der Konful 
Johnſton mit den Fürſten de Makololo- und des Karango-Volkes 
Verträge gejchloffen Habe, um dem Vorgehen ber Portugiefen ent- 
gegenzutreten. 

7. Januar. Die Londoner Preffe verlangt Beſetzung der 
Delagoa-Bucht bis zur Beilegung de3 Streites mit Portugal. 

11. Januar. Der englifche Gefandte in Liffabon über- 
reicht folgendes Ultimatum: 


„Die Regierung Ihrer britannifchen Majeftät kann die von ber por: 
tugiefifchen Regierung erteilten Verficherungen, wie fie diejelben beutet, nicht 
als befriedigend oder hinreichend annehmen. Ihrer britannifchen Majeftät 
zeitweiliger Sonjul in Mozambique telegraphiert, indem er des Majors 
Serpa Pintos eigene Aeukerungen anführt, dab die Expedition den —* 
Katangas und andere Plätze und Gebiete der Makololos bereits beſetzt habe 
und daß dieſelben befeſtigt und mit Beſatzungen verſehen worden ſeien. 
Ihrer britanniſchen Majeſtät Regierung wünſcht und beſteht darauf, daß 
dem Gouverneur von Mozambique die folgenden telegraphiſchen Weiſungen 
—— geſandt werden: „Ziehen Sie alle portugieſiſchen Streitkräfte 
zurück, die thatſächlich am Schire ſowie in ben Gebieten ber Makololos und 
in Maſchona⸗Land find.““ Ihrer britannifchen Majeftät Regierung erachtet, 


220 Grohbritennien. (Jan. 23.—29.) 


baß ohnedies die von der portugiefiichen Regi erteilten Berficherungen 
illuforisch find, und Mr. Petre wird fi in Bertol feiner Weifungen ge: 
nötigt fühlen, ſich mit jämtlichen Mitgliedern ber Gefandtichaft unverzüglich 
von Liſſabon zu entfernen, fall er nicht eine befriedigende Antwort auf die 
vorhergehende Mitteilung heute nachmittag auf 3. M. Schiff Endantrejs 
in Vigo, das feiner Befehle harrt, empfängt.“ 

Der Gefandte empfängt dazu die Inſtruktion, er folle den 
portugiefifchen Minifter zu fofortiger Abjendung drängen und bitten, 
daß ihm Abjchrift davon gezeigt werde. „Falls dies nicht gejchieht, 
betrachtet England Portugals Verſicherungen ala illuforifch.“ 

23. Januar. In einer zu Chefter gehaltenen Rede bedauert 
Gladftone das gewaltfame Vorgehen Englands gegen Portugal 
und tadelt das Verfahren der Türkei in Kreta und Armenien. 


24. Januar. Unterftaatsfefretär des Aeußern Ferguſſon 
erklärt in einer Rede vor feinen Wählern: 

daß Portugals Anſpruch auf ein Schiedögericht in Gemäßheit bes 
Berliner Vertrages nicht haltbar jei, weil das Gebiet jüblih vom Zambefi 
außerhalb bes von diefem Vertrage behandelten Fylächenraumes liege. Was 
die Hochlande von Scire betreffe, jo befinde fi Portugal abermals im 
Unrecht, weil in den dem Berliner Vertrage angehängten Artikeln ein Schieds: 
ericht nur dort vorgefchrieben fei, wo e3 fi um die Anwendung bes Frei— 
— * handle, und dies ſei offenkundig nicht der Fall in der Pro— 
vinz Mozambique, innerhalb welcher, wie die Portugieſen behaupten, die 
Hochlande von Schire eingeſchloſſen ſeien. Aber wenn ſelbſt ein Schieds— 
—— angezeigt geweſen, habe Portugal zuerſt dasſelbe mißachtet, indem es 
as Geſetz in ſeine eigenen Hände nahm. Ueberdies habe England einem 
Schiedsgericht nicht ſeine Zuſtimmung in dem Augenblick geben können, wo 
der Angreifer es an der Kehle gefaßt habe. 

24. Januar. Die „Times“ beſpricht den Samoa-Vertrag 
in ſehr beifälliger Weiſe; derſelbe lege ein ſchönes Zeugnis für die 
Unparteilichkeit des Reichskanzlers in allem, was die deutſche Ko— 
lonialpolitik angehe, ab; der Vertrag löſe die ſchwierige und delikate 
Frage und dürfe als ein Muſterabkommen in ſeiner Art betrachtet 
werden; derſelbe ſcheine auch England alles zu gewähren, was es 


in Samoa beanſprucht habe. 


Dom 21.—25. Januar halten die Zweige der einheimiſchen 
Bereine eine Konferenz in Melbourne unter dem Vorſitze Sir 
Kohn Brays, Präfidenten der füdauftralifchen Legislatur. Am 
Schluffe der Verhandlungen wird eine Rejolution angenommen, 
welche erklärt, daß die Zeit für die Föderation der aujtrali= 
ihen Kolonien erjchienen fei. Ferner wird der Plan einer Bun- 
deöregierung mit definierten Gewalten erörtert und genehmigt. 


29. Januar. (Durham.) Eine Verfammlung von Berg- 
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arbeitern bejchließt, in der zweiten Hälfte de8 Mai einen inter- 
nationalen Bergarbeiterfongreß in Belgien abzuhalten. 

31. Januar. Die britifch-oftafritanifche Gejellichaft 
bat die Verwaltung der Injeln Manda und PBatta bei Lamu 
übernommen und bort bie britifche Flagge gehißt. 

3. Yebruar. Die englifche Regierung weift den Gedanken 
aurüd, den portugiefijchen Streit auf ber Antiſklavereikonfe— 
renz in Brüffel zu erörtern. 

6. Februar. Der offiziöfe „Standard“ verhält fich gegenüber 
den Erlajjen des deutjchen Kaiſers ſympathiſch, meint aber, 
internationale Abmachungen auf diefem Gebiet müßten notwendig 
mit ber Aufhebung der Schußzölle verbunden fein. Aehnlich äußern 
fih andere Zeitungen; unbedingt zuftimmend nur die radikale „Pal 
Mall Gazette“. 

10. Februar. Kardinal Manning veröffentlicht ein Schrei- 
ben, indem er jeine Bewunderung für die Erlafje des deutjchen 
Kaijers ausſpricht. 

11. Februar. Die Königin eröffnet das Parlament mit 
folgender Thronrebe: 

Lords und Gemeine! Meine Beziehungen zu den anderen Mächten 
tragen fortdauernd einen freundlichen Charakter. Eine beivaffnete Macht 
unter einem portugiefiihen Offizier wurde im Herbft von ber Kolonie Mo: 
ambique in ein Gebiet entjandt, wo einheimijche unter unfern Schuß ge: 

te Stämme befanden. Es kam zu einem Zuſammenſtoß mit Blut: 
vergießen und zu Handlungen, die mit der der Flagge unferes Landes jchuls 
digen Achtung unvereinbar waren. Die portugieftfche Regierung hat jeht 
er u verfprochen, bie Militärfräfte von bejagtem Gebiete zu: 
rückzuzie 

Eine Konferenz ber bei ber Unterdrückung des Sklavenhandels inter: 
eifierten Mächte ward nad Brüfjel vom König ber Belgier berufen. Ich 
hoffe, daß die Ergebniffe ihrer Erörterungen bie große Sade fördern werben. 
Ein Handeläablommen wurde mit dem Khedive von Aegypten und eine vor: 
läufige Uebereinfunft zur Erledigung bringlicher Yinanzfragen mit ber Re 
ierung Bulgariens eingegangen. Schriftftüde über alle dieſe Fragen werben 

hnen vorgelegt werben. 

Die von mir mit bem Kaiſer von Deutichland und ber Republik ber 
Bereinigten Staaten abgejchlofjene Abkunft betreffs der Regierung von Samoa 
. wird Ihnen mitfamt den Protofollen der Konferenz unterbreitet werben, 
ebenſo der mit ben Bereinigten Staaten abgeſchloſſene Vertrag zur Ber: 
befjerung des Auslieferungsrechts. Lebterer eriwartet noch die Genehmigung 
des Senatd. Da ber veriworrene Zuftand des Smwazilandes, deſſen Unab: 
—— durch die Uebereinkunft von London anerkannt worden iſt, Maß— 
regeln für eine beſſere Verwaltung notwendig machte, ſandte ich im Einver: 
ftändnia mit dem Präfibenten ber Vübafrifanichen epublif einen Kommifjar 
behufs ee. über die Anfichten ber Swazis und ber weißen Anfiebler. 

Ich werde mit lebhaften nterefje die Ergebniffe ber Konferenz zur 
Erörterung ber wichtigen Frage ber Verbündung der auftralifchen Kolonien 
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erwarten. Jede wohlerwogene Maßregel, welche burch eine engere Berbin- 
bung ber Kolonien deren Wohlfahrt und Stärke fördert, wird meine wohl: 
wollende Berüdfichtigung finden. 

Meine Herren vom Haufe ber Gemeinen! Die Boranjchläge bes 
Jahres zur Beftreitung ber Regierungsfoften des Landes werden Ihnen unter: 
breitet werben. Sie wurden mit gebührender Rüdfiht auf Sparjamfeit 
und bie Bebürfniffe bes Staatsdienſtes aufgeftellt. 

Lords und Gemeine! Die fortdauernde Befferung bed Zuftandes Sr: 
land3 unb bie weitere Abnahme der Zahl der Agrarverbrechen ermöglichten 
eine Beſchränkung des Gebietes, wo —* Vergehen zur Aburteilung ein 
ſummariſches Verfahren erheiſchten. Vorſchläge werden Ihnen unterbreitet 
werben zur Vermehrung der Grundbeſihzer unter Wahrung ber finanziellen 
Dorfihtämakregeln, zur Ausdehnung der Grundfäße lokaler C.löfberweltung 
auf Irland, welche bon in England und Schottland zur Annahme famen, 
foweit fie auf Irland anwendbar find, zur Beflerung ber materiellen Wohl: 
fahrt ber Bevölkerung in den ärmeren Gegenden. Der Gejekentwurf zur 
Erleichterung und Berbilligung der Landübertragung wird Ihnen wiederum 
vorgelegt werden. Maßregeln zur Minderung der Schwierigkeiten und Koften 
ber Privatgefeßgebung in Schottland werden Ihnen unterbreitet werben. 
Ein Gefepentwurf zur Beflerung ber Zehntenerhebung und Zehntenablöjung 
wird Ihnen vorgelegt werden. ch habe einen Ausſchuß zur Berichterftat- 
tung über bie ige hg 5 Lage der Bewohner gewiſſer Zeile von Weit: 
bochland und den Inſeln Schottlands ernannt. Wiederum wird Ihre Auf: 
merljamteit auf die Vorlage über die Vergewiſſerung ber Verbindlichkeit 
ber Arbeitgeber bei Unfällen ſowie die Borlage zur Befjerung des Berfahrens 
bei der Liquidation zahlungsunfähiger Gejellichaften gelenft werden. Es 
werben Ihnen Gefepentiürfe zur Bervolljtändigung und Erneuerung ber 
Geſetze betreffs der öffentlichen Gejundheit der Hauptftadt und ber Armen: 
wohnungen jowie der bejjern Regelung der Sparbanken und Verſicherungs— 
gejellichaften vorgelegt werden. Man wird Ihre Aufmerkjamteit auf die 
vorgeichlagene Unterkunft in Lagern und Kafernen fowie auf bie Ergreifung 
befjerer Maßnahmen für die Gejundheit und Bequemlichkeit der Truppen 
lenken. Ich empfehle Sie bei der Erledigung Ihrer hohen Verantwortlich: 
keit der Fürſorge und Leitung des allmächtigen Gottes. 


11. Februar. (Unterhaus.) Der Antrag Harcourtß, bie 
Veröffentlichung des befannten faljchen Briefes Parnells durch 
bie „Times“ für DVerleumdung eines Abgeordneten und Berlegung 
ber Privilegien des Haufes zu erklären, wird verworfen (vgl. Jahrg. 
1889 ©. 190). 

11. Februar. (Oberhauß.) Lord GSalisbury erklärt, 
Portugal fei jchon vor zwei Jahren gewarnt worden, daß Eng» 
land jeine Anfprüche auf englifches Schußgebiet oder englifche Nie— 
berlaffungen nicht anerfenne. Nach Serpa Pintos Vorgehen jet ein 
fofortiges Einfchreiten erforderlich gewejen, um zu verhindern, daf 
bie Angelegenheit vom Staatsrat auf den Volksrat in den Straßen 
übergebe, was für den Beſtand der portugiefiichen Monarchie ge- 
fährlich jei. 

11. Gebruar. (Auftralien.) Auf der Bundesverfammlung 
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in Melbourne bringt ber Premierminifter von Neuſüdwales ben 
Antrag auf Begründung der nationalen Einheit Auftra- 
lien3 ein. Es werben Anträge genehmigt, denen zufolge die Legis- 
laturen ber verfjchiedenen Kolonien im Laufe dieſes Jahres Dele- 
gierte zu einer nationalen auſtraliſchen Konvention wählen jollen, 
welche ermächtigt werben wirb, die Bunbdesverfaffung auszuarbeiten. 

13. Februar. Der Beriht der PBarnell-Kommiffion 
wird veröffentlicht: 

Das Hauptergebnis ift, daß Parnell ber perjönlichen Bekanntſchaft 
mit ben Unbefieglichen und ber indirekten Billigung bed Mordes im Phönigs 
park freigejprochen ift, dab Davitt dagegen ala enter mit ber amerifanijchen 
Dynamitpartei in Verbindung jtand, um die Selbftändigkeit Irlands her: 
beizuführen. 

13. Sebruar. Gladſtone erflärt im Unterhaufe: 

Er fei nicht gekommen, dad Verhalten de Auswärtigen Amtes einer 
Kritik zu unterziehen; gleihwohl bebaure er ben diplomatifchen Zwiſt mit 
einem jo alten und ſchwachen Bundesgenofjen wie Portugal. Er müſſe jedoch 
die Regierung von irgendeiner Neigung, Vorteil aus der Schwäche Portu: 

al3 zu ziehen, freiſprechen. Da Urſache für ein Vorgehen vorhanden war, 

Ki e3 viel befjer gewejen, dat das Vorgehen ein promptes war; er bedaure 
jeboch die fauftifche Sprache, in welcher die gerechten Ansprüche Großbritan: 
niens geltend gemacht wurden. 

6. März. Die „Nordd. Allgem. Zeitung“ meldet offizids, 
bie englifche Regierung babe die von dem Sultan von Banzibar 
der englifchen Gejellihaft auf den Infeln Manda und PBatta ge= 
währte Konzeffion für rechtswidrig erklärt, weil der Sultan dazu 
nicht berechtigt war. 

10. März. Ein Proteftmeeting gegen die graufame Behand- 
lung Berbannter in Sibirien findet ftatt. 

10. März. In der durch Wochen fich hinziehenden parla= 
mentarijchen Erörterung des Berichtes der Barnell-Rommijfion 
wirb bejonderd eine Rede des Zonfervativen Lord Churchill vom 
11. März bemerkt, welche einen oppofitionellen Standpunkt ein= 
nimmt. 

10. März. Das Amendement Gladftones, betreffend ben 
Bericht der Parnell-Rommijfion wird mit 339 gegen 268 
Stimmen abgelehnt; am folgenden Tage wird der Antrag ber Re= 
gierung angenommen, den Bericht protofollarifch zu regiftrieren. 

15. März. Ein Streit der Grubenarbeiter (angeblich 
250,000 Perſonen) bricht aus, wird aber nach fünf Tagen durch 
einen Kompromiß beigelegt. 

17. März. Bei einer Verfammlung ber Dodarbeiter in 
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Liverpool fommt e8 zu Gewaltthätigfeiten, bei denen die Polizei 
in Mafje eingreifen muß. Mehrere Berjonen werden jchwer ver- 
wundet. 

21. März. Eine königl. Kommiſſion für die Unterſuchung 
der Marine- und Kriegsverwaltung empfiehlt die Einſetzung 
eines Marine- und Armeerates. 

Derſelbe ſoll die Ausgabebudgets der Marine- und der Heeresverwal⸗ 
tungen beraten, bevor das Miniſterium dieſelben feſtſtellt, ferner alle Fragen 
erledigen, welche dem Seeweſen und dem Landheer gemeinſam ſind. Die 
Kommiſſion empfiehlt ferner verſchiedene Aenderungen in der Verwaltung 
der Miniſterien für die Marine und das Landheer, insbeſondere die Bildung 
einer beſonderen Abteilung der Militärverwaltung für die Bearbeitung der 
Mobiliſierung, der Verteidigung und das Nachrichtenweſen. Der Chef des 
Departements ſoll alljährlich einen Bericht über die Bedürfniſſe des Reiches 
einreichen. Die Kommiſſion empfiehlt weiter die Errichtung eines beſonderen 
Bureaus zur Sicherung der Gleichartigkeit der Disziplin der Armee im 
ganzen Reiche, ſowie die Einſetzung eines beſonderen Artilleriedepartements. 

16. April. Die großen Londoner Arbeiterunionen er— 
laſſen durch das Manifeſtationskomitee in betreff der Demonſtration 
am 1. Mai einen Aufruf, unterzeichnet von den Sekretären der 
Gasarbeiter, der allgemeinen Arbeiterunion und von vierundvierzig 
Verbänden jeder Gattung radikaler und kommuniſtiſcher Arbeiter- 
bereine. 

Der Aufruf enthält die Aufforderung an die Arbeiter, zu Hundert: 
taufenden ben Willen fundzugeben, fernerhin nicht länger al 8 Stunden 
zu arbeiten. Die Gejeßgebung müſſe den Achtitundentag garantieren, damit 
ben Arbeitern die geiftige Entwidelung, bie Pflege des Familienlebens und 
bie Kindererziehung ermöglicht und die Arbeitälofigkeit beſchränkt werde. 


17. April. (Unterhaus) Der Kanzler der Schatz— 
fammer Gojchen erklärt bei der Einbringung des Budgets: 

Der Ueberſchuß des vorigen Finanzjahres belaufe fich auf 3,25 Mil: 
lionen Pfund Sterling; die Staatsjchuld ſei während ber legten 3 Jahre 
um 23 Millionen Pfund vermindert worden. Der VBoranjchlag für das 
laufende Finanzjahr mit 86,9 Millionen Pfund Ausgaben und 90,5 Mil. 
Einnahmen, aljo mit einem Ueberſchuß von 3,5 Millionen Pfund, fer in 
ben Einnahmen vorfichtig veranschlagt worden, da man nicht allzu hoffnungs: 
voll auf die Fortdauer des MWohljtandes jein dürfe, denn ſchon hätten die 
Streiks die günftigen Verhältniffe beeinträchtigt. Einige Abgaben, nament: 
lich in der Hausfteuer follen zu Gunften der Minderbemittelten herabgejeht 
werden, dagegen ein Steuerzujchlag von 6 Pence per Gallone Sprit feit- 
gelegt werben. 

25. und 26. April. In Irland brechen umfaffende Streiks 
von Bahnbedienfteten aus, fo daß mehrere Linien den Betrieb 
einftellen müfjen. 


1. Mai. Die Demonftrationen der Arbeiter verlaufen 
ohne ernftliche Störung. 
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3. Mai. (Dublin) Infolge Vermittlung bes Biſchofs 
Walſh wird der Streik auf ber irifchen Eifenbahn beenbdigt. 

Mai. Aufenthalt Stanley3 in London. 

13. Mai. In der Guild-Hall überreicht der Lorbmayor ihm 
in einem prachtvollen Etui das Dokument, welches ihm das Bür- 
gerrecht Londons verleiht. Stanley hält eine Rebe, in welcher er 
die Haltung der englifchen Prefje tabelt, bie eine große Aktion 
Englands am Kongo und in Oſtafrika verhindert habe. England 
babe den Kongo und Oſtafrika erhalten müſſen, jetzt befige Belgien 
den Kongo mit hundertprogentigem Nuten und die Deutfchen den 
größten Zeil Oſtafrikas. Er bewundere die Thatkraft und Klarheit 
dee Kaiſers Wilhelm, und rühme die Thätigkeit des Major? Wiß- 
mann, der nicht gegen Friedensvereine und eine verweichlichte Preffe 
zu fämpfen habe. Gegen Emins Eintritt in deutjche Dienfte laſſe 
fich nichtö jagen, zumal der Freibrief der Britiſch-Oſtafrikaniſchen 
Gejellichaft nicht geftatte, Emin zu engagieren. 

16. Mai. (Oberhaug.) Der Marquis von Salisbury 
erklärt mit Beziehung auf Nachrichten, welche die Berliner „Kreuz- 
zeitung” gebracht: 

63 jei eine abfolute Erfindung, daß Deutfchland im Jahre 1888 
England peremptorifch aufgefordert Habe, einen Offenfiv- und Defenfinvertrag 
abzujchliegen und der Zripelallianz beizutreten. Dieſe Forderung fei nie 


geftellt worden; nie fei eine Entfremdung in den Beziehungen mit Deutich: 
land vorgefommen; die Beziehungen beiber Länder feien ftets herzliche gemwejen. 

22. Mai. (Unterhaus.) Bei der Debatte über die Kredite 
des Ausgabeetats lehnt Ferguſſon eine Diskuffion über die Unter- 
bandlungen mit Deutjchland Hinfichtlich Afrikas ab, ftellt. je- 
doch in Abrede, daß England in Opfer gemwilligt babe. 

Man müſſe anerkennen, daß andere Nationen ähnliche Beftrebungen 
wie England haben und diefelben achten, und nur jehen, daß England wirk— 
liche Intereſſen nicht vernachläffige, und mo e3 Rechte habe, dieſe nicht auf: 
gebe. Die Unterhandlungen würden in dem freundlichen Geifte, mit ber 
gegenfeitigen Achtung und dem gegenjeitigen Vertrauen geführt, welche fich 
auf frühere und durch den merkwürdigen Erfolg ber Operation Englands 
und Deutichlands an der Oſtküſte Afrikas gefrönte Erfahrungen fügen; die 
Frage hinſichtlich Lamus fei durch —— zu Gunſten England ent: 
jchieden worden; hinfichtlich Mandas und Pattas beftehe die jegige Politik 
Deutjchlands und England3 in gegenfeitiger Enthaltung. 

12. Juni. (Unterhaud.) Unterftaatsjefretär Ferguſſon 
erflärt, Portugal habe den gemeinjchaftlichen Vorſchlag Englands 
und Amerilas, die frage der Delagova-Eijenbahn einem Schied3- 
ipruche zu unterbreiten, im Prinzipe angenommen. 

12. Juni. Infolge der Drohung eines Streiks der Poli- 
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zeimannfchaften in London tritt der Polizeichef Monroe beim 
Minifter Mathews dafür ein, daß man ben Leuten Konzeffionen 
mache. Als der Minifter die verweigert, reicht Monroe feine Ent- 
lafjung ein. Ä Ä 

17. Zuni. Der Premierminifter von Neufundlandb 
erklärt einem Interviewer gegenüber, wenn England es der Kolonie 
verweigere, unbebingte Geſetze, auch für franzöfiiche Küftenjchiffe, 
zu erlafjen, fo werbe Neufundland Kriegskreuzer ausrüften und Die 
Franzoſen verjagen, und die Unabhängigfeitserflärung der Kolonie 
würde die natürliche Folge davon. nn 

17. Juni. Die Regierung bringt den Bertrag mit Deutſch— 
land an bie Deffentlichkeit, in bem fie ein Schreiben des Premier- 
miniſters an den Botjchafter in Berlin mitteilt. Dasfelbe enthält 
folgende Sätze über Helgoland: 

„Die Inſel wurde von diefem Lande (England) im Jahre 1814 wahr: 
icheinlich wegen ihrer Nachbarſchaft von Hannover, defjen Krone damals mit 
der Englands vereinigt wurde, beibehalten. Sie ift indes von der britifchen 
Regierung niemals behandelt worden, als ob I irgend einen befenfiven ober 
militäriichen Wert befite, noch ift irgend ein Verſuch oder Vorſchlag gemacht 
worden, fie als eine Feſtung zu bewaffnen. Ihrer Majeftät Regierung iſt 
der Meinung, daß fie eine fchwere Vermehrung der Verantwortlichkeiten des 
Reichs in Kriegszeiten bilden würde, ohne zu deſſen Sicherheit beizutragen. 
Es iſt daher fein Grund vorhanden für bie Weigerung, fie zum Zeil einer 
territoriellen Abmachung zu machen, wenn die Motive dafür hinlänglich find. 
Es dünft Ihrer Majeftät Regierung, daß bie mn britifchen Ein: 
fluffes und Gebiet? an der Oftküfte Afrikas, welche dad Ergebnis ber Ab: 
machungen jein wird, die ich Em. Erzellenz erflärt habe, einen hinteichenden 
Beweggrund für die Regierung dieſes Landes bildet, die Bereinigung ber 
in Rede ftehenden Inſel mit dem Deutjchen Reiche zu geitatten. Bebingungen 
werden gemacht werden, welche fämtliche jet lebenden Einwohner der Inſel 
gegen obligatorijchen Flotten- oder militärischen Dienſt fihern und aud 
Fürſorge treffen für die Fortdauer bed gegenwärtigen Folltarif3 während 
einer ZOjährigen Friſt.“ 

19. Juni. Stanley richtet an Lord Salisbury in den mwärm- 
ften Ausdrüden abgefaßte Glüdwünjche in Bezug auf daß Ueber- 
einfommen mit Deutjchland betreffs Afrika. 

Im Lauf des Juni findet bei Neufundland zwifchen etwa 
200 franzöfifchen und neufundländifchen Fiſchern ein thätlicher Zu— 
jammenftoß ftatt, bei welchem auf beiden Seiten zahlreiche Perſonen 
verlegt werden. Die franzöfifchen Fiſcher werden genötigt, fich zu- 
rückzuziehen. 

26. Juni. Die „Morning-Poſt“ ſchreibt: 

7 fann weiter von der Wahrheit entfernt fein, ala bie Be: 
hauptung, Delgoland bilde lediglich den Preis für die Zugeftändnifie 
Zeutjehlands in Afrifa. Der Vertrag mit Dentichland wurde durch Rüd: 
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fihten von unendlich größerer Bebeutung für beide Reiche biktiert. Höher 
al die territorialen Vorteile muß das hergeftellte gute Einvernehmen an: 
geichlagen werden; um basjelbe volllommen wirkſam zu machen, war es 
erforderlich, die Fleine Inſel abzutreten, bie für England nuplos und für 
Deutichland wertvoll if. Dadurch ftellte Lord Saliebury die Freundſchaft 
der beiden Mächte auf eine breite dauernde Grundlage zum Gewinn für 
beide. Die Periode ber Iſolierung Englands ift zu Ende.“ 


4. Juli. Der Gouverneur des englifhen Behuana- 
Landes wird ermächtigt, die amtliche Gewalt und die Jurisdiktion 
der Königin in den Gebieten im Norden des engliichen Bechuana- 
landes, im Weften Transvaals und des Matabelelandes, im Dften 
des unter dem Proteftorat des Deutjchen Reichs ftehenden Gebietes 
und füdlich des Zambefi auszuüben. 


14. Juli. Ein Kongreß zur Förderung bed Welt- 
friedens tritt zufammen. Derjelbe faßt folgende Refolution: 


„Der Kongreß fühlt, er könne behaupten, daß ganz Europa Frieden 
wünſche und ungeduldig auf ben Augenblid warte, wo man ba3 Ende biejer 
zertrüämmernden Rüftungen jehen werde, welche unter dem Vorwande ber 
Verteidigung eine Gefahr erden, indem fie gegemfeitiged Mißtrauen mad; 
halten und gleichzeitig bie Urſache jener großen okonomiſchen Unbehaglichkeit 
bilden, welche der befriedigenden Löjung der Probleme ber Arbeit und Ar: 
mut, bie den Vorrang dor allen anderen haben follten, im Wege ftehen.“ 

In ber legten Sigung werben Beichlüffe gefaßt zu Gunften ber Bil: 
bung don internationalen Schiedögerichten, der Ausarbeitung eines Völker: 
rechtäfoder und ber Neutralifierung von Kleinftaaten feitens der Großmächte. 
Gleichzeitig wird eine Adrefje entworfen, welche den a ber zivilifierten 
Staaten mitteld Aborbnungen überreicht werden jol. Nach einem Hinweis 
auf die Uebel bed Krieges wird darin bie Notwendigkeit eines europäischen 
Schiebögerichtö betont. Schließlich wird eine Refolution zu Gunften ber 
Bildung einer Föderation jämmtlicher Friedensgeſellſchaften in Europa und 
Amerika angenommen. 


24. Zuli. Ein meuterifched Gardebataillon wird nad 
ben Bermubdainfeln verbannt; mehrere Soldaten zu Gefängnizftrafen 
verurteilt. 

1. Auguft. Im Unterhaus erflärt ber Unter-Staatzjefretär 
Ferguſſon: 

Die Portugieſen hätten einen Dampfer der Afrikaniſchen Seen— 

eſellſchaft weggenommen und deſſen Offiziere und Mannſchaft unter 
4 nach Quilimane geſandt. Die portugieſiſche Regierung hätte tele— 
graphiſch die ſtrenge Beſtrafung derjenigen, welche bie Beſchlagnahme vor: 
mmen, angeordnet. Die jüngſt ſtattgehabte Antiſklaverei-Konferenz 

ei ein Beweis der Sorgfalt der europäiſchen Mächte für die Wohlfahrt 
Afritas; er hoffe zuverſichtlich, daß dad Werk dieſer Konferenz nicht infolge 
abwei er Meinung eines der beteiligten Staaten ſcheitern werde. Por— 
al habe in der Frage der Delagoa-Eiſenbahn eingewilligt, die Schweiz 
aufzufordern, drei Juriſten zu Schiedsrichtern in betreff der Entſchädigung 
zu ernennen. Die engliſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft unterhandle mit der 

15* 
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italienifhen Regierung über ein Abkommen, betreffend bie beiberjeitigen 
Operationsſphären. 

Glaͤdſtone erflärt: er wolle dad Abkommen wegen Helgo- 
lands nicht betämpfen, welches für alle dabei interejfierten Parteien 
vorteilhaft ſei. Aber die Regierung ichaffe dadurch, daß fie für 
die Abtretung dieſes Gebietd bie Genehmigung des Parlaments 
einhole, einen „Lonftitutionellen Prägedenzfall“, der ungeheure Yolgen 
haben könne. Aus dem Grunde werde er an ber weiteren Behanb- 
{ung der Bill nicht teilnehmen. 

4. Auguft. Im Unterhauje teilt der Unter-Staatzjefretär 


Worms mit: 

Mit der Südafrikaniſchen Republik fei die Konvention, be: 
treffend das Swaziland, unterzeichnet worden. Ihr wejentlicher Inhalt be: 
ftehe in ber Anerkennung ber Unabhängigkeit des Swazilandes, wie fie 
in der Konvention von 1884 anerkannt fei. 


5. Auguft. Ein engliſch-franzöſiſches Abkommen in 
betreff Afrikas wird unterzeichnet. In demſelben erkennt England 
das Protektorat Frankreichs in Madagaskar und Frankreich das 
Englands in Sanſibar an, und vereinigen ſich beide Mächte über 
die Abgrenzung ihrer unmittelbaren Beſitzungen in Afrika. 

5. Auguft. Ein Ablommen bezüglich der Grenzen in Afrika 
kommt zwifchen England und Portugal zu ſtande. 63 ent: 
icheibet die jehwebenden Fragen durchaus zu Gunften Englands. 


Großbritannien erfennt durch diefe Konvention das portugiefijche Ge: 
biet füblih vom Rovuma an, wie dasjelbe in dem beutjch-portu ieſiſchen 
Vertrage von 1886 definiert ift. Die portugieſiſchen Beſizungen in —* ifa 
find begrenzt im Norden von dem Fluſſe Rovuma bis zu feinem Zufammen: 
fluß mit dem MSinje und von da weſtwärts durch diefelbe Breitenparallele 
bis zum Nyafjafee. Die Grenze folgt dann dem Geftabe des Sees jübmwärts 
bis zum 13". Grab füdlicher Preite und von da in einer direkten Linie 
ſüdwärts nad dem Kilwaſee. Dem öftlichen Geſtade dieſes Sees bis zu 
feinem äußerjten fübdöftlichen Punkte folgend, zieht die Grenze von ba eine 
direkte Linie nach dem öftlichiten Nebenfluß des Ruo (etwa im 36. Längen: 

rabe), folgt dem Ruo weſtwärts bi3 zu feinem Zujammenflufie 3* 
Shire und wendet ſich von da in einer direkten Linie nach dem Zambefi, 
den fie an einem Puntte zwijchen den Caroa Bafja-Stromfchnellen und Tete 
berührt. Die füböftlichen und jüblichen Geftabe des Nyafjafees, die Shire: 
Hochlande, Blantyre und das umliegende Gebiet find mithin Großbritannien 
gelafien. Die Grenze folgt ſodann bem Zambefi bis zu einem Buntte 10 
englijche Meilen weitlich von Zumbo. Dort verläßt fie den Zambefi und 
ichlägt eine Linie bireft ſüdlich nach dem 16. Breitengrabe ein, folgt biefer 
Paralfele oftwärts bis zum 31. Breitengrabe und läuft von dba im einer ge: 
Aden Linie nach dem Durchſchnitt des Fluffes Mazon mit bem 31. Breiten: 
grade, welchem fie ſüdwärts bis zum 18'.. Breitengrade folgt und dann 
legtere Parallele weſtwarts verfolgt, bis fie den Maſhike an feinem Zufam: 
menfluffe mit dem Eavi erreicht. Die Grenze läuft aladann parallel mit 
dem Laufe des leptgenannten Fluſſes ſüdwärts bis zu jeinem Zuſammen⸗ 
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fluſſe mit dem Lundi. Bon diefem Punkte fchlägt fie eine gerade Linie nad) 
dem Südweften bi3 zum norböftlichen Winkel der Transvaalgrenze ein. Sie 
folgt der Grenze von Trandvaal und Swaziland ſüdwärts bis zum Fluſſe 
Maputa und von da ber Breitenparallele des Zufammenflufies des Maputa 
mit dem Pongolo oftwärts bis zum Meere. Kraft einer bejonderen Stipu: 
lation wird Portugal Gebiet auf eine Entfernung von 10 Meilen um Zumbo 
am nördlichen Ufer des Zambefi herum zugewieſen. 

Was das weftliche Afrifa anbelangt, fo läuft die Grenze zwiſchen 
der portugiefifchen und der britifchen Einflußiphäre von den Katima-Strom: 
Ichnellen am Zambefi längs dieſes Fluſſes bis zu feinem Zujammenflufie 
mit dem Kabompo und folgt dann leßterem Fluſſe nordwärts bis zur Grenze 
des Ktongo⸗Freiſtaates. Es ift vereinbart, daß Großbritannien die Aus: 
dehnung der portugiefifchen Einflußiphäre oſtwärts von der Grenze von 
Loanda nad ber weitlichen Grenze des Kongo-Freiſtaates, einen Flächenraum 
von 400,000 qkm., nicht beanftandet, und es erkennt als portugiefiiches 
Gebiet das Hinterland von Angola von der Grenze, wo bie Flüſſe nördlich 
und füblich (etwa in ber 11'/.. Breitenparallele) nach der nördlichen Grenze 
der beutichen Sphäre laufen, an. Großbritannien foll ſeinerſeits einen freien 
Weg zwiſchen feiner nördlichen und feiner füblichen Einflußjphäre in Afrika 
haben. —— iſt alles, was weſtwärts vom Nyaſſaſee liegt, britiſches 
Gebiet. Portugal behält ſich jedoch das Recht vor, eine Verbindung zwiſchen 
feinen öſtlichen und weſtlichen Territorien längs des Zambefi a 

Iten. Zmed3 deſſen wird ihm das Recht gewährt, Straßen, Eijenbahnen 
und Zelegraphenlinien anzulegen, innerhalb einer zehn Meilen vom füdlichen 
Ufer und 20 Meilen vom nördlichen Ufer des Zambefi gezogenen Linie, 
welche einen 30 Meilen breiten Landgürtel bildet. Andererjeit? behält Groß: 
britannien fi) das Recht vor, Eifenbahnen, Straßen u. ſ. w. zwijchen dem 
norböftlichen Winkel feiner Einflußiphäre ſüdlich vom Zambeſi bis zu einem 
Punkte zwiſchen dem Mazoe und den Caroa Baſſa-Stromſchnellen am Zam: 
befi in einem zehn Meilen breiten Zandgürtel anzulegen. Der Zambeft und 
feine NRebenflüfje jollen den Tylaggen aller Nationen frei offen jtehen und 
alle Waſſerwege in der britifchen und portugiefifchen Einflußiphäre in dem 
ganzen durch die gegenwärtige Konvention abgeitedten Gebiet ſollen der 
Schiffahrt der Flaggen der beiden Länder frei * ſtehen. 

Alle Differenzen, welche zwiſchen den beiden Regierungen in ihren 
bezie hungsweiſen Einflußſphären entſtehen dürften, ſollen auf ——— 
lichem e beglichen werden. Die Tranſitzölle, welche von Portugal den 
portugieſiſches Gebiet zwiſchen der britiſchen Einflußſphäre in Oſtafrika und 
dem Meere paffierenden Waren auferlegt werben, jollen die von dem portu: 
giefiichen Tarif in 1877 feſtgeſetzten Zölle, nämlich 3 Proz. ad valorem, 
nicht überfteigen. Die Konvention umfaßt auch einige weitere Stipulationen 
in betreff von Zöllen. . 

24. Auguft. Eine Note der Pforte, welche die Räumung 
Aegyptens anregt, beantwortet Lord Ealisbury dahin, 

baß England die Berechtigung der Forderung ber Türfei nicht ver: 
fenne und auch prinzipuell zur Erfüllung berfelben bereit ſei. Indem Eng— 
land jeboch fonftatiere, da Aegypten mährend der engliichen Verwaltung 
bedeutende, von allen Seiten anerkannte FFortichritte gemacht habe, müſſe es 
auch konſtatieren, daß die Fortſchritte noch nicht derart ftabilijiert feien, um 
England zu geftatten, die fyortführung des begonnenen Werks jegt fchon 
anderen Hänben zu überlafien. England müſſe zuvörderſt diejen Zeitpunkt 
für gelommen erachten, ehe e3 jene —— erfüllen tönne. 
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Anfang September. (Liverpool) Kongreß der „Trade— 
Unions“. Es wird eine Refolution zu Gunften der internatio- 
nalen Organifation der Arbeiter angenommen. 

9. September. Das Unterhaus von Neujeeland verwirft 
den Vorſchlag der Regierung, Delegierte zur bevorftehenden Föde- 
rationskonvention zu ernennen. 

9. September. (Southampton) Streitende Dod- 
arbeiter greifen bie Nichtftreifenden an, worauf dag Militär mit 
dem Bayonnet einfchreitet. Mehrere Perfonen werden verwundet, 
auch ein Lieutenant und zwei Soldaten. Am nächiten Tage wieder- 
holen fih die Rubeftörungen. 

5. September. (KRapftadbt.) Der Minifter der Kap— 
folonie, Rhode, erklärt auf einem Bankett, 

daß feine Politik dahin gehe, die verjchiedenen füdafrikaniſchen Staaten 
zufammenzufnüpfen. Gin Sollverein und ein vollſtändiges Eiſenbahnnet 
von ber Telagoa: bis zur Walfifch-Bai würden die Grundlagen einer füd- 
afrifanifchen Union geben. Die frage ber Flagge möge der Zukunft an: 
heimgeftellt werben. 

Mitte September wird die Prefjfe durch Nachrichten über bie 
Sanktionierung des Sklavenhandels in Oſtafrika durd 
die deutfche Regierung erregt. Doch beeilen fich die Blätter 
nach dem Dementi des „Reichsanzeigers“ (ſ. Deutfchland), ihre Aus— 
fälle zu entjchuldigen. 


18. September. Die irifchen Deputierten O’Brien und 
Dillon werden verhaftet (bald auch Condon). Es wird in Tip- 
perary ein Prozeß gegen fie eingeleitet, weil fie Pächter an ber 
Zahlung ihrer Pachtſumme haben verhindern wollen, 

9. Oktober. D’Brien und Dillon, die unter Kaution in 
Freiheit verblieben waren, entfliehen nach Amerika. 

10. Oktober. Die Berhandlungen mit Italien wegen 
Abgrenzung der oftafrifanischen Befigungen werden unterbrochen, 
da fich Differenzen wegen bes Bejegungsrechtes in Kaſſala heraus 
ftellen. 

17. Oktober. Zwei Kriegsschiffe unter Admiral Fremantle 
werden nach der Wituküſte dirigiert, um für den Mord der deut— 
ſchen Anſiedler Küntel und Gen. Eühne zu erlangen. (Der Sultan 
wird verjagt; feine Anfiedlung verbrannt.) 

20. Oktober. Die englifche Regierung erkennt bie brafi- 
lianifche Republik an. 

20. Oktober. Da die portugiefifche Regierung ben im 
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Auguft gejchloffenen Vertrag nicht ratifiziert, jo werden neue Ber- 
bandlungen begonnen. 

7. November. Das Proteltorat über Sanfibar wird 
proflamiert. 

Mitte November. Das Bankhaus Baring, welches fich 
beſonders ſtark bei den argentinifchen Anleihen engagiert hatte, muß 
liquidieren. 

18. November. PBarnell, ber Führer der ren, wird in 
einem Eheſcheidungsprozeß, welchen ein Kapitän O'Shea gegen 
feine Gattin angeftrengt bat, eines ehebrecherifchen Berhältnifies 
überwiejen. 

19. November. Die Königin eröffnet das Parlament mit 


folgender Thronrebde: 


Mlords und Gentlemen! In den auswärtigen Beziehungen dieſes 
Zanbes ift während des kurzen Zeitraums, welcher jeit dem Schluß der letzten 
Seifion verftrichen ijt, feine Veränderung eingetreten. Die Sicherheiten für 
den europäilchen Frieden erjcheinen mir al3 unvermindert. Ich habe Inter: 
banblungen begonnen mit dem König don Italien für die Fyeititellung der 
Grenze, welche die unter britiichem Einfluſſe ſtehenden Gebietsteile im nord: 
weftlichen Afrita von denen trennt, welche dem gejchügten abeſſiniſchen Reiche 

ehören. Am 20. Auguft wurde ein Vertrag unterzeichnet, der die Ermitte— 
ung ber Grenzen her) britiichem Zerritorium in Mittelafrita und den 
portugiefiichen Provinzen Angola, Gaza und Mozambique zum Zweck hat. 
Derſelbe hat indes nicht die Ratififation des Königs von Portugal empfangen, 
und vorbehaltlich weiterer Unterhandlungen ijt ein zeitweiliges Ablommen 
in Bezug auf bie dringlichiten Fragen zwiſchen den beiden Yändern abge: 
ihlofjen worden, welches Ihnen vorgelegt werden wird. 

Meine Herren vom Haufe ber Gemeinen! Die Voranſchläge für den 
Staat3haushalt des fommenden Jahres werden Ihnen zur gewöhnlichen Zeit 
unterbreitet werden. In der Vorbereitung bderjelben wird jtrenge Sparjam: 
feit beobachtet werben. 

Mylord3 und Gentlemen! Tie allgemeinen Zuftände Irlands haben 
fich weſentlich gebeffert unter der Wirfjamfeit der heilſamen Geſetzgebung, 
welche Sie auf diejelben angewendet haben. Ich habe jedoch mit tiefem 
Bedauern erfahren, dab eine ernite Unzulänglichkeit in der Kartoffelernte 
in gewijjen Zeilen Jrlauds die Wiederkehr einer jener Perioden des erniten 
Notjtandes, welchem die Bevölkerung der weſtlichen Grafichaften durch die 
indujtriellen und öfonomijchen Verhältniffe, unter denen fie lebt, beionders 
ausgejeßt ijt, befürchten läßt. Ich hoffe, dat die Maßnahmen meiner Ne: 

ierung das unmittelbare Uebel lindern und die Wahricheinlichkeit feiner 
Miedertehr mindern werden. Es ericheint mir auch behufs Vergrößerung 
der Zufriedenheit und Verminderung politiicher Störumsen in ganz Irland 
wünjchenäwert, Maßregeln zur Vermehrung der Anzahl der ımit dem eigent: 
lihen Landbau beichäftigten Grundbefiger zu ergreifen. Gine Maßregel, 
welche dieſen Zweck im Auge hat, wird Ihnen vorgelegt werden. Es werden 
Ahnen weiter Borjchläge gemacht werden zur Abhülfe der aus den direkten 
Gefällen der Zehntenpachtlafi auf den Grund und Boden in Gngland und 
Wales entjtandenen Schwierigkeiten. Es wird Ihnen eine Mahregel_ unter: 
breitet werben zur Grleichterung der Iransaftion der mwichtigeren Stadien 
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der Privatgejeßgebung für Schottland und Irland. Ihre Aufmerkfamteit 
wird gerichtet werden auf die Zmwedmäßigfeit, die Bürden zu erleichtern, 
welche das Geſetz im betreff bes —— — Unterrichts in den jüngſten 
Jahren dem ärmeren Teile meines Volkes auferlegt hat. Es find verſchie— 
dene andere Dinge vorhanden, in denen eine — notwendig iſt; 
aber bie jüngſte Erfahrung hat es zweifelhaft gemacht, ob die zu Ihrer 
Verfügung ftehende Zeit in Ihrem Ermefjen für die Erwägung vieler Gegen: 
fände wichtiger Natur außer jenen, auf ang ih hingewieſen habe, hin: 
reichend fein wird. Falls Zeit für mweıtere Gefehgebung gefunden werden 
jollte, habe ich die Vorbereitung von Vorlagen verfügt: für Inkraftſetzung 
einer Reform bes Kreisverwaltungsſyſtems ın Irland, analog demjenigen, 
welches jüngft für Großbritannien in Wirkſamkeit getreten ift; ferner für 
die Bildung von Tiftriktsräten; für die Ausdehnung ber Erleichterungen 
beim Ankauf Eleiner Bobenparzellen in Großbritannien; für die Ergänzung 
bes Gejeßes in betreff der Entichädigung, welche Arbeitgeber den von ihnen 
bejhäftigten Perjonen im Falle von Berlegungen zu zahlen haben; für bie 
Konfolidierung und Ergänzung des Geſetzes in Bezug auf den öffentlichen 
Gejundheitszuftand; für die Anftellung eines öffentlichen Kurators (Truftee) 
und für die Vergrößerung der Sicherheit von Krankenkaſſen und Sparbanten. 
Möge Ihnen der allmächtige Gott in der Erfüllung ber Ihnen überwiejenen 
ſchweren Pflichten beiftehen! 


25. November. Die Befiergreifung vor Witu, Patta 
und Manda wird offiziell verfündigt. 


28. November. Parnell erläßt ein Manifeft, worin er 
von den perjönlichen Angriffen gegen fich völlig abjehend, aus— 
einanderjeßt: 


Der Brief Glabftones, in welchem von der Schädigung der Homerule: 
Sache geiprochen werbe, wofern nicht das Volt Parnell den englifchen, nach 
ihm heulenden Wölfen vorgeworfen werde, zwinge ihn, Thatjachen, die bis 
jet jeinen Kollegen nicht befannt jeien, zu eröfentlichen. Er jei auch im 
November 1889 wenig zufrieden mit ben Vorſchlägen Gladftones betreffs 
— geweſen. Bor Beginn der gegenwärtigen Seifion habe Morley 
arnell den Poften des irländijchen Sefretärd in der nächſten liberalen Re: 
gierung verſprochen. Parnell fei darüber erftaunt gewejen und babe es ab: 
gelehnt, die Unabhängigkeit der irländifchen Partei aufzugeben als das 
einzige Mittel, Homerule zu verlangen; er glaube nicht, daß das Bolt, 
indem es ihn unterftüße, die Homerule-Sache gefährden würde. 


30. November. In einer Erwiderung beitreitet Gladftone 
die Richtigkeit der von Parnell gemachten Angaben, betreffend die 
ihm angeblich von Gladjtone im November 1889 gejtellten An— 
erbietungen. 


Gladſtone behauptet, er habe in einer ftreng vertraulichen Unter: 
redung mit Parnell nur einige Punkte berührt, welche zur Verbeſſerung des 
Homerule⸗-Projekts dienen fönnten. Er habe Parnell nicht einen einzigen 
offiziellen Vorſchlag gemacht, auch Habe dieſer nicht eine Einmwendung vor: 
ebracht, welche für ihn und Parnell ala bindend betrachtet werden könnte. 
Sun Schluß feines Schreibens fagt Gladſtone: Er jei ftetö der Meinung 
gemweien, daß bie irische nationaliftifche Partei völlig unabhängig von ber 
englijchen Liberalen Partei jein müſſe. 
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1. Dezember. Ein von den irischen Deputierten Dillon und 
O'Brien aus Amerika erlaffenes Manifeit erklärt die Notwendig: 
feit, zwiſchen Parnell einerjeits und der Vernichtung der irifchen 
Sache andrerjeit3 wählen zu müffen. 


Tas Manifeit Parnells laſſe die legte Hoffnung jchwinden, ihn als 
Führer beizubehalten. Die Methode, mit welcher Parnell, den Urſprung 
der gegenwärtigen unglüdlichen Lage ignorierend, die Berantiwortlichkeit 
Sladitone und Morley aufzubürden fuche, fünne nicht gebilligt werden. 
Parnell Habe ein übereiltes, fataies Verfahren eingefchlagen, bei welchem 
man ihm aus Rüdfichten für das Wohl Irlands nicht folgen dürfte. 


1. Dezember. Die katholiſche Geiftlichkeit Irlands erläßt Er- 
Härungen, in denen fie ſich von Parnell losjagt. 

6. Dezember. In einer Berfammlung der irifchen De- 
putierten, welcher Parnell präfidiert, fommt e3 zu den beftigiten 
Szenen. Da Parnell fich weigert, die Sitzung zu jchließen, verläßt 
die Mehrzahl unter Führung Mac Carthys das Lokal, um fich 
in einer eigenen Verfammlung als irifche Partei zu Eonftituieren. 
Die Minderheit hält bei Parnell aus. 

Mitte Dezember. Ein Meeting in der Guildhall faßt Re- 
folutionen gegen die in Rußland geübte Bedrüdung der Juden 
und beauftragt eine Deputation, fie dem Kaifer perjönlich zu über- 
mitteln. Die ruffiiche Botſchaft teilt der Deputation mit, daß e3 
„für fie unnüß ſei, nach Petersburg zu reifen“. 

Dezember. Rundreifen Parnell® und Mac Carthys in Ir— 
land, welche fich gegenjeitig in Wählerverfammlungen befämpfen. 
Es fommt zu Thätlichkeiten, wobei Parnell jelbft verlegt wird. 
Bei einer Erfagwahl zu Kilfenny unterliegt der Kandidat Parnells 
dem Gegentandidaten. 


VL 
Frankreich. 


Anfang Januar. Aus der bonapartiſtiſchen Partei ſcheidet 
ſich eine neue parlamentariſche Gruppe aus mit der Bezeichnung 
„Republikaniſche Rechte der Volksabſtimmung“ unter 
Führung Cuneo d'Ornanos. 

14. Januar. Der Deputierte Gerrille-Reache wird veranlaßt, 
feine Interpellation wegen einer angeblich geplanten Zujammen- 
funft Garnots mit Kaifer Wilhelm in Brüffel zurüdzugzieben. 

20. Januar. Als Zoffrin, der durch die Ungültigkeits- 
erflärung der für Boulanger abgegebenen Stimmen Deputierter 
geworben, zum erften Mal in ber Kammer reden will, entjtehen 
langbauernde Zumulte, infolge derer mehrere Deputierte mit Gewalt 
aus dem Saal entfernt werden, und die Boulangijten jowie bie 
Monardiften in Maſſe das Haus verlaffen. 

24. Januar. Der Parifer Wahlbezirk de ehemals bou- 
langiftifch gefinnten Abgeordneten Mertineau, der fi) von Bou— 
langer jedoch losgeſagt hatte, zwingt jenen in einer Verſammlung 
mit Anwendung von Gewalt, fein Mandat niederzulegen. Der 
Kammerpräfident Floquet erflärt in der nächſten Sitzung, er ſehe 
die mit Gewalt abgenötigte Demiffton für ungültig an und werde 
fie, falls fie ihm augeftellt würde, gar nicht verlejen. 

29. Januar. Die gefamte Linke der Kammer hält eine 
Volksverſammlung ab, welche fich gegen Monarchie und Diktatur 
erklärt. Die Abgeordneten fommen überein, fich monatlich einmal 
zu verfammeln. 

30. Januar. Den Regierungsblättern zufolge hat der Zar 
das Schiedörichteramt zwijchen Frankreich und Holland 
in bem Örenzftreit in Guyana abgelehnt, weil Holland Bedingungen 
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ftellte, die der Zar nicht annahm. Frankreich dagegen habe fich 
ohne jeden Borbehalt dem Schiedsſpruch des Zaren unterworfen. 

30. Januar. In Nizza findet in der Oper während ber 
Aufführung „Das Leben für ben Zaren“ eine große Ruffen- 
fundgebung fiatt. Nach dem dritten Akte wird die ruffifche 
Hymne wiederholt unter den Rufen: „Es lebe Rußland!” Später 
wird die Marjeillaife gefungen. 

30. Januar. Der Kriegdminifter Freycinet unterfagt 
dem General Sauffier, Gouverneur von Paris, ein von einer An 
zahl Ruſſen ihm gewibmetes, durch einen gewiffen Notowitſch 
überbrachtes Banner anzunehmen. 

30. Januar. Oberft Stoffel, früher Militärbevollmäch- 
tigter in Berlin, veröffentlicht eine Brofchüre, in welcher er eine 
Allianz Frankreichs und Deutſchlands gegen Rußland 
für wünſchenswert erflärt, aber die Herausgabe Eljaß-Lothringens 
ald Borbedingung betradhtet. 

Ende Januar. Bei Gelegenheit von Wahlverfammlungen 
fommt e3 in Paris mehrmals zum Handgemenge zwifchen Repu= 
blifanern und Boulangiften. 

3. Februar. Der Finanzminiſter teilt der Kammer die Er- 
gebnijfe des Budgetjahres 1889 mit. 

Die Ausgaben ftiegen auf 3071 Millionen, die Einnahmen betrugen 
3107 Millionen; e3 ergab ſich jomit ein Ueberſchuß von 36 Millionen im 
Sabre 1889. Der Ertrag der indirekten Steuern überjtieg den Voranſchlag 
um 22 Millionen Franks. 

4. Februar. Die „Republique FFrancaije“ jchreibt: Die Ge- 
meinjchaft der Intereſſen Rußlands und Frankreich fei 
einer der Hauptfaftoren der europäijchen Politik, aber die Völker 
fönnen eben jo wenig wie die Individuen eines gewifjen Selbit- 
gefühl entbehren, und es gebe Heute Leute, die fich mit zu viel 
Eifer Rußland an den Hals werfen. Diefem Betragen fehle und 
gebreche e3 an Würde und Gejchidlichkeit; die einzige richtige Po- 
litik ſei: viele Lebelgewehre und viele entjchlofjene Soldaten, das 
übrige fomme von jelbft. 

7. Sebruar. Der Herzog von Orleans, Sohn des Grafen 
von Paris, begibt fi heimlich nach Paris, erflärt dort, feiner 
Dienftpflicht nachkommen zu wollen, und wird verhaftet. 

7. Yebruar. Gegen eine Anzahl Glieder der Societe des 
metaux wird wegen unerlaubter Maßnahmen behufd Steigerung 
der Kupferpreife („Kupferring“) von Staatöwegen Anklage erhoben. 
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10. Februar. Die Deputiertenfammer verwirft den An- 
trag Cazenove, das Geſetz, welches die Prätendenten ausweiſt, 
weift, aufzuheben. 

12. Februar. Das Civilgericht fpricht die Auflöfung ber 
Baugejellichaft de Kanals von Korinth aus und ernennt einen 
Liquidator. 

12. Februar. Der Herzog don Orleans wird zu 2 Jahren 
Gefängnis wegen Uebertretung des Ausweiſungsgeſetzes verurteilt. 
Offiziös wird verbreitet, der Präfident könne feine anfängliche Ab- 
ficht, ihn gleich zu begnadigen, nicht ausführen, weil die monar- 
chiſtiſchen Blätter dem Vorfall eine politifche Bedeutung gegeben 
hätten. 

17. Februar. Nachdem die Kammer eine Anzahl boulan- 
giftifher Wahlen in Paris für ungültig erklärt hat, finden bie 
Neuwahlen ftatt, welche mit einer einzigen Ausnahme wieder bou= 
langiftiih ausfallen. 

18. Februar. Die Abficht der franzöfifchen Regierung, den 
Herzog von Orleans zu begnadigen, wird durch das Verlangen 
der Radikalen, in diefem Falle auch die bei den letzten Streiks 
Verurteilten zu amneftieren, unmöglich gemacht. 

24. Februar. Die Kammer verwirft den Amneftieantrag 
der Radifalen. Der Herzog von Orleans wird in bad Ge- 
fängnig von Clairvaux übergeführt. 

27. Februar. Die Regierung erläßt folgende offizidfe Mit- 
teilung: 

Die franzöſiſche Regierung Hat die amtliche Beftätigung erhalten, 
daß die Berliner Arbeiterfhugfonferenz einen rein toirtichaftlichen 
Charakter haben wird. Ber preußifche Handelsminiſter wirb ben Vorſit 
führen; die Verhandlungen finden in franzöfiicher Sprache ftatt und die 
Mächte werden nicht durch Diplomaten, fondern durch Nationalötonomen 
vertreten. Das iſt thatjächlich nichts anderes, ala die Berner Konferenz auf 
Berlin übertragen. Da die franzöfiiche Regierung aber ber Berner Kon: 
— zugeſtimmt hat, ſo ſchien es natürlich, daß ſie auch der Berliner Kon— 
erenz zuſtimmte, zumal eine größere Anzahl von Mächten die Beteiligung 
an dieſer augelagt hat. Die franzöfifche Regierung wird deshalb binnen 
furzem drei Nationalölonomen als ihre Vertreter ri; ber Berliner Konferenz 
bezeichnen. Uebrigens wird die Regierung ihre Teilnahme an gewiffe Bor: 


behalte fnüpfen. Die Antwort der franzöfiichen Regierung wird auf biplo- 
matifchen Wege übermittelt werben. | 


2. März. Der Minifter des Innern Conſtans tritt wegen 
perjönlicher Differenzen mit dem Präfidenten Tirard zurüd und 
wird durch den radikalen Bourgeoiß erjegt. 

8. März. Dreyfus interpelliert in der Deputiertenlammer 
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das Minifterium wegen des ftattgehabten Miniſterwechſels. Ob- 
gleich das Kabinet ein Vertrauensvotum erhält, läßt die Debatte 
doch die Stellung Tirards ala ſehr unficher erjcheinen. 


5. März. Der König von Dahome eröffnet Feindfelig- 
feiten gegen die frangöfiiche Guinea-Kolonie. Mehrere Europäer 
werden gefangen; ein Angriff der Armee des Königs bei Kotonu 
bon den Franzoſen zurüdgejchlagen. 

6. März. Erlaß des Minifter8 des Auswärtigen, Spuller, 
an ben franzöfiichen Botjchafter in Berlin über die Berliner 
Konferenz: 

Spuller erinnert daran, daß bie eg | zur Berner Konferenz 
durch die Vorficht der Schweiz erleichtert war, diefer Konferenz den Charakter 
einer ausſchließlich technifchen und Se arg — zu wahren; fie 
ſollte eine einfache internationale Enquete ſein, deren Konklufionen feine 
pofitive Sanktion erforberten. Yhr Programm vermied die Trage der Be: 
ſchränkung ber jugendlichen Arbeiter, andrerſeits verpflichteten die zu faſſenden 
Beichlüffe die Regierungen nicht, welchen diejelben in Form —— Vor⸗ 
—3* mitgeteilt werden ſollten. Die praktiſchen Vorſchläge einer ſolchen 

ethode werden dem Berliner Kabinet ſo wenig als uns ſelbſt entgangen 
ſein. Niemand, in der That, kann ſich über die Schwierigkeiten aller Art 
täufchen, welche die Regelung und ſelbſt bie einfache Prüfung fo umfang» 
reicher und belifater ragen auf einer internationalen Konferenz ſowohl in 
ber Berfchiebenheit ber Gelehgebung, ber Urbeitöbedingungen und des ſozialen 
Lebens wie in dem unvermeiblichen Konflikt ber Sntereiien begegnen muß, 
welchen zu beraten bie Aufgabe fein würde. Auf keinen Fall könne eine 
Beichräntung des Arbeitätages in Frage fommen, welche wenigftens für die 
jugenbliden Arbeiter eng verknüpft ift einerjeit3 mit den Prinzipien, auf 
welchen bie politifche 5 Benin ber verfchiedenen Staaten beruht, und 
andrerſeits mit den allgemeinen Bedingungen der gewerblichen Produktion, 
welche ala ausschließlich der inneren ftaatlicden Ordnung angehörig betrachtet 
werben muß und daher nicht zweckloſerweiſe (inutilement) der diplomatischen 
Diskuſſion unterzogen werben ſollte. Es erfcheint mir unabweislich und im 
Intereſſe des Wertes felbft, zu welchem wir eingeladen find, diefen Puntt 
ſchon jeßt feftzuftellen, um jedem etwaigen Mißverjtändnis für bie Zukunft 
vorzubeugen. Im übrigen ift die franzöfiiche Regierung mit diefem Bor: 
behalt, deſſen Abficht und Bedeutung die Reichskanzlei, wie ich überzeugt 
bin, zu würdigen wiſſen wird, vollftändig geneigt, im Prinzip der projef: 
tierten Konferenz in Berlin zuzuftimmen. 

8. März. Der Unterftaatsfetretär für die Kolonien Etienne 
- beantwortet eine Interpellation über die Beziehungen Frank— 
reichs zu dem Negerkönigreih Dahomey: 

Die auf Verträgen beruhenden Anfprühe und Rechte Frankreichs 
mwürben jet von dem neuen Könige beftritten und mißachtet. Er ſei mit 
einen Banden in bad unter dem Schuß der Republif ftehenbe a ai 

orto Novo eingefallen und habe bort Razziad veranftaltet. Die Opfer 
diefer Jagden wurden ermordet oder ald Sklaven verkauft. Als der fran- 


che Gouverneur Dr. Bayol fich nach Abome, der Hauptftabt bes Königs 
legle, begeben habe, jei er dort 33 Zage — man könne jagen ala Ge: 
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fangener --- zurüdbehalten und gezwungen worben, ben jcheußlichen Den: 
ichenopfern beizumohnen. Troßdem habe er dem Könige vorgehalten, daß 
die Verträge erfüllt werben müßten, habe aber eine hejtige und unverſchämte 
Antwort erhalten. Da habe Bayol die Stimmung und die Sachlage erkannt 
und babe nach feiner Rüdkehr zur Küfte zum Sub des Lebens und bes 
Eigentums ber bort anfäffigen fFranzofen zwei Kompagnien eingeborener 
jenegalefifcher Schügen verlangt. Auf diejes Gejuch hin habe er, der Unter: 
ftaatsfekretär, ihm drei Kompagnien geſandt, und bereit? am Tage nad) 
ihrer Ankunft jeien fie — * worden. Die franzöfiſchen Truppen in 
Kotonu hätten den Anſturm der Dahomenſer ſiegreich zurückgeſchlagen, leider 
aber ſeien einige Franzoſen unklugerweiſe in Weida zurückgeblieben und dort 
von einem Händler, der ſich für einen Portugieſen ausgebe, verraten und 
gefangen fortgeführt worden. Die Regierung habe bis jetzt ihre Pflicht in 
jeder Weiſe erfüllt. Der Redner ſchließt: „Wenn uns nicht volle Genug: 
thuung zu teil wird, müſſen wir die nachdrüdlichften Maßregeln ergreifen, 
nit um Dahome zu erobern, ſondern um ihm eine heilſame Lehre zu er: 
teilen. Auf jeden Fall müffen wir mit genügenden Mitteln einjchreiten, 
denn wo die franzöſiſche Fahne weht, muß ihr Achtung verjchafft werben.“ 

8. März. Billot wird zum Botjchafter bei dem Qui— 
rinal ernannt. 

13. März. Der Senat äußert fich gegen bie Abficht der 
Regierung, in dem Verhältnis zur Türkei mit Ablaufen des jegigen 
Handelsvertrages bis zum Abjchluffe eines neuen den Vertrag 
von 1802 und damit die Meiftbegünftigungsflaufel proviſoriſch 
eintreten zu laffen und verlangt die Herftellung eines bejonderen 
“modus vivendi mit der Türkei. 

13. März. Da das Minifterium annimmt, daß auch die 
Kammer ebenfo urteilen werde, reicht Zirard die Entlaffung des 
Kabinet? ein. 

17. März. Das neue Kabinet ift wie folgt gebildet: 
Freycinet Borfig und Krieg, Conſtans Inneres, Fallieres 
Juſtiz (früher Unterricht), Ribot Auswärtiges, Rouvier Yinan- 
zen, Barbey Marine, Bourgeois Unterricht (früher Inneres), 
Develle Aderbau, Jules Rohe Handel und Guyot Arbeiten. 

18. März. (Kammer) Die Erklärung bes neuen Mi— 
niſteriums wird verlefen. Dieſelbe jagt: 


„Das Kabinet hat das lebhafte Bewußtjein feiner Verantwortlichkeit 
und feiner Pflichten. Es wird jeine Haltung nad) den Wünfchen, welchen 
das Land Ausdrud gegeben, einrichten. Wir werben, wie unfere Vorgänger, 
nicht bloß die republifanifchen Inſtitutionen verteidigen, fondern das ge: 
jamte bemofratifche Werk, welches wir den früheren Legislaturen verbanten. 
Wir richten im gleicher Weife einen herzlichen Appell an alle Fraktionen 
ber republifanijchen Partei, und werden aus benjelben ein Bündel aller 
Kräfte zu machen fuchen. Wir fchliegen niemanden aus und werben auf 
bem Boden der Republif alle Männer guten Willens, welche mit uns an 
ber Entwidlung ber wirtichaftlichen und fozialen Reformen arbeiten wollen, 
willtommen heißen. So werden wir dazu gelangen, biefe Weite, offene, 
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bulbfame und friebliche Republik zu gründen, welche ber definitive Zuftand 
und das erwünjchte Ende ber Kämpfe, die wir zu beftehen habeı, if. Das 
Zand bekräftigte feinen Willen, die Grundlagen des Zollſyſtems zu erneuern; 
ed wartet mur das Erlöjchen ber Hanbelsverträge im Jahre 1892 ab, um 
neue Zarife feftzuftellen, und verlangt nach wohlbebachter Prüfung einen 
wirfjameren Schuß des Aderbaues und der nationalen Arbeit. Die Regie: 
rung jchließt fich offen diefem Gedanken an und wird Maßregeln treffen, 
damit im Jahre 1892 nicht? der freien Entſcheidung im Wege ſtehe, felbit 
nicht die Rüdfiht auf eine befreundete Nation, deren Handelsbeziehungen 
mit Frankreich jüngft den Gegenftand der Beratungen des Senats gebildet 
de n. Wir befinden uns in einer Epoche fozialer Umgeftaltung, wo die 

ge ber Arbeiter mit Recht der Gegenftanb neuer Erwägungen if. Die 
erfte Pflicht ber öffentlichen Gewalten ift, dad Auge nach den arbeitfamen 
Bevölkerungen zu richten und ihnen den Uebergang in eine befjere Lage zu 
erleichtern. Keine Regierung kann fich dieſer Pflicht entziehen, und bie Re: 
publit muß fi) mehr ala jede andere von berjelben durchdringen laffen. 
Wir werben bald Gejege vorjchlagen, welche den Zweck haben, die Unter: 
ſtützung und Fürſorge, ben Geiſt der Gegenjeitigfeit, mit einem Wort alle 
Elemente fortjchreitender Verbeſſerung des Loſes der Arbeiter und ber Sicher: 
heit für ihre alten Tage zu entwideln. Wir halten es nicht für notiwendig, 
in ein detailliertes Programm einzutreten und Entwürfe aufzuzählen, welche 
durch die Ereigniffe manchmal dazu verurteilt werben, bloß Verſprechungen 
eblieben zu fein. Sie werden und nad unfern Handinngen beurteilen. 

ir tradhten danach, eine Regierung in der wahren Bedeutung des Wortes 
u fein. Die Regierung hat nicht bloß die Gejeße im Innern zur Aus: 
——— zu bringen und Frankreich nach außen Achtung zu verſchaffen; ihre 
Aktion muß in allen Bekundungen des nationalen Lebens geübt werben. 
- Allenthalben muß ber Bürger fühlen, daß die Handhabung der öffentlichen 
Angelegenheiten nicht dem Zufall überlafjen ift, ſondern einem feften, ftetigen 
Impulſe folgt. Selbſt bie parlamentarische Mehrheit muß da wiſſen, daß 
fie vor fich natürliche Ratgeber hat, die bereit find, ihre Meinung über alle 
ragen fundzugeben, und die fich nicht ſcheuen, ſich an die Spike zu ftellen, 
um in ihre Arbeiten Ordnung und Methode zu bringen. Eine Polche Re: 
gierung vermögen wir zu fein; e3 hängt von Ihnen ab, daß wir fie werben, 
indem Sie una Ihr Bertrauen gewähren. Wir glauben basjelbe durch 
unfern feften Willen, unfre Entjchlofjenheit, unjern Wunfch nach Fortſchritt, 
unfre Hingebung an frankreich und die Republik zu verdienen.“ 


Bon der Kammer wird eine Tagesordnung mit 318 gegen 
78 Stimmen angenommen, welche Vertrauen zu dem Minijterium 
ausſpricht. Die Rechte enthält fich der Abftimmung. 


20. März. Unter den Bevollmächtigten zur Berliner 
Konferenz kommt es zu Zwiftigleiten, indem Delahaye auch 
Schugmaßregeln für erwachjene Arbeiter beantragen will, was bie 
franzöfifche Regierung von vornherein abgelehnt Hatte. 


21. März. (Senat.) Präfident Leroyer verlieft ein Schreiben 


Naquets, 
in welchem biefer feine Entlafjung ala Senator gibt und erklärt, er 

babe das Mandat des beichräntten Stimmrecht? nur angenommen, um das 

Gejeß, betreffend die Eheſcheidung, zur Annahme zu bringen, er ſei jedoch 
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ftet3 ein Gegner des Zweikammerſyſtems geweſen; er entjcheide ſich jekt für 
bie — * direkten Stimmrecht hervorgeheude Kammer 


März. Aus Anlaß des Rüdtrittes des Fürften 
— erkennen die meiſten Blätter ſeine Verdienſte um die 
Erhaltung des Friedens an. 

8. April. Die Redakteure der „Egalite“ werden wegen 
Aufreizung zur Ermordung des Miniſters Conſtans, zum Morde 
von Deputierten, ſowie zum Verbrechen gegen die Staatsſicherheit 
zu Gefängnisſtrafen verurteilt. Ein Artikel, der zur Ermordung 
des deutſchen Kaiſers auffordert. wird nicht zum Gegenſtand einer 
Anklage gemacht. 

12. April. In der Anklagtjache wegen sen von 
Altenftüden in dem Boulangerprogeß werden alle Angeklagten 
freigefprochen. 

20. April. An der Küfte von Dahomey ſtößt eine fran- 
zöfifche Abteilung von 350 Mann bei einer Rekognoszierung auf 
den vom König von Dahomey perjönlich befehligten Feind; berfelbe 
wirft die Franzoſen nach zweiſtündigem Kampfe unter den Mauern 
Porto Novos zurüd und verfolgt fie eine Strede weit. 


20. April. Auf einer Reife nah Südfrankreich wird 
Garnot überall mit Begeifterung begrüßt; er befucht au) Corſika. 

28. April. (Paris) Eine Anzahl anardiftiicher Agi: 
tatoren wird verhaftet. (In den nächſten Tagen ebenjo in an: 
deren Städten.) 

‘28. April. Bei den Gemeindberatswahlen werden 8 Kon: 
jervative, 12 Republifaner und nur 1 Boulangift definitiv gewählt. 
Stichwahlen haben 59 ftattzufinden. 

29. und 30. April. Ein Kriegsſchiff bombardiert die zum 
Königreih Dahomey gehörende Stadt Weidah. 

30. April. (Paris) Die Unterfuhung in dem Re: 
baftionsbureau des Anardiftenblattes „Aſſaut“ ergibt das 
Vorhandenfein von 1500 eifenbejchlagenen Knütteln. 

1. Mai. (Paris) Bei einem Renkontre in ber Zir— 
fusftraße zwijchen Kavallerie und Manifeftanten werden etwa 30 
ber leßteren verwundet. Gegen 10 Uhr abends findet die Polizei 
beim Auflöfen einer Gruppe Neugieriger auf ber Place de la Re 
publique einen ſchwachen Widerftand. 500 Berhaftungen erfolgen 
im ganzen. 

1. Mai. Cine Abordnung, beftehend aus den Abgg. Bau- 
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din, Thivrier und Ferroul, den Gemeinderäten Guesde und Baillant 
und jech® Arbeiterdelegierten, langt um 2 Uhr in der Kammer an 
Der Kammerpräfident Floquet empfängt nur die drei Abgeorbneten. 

4. Mai. Bei den Stihwahlen für den Parifer Ge- 
meinderath werden 52 Republikaner verfchiedener Farbe, 6 Kon- 
fervative und nur 1 Boulangift gewählt. Sämtliche Blätter er- 
Hären die Niederlage des Boulangiamus für definitiv. 

8. Mai. Ein Defret des Präfidenten der Republik reorgani- 
fiert den Generalftab, befjen Chef künftig nicht mehr Stabächef 
des Minifters, ſondern der Armee heißen ſoll, und ernennt General 
Miribel zum Generalftabächef. 


10. Mai. (Deputiertenlammer.) Der Sozialiſt Boyer 
interpelliert wegen der anläßlich der Kundgebung am 1. Mai 
getroffenen Vorkehrungen und ergeht fih in Anjchuldigungen gegen 
die Polizei. Minifter Conſtans antwortet, die Kundgebung habe 
einen politiihen Charakter gehabt; er lobt die Polizei, für welche 
er die Berantwortung übernehme ine das Berhalten der Re- 
gierung billigende Tagesordnung wird mit 394 gegen 57 Stimmen 
angenommen. 

10. Mai. Im Minifterrat erflärt der Marineminifter Bar- 
bey, er babe Depejchen, welche die Befreiung der in Dahomey 
gefangenen Europäer ankündigen. Der König von Dahomey habe 
in den legten Tagen den Kommandanten des Blokadegeſchwaders 
im Golf von Benin, Yournier, benachrichtigt, er könne die Ge- 
fangenen abholen. Fournier habe verlangt, daß die Gefangenen 
an Bord des Schiffes „Seine“ gebracht würden, und Genugthuung 
erhalten. Die Unterhandlungen mit dem König von Dahomey 
fönnten wieder aufgenommen werben. 

16. Mai. Der internationale Telegraphenkongreß wird 
mit einer Begrüßungsrede de3 Handelsminiſters Roche eröffnet. 
Zum Präfidenten der Zariflommijfion wird Hade (Deutichland), 
der Reglementslommiffion Baron (frankreich) gewählt. 

17. Mai. Die Blätter veröffentlichen einen Brief Bou— 
langer3 an Laiſant, worin er das Boulangiftenfomitee für auf- 
gelöft erklärt. 

29. Mai. (Paris) 11 Rujfen und 4 Ruffinnen werden 
bei der Fabrikation von Sprengftoffen ertappt und verhaftet. 

3. Juni. Der Herzog von Orleans wird begnadigt unb 
über die Grenze gebracht. 

Europ. Geſchichtskalender. Bb. ZIXL 16 
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4. Juni. Der Marquis de Mores wird vom Zuchtpolizei- 
gericht wegen Aufreigung zu Anfanımlungen anläßlich der Demon- 
jtration vom 1. Mai zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 

5. Juni. Der Herzog von Orleans erläßt ein Manifeft 
an die Refruten jeiner Altersklaffe, in welchen er erklärt, er ver: 
zichte nicht auf die Hoffnung, dem Baterlande zu dienen. 

5. Juni. (Kammer.) Der fozialiftifche Deputierte Dumay 
verlangt, die Regierung wegen ber Freilaſſung des Herzogs 
von Orleans zu interpellieren. 

Er verlangt zu wiſſen, von welchen Erwägungen fich die Regierung 
bei der Begnadigung des Herzogs hätte leiten lafjen, während Familienväter 
die Opfer einer fehlerhaften Organifation jeien, wie fi) aus der Verhaftung 
der ruſſiſchen Nihiliften ergebe. Es fei dies eine reaktionäre Politik. Frey— 
cinet erwiderte, der Gedanke zur Freilaſſung des Herzogs von Orleans ſei 
dem Präfidenten Garnot gelommen, als er auf feiner jüngften Reife bei 
Glairvaur vorüberlam. Die Politik fei diefer Maßregel vollftändig fremb. 
Die Republif fei ftark genug, um nicht vor einem derartigen Alte der Milde 
zurücdzufchreden. Es ſeien erft kürzlich LFegnadigungen für Streifvergehen 
erfolgt, und tweitere Begnadigungen würden demnächit folgen. De Freycinet 
verlangt Annahme der einfachen Tagesordnung, welche mit 313 gegen 194 
Stimmen von der Kammer angenommen wird. 

7. Juni. Im Ministerrat unterzeichnet Präfident Carnot 
auf den Borjchlag des Juftigminifters Fallieres ein Dekret, durch 
welches 72 Individuen, die aus Anlaß von Streiks verurteilt 
worden find, ganz oder teilweife begnadigt werben; nur 24 In— 
dividuen, meiſtens fchwer gravierte Ausländer, bleiben im Ge— 
fängnis. 

10. Juni. (Paris) Die Sozialiften halten unter dem 
Vorſitz des Abg. Ferrouls eine große VBerfammlung ab und erheben 
darin gegen die Verhaftung ruſſiſcher Studenten Proteft. 
In leidenjchaftlicher Rede verurteilt Jules Vaillant das Vorgehen 
des Miniſters Conſtans und fordert für die Rufen das Recht, fi 
vom Joche des Zaren felbjt mit Hilfe von Dynamit zu befreien. 

10. Juni, Die franzöfifche Regierung bejchließt, die brafi- 
lianiiche Republik anzuerkennen, nachdem bie brafilianifche 
Regierung der jchiedögerichtlichen Entjcheidung über die ftreitigen 
Gebiete zwiichen Franzöfiſch-Guyana und Brafilien, der Aufhebung 
des Ausgangszolls auf Kautſchuk und der Regelung der Fremden— 
frage zugeftimmt bat. 

19. Juni. Der Cherhandelsrat befchließt, daß die alten 
Danbeläverträge (zum Jahre 1892) jämtlich zu kündigen, neue 
auf gleicher Bafis mit langer Zeitdauer nicht abzufchließen, und 
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Unterhandlungen wegen neuer Hanbelöverträge mit kurzer Zeitdauer 
einzuleiten jeien. 

19. Juni. Der Telegraphenkongreß hält feine letzte ge- 
ichäftliche Sigung. Zwiſchen Deutjchland, Rußland, Schweden und 
Rorwegen, Frankreich, Spanien, Portugal, Griechenland und Bul- 
garien ijt ein Abkommen betreff3 bedeutender Tarifreduktionen ge— 


troffen. 

21. Juni. (Kammer) Der Bericht über die Petitionen 
der Aktionäre und Obligationäre de8 Panama-Unternehmens 
beantragt die Uebermittlung ber Petitionen an die Regierung. _ 

Juftizminifter Fallieres antwortet, die Staatögewalt habe ſich nie 
mit bem Unternehmen jolidarifch erklärt, gleichwohl ſei die Regierung nicht 
unempfindlich gegen das Mißgeſchick besjelben. In einigen Tagen werde 
der Liquidator die Sachlage darlegen können. Wenn fih ein Anlaß zum 
erichtlichen Einfchreiten herausstellen werde, werbe der Juſtizminiſter feine 
Bricht thun. Fallieres acceptiert die Ueberweifung ber Petitionen an bie 
Regierung, aber ohme jede Berantwortlichkeit für die Regierung. 

4. Auguft. Der Präfident erläßt eine große Anzahl Be- 
gnadigungen ber wegen Streils Berurteilten. 

5. Auguft. Eine Konvention mit England betreffß der 
afrikanischen Befigungen wird unterzeichnet (f. dort). 


Anfang September machen die Enthüllungen des Abg. 
Mermeir über Boulangerd Abhängigkeit von den Monardhiften 
und die von bort ihm zugefloffenen Unterftüßungen großes Aufſehen. 

Anfang September. In Anlaß der in Guinea zum Stapel- 
lauf eines Kriegafchiffes erwarteten Anwejenheit des Königs 
Humbert bejchließt die Regierung, daß Gejchwader von Toulon 
zu feiner Begrüßung dorthin zu fenden; zu allgemeiner Ueber— 
raſchung wird das Eintreffen des Königs plößlich dementiert. 

11. September. Eine boulangiftijhe Wählerverjamm- 
lung Sprit dem Berfaffer der boulangiftiichen Enthüllungen 
Mermeir ihr Mißtrauen aus und fordert denjelben auf, fein 
Mandat als Deputierter niederzulegen. 


15. September. Auf dem Militärbanfett zu Jonzac nad 
den großen Mandvern trinkt General Ferron auf den ruffifchen 
Hauptmann Kabalow und jagt: 


Rußland befigt in feiner unvergleichlichen Armee ein Mittel, um 
Koalitionen aufzulöjen. Erheben wir die Gläſer auf die Schweiterarmer, 
auf die ruffifche Armee! Kabalow antwortet, indem er die franzöfiiche Armee 
der Zuneigung der ruffifchen verficherte. 


23. September. Der in Paris unter Vorſitz des Kardinals 
16* 
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Lavigerie zufammengetretene Antiſklavereikongreß faßt mehrere 


Rejolutionen: 

Hienach teilt ſich der gefamte Antifflavereiverein in nationale Ko: 
miteed mit jelbitändiger Organijation und Thätigfeit. Der Kongreß rechnet 
vor allem auf friedliche Mittel, namentlich auf die moraliſche Wirkjamteit 
der Miffionare. Die Nationalkomitees jollen die Opferwilligfeit der Leute 
und die Mitwirkung von Freiwilligen unter ben von ber Brüffeler Kon: 
ferenz ausgeſprochenen Bedingungen anregen. Der Kongreß bejchließt ferner, 
dem Wunfche Ausdrud zu geben, daß der Papft eine jährliche Sammlung für 
die Antijlavereibeftrebungen anordne. Hierauf wird der Kongreß gejchlofien. 


23. September. In Anlaß der Enthüllungen über feine Be— 
jiehungen zu Boulanger veröffentlicht der Graf von Paris 


ein Schreiben an den Senator Bocher, in welchem er jagt, 


er wolle "bei feiner Abreife von Europa (nach Amerika) nicht unter 
den Drud von Srrtümern und Berleumdungen bleiben, welche durch bie 
jüngfte Zeitungäfehde erzeugt worden feien. Er glaube, die Jntereffen der 
monarchi chen ig in einem fchtwierigen Zeitpunfte richtig verftanden zu 
haben. Bon der Republif verfannt, habe er bie Waffen ergriffen, bie he 
ihm ſelbſt geliefert habe; er bebauere nicht, fich derfelben bedient zu haben, 
um die republifanifche Partei zu zeriplittern. Als Vertreter der Monarchie 
dürfe er feine Gelegenheit vorübergehen laſſen, ihren Triumph vorzubereiten. 
lie habe er einen anderen Zweck verfolgt, nie etwas anderes erftrebt, ala 
was frankreich ſelbſt gewollt habe. Heute wünjche er nur, daß fich jeine 
freunde nicht durch gegenfeitige Ei uldigungen aufhalten Lafjen, daß fie 
laut ihren Glauben an das monarchifche Prinzip beftätigen, daß fie fich ver: 
einigen, um ben Kampf fortzufegen. Sie würden nur bad Vertrauen Frank— 
reichd verdienen, wenn fie Bertrauen in fich jelbft, in ihre gute Sache und 
in Gott hätten. 


Oktober. Mit dem König don Dahomey kommt eine 
Vereinbarung zu jtande, welche beftimmt, daß der Beſitz von 
Kotonu und das Proteftorat über Porto Novo von Dahomey in 
Zufunft reſpektiert werde. Alle früheren Verträge bleiben in Kraft. 
Für die Abtretung der Zölle in Kotonu zahlt Frankreich dem König 
jährlich 20,000 Francd. (Der Admiral hatte al dritten Punkt 
in dem riedensvertrage mit dem König von Dahomey die Ein- 
jeßung eines franzöfifchen Refidenten in Whyda und die Errichtung 
einer franzöſiſchen Garnifon dafelbft verlangt; der König hatte dies 
jedoch abgelehnt.) 

28. Oktober. (Paris.) Die Hochzeit der Tochter des ruffi- 
ichen Botjchafters dv. Mohrenheim mit einem Kieutenant De 
Seze findet ftatt. Eine große Volksmenge begrüßt den Hochzeits— 
zug auf dem Hin- wie auf dem Rückwege mit Hurrarufen; vielfach 
hört man auch „E3 lebe Rußland!" „Es lebe der Botjchafter!“ 
Es lebe Frankreich!“ rufen. — Der Bräutigam wird in dieſem 
Anlafje zum Kapitän befördert. 
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4. November. In Lyon wird eine Anzahl von Anar- 
hijten verhaftet. 

12. NRovenber. (Algier) Kardinal Lavigerie gibt dem 
Stab des Mittelmeer-Gejchwabderd ein Dejeuner und fagt dabei in 
einem Zoaft: Die Eintracht jei notwendig und der erfte Wunſch 
ber Kirche und der Geiftlichkeit; es fei patriotifche Pflicht, zu der 
gegenwärtigen Regierungsform ohne Hintergedanfen zu halten, 
weil dieſe die wiederholte Zuftimmung der Nation erhalten habe 
und weil auf der Eintracht das Heil des Vaterlandes beruhe. Er 
wünſche, die Geiftlichkeit Frankreichs fich diefen Ideen anjchließen 
zu jeben, und fürchte, mit diefem Wunjche von feiner autorifierten 
Stimme de3avouiert zu werden. Am Schluß läßt der Kardinal 
die Marfeillaife fpielen. 

15. November. (Rammer.) Beratung des Marineetat2. 
Berichterftatter Gerville Reache erklärt, 

er halte die Zahl der Marineoffiziere und der Schiffe für unzuläng: 
ld; die Marine Frankreichs müſſe dem vereinigten Marinen Teutichlands 
und Italiens gleich fein. Für dad Material ſeien 164 Millionen erforder: 
lich, 16 Millionen für die Verteidigung ber Häfen. Die Marine müjje 
ebenſo ftarf jein, wie die Armee, um die Rechte und Intereſſen Frankreichs 
zu verteidigen. Der Marineminifter verfichert die Kammer der fräftigiten 
Mitwirkung der Regierung für die angedeuteten Reformen; e3 fei allerdings 
notwendig, daß frankreich eine mächtige Flotte habe. Eine bejondere Kom: 
milfion zur Prüfung bes Marineetats wird eingejeht. 

16. November. ‚ Das in London erfcheinende anardhiftiiche 
Blatt „International“, welches unter der Maske einer reli= 
gidjen Broſchüre in Paris eingeführt wurde, wird von der franzö— 
fiichen Regierung verboten. Ein Artikel der legten Nummer hatte 
die Aufforderung an die Anardiften enthalten, die Große Cper in 
die Zuft zu fprengen. 

30. November. Anläßlich der Schlußſitzung des Katholiken— 
fongrefjes in Nantes hält Bijchof Freppel eine Predigt, worin 
er jeine Zuhörer auffordert, die Revolution und deren Prin— 
zipien raftlos zu befämpfen und der Kirche hiedurch zum Siege 
zu verhelfen. 

10. Dezember. (Kammer.) Das Budget wird angenom= 
men, indem zum erjtenmal auch ein großer Zeil der Monarchiſten 
dafür dotiert. 


vo. 
Italien. 


1. Januar. Die Reuterſche Agentur berichtet folgende Aeuße— 
rung König Humberts gegenüber einer Deputation von Ab— 
geordneten: 


„Es war eine Zeit, in der ich nicht gewagt hätte, auch nur für 14 
Tage für den Frieden einzuftehen; jet aber find wir ruhiger, da das rap- 
rochement zwijchen Deutichland und Rußland bie —— bes 
Friedens unterſtützt.“ 


1. Januar. Kaiſer Wilhelm und König Humbert tauſchen 
Glückwunſchtelegramme aus, desgleichen Bismard und Crispi. 
In des letzteren Telegramm heißt es: er ſei glücklich mit dem 
Fürſten Bismarck zuſammen zu arbeiten zum Wohlergehen beider 
Länder und zum Beſten des Friedens, deſſen ſie bedürfen. 

3. Januar. Der König unterzeichnet das Dekret über Or— 
ganiſation der Civilverwaltung in allen afrikaniſchen 
Beſitzungen, welche den Geſamtnamen „colonia eritrea“ erhalten. 
Ein Gouverneur, dem drei Kolonialräte zur Seite ſtehen, führt die 
Verwaltung in unmittelbarer Abhängigkeit von den einzelnen Mi— 
niſterien; er iſt zugleich Oberkommandant der Militärmacht. 

15. Januar. Der Kronprinz (Prinz von Neapel) tritt eine 
Reife in den Orient an. 

18. Januar. Tod des Prinzen Amadeus, Herzogs von Aoſta, 
Erkönigs von Spanien. 

22. Januar. Beſtattung desſelben. König Humbert macht 
bei dieſem Anlaß vergebliche Verſuche die anweſenden Prinzen Je— 
rome und Viktor Napoleon zu verſöhnen. 

1. Februar. In Neapel finden Studentenunruhen ſtatt; 
die Univerſität wird geſchloſſen. 

2. Februar. Adua in Abeſſinien wird beſetzt, aber wieder 
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geräumt; da eine Verſchwörung fcheinbar bundesfreunblicher Häupt- 
linge entdedt wird, welche barauf abzielt, Maſſauah bei der weiten 
Entfernung der italienifchen Hauptmacht zu überfallen. 

6. Februar. (Abgeordnetenfammer.) Die Anfrage des 
irredentiftiihen Imbriani wegen bes amtlichen Verbot? der Ge- 
denkfeier der römiſchen Republit vom Jahre 1849 beant— 
wortet Crispi dahin, daß die Regierung glaube, ed handle fich 
dabei nicht um die Feier einer geichichtlichen Thatjache, fondern 
vielmehr darum, Ereigniffe in Erinnerung zu bringen, welche Franf- 
reich unangenehm berühren könnten. Italien befinde fich aber in 
ausgezeichneten Beziehungen zu Frankreich und wolle fie erhalten. 

8. Februar. Kardinal Pecci, Bruder des Papites, ftirbt. 

13. Februar. (Deputiertenlammer.) Bei der Budget: 
beratung erklärt der Finanzminifter, der Fehlbetrag, der im leh- 
ten Finanzjahre 250 Millionen betragen babe, werde im nächſten 
Jahre nur 32 Millionen ausmachen. Man fönne daher abwarten, 
ob den Steuerträgern nicht neue Opfer zu eriparen jeien. Der 
Minifter weit ziffermäßig nach, daß die Beichaffenheit des italieni- 
ſchen Budget3 feineöwegs eine ausnahmsweije ſei und man daher 
fein Recht habe, die Feſtigkeit des italienischen Kredits in Zmeifel 
zu ziehen. 

15. Febr. Die Kammer nimmt das Budget pro 1890 91 an. 

27. Yebruar. Ein neu veröffentlichtes Grünbuch über die 
Bejegung von Keren-Asmara enthält eine Tepejche vom 25. 
Juli 1889, aus welcher hervorgeht, daß ein Vertrag zwiſchen Italien 
und Aethiopien das Recht Italien auf Keren und Asmara an— 
erkennt. 

26. Februar. Die „Agenzia Stefani” erfärt die Nachricht 
eines neapolitaniichen Blattes, daß König Menelif eine Pro: 
tejtnote gegen Italien an die Mächte gerichtet habe, für unrichtig. 
Die Nachricht ſei augenfcheinlich dadurch veranlaßt, daß König 
Menelik jeine Thronbefteigung den Mächten direft angezeigt, weıl 
er damal3 feinen amtlichen Vertreter Ytaliens zur cite gehabt 
habe. Tie italienische Regierung habe unter Werüdfichtigung der 
damaligen Verhältniffe erklärt, daß fünftighin ſolche Vkitteilungen 
gemäß der vom Könige Menelif eingegangenen Verpflichtungen nur 
durch Vermittlung der italienischen Regierung erfolgen könnten, 

4. März. In der Kammer wird ein Grünbucdh über 
Aethiopien (Abejjinien) verteilt. Dasſelbe umfaßt die Zeit vom 
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15. Januar 1857 bis 9. September 1889. Die Schriftftüde be— 
ginnen mit den erften Verſuchen Gavours, durh Miffionare Be— 
jiehungen mit Abejfinien anzufnüpfen, und reichen bi® zum Ab— 
ichluffe des Bertrags mit Menelif am 2. Mai 1889. Art. 17 
lautet: Der König von Nethiopien willigt ein, bei Verhandlungen 
mit anderen Mächten oder Regierungen fich der Bermittelung der 
Regierung des Königs von Italien zu bedienen. 


Erispi legt den TFriedend- und Handelsvertrag mit 
dem Sultan von Haujja vor. 


7. März. In Mailand werden 23 Anardiften verhaftet. 

7. März. (Kammer.) Bei der Interpellation Imbriani 
betreff3 der afrifanifchen Politik der Regierung erklärt Crispi: 

Die Politik der Regierung werde, wenn ſich erft einmal die Leiden: 
ichaft der politifchen Parteien gelegt haben werde, als ruhmreich für das 
Land beurteilt werden. Das Hauptziel der italienifchen Politik fei geweſen, 
eine Kolonie zu gründen und den Handel zu heben. Weder die Offupation 
des Landes von Maceb bis Seren noch die Weiterentwidelung der italieni: 
ſchen Okkupation würde jemals die Eiferſucht Englands erregen. Die Regie: 
rung befinde fich im vollen Ginverftändnig mit England. 


Die Kammer nimmt die Erflärungen Crispis an und faßt 
auf Antrag Garibaldis den Beichluß: „Die Kammer billigt die 
Richtung und einſichtsvolle Leitung der afrifanijchen 
Politik und geht zur Tagesordnung über.“ 

Der Kammerpräfident Biancheri reicht wegen des Vor: 
wurfes von Grispi, daß er ihn nicht genügend gegen die Angriffe 
Imbrianis geſchützt habe, feine Entlaffung ein; die Kammer nimmt 
auf Crispis Befürwortung diefelbe nicht an. 

12. März. In der Deputiertenfammer legt Crispi einen 
Gejegentwurf, betreffend die Errichtung eines Nationaldenftmals 
für Mazzini in Rom vor und verlangt die Dringlichkeit für die 
Beratung. 

21. März. (Deputiertenfammer.) Bei Beratung des An- 
trags auf Verhaftung des Deputierten Coſta erklärt Erispi, 
er lehne jede Motion ab, wodurch die Verhaftung verhindert werde, 
und bitte die Kammer, gemäß dem Antrag der Kommilfion der 
Berhaftung zuguftimmen. Die Kammer lehnt die Motion auf Ver: 
ichiebung der Verhaftung mit 181 gegen 104 Stimmen ab, ferner 
die Nichtgenehmigung der Verhaftung mit 159 gegen 109 Stimmen, 
nimmt dagegen den Antrag der Kommilfion auf Verhaftung Eoftas, 
mit großer Majorität an. 

22. März. (Deputiertentammer.) Anläßlich der Debatte 
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über die Haftentlaffung Sbarbaros, welche mit 159 gegen 
59 Stimmen abgelehnt wird, erklärt Grispi, die Bezeichnungen 
Rechte und Linke feien bedeutungälos geworden; das freiheitliche 
Syſtein ſei die einzige Richtſchnur der Regierung. 

24. März. Auf die Nachricht von der Demifjion des 
Hürften Bismard telegraphiert Grispi dem Fürſten: Zurück— 
tretend von der Stelle, zu welcher das Vertrauen dreier Kaiſer ihn 
berufen, Hinterlafje der Fürſt Deutfchland ein koſtbares Erbteil in 
der Politik des Friedens. Ferner gibt Crispi der Freundjchaft und 
dem unbegrenzten Vertrauen für den Fürſten Ausdrud. Fürſt 
Bismard dankt für die herzlichen Worte, die ihn ala ein Beweis 
der Gefühle von Vertrauen und Zuneigung erfreuten; er habe fich 
jtet3 glüdlich gefühlt, fich einem Staatsmanne wie Crispi gegen- 
über zu befinden, als fie die Gefchäfte ihrer Länder berieten, und 
bitte Grispi, mit feinen Nachfolger die vertrauensvollen Beziehungen 
weiter zu pflegen, die dem Intereſſe beider Länder ftet3 gedient 
haben, und ebenjo die Freundichaft aufrechtzuerhalten. 

König Humbert richtet an den Fürſten Bismard ein 
Schreiben in den wärmjten Ausdrüden. 

25. März. In dem Prozeffe gegen die vorigjährigen Arbeiter- 
unruben in Rom (Gejchichtäfalender 1889 ©. 240) werden zwei 
Arbeiter zu einem Jahr und zu vier Monaten Gefängnis ver: 
urteilt. 


27. März (Senat) Auf eine Anfrage des Senators 
Brioschi erwidert Crispi, die legten Ereigniſſe in Berlin hätten 
die auswärtige Politit Italiens nicht beunruhigt. Die Tripel- 
allianz bejitehe unverändert. 


Italien habe wohlgethan, in die Tripelallianz einzutreten. Fine an: 
dere Politik hätte noch größere Rüſtungen veranlaßt. Stalien ſei nicht 
mächtig genug, die Lage zu ändern. Da andere Nationen Millionen von 
Soldaten unter die Waffen jtellen, müſſe Stalien alles thun, um gegen alle 
Gventualitäten Front zu machen, welche den Frieden jtören könnten. Das 
Bündnis fer im Jahre 1882 abgeichloffen und er nur bemüht gemwejen, bie 
Wirkungen desjelben zu verbejlern. Eine Politik der Neutralität würde dem 
Zande bedeutendere Ausgaben und größere Rüftungen auferlegen. 


28. März. (Rom.) Infolge der Weigerung der Regierung, 
die Dedung bes ſtädtiſchen Defizit3 zu übernehmen, demiffioniert 
der Magiftrat. | | 

12. April. Die Regierung weiſt die Korrejpondenten der 
„Frankfurter Zeitung“ und bes „Figaro“ wegen angeblicher 
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ſyſtematiſcher Angriffe auf den italienischen Kredit aus dem Lande 
aus. Die Oppofitionsblätter greifen diefe Maßregel heftig an. 

17. April. Eine italienifche Eskadron begibt fi zur Be— 
grüßung des Präfidenten Garnot nad Toulon. 

21. April. In Neapel findet ein oppofitionelles® Ban— 
fett ftatt, bei welchem der ehemalige Minifterpräfident Nicotera, 
der ehemalige Finanzminifter Magliari und der ehemalige Juſtiz- 
minifter Tajani präfidieren. Magliari empfiehlt zur Wieder- 
berftellung des Budgets beträchtliche Erjparnifje in der Armee und 
Marine. 

26. April. Einem Rundſchreiben Erispis an jämtliche - 
Präfekten des Landes zufolge ift am 1. Mai jede Demonftration 
und jeder öffentliche Umgug zu Gunften des Arbeiterfeiertagd ver- 
boten. Die Behörden werden aufgefordert, Zumwiderhandlungen 
auf das energifchite entgegenzutreten. 

12. Mai. (Deputiertenfammer) Der Minifter des 
Schatzes, Giolitti, bringt eine Reihe Abänderungen zum Bud— 
get für 1890/91 ein 

und Fündigt die baldige Einbringung weiterer Abänderungsanträge, 
betreffend die Erfparung von 26 Millionen, darunter 10 beim Kriegsbudget, 
5 beim Marinebudget und den Reſt bei dem Budget ber öffentlichen Arbeiten, 
bed Innern und bes go an. ferner kündigt er an, der Arbeitsminiſter 
werde demnächſt eine Vorlage einbringen, betreffend die Verminderung der 
jährliden Emiffionen von Gifenbahnobligationen auf 65 Millionen. Das 
Defizit 1890/91 betrage einjchließlich der Koften für die Verfuche mit dem 
rauchloſem Pulver 35 Millionen, welche durch die obigen Erjparungen fich 
auf 9 vermindern und jogar auf 7 herabgehen würden durch die mit den 
Emiffionsbanten für einen größeren ge der Umlaufägebühren vereinbarte 
Erhöhung von 2 Millionen. Wenn die Kammer die außerdem jchon einge: 
brachten Vorlagen annehme, welche 5 Millionen Einnahmezuwachs aus Börjen: 
verträgen, Konfulatsgebühren, Maß: und Gewichtigebühren ergeben würden, 
fo werde man ein doppeltes Refultat erhalten; man habe dann nämlich das 
Gleichgewicht in dem am 1. Juli 1890 beginnenden Rechnungsjahre erreicht 
und zugleich den öffentlichen Kredit gefichert durch Feſtſetzung der Obliga: 
tionen:Emiffion zum Bau von Eifenbahnen auf ein Marimum von 65 Mil: 
lionen. i 
17. Mai. (Kammerjitung.) Auf die Interpellation Odes— 
calchis erklärt der Aderbauminifter, es jei notwendig, das gegen 
wärtige Geſetz über die Kinderarbeit zu verbeflern und ein 
Gejeg über die Yrauenarbeit vorzulegen. Außer dem gegen: 
wärtigen der Kammer vorliegenden Arbeiterunfallgefege würden 
noch andere derartige Vorlagen gemacht werden behufs Ausführung 
der Beichlüffe der Berliner Konferenz. 

19. Mai. (Rom.) Bei der durch den König erfolgenden 
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Preisverteilung des von Deutichen faſt gar nicht, von Franzoſen 
zahlreich befuchten allgemeinen Schüßenfeftes werben ben fran- 
zöfichen Schüßen jeitens des Publikums demonftrative Ovationen 
gebracht. 

29. Mai. Die Regierung verbietet den demofratifchen 
Kongreß in Catania. 


4. Juni. Der fonjervative Führer, Erminifter Bonghi, 
erklärt, die fonjervative Partei in Stalien fei vernichtet und bie 
Wiederherftellung der Rechten ſei nur durch eine Abänderung des 
Parteiprogramms in religiöfem Sinne erreichbar. Die Initiative 
hiezu ſei angeficht3 der Neuwahlen bereit ergriffen worden. 

17. Juni. (Deputiertenfammer.) Brughi bringt einen 
Antrag ein, die Regierung aufzufordern, mit allen Mitteln bie 
Löfung aller zwiſchen den Nationen entjtehenden Diffe- 
renzen im Wege des Schiedsgerichts anzuftreben. Minifter- 
präfident Grispi erklärte, der Antrag fei ihm fympathifch, und be- 
antragt, die Debatte hierüber nach Erledigung der dringendften 
Gejegentwürfe anzuberaumen. Der Antrag Grispi3 wird ange- 
nommen. 


21. Juni. Gin Gefjegentwurf über die Neuordnung ber 
Yinanzlage der Stadt Rom 

jet jeitens de3 Staates die Uebernahme des Zinsdienſtes für die An: 
leihe im — von 2’, Millionen bis zu deren gänzlicher Tilgung feſt 
und befreit das Munizipium von der Verpflichtung zu den Ziber-Regulierungs: 
arbeiten; dagegen übernimmt die Regierung die Verwaltung des ftädtifchen 
Octroi, der Kommune hieraus den Betrag von vier Millionen vergütend, 
während der verbleibende Fehlbetrag von zwei Millionen durdy neue Steuern 
aufzubringen ift. Falls der Stadtrat diefen Bedingungen nicht zuftimmt, 
ſoll er aufgelöft und eine königliche Kommijfion ernannt werden, 

25. Juni. Die römiſche Stadtverwaltung demiffioniert, 
weil fie dem obigen Gejegentwurf nicht zuftimmen will. 

26. Juni. Die Regierung bejchließt die Einſetzung einer 
ftommijjarifchen Stadtverwaltung in Rom. 

3. Juli. Die Deputiertentammer nimmt den Gefeßentwurf, 
betreffend den Mebergang der „frommen Stiftungen“ in ftaat- 
liche Berwaltung mit den vom Senat bejchloffenen Abänderungen an. 

11. Juli. Die Kammer genehmigt den Gefehentwurf, be= 
treffend die Maßnahmen in der Berwaltung Roms und berät 
darauf den Antrag Bonghi, welcher die Regierung auffordert, mit 
allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln die Austragung inter» 
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nationaler Streitigkeiten dur Schiebögerichte zu begün- 
ftigen. Der Minifterpräfident Crispi erflärt: 

Niemand ftimme diejer Initiative mehr zu ala er; feit ben drei Jahren, 
welche er an der Regierung fei, habe er mit allen Mitteln den Frieden zu 
fichern gefucdht. Er nehme dieje Gelegenheit wahr, um bem berühmten Staats 
mann zu danken, der erft vor wenigen Tagen feine friedlichen Tendenzen an: 
erfannt habe. Leider dürfe man fich feine Illuſionen machen; die Berhält: 
niffe Europas feien im allgemeinen dem Frieden weniger günftig ala bie 
jenigen Amerifad. Er habe die Hoffnung, daß die Zukunft auf dem euro: 
päifchen Schiedägericht berufe. Für ben Augenblid aber könne ein Staats 
mann nichts anderes thun, ald von Fall zu Fall zu verhindern, daß ber 
Krieg ausbreche. Italien werde in alle Kongrefje das Wort bes Friedens 
tragen, und wenn ein Krieg verhindert wird, werde er (Griäpi) glauben, 
ftritte feine Pflicht erfüllt zu haben. Er bitte demnach die Kammer, bie 
Refolution Bonghis zu votieren, welche eine edle Hoffnung ausfpreche, die 
bon ber Zukunft verwirklicht werden werde. 


Die Refolution Bonghis wurde hierauf unter wiederholtem 
lebhaften Beifall einjtimmig angenommen und die Kammer ſodann 
vertagt. 

14. Juli. Der Senat genehmigt den Gejeßentwurf über die 
„ommen Stiftungen“. 

Ende Juli erregt die Auflöfung des Vereines „Pro Patria“ 
in Trieſt die allgemeine Erbitterung der radikalen Partei gegen 
Defterreih. Behufs Demonftration wird bei der in Rom erforder- 
lichen Nachwahl zur Deputiertenfammer der von Dejterreich gemaß- 
regelte Yournalift Barzilai ala Kandidat aufgeftellt. 

10. Auguft. (Rom.) Der Regierungsfandidat Graf An- 
tonelli, befannt durch feine Thätigkeit in Abeffinien, fiegt nad) 
einem heftigen Wahlkampf über Barzilat. 

22. Auguft. Ein minifterielle8 Dekret vom 22. Auguft ſchließt 
die Vereine und Geſellſchaften, die den Titel Peter Bar- 
fanti und Wilhelm Oberbanf führen. Bei den Hausfuchungen 
werden im Haufe Dominit Mancini® zwei gefüllte Bomben ge- 
funden. Mancini wird verhaftet. (Die Vereine verfolgten ſowohl 
irrebdentiftifche gegen SDefterreich gerichtete Beftrebungen als auch 
revolutionäre gegen die Dynaftie.) 

2. September. Gegenüber den Kommentaren außwärtiger 
Blätter über die Thatfache, daß König Humbert fich nicht zum 
Stapellauf des Panzerſchiffes „Sardegna“ nah Spezzia 
begibt, wird offiziöß verfichert, daß der König niemals die Abficht 
hatte, diefem Stapellauf beizuwohnen, die daran geknüpften Yol- 
gerungen alſo vollftändig Haltlos jeien (vgl. Frankreich). 

Mitte September. Der Minifter der Finanzen Seis— 
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mit=Doda hört bei einem Feſtmahl in Udine prodvozierende irre- 
bentiftifche Reden an, ohne gegen fie zu proteftieren. Er wird 
infolge deſſen entlajfen und ihm dieſe Thatjache durch den Mi- 
nifterpräfidenten in folgendem Schreiben mitgeteilt: 

„Ehrenwerter Deputierter Seismit-Doda! Ich benachrichtige Sie, daß 
Se. Majejtät der König ein Dekret gezeichnet hat, kraft deſſen Sie nicht 
mehr Minifter der Finanzen find. Se. Majejtät der König hat gleichzeitig 
das Defret gezeichnet, welches den Schagminifter mit dem Interim der Fi— 
nanzen betraut. Gez. Der Minifterpräfident. Crispi.“ 

Diejes Vorgehen der italienifchen Regierung erregt in Defter- 
reich große Befriedigung. 

29. September. Der „Figaro“ berichtet über eine Unter- 
redung des Sournaliften St. Gere mit Erispi in Neapel. Da— 
nach hätte Crispi neuerding® den friedlichen und defenfiven Cha— 
rakter des Dreibundes hervorgehoben, welcher aber im Jahre 1892 
erlöfche und noch nicht erneuert worden jei. Ferner habe Grispi 
den Wunjch ausgeſprochen, die Mikverjtändniffe mit Frankreich zu 
zerftreuen. Er erachte Frankreich ala jehr ftark; die allgemeinen 
Rüftungen würden jchließlich Europa zu Gunften Amerikas unter- 
minieren. — Die „Riforma” erflärt den Bericht des „Figaro“ für 
teilweiſe unrichtig. 

2. Ditober. Der ehemalige Minifter, Führer der parlamen- 
tarifchen Oppofition, Baccarini }. 

8. Dftober. Crispi hält in Florenz bei einem Bankett 
eine umfafjende politifche Rede, in welcher er jagt: 

Die Rede, welde man von ihm heute erwarte, und welche einen 
Kampf verkünden jolle, zu welcdem das Land nicht berufen jei, könne er und 
bürfe er heute bier nicht halten. Aber ein Staatsmann habe dem Lande 
immer etwas Nütliches mitzuteilen, wenn das Parlament jeit drei Monaten 
feiere. Seit einiger Zeit verjuche man, unter dev Bevölferung eine gefähr: 
liche Stimmung zu erregen, die dahin ftrebte, gewiſſe italienische Yandesteile, 
welche nicht mit dem Königreich vereinigt feien, ala italienifches Befigtum 
zu verlangen. Scheinbar umgeben von ber Poefie des Vaterlandes jei ber 
Sprrebentismus heute nichtödejtoweniger einer der jchädlichjten Irrtümer in 
Stalien, der die Eriftenz der Nation ſogar —— könnte. Das Prinzip 
der Nationalität könne in ſeinem —* usdruck nicht immer die aus— 
ſchließliche Regel des diplomatiſchen Rechts ſein. Sei es denn ſtatthaft, 
Halien an den Rand des Verderbens geraten zu laſſen durch Uebertreibung 
desjenigen Prinzips über jede ante Grenze hinaus, dem dag Laub 
feine politijche Eriftenz verdbanfe? Der Irredentismus müßte alle Regie: 
zungen gegen alien aufbringen, da er dem Willen verjchiedener Völker: 
ihaften Gewalt anthun würde. Die drei Schweizer Kantone lieferten ben 
Beweis, daß Nationalität nicht immer allein hinreiche, um Völker dem einen 
politiichen Staatsweſen zuzumeijen anftatt dem andern. Deutjchland mit 
Defterreich verbündet und unter feinem neuen bereits hochverdienten Reichs— 
tanzler nach andern Ruhmesthaten ſtrebend, habe dadurch, daß Kaiſer Wil: 
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belm erflärt Habe, Helgoland bilde bie letzte deutſche Rückerwerbung, gezeigt, 
daß in ber Gegenwart fich die Regierungen des Nationalitätsprinzips mit 
weifer Mäßigung bedienten. Die fchließliche unvermeidliche Konfequenz irreden: 
tiftiicher Politit wäre der Krieg, der dad Land unvorbereitet finden würde, 
benn ber zweite Ruf der rredentiftifchen laute „Entwaffnung”“. Krieg und 
Frieden jchlöffen aber einander aus. Der unmittelbare Zweck ber irreden- 
tiftiichen Agitation fei das Zerreißen des Dreibundes, ihre Fahne wende ſich 
aber nur gegen die Dftgrenze. Die Srredentiften verftänden zwar nicht, 
unterftüßten aber die Pläne einer ae welche im Innern fich ala Feind 
Italiens aufhalte. Es ſei natürlich, daß eine Partei, welche die weltliche 
Macht für fi in Anſpruch nähme, die Auflöfung des Dreibundes wünſche 
in der Hoffnung, den Bund ber fatholiichen Mächte wieder herzuftellen zum 
Nupen des Vatikans, fobald Defterreich nicht mehr der Freund und Alliierte 
Italiens fein würde. Könne eine derartige Politit des Krieged mit dem 
Auslande und der Zerfplitterung im Innern diejenige Italiens fein? 

Crispi wandte fich jodann gegen die Politit der Iſolierung, welche 
das jchlecht verhehlte deal der Agitation ſei. Der Grundjaß, dab man 
mit jedem freund fein müſſe, ohme jedoch Bündniſſe für die Zukunft zu 
Tre a und bag man nur Bündniſſe für kurze Zeit und begrenzte Zwecke 
chließen dürfe, und nur dann, wenn Gefahr drohe, jei wohl eine Theorie, 
welche in normalen Zeiten anwendbar jei, aber nicht, wenn Europa bie 
Löfung wichtiger fyragen erwarte. 

Der Berliner Kongreß jei ein Unglüd für alien geweſen wegen ber 
Politit der Iſolierung, welche es bis dahin befolgt habe. alien fei ge: 
mungen gewejen, bie einzige Politit zu ber feinigen zu machen, die noch zu 
Be Verfügung ftand, nämlich diejenige der Bündniffe; es ſei ihm michts 
übrig geblieben, ala zu bem öfterreichijch-deutichen Einvernehmen zugelaflen 
zu werden. Italien habe dies in Berlin erreicht, nachdem es in Wien jeine 
Abfichten dargelegt habe. Der Bertrag habe zuerſt feine Frucht getragen, 
bie Zweifel, die man Italiens wegen gehegt Rn feien in Wien und Berlin 
noch nicht zerjtreut worden. Das Vertrauen habe in ber zweiten Periode 
ein Bündnis zu ftande gebracht, welches in den letzten drei Jahren zu einem 
aufrichtig freundfchaftlichen geworden fei. Die Eriftenz Oeſterreichs und 
Frankreichs ſei für die Grenzen Italiens eine Garantie, wie fie für das 
europäifche Gleichgewicht eine Notwendigkeit jei. Man mühte, wenn er nicht 
ſchon beftände, einen Staat fchaffen, wie Defterreich, welches von jo vielen 
Nationalitäten bewohnt fei und verhindere, daß eine einzelne die Oberhand 
gewinne. 

Niemand denke, könne jemals denken an ein Europa ohne die Miffion 
jenes frankreich, welches der ſympathiſchſte Ausdrud der modernen Zivili: 
Intion und beflen Anziehungskraft unmiderftehlich ſei. Zwiſchen diejen beiden 
Ländern gelegen, könne Jtalien nur beider Freund jein und habe nichts 
anderes von ihnen zu erbitten, als bie Herrichaft zu vergefjen, welche fie 
lange Zeit diesjeit3 der Alpen ausgeübt. Der Vatikanismus täufche fich in 
dem Glauben, es genüge, ben Dreibund zu zerjtören, um jebes Hindernis 
für bie Miederherftellung ber weltlichen Herrichaft zu befeitigen, denn er 
bedenfe nicht, was ber do der Italiener, was ihre Armee vermöchten. 
Ein Krieg, den man gegen Italiens Einfluß verſuche, würde, wenn er ge— 
führt werde, nur Schaden bringen. Habe man nicht während Italiens 
Solierung gejehen, wie der Mann, welcher mit Recht alle Mittel und 
Wege für die Größe feines Landes verfuchte, die preußiiche Gefandtichaft 
beim Vatikan mwieberherftellte ala Symptom gegenfeitiger Annäherung? Nach 
bem Abſchluß bes beutfch-italienifchen Bündniſſes, nach dem die politischen 
Bande zwiſchen dem beiden Regierungen ſtärker und die Freundſchaft zwi— 
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chen ben beiden Völkern eine herzlichere geworben fei, habe ber junge Kaiſer 
zweimal die „Roma intangibile* begrüßt. Nicht weniger loyal, wenn auch 
nicht jo demonftrativ ſei die Stellung des katholiſchen Oeſterreichs Italien 
egenüber gemwejen. Die Jrredentiften täujchten fich, wenn fie glaubten, fie 
re die Grundlagen der Monarchie untergraben, welche fie beichuldigen, 
eine antinationale Politit zu verfolgen. Die Grundlagen feien zu feft ge: 
fügt. Die Intereſſen Italiens feien ıdentifch mit denen der Monarchie. 

Crispi ſchloß feine Rede, welche häufig durch ftürmifchen Beifall 
unterbrochen wurde, mit folgenden Worten: „Zrinten Sie auf das Wohl 
bes italienischen Volkes, weldyes Sie jo würdig repräjentieren, und auf bie 
Dynaſtie, welche es fo ebel in ber Welt vertritt. Und möge in meinem 
ar auf Italien und auf feinen König der heilige Wille ausgeſprochen fein, 
et3 nur das Gute für beide zu erftreben.“ 

24. Ditober. Die Kammer wirb aufgeldft; die Neu- 


mwahlen werden auf den 23. November anberaumt. 


24. Oftober. Stalien erkennt die brafilianifche Repu- 
blif an. 

Ende Dftober. Die Wahlbewegung veranlaft bie ent— 
gegenftehenden Parteien ihre Sympatbien für Deutjchland rejp. für 
Frankreich auszusprechen. Insbeſondere bietet der in Frankreich 
plötzlich aufgetauchte Plan, Garibaldi wegen feiner Thätigfeit im 
Kriege von 1870 ein Denkmal zu errichten, zu lebhaften Kontro= 
verſen Anlaß. 


Ende Oktober. Der Marquis Rubdini, Führer der Kon— 
fervativen, richtet anläßlich der bevorftehenden Neuwahlen zur 
Kammer ein Schreiben an die „Opinione“, 


in welchem er ausführt, daß er und feine Freunde mit der gegenwärtigen 
Richtung ber auswärtigen und der inneren Politik volljtändig einverftanden 
jeien. Für Italien ſei ſowohl im Innern, ald nad) außen hin eine lange 
Periode des Friedens durchaus notwendig, und dieſe Friedensperiode werde 
durch den Dreibund und durch die kräftige Verteidigung der beſtehenden 
Inſtitutionen gegen die Angriffe der Umſturzparteien ae, Ohne Frieden 
jei Italien nicht im ftande, jeine wirtichaftlichen Verhältniſſe zu verbefjern. 


Gegen die Politif Crispis treten nur die Radikalen auf. 

4. November. (Mailand) In einer BVerfammlung der 
Führer der radikalen Partei jchlägt Gavallotti vor, während der 
Anwesenheit des deutjchen Reichskanzlers v. Gaprivi in Mailand 
ein Bankett ala Demonftration gegen die Tripelallianz ab- 
zubalten, was jedoch von der Mehrheit der Verjammelten abge- 
lehnt wird. 

7. November. Der deutſche Reichafanzler v. Caprivi 
trifft in Mailand ein, fonferiert dort mit Crispi und begibt fich 
am folgenden Tage mit diefem nach) Monza, wo er von dem König 
und der Königin empfangen und zur Tafel gezogen wird, 
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9. November. (Salerno.) Das Haupt der Cppofition gegen 
Grispi, Nicotera, führt in einer Wahlrede aus: 

Der italieniichen Regierung liege die ftrenge Pflicht ob, die getroffenen 
Bereinbarungen zu beobachten, ohne fich durch die Machtbegier oder die Sucht, 
mit jeinem Namen zu prunten, Feinde zu ichaffen. Je weniger man die Be: 
ziehungen bes Staates zur Kirche erörtere, deito mehr gewinne man. Cine 
wohlangewandte Freiheit jei das wirkſamſte Mittel, die Urſachen des Kam: 
pfes zwiichen Staat und Kirche zu verringern, wenn nicht zu bejeitigen. 


15. November. Die Zeitung „Fanfulla“ meldet, bei ben 
Beiprehungen zwijchen Herrn Erispi und Herrn dv. Ca— 
privi, die auf die wirtichaftliche Lage Bezug hatten, habe e3 fich 
nicht um die Bildung einer Zollliga gegen die Vereinigten Staaten 
gehandelt, jondern um den Zujammenjchluß Deutſchlands, Defter- 
reich- Ungarn und Italiens, ſowie verjchiedener anderer Eleinerer 
Staaten gegen die jchädliche Schußzollpolitif Frankreich! mit der 
Abficht, diefe Union im Jahre 1892 nad) Ablauf der Handeläver- 
träge ins Leben zu rufen. Grispi habe verjprochen, dieſen Vor— 
ichlag in Erwägung zu ziehen. 

18. November. Bei einem Bankett in Turin hält Erispi 


folgende Rebe: 


Nah einem Rückblick auf die während feiner Amtsthätigkeit voll: 
zogenen Reformen weiſt er die Anjchuldigung zurüd, daß er feine Partei 
verlafien habe und eine Diktatur ausübe. m betreff der Kolonialpolitik 
ertvarte das Land beruhigt und vertrauensvoll den Ausgang der Verband: 
(ungen zur Abgrenzuug der italienischen Oftupationd: und JInterefien-Sphäre 
bei welchen Jtalien, von den verföhnlichiten Abfichten geleitet, mit den bejten 
Ausfichten auf Erfolg vorgehe. Die Angriffe gegen die internationale 
Politit Italiens ſeien nicht im ftande geweſen, das Yand zu erregen; Die 
befreundeten Regierungen zeigten fich beftrebt, den Anſchein zu befeitigen, 
als ob bie Beziehungen zu Italien bei ſchwebenden Meinungsverichieden: 
heiten untergeordneter Art weniger herzliche wären. Sowohl Eouveräne 
wie leitende Minifter brächten Jtalien in diefer Hinficht mit liebenswürdiger 
"lb a ihre aufrichtigen Gefühle ala Verbündete zum Ausdrud. Alle 

chritte würden nur von jenen Leuten entjtellt beurteilt, welche verjuchen, 
die öffentliche Meinung Europas gegen Jtalien einzunehmen. Die gegen: 
wärtigen wirtichaftlichen Verhältniſſe habe er nicht durch feine Politik ver: 
huldet. Das Defizit und das mirtichaftliche Unbehagen jeien jchon vor 
einem Amtsantritt vorhanden gewejen, die gegenwärtigen Budgetſchwierig— 
feiten rührten weder von den Rüftungen noch von der Zripelallianz her, 
ohne die letztere müßte Jtalien feine Armee verdreifadhen nnd jeine Be: 
feftigungen vermehren. Da Italien nicht die Abrüftung aller Staaten cr: 
reichen fönne, würde es ein Verbrechen begehen, wenn es allein abrüjten 
wollte. Um das Defizit, welches bereits vermindert jei, vollftändig zu be: 
jeitigen, twerbe bie Regierung die Vereinfachung des Verwaltungsweſens, die 
Verteilung der größeren öffentlichen Arbeiten auf mehrere Finanzjahre und 
eine Verbeſſerung der Steuereinhebung beantragen. Die Regierung jei feit 
entichloffen, neue Steuern nicht vorzufchlagen. Man habe die Differential: 
zölle gegenüber Frankreich befeitigt und hoffe nun, aber ohne großes Ber: 
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trauen, auf irgend ein Zugeftändnis von franzöfifcher Seite; wenn jedoch 
Frankreich den neuen Zarif vom 20. Dftober als endgültige Grundlage 
jeines Handelsſyſtems annimmt, werde jeder Bertrag mit ihm — 4 
Stet3 geneigt zu billigen Berftändi ungen, werbe Italien doch die Beftändig- 
feit unteres Zolliyftems, ohne we Landwirtſchaft und Induſtrie fich nicht 
entwiceln fönnten, aufrecht erhalten. Bezüglich der Reorganijation des Stredit- 
weſens und bezüglich der Loſung ber ade rn würden Maßregeln getroffen 
werden. Die Rebe wird von der Derfammlung enthufiaftiich aufgenommen. 

23. November. Die Deputiertenwahlen ergeben einen 
glänzenden Sieg ber Regierung. Die Oppofition verliert eine An⸗ 
zahl Sitze; der Führer der Radikalen Cavalotti in Mailand und 
der Irredentiſten Barzilai in Rom kommen nur als Minoritäts- 
vertreter (nach den Normen des Liftenjfrutiniums) in das Parla- 
ment. Nach Erledigung der Stichwahlen ergibt fich eine Majorität 
von Bierfünftel der Kammer zu Gunften der Regierung. 

8. Dezember. Der Finanz» und Schagminifter Giolitti 
nimmt wegen Differenzen mit dem Arbeitsminifter Yinali feine Ent- 
laffung; an jeine Stelle tritt der ehemalige Minifter Grimalbi. 

10. Dezember. Die Kammern werden eröffnet. In der 
Thronrede begrüßt der König mit Freude und Vertrauen bie 
neue Kammer: 

Indem fich die Nation, im Innern einig, entichloffen, von ihren 
Pflichten und Rechten durchdrungen, in ihren Ueberzeugungen feſt und in 
ihrem Willen klar und entichieben zeige, gewinne Italien nad) außen ſtets 
wachjendes Aufehen und mehr und mehr diejenige Achtung, melde die erſte 
Bürgſchaft des Friedens ſei. Treu ſeinen Bündniſſen, herzlich in der Freund— 
ſchafi und aufrichtig in dem Wunſche, die Beziehungen zu allen Mächten 
jederzeit zu verbeſſern, ſehe Italien mit Genugthuung, daß jede Gefahr 
internationaler Verwickelungen zerſtreut ſei, und daß die beruhigendſten Aus: 
fichten ſich in ganz Europa verbreiteten und befeſtigten. „Die Ehrlichkeit 
unſerer Abſichten bezüglich Afrikas iſt für alle Welt augenſcheinlich; wir 
haben nur noch unſere Gebiete und Einflußſphären in Uebereinſtimmung 
mit den befreundeten Regierungen abzugrenzen.“ „Sie find zu ausſchließlich 
frieblicher Arbeit einberufen. Geſetze für das Wohlergehen ber Arbeiter 
werben die Hauptaufgabe ber neuen Seifion bilden.“ Tas Parlament werde 
durch Erſparniſſe in der öffentlichen Verwaltung und durch eine Umgeſtal⸗ 
tung der gegentwärtigen Steuern genügenbe Hilfsquellen zu finden miffen, 
um da3 Gleichgewicht des Budgets zu verwirklichen. Schließlid erinnert 
er daran, daß er nach ben Traditionen ſeines Haufes feſt und umerjchütterlich 
die Rechte der Staatsgewalt aufrechthalte; er verbürge jederzeit bie Rechte 
der Religion feiner Väter, ohne im übrigen diejenigen anderer Kulte zu 
beeinträchtigen; er würbe aber auch nicht ——— daß man in politiſchen 


Berfammlungen im Namen dieſer Religion ſeine ſouveräne Autorität angreife. 


10. Dezember. 75 neue Senatoren werben ernannt. 
20. Dezember. Der Hanbelövertrag mit Defterreich wird 
auf ein Jahr verlängert. 
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VII. 
Die Römiſche Kurie. 


17. Januar. Der „Moniteur de Rome” teilt mit, durch 
Notenaustaufch zwiſchen dem Kardinalſtaatsſekretär Ram- 
polla und dem außerorbentlichen engliſchen Gejandten Ge- 
neral Simmons jei einer der Hauptpunkte ber Verhandlungen 
zu alljeitiger Zufriedenheit geregelt werben. 

20. Januar. Der „Offervatore Romano” veröffentlicht ein 
Gejamt-Hirtenfchreiben von 236 italienischen Bijchöfen, in 
welchem fie erklären, dad Geſetz über die Wohlthätigkeits- 
anjtalten (welches diefelben ftaatlicher Verwaltung unterftellt) ſei 
eine Beleidigung für die Religion, die Gerechtigkeit und die Frei— 
heit der Gläubigen. 

Anfang März. Es wird eine fatholifche Hierardie in 
Japan errichtet und die Städte Tokio, Nangaſaki, Kioto und San- 
dai ala Biſchofsſitze bejtellt, ebenfo eine apoftolifche Präfektur für 
die deutjchen Befiungen in Kamerun. 

Anfang März. Dem Mitgliede des deutſchen Reichstags, 
Freiherrn v. Huene, wird vom Papfte in Anerkennung feiner 
Bemühungen für das Zuftandeflommen bes Geſetzes, betreffend die 
Wehrpflicht der Geiftlichen, die Würde eines päpftlichen Geheim- 
fämmerer8 verliehen, zugleich wird er zum Kommandeur des Pius- 
Orden? ernannt. 

14. März. - Der Papft beantwortet da8 Schreiben bed beut- 
ſchen Kaiſers binfichtlich der Arbeiterfhußkfonferenz folgen- 
dermaßen (vgl. Deutichland 8. März): 

Majeftät! Wir banken Ew. Majeftät für das Schreiben, 
Allerhöchitdiefelbe gütigft an Uns gerichtet hat, um Unfer Intereſſe auf die 
internationale ——— u lenken, welche in Berlin zu zus 
jammenzutreten im Begriffe fteht, die Mittel zur Derbeflerung ber Verhält: 
niffe der arbeitenden Klaſſen aufzufuchen. Es gereicht Uns zur ‘ 
Ew. Majeftät dazu zu beglüdwünjden, daß Allerhö ftdiejelbe fich eine jo 
edle, jo ernſter Aufmerfjamkeit würbige und bie ganze Welt interef 
Frage jo jehr and Herz genommen haben. Dieſe frage hat übrigens Uns 
jelbjt unaufhörlich bejchäftigt, und das von Ew. Majeftät unternommene 


Werk entjpricht einem Unfrer teuerften Wünſche. Wir haben jchon früher, 
wie Allerhöchitdiefelbe fich erinnert, Unfre Gedanken über biefen * nd 
fatholijchen 

nem 


fundgegeben und mit Unſerm Worte für denjelben die Lehre ber 

Kirche geltend gemacht, auch ala ihr Oberhaupt an deren Lehre bei ei 

neuerlichen Anlafje erinnert, und damit diefe ſchwierige und wichtige Frage 

nad allen Grundjäßen der Gerechtigkeit gelöft werde und bie berechtigten 
Zedß 
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Iutereffen ber arbeitenden — gebührend ——— werden, haben Wir 
allen und jedem, die R — einbegriffen, die Pflichten und beſonderen 
Obliegenheiten, welche in das Gedachtnis zurückgerufen. = 
allen Zweifel * das — andeln der —— mädhti 
ee des fo Aal *— Zieles beitragen —E F 
Anſchauungen und etzgebungen, ſo we fie wenigſtens die verſchie⸗ 
benen Berhältnifie — Angen und Länder geftatten, wird geeignet 
fein, in hohem Grabe die frage einer gerechten Löfung entgegenzuführen. 
So können Wir nur nachdrücklich alle Beratungen ber Konfe unter: 
Räpen, welche darauf abzielen werben, die Lage ber Arbeiter zu heben; wie 
eine ben Kräften, Alter und dem ejchlecht befier angepafte Ar: 
— die Sonntagärube und im allgemeinen alles, was geeignet iſt, zu 
verhindern, daß ber Arbeiter wie ein — Wertzeu (vil instrument) 
ausgebeutet werde, Pr Rüdficht auf feine Menſchenwürde, jeine Moralität: 
unb jeinen häusliche b. 
Eurer Ma et ıft ed indeß nicht entgangen, baf bie Den we 
einer jo ernften fyrage neben ber weiſen Intervention der bürgerlichen 
mwalt bie mächtige Beihilfe ber Religion 2 die mwohlthätige Aftton F 
Kirche erfordert. Die religiöſe Gefinnung allein iſt fähig, den Geſetzen ihre 
volle Wirkfamkeit zu ſichern und das Evangelium allein iſt das Geſetzbuch, 
in welchem fich die Prinzipien der wahren Gerechtigkeit und bie Grund: 
jäße Pereie Liebe verzeichnet finden, welche alle Menſchen wie Kinder 
besjelben Vaters und wie Mitglieder derjelben familie vereinigen fol. Die 
Religion wird fomit auch dem Arbeitgeber lehren, in bem Arbeiter bie 
menſchliche Würde zu achten und ihn mit Gerechtigkeit und Billigkeit zu 
behandeln; fie wird in das Gewifjen des Arbeiter das Gefühl der Pflicht 
und ber Treue pflanzen und ihm moralifch, befonnen und ehrlich machen. 
Weil bie Geiellichaft die er ra aus dem Auge verloren, ver: 
nachlãſſigt und verfannt hat, fih bis in ihre Fundamente erichüt- 
tert; jene Prinzipien wieder in 8* Gedächtnis zurückzurufen und fie wieder 
in Kraft zu jeßen, ift das einzige Mittel, die Gejellichaft auf ihren Grund: 
lagen wieder herzuftellen und ihr ben Frieden die Ordnung und das Ge— 


deihen zu ſichern. 

Die Aufgabe der Kirche nun iſt es, in der ganzen Welt dieſe Grund— 
fäge und bieje hren zu prebigen und zu verbreiten; ihr kommt es daher 
zu, einen breiten unb fruchtbaren Einfluß auf bie eöfung 5 e3 jozialen Pro: 
blem3 zu üben. Diejen Einfluß haben Wir geübt und Wir üben ir noch 
und insbeſondere zum Nutzen der arbeitenden Klaſſen. Die Biſchöfe und 
Seelenhirten ihrerjeitd, unterſtützt von ihrem Klerus, werden ebenſo in ihren 

Diözefen — und Wir hoffen, daß dieſe heilſame Aktion 

an ie fern davon, fich durch bie bürgerlichen Gemwalten behindert zu 

ftig bei ihnen — und Schutz finden wird. Dafür bürgt Uns 

a Er * Intereſſe, welches die Regierungen dieſer ernſten Frage zu: 

wenden und andrerſeits der wohlwollende Appell, welchen Eure Majeſtät 

ſoeben an Uns gerichtet hat. Inzwiſchen bekunden wir Unſern wärmſten 

—— daß die Refultate der Konferenz fruchtbare und wohlthätige ſeien 
und der allgemeinen Erwartung voll entiprechen mögen. 

Bevor Wir diejes Schreiben jchließen, wollen Wir bier noch ber 
edigung Ausdruck geben, welche Wir empfanden, ald Wir erfuhren, 
Eure Majeftät ben Fürftbifchof von Breslau, Migr. Kopp, eingeladen 

habe, ala Ihr Bevollmächtigter an der Konferenz teilzunehmen; er wird fich 
gewiß —— Beweis hohen Vertrauens, welchen Eure Majeftät ihm 
bei biefer Gelegenheit gibt, * geehrt fühlen. 

Mit der Lebhafteften Genugthuung drüden wir Eurer Majejtät die 

17° 
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aufrichtigften Wünfche aus, welche wir für Ihr Wohlergehen und für das 
Ihrer KHaiferlichen Familie begen. 
Dom Vatikan, den 14. März 1890. gez. Zeo P. P.* 


19. April. Der Papſt empfängt einen Vertreter des „New— 
Hort Herald“ und äußert ihm gegenüber: 

„Die joziale Frage könne nur durch Hebung ber Gittlichleit ber 
Melt gelöft werden. Die Regierungen der — Nationen müßten 
das Ihrige thun, er werde das Seinige thun. beabfichtige, Ausſchüfſe 
in jeder Diözeſe der Welt bilden zu laſſen. Jeder — folle einen 
Biſchof an der Spige haben und entweder aus Arbeitern oder — 
welche mit den Arbeitern ſympathiſieren und verkehren, beſtehen. An yet: 
tagen, unb wenn immer die Arbeit ruhe, würden diefe Ausfchüffe die Ar: 
beiter zufammenberufen, deren Pflichten erörtern und ihnen wahre Sittlich— 
feitälehren einprägen.“ 

20. April. Der Erzbifhof von Köln erhält ein Breve 
des Papftes, in welchem dem Erzbifchof und allen Bifchöfen Deutjch- 
lands die fortgefeßte Sorge für das Wohl der arbeitenden Klaffen 
und für die Miffionierung der Eingeborenen deutjcher Schußgebiete 
in Afrifa dringend ana Herz gelegt wird. 

21. April. Der Papſt empfängt‘ in ber Peteräfirche eine 
Pilgermafje von angeblich 20,000 Perſonen. | 

23. Juni. Der Papft hält ein Konjiftorium, in welchem 
er die Bifchöfe Galleati von Ravenna, Mermillod von Lau— 
anne und Genf, Dunajewski von Krakau, fowie ben Runtius 
in Liffabon Vanutelli zu Kardinälen ernennt. 

21. Juli. Der „Offervatore Romano” veröffentlicht einen 
Brief des Papſtes an den Kardinal Lavigerie, in welchem ber 
Papft jeine Freude über den Fortſchritt der afrikaniſchen Völker 
in der Givilifation ausfpricht, und feine Unterftüßung in Aus— 
ficht jtellt. 

15. Juli. Der Papft verläßt bei einer Spazierfahrt bie 
vatifanifchen Höfe durch das eine Thor, um fogleih durch das 
andere zurüdzufehren. Hieran fnüpfen viele Blätter die Hoffnung, 
daß er die Fiktion der Gefangenschaft aufgeben werde; doch 
beitreiten die päpftlichen Organe dies fogleich mit Entjchiedenbeit. 

3. Dftober. Kardinal Hergenröther, Archivar ber Kurie }. 

15. Oktober. Eine päpftliche Encyklika an ben italieni= 
hen Klerus verurteilt in leidenjchaftlihem Ton die Handlungs— 
weife der italienischen Regierung gegenüber der Kurie. 

18. Oktober. Der „Offervatore Romano” erklärt mit Ent- 
jchiedenheit die Mitteilungen der „Riforma” (Organ Erispis) 
für unwahr, wonad die Kurie den Nuntius Galimberti in Wien 
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beauftragt haben foll, gegen die Erneuerung des Dreibundes zu 


wirken. 
Dezember. Der Papſt erläßt ein Schreiben an ſämt— 


liche Biſchöfe, 

in welchem er dieſelben daran erinnert, daß die Kirche ſich zu Gunſten 
der Sklavenbefreiung verwendet habe und die bezüglichen Thaten früherer 
Päpſte, ſowie ſein Schreiben an die Biſchöfe Braſiliens anführt. Er ſei 
von den Erzählungen über die Leiden der Sklaven in Zentralafrika ſo er— 
griffen worden, bak er den Kardinal Lavigerie —— habe, die größten 
Städte Europas zu beſuchen und die Souveräne und Völker aufzufordern, 
für die Abſchaffung der Sklaverei einzutreten. Er ſage den Souveränen 
Europas Lob und Dank für die Abhaltung der Antiſklaverei-Kongreſſe in 
Brüfjel und Paris und empfehle, mit ber Verfündigung de3 Gvangeliums 
fortzufahren. Zu dieſem Behuf werde er eine jährlid am Preikönigstage 
zu veranftaltende Kollefte anordnen. 

Dezember. Der „Monde“ und L'Univers“ veröffentlichen 
einen Brief des Kardinal® Rampolla an einen franzöfiichen Bi— 
ſchof, welcher den Papſt betreff3 der Kundgebung des Kardi- 
nal3 Lavigerie zu Gunjten der republifanijchen Staatsform be- 
fragt hatte. 

In dem Briefe führt Rampolla aus, daß die fatholijche Kirche weder 
in ihrer Verfaffung, noch in ihren Lehrjäßen irgendwelche Beitimmungen 
enthielte, daß dieſe oder jene Regierungsform ihr widerſtrebe, denn jede 
berjelben könne, wenn mit Gerechtigkeit und Klugheit gehandhabt, einen 
ausgezeichneten Gejellichaftäzuftand aufrecht erhalten. Der apoftoliiche Stuhl 
refpektiere nicht nur die bürgerlichen Gewalten, jondern er unterhalte aud) 
diplomatische Beziehungen mit denjelben. Die Gläubigen möchten daher, 
wenn nicht befondere Gründe dem entgegenftünden, an den öffentlichen An: 
— teilnehmen, damit der heilſame Einfluß der Religion zum 

taatswohle beitrage. Die franzöſiſchen Katholiken würden ein nützliches 
Werk verrichten, wenn fie dieſen Weg wandelten. 


Dezember. Der Papſt jpricht fein Mikfallen den ungarijchen 
Biichöfen aus, weil fie im Gegenjag zu dem niederen Klerus der 
Regierung in der Trage der „Wegtaufungen”“ (vgl. Dejterreich- 
Ungarn) zu jehr entgegengefommen jeien. 


IX. 
Schweiz. 


7. Januar. In Bern werden außerordentliche Maßregeln 
zum Schuß der Öffentlichen Sicherheit in Anlaß von Streik— 
bewegungen getroffen. 

26. Januar. Der Bundesrat bejchließt Einladungen zu einer 
internationalen Arbeiterfchußfonferenz für den Mai zu er— 
laſſen. 

29. Januar. (Bern.) Die Ausnahmemaßregeln werben 
wiederum aufgehoben. 

30. Januar. Der Bundesrat fordert die Aargauiſche Regie— 
rung auf, dem Bezirksammann Baumer von Rheinfelden die an— 
gedrohte Veröffentlihung von Schriftjtüden betreffend die Ange- 
legenheit Wohlgemuth zu verbieten, widrigenfall® nad Maß— 
gabe des Bundesſtrafrechts gegen ihn verfahren würde. Wegen einer 
früheren Veröffentlichung Baumers ift die Unterfuchung noch an— 
hängig. (Vgl. Jahrg. 1889, ©. 258 ff.) 

2. Februar. Die neue Verfaffung des Kantons Bafel wird 
genehmigt. 

4. Februar. Der Bundesrat erläßt die längft vorbereitete 
Ginladung zu der Urbeiterfhußfonferenz in Bern für den 
7. Mai. 

12. Februar. Dem Bezirfdamtmann von Aargau wird wegen 
unbefugter Veröffentlichung von Altenjtüden in der Wohlgemuth- 
Angelegenheit von der Regierung des Kantons eine Ordnungs- 
ftrafe von 50 Francs auferlegt; auch erhält derfelbe einen ernten 
Verweis. 

18, Februar. Die Einladung Deutichlands zur Arbeiter: 
ihußtonferenz wird dem Bundesrat überreicht. Schmweizerifche 
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Blätter |prechen die Hoffnung aus, daß es zwifchen Deutfchland 
und der Schweiz bezüglich der beiderfeitigen Pläne zu einer Ber- 
ftändigung kommen werbe. 

14. Februar. Der Bundesrat erkennt in feiner Antwort an, 
daß das Vorgehen Deutſchlands nicht bezwedt, ber Berner 
Konferenz entgegenzutreten, ſondern geeignet ift, die Löfung ber- 
jenigen fragen, zu welcher die Schweiz die Initiative ergriffen habe, 
zu bejchleunigen. Obwohl grundjäglich mit bem Vorgehen ber beut- 
ſchen Regierung einverftanden, erjucht der Bundesrat dieſelbe doch 
um nähere Mitteilungen über die Form, in welcher die Konferenz 
abgehalten werben joll, ſowie über die Zeit des Zujfammentritts 
und das Programm derfelben. 

18. Februar. In zwei gleichlautenden Noten vom 7. Februar 
1890 jtellen die Regierungen bes unabhängigen Kongoftaats und 
Portugals die Anfrage an den Bundesrat, ob er geneigt jei, die 
bie Rolle des Schiedsrichters für die Meinungsverjchiedenheiten zu 
übernehmen, welche zwijchen beiden Staaten mit Bezug auf die 
Heitftellung ihrer Grenzen in Afrika entftehen möchten. Die An— 
regung zu dem Schiedägericht erfolgte im Einverftändnig der Ver— 
tragsmächte in dem Augenblide, wo fie fi anfchidten, die Ab- 
grenzungsarbeiten vornehmen zu laffen. Der Bundesrat jagt die 
Annahme bes ihm angebotenen Schiedsrichteramts zu. 

25. Februar. Der Bundesrat zieht die Konferenzeinladung 
im Hinblid auf die Berliner zurüd. 

24. März. (Bajel) Das Geſetz über die obligatorische 
Krankenverſicherung der Arbeiter big zu 2200 Franc Ein— 
fommen wird vom Bajeler Volt mit 5015 gegen 2291 Stimmen 
verworfen. 

14. April. Der Bundesrat befchließt, der Direktion der Jura— 
Eimplonbahn feine Geneigtheit zu erflären, mit Jtalien über die 
Herftellung eine® SEimplon=- Tunnels mit der im Projekt von: 
Sabre 1882 angenommenen Köhenlage zu unterhandeln. 

Mitte April. Die Tejfiner Regierung tritt wegen ber 
Unterjchleife des Staatskaſſierers Scajziga aus dem Amte. 

19. Mai. Nachdem der Bundesrat fi auf Anregung Deutjch- 
Iand3 zum Abjchluß eines neuen Niederlajjungs-Vertrages 
bereit erklärt, wird der Bundesrat Droz zum Bertragsabichluf 
unter Ratififatlonsvorbehalt ermächtigt. 

28. Mai. Nachdem der Bifhof Mermillod von Lau— 
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janne jeine bebvorftehende Ernennung zum Kardinal mitgeteilt, 
antwortet der Bundesrat: 


Er habe mit befonderer Befriedigung die von Mermillod im Namen 
be3 Heiligen Stuhles und in feinem eigenen Namen abgegebenen Berfiche: 
rungen über die Bedeutung entgegengenommen, welche biefer Wahl für bie 
Aufrechterhaltung der guten Beziehungen ber Schweiz zu dem heiligen Stuble 
und ber fatholifchen Kirche der Schweiz beizumefjen jei. 

31. Mai. Der Niederlafjungs-Vertrag wird unterzeich- 


net. (St. 9.) 


4. Juni. Der Nationalrat bejchließt nach dem Antrag des 
Bundesrats die Einführung der Kranken- und Unfallverjidhe- 
rung mittel® Gefeßgebung. Der Ständerat genehmigt den Gejet- 
- entwurf betreffend die Rüdtrittsentjchädigung bienftunfähiger Be: 
amten. 

Auguft. Der Bundesrat übernimmt das Schiedsrichter: 
amt zwijchen England und Portugal betreffö der über den Bau 
der Delagoabahn in Afrika entftandenen Streitfrage. 


11. Sept. (Bellinzona [Zeffin]). Infolge der Weigerung 
der fonjervativen Regierung, die Abjtimmung über die vom Wolfe 
verlangte Berfaffungsrevifion anzuordnen, kommt es zu einem Auf: 
ftande der Xiberalen, bei welchem das Zeughaus und das Re- 
gierungsgebäude von lebteren bejeßt werden. Die Konjervativen 
leiften feinen erheblichen Widerftand, mehrere Staatäräte, Respini, 
Gajella und Gianella, werden verhaftet, Roffi getötet. Die pro- 
viforifche Regierung befteht aus fünf Liberalen. Die Liberalen in 
Lugano, Mendrifio, Chiaſſo, Locarno und Briffago ſchließen fich der 
aufjtändifchen Bewegung an. Der Bundesrat tritt, wie „W. T. B.“ 
meldet, jofort zu einer Sitzung zufammen und bejchließt eine be- 
waffnete Intervention. Oberſt Künzli wird zum eidgenöffischen 
Kommiſſar ernannt, zwei Bataillone erhalten den Befehl, nach dem 
ZTejfin abzugeben. Die Anklagefammer des Bundesgerichts wird 
von der Bundesanwaltjchaft erjucht, den Unterfuchunggrichter ein- 
zuberufen. 

13. September. Oberſt Künzli übernimmt ald Bundes: 
fommiffar die zeitweilige Regierung im Teſſin; die revolutionären 
Machthaber werden verhaftet und vor Gericht gejtellt. Proteſte der 
früheren fonfervativen Regierung, welche wieder in Funktion zu 
treten- verlangt, werden abgemiejen. 


Ende September. Die Auslieferung des nach England ge: 
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flüchteten Mörbers des Staatsrates Roffi, Caftioni, wird gefor- 
dert, aber von England verweigert. 

5. Oftober. Die Volksabjtimmung in Teſſin über die Re— 
bijion der bisherigen Berfajjung ergibt mit 94 Stimmen 
Mehrheit einen Sieg der Liberalen. 

9. Oktober. Ein Bundesbejchluß (durch Nationale und 
Etänderat) bezüglich de3 Vorgehens der Bundeserefution im 
Zejjin kommt in folgender Form zu ftande: 

„Die Bundesverfammlung der fchmweizeriichen Eidgenofjenichaft, nach 
Einſicht einer Botichaft des Bundesrats vom 22. und der Erklärung bes: 
felben vom 29. September 1890, beichließt: 1. Die vom Bundesrat im Teffin 
getroffenen Maßnahmen werden genehmigt. 2. Der Bundesrat wird ermäch— 
tigt, diefe Maßnahmen provijorisch aufrecht zu erhalten und wenn nötig, 
den Beſtand der Dffupationstruppen zu vermehren. Er wird eingeladen, 
feine Anftrengungen fortzufegen, um ben Kanton Zeffin baldmöglichit einem 
verfaſſungsmäßigen Zuftande entgegenzuführen, welcher die nötigen Garantien 
für die Aufrechthaltung des Friedens und der öffentlichen Ordnung bietet. 
3. Der Bundesrat wird mit der Ausführung diejes Beichluffes beauftragt.“ 

12. Oktober. Die ehemalige Teſſiner Regierung wird 
jeitens des Bundesrates wieder eingejeßt, doch unter Aufficht des 


Bundeskommiſſars geftellt. 


16. Oktober. (Bern.) Eine Kommiſſion von Bevollmäch- 
tigten beider Teſſiner Parteien tritt unter Vorfi de Bundes— 
rates Ruchonnet zufammen, bleibt jedoch refultatlos. 

22. November. Der Bundestommifjar Oberft Künzli erzielt 
im Zeifin eine VBerjtändigung beider Parteien. Bei den Wahlen 
foll künftig eine proportionale Vertretung beider angeftrebt werden. 

8. Dezember. Der Bundeskommiſſar Oberſt Künzli im 
Teſſin übergibt die Gejchäfte der einheimifchen Regierung, 
welche aus drei Klerifalen und zwei Liberalen beiteht. 


8. Dezember. Der Nationalrat nimmt ein Geje wegen Aus— 
Lieferung politifcher Verbrecher in folgender Form an: 

Wegen politiicher Verbrechen und Vergehen wird die Auslieferung 
nicht bewilligt. Die Auslieferung wird bewilligt, obgleich der Thäter einen 
politijchen Beweggrund oder Zweck vorſchützt, wenn die Handlung, um deren 
willen die Auslieferung verlangt wird, vorwiegend den Charakter bes ge: 
meinen Berbrechens oder Vergehens hat. Tas Bundesgericht enticheidet im 
einzelnen alle über die Natur der ftrafbaren Handlung auf Grund des 
frei zu ermittelnden Thatbeftandes. Wenn die Auslieferung bewilligt wird, 
fo ftellt der Bundesrat dem erfuchenden Etaat die Bedingung, daß der Aus: 
zuliefernde wegen jeines politijchen Berweggrundes oder Zweckes nicht ftrenger 
behandelt werden dürfe. 


11. Dezember. Zum Bundespräfidenten für 1891 wird 
Welti gewählt. 
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16. Dezember. Eine Anzahl Ausländer wird wegen anar- 
chiſtiſcher Umtriebe ausgewiefen. 


X. 
Belgien 


1. Januar. Der König äußert gegenüber der Glückwunſch— 
Deputation des Magiftrats, e8 müfje alles gefchehen, um das Los 
ber invaliden Arbeiter zu verbeffern; er betont ferner die Not— 
wenbigfeit der Einführung allgemeiner Wehrpflicht. 

16. Januar. Die Regierung legt einen Gefeßentwurf wegen 
Errichtung von Unterftügungsfajfen für verunglüdte Ar- 
beiter dor. 

29. Januar. Die Kammer beichließt die Zulaffung ber 
Frauen zu medizinischen Berufßarten und verweigert fie zu juri- 
ftifchen. 

31. Januar. Eine Unterfuhung gegen bie Schriftfteller 
Houcault de Mondion und Nieter wegen Abdrudes teilweije 
gefälfchter Altenftüde in der „Nouvelle Revue“ führt zu ber 
Ermittelung, daß beide auch bei der Abfaffung ber im Jahre 1887 
dem Zaren in die Hände gefpielten angeblich belgifchen Aktenſtücke 
beteiligt geweſen. 

1. Februar. (Brüffel.) Der Antiſtlaverei-Kongreß lehnt 
ben belgijchen Vorſchlag des gänzlichen Verbotes der Einfuhr von 
Geuerwaffen, welchen die Hauptmächte befämpften, ab. Dagegen 
nimmt die Speziallommiffion folgenden vermittelnden Vorſchlag, 
wenigftens grundjäßlich, an: „Jeder Kolonialjtaat joll auf eigenem 
Gebiete die Einfuhr von Feuerwaffen beauffichtigen und die den 
Sklavenhändlern beftimmten Sendungen aufhalten.“ 

3. Februar. Es findet in Jumet eine Eonftituierende Ber- 
fammlung des Landesvereins der Bergleute ftatt. Die Füh— 
rung übernimmt ein Ausihuß mit je zwei Mitgliedern aus jedem 
Beden. Das Programm lautet wie da3 der fozialiftiichen Arbeiter- 
partei: allgemeines Etimmrecht und Achtftundentag. 

5. Bebruar. (Kammer.) Bei der Beratung des Budgets bei 
Auswärtigen befragt Garlier den Minifter des Auswärtigen bezüg- 
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lich der Gerüchte über einen Vertrag zwiſchen Deutſchland 
und Belgien. Der Minifter erwidert, Belgien würbe feinen 
Bertrag annehmen, außer einen folchen, welcher feine Neutralität 
fichere. 

14. Februar. Die Kammer verwirft den Antrag des Grafen 
Dultremont, einen Ausfhuß zur Unterfuhung der Heeres— 
verhältniffe und zur Löfung der frage einzufegen, ob die Be— 
völferung die perfönliche Dienftpflicht wolle. 

23. Februar. (Brüffel.) Es findet eine Landesverfamm- 
lung der Blamen aller Gaue ftatt. Es wird die Unbilligfeit der 
Einteilung ber Gemeinden in wallonifche und vlämifche dargelegt. 
Hierüber, ſowie angeficht? der jchwebenden Beratung des Gejehes 
über die Univerfitäten werden Beſchlüſſe gefaßt, welche der Bor- 
ftand der Berfammlung vor die Regierung und die Kammer brin- 
gen ſoll. 

3. März. (Brüffel.) Die Sozialiftenpartei veranftaltet 
in der verflofjenen Nacht eine republifanijche Straßenktundgebung. 
3000 Sozialiften ziehen durch die Straßen unter dem Rufe: „Rieder 
mit dem König!” 

3. März. In der Antiſklaverei-Konferenz lehnt die 
Türkei es ab, durchgreifenden Maßregeln gegen die Sklaven-Ein- 
fuhr zuzuftimmen, und bejchräntt fich auf allgemeine beruhigende 
Zuficherungen. 

Mitte März. Im Senat wird der Antrag, von den Aerzten, 
Apothekern und Gymnafiallehrern vor der Niederlaffung oder An- 
ftellung in den vlämifchen Zandesteilen eine Prüfung in der nieder- 
ländijchen Sprache zu verlangen, verworfen. 

22. April. Bei dem Feſt, welches zu Ehren Stanleys in 
der Brüffeler Börje ftattfindet, hält der König folgende Rebe: 

„m mr 1879 ift Stanley in meinem Auftrage nach Afrika ge 
zogen, um die Grundlagen des neuen mittelafrifanifchen Staatsweſens zu 
ihaffen. &3 gereicht mir zur Freude, daß Sie mich zu den bisher erreichten 
Erfolgen gerade an dem Zage beglüdwünjchen, da ber berühmte Pionier 
der Sivilifation in unfrer Mitte weilt. Fortan find ungeheuer ausgedehnte 
Gegenden, durchzogen von dem mächtigſten Flußſyſtem dev Welt, ber Koloni— 
fation und dem — erſchloſſen. Ich zweifle nicht daran, daß fie unfrer 
nationalen Schaffenskraft immer ausgedehntere Abſatzgebiete bilden werben. 
Wie ſoll man davon nicht überzeugt ſein, wenn man ſieht, wie alle übrigen 
Zeile des afrikaniſchen Kontinents von den europäiſchen Staaten in Beſitz 
genommen werden und welchen Wert man den afrikaniſchen Kolonien allent— 
halben beilegt. Ich habe gegenüber Belgien vielfache Pflichten zu erfüllen 
und ich will ihnen allen gewiſſenhaft nachkommen. Meine wichtigſte Pflicht 
aber iſt die, mit allen mir zu Gebote ftehenden Mitteln und Kräften für 
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das Öffentliche Wohl zu forgen, und mein Gewiflen fagt mir, daß mein 
Beitreben nicht erfolglos fein kann. Die Erfolge, die ich durch zehn Jahre 
in Afrika errungen, bieten dem Königreich die Gelegenheit, feine inter: 
nationale Bedeutung und feinen Reichtum zugleich zu erhöhen. Sch werde 
nie vergeffen, daß Belgien mic) in meinem Unternehmen jchon zweimal 
großmütig unterftühte. Wenn der männliche Unternehmungsgeift die Völker 
zu Fortſchritt und Glüd führt, jo bringen Unentjchloffenheit und Halbheit 
moralijche wie phyſiſche Entnervung. Möge mein DBaterland vor einem 
ſolchen Schidfal bewahrt bleiben!“ 

23. April. (Brüfjel: Kammerfigung.) Yinanzminifter 
Beernaert jagt, der König habe bei dem geftrigen Feſtbankett eine 
jehr deutliche Anspielung auf den Plan gemacht, Belgien den 
Kongoftaat zu vermaden. 

29. April. In der Repräfentantenfammer wird bei der Be- 
ratung des Budgets des Juftizminifteriums, durch Mitglieder der 
Linken angeregt, eine Diskuffion über die Nieter’iche Veröffentlichung 
von Schriftftüden beendet. Die von der Rechten beantragte einfache 
Tagesordnung wird mit 72 gegen 30 Stimmen angenommen. 


1. Mai. Die Demonftrationen der Arbeiter führen in 
Tourcoing und Roubair zu andauernden Maffenftreit3 (angeblich 
120,000 Arbeiter). 

10. Mai. In der Siung der Antifflaverei-Konferenz 
legt der belgifche Generalfefretär des Auswärtigen, Baron Lamber— 
mont, einen Antrag vor betreff3 Revifion der Beitimmungen der 
Generalafte der Konferenz vom Jahre 1885, durch welche 
für das Kongo-Baffin vollftändige Handelsfreiheit feftgefegt wurde. 
Nach dem vorgelegten Antrage follen diejenigen Staaten, welche 
Ländergebiete im Kongo-Baffin befigen, ermächtigt fein, von allen 
eingeführten Waren Wertzölle zu erheben. Die Bevollmächtigten 
Englands unterjtügen den Antrag jehr warm. Die Bevollmädtigten 
Deutichlands, Italiens, Frankreichs und Portugals acceptieren den 
Antrag zwar im Prinzip, behalten jedoch ihren Regierungen alle 
und jede Entjcheidung vor. 

3. Juni. Die Bevollmächtigten Deutſchlands, Oeſter— 
reichs, England3, Frankreichs, Spaniens, Italiens, Por- 
tugals, Schwedens, Rußlands und Dänemarks teilen mit, 
der Antrag Habe die volle Zuftimmung ihrer Regierungen gefunden. 
"Der Delegierte der Niederlande erflärte, er könne den Abfichten 
feiner Regierung nicht vorgreifen, die Sympathien feiner Regierung 
für das Kongo-Beden feien jedoch bie gleichen, wie diejenigen ber 
Regierungen ber anderen SKonferenzmitglieber. 
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10. Juni. Die Liberalen gewinnen bei den Erſatzwahlen 
zwei Sibe in Eharleroi und einen in Vervierd, verlieren aber einen 
in Gent, und in Stichwahlen fommen zwei bisherige Abgeorbnete 
in Thuin mit Katholiken. Im allgemeinen ift der alte Befitftand 
geblieben. | 

Mitte Juni. Stanley übernimmt dad Amt ala General- 
gouverneur des Kongo-Gtaat?. 

23. Juni. In Gent findet ein Umzug durch die Straßen zur 
Horderung de allgemeinen Stimmrecht ftatt; es nehmen etwa 
10,000 Berjonen daran teil. 

2. Juli. Die Vertreter aller Mächte mit Ausnahme be3- 
jenigen der Niederlande unterzeichnen die Generalafte der Anti- 
fHlaverei- Konferenz jowie die Zujaerflärung bezüglich der Ein— 
führung von Kongozöllen. Der niederländifchen Regierung wird 
zur Beitrittserflärung zu den Bejchlüffen der Konferenz eine ſechs— 
monatliche Friſt bewilligt. 

11. Juli. Der Gefegentwurf betreffend die dem Kongoftaat 
zu gewährende Unterftüßung wird von ber Deputiertenfammer 
beraten. 


Dana) gewährt Belgien bem Kongoftaat ein Darlehen von 25 Mil: 
lionen Francs und zwar 5 Millionen fofort, den Reſt in Raten von je 
2 Millionen jährlid, 10 Jahre hindurch. Während diefer 10 Jahre joll 
bie Anleihe zinsfrei fein. Tagegen ift Belgien berechtigt, nach Ablauf diejer 
zehnjährigen Friſt den Kongoftaat mit allen feinen Rechten zu annektieren, 
die ihm in Gemäßheit des Berliner Vertrages vom 26. Februar 1885 und 
ber Brüffeler Zufaßerflärung bezüglich der aa Ver vom 2. Juli 1890 
zuftehen; Belgien muß feinerfeit3 die anderen Mächten gegenüber in ber 
Kongoakte feſtgeſetzten Verpflichtungen übernehmen. König Leopold lehnt 
jebwede Schabloshaltung für die von ihm gebrachten Opfer ab. Fortan 
wird Belgien vom Kongoftaat jedwede Mitteilung über die dortige Lage, 
namentlich über da3 Budget und die Steuererhebungen, erhalten, doch wird 
fi Belgien in feiner Weife in die Verwaltung des Kongoftaats einmijchen. 
Letzterer verpflichtet fich, in Zukunft feine neue Anleihe ohne Zuftimmung 
Belgiens aufzunehmen. Sollte nad Ablauf von 10 Jahren Belgien darauf 
verzichten, den Kongoftaat zu annektieren, jo jollen die geliehenen 25 Mil: 
lionen Francs mit 5'/s Prozent verzinft werden, und kann nad) weiteren 
10 Jahren die Rüdzahlung verlangt werden. Auch vor diefem Termin foll 
‚ber Kongoftaat zu teilweisen Rüdzahlungen alle Einkünfte verwenden, welche 
ihm aus der Ueberlaſſung von Ländereien oder Minen zufließen. 

Bei diefer Gelegenheit wird da8 Teſtament bed Königs 
binfichtlich des Kongoſtaats veröffentlicht. 

„Wir Leopold II., König der Belgier, Souverän des unabhängigen 
Kongoftaats, wollen unferem vielgeliebten Vaterlande die Früchte des Werkes 
fihern, welches wir jchon feit langen Jahren in Afrifa verfolgen. In ber 
Ueberzeugung, daß wir auf dieje Weile Belgien, wenn es will, die unerläß- 
lichen Abfapgebiete für feinen Handel und jeine Induſtrie eröffnen und der 
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Thätigkeit feiner Kinder neue Wege antveifen, erflären wir hiermit, daß wir 
nach unjerem Tode unfere jämtlichen Rechte ald Eouverän bes unabhängigen 
Kongoftaats, wie fie durch bie feit 1884 zwiſchen ben auswärtigen Mächten 
abgefähloffenen Derträge, Erklärungen und Konventionen, ſowie durch bie 
Internationale Kongovereinigung und durch den unabhängigen Kongoftaat 
anerfannt worden, nebft fämtlichen mit dieſer Souveränetät verknüpften 
Rechten, Eigentum und Borteilen an Belgien vermadhen und Teig nun 
Bis die belgiſche Gejekgebung fich darüber geäußert hat, ob fie dieſes s 
mächtnis annehmen will oder nicht, wird die Souveränetät gemeinjchaftlich 
— den Rat der drei Adminiſtratoren des unabhängigen Kongoftaats und 
durch den General:Gouverneur ausgeübt werden. Gegeben zu Brüffel, am 
11. Auguft 1889. Gezeichnet Leopold.“ 

21. Juli. Feier des fünfundzwanzigjährigen Regie- 
rungd=- Jubiläums und bes jechzigften Jahrestages der 
Unabhängigkeit. In Beantwortung der Adreffen äußert der 
König über den Kongoftaat: 

Indem ich Ihnen die Mittel anbot, Ihre wirtichaftliche Aktions- 
ſphäre auszubreiten, war ich von bem Gedanken bewegt, Belgien bie weſent— 
lichen Glemente feiner Entwidelung wieder zu geben, bie ihm feit 1830 
fehlten. Vom Beginn der Schöpfung des Kongoftaates dachte ich an Belgien, 
und für Belgien allein habe ich weder Anftrengungen noch Opfer geicheut. 
Dank der —— die ich bei den Mitbürgern gefunden habe, iſt der 
neue Staat gewachſen, und man beſtreitet nicht mehr feine glänzende Zus 
kunft. Die war denn auch für mich der Augenblid, um meine afrikaniſchen 
Befigungen Belgien zu fi . Sei ed nun nach meinem Ableben oder 
früher, — nad) einem Zeitraum von 10 Jahren, den ich für nötig halte, 
ebenfofehr um das Werk zu befeftigen, ald um das Land in ben Stand zu 
fegen, vollftändig die ihm gebotenen Vorteile zu erkennen, — wird Belgien 
mein Erbe fein und wird niemala weniger ala ich mwünfche, die Ausdehnung 
ober die Bebeutung der neuen Befitungen herabmindern. ch habe vor, 
meine Abfichten in einem Kobizill darzulegen, welches mein Teſtament er: 

änzen wird. An dem Tage, an welchem meine Verfügungen in den Bereich 

er Thatjachen eingetreten ein würden, hätten fie ein neues Element poli— 

tilcher Lebensfähigkeit erworben. Schreiten wir mit Vertrauen auf bem 
ege, ben uns bie Vorſehung gewieſen, fort! 


25. Juli. Die Konvention zwiſchen Belgien und dem 
Kongoftaat wird in ber Kammer mit allen gegen eine Stimme 
‚angenommen; am 29. Juli vom Senat einftimmig. 


10. Auguft. Ein Arbeitertag in Brüffel fpricht fih für 
das allgemeine Stimmrecht aus und jendet folgendes Telegramm ab: 

„An den König. Schloß Laelen. gut IT Sie haben von 
bem Lande bie Lofung gewünſcht. Dieſe Lofung ift te erteilt worben, 
fie iſt das allgemeine Stimmredt. Im Namen des Komitees der heutigen 
Kundgebung.” 

6.—10. September. (Internationaler katholiſcher So— 
zial-Kongreß in Brüffel.) Die belgifchen Teilnehmer zeigen fich 
einem Eingreifen des Staates in die jozialen Verhältniffe abgeneigt, 
werden aber von den auswärtigen überftimmt. 
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Der Abg. Bahem bringt mit Unterftügung von Angehörigen 
ber verjchiebenen auf dem jozialen Kongreß vertretenen Länder fol« 


gende Rejolution ein: 
„Der joziale in Lüttich fchließt fich den von ber Berliner 
Konferenz et an. —— Wünſche ber genannten 
nur einen erfien Schritt auf dem e des internationalen Ar: 


beiterfchuges barftellen, erjucht der Kongreß bie — und die Parla- 
mente, die Gejeßgebung * dieſen Wünſchen in Einklang zu bringen.“ 
Dieſer Antrag veranlaßt in der Mittwoch-Morgenſitzung eine ftürmifche Ver— 
ar da eine fleine franzöfijche rc leidenjchaftli und in einer 
ntragfteller beleidigenden en proteftiert, worauf Ab- 
ch Gollinet und Profeffor Kurth bie —E Redner ſcharf zurück—⸗ 
weiſen. Gegen die Stimmen der Franzoſen wird ſodann an Stelle des An— 
trages m folgender Antrag Collinet angenommen: „Der Kongreß er: 
an ad «Ne Konferenz ala ein glüdliches Ereignis "für ben jozialen 


14. September. (Sozialiften- Kongreß in DOftende.) Der- 
jelbe trägt einen ausgefprochen revolutionären Charakter. Mehrere 
Redner fordern das Proletariat auf, die Rathäufer und Paläfte zu 
ftürmen; ein allgemeiner Streit wird bejchloffen. 

Ende September. Der König jpricht im Minifterrat den 
Wunſch aus, die Regierung möge die Smitiative zu einer Ver— 
faffungsrevijion ergreifen. 

Enbe Oktober. Bejuch des Königs in Potsdam. 

November. Ein Antrag auf Berfaffungsänderung im 
Sinne einer Erweiterung des Wahlrecht? wird in der Kammer von 
Janſon eingebracht. 


XI, 


Niederlande und Luxemburg. 


5. Januar. Aus Java wird gemeldet, daß Truppen nad 
Neu-Guinea zur Unterwerfung der aufftändijchen Papuas ab- 
geſchickt ſeien. 

Gegen Ende des Monats zeigen ſich in der Preſſe Beſorg- 
niſſe wegen ber Verteidigungsfähigkeit des Landes. 

30. Januar. In der Erften Kammer wird dad Budget 
bed Kriegsminiſteriums mit 33 gegen 3 Stimmen angenommen, 
nachdem der Kriegäminijter erklärt hat, er hege das völlige Ver— 


st 
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trauen, daß eine Mobilmachung der Armee befriedigend verlaufen 
werde. Gegebenenfalla jei er bereit, einem Generalausſchuſſe jede 
gewünschte Auskunft zu erteilen. Die Kammer nimmt den Aus 
ſchuß nicht an, da fie nicht in der Lage fei, die ihr zu machenden 
Mitteilungen zu beurteilen. Die Perantwortlichkeit müfje dem 
Kabinet überlafjen bleiben. 


31. Januar. Die Erfte Kammer verwirft mit 20 gegen 
19 Stimmen das Kolonialbudget, um dem Minifter Keuchenius 
wegen Mißgriffe und Unthätigfeit ihr Miktrauen auszudrüden. 

13. Februar. Eine franzöfifche Spezialmiffion betreff3 der 
Grenzregulierungafrage in Guyana trifft in Haag ein. 

18. Februar. Der bisherige Minifter de3 Innern, Baron 
Maday, wird an Stelle von Keuchenius zum Kolonialminifter, 
und de Savornin-Lohman (Konjervativer) zum Minifter des 
Innern ernannt. 

14. Mai. Die Holländer erleiden auf Sumatra eine Rieder: 
lage gegen die Atchinejen. 

31. Mai. Der Generalgouverneur von Niederländiich- Indien 
meldet telegrapbijch, die Lage in Atjchin ſei eine ernjtere geworden, 
die Zahl der Feinde habe zugenommen, der Radjcha, jeinen Unter: 
thanen mißtrauend, ſei in die Befeftigung der Holländer geflüchtet. 
Don Java werden Truppenverjtärtungen abgejandt. 

18. Juni. Cine allgemeine Waterloo= Feier findet im 
Lande ftatt. 

Auli. Der niederländijche Gefandte in London, Graf von 
Bylandt, richtet an die „Times“ eine die Haltung jeiner Re- 
gierung auf der Brüffeler Antiſklaverei-Konferenz motivierende 
Zujchrift gerichtet (j. Belgien). Diejelbe lautet: 

„Die Regierung der Niederlande ift gewiß Willens, mit den ondern 
intereffierten Mächten zujammenzumirfen, um dem Kongo:Staat die Mittel 
zu verfchaffen, bamit die gegen den Sklavenhandel beſchloſſenen Maßregeln 
zur Ausführung gebracht werden fünnen. Die niederländijche Regierung iſt 
aber der Anficht, daß die Brüffeler Konferenz nicht nur ihr urjprüngliches 
Programm, fondern auch ihre Kompetenz überjchritten hat, indem fie als 
einzige Cinnahmequelle Einfuhrzölle vorjchlug, welche ficher ausſchließlich 
den Bande des Auslandes belajten und eine Verlegung der Beitimmungen 
ber Generalatte der Berliner Konferenz fein würden, welche den Kongo: 
Staat geichaffen hat. Damals wurde die Bedingung geſetzt, daß 20 Jahre 
lang im Songo:Staat feine Ginfuhrzölle erhoben werden follten. Ausfuhr: 
zölle konnten auch in Erwägung gezogen werden, ebenjo viele lokale direkte 
Steuern, welche von in Afrika angefiedelten Perſonen, aber nicht auf Waren 


erhoben werben fünnten. Die Behauptung, der Handel der Niederlande 
mit der Weftküfte Afrikas fei höchſt unbedeutend, während ihre eigenen 
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e in Europa und in den miederländifchen Kolonien ſehr und 
—5 ſeien, enthüllt eine totale ern ber —— see 
ländijchen Faktoreien in Banama und anderen Plägen der Weftküfte Afrikas 
find nicht nur die älteften, fondern auch die größten im jenem Zeile ber 
Belt. Was bie ho 
nur mit denen aller 
Behauptung einfehen.” 

Auguft. Die Regierung bringt einen Gejegentwurf ein, der 
die Aufhebung der Stellvertretung und des Nummertaufches, 
eine erhebliche Vergrößerung der Armeeftärke und bie Einführung 
einer Land» und Seewehr anftatt der veralteten Bürgerwehr (Schut- 
tery) bezweckt. 

16. September. Die Kammern werben dureh den Minifter- 
präfidenten Maday mit einer Thronrede eröffnet, in ber freund» 
Ihaftliche internationale Beziehungen Eonftatiert werden und weiter 
gejagt wird: 

„Die Niederlande Haben auf dem Antiſtlavereikongreß ernftlich Die 
gegen ben Sflavenhandel gerichteten Bemühungen unterftüßt und die Re: 
gierung bedauere, daß die Konferenz bisher ihren humanen Zweck nicht 
erreicht habe. Handel, Induſtrie und Schiffahrt haben fich gehoben; bie 
Poftdampferfahrten nach Oftindien follen bejchleunigt werben; die finanzielle 
Lage ſei Krk Für das Militärgefeg wird die Dringlichkeit verlangt 
und ſchließlich die dtonomiſche Lage Oſtindiens und bie ſchlechte Kaffee-Ernte 
in Java erwähnt. Bewäflerungsarbeiten und Bau von Eiſenbahnen unter. 
Staatögarantie werden. in Ausficht geftellt.“ 


Mitte Oktober. Der König erkrankt ernftlich; gegenüber 
mancherlei Gerüchten gibt der „Standaard“ folgende offiziöfe 
Darftellung: 

„Dis vor 14 Tagen hat der König feine gewöhnlichen Arbeiten ver: 
richtet. Wie befannt ift, verläßt er das Loo niemals, und die Minifter 
müffen alles jchriftlich mit ihm erledigen, aber dies verhindert keineswegs, 
daß ſich der König perfönlich mit Stantdangelegenheiten befaßt. Während 
des ganzen Sommers hat Se. Majeftät die unzweideutigften Beweiſe dafür 
gegeben, daß er von allem, was überhaupt borging, unterrichtet war, und 
es liegt auch nicht ber leifefte Grund zu der Annahme bor, daß er in mehr 
oder weniger umnachtetem Geifteszuftand jemals die erforderliche Zuftimmung 
zu irgend etwas gegeben haben jollte. Natürlich erheifcht dies körperliche 
Anftrengung, weshalb auch Se. Majeftät, ala die alte Krankheit wieder an 
Heftigkeit zunahm, von jeglicher Arbeit abjehen mußte. Gerade der Um: 
ftand, daß, ſobald die Krankheit ſchlimmer wurde, fein einziger Königlicher 
Beſchluß mehr im „Staatsblatt“ erjchien, beweift, daß alles in vollkommen 
normalem Zuftand ift. Außerdem darf man nicht überjehen, daß die Werzte 
Hausärzte find, und dab alſo die Regierung ihnen nichts vorzujchreiben hat. 
Die Einzelheiten, aus welchen die perjönliche Arbeitsbethätigung des Königs 
mit mathematifher Sicherheit hervorgeht, entziehen fi natürlich der Mit: 
teilung, fie find nichtsdeſioweniger aber fo entjcheidender Art, daß jeder 
Zweifel von vornherein ausgefchloffen fein muß.“ 

28. Dftober. In der gemeinfchaftlichen Situng beider Kam- 
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mern berichtet der Minifter des Innern, Baron Maday, über ben 
Gejundheitszuftand des Königs. Die Aerzte haben Eonftatiert, 
daß der König außer ftande ift, zu regieren, und ber Juftiz- 
minijter und der Minifter der Kolonien, die ben König perjönlich 
gejehen, beftätigen bie Ausſage der Aerzte. 

29. Oktober. Die Generalftaaten faffen in gemeinfamer 
Sitzung mit 109 gegen 5 Stimmen den Beſchluß, daß der König 
außer ftande fei, die Regierung zu führen. Der „Staat-Eourant“ 
veröffentlicht diefen VBeichluß und zeigt an, daß der Staatärat 
vom nächſten Tage ab mit der zeitweiligen Ausübung der König- 
lichen Gewalt beauftragt ift. Der Geſetzentwurf behufs Einjegung 
einer Regentfchaft ſoll demnächſt den Generalftaaten vorgelegt werden. 


29. Oktober. Die holländische Regierung jchlägt den Sig— 
natarmädten der Berliner Kongo-Akte und ber Brüffeler 
Antifflavereifonferenz dor, eine gemeinjame jährliche Kontribution 
dem Kongo-Staate anftatt der projektierten Eingangszölle zu zahlen 
und den Kongo-Staat zu ermächtigen, fofort einen Eingangszoll 
von 25 Francs pro Hektoliter Alkohol zu erheben. — Diejer Bor- 
jchlag findet nicht die Billigung der übrigen Mächte. 

5.— 8. November. (Quremburg.) Infolge der Regierungs- 
unfähigteit de3 Königs übernimmt der Herzog von Naſſau bie 
Regentichaft, verläßt jedoch, nachdem er in ber Kammer den Eid 
geleijtet, da8 Großherzogtum wieder. 

13. November. Die Generalftaaten befchließen einftimmig die 
Ernennung ber Königin Emma zur Regentin bes Königreiche. 

23. November. König Wilhelm II. }. Die Krone ber 
Niederlande geht auf feine unmündige Tochter Wilhelmine 
unter Vormundſchaft ihrer Mutter über; die Krone von Qurem- 
burg auf den Herzog Adolf von Naſſau. Die Königin-Regentin 
Gmma erläßt folgende Proflamation: 


„Im Namen Ihrer Majeftät Wilhelmina, von Gottes Gnaben Königin 
der Niederlande, Prinzeffin von Dranien-Naffau u. f. w. Wir Emma, 
Königin-Witwe, Negentin des Königreichs. Es Hat Gott gefallen, meinen 
geliebten und geehrten Gemahl König Wilhelm III. zu N zu nehmen. 
Mehr als einundvierzig Jahre hat fich das niederländifche Bolt um feinen 
Ihron geſchart und während dieſer Zeit wurden unter bes Herrn Segen 
Ruͤhe, Frieden und Wohlfahrt dem Baterlande beſchert. Die Krone ift 
durch fein Ableben, das uns Alle mit tiefer Trauer erfüllt, auf meine ge 
liebte Zochter Wilhelmina Helena Paula Maria übergegangen. Ihr Thron 
findet jeine ftärfjte Stüße in der innigen Zreue und Anhänglichkeit bes 
niederländifchen Volkes an das Haus Dranien! Möge der allmächtige Gott 
die Gebete erhören, die zu ihm für unjere Königin Wilhelmina empor: 
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—— werben, er nehme fie unter feinen heiligen Schirm und Schutz. 
ft des Gejehes bin ich während ihrer Minderjährigkeit berufen, ala Re: 
gentin bes Königreichs die Königliche Regierung wahrzunehmen. 

ıh auf Den vertraue, in beflen Hand das Los ber Fürſten und Völker ift, 
nehme ich bie mir anvertraute Regierungspflicht auf mich und thue dies mit 
der Bitte, daß ihre Erfüllung in jeder Hinficht zum Heil bed Landes und 
Volkes und zur Befeftigung des Königreichd dienen möge. Wir wollen und 
befeblen, dah biefe Bekanntmachung in allen Gemeinden bes Reichs an: 
geihlagen und ba verkündet werde, wo ſolches gebräuchlich ift, und daß fie 
im Staatäblatt erfcheinen foll. 

Palaſt Het Xoo, ben 24. November 1890. Emma.“ 


9. Dezember. (Zuremburg.) Der Großherzog leiftet den 
Berfaffungseid und notifiziert demnächft feine Thronbefteigung den 
Großmädten durch befondere Abgefandte. 


XU. 


Dänemarf. 


8. Januar. Auflöfung des Folkethings; die Neuwahlen 
werben für den 21. Januar anberaumt. 

21. Januar. Die Wahlen zum Folkething ergeben ber 
DOppofition einen Zuwachs von 3 Siken, in Summa 78 Sitze; bie 
Regierungspartei erringt 24 Eike. 

23. März. Anftatt der zurüdgezogenen Vorlage betreffend 
die Befeftigung Kopenhagen? von der Geefeite bringt der 
Kriegaminifter Bahnſon zur dritten Leſung der Budgetvorlage im 
Volksthing eine Kreditforderung zu demjelben Zwede ein. — Die 
Preſſe betont, daß der Konflikt Hierdurch gejchärft fei. 

24. März. (Holkething.) In Beantwortung einer Inter= 
pellation erflärten ber Kriegäminifter und der Marineminifter, 
fozialdemofratifhe Arbeiter könnten feine Anftellung in 
Staatäwerfftätten erhalten, da fie einem fremden Willen unter: 
worfen feien. In Anlaß diefer Erklärungen bringt Graf Holftein- 
Ledreborg im Folkething eine motivierte Tagesordnung ein, welche 
es mißbilligt, daß der Staat als Arbeitgeber einen Drud auf die 
politifche Ueberzeugung der Arbeiter ausübe. Die Tagesordnung 
wird mit 61 gegen 19 Stimmen angenonmen. 

1. April. Die Reichstagsjeffion wird gejchloffen. In ber 
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Schlußſitzung des Folkething bringt die Oppofition eine Rejo- 
Iution ein, welche auf das entjchiebenfte gegen die vom Landething 
angenommene Rejolution Verwahrung einlegt, nach welcher das 
Holkething daran ſchuld ſei, wenn Fein regelmäßiges Budget zu 
ſtande käme. 

2. April. Da das Folkething die Budgetberatung nicht 
beendet hat, erſcheint ein Dekret der Regierung, nach dem 
die Steuern proviſoriſch weiter zu erheben und die für 
die Staatsverwaltung nötigen Ausgaben übereinſtim— 
mend mit der Budgetvorlage zu leiſten ſind. 

11. April. In der Sitzung des Staatsrates wird der Kriegs— 
minifter, in Uebereinftimmung mit dem provijorischen Finanzgeſetze, 
ermächtigt, im laufenden Gtatsjahre 3". Millionen Kronen zur 
Befeftigung Kopenhagen? von der Seeſeite aus, zu verwenden; 
e3 find dafür insgeſamt 9 Millionen veranjchlagt und ſoll die 
Befeftigung binnen 3 Jahren vollendet fein. 

1. Mai. Eine Sozialiftenverfammlung von 20,000 bis 
30,000 Angehörigen 50 verfchiedbener Vereine findet ftatt. Die 
fozialiftifchen Reichstagsdeputierten erklären den Normalarbeitätag 
als Mittel zur Realifierung des fozialiftifchen Staates. 

7. Oktober. (Reichdtag.) Der Finanzminifter legt das 
Budget vor: 


Dasfelbe weiſt auf: an Gefamteinnahmen 54! Millionen Kronen, 
an Gefamtausgaben 59 Millionen. Es ergibt ſich mithin ein Defizit von 
41, Millionen. Als zweiter Beitrag zur Befeftigung Stopenhagens von ber 
See find 3 Millionen ad Der Kaflenbeftand ift mit 30 Mil: 
lionen, der Reſervefonds mit 18 Millionen angegeben. 


20. Dezember. Im Folkething wird ein Initiativantrag 
(Hörup), betreffend die Altersverſorgung Unbemittelter einge- 
bracht. Der Minifter des Innern jpricht fi dagegen aus. 


XII 


Schweden und Norwegen. 


1. Schweden. 


26. Februar. Der Reichstag richtet an die Regierung das 
Geſuch, die Handel3verträge mit Frankreich und Spanien 
zu kündigen. 
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1. März. Die Erfte Kammer des Reichdtags lehnt mit 106 
gegen 29 Stimmen die Borlage des Steuerausfchujjes be— 
treffend die 2Oprozentige Abfchreibung von der Grunbdfteuer ab, bie 
Zweite Kammer nimmt biejelbe mit 136 gegen 75 Stimmen an. 

8. März. Die Erfte Kammer des Reichdtags beſchließt mit 
76 gegen 51 Stimmen und bie Zweite Kammer mit 146 gegen 
60 Stimmen, die Zahl der Mitglieder der Erften Kammer auf 
150 und die der Zweiten Kammer auf 225 feftzufegen; von leßtern 
follen 75 durch die Städte und 150 durch die Ländliche Bevölkerung 
gewählt werben. 

1. Mai. In den meiften Städten Schwedens finden Demon- 
ftrationen zu Gunften des achtſtündigen Arbeitstages in 
größter Ordnung ftatt. In Stodholm nehmen ungefähr 30,000 
Arbeiter baran teil. 

13. Mai. Der Reichdtag bewilligt die von der Regierung 
verlangten 6% Millionen für den Ankauf der Eijenbahn von 
Lulea an die norwegijche Grenze. 

30. September. Die Neuwahlen zur zweiten Kammer er= 
geben das Schlußrefultat von 142 Treihändlern und 86 Schub: 
zöllnern. 


2. Rorwegen. 


20. Januar. Es wirb die Staatähilfe für eine direkte 
Dampferverbindung mit England bemilligt. 

3. Februar. Der Kronprinz eröffnet das Storthing im 
Auftrage des Königs. Die Thronrede bezeichnet die Beziehungen 
zu den auswärtigen Mächten als die beften. Durch den Bubdget- 
überjchuß des vorigen Jahres und die reichlichen Zolleinnahmen 
des laufenden find mehrfache Steuererleichterungen und größere 
Bewilligungen zu Eifenbahnbauten ermöglicht. E& wird eine Wehr: 
fteuer, die Abänderung des Geſetzes über die Wehrpflicht und ein 
Geſetz, betreffend die Aufficht über die Arbeiter in Fabriken, vor- 
geichlagen. 

21. Februar. Mehrere Storthingsabgeordnete beantragen, 
ein Schreiben an den König zu richten mit dem Erſuchen, er möchte 
Abmachungen mit fremden Mächten treffen, um etwaige Zwijtig- 
feiten zwifchen Norwegen und den betreffenden Mächten durch ein 
Schiedsgericht beizulegen. 

1. Mai. (Chriftiania.) Die Arbeiter veranftalten einen 
Zug mit Fahnen mit der Injchrift „Normalarbeitstag acht Stun- 
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den“. Eine Arbeiterbeputation wird vom Präfidenten des Gtor- 
things empfangen, welcher verjpricht, die Wünfche der Arbeiter dem 
Storthing vorzulegen. 

17. Mai. Der neue Handeld- und Schiffahrtävertrag 
zwifchhen Norwegen und Schweden (das fogenannte Zwilchen- 
reichögefeß) wird don beiden Abteilungen des Storthinges ange- 
nommen. 

1.—5. Juli. Beſuch des deutſchen Kaiſers in Chri— 
ſtiania. Bei dem Diner am 2. Juli feiert der König den Kaiſer 
in einem Toaſt, indem er ſagt: 

„Der hunderttauſendſtimmige Jubel des norwegiſchen Volkes gelte 
nicht nur dem erhabenen Herrſcher eines ſtammberwandten Volkes, ſondern 


ee auch dem thatfräftigen und volfäfrenndlichen Fürſten und 
enjchen.” 

Der Kaiſer jagt in feiner Antwort: 

„In Meiner Jugend ift es Mir nicht vergönnt geweſen, größere 
Reifen zu machen, weil e3 der Wunfch Meines Großvater? war, ſiets in 
einer Nähe zu weilen. ch erachte ed aber für einen Regenten al3 not» 
wendig, daß er fich über alles perfönlich informiert und aus direkter Quelle 
Anjchauungen ſammelt, feine Nachbaren kennen lernt, um mit ihnen gute 
Beziehungen anzufnüpfen und zu unterhalten; dieſe Zwecke find es, die Ich 
bei Meinen Reifen im Auslande verfolge. 

Wenn Ich dieſes Land aufgefucht habe, fo ift e3 nicht allein bie 
Liebe und FFreundichaft, welche Mich mit Ew. Majeftät verbinden, fondern 
auch zugleich die Hinneigung zu dem fernigen Volke, welche Mich hierher 
geführt hat. Es zieht Mich mit magijchen Fäden zu bdiefem Volke. Es ift 
das Bolt, welches fih im fteten Kampfe mit ben Elementen aus eigener 
Kraft durchgearbeitet hat, das Volk, welches in feinen Sagen und feiner 
Götterlehre jtet3 die fchönften Tugenden, die Mannentreue und Königstreue, 
zum Ausdrud gebracht hat. Tiefe Tugenden find in hohem Make den 
Germanen eigen, welche als fchönfte Eigenichaften die Treue der Mannen 
gegen ben er, und de3 Königs gegen die Mannen hochhielten. Das 
norwegifche Volk hat im feiner Litteratur und Kunft alle diefe Tugenden 
gefeiert, die eine Hierde der Germanen bildeten. 

In früherer Zeit gogen die Norweger über das Meer, um anbere 
Völfer zu befriegen, jebt fomınen die Deutichen au friedlichem Beſuch na 
Norwegen. Wenn aber wieder einmal Gefahr drohen ſollte, jo bin 
überzeugt, daß heute die norwegischen Krieger, ebenjo wie die Alten, bereit 
jein werden, das Schwert in die Fauſt und den Schild vom Nagel zu 
nehmen, um treu für ihren König einzuftehen. Der Jubel Ihres Volkes 
hat Mich tief bewegt. ch betrachte denjelben als einen Ausdrud nicht nur 

egen Meine Perfon, fondern auch als einen Ausdrud der normwegiichen 
be gegen Deutichland und gegen Em. Majeftät, Meinen Gaft« 
geber.“ 


XIV. 
Rußland. 


1. Januar. Mit Beginn des Jahres ſiſtiert in den bal— 
tifhen Provinzen jede Rechtöpflege, da die biäherigen Gerichtö- 
behörben aufgehoben find und die neuen nicht in Funktion treten. 

3. Januar. Das „Journal de St. Petersburg“ fchreibt in 
Anlaß vielfacher Gerüchte über eine Erkrankung des Zaren, 
daß biejelben unbegründet und zu Börfenzweden in Umlauf ge= 
jet ſeien. 

3. Januar. „Daily Telegraph“ meldet, Minifter v. Giers 
babe der brafilianifhen Regierung, nachdem fie Verhand— 
lungen wegen eined in Peterburg zu beglaubigenden Gejandten 
begonnen, die Eröffnung gemacht, Rußland werde die brafilianifche 
Republik niemal3 anerkennen. 

4. Januar. In der Peter-Pauls-Feſtung werden 32 Offi— 
ziere interniert, welche im Verdacht ftehen, einer geheimen poli= 
tifchen Gefellfchaft angehört zu haben. 

6. Januar. Die „Kölnische Zeitung“ meldet, Rußland habe 
an die Unterzeichner de3 Berliner Vertrages ein Rundjchreiben ge— 
richtet, in welchem es die von der bulgarijchen Regierung behufs 
einer Anleihe vollzjogene Verpfändung der Eiſenbahnen als 
Verlegung des Artikel 21 des Berliner Traktates bezeichnet. Auch 
in dem Handelsvertrage zwijchen Bulgarien und England jehen 
ruſſiſche Blätter eine Verlegung des Traftates. 

7. Januar. Ein Beiehl des Warjchauer Polizei— 
meiſters weijt 70 Ausländer, worunter 17 Teutiche, aus dent 
rujfifchen Reiche aus. 

11. Januar. Zus „Journal de St. Petersbourg” jchreibt 
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über den Inhalt des Einſpruchs Rußlands gegen die bul- 
garifche Anleihe folgendermaßen: 


„Das kaiſerliche Kabinet Habe fich darauf befchräntt, feinen Stanb- 
punkt gegenüber einer Maßregel zur Kenntnis zu bringen, welche von einer 
Regierung ausgehe, deren Gejegmäßigfeit nicht anerkannt fei und die man 
höchſtens ala geduldet anjehen fünne. Diefe bulgarische Regierung habe in- 
deflen, weit entfernt, fich innerhalb der Rejerve zu halten, die ihr diefe Lage 
zur Pflicht mache, bulgarifche und oftrumelifche Eifenbahnen mit der Mög: 
lichkeit der Entäußerung verpfändet und dadurch cine Hypothek, auf welche 
Rußland in Gemäßheit des Berliner Vertrages und jpäterer Abmachungen 
das Vorzugsrecht habe, in empfindlicher Weiſe beeinträchtigt.“ 

13. Januar. Der Budgetvoranfhlag für 1890 weift 
einen Ueberjchuß von ca. 1". Millionen auf. 


16. Januar. Der „Regierungsbote“ veröffentlicht ein Hand= 
Ihreiben de3 Kaifers an den Generalgouverneur von Moskau, 
in welchem e3 heißt: 

„Ins neue Jahr tretend, bitte ich Gott, e8 möge fi auch hinfort 
die Entwidlung der innern Kräfte des geliebten Daterlandes ununterbrochen 
und ungejtört inmitten des von allen gewünfchten und alle beglüdenden 
Friedens vollziehen.“ 

18. Januar. Behufs Maßnahmen zu einer erfolgreichen 
Neubewaffnung der Armee werden vom Kaiſer zwei temporäre 
Kommilfionen eingejegt, von denen die eine unter dem Präfidium 
des Kriegsminiſters, die andere unter dem Adjunkten des General- 
Feldzeugmeifterd, Großfürften Michael Nikolajewitich, General So— 
fiano, ftehen fol. 

25. Januar. Zum Bau griehifcher Kirchen in ben bal— 
tifhen Provinzen werden für die nächften ſechs Jahre je 75,000 
Rubel angewiejen. 

26. Januar. General Radezfi, einer der bedeutenditen 
Truppenführer im Kriege von 1877/78, ftirbt. 

26. Januar. Die Minifterien des Verkehrsweſens, des Krieges 
und der Domänen befürworten den Bau einer Eifenbahn von 
Tomsktk nad Irkutsk und von Bailalfee nad Stretengf. 

Gegen Ende des Monats bringen die rujfiichen Blätter viel- 
fache Angriffe gegen die deutjchen Kolonien in Südrußland. 

Diejelben erklären ferner, daß Rußland den Vertrag Ita— 
lien mit Abejfinien nicht anerkennen könne, da es in Ruf: 
lands Intereſſe Liege, mit Abeffinien, einem orthodoren Staate, 
direft ohne Vermittelung Italiens verhandeln zu können. 


31. Januar. Die „Times“ bringen detaillierte Nachrichten 
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über mafienhafte Niedermebelung von Berbannten in ber 
Provinz Jakutsk. 

4. Februar. Gewiffen aus Perfien zu importierenden Waren 
wird Zollfreiheit gewährt. 

5. Februar. In Bulgarien werden bei der Verhaftung 
Panitzas Schriftftüde gefunden, welche eine aufreizgende Thätigkeit 
des ruffifchen Gejandten Hitromwo in Bufareft befunden. 

5. Februar. Die Regierung genehmigt den für das Jahr 
1892 nach Peteräburg zu berufenden internationalen Eifen- 
bahnkongreß. 

7. Februar. Anläßlich der Erlaſſe des deutſchen Kai— 
ſers, beſonders desjenigen, welcher eine internationale Konferenz 
über die Arbeiterfrage in Anregung bringt, bemerkt das „Journal 
de St. Petersbourg“: 


„Als die Schweiz die europäischen Mächte zur Beratung der Arbeiter: 
fragen einlud, mußte es Männern von Meberzeugung fcheinen, daß e3 der 
Schweiz einigermaßen an dem nötigen Anſehen und Preftige fehle. Nur 
eine ftarfe Regierung, die ſich ihrer Macht bewußt ift, konnte ein folches 
Werk verjuchen, denn im Falle eines Mikerfolges verfügt fie über die nötigen 
Mittel, um zu verhindern, daß der öffentliche Friede und bie nationale Ar: 
beit von denen geftört werde, welche die Abfichten felber entweder faljch ver: 
ftanden Haben oder zu entgegengejegten Zwecke ausbeuten wollten. Man 
wird überall mit lebhaften und ſympathiſchem Intereſſe ben verfchiedenen 
Phaſen des Unternehmens folgen.” 


7. Februar. Ein in Sachen der lutherifchen Kirche ein— 
gejegter Ausſchuß beantragt: künftig die Geiftlichen ausſchließ— 
fih durch den Minifter de3 Innern ernennen zu laflen, jämtliche 
Ländereien der Kirche einzuziehen, die theologische Fakultät in 
Dorpat aufzuheben und an ihrer Stelle in Peteräburg ein luthe— 
riſches Seminar zu errichten. 

7. Februar. Die Truppen in Dftjibirien an der chine— 
jifchen Grenze werben verjtärft. 

7. Februar. Nachdem Holland feine Vorbehalte hat fallen 
laffen, nimmt der Zar das Schied3richteramt in dem fran- 
zöſiſch-holländiſchen Grenzitreite an (ſ. Holland). 

10. Februar. Das Mitglied des Reichsrats Graf Walujew, 
zulegt Präfident des Minijterfomitees, früher Domänenminifter, 
noch früher Minifter des Innern, ftirbt. 

14. Februar. Die bereit3 im Jahre 1881 .grundfählich ent— 
ihiedene Schließung des deutſchen Hoftheaters wird amtlich. 
zum 1. Juni angefündigt. Die franzöfifche Truppe bleibt beſtehen. 

14. Februar. Der Gejandte in Bulareft, Hitrowo, 
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welcher bei ber bulgarifchen Verſchwörung fompromittiert erfcheint, 
wird nach Peteröburg berufen, kehrt aber im Herbft auf feinen 
Poſten zurüd. 

20. Februar. Die ruffiiche Regierung fordert burch den deut⸗ 
chen Generalfonful in Sofia, Baron Wangenheim, von der bul- 
garifhen Regierung die Zahlung der rüdftändigen Okku— 
pationskoſten von ca. 3 Millionen Rubel. 

23. Februar. Anläßlich verfchiedener Prekftimmen Hierüber 
jchreibt da8 „Journal de St. Peterdbourg“: 

„Alle ar biefed Verlangen gefnüpften Hypotheſen entbehrten jeder 
Begründung. Das Verlangen bes deutſchen Generalkonfuls enthalte in feiner. 
Weiſe eine Anerkennung, felbft nicht eine indireftee Wenn das Wiener 
Kabinet, indem es feine Genehmigung zur Kotierung ber bulgarifchen An: 
leihe an ber Wiener Börje gab, nicht anftand, zu erklären, da bieje Ge: 
nehmigung feineswegs eine Anerkennung bes Prinzen Ferdinand in fich 
ichließe, jo habe man noch viel mehr Grund zu behaupten, daß das Ber: 
langen ber Zahlung ber verfallenen Raten der Schuld des bulgariichen 
Volkes in keiner Weiſe eine Anerkennung der bulgarifchen Regierung jeitens 
des reflamierenden Teiles enthalte. Ras etwaige Berlegenheiten angehe, 
jo könnten folche für die in Bulgarien Regierenden nur eintreten, wenn bie 
fo bejtimmt abgegebene Erklärung bed Minifterd des Aeußern, Stransti, 
daß bie erforderlichen Summen bei ber Bank von Eofia niedergelegt jeien 
und nur zurüdgezogen zu werben brauchten, nicht der Wahrheit entjprächen.“ 

23. Februar. Dur die „Times“ ſowie andere englifche 
Blätter dringen aus Sibirien Nachrichten nach Europa von töt- 
licher Mißhandlung weiblicher politifcher Gefangener, von maffen- 
haften Selbftmordverfuchen der zu Zwangsarbeit Berurteilten. Die- 
jelben Blätter veröffentlichen Befehle des Chefs der Hauptgefäng- 
nisverwaltung Galkin-Wraßki und des Generalgouverneurs im 
Amurgebiet Baron Korff, daß politifche Gefangene ebenfo zu 
behandeln und benfelben körperlichen Züchtigungen zu unterziehen 


feien wie gemeine Verbrecher. 

24. Februar. Aus St. Peteröburg wird gemeldet, daß bie 
neue ruffifche Anleihe in Frankreich fiebenmal überzeichnet und 
in St. Peteröburg voll gezeichnet worden ift. — Eine außerorbdent- 
liche Generalverfammlung ber ruffiichen Bank für den ausländiſchen 
Handel genehmigt die Errichtung einer Filiale in Paris einftimmig. 

24. Februar. Der „Ruffiiche Invalide“ veröffentlicht das 
vom Kaifer am 31. Januar bejtätigte Reglement für die Bildung 
von Kadres der Reichswehr (Landſturm). 

Anfang März. Es treten verſchiedene Nachrichten über Zu— 
nahme der nihiliſtiſchen Umtriebe in der europäiſchen Preſſe auf. 
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6. März. Der Präfident der ferbifchen Skupſchtina Pa- 
Ihitjch wird vom Kaifer empfangen und mit einem Orden be= 
foriert. 

13. März. Nach einer offiziellen Bekanntmachung foll bie 
in der Wehrpflichtordnung vorgefehene Einberufung der Land— 
wehrleute erfter Kategorie zu Uebungsverfammlungen fünftig 
alljährlich erfolgen, und zwar in den Jahren 1890 und 1891 auf 
je vier Wochen. 

13. März. MWefteuropäifche Journale melden, eine Frau, 
namens Zebrifowa, habe an den Zaren einen Brief gerichtet, 
in welchem fie die gewaltfamen Polizeimaßregeln und bie reaftio- 
näre Gejehgebung des Grafen Tolftoi heftig angreift und die Ein- 
führung rechtlicher Zuftände und einer Eonftitutionellen Verfaffung 
in Rußland forbert. 

21. März. Das „Journal de St. Peteröbourg“ jagt in einem 
Dementi der Nachricht eines öfterreichifchen Blattes über eine ruj- 
fiiche Truppenanfammlung an der afghanifchen Grenze, 
e3 berriche dort volllommene Ruhe, nicht? laffe eine Ruheftörung 
befürchten; die Nachricht jei übrigen nur eine Spekulation zur 
Schädigung der ruffiichen Werte, um jo mehr, als fie zu einer Zeit 
verbreitet wurde, wo eine ruſſiſche Kreditoperation bevorftand. 

22. März. Das „Journal de St. Petersbourg“ meint, auch 
beim Rüdtritt des Fürſten Bismard könne von einer ver- 
änderten auswärtigen Politik nicht die Rede fein. Das Journal 
verweift auf die Worte des Kaiſers, welche dieje fonjequente Frie- 
denspolitik hervorheben. 

Anfang April brechen unter den Studenten aller Uni— 
verjitäten (außer Dorpat), fowie anderer Hochichulen Unruhen 
aus, die fich gegen bie polizeiliche Unterdrüdung und das jede freie 
wifjenjchaftliche Bewegung hindernde Statut von 1885 richten. Es 
fommt zu öfterem Einjchreiten der Koſaken, welche die Studenten 
mit Peitſchen auseinanbertreiben, und zur Schließung mehrerer 
Lehranftalten. 

Anfang April. Die ftädtifchen lutheriſchen Konfiftorien 
in Reval und Riga werden aufgehoben; die übrigen Konfiftorien 
angewieſen, mit den Geiftlichen nur ruſſiſch zu korreſpondieren. 

18. April. Ein faiferlicher Tagesbefehl ſpricht dem Gefchäfts- 
führer der Kanzlei des Mobilmachungstomitees des Generalitabs, 
Sherftlieutenant Harf, die allerhöchite Belobigung aus, da dieſer 
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den von SKanzleibeamten vorbereiteten Verrat des Mobilmad- 
ungsplanes rechtzeitig entdedte und zur Anzeige brachte. 

Deutjche Blätter erhalten zugleich die Nachricht, daß ein 
Dberftlieutenant Schmidt wegen Verkaufs des Feſtungsplanes 
von Kronftadt an einen ausländiichen Marinebevollmächtigten ver- 
urteilt worden ſei. Erjt neh Monaten wird feine Hinrichtung 
befannt. 

29. April. Die Regierung ernennt im Einverftändnis mit 
ber Kurie fünf katholiſche Bifchöfe. 

18. Mai. Auf den Königsberger Toaft Kaiſer Wil- 
helms entgegnet der „Graſhdanin“ (ſ. Deutfchland): 

„Wir wollen dieſe neue Anfprache nicht mit ber erwarteten Reife 
Kaiſer Wilhelms nah Rußland in Verbindung bringen. Es ift ſchwer, 
diefe Phraſe mit den vorangegangenen human-fozialen Demonftrationen zu 
vereinbaren. Denn e3 ijt nicht erhört, da Sozialismus und Militariamus 
nebeneinander bejtehen können. Eins aber ift unzweifelhaft: gegebenenfalls 
wird ein oftpreußijches Schwert lange nicht Hinveichen, weder ben Feind 
einzufchüchtern, noch die oftpreußifchen Grenzen zu verteidigen. Dazu bürfte 
aud dad Schwert ganz Deutſchlands neben den verbündeten Schwertern ber 
Herren Defterreicher und Italiener fchiwerlich ausreichen.“ 

18. Mai. Nachdem die Pforte die letzte ruffifche Note wegen 
Zahlung der rüdftändigen Kriegsentſchädigung bisher unbe- 
antwortet gelaffen bat, richtet der ruffifche Botjchafter Nelidow 
neuerdingd eine Note an die Pforte, in welcher berjelbe verlangt, 
daß die Einnahmen aus ber neuen Finanzoperation vor allem zur 


Befriedigung Rußlands verwendet werben müßten. 


21. Mai. Der panflaviftifche General Tſchernajew wird 
reaktiviert und unter Stellung & la suite des Generalftabs zum 
Mitglied des Kriegsrats ernannt. 

21. Mai. Der Landwirtſchaftlichen Atademie zu Mos— 
fau wird in Anlaß der Studentenunruben die Aufnahme von 
Studenten für dad kommende Lehrjahr 1890/91 unterfagt. 


24. Mai. Das „Sournal de St. Petersbourg“ dementiert 
die durch die Dokumente des Panita-Prozefjes zu Tage ge 
fommene Abficht, den General Domoutowitfh nach Bulgarien zu 
entjenden. 

30. Mai. Aus Warfhau werden 84 Ausländer, da— 
runter 30 Preußen ausgewieſen. 

30. Mai. Die ftädtifchen Wahlen in ben Oſtſeepro— 
vinzen, bejonderd Riga, ergeben troß aller Preifionen der Re- 
gierung einen entjchiebenen Sieg des Deutfchtums, | 
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| 2. Juni. Der Kronprinz von Italien beſucht nad) Voll- 
endung jeiner Orientreife Peteröburg und wird mit großen Ehren 
empfangen. 

2. Juni. In der Berhaftung von NRibiliften in Paris 
jehen ruffiiche Blätter ein Zeichen der Solidarität Frankreich und 
Rußlands, jowie der Unfchädlichkeit der republifanifchen Staats— 
form für ein Bündnis beider Reiche. 

7. Juni. Der „Nord“ Eonftatiert die Befriedigung des Zaren 
über die Parifer Nihiliftenverhaftungen. 

12. Juni. Ein Eaiferlicher Befehl verfügt die völlige Ab- 
bängigfeit der von Alerander II. eingeführten Provinzialver- 
fammlungen von den Provinzialgouverneuren, mit der Moti- 
vierung, die Erfüllung ihrer Pflichten dadurch in Uebereinftimmung 
mit den Abfichten ihres Begründers zu bringen. 

Ausländiichen Blättern zufolge wird im Juni eine Unter- 
minierung des Gatjchinaer Schloſſes entdedt. 


15. Juni. Der Senat inhibiert die von dem eftlänbi- 
hen Gouverneur Schachowskoi widerrechtlich verfügte Ein- 
jiehung des Kapitals zum Unterhalte der Revaler lutheriſchen 
Kirchen (jogen. Gotteskaften), und übergibt die Art ber Verwen—⸗ 
dung dieſes Kapital® dem Bejchluffe der Revaler Stadtverordneten- 
verfammlung anbeim. 

17. Juni. Fürft Dondukow-Korſſakow, Chef der Eivil- 
verwaltung und fommandierender General der Truppen des Kau— 
kaſus, wird auf Anfuchen feines Poſtens enthoben, zu feinem Nach— 
folger ber bisherige Adjunkt Generallieutenant Scheremetjew 
ernannt. 

Mitte Juni. Der internationale Gefängniskongreß 
tritt in Peteröburg zuſammen. 

Mitte Juni. Ruffifche Zeitungen äußern fich jehr unzufrieden 
über das deutſch-engliſche Abkommen. 

Das „Nowoje Wremja“ ſchreibt: 

„Der Vertrag bedeute einen Sieg der deutſchen Anglophilen, ein 
Aufgeben der Politik des Fürſten Bismard und des feierlichen Bermächt: 
niffes Kaiſer Wilhelms I. Der Widerfpruch der „Hamb. Nachr.“ zeige, 
dat Fürft Bismard einjehe, auf wie gefährlihem Wege feine Nachfolger 

ehen, wie dreift fie bie Berantwortlichkeit Deutſchlands fteigern, wie gering 
Be ben Frieden jchäßen in der Ueberzeugung, duch Rüftungen und Koali— 
tionen auch den gefährlichiten Aufgaben gewachſen zu fein. Der Nebel über 
Europa verbichte fi. Im Intereſſe des Friedens ſei es wünjchenswert, die 
wahre Sachlage aufzuhellen.“ 
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24. Juni. Die Beitimmungen bes Militärgefeßes über ben 
Eintritt ausländiſcher Offiziere in ruffiiche Dienfte werden 
aufgehoben. 


27. Juni. Der „Graſhdanin“ fchreibt über Serbien: 

„Ohne ruſſiſche Hilfe ift der dkonomiſche Kampf gegen Defterreich 
faum möglih. Deshalb beftehen wir unfrerfeit® auf der Unterftügung 
Serbiend ın politifcher und öfonomifcher Beziehung in größtem Umfange. 
Wir wiederholen, daß für den ruffifchen Handel der rechte Augenblid zur 
Erwerbung eines neuen Marktes gelommen ift, um bie jchlechten öfterreichi- 
ſchen Waren durch gute ruffiiche zu verdrängen.” Die Regierung müfle 
daher die ruffichen Kaufleute unterftügen. Die Hilfe Rußlands fer ficher, 
jo lange Serbien fortfahre, feine bisherige korrekte Politik fortzufegen. 

30. Juni. Das „Journal de St. Petersbourg“ bemerkt zur 
Hinrihtung Panitzas, Prinz Ferdinand habe vor berjelben das 
Land verlaffen, indem er darauf verzichtete, von bem ihm allein 
zuſtehenden Rechte der Gnade Gebrauch zu machen. Der Prinz habe 
hierdurch bewiejen, daß er nicht allein nicht Herrfche, jondern daß 
er fogar nicht einmal in Bulgarien regiere und daß Stambuloff 
bort zugleich Herrfcher und Regent ſei. Was Stambuloff angebe, 
jo Hätte es wahrlich nicht diefes neuen Altes von Graufamteit 
bedurft, um die Art feiner Herrfchaft kenntlich zu machen, bie ein 
Schreden jei; er habe auf diefe Weiſe zu gleicher Zeit den weniger 
Doreingenommenen bie flüchtige Dauer derfelben gezeigt. 

1. Juli. Ein vom Kaiſer beftätigtes Reichsratsgutachten 
verfügt, daß auch in den Mädchenjchulen ber Oſtſeeprovinzen 
ber Unterricht in allen Lehrfächern (ausgenommen die lutheriſche 
Religionglehre) in ruſſiſcher Sprache erteilt werden joll. 


Anfang Juli. Infolge der Ernennung bulgarijcher Bi- 
Ihöfe für Macedonien erklärt die ruffiiche Regierung der Pforte: 
Die Zugeftändniffe, betreffend die bulgarifchen Bifchöfe, bedeuteten 
eine Stärkung einer nicht anerfannten Regierung, was die ruffifchen 
Gefühle verlegen müſſe. Rußland müſſe fich gegen diefelben ver- 
wahren. 


Das „Journal de St. Petersbourg“ fchreibt hierüber: 

„Die Pforte hätte fich weniger bereitwillig zeigen können, den Wün: 
ihen Stambulows nachzukommen, die ficher nicht der Notwendigkeit ent: 
ſprangen, der Kirche einen Dienft zu leiften, vielmehr politiiche Motive zur 
Unterlage hätten, die durchaus nicht zu billigen feien, und denen die Pforte 
weniger als allen anderen Intereſſen ihre Unterftügung zu leihen hätte. 
In diefem Sinne hätte fic) auch Nelidoff dem Sultan gegenüber aus: 
gejprochen, doch jei keinerlei Note überreicht worden.“ 


Auguft. Das „Journal de Et. Petersbourg“ begrüßt bie 
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Zufammenkunft des Zaren mit bem Deutfchen Kaifer mit 
folgenden Worten: 

„za bie neue Zufammenkunft zwijchen dem Kaiſer Wilhelm unb dem 
Raifer Alerander jchon lange im voraus angekündigt worden ijt, fonnte die 
Preffe ihr bereits zahlreiche Beiprechungen widmen; die einen fchrieben ihr 
die höchſte politifche Tragweite zu, die anderen dagegen ſprachen ihr faft 
jede Bedeutung bezüglich der internationalen Beziehungen ab. Es genügt 
indefien, ſich an bie — zu halten, um der wirklichen Sachlage ge: 
recht zu werben. Es iſt unbeftreitbar, daß bie —— guter Nachbar⸗ 
ſchaft und Freundſchaft zwiſchen beiden mächtigen Kaiſerreichen durch bie 
Begegnung ihrer Souveräne, von denen man weiß, daß fie ihre ganze Thätig— 
feit und Sorge der Wohlfahrt ihrer Völker und ber Förderung ihres Ge: 
beihens widmen, für welche die Aufrechterhaltung und Feſtigung des Friedens 
die erfte Bedingung ift, noch inniger geftaltet werben. Der dem erhabenen 
Gafte in Rußland bereitete herzliche Empfang wirb in dem Geifte biefes 
Monarchen und ber hervorragenden Perfönlichkeiten feiner Umgebung nur 
die Meberzeugung befeftigen fünnen, daß Rußland in Frieden und guter 
Freundſchaft mit der deutſchen Nation zu leben wünſcht. Und bies ift ge: 
wiß ein3 ber foftbarften Friedenspfänder.“ 

Auguft. Der Peteräburger offizidfe Mitarbeiter der „Poli« 
tiſchen Korreſpondenz“ verfichert in verjchiedenen Artikeln, an ber 
allgemeinen politifchen Lage habe fih durch die Zufammenkunft 
nichts geänbert. 

Anfang September. Der Kurator des Dorpater Lehrbezirks, 
‘ Geheimrat Kapuftin, wird zum Kurator be St. Peteräburger 
Lehrbezirks und der bisherige Rektor der Warfchauer Univerfität, 
Lawrowsky, zum Kurator des Dorpater Lehrbezirks ernannt. 


9. September. Der Kaifer und bie Kaiferin treffen in 
Rowno ein, wo große Mandver von je vier Armeekorps gegen 
einander, unter bem Oberbefehl der Generäle Gurko und Drago- 
mirow abgehalten werden. 

21. September. Der Finanzminifter trifft in Buchara 
ein und wird von dem Emir empfangen. 

Dktober. Eine Reife des Thronfolgers nah Konftanti- 
nopel wird offiziell angekündigt, fchließlich aber — angeblich wegen 
der in Borderafien herrſchenden Cholera — nicht ausgeführt. 

Es finden zahlreihe Ausweiſungen von Yuden ftatt. 
Bon den deutjchen Kolonijten in Südrußland wandern viele 
aus, um brüdenden Maßregeln zu entgehen. 

Auch aus Polen finden maffenhafte Auswanderungen ftatt. 

Aus den füdlichen Gouvernements des Reiches laufen Nach- 
richten ein über eine wachjende Gärung unter der Landbevöl— 
terung, die hervorgerufen wird durch die Willkür ber neu er- 
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nannten Zandeshauptleute. In den Gouvernements Charkow und 
Selaterinoslam kommt es zu offenen Ruheftörungen, gegen welche 
Militär aufgeboten werden muß. 

Das „Journal de Gaint-Peterbourg“ bemerkt über ben 
Streit zwifchen der Pforte und dem Patriarchen von Kon- 
ftantinopel (vgl. Türkei): 

„Indem bie Pforte bad gemeine Recht anzuwenden fuche, lafſe fie 
außer acht, daß gewiſſe Anordnungen des türkiſchen Gefegbu auf bie 
chriſtliche Gejelfchaft nicht anwendbar jeien. Man könne billigerweife nicht 
behaupten, daß die osmaniſche Regierung ebenjo wie die übrigen chriftlichen 
Regierungen die Beziehungen zur chriftlichen Kirche regeln fünne. Da uns 
die Intereffen der orthodoren Kirche jehr am Herzen liegen und wir bie 
vollkommene Uebereinſtimmung der chriftlichen Gemeinden mit ber osmani— 
ſchen Regierung wünjchen, hegen wir die fefte Zuverficht, daß durch bie 
Initiative des Sultans der bedenklichen Lage bald ein Ende gemacht werbe, 
und hoffen ebenfo, daß ber Patriarch im Vertrauen auf diefe Jnitiative den 
Gottesdienft wieder aufnimmt, ber nicht hätte unterbrochen werben 
jollen, wie berechtigt auch die Forderungen des Patriarchats fein mögen.“ 


18. November. General Seliwerftom, ehemaliger ftell- 
vertretender Chef der Geheimpolizei, wird in Pariß ermorbet. Der 
Verdacht ber That Fällt auf einen Nihiliften Padlewski, der glüd- 
lich entlommt. 

Dezember. Dem Reichdrat werden Projekte vorgelegt, be— 
treffend die Aufhebung der Landesverfaffung in ben DOftfeepro- 
vinzen und die Umformung diefer Provinzen in zwei Gouver- 
nements Riga und Reval. 

Dezember. In den Generalgouvernement? Warſchau und 
Wilna wird eine Anzahl katholiſcher Kirchen durch Regierungs- 
beamte geſchloſſen. 


Finnland. 


15. Januar. Ein Ausſchuß aus höheren ruffifchen und 
finnländifhen Beamten tritt auf Befehl bes Kaiſers zufammen, 
um über Aufhebung der Gonberftellung Finnlande im Gelb-, 
Zoll» und Verkehrsweſen zu beraten. 

Mai. Eine Deputation hoher finnländiſcher Be- 
amter begibt fich nach Petersburg, um den Kaiſer perjönlich um 
Aufrechterhaltung der finniichen verfaffungsmäßigen Sonderrechte 
Finnlands zu bitten, wird aber von dem Kaiſer nicht empfangen. 

Juni. Das Pojtwejen wird ruffifiziert. 

Juni. Der ftets eifrig für bie GSelbftändigkeit Finnlands 
eingetretene inanzchef, Senator Mechelin, wird gezwungen, 
um jeine Entlaffung einzulommen. Trotz einer Gejfamtpetition des 
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finnifchen Senats wird diefelbe vom Kaifer angenommen. Lebhafte 
Dvationen werden Mechelin bei jeinem Abgang gebracht. 

7. September. Beim Gmpfange der Behörben in Kuopio 
erwidert der General-Gouverneur don Finnland auf eine 
an ihn gerichtete Anjprache: 

„er jei volllommen von ber Unterthanentreue ber Finnländer gegen 


ihren Monarchen überzeugt, aber es gebe Leute, die Mißtrauen gegen bie 
Regierung zu erweden ſuchten. Der gejunde Sinn bed Volkes laſſe je: 
308 davon nicht beeinfluffen, und die Bevölferung Finnlands werbe 
auch fernerhin einer friedlichen Entwidlung erfreuen. Daß in ber ruffiichen 
Preffe feindliche Artikel gegen Yinnland erfchienen feien, dürfe ben Finn— 
ländern feine Sorge machen, benn einzelne Finnländer hätten jelbit bie Ber: 
anlafjung dazu gegeben. Die gejunde Bernumft lehre in dieſer Beziehung, 
zubig zu fein und ber väterlichen Fürſorge bed Monarchen für alle ben 
————— Nationalitäten angehörigen Unterthanen zu vertrauen. 
Dezember. Ein kaiſerlicher Befehl verfügt zum 20. Januar 
1891 die Einführung der nach Maßgabe des ruſſiſchen Straf— 
rechts vorgenommenen Veränderungen des finnländiſchen Straf— 
geſetzbuchs. Infolge deſſen wird in den finnländiſchen Städten 


die Nationaltrauer auf demonſtrative Weiſe ausgedrückt. 
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XV. 


Die Türkei und ihre Vaſallenſtaaten. 


1. Die Türkei. 


2. Januar. Schakir Pajcha veröffentlicht eine Liſte nicht 
amnejtierter aufftändijcher Kretenjer. Es knüpfen fi) hieran 
Befürchtungen wegen Erneuerung des Aufftandes im Yrühjahr. 

2. Januar. Der „Standard“ meldet, daß der Sultan ein 
der englifch-türkifchen Konvention von 1880 entjprechendes Gejek 
gegen die Sklaverei erlaffen habe. 

8. Januar. Es wird gemeldet, daß Rußland und Eng- 
land Schritte behufg Erzielung einer umfafjenderen Amneftie für 
Kreta gethan haben. 

8. Januar. Infolge der Erklärungen der bulgarifchen 
Regierung, fie beabfichtige nicht, die Eifenbahn Bellova— Muftapha 
Paſcha zu fequeftrieren, erklärt die Türkei fich Hinfichtlich der Eijen- 
bahnfrage befriedigt. 

7. Bebruar. Das Schlußprotofoll des deutſch-türkiſchen 
Handelsvertrags wird unterzeichnet. 

22. Februar. Ein Kaiferliches Dekret hebt die Tranfit- 
Binnen und Ausfuhrzölle auf. 

1. März. Der armenifche Patriarch überreicht ber Pforte 
einen Bericht über die bedenflichen Zuftände in Armenien, worin 
er die Ausführung der vertraggmäßigen Reformen verlangt. 

15. März. Die Pforte lehnt das Gefuch der bulgarifchen 
Regierung, die Anerkennung bes Fürſten zu bewirken, ab. 

29. April. Ein Iradé des Sultans wird erlaffen, welcher 
die Kriegsgerichte in Kreta aufbebt. 

10. Mai. An Stelle des feines Amtes entjeten Dſchevdet 
Fajcha wird der Minifter der Evkafs Riza Pafcha zum ZJuftiz 
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minifter ernannt; an feine Stelle tritt der Minifter der öffentlichen 
Arbeiten Zihni Bafcha, welcher durch ben Direktor der indirekten 
Steuern Raif Paſcha erſetzt wird; an Stelle bes letzteren über- 
nimmt Haſſan bie indireften Steuern. 

21. Juni. In Beantwortung der legten Note der Pforte, 
wonah Rußland mit der Bezahlung der Kriegsentſchädigung 
bis zum Spätherbft warten möge und, falls ber verpfändete Zehent 
nicht einginge, der Staatsſchatz für den Betrag auflommen würde, 
überreicht der ruffiiche Botjchafter Nelidow der Pforte eine neue 
Note, welche diefe Antwort nicht befriedigend findet, eine fchnelle 
Erfüllung der Zahlungsverpflichtung verlangt und erflärt, daß der 
Botjchafter fich verneinenden Falles alle Maßregeln vorbehalten 
müffe. 

Ende Juni findet in Erzerum ein blutiger Zuſammenſtoß 
zwifchen dem türkiſchen Militär und der armenifchen Bevöl— 
ferung ftatt. Frankreich, England und Rußland machen der Pforte 
offizielle Vorftellungen wegen der Mißftände in Armenien. 

19. Juli. Auf Anfuchen der bulgarifchen Regierung ernennt 
der Sultan gegen die Wünfche der Griechen und Serben, auch gegen 
den Proteft des Patriarchen drei bulgarijche Bijchöfe für Mace- 
bonien. 

27. Juli. (Konftantinopel.) Während bes Gottesdienftes 
in der armenifchen Kathedrale entfteht ein Auflauf. Der 
Patriarch flüchtet in ein naheliegendes Gebäude, die nachfolgende 
Menge greift ihn thätlih an. Als die Polizei einjchreitet, kommt 
es zu einer blutigen Schlägerei, wobei ein Gendarmerie-Dffizier 
getötet und auf beiden Seiten mehrere Perfonen verwundet werben. 
Ueber den Diftritt wird der Belagerungszuſtand verhängt. 

3. September. Der Sultan begnadigt eine Anzahl der bis- 
ber von ber Amneftie ausgeſchloſſenen Kreter. 

11. September. (Ronftantinopel.) Der armenifche Bifchof 
Tadjan Oscamim wird beim Heraustreten aus der Kirche ſchwer 
verwundet. 

22. September. Der Kurdenhäuptling Muffa Bey, deffen 
Gewaltthätigkeiten in Armenien zu einer Intervention der englifchen 
Regierung geführt hatten, wird verbannt. 

September. Das Panzerſchiff „Ertogrul” geht mit 500 
Mann auf dem Rüdwege von Japan zu Grunde. 

15. Oktober. Infolge der Differenzen zwijchen der Pforte 
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und dem ölumenifhen Patriarchen in der Frage ber National- 
firchen werden auf Anordnung des letzteren alle griechifchen Kirchen 
im Reich gefchloffen. Die Pforte beginnt Berhandlungen mit dem 
Patriarchen; als diefe nicht fogleich gelingen, läßt fie einige gefperrte 
Kirchen amtlich Öffnen und jet griechifch-orientalifche Geiftliche 
ohne Unterfchied der Nationalität behufs Abhaltung de Gottes- 
bienftes ein. 

Der Patriarch legt den anderen Patriarchaten jowie den jelb- 
ftändigen griechiſch- orthodoren Landeskirchen den Plan ber Ein- 
berufung eines Ökumenischen Konzils vor. 

Dezember. Der Sultan erflärt in Beantwortung einer 
Adreſſe der armenifchen Notabeln in Konftantinopel: 


Tas Bertrauen, welches die Kaiferliche Regierung immer der getreuen 
Nation der Armenier entgegengebracht habe, jei keineswegs gefchmälert. Die 
revolutionären Alte einiger fragwürbigen Perfonen feien keineswegs geeignet, 
die Anſchauungen bed Sultans über bie Gefinnungen ber Treue Ar: 
menier zu ändern, Der Sultan dege noch immer die gleiche Sympathie 
für die Armenier und ſei — efriedigend über die Kundgebung der 
Treue der armeniſchen Notabeln. Schließlich drückte ber Sultan bie feſte 
Zuverſicht aus, bie Unterzeichner ber Adreſſe würden bie Verirrten auf den 
rechten Weg zurüdführen. 


2. Bulgarien. 


7. Januar. Der Profpelt der von Rußland beanftanbeten 
Anleihe wird in Wien ausgegeben. (Vgl. Jahrgang 1886, 
p. 298, 294). 

Bulgarifche Blätter, unterftüßt von öfterreichiichen und eng= 
liſchen, rechtfertigen die Verpfändung der Eifenbahnen gegenüber 
Rußlands Hinweis auf den Berliner Traftat damit, daß die be— 
treffenden Linien zur Zeit des Kongreſſes noch gar nicht eriftierten. 

11. Januar. Die „Bulgarie“ veröffentlicht nach Dokumenten 
ein Verzeichnis der „Sratifilationen“, welche Fürft Dondukow 
als ruſſiſcher Kommiffär in Bulgarien (1878/79) fich ſelbſt und 
anderen ruffiichen Beamten aus bulgarifchen Mitteln ausgezahlt 
bat. Diejelben belaufen fi auf 1 Million Marf. 

1. Februar. Major Paniza wird wegen Verdacht? einer 
Verſchwörung verhaftet. 

3. Februar. Sechs weitere Verdächtige werben verhaftet. 

7. Bebruar. Die „Agence balcanique” meldet, Paniza habe 
ben Prinzen Ferdinand zu Gunften des Fürften Alerander zu be 


jeitigen gejtrebt, jowie Stambulow und Mutkurow ermorden wollen; 
ferner berichtet fie: 
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Ein Ruftichufer Weinhändler, Kalapkow, ein ehemaliger zuffiicher 
Offizier. fei verhaftet worden. Bei ber Durchſuchung feiner Wohnung ſeien 
Papiere vorgefunden worben, aus benen bervorgehe, daß Kalapkow mit bem 
Dragoman der ruffiihen Geſandtſchaft in Bukareſt Beziehungen hatte. 
Kalapkow Habe auch jeit langem ununterbrochen mit Paniga in Verbin: 
dung geftanben. 

22. Februar. Der Minifterrat befchließt, den von Rußland 
eingeforbderten Schuldbetrag zum Tageskurſe an Baron Wangen 
beim auszuzahlen. 

Anfang März. Vulkowitſch wird nah Konftantinopel 
gejandt mit einem nichtamtlichen Schreiben Stambulows an den 
Grofweffier, worin die Trage geftellt wird, ob die Pforte nicht 
den Zeitpunkt ala gekommen erachte, die bulgarifche Frage durch 
Anerlennung des Prinzen Ferdinand als Fürſten abzu— 
ſchließen. Das Schreiben hebt hervor, daß bie Pforte und Ruß— 
land die Gejetlichleit des Rechtäzuftandes anerkennen, jo oft es fich 
um Entgegennahme bulgarifcher Zahlungen handelt, um jodann bis 
zur nächſten Zahlungsfriſt die Anerkennung wieder zu verweigern. 
Diefer Zuftand müſſe im allgemeinen Intereſſe beendet werben. 


4. März. Vulkowittſch trifft aus Konftantinopel ein und 
überbringt Mitteilungen über die Aufnahme des bulgarifchen An— 
erfennungsmwunjches feitend der Pforte, welche eine günjtige Deu- 
tung aulaffen. 

20. März. Der deutjche Vertreter, Frhr. v. Wangenheim, 
benachrichtigt die bulgarifche Regierung, daß die ruffifche Regierung 
die bulgarifche Rechnung betreffö der rückſtändigen Offupations- 
raten für richtig befunden habe. Der Betrag jei auf Rechnung 
ber ruffiichen Regierung bei der niederländifchen Banf zu erlegen. 
Herr v. Wangenheim werde der bulgarifchen Nationalbank Quittung 
auäftellen. 

Die Zahlungen an die ruſſiſche Regierung werben 
begonnen. 

3. Mai. Auf Veranlaffung der ferbifchen Regierung werben 
an ber bulgarifchen Grenze eine größere Anzahl bulgarifcher 
Emigranten verhaftet, welche einen Aufjtand in Bulgarien vor= 
bereiteten. 

Mai. Der Prozek gegen Paniza wird verhandelt; Mit- 
angeklagt find: 10 Offiziere in Disponibilität, ein Sophiaer Bürger 
und ber ruffifche Untertban Rejerve-Offizier Koloblow. Diefelben 
werden jämtlich eines Komplots gegen die Perfon des Prinzen und 
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einige Minifter, in der Abficht, einen Staatäftreih auszuführen, 
angeklagt. 

16. Mai. Zwiſchen Deutfhhland und Bulgarien wirb 
eine Handeldabmadhung unterzeichnet auf Grund des englifch- 
bulgarifchen Handeldarrangement2. 

30. Mai. Das KHriegsgericht verurteilt Paniza zur 
Todesitrafe, empfiehlt ihn aber der Gnade des Fürſten, welchem 
anbeimgeftellt wird, das Zodesurteil in fünfzehn Jahre Gefängnis 
umzuwandeln. Das Gericht verurteilt ferner Kalublow zu 9, 
Ardaunow zu 6, Alerander Rizow zu 6, Zalew, Tſchawdarow, 
Molow und Kiffinow zu 3 Jahren, Stephanow zu 5 Monaten 
Gefängnid. Die übrigen jechd Angeklagten werden freigefprochen. 

3. Juni. Alle im Prozeß Paniza Freigefprochenen werben 
aus Bulgarien audgewiefen und nachts polizeilich an die jerbifche 
Grenze gebradt. 

6. Juni. Die „Agence Balcanique“ erflärt die Melbung 
auswärtiger Blätter, Baron Wangenheim Habe der bulgarifchen 
Regierung eine Note überreicht, worin er den Widerruf der Mel— 
dung bezüglich einer Teilnahme der ruffifchen Regierung an ber 
Verſchwörung des Major? Paniza verlangt habe, für vollftändig 
unbegründet. 

17. Juni. Die Minifter Dr. Stranski und Sallbachew ver- 
langen und erhalten ihre Entlaffung. Stambulow übernimmt an 
Stelle Dr. Stranskis die Leitung des Auswärtigen Amtes, Schiwkow 
an Stelle Sallbachews das Finanzıninifterium. 

27. Juni. Prinz Ferdinand tritt eine Reife nach Defterreich 
an und ernennt Stambulomw zum Regenten. 

27. Juni. Das Todesurteil wird an Major Paniza voll» 
zogen. 

27. Juni. Der Fürft Eonferiert im Auslande mit verfchie- 
denen Gliedern der Familien Koburg und Orleans, die ihm, wie 
die Zeitungen melden, vergeblich zur Abdankung geraten Haben 
jollen. 

15. Auguft. Fürft Ferdinand trifft in Sofia ein. Bei 
einem Bankett hält der Fürjt eine Anſprache, in welcher er die 
guten Beziehungen Bulgariens zu feinem Euzerän hervorhebt und 
mit einem Toaft auf den Ruhm, die Größe und den Fortfchritt 
des Baterlandes fowie feiner treuen Diener und feiner tapferen 
Armee jchließt. 
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Anfang September. Wahlen zur Sobranje. Es werben 
260 regierungsfreundliche und 35 oppofitionelle Deputierte gewählt. 

10. Rovember. Zum Minifter des Auswärtigen wird Gre— 
kow, zum Yinanzminifter Baltfchew ernannt. Der Kriegäminifter 
(und ehemalige Regent) Mutkuromw reicht feine Entlafjung ein. 


XVI. 
Rumänien. 


2. Januar. Die Kammer nimmt den Adreßentwurf an und 
genehmigt das handelspolitiſche Abkommen mit Frankreich. 
Lahovary, Miniſter des Auswärtigen, widerlegt’ die Behauptung 
der Oppofition, daß der König perjönliche Politik treibe. 

12. Februar. Die Kammer verwirft den Antrag, ben früheren 
Minifter Bratiano und die anderen Mitglieder feines Kabinets 
gerichtlich verfolgen zu laſſen. j 

8. März. Die Regierung kündigt die Handeldverträge 
mit Belgien und Stalien. 

10. Mai. Die Deputiertenfammer nimmt mit 93 gegen 55 
Stimmen bie Vorlage betreffend die Fortifikationskredite an, 
nachdem der Minifterpräfident und der Minijter des Auswärtigen 
erklärt haben, daß die Yortififationen nur einen defenfiven Cha— 
rakter hätten und keineswegs von politifcher Tragweite feien. 

20. Juni. (Bularejt.) Die Kammer genehmigt die Kon= 
verjion der 6prozentigen Rente in eine 4prozentige; bald 
Darauf desgleichen der Senat. 

21. Oktober. Im Beijein des Königs wird der Grundftein 
zu ber Eifenbahnbrüde gelegt, die bei Tſchernawoda über die untere 
Donau führen und die erjte direkte Verbindung zwijchen Rumänien 
und den Balfanländern bilden folf. 

29. Dezember. (Senat.) Gin Antrag, zu Gunjten der un- 
garifchen Rumänen bei der öjterreichiicheungarifchen Regierung zu 
intervenieren, wird verworfen. 
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XVM. 


Serbien. 


Januar. Fürſt Gagarin, Chef der ruſſiſchen Schiffahrts- 
gejellichaft, verhandelt in Belgrad wegen Erweiterung ber rujfijch- 
jerbifchen Handelsbeziehungen. 

11. Januar. Abbruch der Verhandlungen mit Bulgarien 
wegen eines Handelsvertrages. 

14. Januar. Der bisherige Gefandte in Berlin, Chri— 
ftitfch, tritt in den Ruheſtand. 

14. Januar. Im Offizierkorps zeigen fi) oppofitionelle 
Strömungen. Der Belgrader Divifionslommandeur, Pawlowitſch, 
und mehrere andere Offiziere werden infolge deſſen abgejeßt. 

15. Januar. Die Skuptſchina nimmt den Antrag betreff3 
Ablöfung des Salzmonopol3 an. 

17. Februar. Die Skuptſchina nimmt die Vorlage betref- 
fend die Aufnahme einer Eifenbahn-Anleihe von 26,600,000 
Franken an. 

3. März. Der Handeldvertrag mit Rumänien wirb unter- 
zeichnet. 

11. März. Die Bildung des Staatsrats wird vollzogen. 


Die Skuptichina wählt aus ber Kandibatenlifte der Regentichaft für 
ben Staatärat acht Mitglieder, darunter drei Radikale, nämlich den Minifter: 
präfidenten Gruitid, den Finanzminiſter Wuitſch und den Gouverneur bes 
Königs Dokitſch, ferner vier Liberale und einen Neutralen. get er: 
nennt die Skuptſchina 16 der Regentichaft vorzufchlagende Kandidaten, 
nämlich 15 Radikale, darunter jämtliche Minifter, ausgenommen Tauſchano— 
witih und den Sriegäminifter, fowie einen Liberalen, nämlich ben ehe: 
maligen Minifter Avakumowitſch. 


20. März. Der jerbifche Gejandte in St. Peteröburg, Si- 
mitfch, wird nad Wien, und der ferbifche Gefandte in Wien, 
Petroniewitſch, nach St. Petersburg verjekt. 

22. März. Die Skuptihina nimmt bie proviforiihe Han— 
belafonvention mit England an. Die Regierung erklärt, es 
würde deshalb fein befinitiver Vertrag abgejchloffen, um Ende 1892, 
nach Ablauf der Verträge, neue handelspolitiſche Vereinbarungen 
eingehen zu können. Eine Kommiſſion jei mit den Vorarbeiten 
betraut. 

29. März. Das Kabinet hat ſich folgendermaßen refon- 
ftruiert: Minifterpräfidbium, Aeußeres und Krieg General Gruitſch, 
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Finanzen und proviſoriſch Kultus Vujitſch, Handel und Inneres 
Tauſchanowitſch, Juſtiz Advokat Gjorgjewitich, Bauten Profeffor 
Joſſimowitſch. 

23. April. Die Skuptſchina nimmt in geheimer Sitzung die 
Bedingungen an, unter welchen Rußland 100,000 Berdan— 
Gewehre an Serbien abgibt. 

26. April. Die Skuptſchina nimmt einſtimmig die durch die 
Einführung der Nationalmiliz bedingten Abänderungen der 
Heeresorganiſation an. 

13. Mai. Das Miniſterium wird nunmehr kompletiert: 
Tauſchanowitſch übernimmt definitiv Handel und Ackerbau, Staats- 
rat Nikolitſch Kultus und Unterricht, Staatsrat Giaja das Porte» 
feuille des Innern. 

Ende Mai. Der ehemalige Minijterpräfident Garaſchanin 
wird von der gegen ihn erhobenen Anklage freigefprochen. 

Anfang Juni. Befuh König Milans in Belgrad. 

10. Zuni. Der „Peter Lloyd“ meldet die Griftenz eines 
geheimen an die Obmänner de3 radikalen Klubs gerichteten Wahl- 
zirkulars Paſitſchs, worin es heißt, daß der Zar die Reali- 
fierung ber jerbifchen Ajpirationen unterjtügen werde und daß be- 
hufs Sanierung der Finanzen eine Reduktion der an das Ausland 
zu zahlenden Zinjen vorgenommen werden jolle. 

Dagegen refonftruiert fich auch die öfterreichiich gefinnte 
Hortichritt3partei unter Führung Garaſchanins. 

11. Juni. Der „Agence de Belgrade” zufolge überjendet die 
ferbijhe Regierung ihrem Gefandten in Wien behufs Mit- 
teilung an den Grafen Kalnoky eine Note, die Erklärungen des 
Grafen Kalnofy hätten die Regierung lebhaft betrübt. 


Ihre wirtichaftlichen Maßnahmen bezwedten ausschließlich die Bei: 
ferung der Produftivfraft und der Staatöfinanzen Serbien, keineswegs eine 
Schwähung der freundjchaftlichen Beziehungen zu ber Rachbarmonarkhie. 
Die Haltung eines Teiles ber ange yo Belt, werbe ſeitens der Regierung 
verbammt, bdiefelbe könne aber kein Argument fein, um der radifalen Strö: 
mung in Serbien —— Abfichten gegen Defterreich zuzuſchreiben. 
Uebrigens bleibe Serbien ſeinen früheren Erklärungen loyaler Freundſchaft 

egenüber ber Nachbarmonarchie getreu. Die Regierung könne nicht aner: 
En daß fie abfichtlich oder unabſichtlich auch nur das mindeſte b angen 
habe, was geeignet wäre, die freundjchaftliche Reziprozität zu beeinträchtigen. 


26. Juni. König Milan greift bei einem Bankett in 
Öffentlicher Rede die Regierung mit Schärfe an. Der Rektor der 
Belgrader Hochichule, Nikolajewitich, welcher bei dem Bantett zer 
fidierte, wird infolge deſſen penfioniert. 
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1. Juli. Der ferbifche Konful Marinkowitſch in Prifd- 
tina (Türkei) wird ermorbet. 

12. Juli. Der ferbifche Gefandte überreicht dem öfterreidhi- 
Ihen Auswärtigen Amt eine Note, welche die Vermittelung bes- 
jelben bei der ungarifchen Regierung in betreff der Einfuhr von 
Borftenvieh nachſucht. | 

20. Juli. Die Synode erflärt die Scheidung König 
Milan für legal. 

29. September. Die Wahlen zur Skuptſchina ergeben 
113 Radikale, 18 Liberale; außerdem ift der frühere Minifterprä- 
fident Garafchanin gewählt. 

Oktober. König Milan entläßt den Präfidenten des Staats- 
rates, Dr. Dokitih, aus dem Amte eines Erziehers des Königs 
Alerander. Die radikale Partei äußert fich darüber höchſt un- 
zufrieden. 

29. Oktober. König Milan begibt fi) wiederum ins 
Ausland. 

19. November. (Eröffnung der Skuptſchina.) 


Die Thronrede hebt hervor, daß durch gegenfeitige lohyale Aufklärung 
ber — uſtand mit Oeſterreich- Ungarn mwiederhergeftellt und der freund: 
ſchaftliche —* in den Beziehungen Serbiens zu der Nachbarmonarchie 
gewahrt worden jei. 


XVII. 


Montenegro. 


23. Januar. Der Minifter des Aeußern, Vukowitſch, 
begibt fich nach Belgrad, zu Verhandlungen betreffs Ueberfiedelung 
von Montenegrinern nach Eerbien; auf diefer Reife berührt er 
Wien und wird von dem Grafen Kalnoky empfangen. 

1. Februar. (Belgrad.) Bei der Uebergabe des Hand: 
Ihreibens de3 Fürften von Montenegro an die Regentfchaft, 
welches den Dank des Fürften für die Aufnahme der montenegri« 
nifchen Einwanderer ausfpricht, dankt der Minifter Vukowitſch 
namens des Fürſten und der Regierung der Regentfchaft, der Re 
gierung und dem ferbifchen Volke für die brüderliche Hilfe, welche 
fie ben Einwanderern angedeihen ließen; biefelbe fei ein neuer wert« 
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voller Beweis für bie Liebe bes ferbifchen Volkes zu den ferbifchen 
Brüdern Montenegros. Regent Riftitfch erwidert, die Regentfchaft 
. und bie Regierung erachteten bies für eine um fo beiligere Huma— 
‚nität3pflicht, weil fie gegenüber ben ferbifchen Landsleuten Mon 

tenegro3 erfüllt wurde. 

3. Februar. Der rujfiihe Gejandte in Belgrad, Pe- 
viani, wird zum Vertreter Montenegros ernannt. 

Gegen Ende de Monats begibt fi) der Minifter Vukowitſch 
nach Konftantinopel. 

Dezember. Der Fürft erläßt ein Dekret behufs Hebung der 
wirtfchaftlichen Thätigkeit in Montenegro, 


Griehenland. 


10. Februar. (Deputiertenfammer.) Komunduros richtet 
die Anfrage an die Regierung, ob die Nachrichten begründet jeien, 
wonach die Offiziere der in Lariffa jtehenden Truppen den Gehor- 
ſam verweigert und bem König eine Eingabe überreicht hätten, in 
welchem fie für die Armee Unabhängigkeit von jedwedem politifchen 
Einfluffe verlangen. Der Minijterpräfident Trikupis ftellt die be- 
haupteten Thatjachen entjchieden in Abrede und erklärt, die Oppo= 
fition habe den Zwifchenfall aufgebaufcht, die Unterfuchung über den 
Borfall jei eingeleitet, weitere Einzelheiten könne er nicht geben. 

3. April. Nachdem die bisher thätige Gejellichaft zur Durch» 
ftehung des Iſthmus Tiquidiert hat, nimmt die Kammer eine 
Vorlage betreffend die Verleihung einer Konzeifion zur Vollendung 
des Kanals an eine griechiiche Gejellichaft in dritter Lefung an. 
Die neue Gejellichaft ijt ermächtigt, ein Kapital von 5 Millionen 
Francs in Aktien und eine Anleihe von 15 Millionen aufzunehmen. 

27. April. Ein Dekret verjegt den General Baltinos, Kom— 
manbdeur des thefjalijchen Armeekorps, ſowie acht andere Offiziere 
wegen Teilnahme an der Bewegung in Larijfa im vergangenen 
Februar in Nichtaktivität. 

28. Oktober. Die Kammerwahlen ergeben einen entjchie= 
benen Sieg der Oppofition. Infolgedeſſen tritt das Kabinet 
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Trikupis zurüd und bildet Delyannia ein neues: Delyannis: 
Inneres und Krieg, Deligeorgid: Auswärtiges, Komunduros: Ma— 
rine, Karapanos: Finanzen, Gerocoftopulo: Unterricht, und Zaimis : 
Juſtiz. 
Delyannis verwahrt ſich in einem Interview gegen die ihm 
im Gegenſatz zu feinem Vorgänger zugejchriebenen BO 
tendenzen. 


xx. 
Vereinigte Staaten don Nordamerika. 


16. Januar. Der Senat jendet den Auslieferungsver— 
trag mit Rußland dem Auswärtigen Ausſchuß zurüd 

und zwar wegen bed fogenaunten „Dynamitparagraphen“ 5 
ber eg politiſcher Verbrecher. Derteibe beftimmt, dba M 
Morbverfuh und Morbbeteiligung nicht ald politische, fondern ala gewößn- 
liche Verbrechen aufzufafien ſeien und als ſolche den Auslieferungsbeftim: 
mungen zugewieſen werben jollten. Die — erklärten ſich gegen dieſe 
Annahme, weil derartige Auslieferungen nur bei einem Staate, der ſich den 
Grundſaͤtzen gefitteter Nationen anſchließe, geſtattet ſeien. Die Ruſſen aber 

verſtießen gegen dieſe Grundſätze, indem fie bei ſogenannten politiſchen Der: 
brechen die Geſchworenen durch geheime —— erſetzten, deren Urteils: 
ſpruch im voraus vorgeſchrieben ſei. 

5. Februar. Der Senat ratifiziert den Samoa-Vertrag. 

10. Februar. Ein Erlaß des Präfidenten Harriſon kündigt 
bie Eröffnung des Sioux⸗Indianer-Reſervats in Süd-Dakota für 
Anfiedelungszwede an. 

12. Februar. Der Senat faßt einen Beſchluß, welcher das 
brafilianifche Volk zu der Einführung einer republifanifchen 
Regierungsform beglüdwünicht. 

12. April. Der Präjident des Komitees der außwär- 
tigen Angelegenheiten des Repräjentantenhaujes, Hitt, 
bringt = Refolutionsantrag ein, in welchem gejagt wirb: 

Nach der Meinung de3 Repräfentantenhaufes würden intimere Hans 
belöbeziehungen zwifchen ben Vereinigten Staaten und den anderen Staaten 
Amerikas von gegenleitigem Nupen fein. Die Kammer würde den Abſchluß 
von auf Gegenjeitigteit beruhenden Verträgen begrüßen, durch welche bie 
Zölle auf die befonderen Erzeugnifje jedes einzelnen Landes durch Konzeſ— 
fionen auf beiden Seiten modifiziert, und durch welche die Märkte für bie 
Produkte aller Länder erweitert würden. Solche Verträge würden zugleic 
bie freundſchaftlichen Beziehungen ber Vereinigten Staaten mit ihren Nachbar: 
ftaaten befeftigen.“ 
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1. Mai. (Chicago.) 35,000 Arbeiter veranftalten eine 
Kundgebung zu Gunften des achtftündigen Arbeitstages. 

10. Mai. Der Ausſchuß des Repräfentantenhaufes für aus- 
wärtige Angelegenheiten faßt eine Refolution: mit Mexiko Ber: 
bandlungen anzufnüpfen zur Einfegung einer gemiſchten Kom— 
miffion, welcher alle zwijchen den beiden Ländern entjtehenden 
Streitfragen vorgelegt werden follen. | 

21. Mai. Das Repräfentantenhaus nimmt bie ertreme ſchutz- 
zöllnerifhe Zarifbill Mac Kinleys nebft einigen Amenbements 
mit 20 Stimmen Majorität an. 

27. Juni. Der Senat genehmigt das Geſetz, wodurch das 
Territorium Wyoming zum Bundesſtaat erhoben wird, bald 
darauf ebenſo da8 Territorium Idaho. 

10. Juli. Der Senat nimmt bie Silberbill an, welche 
das Schakamt anweift, 

von Zeit zu Zeit Silber im durchichnittlicden Betrag von 4,500,000 
Dollar Unzen monatlich oder ſoviel davon wie angeboten wird zum Marft: 
preife, aber nicht mehr als 1 Dollar für 371,25 Gran reines Silber anzu: 
faufen und zur —— Schatzamtsnoten von 1-- 1000 Dollar-Noten aus: 
zugeben. Dieſe Schakamtönoten follen auf Berlangen in bar im Schaamt 
eingelöft werden können und dürfen nachher wieder ausgegeben werden. Es 
bürfen jeboch nicht mehr Noten ausftehen, ala bie Koſten des eingelauften 
Eilberd und der Wert ber daraus geprägten Dollars beträgt. Diele Noten 
follen geſetzliches Zahlungsmittel fein, für öffentliche wie private Zahlungen, 
und die Nationalbanfen bürfen fie als Referve anführen. Das Schapamt 
barf die Noten nach Belieben in Gold oder Silbermünzen einlöfen. Bis 
zum 1. Juli 1891 ſollen 2,000,000 Unzen bed anzulaufenden Silber monat: 


lich in Dollar? umgemünzt werden, jo viel ala nötig ift, bie in ber Bill 
erwähnten Schatzamtsnoten einzulöjen. 


11. September. Der Senat nimmt mit 40 gegen 29 Stimmen 
die Tarifbill an. 

16. September. Das Repräfentantenhaug lehnt die Abänbde- 
rungen bed Senats an ber Tarifbill ab. 

25. September. Der Mormonenpräfident veröffentlicht 
ein Manifeft, indem er die Beſchuldigung, dak die Mormonen-Selte 
fortfahre, die Polygamie zu geftatten, oder fie vorzufchreiben, 
entſchieden zurüdweift und gleichzeitig die Abficht der Mormonen- 
gemeinde ausjpricht, fich dem die Polygamie verbietenden Geſetze 
der Uniondftaaten zn unterwerfen. 

27. September. Die Repräjentantenfammer berät die 
Zarifbill nach dem von ber gemeinfamen Konferenz beider Käufer 
erftatteten Bericht und nimmt biejelbe Bill endgültig mit 151 
gegen 79 Stimmen an. 
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80. September. Der Senat nimmt die Bill mit 33 gegen 
27 Stimmen an. 

2. Dftober. Das Repräfentantenhaus nimmt in Ueberein- 
ftimmung mit dem Senat eine Refolution an, welche den Präfi- 
denten erfucht, mit Großbritannien und Mexiko Unterhandlungen 
anzufnüpfen behufs Verhinderung der Einwanderung chine— 
fifher Arbeiter auß Kanada und Mexiko in die Vereinigten 
Staaten. 

28. Oktober. Etwa 50 ber bervorragendften Kaufleute 
New-Yorks, welche am Importgeſchäft beteiligt find, halten eine 
Berfammlung, um gegen die Mac Kinley-Bill zu proteftieren. 

Anfang November. Die Wahlen zum Kongrejfe ergeben 
einen völligen Umſchlag der öffentlichen Meinung und einen glän- 
zenden Sieg der Demokraten. Die Urfache deffen wird meiftens 
in der Unpopularität der Mac Kinley:Bill gejehen. 

3. November. (New-York.) Die entflohenen irländifchen 
Deputierten Dillon und O’Brien treffen ein und werben mit 
lebhaften Kundgebungen empfangen. O’Brien verlieft eine An 
fprache, worin er ala Zwed feiner Reife die Gründung einer Na- 
tionallaffe zur Belämpfung der Regierung und der Grundeigen- 
-tümer bei ihrem Vorgehen gegen die Pächter bezeichnet. Seine 
Miffion ftehe im vollften Einvernehmen mit Parnell. Hierauf ge= 
langt eine Adreſſe zur Berlefung, worin der Gouverneur von New- 
Hork Dillon und D’Brien willlommen heißt. 

November. Unter den Indianern von Dakota und Montana 
brechen Unruhen aus, welche durch die ungenügende Erfüllung ber 
ihnen feitens ber Regierung bewilligten Zugeftändnifje veranlaßt find. 

Dezember. Die Truppen des General Miles liefern den 
Indianern mehrere Gefechte. 


XXI. 
Mittel: und Südamerifa. 


4. Januar. (Brafilien.) Die Kaiſerin ftirbt in Oporto. 
7. Januar. Die proviforifche Regierung defretiert die Tren— 
nung von Staat und Kirche. 
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26. Januar. (Brafilien.) Die Einführung der Zivilehe 
wird befretiert. 

6. Februar. (Brafilien.) Infolge einer „militärifchen Be- 
wegung“ wird der Präfident Fonſeca zum Generaliffimus er- 
hoben. 

13. Februar. (Peru) Ein neues Minifterium wird unter 
bem Präfidium Irigoyens gebildet. 

Ende März bat fih der panamerikaniſche Kongreß zu 
Philadelphia über folgende VBorjchläge geeinigt: 

Erſtens ift der Plan eines internationalen Schiedsgerichts zwiſchen 
ben Vereinigten Staaten, Meriko, Zentral: und Südbamerifa angenommen, 
fo daß alle Streitigkeiten zwifchen einzelnen Staaten von biefem Schied: 
erichte entjchieden werden. Kommt die Mehrheit der Schiedsrichter zu einer 
Entfeheidung, mit welcher fich eine Minderheit nicht einverftanden erklärt, 
fo foll die Entjcheidung der Mehrheit gelten. Die Einjegung von Schieds— 
gerichten foll aber nicht zum Deckmantel von Annerionen gemacht werden, 
weshalb fragen, bei denen e3 fi) um die Unabhängigkeit des Landes han: 
belt, ausgeſchloſſen find. | 

ferner hat man fich über ein einheitliches Syftem von Zollregula: 
tionen, Warenbeflaration, Klaffifilation und Abſchätzung von kce Tab 
über Sanitätsvorritungen auf Schiffen und über Quarantäne geeinigt. 
Deägleichen über ben lan einer internationalen Eifenbahn, welche bie 
Kontinente ber Länge nach durchziehen ſoll, jowie über eine Verbindung der 
Staaten zur See durch — mit Fracht⸗ und Perſonen-Verkehr. 
Außerdem ift eine Einigung über den Schuß der Patentrechte, der Handels: 
marfen, über gleiche Make und Gewichte zu ftande gefommen. Bezüglich 


einer einheitlichen Silbermünze und Silberprägung ſoll eine bejondere Silber: 


fommiffion, die von den Staaten beſchickt wird, entjcheiden. Endli hat 
man fich auch über einen Vertrag der Auslieferung von Verbrechern geeinigt, 
in welchem politifche Verbrecher von der Auslieferung befreit find. 

17. April. (Brafilien.) Der Religiongunterricht in ben 
Staatsanftalten wird aufgehoben. 


19. April. Der panamerifanifhe Kongreß nimmt in 
feiner Schlußfigung eine Rejolution de8 Inhalts an, daß während 
bes Beiteheng eines Schiedsgerichtövertrages der Grundjaß der Er: 
oberung feine Geltung im amerilanifchen öffentlichen Recht haben 
fol, und alle Gebietsabtretungen während der Dauer eines folchen 
Vertrages null und nichtig jein jollen, wenn fie infolge einer 
Drohung mit Krieg oder wegen der Gegenwart einer bewaffneten 
Macht erfolgt find. 

28. April. Die Vertreter der Vereinigten Staaten und von 
Guatemala, Nicaragua, San Salvador, Honduras, Bolivia, Ecuador, 
Haiti und Brafilien unterzeichnen das auf dempanamerikaniſchen 
Kongreß getroffene Uebereinkommen, welches empfiehlt, alle unter 
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den amerikaniſchen Republiten auftretenden Differenzpunfte einem 
Schiebögerichte europäifcher Staaten zu unterbreiten. 

30. April. (BParaguay.) Ein Aufftand bricht aus. 

22. Juni. (Brafilien.) Die neue Berfaffung wirb pro» 
Hamiert; biejelbe ift eine füberative. 

7. Juli. Uruguay.) Die Weigerung ber Nationalbant, 
ihre Noten in Gold einzulöfen, ruft eine allgemeine Panik hervor, 
infolge deren der Finanzminiſter demiffioniert. 

7. Juli. (San Salvabor.) Der Präfident, General 
Menendez, wird ermordet; an feine Stelle tritt General Ezeta. 
Sinfolgebeffen verjucht die Armee von Guatemala unter General 
Barillad einen Einfall in San Salvador, wird jeboch surhd- 
geichlagen. 

20. Zuli. (Argentina) Eine Berfhwörung gegen ben 
Präfidenten Gelman wird entbedt. 

26. Juli. Die Revolution kommt unter Mitwirkung eines 
großen Teiles der Armee und Flotte zum Ausbruch. 

29. Juli. Die Aufftändifchen werben befiegt; trotzdem wird 
‘auch von ber fiegenden Partei der Rüdtritt des Präfidenten 
verlangt. 


Anfang Auguft. (Argentina.) Präfident Celman fieht fich 
durch die Oppofition aller Parteien. und die Unmöglichkeit, ein 
Minifterium zu bilden, veranlapt, zu demiffionieren; an feine Stelle 
tritt Dr. Pellegrini. 

Mitte Auguft. Zwiſchen Guatemala und San Salvador 
kommt e3 zu förmlicher Kriegserflärung unb mehreren für Sal- 
vador günftigen Kämpfen. Nachdem fich auch Honduras Guatemala 
angefchloffen, wird Salvador 27. Auguft zum Yrieden genötigt. 

20. Auguft. (Brafilien.) Der Finanzminifter Ruiz Bar- 
boza ala Kriegaminifter reicht feine Entlaffung ein und wird durch 
den General Floriano Peiroto ald Kriegsminifter erſetzt. 

1. September. (Benezuela.) Der Präfident der Republif 
erläßt an alle auswärtigen Regierungen einen Proteft gegen die 
wibderrechtliche Annerion eines Gebietäteiles ber Republik durch bie 
englifche Kolonie Guyana. 

16. September. (Brafilien.) Die Wahlen fallen zu Gunften 
ber proviforijchen Regierung aus. 


(Brafilien.) Die Republik wird im Laufe des Dftober 
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von einer Anzahl europäifcher Mächte anerfannt (unter den Grof- 
mächten von Frankreich, England, Stalien). 

Anfang November. In der Republit Honduras bricht ein 
Aufitand aus, 

15. November. (Brafilien.) Im Kongreffe wird eine Bot- 
Ihaft des Präfidenten verlejen, welche dad Verhalten der pro- 
biforiichen Regierung barlegt, die Regierungsbefugniffe in die Hände 
ber Kammer zurüdgibt und derjelben die Aufgaben auseinander: 
jeßt, die fie zu löſen babe. 

18. November. Der Kongreß verlängert die Bevollmächti- 
gung der provijorifchen Regierung bis zur definitiven Botie- 
rung der Konftitution. 

18. November. Die Verbannungsdekrete gegen ben Mi- 
nijterpräfidenten der Kaiferlichen Regierung Ouro Preto und gegen 
andere hohe Kaiferliche Beamte werden aufgehoben. 

2. Dezember. (Peru) Ein Aufftandsverfud wird nad 
heftigem Kampf niedergeworfen. 


XXI. 
Afrika.9 


Anfang Januar. (Aegypten.) Stanley trifft in Kairo ein, 
wird von dem Khedive empfangen und erhält den Groß-Kordon bes 
Osmanié⸗-Ordens. 

18. Januar. In dem amtlichen Anzeiger des unabhängigen 
Kongoſtaats werden Verfügungen veröffentlicht, durch welche den 
katholiſchen und proteſtantiſchen Miſſionaren, welche im Kongo— 
ſtaate Niederlaſſungen haben, die Rechte juriſtiſcher Perſönlichkeiten 
zugeſtanden werden. 

19. Januar. (Sanfibar.) Die direkte telegraphiſche Ver— 
bindung mit Europa wird eröffnet. 

26. Januar. (Abefjinien.) Ras Alula, der Hauptfeind 


j *) Ueber die Kolonialangelegenheiten vergl. die betreffenden europäl: 
schen Staaten. 
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Staliens, wird von dem Heere bed Könige Menelik gänzlich ge- 
ſchlagen. 

13. Februar. Seyid Khalifa, Sultan von Sanſibar, ſtirbt. 
Ihm folgt ſein Bruder Seyid Ali. 

2. März. Emin Paſcha trifft in Sanſibar ein. 

Anfang März. Der König von Dahomey eröffnet Feind- 
jeligfeiten gegen die angrenzende franzdfifche Kolonie. 

Anfang März. (Südafrikaniſche Republik [Transvaal)). 
Drei Perfonen werben unter ber Anklage de Hochverrats ver- 
haftet und nach Pretoria gebracht. | 

In einer zahlreich befuchten Berfammlung wird bie Bilbung eines 
politifchen Reformvereins beichloffen, die Derhaftungen werden aufs jchärffte 
verurteilt. Der Reformverein unternimmt bie Verteidigung ber VBerhafteten. 

Anfang März. (Abeffinien.) König Menelit erfucht die 
italienifche Regierung, Abeffinien auf dem Brüffeler Antifllaverei- 
Kongrefje durch einen eigenen Delegierten vertreten zu laſſen. 

März (Kongoftaat.) Bertrag mit ber „Compagnie du 
Congo“ wegen Eifenbahnbaues. 


Es erhält die Gejellichaft für 99 Jahre die Erlaubnis zum Betriebe 
der Vahn von Matari nad Leopoldville, mit dem Rechte, in einer Ent: 
fernung von 200 m zu beiden Seiten ber Bahn Befi von allen freien 
Ländereien zu nehmen, welche ihr dazu geeignet fcheinen; außerdem erhält 
die Gefellichaft für jedes vollendete Kilometer 1500 ha Land. Sie bleibt 
fteuerfrei und genießt während 25 Jahre eines unbefchräntten Monopols. 


17. März. (Abefjinien.) König Menelik erreicht Adua, wo 
die Unterwerfung des Rebellen Ras Mangaſchah proflamiert wird. 

20. März. König Menelik tritt den Beichlüffen der Afrika— 
Konferenz bei. 

18. März. (Sanfibar.) Der Sultan jendet mit Zuftim- 
mung der beutjchen Behörden zwei Bevollmächtigte ab, welche ben 
Frieden auf dem Teitlande zwijchen den Arabern und den 
Deutſchen Herftellen ſollen. 

7. April. Die Häuptlinge Banaheri und Ichaſi ergeben 
ſich mit dem Reſt ihrer Truppen dem Major Wißmann. 

21. April. (Dahomey.) Die Truppen des Königs greifen 
die Franzoſen bei Kotonu an und drängen fie mit beträcht— 
Iihem Berluft nach Porto Novo zurüd. 

26. April. Das „Memorial Diplomatique“ teilt einen Brief 
des Königs von Dahomey an den Präfidenten Garnot mit. 


Der König beklagt fi, er fei ohne Kriegserklärung von Frankreich 
angegriffen worden. Die Kaufleute von Weidah habe er meggeführt, weil 
fie Bolitit trieben, obwohl fie keine Eoldaten waren; ev werde fie übrigens 
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nicht malträtieren, ſondern als Geifeln bis zur Beendigung des Krieges 
behalten. 


30. April (Aegypten.) Die internationale gerichtliche 
Kommiffion wird aufgelöft; Frankreich und Rußland weigern 
fi, die Ausdehnung der Befugniffe der gemifchten Gerichtähöfe 
auf geringfügige Straffachen zu genehmigen. 

27. April. (Marokko) Eine Gefandtichaft des Deut: 
ſchen Kaiſers trifft in Fez ein und wird glänzend empfangen. 

Juli. Es gelangen Nachrichten aus dem Suban nad) Europa 
von Empörung vieler ſudaneſiſcher Stämme gegen die Herrichaft 
des Mahdi. 

1. Auguſt. (Sanſibar.) Der Sultan erläßt ein Dekret 
betreffs der Sklaverei. 


Danach bleiben die vor Abſchluß des deutſch-engliſchen Abkommens 
beſtandenen Verordnungen über die Sklaverei in Kraft. Der rg oder 
Austauſch von Sklaven wird unterjagt und die Haltung von Sklaven-Depots 
bei ftrenger Strafe verboten. Beim Ableben eines Sflaveneignerd gehen 
deſſen Sklaven in ben Befik feiner legitimen Kinder über und erhalten bie 
Freiheit nur in dem Fall, daß feine legitime Nachkommenſchaft vorhanden 
iſt. Graufame Behandlung von Sklaven wird mit deren Konfiskation be: 
ftraft. Ber Eheichließungen zwiſchen Arabern und britifchen Unterthanen 
werden bie Sklaven des Arabers frei. Endlich können in Zukunft Sklaven 
ihre fyreiheit erfaufen und die Rechte freier Unterthanen erlangen. 


September. (Maroffo.) Es finden heftige Kämpfe zwiſchen 
den Truppen des Sultans und aufrührerifchen Stämmen ftatt. 


XXI. 
Alien. 


1. Januar. (Japan) Graf Yamagata wird zum Mi— 
nifterpräfidenten und Vicomte Aoki, früher Gejandter in Ber- 
lin, zum Minifter de Aeußern ernannt. 

1. Januar. (PBerfien.) Der Schah verleiht dem Haupt— 
vertreter des ruffiichen Einfluffes, Emin Sultan, den höchſten 
Orden. 
Februar. (China.) Die Regierung zieht in der Mandſchurei 
an der ruſſiſchen Grenze größere Truppenmaſſen zuſammen. 

Der Kaifer erläßt mehrere Reformdefrete, durch welche 
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überflüjfige Beamtenpoften abgejchafft, jowie Opium» und Epiel- 
böllen in Peking aufgehoben werden. 

März. (Japan.) Die Wahlen für das erſte Barlament 
Japans werden auf ben 1. Juli feſtgeſetzt. 

Der ſchon durch das Wahlgeſetz eng begrenzte Kreis der Wählerjchaft 
wird durch die Ausführungäverordnung noch beſchränkt. Das aktive 
Wahlrecht erſcheint darnach an folgende Bedingungen gebunden: vollendetes 
25. Lebensjahr, einjähriger Wohnſitz im Wahlbezirk vorZuſa mmenftellung 
der MWahlliften, einjährige Entrihtung von 15 Dollar Grundjteuer oder 
dreijährige Entrichtung von 15 Dollard Eintommenfteuer unter Zulaffung 
der Summierung beider Steuern. Die Wahl ift feine geheime, die Wahl: 
zettel find offen und unterfertigt abzugeben; der hohe Senfus ſchließt alle 
untern Klaſſen ziemlich aus und auch von den mittlern Klaſſen find infolge 
der erjchwerenden Bedingungen verhältnismäßig wenige wahlberecdhtigt. In 
der vom paffiven Wahlrecht ausgejchlofjenen Priefterklaffe wird für die Er: 
langung besjelben agitiert. 

12. April. (China) Marquis Tſeng, befannter Di— 
plomat, f. 

12. April. (Perjien.) Es verlautet, daß der Schah in 
einer Konvention Rußland folgende Zugeftändnifje gemacht hat: 

„1. Sie Bai von Murdab, welche Enzeli mit Reicht verbindet, wird 
den ruſſiſchen Schiffen geöffnet. 2. Die perjiiche Regierung verpflichtet fich, 
die ruſſiſche Regierung von allen Eifenbahnlinien, die fie zu bauen beab— 
fihtigt, in Kenntnis zu ſetzen. 3. Die Fahrſtraßen zwiſchen Ardabil und 
Astara, Beicht, Teheran, Khoraſſan und Askhabad follen innerhalb einer 

Friſt von zwei Jahren vollftändig hergeftellt fein. 

Juli. (Ehina.) Amerilanifche Zeitungen melden: der chi— 
nejifche Geſandte Habe in Waſhington die offizielle Erklärung 
abgegeben, fall Amerika das die Einwanderung der Chinejen ver- 
bietende Gejeß nicht zurüdziehe, China mit dem Ausſchluß aller 
Amerifaner antworten werde. 

November. (Ehina.) Ein Erlaß des Kaiſers ordnet an, 
daß die bei der chinefiichen Regierung beglaubigten ausländijchen 
Gejfandten alljährlich einmal vom Kaiſer in Audienz empfangen 
werden jollen. 

29. November. (Japan.) Der Kaifer eröffnet das erjte ja— 


panifche Parlament vor dem Thronſeſſel ftehend mit folgender 
Thronrede: 


„Zen Mitgliedern des Herrenhaufes und des Haufes der Abgenrb: 
neten kündigen wir hiemit an, daß die leitenden Grundzüge ber verjchiedenen 
Zweige der Regierung und Verwaltung, welche wir während ber 20 Jahre 
feit unfrer Thronbefteigung gefördert haben, nunmehr faft vollendet jind. 
Emfilich flehen wir, daß wir, geleitet durch die Weisheit (Tugend), welche 
wir von dem faiferlichen Gründer unfres Hauſes und von unfern anderen 
faiferlichen Vorfahren ererbt haben, und mit Jhrer Mitwirkung, die Ber: 
gangenheit einheitlich vollenden, die Zukunft Heil und Licht gejtalten, bie 
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trefflichen Früchte, welche die Verfafjung zeitigen wird, treu bewahren und 
jomit fortfahren mögen, den Ruhm unfres Reiches zu mehren und, zu Haus 
und in der Fremde, ben bewunbernswürbigen eblen und Ioyalen Charafter 
unfres Volkes zu bethätigen. Bon früh an ift es unſer Beitreben geweſen, 
Freundſchaft mit allen Nationen zu pflegen, unjern Handel auszubehnen, 
des Baterlandes Macht und Anjehen zu ſtärken. Wir find jo glüdlich ge 
weſen, unjern Verkehr und unſre Freundſchaft mit den Vertragsmä 
ftetig wachjen zu jehen. — Das Heer und die Flotte betreffend ift es unſer 
Wille, ihnen die Bolltommenheit im Laufe der Jahre zu fihern. Das Budget 
und die verjchiedenen Gefeßentwürfe für da3 24. Jahr Meiji anlangenb, 
ordnen wir an, daß die Staatäminifter fie dem Reichſtag zur Beratung vor: 
legen follen. Wir leben der Zuverficht, daß Sie dieſe Borjchläge weije und 
unparteiifch prüfen und ihnen Jhre Unterftügung leihen und jo ber Zukunft 
ein würdiges Beifpiel geben werben.“ 


XXIV. 
Südſeeinſeln. 


22. Januar. Der zwiſchen Deutſchland, Großbritannien und 
ben Vereinigten Staaten abgeſchloſſene Vertrag bezüglich des König: 
reichs Samoa wird veröffentlicht. (Vgl. Jahrg. 1889 ©. 351.) 

März. (Samoa.) König Malietoa erläßt eine Profla- 
mation, worin er ben Gingeborenen Hawais das Betreten ber 
Samoainjeln unterfagt. Eine ähnliche Proflamation ift jchon früher 
gegen die Chinejen erlaffen worden. 

27. Mai. (Apia.) Nah aus Samoa eingegangenen Mel: 
dungen haben die Konfuln der Mächte gemeinfam die neue Regie: 
rung auf Samoa eingejegt und das Zollamt eröffnet. 

19. April. (Samoa.) König Malietva unterzeichnet die 
Berliner Generalalte. 

September. Der König von Schweden ernennt gemäß dem 
Samoavertrage den Kreißrichter v. Cederkrantz zum OÖberrichter. 


Neberjidt 
der politifhen Entwihelung des Fahres 1890. 


Alige: 

Die große internationale Politit ift im Jahre 1890 noch — 

ſtiller geweſen, als im Jahre 1889. Das eine weltgeſchichtliche wärtige 
Ereignis, das fie zu verzeichnen hat, iſt eben dadurch merkwürdig, wert 
daß es feinerlei Erjchütterung hervorgerufen, daß es nirgends uns Bi⸗— 
mittelbare Folgen nach fich gezogen hat: die Quieszierung des """" 
Fürſten Bigmard. Es ift der Thor, der daraus jchließt: aljo war 
er gar nicht jo nötig. Die Wahrheit ijt, daß Hierin die Krone 
feiner ganzen Wirkſamkeit Liegt: er hat die Welt in eine folche 
Ordnung gebracht, daß fie endlich feiner jelbjt nicht mehr bedurfte. 
Es ift dad Wort, mit dem Ranke in feiner Weltgefchichte fih von 
Bonifacius, dem Apoftel der Deutjchen, verabichiedet: es jei das 
Schickſal Hochbegabter Menſchen; mit ihren innerjten und tiefjten 
Gedanken gehen fie ein in die Welt; es gelingt ihnen, eine große 
Wirkung auszuüben, aber damit werden fie jelbjt entbehrlich. 

Der neue deutjche Reichafanzler hat die auswärtige Politik nernir. 
in ben Bahnen fortgeführt, die fein Vorgänger ihm vorgezeichnet: un 
Aufrechterhaltung des Dreibundes, gutes Verhältnis zu England, mäne u 
möglichft freundliche Stellung zu Rußland. Beſonders durch ein*uktand 
gutes perjönliches Verhältnis zwiſchen den beiden Euveränen hat 
Fürſt Bismarck immer gejucht die fachlichen Friktionen zwiſchen 
Deutichland und Rußland abzujchwächen. Auch dieje Taktik wurde 
aus jeinem Regime übernommen und gelangte in einem Bejuch, 
den der Kaiſer dem Zaren bei ben Gerbitmandvern machte, zum 
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Ausdrud. Hier und da erhoben ſich Stimmen, welche finden woll- 
ten, daß das Betragen der Ruſſen ein ſolches Entgegentommen 
nicht verdiene (vgl. ©. 150). Andere beftanden darauf, daß im 
Gegenteil zwijchen den beiden Höfen eine freundlide Stimmung 
obwalte, die fich auch bei Gelegenheit dieſes Bejuches manifeftiert 
babe und durch ihn zum Beften des Weltfriedens befeftigt worden 
fei. Eine Reife, die den Großfürft-Thronfolger von Rußland bald 
darauf nah Wien führte (6. Nov.), mußte in der That als ein 
äußerft friedliche® Symptom aufgefaßt werben. Die Beifimiften 
gaben aber als einzigen Grund an, daß Rußland im Begriff jei, 
fi) ein neues Gewehr anzujchaffen. 
Deutſch⸗ Auch in der inneren deutſchen Politik vollzog ſich der Rüd- 
— des Fürſten Bismarck ohne jede Erſchütterung. Alle jene 
RüdtrittBeichuldigungen, mit denen er Jahrzehnte lang verfolgt worden 
zn Fe war, daß er ein neues Hausmeiertum ausbilde, welches die Hohen: 
mard. zoller'ſche Dynaftie bedrohe, und daß er die Inftitutionen des neuen 
Reichs allein auf feine Perſon zufchneide, zeigten fi) nun, da die 
praftijche Probe gemacht wurde, ala von einer wahrhaft Lächerlichen 
Nichtigkeit. Die Monarchie zeigte fich jo ftarf, daß er felber, der 
Mann des Jahrhunderts, ihr faft ohne Kampf erlag und die Reiche- 
Inftitutionen zeigten fich jo wunderbar Hug gedacht und ficher 
fonftruiert, daß auch nicht einmal der Vorjchlag einer Reform auf« 
tauchte. Um zu verftehen, wie ein Monarch und ein Staat frei- 
willig auf die Dienfte eines ſolchen Mannes Verzicht Ieiften können, 
zieht man ebenfalla am Beten das Wort, daß der große Mann 
ſich endlich durch feine eigenen Leiftungen jelber entbehrlich mache, 
heran. Fürft Bismard hatte feine Miffion erfüllt, fie jo jehr bis 
auf das Letzte erfüllt, daß ihm zu thun nichts mehr übrig blieb. 
Das ift der letzte und tieffte Grund feines Rüdtrittt. Noch ein 
Jahr vorher war er völlig unentbehrlich: nimmermehr wäre ohne 
die Autorität und den Drud feiner Berjönlichkeit und feines Willens 
das AInvaliditäts-Verficherungs-Gefeg im Reichstag angenommen 
worden. Mit diefem Geſetz aber war zugleich das fozialpolitifche 
Programm, welches er fich jelber vorgeſetzt hatte, erfchöpft. Auf der 
anderen Seite waren durch feine mächtige Individualität natürlich 
mancherlei Betrebungen und Bebürfniffe namentlich in Preußen 
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zurüdgedrängt worden, die an fich berechtigt, auch prinzipiell feines» 
wegs in einer anderen Richtung, doch durch die Zufälligfeiten, die 
jeder Jndividualität anhaften, bei ihm irgend eine Antipathie er- 
regt hatten und dadurch zurüdgehalten wurden. Es hätte auch noch 
einige Jahre jo fortgehen können, ohne daß ein gar zu großer 
Schaden daraus entitanden wäre. Das Leben großer Reiche ift 
zähe und entwidelt fich ohnehin niemal3 ganz gleichmäßig. Em- 
pfunden wird freilich ein jeder ſolcher Mißſtand jehr jchnell, und 
im Deutjchen Reiche war die Perjönlichkeit vorhanden, die ben 
drohenden Stillftand in der Gejeßgebung nicht mit anzujehen ver- 
mochte. Das war ber junge Kaiſer. Er hatte fich in dem erften 
Jahr feiner Regierung mit dem Fürften Bismard vorzüglich zu 
verftändigen gewußt. Nun begannen ihre Wege fich zu trennen. 
Im einzelnen verliefen die Dinge folgendermaßen. 

Die joziale Reformbewegung, welche Fürft Bismard jelber 
in Deutjchland zwar nicht- hervorgerufen, aber praftijch gemacht 
und ins Leben eingeführt hat, umfaßt ihrer Natur nach auch eine 
jogenaunte Arbeiterfchußgejeßgebung, d. 5. gefetliche Borjchriften 
gegen gejundheitswidrige und das fittliche Leben jchädigende Ueber- 
anftrengung der Arbeiter in den großen Betrieben, namentlich in 
Bezug auf Sonntagärube, Frauen- und Kinderarbeit. Die meilten 
Kulturftaaten haben bereits ſolche Gejeßgebung und auch die dazu 
gehörige Fabrik-Inſpektion, die für die Kontrolle jorgt. In Deutjch- 
land war in diejer Richtung bisher wenig geichehen, weil in einer 
merkwürdigen boftrinären Verkennung gerade der Reichskanzler 
widerſprach. Selbjt die urjprünglich ebenfalls aus freihändlerijchen 
Prinzipien gegen eine Arbeiterjchußgejeßgebung eingenommene 
deutfchfreifinnige Partei hatte ſich allmählich zu ihr befehrt, aber 
auch einftimmige Bejchlüffe des Reichdtages waren nicht im ftande, 
den Willen des Kanzlers zu erjchüttern. Bei dem lebendigen Inter: 
efie des Kaiſers an der jozialen Frage, das fich im Jahre 1889 
in dem Empfang der Bergmannd-Deputierten jo imponierend aus— 
geiprochen, hatte der hohe Herr natürlich Längft jeine Aufmerkfam- 
feit auch auf diefen Punft gerichtet. Er wollte vorwärts in ber 
Socialreform; der Kanzler wollte Halt machen. Mit diejer Frage 
verflocht fich die nach der weiteren politischen Behandlung der Sozial» 
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bemofraten. Das Sozialiftengejeß lief am 30. September 1890 ab; 
dem Reichätag war eine Borlage gemacht, das Geſetz unter einigen 
Milderungen und Schaffung von Rechtögarantien für die Aus- 
führung dauernd zu maden. Sie ftieß jedoch bei den NRational- 
liberalen und Freilonfervativen auf Wiberftand. Beſonders wollten 
biefe Parteien die Ausweifungsbefugnis der Regierung nicht auf 
bie Dauer ober überhaupt nicht mehr zugeftehen. Um einen Kom: 
promiß zu fchließen, wartete man auf eine Meinungsäußerung bes 
Kanzler. Solche aber erfolgte nicht, und fo wurde das Geſetz 
endlich vom Reichstag vollftändig abgelehnt. (Vgl. 1889 ©. 137 fi. 
1890 25. Januar.) Weshalb der Reichskanzler die Sache bis zu 
diefem Punkt kommen ließ, ob eine tiefere politifche Mbficht zu 
Grunde lag, ob auch bier feine volle Harmonie mit den Anfichten 
des Kaiſers obwaltete, ift nicht befannt geworben. Zunächft wid 
ber Kanzler ein Stüd zurüd. Er gab das bisher von ihm geleitete 
preußijche Handelaminifterium an den bisherigen Oberpräfidenten 
v. Berlepſch ab und es erjchienen am 4. Februar die Kaiferlichen 
Erlaffe, welche die Jnangriffnahme einer umfafjenden Arbeiterſchutz⸗ 
gejeßgebung auf Grund einer großen internationalen Konferenz ver- 
fündigten. Aber im Hintergrunde jchlummerten bereits weitere 
Differenzen. Die neuen Reichdtagswahlen warfen das Kartell, auf 
da8 die Regierung fich die letzten Jahre geftüßt hatte, in die Mi- 
norität. Es mußten Beichlüffe gefaßt werden, wie man fich zu dem 
neuen Reichstag ftellen wolle. Auslafjungen der „Norddeutjchen 
Allgemeinen Zeitung” (vgl. 24. Februar und 13. März) wiejen auf 
eine Annäherung der Regierung an das Zentrum bin, weil fie mit 
diefem in wirtjchaftlichen Dingen barmoniere; der Reichskanzler 
empfing ben Abgeordneten Windthorft. Der Kaifer ftellte ihn Bier- 
über, wie nachher befannt wurde, zur Rebe, und es gab eine jcharfe 
Auseinanberjegung. (Vgl. oben, 23. und 24. März) Den ent 
ſcheidenden Konflikt aber brachte endlich eine preußifche Angelegen: 
heit, die infofern eine allgemeine war, als in ihr die Entſcheidung 
lag, ob die Machtitellung, die der ftaatgmännifche Begründer dei 
Deutichen Reiches allmählich erworben, ungefchmälert in feiner Hand 
bleiben oder ob er fich einer Beſchränkung unterwerfen wollte. €: 
eriftierte eine Kabinetsordre Friedrich Wilhelms IV. vom 8. Eep- 
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tember 1852, welche ben Verkehr der einzelnen Minifter mit dem 
König an die Beteiligung des Minifterpräfidenten band. (Dal. 
©. 47). Diefe Verordnung war ihrer Zeit nicht in der Gejehfamm- 
lung publiziert, aber auch nicht zurücdigenommen worden. Auf fie 
geftügt Hatte der Fürſt Bismard neuerdings feine den anderen 
Miniftern übergeordnete Stellung zur Geltung gebracht, worauf 
ber König die Aufhebung der Vorfchrift forderte. Indem der Fürft 
mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit der Einheitlichleit in der 
Verwaltung die Aufhebung verweigerte, kam es zum Bruch. Der 
Kanzler reichte fein Abfchiedsgefuch ein und der Kaifer genehmigte 
ed (20. März), zwar in den gnädigften Ausdrüden, aber mit dem 
unverfennbaren Bewußtjein einer vollen und prinzipiellen Abwen— 
dung. Bielfach hoffte man, der Bruch werde dadurch ein weniger 
ichroffes Anjehen erhalten, daß Graf Herbert Bismard fortfahren 
werde, als Staatsfefretär des Auswärtigen zu fungieren, aber auch 
das ftellte ſich als Unmöglichkeit heraus. Wie Graf Herbert die 
legten Jahre die Hauptftüge ſeines Vaters geweſen war, fo trat er 
auch jegt mit ihm ins Privatleben. Murrend zog ber alte Held 
fich zurüd in feinen Sachjenwald und erjchredte Freund und Feind 
zuweilen durch allzufreie Augfprachen vor Deputationen und Zei— 
tungsforreipondenten, die aber auch jet noch vornehmlich feiner 
legten großen Aufgabe, der Erhaltung des Weltfriedens, dienten, 
indem er durch direkte Belehrung franzöfifcher und ruffifcher Jour— 
naliften die öffentliche Meinung jener Völker von der Lauterfeit der 
Friedensabſichten Deutſchlands zu überzeugen fuchte. 

In dumpfer Refignation wie ein unverftandenes und unver» 
ftändliches Schidjal Hatte die öffentliche Meinung die Zeitung von 
jeiner Verabſchiedung hingenommen. Nirgends erhob ſich zum Er- 
ftaunen des Auslands ein laut tojender Proteft, weil die inner« 
politifchen Kreife, welche ber öffentlichen Meinung die Zunge 
geben, die tragifche Notwendigkeit erfannten und ihre Gefühle der 
Dankbarkeit und Treue mit dem politifchen Pflichtbemußtfein nicht 
ander? ala durch Zurüdhaltung zu vereinigen vermochten. Vor 
dem Reichsfanzler- Palais in der Wilhelmitraße ftand in den letzten 
Tagen bdichtgedrängt die Menge, um den Scheidenden noch einmal 
zu fehen und zu begrüßen. Als er auf das Schloß fuhr, um fi 
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beim Kaifer perjönlich abzumelden, endlich bei der Abreife auf dem 
Wege zum Bahnhof und auf dem Bahnhof ſelbſt gaben die Scharen 
ber Berehrer ihm in einer jedem Anmejenden unvergeplichen rüb- 
renden Weife das Geleite. Die Muſik des Garde-flüraffier-Regiments 
war auf Befehl des Kaiſers gekommen und unter mächtigem Wider- 
ball der Trompeten und Pofaunen in der großen Bahnhofshalle 
jeßte fich der Zug, der den Titanen der Stätte jeiner Wirkjamfeit 
entführte, langjam in Bewegung. Ehe er Berlin verließ, war er 
noch einmal nach Charlottenburg gefahren und hinabgeftiegen in 
die Gruft des Maufoleums, um einige Zeit an dem Sarkophage 
Kaifer Wilhelms des Alten in ftillem Gedenken zu verweilen. Nur 
die roheſten unter feinen Feinden, die Gefinnungsgenofien des Ab- 
geordneten Richter, ließen auch in diefem Augenblid ihrer Ge— 
bäffigfeit und Schmäbhjucht freien Lauf, während gebildete Gegner 
nicht anders ala die alten Freunde dem Gründer des Reich manches 
ſchöne Wort der Anerkennung und der Dankbarkeit widmeten. 
Die Ar⸗ Die Arbeiterfchuß-Gejeßgebung, bei deren Einleitung der 
— Fürſt Bismarck ja noch mitgewirkt hatte, wurde mit einem großen 
Kon: Aufwand äußerer Mittel in Szene geſetzt. Erſt erſchienen die Kaijer- 
feren lichen Erlaffe (5. Februar), dann tagte der preußiiche Staatsrat 
unter bem perjönlichen Vorſitz des Kaifer (vgl. 19., 26., 28. Fe 
bruar), verftärkt durch befondere Vertrauengmänner auch aus dem 
Arbeiterftande, von denen fich einer zur Sozialdemokratie befannte; 
dann trat eine große internationale Konferenz aller Induftrieftaaten 
in Berlin zufammen (15. bis 29. März). Zu lekterem Mittel hatte 
man gegriffen, um dem Einwand zu begegnen, daß der einzelne 
Staat durch ftrenges Vorgehen die Konfurrenzfähigkeit feiner In— 
duftrie fchädigen könne. Aus diefem Grunde Hatte bereits die 
Schweiz, welche in diefer Gefeßgebung Deutjchland weit voraus ift, 
zu einer Ähnlichen Konferenz eingeladen, war aber dann zu Gun— 
ften des mächtigeren Deutſchen Reiches zurüdgetreten. Vergleicht 
man bdiefen Apparat mit den einzelnen Beftimmungen, um bie es 
fich handelt, ob die Mittagapaufe für verheiratete rauen eine halbe 
Stunde länger jein joll, von welchem Jahr an die Kinder in den 
Fabriken arbeiten dürfen, ob Frauen und jugendliche Perfonen nachts 
und ob fie in Bergwerfen arbeiten bürfen oder nicht, fo fcheinen folche 
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Dinge jehr unbedeutend. Eine wirklich tief einfchneidende Mafregel 
würde ein Marimal-Arbeitstag für die erwachſenen Arbeiter fein; 
aber diefer wurde von vornherein von den Beratungen ausgejchloffen. 
Zroßdem wäre es jehr faljch, zu meinen, daß man, wie e8 im Sprich» 
wort heißt, mit Kanonen nach Spatzen geichoffen hätte. Wichtiger 
als die einzelnen Beitimmungen ift die moralifche Wirkung ber 
SKaijerlichen Initiative und des Kaiferlichen Auftretens. Es handelt 
fich um Dinge, die durch das flarre Geſetz überhaupt jehr ſchwer 
zu faſſen find, wo unter allen Umftänden viele Ausnahmen zu- 
gelafjen werben müflen und deshalb das meifte von der Kontrolle 
und dem guten Willen abhängt. Die internationale Konferenz konnte 
überhaupt feine Beftimmungen treffen, ſondern nur erklären, was 
fie für „wünjchenswert“ Halte; die gejeßgebenden Faktoren ber ein- 
zelnen Staaten müfjen danach die für jedes Volk pafjenden geſetz- 
lichen Formulierungen finden und die Kontrolle ſchaffen. Erſt recht 
hängt alfo Hier alles von dem guten Willen ab. Diejer aber be- 
darf der Anregung und die Bebeutung ber Konferenz liegt alfo 
nicht jowohl in ihren konkreten Beichlüffen als darin, daß durch 
den Eindrud, den das Ereignis gemacht hat, die Arbeiterfchuß- 
gejeßgebung auf die Tagesordnung aller zivilifierten Staaten geſetzt 
ift. Allenthalben berufen fich der Arbeiterftand und feine Freunde 
jegt auf den Deutfchen Kaifer, fcharen fi) um die Grundſätze, die 
bier ausgeſprochen worben find, und bringen jo gefeßgeberifche Re— 
formen, die ſonſt wohl noch lange geftodt hätten, in Fluß. Das ift 
doppelt wichtig, da ja die Rüdficht auf die wirtjchaftliche Konkurrenz 
jeden Staat zwingt, auf die Gejeßgebung der Nachbarn zu achten 
und fich zu vergewiffern, daß fie in den humanitären Maßregeln 
nicht zu weit hinter ihm zurüdbleiben. 
Faſt noch wichtiger aber möchte die zweite moralifche Wirkung 
erſcheinen. Die Konferenz hat vor allen Völkern von neuem doku— 
mentiert, daß die Intereſſen Deutjchlands und des Deutjchen Kai: 
ſers durchaus friedlicher Natur find. Wenn in Frankreich fich die 
Öffentliche Meinung anfänglich etwas fträubte (vgl. Frankreich 27. 
Febr. und 6. März), fich durch die Annahme der Einladung zu ber 
Konferenz fozufagen unter die Führung Deutſchlands zu ftellen, fo 
ertennt man daran erft recht, wie wichtig die Thatjache ift: daß 
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Hrankreich endlich doch nicht umhin gekonnt hat, zu einem großen 
humanitären Zwed mit Deutjchland zuſammenzuwirken und ſich 
durch jeine Delegierten ſozuſagen perjönlich zu überzeugen, daß 
Deutichland voll befriedigt jein würde, wenn es ihm vergönnt 
wird, Lorbeeren in diejen Künften be Frieden? unb der allge- 
meinen Wohlfahrt zu erringen. 
Neu Ein unvergängliches Andenken in ber beutfchen Geichichte 
gang wird der jogenannte Kartell» oder Septennats-Reichdtag von 1887 
Reihe- bis 1890 genießen. Er hat durch feine umfaffenden Bewilligungen 
‘8 für die Armee und Marine Deutjchlands internationale Stellung 
gefichert und den Frieden erhalten Helfen; er hat durch die Reform 
und Erhöhung der Branntwein- und Zuderfteuer die nötigen Gelb- 
mittel gejchaffen. Er hat an die Stelle der dreijährigen die fünf- 
jährige Legislaturperiode gejeßt. Er hat endlich das Invaliditäts- 
und Altersverficherungs=-Gefeß zu ftande gebracht. Mit diefen Thaten 
war nun jeine Miffion erfüllt. Ganz wie von dem Fürften Bis— 
mard kann man auch von der KHartell-Majorität jagen, fie habe 
fi) durch ihre Thaten jelbft entbehrlich gemacht. Ueber die weiteren 
Aufgaben der Gejeßgebung gab es fein gemeinfames konkretes Pro= 
gramm mehr, um jo weniger ald man vor Dingen ftand, deren 
Behandlung durch die fubjektiven Auffaffungen des Fürſten Bis- 
mard äußerft erjchwert wurde. Da, wie wir jahen, auch über 
das Sozialiften=Gejeg eine Einigung nicht zu ftande fam, fo ging 
die bisherige Majorität in die Neuwahlen mit einer Art Vakuum. 
Das Bündnis der Parteien wurde zwar ausbrüdlich erneuert, aber 
bei dem Mangel pofitiver Ziele blieb es inhaltlos und vermochte 
einen rechten Eifer in den Wählern nicht zu entzünben. 

Ein zufälliger Umftand trug dazu bei, die Situation für 
diefe Parteien zu verfchlimmern. Bei der lebten Feſtſtellung ber 
Getreidezölle hatte man im agrarifchen Lebereifer den Fehler ge— 
macht, keinen Notausgang für den Fall einer Teuerung zu fchaffen. 
Sn der „Ueberficht” dieſes Gefchichtäfalenderd zum Jahre 1887 
findet man den Satz „es wird die Zeit fommen, wo die Getreide- 
preife wieder fteigen und da in dem Geſetz keinerlei Vorjorge für 
diefe Eventualität getroffen ift, jo kann der Fall eintreten, daß 
vermöge des Zolles eine Berteuerung des Brotes einfällt. Eine 
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tiefe Rückwirkung auf das politifche Leben und die Beziehungen 
ber Parteien kann dann nicht ausbleiben.” Diefer Fall war jekt 
eingetreten. Zwar waren bie Preife noch immer keineswegs hoch, 
aber doch für Roggen über dem Durchfchnitt und einige überfcharfe 
Janitäre Maßregeln gegen Viehſeuchen fteigerten zugleich die Fleiſch- 
namentlich die Schweinefleifch- und Schmalgpreife. Mit aller Energie 
machte fich die deutfchfreifinnige und die jozialdemokratifche Partei 
biefen Umftand zu nuße und führte den Wahllampf in erfter Linie 
mit dem Schlachtruf „gegen bie Lebensmittelverteurer”. Die neue 
Branntweinftener wirkte für weite Kreiſe des Volkes in derfelben 
Richtung. Um unter allen Umftänden zunächft das „Kartell“ nie- 
berzufämpfen, hielten alle anderen Parteien in einer Art Anti« 
fartell gegen jenes zufammen; ohne Rüdficht darauf, daß ja grade 
bad Zentrum mehr als irgend eine andere Partei für die „Lebens— 
mittelverteuerung“ gethan hatte, marfchierten proteftantifche Liberale 
mit ultramontanen Klerifalen Arm in Arm zur Wahlurne. 

Wie vorauszufehen, erlitt das Kartell eine Niederlage; dag 
Zentrum, der Deutjchfreifinn und die Sozialdemokraten gewannen 
zuſammen etwa 70 Stimmen. Die Sozialdemofraten famen von 
11 auf 35 Stimmen, noch 10 Stimmen mehr ala 1884. Auch die 
beutjchfreifinnige Partei zeigte wieder neue Lebenskraft, während 
gerade die Mittelparteien, die Nationalliberalen und Freikonſer—⸗ 
bativen, am meiften verloren. (Die Zahlen ſ. ©. 32). 

Mit Reichdtagen ähnlicher Zufammenfegung Hatte nun auch 
ber Fürft Bismard von 1881—1887 zu regieren verftanden und 
bieje beiden Legislaturperioden waren ſogar jehr fruchtbar geweſen. 
Indem fie Stüd für Stüd die Kulturfampf-Gejeggebung opferte, 
erfaufte die Regierung vom Zentrum die Zuftimmung zu einer 
Reihe von epochemachenden Gejeßen, denen der Liberalismus befangen 
in veralteten Doftrinen fich verſagte. Wie ſchon oben berührt, 
ſchien der Fürft Bismard in der That den Gedanken zu erwägen, 
diefen Weg von neuem zu befchreiten, aljo von der national« 
Liberal=fonfervativen zu einer fonjervativ-Elerifalen Anlehnung über- 
zugehen, während in den „Preußifchen Jahrbüchern” empfohlen 
wurde, mit den gemäßigten und patriotiichen Elementen der deutjch- 
freifinnigen Partei eine Anknüpfung zu fuchen. Ehe Hierin ein 
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Schritt nad) irgend einer Richtung geſchehen war, war der Fürft 
Bismard von ber Regierung zurüdgetreten. Sein Nachfolger wurbe 
der General dv. Caprivi, ber wegen feines zuverläffigen und be— 
ftimmten Charakters von allen Seiten mit Zuftimmung und Ber- 
trauen aufgenommen wurde. &r erflärte in feiner erften Rede im 
Abgeordnetenhaufe, daß der „Kur der alte bleibe“, wie der Kaifer 
jelbft gleich nach der Entlafjung bes Fürften Bismard es audge- 
ſprochen (vgl. 22. März), und daß man bereit jei, Gedanken und 
MWünfche, die etwa durch die übermächtige Perfönlichkeit feines großen 
Vorgänger? zurüdgehalten worden, nunmehr aufzunehmen, „von two 
und von wen diefe Ideen auch fommen.“ Damit war die Möglichkeit 
eine® modus vivendi auch mit der beutjchfreifinnigen Partei ge- 
Schaffen. Nach einiger Zeit trat an Stelle bed Miniſters v. Scholz 
Herr Miguel an die Spike des Finanzminifteriums und verftärkte 
noch in der Regierung die Tendenz zum Liberalismus, ohne daß dieſe 
darum dem Zentrum feindlich wurde. Es gab einen Moment, wo 
bie „Preußifchen Jahrbücher” ala Anjpielung auf die Gegenwart 
einen Gejandjchaftsbericht aus England vom Jahre 1742 zitieren 
durften, in dem e8 heißt: „Was in 28 Jahren nicht gefehen, nicht 
gehört, nicht geglaubt worden, das hat fich nunmehr ergeben; Whigs 
und Zories, Patrioten und wie fie alle hießen, jeien einig mitein- 
ander und wetteiferten miteinander, ihre Königstreue und Bater- 
landsliebe zu bethätigen. Whigs und Tories wurden bei Hofe ge— 
jehen und gnädig empfangen, weder im Ober: noch im Unterhaufe 
gäbe e8 eine Oppofition; was der König vom Parlament fordern 
möge, alles werde ihm bewilligt.“ Die Situation fand ihren Aus 
drud darin, daß das Präfidium des neuen Reichdtage® aus einem 
fonjervativen Anhänger des Kartells, einem Zentrumsmitgliede und 
einem Deutjchfreifinnigen zujammengejegt wurde. 

Militär So glüdlich diefer Anfang zu fein fchien, fo entwidelte fich die 

vorlage- neue Situation doch nur langjam. Ein taktiſcher Fehler des Kriegs— 
minifter® v. Berdy twarf alles wieder über den Haufen. Die Regierung 
brachte eine Militärvorlage in dem neuen Reichdtag ein, die eine 
Berftärkung des ftehenden Heeres um 18,000 Mann und 70 Bat- 
terien forderte. In Erinnerung der Kriſis von 1887 und da der 
Reichalanzler das Septennat als jolches von vornherein fallen zu 
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lafjen ſchien (vgl. ©. 85), ſchienen alle Parteien bereit, bie fyorderumg 
der Regierung zu bewilligen. Da machte ber Kriegsminiſter in der 
Kommilfionsberatung einige Andeutungen, daß diefe Forderung noch 
nicht die lebte jei, jondern weit größere dahinter fänden, die nach- 
folgen würden. Es handle fih um die volle Durchführung der 
Scharnhorftichen Gedanken, um die „wirkliche allgemeine MWehr- 
pflicht” (vgl. ©. 87). Eine unermeßliche Perfpektive war damit 
eröffnet. Denn naturgemäß ift der Begriff der Dienfttauglichkeit 
ein Außerft dehnbarer. Sehr viele junge Leute mit ganz geringen 
Fehlern werden heute noch im Deutfchen Reich vom Kriegsdienft 
befreit und jelbft einige Taufende, an benen gar fein fehler zu 
entdeden ift, als überzählig ausgeloft. Eine erhebliche Steigerung 
der beutjchen Militärkraft ift alſo noch jehr wohl möglih. Hält 
eine Regierung eine große Neubelaftung ber Art für unvermeidlich, 
jo ift es notwendig, eine folche Forderung fofort beftimmt zu um« 
grenzen und bie etwaigen Erleichterungen, bie ald Kompenſationen 
geboten werben können, hinzuzufügen. Gejchieht das nicht, jo hat 
die Oppofition die Möglichkeit, der Öffentlichen Meinung Schred- 
bilder beliebiger Art von unerhörten Plänen und Anforderungen 
vorzufpiegeln, denen die fyreunde der Regierung, da fie nicht wiffen, 
wie weit die Forderungen gehen werden, was fie zugeftehen, was 
fie bejtreiten dürfen, nicht im ftande find, wirkſam zu widerjprechen. 
Sofort erjpähte derjenige Führer der deutjchfreifinnigen Partei, dem 
die Annäherung an die Regierung jeiner ganzen Natur nach, bie 
jeder pofitiven Schöpfung abhold ift, höchft widerwärtig fein mußte, 
der Abgeordnete Eugen Richter diefe Blöße. Er ſetzte mit feiner 
ganzen Kunft der Demagogie eine große Agitation in Szene, er= 
regte in der deutjchfreifinnigen Wählerſchaar Entjegen durch unge» 
heuerliche Zahlenbilder und brachte fie jo weit, mit Petitionen und 
Refolutionen ihre Vertreter zu beftürmen, daß fie dem Begehren 
der Regierung von Anfang an Widerftand entgegenjegen jollten. 
Davon daß die beutfchfreifinnige Partei in der Militärfrage mit 
der Regierung zu einer Berftändigung gelangt, hängt natürlich 
ihre Stellung überhaupt ab und es gelang Richter wirklich, feine 
Fraktionsgenoſſen einzufhüchtern und fie zur Verwerfung der Re= 
gierungsvorlage zu beftimmen, obgleich der Reichskanzler v. Gaprivi 
Europ. Geſchichtskalender. Bd. XXXI. 21 
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bie unvorfichtigen Andeutungen des Kriegsminiſters ſofort be3- 
avouierte und ala ganz unbeftimmte Zukunftsmöglichkeiten binftellte. 
Unbeftimmte und untontrollierbare Gerüchte, ala ob die Regierung 
den fo lange feftgehaltenen Standpunkt der dreijährigen Dienftzeit 
aufzugeben gebenfe, trugen bei, die Öffentliche Meinung zu ver—⸗ 
wirren. Die Entſcheidung über bie Borlage felbft und damit bie 
Führung "des Haufes fiel, nachdem die beutjchfreifinnige Fraktion 
fih auf den reinen Oppofitionsftandpunft geftellt hatte, dem Ben- 
trum und bem Abgeordneten Windthorft zu. Diefer wußte, wie 
gewöhnlich, den klugen Mittelweg zu finden. Auf eine Ablehnung 
und einen Konflikt durfte er es nicht anfommen laffen. Die Re— 
gierung fam ihm mit einer kleinen Konzeſſion, der Vermehrung ber 
Dispofitiond-Urlauber um 6000 Mann entgegen; darauf bewilligte 
er die augenblidliche Forderung, fügte aber Refolutionen hinzu, welche 
für die Zufunft alle Schlagworte der bisherigen Militär-Oppofition 
prinzipiell aufrecht erhielten (jährliche Bewilligung; zweijährige 
Dienftzeit; vgl. S. 105) und den Plänen des Generals v. Verdy 
ein jehr beftimmtes Nein entgegenjegten. 
Frittio⸗ In der deutſchfreifinnigen Partei war die Spaltung zwiſchen 
nerharp Det pofitiven und negativen Richtung bereits fo ſtark geworden, 
ber daB es zum offenen Kampf fam. Der Abgeorbnete Richter trat aus 
7 dem Vorſtand der Landtagsfraktion aus, weil dieſe ihm eine Art 
finnigen Zenſur erteilt Hatte (März) und bei der Neufonftituwierung der 
Forte. Fraktion im Reichstag wählten feine Gegner zum Vorfigenden des 
Ausichuffes, welche Funktion bisher Richter inne gehabt hatte, den 
Abgeordneten Schrader. Es kam darüber zu äußerſt gereizten Aus— 
einanderjegungen in der deutjchfreifinnigen Prefje, in der nament= 
lich der Abgeordnete Barth fich jehr energifch gegen Richter und 
ipeziell gegen feine Manieren in der Preffe, in der „Sreifinnigen 
Zeitung“ ausſprach. Aber Richter zeigte fih für diesmal unter 
den obwaltenden Umftänden doch noch als ber ſtärkere. Virchow 
trat auf feine Seite und e& wurde ein Kompromiß gejchloffen, der 
im wejentlihen den Sieg und bie Rehabilitierung Richters be- 
deutete (S. 101). 
Kat Außer der Militärvorlage Hatte der neue Reichstag Haupt» 
— ſächlich zwei Geſetzentwürfe aus der Sphäre des neuen ſozialpoli— 
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tiſchen Anlauf? zu behandeln. Der eine betrifft die Einführung 
von Gewerbegerichten zur Schlichtung der Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern. Die Gerichte werben gebildet von 
gewählten Arbeitern und Arbeitgebern unter Vorſitz eines Unpar- 
teiifchen. Die ſehr langwierigen und langweiligen Reichdtagsver- 
handlungen drehten fich meift nur um Nebenpunfte, um das Wahl- 
recht weiblicher Arbeiter, um das Grenzjahr für das Wahlrecht 
und um die Errichtung eigener Innungsgerichte. Die einzige weſent⸗ 
liche Verbefferung, die der Reichdtag dem Regierungsentwurf hin— 
zufügte, war die Wahl ber Arbeitervertreter mittelft geheimer 
Stimmabgabe. (Geſetz v. 29. Juli.) | 

Noch ausführlicher geftalteten fich die Verhandlungen über 
die im Anjchluß an die große internationale Konferenz vorgejchlagene 
Arbeiterfchuß-Gejehgebung. Es handelt fih um eine Ausgeftaltung 
der Paragraphen der Gewerbeordnung, die von der Sonntagsarbeit, 
Frauen- und Kinderarbeit handeln. Verbunden aber wurde hier- 
mit die Einführung von „Bußen“, die dem Arbeitgeber im Falle 
des Kontraktbruchs des Arbeiters einen gewiſſen Schadenerſatz ermög- 
lichen. Die Kommiffion, an die der Entwurf gewiejen war, faßte zu= 
nächſt ziemlich radikale Beichlüffe, jo daß weite Kreiſe ber Arbeit« 
geber von Unruhe ergriffen wurden. Dann wurde die Arbeit unter- 
brochen, indem ber Reichdtag fich (ohne die Seffion zu fchließen) bis 
zum Herbft vertagte. In der Zwifchenzeit wurden große Enqueten 
bei den Fabrikanten veranftaltet und auf Grund deren Ausfagen die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe erfter Leſung in der zweiten Leſung vielfältig 
gemildert. In das Plenum gelangte der Entwurf in diefem Jahr 
nicht mehr. 

Mit dem 1. Oktober erlojch das Sozialiftengejet, ohne daß 
eine unmittelbare Rüdwirkung auf die Öffentlichen Zuftände zu be= 
merfen geweſen wäre. 

Das preußifche Abgeordnetenhaus war in ber Winterſeſſion Preußi— 
aus den oben entwidelten, auf den Fürſten Bismard zurückzufüh · NN... 
renden Gründen wenig beſchäftigt. Das einzige Geſetz von einiger 
Bedeutung, welches zu ftande fam, war die, auf die Anregung des 
Abgeordneten Sombart zurüdzuführende Schaffung der Inſtitution 
der Rentengüter. Dieje einigermaßen mit der alten Grbpadht ver= 
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wandte Einrichtung war im Jahr 1886 (vgl. diefen Jahrg. ©. 462) 
neu belebt worden zum Zwed der Erleichterung und Sicherung der 
Anfiedelung deutfcher Bauern in Pojen. Sie wurde jeßt auf bie 
ganze Monarchie ausgedehnt, um ben ländlichen Arbeiterftand zu 
heben und gefundere foziale Berhältniffe auf den großen Land« 
gütern zu fchaffen. Das Rentengut foll dem ländlichen Arbeiter 
ermöglichen, Grund und Boden zu erwerben ohne Kapital, und 
dem größeren Grundbefiger, der den Grund und Boden abtritt, 
gleichzeitig die Sicherheit gewähren, daß auf diefer Abtretung wirf- 
lich Ländliche Arbeiterfamilien, mit deren Zohnarbeit er fein Gut 
bewirtichaften kann, bauernd wohnen. 

Den zweiten Gejegentwurf, ber das Abgeorbnetenhaus be- 
ichäftigte, brachte dag Kultusminifterium. In der Zeit des Kultur- 
fampf3 war einer großen Zahl katholiſcher Geiftlichen durch Geſetz 
das Gehalt „gejperrt“, und hieraus ein Fonds angefammelt, der 
allmählich die Höhe von nicht weniger ala 16,013,731 Mark er- 
reicht hatte. Daß die katholifche Kirche ein Anrecht auf diefe Gel- 
der hatte, war nach Wortlaut und Intention des Geſetzes unzweifel⸗ 
haft. Das Zentrum forderte deshalb einfach die Auszahlung des 
gefamten Kapital ſamt Zinfen an bie Biſchöfe. Die Regierung 
ichlug vor, eine dem Kapital entjprechende jährliche Rente den Diö- 
zeien in demſelben Verhältnis zuzumeifen, wie fie zu dem Fonds 
beigetragen (im ganzen 560,000 Mark) und die Beitimmung über 
die Verwendung der Rente einer Vereinbarung zwifchen jebem Bi 
ihof und dem Kultusminifter zu überlaffen (vgl. ©. 61), Mit 
einer Art Leidenfchaft wies das Zentrum diefen Vorfchlag zurüd, 
da durch das Recht der Zuftimmung in Wahrheit ber Minifter das 
Recht der Beſtimmung erhalte und auf diefe Weife die Bijchöfe in 
Abhängigkeit von fich zu bringen vermöge. Das Miktrauen gegen 
die eigenen Bifchöfe ging jo weit, daß man von ber Schaffung 
eines Korruptiongfonds ſprach. Die Verhandlungen erhielten da- 
durch einen eigentümlichen Beigefchmad, daß der Minifter v. Goßler 
verficherte, die Kurie jelber habe ihm wiffen Iaffen, daß fie feinen 
MWiderfpruch gegen den Vorſchlag der Regierung erhebe, während 
der Abgeordnete Windthorft die Richtigkeit diefer Behauptung be= 
ftritt und dabei blieb, der unbefannt bleibende Mittelamann müffe 


Heberiht der yalilifgen Entwihelung des Jahres 1890. 325 


die Regierung über die Anficht der Kurie getäufcht haben (val. 
©. 63, 5. Mai, und ©. 97 und 98). Endlich erklärten die Kartell- 
parteien, da fie ihrerjeits, nachdem fie dem Zentrum noch einen 
Schritt entgegengelonnmen (Amendement Hobrecht-Limburg-Zedlitz), 
nicht für daß Gejeß ftimmen würden, wenn nicht das Zentrum die 
Erklärung abgebe, daß e3 die Löfung als befriedigend anerkenne, 
und jelber für das Geſetz ftimme. Da das Zentrum fich dazu nicht 
bereit finden ließ, offenbar in ber Hoffnung, bei Gelegenheit durch 
ein parlamentarifches do ut des die ganz freie Verfügung über den 
Fonds zu erhalten, jo wurde das in zweiter Leſung angenommene 
Geſetz in dritter Leſung abgelehnt (7. Juni). 

Das Verhältnis der katholiſchen und evangelifchen Kirche Wer. 

zum modernen Staat ift in Deutjchland ausgebildet nach dem,” 
Grundjaß der Parität, ein Prinzip, das mechanifch angewendet zu Logen. 
großen Unzuträglichkeiten führen muß, da die beiden Kirchen ihrer: 
jeit3 fich durchaus verfchieden zum Staate ftellen. Zum erjtenmal 
wurde deshalb der Grundſatz der Parität durchbrochen, als das 
Zentrum (Dezember 1889) den Antrag ftellte, die Studierenden der 
Theologie von der militärifchen Wehrpflicht zu befreien. Dem ftellte 
der Abgeordnete Delbrüd den Antrag gegenüber, bei dem gänzlich 
verfchiedenen Charakter eines fatholifchen Priefterß und. eines evan- 
. gelifchen Geiftlichen nur die fatholifchen Theologen zu befreien, die 
evangelijchen aber nicht. Um den Grundja der Parität aufrecht 
zu erhalten, lehnte das Zentrum in der zweiten Leſung das Amenbde- 
ment ab. Darauf erhob fich aber ein jolcher Sturm von Petitionen 
unter den evangelifchen Geiftlichen, Profefforen, Paftoren, Semi: 
nariften und Studenten, die gegen die Ehrenfränfung, die durd) 
Entlaffung aus der höchiten Bürgerpflicht ihrem Stande zugefügt 
werde, protejtierten, daß in der dritten Leſung (18. Januar) der 
Reichdtag ſein Votum reformierte und die Befreiung auf die 
katholischen Theologen bejchränfte (Geje vom 8. Februar; vgl. die 
Zufammenftellung der Petitionen in der „Chriftlichen Welt“ vom 
2. März). 

Im Herbit begann mit der neuen Landtagsſeſſion die lange Reform— 
unterbrochene legislatoriſche Arbeit in Preußen. Eine ganze —— 
von tief einſchneidenden Reformgeſetzen wurde zugleich vorgelegt 
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und durch ben Minifterpräfidenten jelbft in gewichtiger Weiſe ein- 
geführt. Der neue Finanzminifter Miquel trat auf mit einer Re 
form ber direften Steuern, ganz neuer Konftruftion der Einkommen» 
fteuer mit Selbft-Deflaration der Pflichtigen, einer Erbichaftöfteuer 
und Reform ber Gewerbefteuer. Der Minifter des Innern Herr- 
furth brachte die lange befprochene Zandgemeindeordnung für die 
Öftlichen Provinzen. Der Kultusminifter dv. Goßler brachte einen 
umfaffenden Entwurf über die Volksſchule, und alle hingen, wie 
der Minifterpräfident in feiner Einführungsrede fagte, innerlich 
und organisch zuſammen. Auf den Inhalt diefer Reform=-Gejeh- 
gebung wird es fich empfehlen zurüdzulommen, nachdem ihr Schid= 
jal definitiv entjchieden ift. Ueber die Landgemeindeordnung war 
bereit? am Schluß des Jahres zwifchen dem Minifter des Innern 
und den SKonfervativen eine fcharfe Friktion entjtanden (vgl. 
©. 184). 

Wie zur Aufnahme der neuen Sozial-Gejeggebung die per: 
jönliche Initiative des Kaiſers den Anftoß gegeben hatte, jo wurde 
durch ihn perfönlich in demjelben Jahre noch ein anderes großes 
Problem in Fluß gebracht. Schon lange herrfchte in weiten Schich- 
ten Unzufriedenheit mit dem höheren Unterrichtöfyftem in Deutjch- 
land. Die Jugend werde überbürdet, die Pädagogik bewege fich in 
Richtungen, die mit dem modernen Leben in Widerjpruch ftänden, 
und endlich werde eine Ueberproduftion von Studierten erzeugt, die 
feine Verwendung finden fönne und brach liege. Zahllos waren 
die Vorſchläge zur Abhilfe. Unterrichtsgegenftände, Methode, Hy— 
giene, Berechtigungswejen wurden diskutiert. Endlich wurde eine 
große Kommilfion von Schulmännern, theoretiichen Pädagogen 
und perjönlichen Vertrauengmännern des Kaiſers berufen, um im 
Kultusminiftertum den ganzen Komplex der Fragen zufammen- 
hängend zu digfutieren. In längeren perjönlichen Anfprachen er— 
öffnete und Schloß der Kaiſer diefe Konferenzen und erflärte dabei 
dem bejtehenden Syſtem geradezu den Krieg. Nichtädeftomeniger 
gab er dem offiziellen Vertreter dieſes Syſtems, dem Minifter 
v, Goßler, der fich in parlamentarifchen Ausſprachen perjönlich 
für die bejtehenden Prinzipien engagiert hatte, wiederholt die ſtärk— 
jten Beweife des Vertrauens, jo daß diejer im Minte verblieb, 
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Unter diefen Umftänden ift noch nicht abzufehen, welchen Ausweg 
die wild wogenden Wafler endlich nehmen werden. Die Schul- 
Konferenz faßte eine Reihe von Rejolutionen, die ſich wohl in der 
vom Kaiſer angegebenen Richtung bewegten, aber zulegt doch nur 
einen äußerlichen und unbefriedigenden Kompromiß zwijchen den 
verjchiedenen Richtungen, der Haffiziftifchen, ber realiftifchen, der 
national=politifchen darftellten. (Val. „Preuß. Jahrb.“ Bd. 67 
©. 105). 

Bayern war in das Jahr 1890 mit einem kirchlichen Kon= Bayern. 
flift eingetreten. Die ultramontane Kammer-Majorität wollte end- 
lich einmal ihre Macht geltend machen und verfiel auf das Mittel, 
alle Forderungen für Kunft und Wiſſenſchaft abzulehnen, um da— 
burch auf das Minifterium einen Drud auszuüben. In München 
fam es darüber zu tumultuarifchen Demonftrationen namentlich 
feiten® der Studenten, aber auf einem Punkt erreichte der Ultra— 
montanigmus doch endlich feinen Zwed. Die Altkatholifen, die 
bisher ftaatlich noch immer ala Mitglieder der katholifchen Kirche 
angejehen worden waren, wurden geopfert und darauf das Kultus: 
budget bewilligt (vgl. ©. 35 und ©. 39). Der trefflihe Minijter 
v. Lutz, der jo viele Jahre unter den jchwierigften Verhältnifjen 
die Geſchicke Bayerns gelenkt, dem Klerikalismus Trotz geboten, 
dad PBertrauen ebenjowohl des Königs Ludwig wie des Prinz: 
Regenten Luitpold genoffen, nahm feine Entlaffung (31. Mai) und 
ftarb kurze Zeit darauf. Daß der Prinz-Regent aber keineswegs 
gewillt war, einen Katholizismus, der fatholifcher zu fein behaup— 
tete, al3 er jelbit, in Bayern auffommen zu laffen, zeigte fich gleich- 
zeitig, indem er durch jeine perfönliche Einwirkung die Abhaltung 
eined Natholifentages in München als friedeftörend verhinderte 
(vgl. 16. Vai, 17. Mai ©. 86). 

Sehr ereignisreich iſt das Jahr 1890 für die deutſche Kolo» Hriv- 
nialpolitif gewejen. Der Reichskommiſſar v. Wißmann vollendete — 
mit ſeinen geworbenen afrikaniſchen Truppen unter deutſcher Füh— 
rung und mit Unterſtützung der Marine die Unterwerfung des 
ganzen oſtafrikaniſchen Küſtengebietes des Sultanats Sanſibar in 
der deutſchen Intereſſenſphäre. Emin Paſcha trat in deutſche Dienſte 
und die Expedition Peters traf, wenn auch der eigentliche Zweck 
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durch den Abmarſch Emins aus ber Yequatorial-Provinz über- 
flüffig geworden war, doch mit dem gewaltigen moralifchen Erfolg 
der tapferen Ueberwindung unfäglicher Schwierigkeiten "glüclich 
wieder an der Küfte ein. Bei allen überfeeifchen Kolonifationen 
europäifcher Völker war tet? die größte Schwierigkeit die Rivalität 
und ber Kampf der europäifchen Nationen untereinander. Nicht 
ſowohl im Kampf gegen die Eingeborenen ala im Kampf mit ben 
Franzoſen Haben die Engländer Amerika und Indien erobert. So 
ift auch das wichtigfte und von den eigentlichen Kolonialfreunden 
viel zu wenig beachtete Moment der deutjchen Kolonialpolitif die 
Notwendigkeit, fich dabei ftet? mit der älteren und fo viel ftärferen 
Kolonialmacht England auseinanderzufegen und die Rüdwirkung 
auf die Verjehlingungen der europätfchen Politik überhaupt zu be= 
achten. Dieje Schwierigkeiten find fo groß, daß die aktive Kolonial- 
politit überhaupt nicht aus der Initiative der Reichsregierung 
hervorgehen konnte. Enthufiaftifche und überaus entjchloffene ein- 
zelne Perfönlichkeiten, geftügt auf Kleine Vereine, vor allen Karl 
Peters, haben auf eigene Hand Eroberungen gemacht, denen das 
Reich nachher feinen Schuß nicht verfagen konnte. Schritt für 
Schritt haben jene Privatperfonen das Reich in die Kolonien 
bineingezerrt und ihm dieſe große nationale Aufgabe der Zukunft 
aufgeziwungen. Noch lange wird diejer Gegenſatz zwiſchen den afti= 
ven Kolonialpolitifern und der vorfichtig nachtaftenden Reiche: 
regierung bejtehen bleiben. Nicht anders als feinerzeit ber Fürſt 
Bismard Hat ſich der neue Reichskanzler dv. Gaprivi (vgl. feine 
Rede vom 12. Mai) dagegen verwahrt, daß er ein Stolontal- 
ſchwärmer ſei. Naturgemäß find die Kolonialfreunde infolgedeflen 
häufig unzufrieden mit den Maßregeln der Regierung und dieje 
Gefinnung äußerte fich ſehr unverhohlen und beberrfchte die öffent» 
liche Meinung, als die Regierung mit England einen definitiven 
Vertrag (v. 1. Juli) über die Befiverhältniffe und Intereſſen— 
iphären in Oſtafrika abſchloß (©. 106). Deutichland gab darin 
Witu, Uganda und die Inſel Sanfıbar den Engländern preis und 
erhielt die direkte Herrichaft über das Feltland bis zu den Seen 
und dazu die Inſel Helgoland. Die Kolonialfreunde erklärten den 
Vertrag für eine fchwere Niederlage Deutfchlands, da Uganda und 
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Eanfibar die beiden Hauptwertftüde in Dftafrifa feien und den 
Sultan von Witu gegen jeine Feinde, die Engländer, zu jchüßen 
eine Ehrenpflicht Deutſchlands gewejen fei. Helgoland wollten fie 
in Uebereinftimmung mit manchen Geeleuten einen militärifchen 
Wert nicht zufchreiben. Bon anderer Seite aber wird ber jtrate= 
giihe Wert Helgolands ſehr Hoch angejchlagen (vgl. den Auffaß 
von R. Wagner in den „Preuß. Jahrb.“ Bd. 66) und der Wert 
bes oftafrifanischen Teitlandes ohne Sanfibar wird davon abhängen, 
ob es gelingt, den Handel, deſſen Stapelplat bißher jene Inſel ge= 
bildet hat, direkt durch die feftländifchen Häfen zu vermitteln (vgl. 
dag Urteil von Vohſen ©. 109). Gegen eine Entjchädigung von 
vier Millionen Mark trat der Sultan die Souveränität über das 
deutjch-oftafritanifche Gebiet an den Kaifer ab, worauf die bisher 
nur mittelbare Dependenz Deutjchlands durch einen Vertrag zwijchen 
der Regierung und der Deutjcheoftafrifaniichen Gejellichaft vom 
20. November in eine Kronkolonie verwandelt wurde (vgl. 17. 
Oktober). 

Das Wirtſchaftsjahr 1890 zeigte einen gewiſſen Rückſchlag 
gegen die Hochflut der beiden vorhergehenden, aber doch feinen 
eigentlichen Niedergang. Die meiften Preife blieben ziemlich kon— 
ftant; nur Kohlen und Eifen ſanken erheblid. Der Roggenpreis 
war am Anfang und Schluß des Jahres völlig gleich (an der 
Berliner Börſe 176 Mark); das ift, wie jchon oben bemerkt, noch 
nicht gerade ein Teuerungs⸗-, aber doch ein hoher Preis. Die 
ebenfall3 hohen Fleiſch- und BViehpreife gaben Beranlaffung, die 
ftrengen Grenzjperren wegen der Viehjeuchengefahr allmählich zu 
mildern. Speziell von den jüddeutichen Regierungen joll die An— 
regung dazu ausgegangen fein. Eine jehr merkwürdige Bewegung 
fand im Zinsfuß ftatt. Der Kurs der bdeutjchen Staatöpapiere 
fing plöglich an, vapide herunterzugehen. Der Sturz betraf aber 
nur ſehr gering die 4prozentigen, härter die 3"eprozentigen, am 
ftärfften die 3progentigen Papiere. Nachdem die Sprozentige jäch- 
fifche Rente bereit3 einen Kurs von 97 Proz. erreicht hatte, mußten 
die deutfche und preußifche Regierung im Oktober 3prozentige Anz 
feihen, die fie auflfegten, den emittierenden Banken zum Kurje von 
86,40 überlaffen und der Kurs von 87, mit dem fie ausgegeben 
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wurden, wurde in den nächſten Monaten nicht ganz behauptet. Der 
Grund ift vermutlich, daß durch eine an fich Kleine Steigerung des 
Zinsfußes das Publikum fich plößlich von der Beſorgnis vor ber 
Konverfion der 4prozentigen Papiere befreit fühlte und deshalb die 
Vorliebe ausjchlieglich diefen Papieren zuwendete, die niedriger ver- 
zinslichen abzuftoßen juchte. (Vgl. Preuß. Jahrb. Bd. 66 ©. 519.) 

Dejterreich trat unter glüdlichen Ausfpizien ein in das Jahr 
1890. Der jchwärende Schaden an biefem Leibe ift der Raffen- 
ftreit in Böhmen. So lange Deutfche und Tſchechen hier kämpfen, 
wird allenthalben auch in den Eleinern flavifchen Völkerſchaften die. 
Streitluft lebendig fein; wenn aber in Böhmen ein Ausgleich ge- 
funden wird, wird man auch anderswo fich beruhigen. Schritt für 
Schritt haben bisher in diefem Kampfe die Deutjchen an Terrain 
verloren, die Tjchechen gewonnen. Biel Opfermut, treffliche natio- 
nale Gefinnung haben dabei die Deutjchen gezeigt, aber einen ebenjo 
großen Mangel an politifchem Geſchick. Statt von vornherein zu 
erkennen, daß das tichechifche Volk viel zu ftark jei, um fich ohne 
eine ſehr bedeutende Stellung zufrieden zu geben und demgemäß 
auf einen jchleunigen praktiſchen Ausgleich zu finnen, ſchob man 
doftrinäre Gefichtspuntte, wie den „Verzicht auf das jelbftändige 
Reich der Wenzelskrone“ in den Vordergrund und verlor als der 
ſchwächere Zeil eine PBofition über die andere. Erft durch die Ber: 
lufte wurde man flug und zeigte fich jet zu Friedensverhandlungen 
bereit. Auch auf tichechifcher Seite bildete fich dafür eine günftige 
Stimmung, weil die Leidenfchaftlichkeit des Kampfes hier eine Rich- 
tung erzeugt hatte, die jungtichechifche d. h. panflaviftifche, die den 
bisherigen Führern jelber gefährlich und verdächtig wurde. Die 
Regierung übernahm die Bermittelung und im Januar trat in 
Wien eine Ausgleichskonferenz zuſammen, die, indem der Kaiſer 
perjönlich den Führern zuredete, jehr jchnell zu einer Einigung ge— 
langte. Die Deutichen hatten ihre frühere Forderung einer voll— 
ftändigen Teilung des Landes in ein deutjches und ein tichechifches 
Böhmen, ſowie die Aufhebung der Eprachenverordnungen aufge- 
geben. Es wurde ihnen aber zugejtanden eine Reihe von natio— 
nalen Behörden und autonomen Körperſchaften, welche das Sonder— 
leben der beiden Nationalitäten gleichmäßig gewährleiſten. Co 
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wurde der Landesjchulrat und der Landeskulturrat in zwei natio— 
nale Sektionen geteilt und die Gerichtäfprengel follten nach natio» 
nalen Gruppen neuorganifiert, 15 von den 41 Oberlandeögerichts- 
-räten in Prag die Kenntnis des Tichechifchen erlaffen werden. Der 
Landtag jelber follte in zwei nationale Kurien zerfallen, davon 
jeder in den einjchlagenden Fragen ein Veto zufteht. (Val. 27. Yan. 
und die ausführliche Darftelung in den Preuß. Jahrb. Bd. 65 
©. 230.) In guter Zuverficht, daß der einjtimmig angenommene 
Ausgleih nunmehr im böhmifchen Landtag zum Gejeh erhoben 
werde, ging die Konferenz auseinander. Da erhob fich, erſt noch 
vorfichtig und zögernd, aber allmählich immer leidenjchaftlicher die 
jungtjchechifche Partei. Sie brachte durch ihre Agitation die tjche- 
chiſche Bevölkerung allerwärts zur Auflehnung gegen ihre bisherigen 
Bertreter und fchüchterte diefe jo ein, daß fich erft einzelne, endlich 
eine Gruppe, die fi) ala „Realiften“ bezeichneten, von der alt= 
tjchechifchen Fraktion ablöften und damit die von der VBerfaffung 
vorgejchriebene Zweidrittelmehrheit für die wichtigjten der verein- 
barten Bejtimmungen zerftörte. Eine Klauſel, zu Gunjten des 
Tſchechiſchen ala Amtssprache im innern Dienft, welche Rieger nach— 
träglich ala Konzeffion an die Fanatiker durchzufegen juchte, wurden 
von der Regierung und den Deutjchen abgelehnt. Immer lang- 
jamer famen die Verhandlungen vorwärt3 und gegen Ende des 
Jahres waren fie faft ausfichtslog geworden. Die Deutfchen, welche 
die Verfühnung durch ihre Teilnahme an einer allgemeinen Landes— 
auäftellung in Prag hatten zum Ausdrud bringen wollen, zogen 
fi) von diefer wieder zurüd. Der greije Rieger, der langjährige 
gefeierte Führer des wiedererftandenen Tſchechenvolkes war in den 
Augen feiner Landsleute jeßt ein Verräter. Was aus der völligen 
Berwirrung endlich für neue Parteigebilde emporwachjen werden, 
ift nicht abzufehen. Trotz des Mißlingens des vorliegenden Werkes 
haben die Deutfchen dennoch einen großen Vorteil aus dem Zwi— 
jchenfall gezogen; nicht mehr fie, jondern die Tjchechen find von 
jet an bie Störenfriede, die Defterreich nicht gefunden laſſen wollen; 
fie haben ein pofitives, von der Regierung ſelbſt als gerecht an» 
erfanntes Programm. Bei der ausfchlaggebenden Gewalt der Krone 
in dem Kaiferreich wird der Moment nicht ausbleiben, wo den 
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Deutichen folche Haltung wird angerechnet werden. Der demokta⸗ 
tifch-huffitiich-panflaviftiiche Charakter der Jungtichechen muß binnen 
nicht zu langer Zeit eine entfchiedene Reaktion jeitens des Monar- 
chen hervorrufen, die dann den Deutjchen zugute fommen wird. 

Auch in Galizien wurden Audgleichöverhandlungen zwiſchen 
den Polen und Ruthenen in Gang gejebt, die auch einige, wenn 
auch geringe, pofitive Abmachungen zur Folge hatten. 

Ungarn erlebte das eigentümliche Schaufpiel, daß ein Mi: 
nifterpräfident, der lange mit dem größten Erfolg jeines Amtes 
gewaltet und dem nach wie vor die Majorität der Volksvertretung 
zur Eeite ftand, von feiner Stellung zurüdtrat. Ludwig Tisza, der 
den turbulenten Angriffen der Minorität noch im vorigen Jahr 
tapferen und gejchidten Widerftand geleiftet, reichte plößlich wegen 
einer ganz bedeutungslojen Angelegenheit, nämlich ob der alte Koi: 
juth, der in feiner revolutionären Gefinnung verharrt, als unga- 
riſcher Bürger anzujehen jei oder nicht, feine Entlafjung ein. Sein 
Nachfolger Graf Szapary leitete in derjelben Richtung die Gejchäfte 
weiter. Hauptjächlic auf die wirtjchaftlichen Angelegenheiten war 
die Aufmerkſamkeit gerichtet. Durch große Sprengungen in der 
Donau am Eijernen Thor ſoll die Schiffahrt befördert werden und 
durch eine ftarfe Herabjeßung ber Eifenbahntarife nach einem neuen, 
dem fogenannten Zonenfyfteme, wurde der Verkehr thatjächlich er: 
heblich gejteigert. 

Portugal gehörte längere Jahre zu den Staaten, von denen 
man nichts hörte, und das befam ihm jo gut, daß die Kapitaliſten 
allerwärts Vertrauen zu ihm faßten, ihm Geld darliehen und fid 
endlich fogar eine Konverfion gefallen ließen. Diejer gute Kredit 
hat im Jahre 1890 einen Stoß erhalten, da Portugal in einen 
Konflikt mit England geriet, der auch böje Rüdwirkungen auf die 
inneren VBerhältnifje zeitigte. An die portugiefiiche Beſitzung Mo— 
zambique in Südoſt-Afrika jtoßen Gebiete im Inneren, entlang 
dem großen Zambefi-Strom und feinem Nebenfluß, dem Schire, 
der ihm von Norden aus den Seen zuftrömt, die von Alters von 
Portugal beanjprucht werden. Portugal Hatte Hier aber jeine 
thatjächliche Herrjchaft einfchlafen Laffen, englifche Miffionare und 
Kaufleute Hatten fich in dem Gebiete feſtgeſetzt und die eingeborenen 
Häuptlinge für England gewonnen. Bei dem plößlich erwachten 
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allgemeinen Jntereffe für Afrika befann ſich auch Portugal auf 
feine Anſprüche und der Major Serpa Pinto verfuchte zunächft die 
thatfächliche Herrſchaft wiederherzuftellen, ftieß aber auf ein Bolt, 
die Mafololos, die der englifche Konful unter den Schuß der bri- 
tifchen Flagge geftellt hatte. Weber eine in dem Gefecht der Flagge 
zugefügte Beleidigung entſtand eine große Entrüftung in England 
und Salisbury ftellte in der jchroffften Form an Portugal bie 
Forderung, auf der Stelle jeine Truppen zurüdjuziehen. Der eng» 
Lifche Gejandte mußte verlangen, die von dem portugiefiichen Mi- 
nifter nad) Mozambique abzufendende Depejche vorher perjünlich 
einzujehben. Die Öffentlide Meinung in Deutfchland erflärte das 
für die brutale Vergewaltigung eines Kleinen durch einen Großen. 
Die deutjche Regierung aber ließ erklären, daß fie das Recht Eng- 
lands in der Sache doch für das befiere halte (vgl. ©. 6; 18. Jan.). 
Portugal verlangte ein Schiedögericht, aber England verweigerte 
es, da ber status quo durch einen portugiefifchen Angriff geftört 
jei. Englijche Kriegsschiffe erichienen bei Mozambique und bie 
portugiefifche Regierung glaubte fi der Gewalt fügen zu müffen. 
Da erhob fich die portugiefifche Bevölferung und eine republifanifche 
Agitation juchte die allgemeine Entrüftung gegen das Königtum 
jelber zu lenken. Die Regierung löfte die Kammer auf und erzielte 
auch günftige Neuwahlen, aber troß einiger Konzeſſionen ſeitens der 
Engländer war es unmöglich, einen Vertrag zu ftande zu bringen, 
der das portugiefiiche Nationalgefühl befriedigt hätte. Gerade die 
Gefahr, in die die Dynaitie jelber durch die englifche Politik ge- 
bracht wurde, legten diefer aber Mäßigung auf. Es wäre doch, 
nachdem in Brafilien joeben eine monarchiſche Regierung in eine 
tepublifanifche verwandelt war, für die Ruhe von ganz Süd-Europa 
ein höchft gefährliches Beifpiel gewejen, wenn fich diefer Vorgang 
in Zifjabon wiederholte. England wünfchte jolche Verantwortung 
nicht auf fich zu nehmen, ebenfowenig aber feine Anfprüche fahren 
zu laffen. Man einigte fi, ala ein neues Minifterium Souza 
entfchloffen den jchon vereinbarten Vertrag verwarf, zunächſt über 
einen modus vivendi auf jech® Monate, der aber nicht verhinderte, 
daß don neuem gewaltthätige Zujammenftöße im Manica-Lande 
itattfanden. 
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Spanien Spanien bat in biefem Jahr den Uebergang zum allgemeinen 
Stimmrecht vollzogen, dad Schritt für Schritt einen Staat nad) 
dem anderen feiner Herrichaft unterwirft. Die Liberale Mehrheit 
in den Gorted unter Führung des Minifterd Sagafta geriet ſchon 
im vorigen Jahr in Spaltungen, jo daß zu Neujahr eine Miniiter- 
frifiß eintrat. Auf eine höchſt merkwürdige Weife wurbe fie über- 
mwunden. Der fünfjährige König wurde von einer fchiweren Krank- 
heit befallen, jo daß jchon die Nachricht feines Todes verbreitet 
wurde. Da waren bie ritterlichen Spanier darin einig, daß es 
eine Barbarei jein würde, in folchen Tagen von der Mutter, ber 
Königin-Regentin, politifche Beratungen und Entjchlüffe zu ver- 
langen. Sagafta zog aljo feine Demiffion zurüd und brachte nun 
das allgemeine Stimmrecht ein, dem auch die Konjervativen nicht 
widerſprachen. Dann trat Sagafta mit feinen Kollegen zurüd, um 
nunmehr einem konſervativen Minifterium zu überlaffen, gleich- 
zeitig mit der großen demokratiſchen Konzeffion die Zügel ber 
Regierung, was im Hinblid auf die republilanifchen Regungen in 
Portugal doppelt nötig fchien, wieder ftraffer anzuziehen. Mit 
dem neuen Minijtertum vollzog Spanien zugleich eine entfchiebene 
Wendung zum Syitem des Schußzolles; viele Einfuhrzölle wurden 
erhöht. 

England ° Bon allen Großftaaten hatte in diefem Jahr England bie 
verhältnismäßig bemwegtefte auswärtige Politik, weil in feinem un 
ermeßlichen Kolonialreich naturgemäß fortwährend bier ober da 
Friktionen ftattfinden. Mit Deutjchland ſchloß es den Vertrag 
über Oftafrifa und Helgoland. Unmittelbar daran ſchloß fich ein 
Vertrag mit Frankreich, weil eine alte Abmachung mit dieſem 
Staat über Sanfibar eriftierte, worin fie fich gegenfeitig von dieſer 
Erwerbung ausfchloffen; um alſo das in dem deutſchen Bertrage 
ftipulierte Proteftorat nutzbar zu machen, mußte fi) England erft 
mit Frankreich auseinanderjegen. Es geſchah in der Weiſe, daß 
England ſeinerſeits die VBorherrichaft Frankreich in Madagaskar, 
fowie das Recht Frankreich auf das Hinterland von Algier bis 
zum Tſchad-See über die Sahara hinaus anerkannte. Südlich von 
der deutſch-oſtafrikaniſchen Befigung liegen die Gebiete, über bie 
England mit Portugal in Streit geriet. Zu einem befinitiven Ver 
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trage zwijchen den beiden Streitenden fam es nicht, fondern vor— 
läufig nur zu einem modus vivendi auf ſechs Donate. Mit Frank. 
reich hatte England Reibereien wegen ber Fiſcherei bei Neufund— 
land, mit Nordamerika wegen des Robbenfanges im Behringsmeer; 
größere Komplikationen aber entftanden daraus nicht. Auch mit 
Italien hatte England wegen de3 nördlichen Oſtafrika zu verhan- 
bein, konnte ſich aber über Kafſala noch nicht mit ihm einigen. 

Die innere Politit begann mit zweifelhaften Ausfichten für 
ba3 beftehende konſervativ-liberale Minifterium. Zwar hatte die 
energifche Politif im Inneren, namentlich in Irland, wie im 
Aeußeren manche Erfolge aufzumeifen, aber der Parnell-Prozek 
hatte doch für diefen und feinen Bundesgenoffen Gladſtone zulekt 
im Publikum eine jehr günftige Stimmung hervorgerufen. Obgleich 
ihm eine gewiffe Verbindung mit dem irischen Dynamit-Flügel, 
Aufreizung und Einfhüchterung durch Boycotts nachgewieſen wor— 
den, fo erregte doch die Enthüllung, daß die Briefe, die ihn direkter 
Teilnahme am Phönirparf- Morde überführen jollten, pofitive Fäl— 
fchungen waren, ein ſolches Mitgefühl für den „ungefrönten König 
- von Irland“, dab darüber alles andere in den Hintergrund trat. 
Er war ber Märtyrer eines abgefeimten Bubenſtücks. Da bielt es 
jeder anftändige Mann für Pflicht, fich auf feine Seite zu ftellen, 
und der Glorienfchein, ber feine Perfon umftrahlte, kam auch feiner 
Sache, dem irifchen Homerule, zu gute. Die Gladftonianer gewannen 
bei den Nachwahlen einen Sit nach dem anderen und fuchten, da 
fie e8 nicht auf andere Weife vermochten, durch Obftruftion und 
Berichleppung die Thätigkeit der Regierung lahmzulegen. Die Land 
bill und die Zehnten-Ablöfungsbill konnten in der Seſſion nicht 
zum Abſchluß gebracht werden. In Irland wurde der Boycott- 
Feldzug mit verftärkten Kräften aufgenommen. In der Gtabt 
Zipperary fündigten einem großen Häufer- und Ladenbefier jämt- 
liche Mieter, zogen zur Stadt hinaus und gründeten ein Neu— 
Zipperary, das freilich über Holzbuden nicht Hinaudgelangte. Die 
Gewaltjamteiten, zu denen die ren hierbei griffen, um die Mafle 
einzufchüchtern und gefügig zu machen, führten zu einem Prozeß 
gegen die Führer, namentlich die Abgeordneten Dillon und O’Brien, 
die es aber vorzogen, nach) Amerika zu entweichen. 
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Diefelbe Zufallawelle nun, die Parnell im Jahre 1889 ge— 
hoben, jollte ihn 1890 in die Tiefe reißen. Wieder war es ein 
Prozeß über eine Beichuldigung, die er wieder anfänglich ala eine 
Berleumdung behandelte, der aber diesmal die Wahrheit zu Grunde 
lag. An fich eine Sache, die nur fein Privatleben berührte, näm= 
li Ehebruch mit der Frau feines Parteigenofjen O'Shea, aber in 
England werben jolche Privatſtandale von je im Öffentlichen Leben 
ala Waffe verwandt, und das auf äußere Ehrbarkeit jo viel Gewicht 
legende englifche Volk ift gegen jeden Berftoß äußerft empfindlich. 
Nicht nur, daß Parnell ſelbſt für gejellichaftlich unmöglich erklärt 
wurde, fondern auch feine Bundesgenoffen, die Liberalen und ihr 
Führer Gladftone, wurben von dem Fluche mitbetroffen. Sie hatten 
ihn dem englijchen Bolfe ala den heroifchen Verteidiger einer edlen 
Sache hingeftellt; da nun ihr Held fich ala ein armer Sünder ent- 
puppte, wurden fie ſelbſt ald marktjchreierifche Betrüger angefehen. 
Endlich ſagte Gladftone fich feierlich von Parnell los und ließ ihn 
auffordern, von der Führung der irifchen Partei zurüdzutreten. 
Diejer rächte fich, indem er feine Berhandlungen mit Gladſtone 
und die Zuficherungen, die ihm für den Fall einer günftigen 
Parlamentsmajorität gemacht waren, der Deffentlichfeit preiägab. 
Gladſtone leugnete, jolche VBerjprechungen gemacht zu haben. Mittler» 
weile entfeflelten die Diffenter- Prediger einen Kanzelfturm gegen 
ben Ehebrecher und auch die fatholifche Geiftlichkeit Jrlands ſagte 
fih von ihm los. Eine Zeitlang erwartete man, daß Salisbury 
den günftigen Moment benutzen und das Parlament auflöfen werde, 
um eine gefchloffenere Majorität zu erhalten. Aber dad ſchien vor- 
läufig nicht einmal nötig zu fein. Die Meinung gewann die Ober- 
band, daß bie Komerule-Bewegung durch diejen Zwifchenfall getötet 
jei. Die Gladftonianer waren deprimiert, die Iren gefpalten. Die 
Regierung berief aljo jchon zum November das Parlament, in der 
Hoffnung, nunmehr der Oppofition der Fünftlichen Berfchleppung 
los zu fein und freie Bahn für ihre eigenen legislatoriſchen Re— 
formen zu gewinnen. Parnell gab fich noch nicht verloren. Ob— 
gleich nach heftigen Kämpfen die Majorität der irifchen Fraktion 
fich gegen ihn erklärte und Mac Carthy zum Führer wählte, fo 
hoffte er noch auf die unmittelbare Anhänglichkeit- ber Maſſen. Er 


Heberfiht der yalitifgen Entwihelung des Jahres 1890. 337 


ging nach Irland und kämpfte in den Vollsverſammlungen und 
Beitungsrebaftionen gegen bie von ihm Abgefallenen. Oft kam e8 
zu Gewaltthätigkeiten; ihm felbft wurbe einmal Kalk in die Augen 
geivorfen, jo daß feine Sehkraft gefährbet war. Aber ba bie latho- 
liſche Geiftlichkeit gegen ihn war, fo verlor er eine Erſatzwahl, die 
gerabe anftand. Am Schluß bes Jahres war ber Ausgang noch 
ungewiß. Auf franzöfiichem Boden fanden Konferenzen mit ben 
amerilanifchen Iren ftatt, um in irgend einer Yorm die Einheit 
. ber irifchen Partei wiederherzuftellen. 

Auch das Jahr 1890 war wie das vorhergehende voll von 
Streils. Nicht bloß Arbeiter, jondern auch Briefträger, Telegraphen- 
beamte, endlich ſogar Poliziften ftreitten. In allen dieſen Yällen 
behielten jedoch die Behörden, da ber Streilenden boch feine erheb- 
liche Zahl war, die Oberhand. Das wirtichaftliche Leben blühte 
troß der Streil® und überwand jogar den Sturz be größten 
Handelöhanfes der Welt, der Firma Gebrüder Baring. Die Bant 
von England rief die Bank von Frankreich um Unterftüßung an 
und mit Hilfe eines von bort befchafften Gold-Vorſchuſſes von 60 
Millionen Markt gelang e8, das Bankhaus ohne eine allgemeine 
Krifis zu Liquidieren. 

- Frankreich Hatte im Jahre 1889 die große Boulangerkrifis F 
glücklich überwunden und bewegte ſich nunmehr vorläufig in ftille- " 
rem Fahrwaſſer. Nachträgliche Enthüällungen haben dazu beige- 
tragen, bie Berechtigung des republifanifchen Gouvernement3 zu 
dem gewaltfamen Borgehen gegen Boulanger über allen Zweifel 
zu erheben und ben Monarhismus zugleich aufs jchwerfte kom⸗ 
promittiert. Es bat fi) nicht nur heraußgeftellt, daß Boulanger 
wirflich den Plan eines Umfturzes der Republik jchon weit gefördert 
hatte, fondern auch, daß ber Prätendent, der Graf von Paris, 
ihn in ber Hoffnung in der allgemeinen Unordnung als Wetter 
gerufen zu werben, mit Gelbmitteln durch feine Freunde unter- 
ftüßt Hat. Namentlich eine für die Sache der Monarchie begeifterte 
Dame, die Herzogin von Uz68, hatte Boulanger einen großen Zeil 
ihres Vermögens geopfert. Auch mit den Rapoleoniden hatte Bou- 
langer in Verhandlungen geftanden. Die ehrenwerten Anhänger der 
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Treiben ihres Oberhauptes nicht weniger choquiert als die ehrlichen 
Demokraten, bie in Boulanger den Vollftreder ihrer Ideale erblidt 
hatten. Die folgen mögen höchſt bebeutende werben. Denn die von 
Theoretifern längft diskutierte, von Praktikern ſchon mehrfach erfolg- 
108 in Angriff genommene Kombination, daß die fonfervativen Ele- 
mente bed Landes die Monarchie aufgeben, fi) auf den Boden der 
Republik ftellen und diefer dadurch Stabilität und die Möglichkeit 
einer fruchtbaren Gejeßgebung verleihen könnten, biefe Kombination 
jcheint jet fich der Verwirklichung zu nähern. Ein Teil der Rechten 
ftimmte mit ber Motivierung, daß da8 Land unter allen Umftänden 
eine Regierung haben müfle für das Budget (10. Dez.) und ber 
Erzbifchof von Algier, Kardinal Lavigerie, hielt eine Anfprache, in 
der er erklärte, daß die katholiſche Kirche die thatjächliche Regie- 
rungsform ohne Hintergedanten anerkennen könne. Zwar lehnte 
ſich einer feiner Kollegen, ber Heißſporn Freppel von Nantes, direkt 
dagegen auf (30. Nov.), aber andere Bijchöfe traten ihm bei und 
endlich wurde fogar ein Schreiben bes päpftlichen Staatsſekretärs, 
Kardinal Rampolla, veröffentlicht, welches den Grundſatz, daß bie 
römische Kirche ſich mit jeder Staatsform vertrage, weil jede, gut 
gehandhabt, gute Früchte bringen könne, unumwunden befannte. 
(Bol. Preuß. Jahrb. Bd. 67 ©. 116.) Weshalb foll nicht in einem 
ausschließlich Fatholifchen Lande die Majorität kirchlich werben 
fönnen? Grabe daß die Kirche im Intereffe bes Prinzips der Auto- 
rität bisher die Monardiften begünftigt hat, hat ihr vielleicht am 
meijten den Beifall der franzöfiichen Staatsbürger, in deren Herzen 
die Monarchie einmal keine Wurzeln mehr hat, vorenthalten. Sehr 
auffällig ift, daß die Republikaner den Uebertritt der Klerikalen 
eher abwehren ala bejubeln; wie Gaffagnac erklärte, um nicht zur 
Staatsfrippe noch mehr Effer zuzulaffen; wie andere meinen, weil 
fie eine gewiffe Beſorgnis haben, daß eine Klerifal-republifanifche 
Partei der jeßigen d. h. der liberalen Republit am allergefähr- 
lichiten fein würde. Die Hauptlonzeffion, die die Klerifalen ver— 
langen, ift die Organifation der Schule, bejonders ber Mädchen- 
ichule auf religidfer Grundlage. Umgekehrt ift zur Zeit das Haupt« 
beitreben der Republifaner, die Yaicifation bes Unterrichts d. h. 
die völlige Loslöfung von der Kirche. Die modernen Republikaner 
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und Inhaber der Gewalt in Frankreich find durchaus Schüler 
Boltaires: wie ift e8 von ihnen zu erwarten, wie ift auch nur ein 
Kompromiß darüber möglich, daß fie ihre Kinder und die Jugend 
Frankreichs wunberjüchtigen Schulbrüdern und Schulfchweitern an- 
vertrauen follen? An der Unverföhnlichleit des modernen Katho- 
lizismus mit der modernen Wiſſenſchaft in ihrer geiftigen Freiheit 
krankt bie franzöfifche Republik mehr ala in irgend etwas anderem. 

Bermöge der einlentenden Haltung ber Monardiften und 
ber Derangierung ber Radikalen durch den Boulangismus ift die 
beftehende Regierung mit fchwereren Stößen verjchont geblieben. 
Nur einen größeren Deinifterwechjel hat Frankreich in diefem Jahre 
zu verzeichnen, indem erft Tirard Eonftans den eigentlichen Ueber- 
winder Boulanger? aus dem Minifterium verdrängte, dann aber 
felber biefem weichen mußte. Der Grund des Zwiefpalt war wohl 
perfönlicher Natur. Zirard erlag aber endlich, weil er freihänd- 
leriſche Neigungen bat, die bei den Berhandlungen über einen Han- 
belavertrag mit der Türkei zu tage traten. (Bol. Preuß. Jahrb. 
Bd. 65 ©. 694.) Das nunmehr unter dem Borfit des Civil- 
Kriegsminifters Freycinet gebildete Minifterium (20. März) hielt 
fit) bis zum Schluß des Jahres. 

Irgend ein großes organifches Gejeh hat die fFranzöfifche Re- 
publit aber trogbem auch in diefem Jahr nicht zu ftande gebracht. 
Alle Kraft der Nation wird außer vom Parteikampf verzehrt von 
den unausgeſetzten Kriegsrüftungen. Einige Kämpfe wurden in 
Weſtafrika mit dem König von Dahomei ausgefochten, die wohl 
zur Erweiterung des frangzöfifchen Kolonialreih® an dieſer Stelle 
führen werben. 

Stalien hat im Jahre 1890 einen erheblichen Erfolg auf dem Italien. 
Gebiete feiner Kolonialpolitif zu verzeichnen. Die jüdliche Küjften- 
ftredde Afrikas am Roten Meer ift der led Erde, anf den Italien 
feine Hand gelegt hat; das Hinterland bildet das chriftliche Abej- 
finien. Jahre lang hat Italien hier Eoftjpielige Kämpfe durchge: 
fochten, auch einmal einen herben Verlujt erlitten, endlich ift es 
zu einer Art Abſchluß gelangt. Nachdem der Negus Johannes in 
Kämpfen mit dem Mahdi gefallen, hat fich der König Menclif von 
Schoa mit italienifcher Hilfe zum Oberkönig von ganz Nethiopien 


99 * 
— — 


34) Acberſiht der yolitifgen Entwicelung des Jahres 1890. 


gemacht und in einem Vertrage die Oberhoheit Italiens anerkannt. 
Die Grenzen des großen Reiches, da8 dadurch italienifchem Einfluß 
unterworfen ift, find noch nicht feftgeftellt, namentlich beftehen noch 
Zweifel bezüglich der Abgrenzung gegen das in englifcher Hand 
befindliche Egypten. 

Die Kolonialpolitit aber koſtet Italien Geld und bie finanzen 
find noch immer der jchwächfte Punkt feines Staatsweſens. Den 
Zollkrieg gegen Frankreich ift e nicht im ftande geweſen burchzu- 
führen und hat feine Kampfzölle fallen laſſen müſſen, ohne daß 
Frankreich ihm dafür die gewünfchten Gegenktonzeffionen gemacht 
hätte. Solange Italien dem Dreibund angehört, wird Frankreich 
ihm niemal3 einen wohlmwollenden Blid gönnen. Der Dreibund 
aber ift die natürliche Rüdendedung alien? gegen Frankreichs 
Uebermacht und Vorherrſchaft im Mittelmeer, wie fpeziell ber ita- 
lieniſchen Monarchie gegen die den ganzen romanifchen Süden durch- 
ziehenden Tendenzen bes Republifanismus. Die rabilal-republi« 
fanifche Fraktion in Italien ift deshalb zugleich die Verfechterin 
des franzöfifchen Interefjeg und Gegnerin des Dreibundes. Sie 
möchte die Spitze der italienifchen Politik gegen Defterreich kehren, 
ala den Erbfeind und diejenige Macht, die noch erhebliche Gebiete 
italienischer Zunge, Wälfchtyrol und Trieſt beberrfcht und hergeben 
fol. An diefen weitverbreiteten nationalen Inſtinkt knüpfen die 
Radikalen an und pflegen die dee der „Italia irredenta“. Crispi 
aber, der leitende Staatsmann, obgleich felbft von der Außerften 
Linken ausgegangen, hat erkannt, wo das wahre Intereffe Italiens 
liegt und hat auch die Entjchloffenheit feine Politif mit unantaft- 
barer Loyalität durchzuführen. Als der Finanzminifter Geismit- 
Doda einem Bankett beimohnte, wo irrebentiftifche Anfprachen ge= 
halten wurden und fich ftatt feinen Widerfpruch zu demonftrieren, 
jchweigend verhielt, erhielt er auf der Stelle in ber fchärfften Form 
feine Entlafjung (September). Die Frage für den Dreibund und 
Grispi oder für Frankreich und die Irredentiſten wurde endlich 
das Stichwort für die Neuwahlen zum Parlament. In einer höchit 
geiftvollen Rede in Florenz (8. Oktober) verteidigte Crispi feine 
Politif und wies namentlich darauf hin, daß der Srredentismus, 
der doch notwendig zum Kriege führen müſſe, gleichzeitig fich nicht 
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jcheue, die Abrüftung zu verlangen. Ein Befuch, den bald darauf 
ber neue deutſche Reichskanzler dem italienifchen Staatsmann ab- 
ftattete (in Mailand 7. Nov.) trug dazu bei, fein Anfehen zu feftigen. 
Die Radikalen, die fi allein zu dem Programm des rredentis- 
mus befannten, erlitten bei den Wahlen eine volljtändige Nieder- 
lage; mehr als vier Fünftel der Deputierten waren Anhänger 
Crispis. Die eigentliche Oppofition, die Klerifalen, hatten freilich 
auch diesmal, den päpftlichen Befehlen folgend, fi vom Wahlkampf 
ferngebalten. 

Seit langem fteht die Schweiz an der Spitze der Bewegung, Schweig 
die joziale Frage nach der Seite der Arbeiterfchuß-Gejeggebung zu 
regeln und zu biefem Zweck auch internationale Vereinbarungen zu 
treffen. Schon im Jahre 1889 hatte die Eidgenoffenjchaft deshalb 
eine Einladung ergehen laſſen (vgl. die Ueberſicht dieſes Jahres 
©. 386), aber wegen des Wohlgemuth-Konflikts mit dem Deutjchen 
Reich verfchoben. Nunmehr nahm Deutjchland jelber dag Problem 
in die Hand unb die Schweiz trat von der Führung zurüd. Durch 
einen neuen Niederlaffungsvertrag wurde die Wiederherftellung des 
guten Berhältniffes zu Deutjchland definitiv befiegelt. 

Merkwürdig ift, daß in diefer demofratifchen Republik der 
von Deutichland in jo großartiger Weife durchgeführte Zeil des 
fozialen Problems, die foziale VBerficherung nicht ins Rollen zu 
bringen ift. Das Basler Volk lehnte ein fchon fertiges Kranken— 
verficherungsgejeß endlich in der Volksabſtimmung mit großer Ma— 
jorität ab (24. März). 

Bekanntlich ſchützt die republifanijch-demofratifche Regierungs- 
form nicht davor, daß nicht die Majorität in tyrannifcher Weije 
die freiheit der Minorität zu unterdrüden jucht. Da fommt es 
denn zu Gewaltfamkeiten und Revolutionen nicht anders als in 
Ariftokratien und Monarchien. Auch die Schweiz mußte das in 
diefem Jahr einmal wieder erfahren. Im Kanton Teſſin ftehen 
fih die Parteien der Liberalen und Klerikalen (Konfervativen) etwa 
gleich ftark einander gegenüber. Die Klerifalen waren am Ruder 
und fuchten die Hilfsmittel der Erefutive zu benußen, um fich die 
Mehrheit bei den Volksabſtimmungen weiter zu fichern. Die Libe— 
ralen antworteten mit einer Revolution, in der ein Elerifaler Staats— 


en. _ 
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rat getötet wurde. Da die Bewegung ſich auf diejen einen Kanton 
beichräntte, fo blieb dem Bunde die Möglichkeit einzufchreiten. Er 
fandte den Oberften Künzli mit Truppen ab, um Ordnung und 
Geſetz wieberherzuftellen und zu verhindern, daß die Klerikalen 
ihrerfeit8 mit ben Waffen ihr Recht fuchend es zum Bürgerfriege 
trieben. Am Schluß des Jahres war es noch zweifelhaft, ob die 
Bermittelung fo weit zum Ziel führen würde, daß die Gewalt 
wieder an die Erwählten des Volkes zurüdgegeben werben könne. 
Belgien. Troß aller Mahnungen, die dem belgiſchen Bourgeoid-Par- 
lamentariamus feit dem Jahre 1886 durch Maffenftreils, Demon- 
ftrationen und Straßenunruben zu teil geworden find, bat er fich 
doch bisher zu einer Reformthätigfeit nicht aufzufchwingen vermocht. 
Die Liberalen ftehen noch ganz auf dem alten doftrinären Man— 
hefterftandpunft und auch die Klerikalen wollten höchſtens von einer 
firchlich- aber nicht von einer ftaatlich-fozialen Thätigfeit etwas 
hören. Im September tagte ein internationaler fatholifcher Sozial- 
fongreß in Lüttich, wo das draftifch zu tage trat, indem die aus— 
wärtigen, namentlich die deutſchen Vertreter die belgifchen über die 
Grundlehren moderner Sozialreform aufklären mußten. Ehe nicht 
der Drud des allgemeinen Stimmrechts den Zapitaliftichen Egois- 
mus erweicht, wird jchwerlih in diefem Staate etwas zuftande 
fommen. Ch aber das künjtlich gejchaffene Königreich wieder im 
ſtande ift, ein Gährungselement wie das allgemeine Stimmrecht zu 
ertragen, bleibt eine gefährliche Frage an die Zufunft. Gegen Ende 
des Jahres wurde von dem radilalen Deputierten Janjon der po= 
fitive Antrag auf Revifion der Verfaffung und Erweiterung des 
Stimmrechts eingebracht. 
Größer zeigte jich diefer Staat auf einem andern Gebiet. 
Das Eleine Belgien ift eine große Kolonialmacht geworden, auf 
einem Wege, der eine gewiffe Analogie zu ber Entwidelung in 
Deutichland bietet. Nicht der Staat, jondern Privatunternehmung 
ſchuf die Kolonie. In Belgien aber war diefer Brivatunternehmer, 
der den Kongoſtaat ſchuf und ihm durch eine feierliche Akte eine 
internationale Stellung ficherte, der König. Höchſt bedeutende Auf: 
wendungen aus feinen Privatmitteln hat Zeopold II. diefer feiner 
Schöpfung gewidmet, um fie endlich in ein fejtes ftaatsrechtliches 
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Verhältnis zu Belgien zu bringen. Eine internationale Konferenz, 
bie etwa ein Jahr lang in Brüffel tagte, um die Mittel zur Be— 
fämpfung der Sklaverei zu beraten, befreite den Kongoftaat von 
einer Beitimmung in feiner Gründungsalte, die ihn wie die andern 
Gebiete im Kongobeden verpflichtete, feine Eingangszölle zu erheben. 
Um die Sklaverei zu befämpfen, ſchloß man, bebürfe der Staat 
größerer Mittel und die könnten ihm nur die Zölle gewähren. Es 
dauerte lange, ehe die Niederlande fich entjchloffen, dieſer Entjchei- 
bung zuguftimmen (vgl. ©. 272), aber endlich wurde auch deren 
Einwilligung erreicht. So ift der Kongoftaat im ftande, eine eigene 
Finanzpolitik zu treiben und Ereditfähig zu werden. Der belgijche 
Staat eröffnete ihm einen Kredit von 25 Millionen und König 
Leopold vermachte dafür teftamentarisch fein perjönliches Souveräne- 
tätsreht am Kongoftaate dem Staate Belgien. 

Das Falviniftifch-ultramontane Koalitionsminifterium, welches Nieder: 
feit 1888 in den Niederlanden regiert, hat den großen Schritt ge— lande. 
wagt, dem Lande die Annahme der allgemeinen Wehrpflicht vor: 
zufchlagen. Ein Zeil ihrer eigenen Anhängerſchaft aber, Katho— 
lifen, haben fich dagegen empört, jo daß der Etaat Rüdjchläge 
verjchiedener Art davon erfahren mag. 

Der lange erwartete Tod des lebten Traniers, des wenig 
Sympathie genießenden Königs Wilhelm III. trat endlich am 23. 
November ein, nachdem eben zum zweitenmal eine Regentjchaft ein= 
gejegt war. Die Krone ging gemäß der Beitimmung der Ver» 
faffung an fein einziges Kind, die zehnjährige Wilhelmine über, 
für die ihre Mutter eine geborene Prinzefjin von- Walde die Re— 
gentichaft übernahm. 

Zuremburg wurde felbjtändig unter dem Großherzog Adolf, 
dem früheren Herzog von Nafjau. (Vgl. den vorigen Jahrgang.) 

Rußland Hat im Jahre 1890 wieder große Fortichritte aufrurtand 
dem Wege der Zurüdführung von der verunglüdten Europäijierung 
zum echten Ruſſentum gemacht. Wir haben im vorigen Jahrgang 
da3 neue VBerwaltungsiyitem gejchildert, welches an die Stelle der 
Selbitverwaltung treten joll. Zurch neue Geſetze (namentlich das 
vom 12. Juni) ift da3 Syſtem des patriarchaliichen Despotisinus 
noch verſchärft worden. Kaufleute, Induſtrielle, Juden find von 
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den Provinzialvertretungen ausgefchloffen; die Bauern Haben ftatt 
des Wahlrecht? nur noch das Recht, Kandidaten vorzujchlagen. 
So ift faft ausfchließlich dem grundbefigenden Adel eine politifche 
Stellung belaffen, entfprechend dem Prinzip zum „Ständetum” zu⸗ 
rüdzufehren. Auch dem Adel ift aber keine wirkliche Bewegungs- 
freiheit gegönnt. Er Hat nicht das Recht der Wahlprüfungen in 
feiner eigenen Vertretung, ja nicht einmal das Recht ber Pe- 
tition an die Obrigkeit. Jeder gefaßte Beichluß muß außerdem 
ber Gouvernementsbehörde zur Beftätigung vorgelegt werden, damit 
er nicht etwa bloß auf feine Gejegmäßigkeit, ſondern auch auf feine 
Zweckmäßigkeit geprüft werde. Es ift alfo der neuen ſtändiſch zu⸗ 
ſammengeſetzten Korporation nur der bloße Schein einer Teilnahme 
am Regiment gelaffen. Diefe neue Verwaltung trat am 12. Fe— 
bruar 1890 verjuchsweife in ſechs Gouvernements in Kraft; im 
Juli wurbe fie auf zehn weitere ausgedehnt. 

Selbſt auf das Juſtizweſeſen ift den Gouverneuren jet Ein— 
fluß gegeben worden. Die Adelskorporationen werden charalteri- 
fiert ala „Klubs mit der Befugnis, wenn e3 befohlen wird, Loya- 
litätsadreffen zu verfaflen und mit dem angenehmen Borzug, in 
angemefjenen Zeiträumen nicht unbeträchtliche peluniäre Unter- 
ftüßungen von feiten der Regierung zu erhalten“. 

Im nationalen und orthodoren Sinne wird auch das Schul- 
wejen reformiert; das höhere durch Beſchränkung des klafſiſchen 
Unterrichts, das niedere durch Unterftellung unter die Geiftlichkeit. 

Ausländer werben vielfach ausgewiejen und von ihren Stellen 
in der Verwaltung entlaffen. Während die ruffifche Armee früher 
ganz bejonders tüchtige Elemente aus den Offizieren zog, die andere 
europäifche Armeen aus irgend einem Grunde verlafien Hatten, ift 
diefe Anftellung von Fremden jetzt aufgehoben. 

Mit ganz bejonderer Schärfe wird gegen die Juden vor: 
gegangen. Aus ben Gouvernements, wo fie fich bisher gegen den 
Wortlaut des Geſetzes, aber unter Konnivenz der Behörden nieder: 
gelafien Hatten, werden fie ausgewieſen und auch in den polnifchen 
und Heinruffifchen Gouvernement?, wo fie von je ziemlich bicht 
figen (etwa zehn Prozent der Bevölkerung), werden fie aus allen 
Dörfern und kleineren Ortjchaften entfernt, um in bie Städte 
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zujammengedrängt zu werden; mancherlei Berufsarten ihnen gleich- 
zeitig unterfagt, jo daß zahllofe Familien in die äußerſte Not 
geraten. 

Die Ruffifizierung der baltifchen Provinzen jchreitet fort. 
Das bisher nur in Berfonalunion mit Rußland verbundene Groß 
fürftentum Finnland, das namentlich ein eigenes Wirtjchaftsgebiet 
mit eigener Währung und eigenen Zöllen bildet, wird jetzt auch 
in den allgemeinen Reichskörper übergeführt. Man begann mit 
ber Verſchmelzung der ruffiichen und finnländifchen Poft. 

Schon lange befindet fich die ruffifche Regierung in Ber- 
bandlungen mit dem Batilan wegen der Ordnung der firchlichen 
Berhältniffe in Polen. Der Punkt, über den man fich nicht einigen 
kann, foll die Forderung einer ftaatlichen Ueberwachung ber Kor— 
reſpondenz der fatholifchen Biſchöfe mit dem Papſt fein. 

Unter dem Drud der Adminiftration hat eine ftarfe Aus— 
wanberung begonnen, teil® von Deutfchen aus den agrarifchen 
Kolonien in Südrußland, dann aber auch von polnischen Bauern, 
die bier und da mit Gewalt zurüdgehalten wurben. 

An äußerlichen Erfolgen fehlt e3 der ruffiichen Verwaltung 
bei alledem nicht. Die Armee ijt vorzüglich im Stand; das Fe— 
ſtungs⸗ und Eifenbahn-Syftem wird mit Eifer ausgebaut und die 
Binanzen haben wirklich begonnen, aus dem chronischen Defizit 
emporzutauchen. Durch energifche Konverfion im richtigen Moment 
bat man die Zinfenlaft erheblich verringert und der Kurs des Ru— 
bel3 ijt nicht nur ſehr gejtiegen, jondern durch die Goldvorräte in 
der Hand des Finanzminifter® auch von feinen Käufen und Ver— 
fäufen wejentlic) abhängig geworden, was mit Gejchidlichkeit aus— 
genüßt wird. Freilich Hat die Steigerung des Rubelkurſes auch 
zur Folge gehabt, daß der Getreide-Erport unlohnend geworden 
und badurch in vielen aderbautreibenden Gegenden große Not ent= 
ftanden ift. 

Die ftile Wühlarbeit der Ruſſen auf der Balkan-Halbinſel Orient. 
geht ihren Gang fort. In Bulgarien verjuchten fie den Fürſten 
Ferdinand auf eine ähnliche Weiſe zu bejeitigen, wie feinerzeit den 
Fürften Alerander. Diesmal aber wurde die Verichwörung recht- 
zeitig entdedt und der Major Panika, der an der Spike ftand, 
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friegärechtlich erjchoffen. Die Bulgaren, ftaat3männifch geleitet von 
dem Minifter Stambuloff, find entichloffen, ihre Unabhängigkeit 
aufs äußerſte zu verteidigen. Die Verwaltung ift jo gut in Ord- 
nung, daß, als Rußland (um nicht die gegenwärtige Regierung 
anzuerkennen, indirekt, durch Vermittelung bes deutſchen Vertreters) 
die Zahlung der rüdjtändigen Sriegdentfchädigung forberte, Bul- 
garien die Zahlung auf ber Stelle zu leiften vermochte. In dem 
türkiſchen Rumpf-Reich kam es an zwei Stellen zu ftärferen Frik— 
tionen. Die Armenier wurden unruhig und bie griechifche Kirche 
fündigte wegen der Ernennung don drei macedonijch-bulgarifchen 
Bilchöfen dem Sultan paffiven Widerftand an. Der griechiiche Pa- 
triach von Konftantinopel legte jeine Würde nieder und ließ alle 
griechifchen Kirchen jchließen. Nach einigen Verhandlungen wurben 
die Kirchen wieder geöffnet, aber ein bdefinitives Ablommen bis zum 
Schluß des Jahres nicht erzielt. 

Amerika. Die Nordamerikanifche Republit Hat in diefem Jahr zwei 
Geſetze erlaffen, die für die geſamte Kulturwelt feine geringere Be— 
deutung haben als für die „Vereinigten Staaten” felbft. Es ift 
ein unausgetragener Streit zwijchen den Volkswirten, ob der un- 
erhörte und dauernde Preisfall aller Waren jeit der Mitte ber 
70er Jahre bloß von den verbefjerten Produktions- und Verkehrs 
mitteln und der Auffchließung großer brachliegender Adergebiete 
oder auch von der ftarken Einfchränfung der Geldprägung und dem 
Einziehen großer Papiergeldmaffen in Amerika, Frankreich und 
Stalien herrührt. Die Wiederausgabe von Papiergeld empfiehlt 
nun niemand, wohl aber wird von weiten Streifen wenigjtens die 
möglichite Ausprägung von Hartgeld verlangt. Es Handelt fich 
um das Silber, da Gold nur noch in fo geringen Mengen ge- 
funden wird, daß für die ganze Welt nicht mehr ala höchſtens 
100 bi3 150 Millionen Mark zu Münzzweden jährlich übrig bleiben. 
In Europa iſt die Silberprägung (abgefehen von Scheidemünzen) 
feit den 70er Jahren von einem Staat nad) dem andern eingeftellt 
worden. In den Vereinigten Staaten wurde noch eine bejtimmte 
Summe (zwei Millionen Dollar) monatlid) ausgeprägt, aber fie 
reichte auch mit den Bebürfniffen Aftens und Mexikos zuſammen 
nicht aus, um die jährliche Silberproduftion zu verzehren. Der 
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Preis des Silber? war alſo allmählih um dreißig Prozent gefallen 
und nun wünjchten die Banken in Amerika nicht, dieſe entwerteten 
Münzen zu nehmen. Vergeblich haben wegen ber Wiederherftellung 
des Silberpreijes und Wiederaufnahme der Prägung früher Kon— 
ferengen und Verhandlungen ftattgefunden. Plößlich befchloffen jetzt 
die „Bereinigten Staaten“ allein vorzugehen. Sie erhöhten bie 
jährlich von ihnen anzufaufende Menge auf 54 Millionen Unzen, 
d. 5. mehr ala die ganze Silberprodbuftion ihres eigenen Landes 
einbringt, und fchufen, um die Zirkulation zu erleichtern, ein 
neues Papiergeld, das auf dieſes Silber, ſoweit e8 der Verkehr 
nit in Anspruch nimmt, fundiert wird. Man rechnete, daß ber 
jo gefteigerte Silberverbrauch jchnell den Preis auf den Punkt 
treiben werde, der noch immer als die offizielle Relation von Gold 
und Silber gilt, 1:16 (129 Cents Gold für die Unze Silber); daß 
dann die Ausprägung einfach freigegeben werden könne und Amerika 
wirtfchaftlich ftark genug ſei, dies Verhältnis aufrecht zu erhalten, 
ohne fein Gold zu verlieren. Eine fieberhafte Spekulation beeilte 
ſich, dies Ergebnis zu antizipieren und Silber aufzufaufen. Der 
Preis ftieg, ftieg aber doch nicht ganz bis an jene Grenze und nun 
trat bald ein furchtbarer Rüdfchlag ein, da viele ſchwache Hände 
ihre Vorräte nicht zu halten vermochten; von 119 fiel das Silber 
wieder bis auf 97’. Statt ber erhofften Belebung des Weltmarkts 
durch Rehabilitierung des Silbers und Vermehrung der Umlaufs- 
mittel war die nächjte Folge nur eine ſchwere Störung aller Han« 
beläverhältniffe durch die großen unberechenbaren Schwankungen im 
Silberpreife für alle Länder, die noch mit Silber rechnen. 

Das zweite Geſetz ift ein nach dem Antragjteller „Mac— 
Kinley- Bill” genannter neuer Zolltarif, der das Schubzoll- Prinzip 
ind Ungeheuerliche fteigerte und ganze Branchen europäifcher In— 
duftrie vom amerikaniſchen Markt auszujchließen droht. 

Unmittelbar darauf aber folgte ein Rüdichlag. Die Neu 
wahlen zum Kongreß ergaben eine überwältigende Mehrheit mehr 
oder weniger freihändlerifcher Demokraten (212 Demokraten, 23 
„Farmer“, 97 Republikaner). Mac Kinley jelbft fiel dur. Da 
aber im Senat die fhubzöllnerifche Majorität befteht, jo bleibt auch 
vorläufig das Geſetz. 


Argen ⸗ 
tinien. 


Japan. 
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Parallel mit dem Beftreben, die europäifche Induſtrie von 
dem Markt der „Vereinigten Staaten” möglichft auszufchließen, 
ging der Wunfch, ganz Amerika zu einem einheitlichen Wirtſchafts- 
gebiet zufammenzufchließen. Ein großer „panamerifanifcher Kon- 
greß“ fand ftatt und faßte Refolutionen in diefem Sinne, Weiter 
aber ift noch nichts geſchehen. 

Auch von Südamerika ging diesmal eine ſtarke Rückwirkung 
auf Europa aus. Seit längerer Zeit erfreute fich Argentinien der 
Aufmerkſamkeit des europäischen Unternehmungstriebee. Man bielt 
das Land für äußerft entwidelungsfähig. Große Unternehmungen, 
namentlich Eifenbahnbauten, wurden ins Xeben gerufen und In— 
duftrie-Gejellfchaften, Gemeinden und dem Staate reiche Kredite 
eröffnet. Plößlich brachten die politifchen Verhältniffe einen Rüd- 
ſchlag. Es fam zu einer Empörung gegen das herrjchende Regi- 
ment, die zwar unterdrüdt wurde, endlich aber doch den Präfidenten 
Gelman perjönlich zur Abdankung nötigte. Diefe Wirren waren 
e8, bie das große Haus Baring in London, das hauptjächlich in 
Argentinien engagiert war, zum Sturz brachten und den ganzen 
europäiihen Markt ſtark beeinflußten. 

Das japanijche Kaiferreich ijt ohne Schwierigkeiten in den 
Kreis der Eonftitutionellen Staaten eingetreten. Die erften Wahlen 
find in Ruhe verlaufen und der Reichstag feierlich eröffnet. Das 
Refultat dev Wahlen ift freilich für das gegenwärtige Mini— 
fterium nicht günftig, da jeine Gegner über nahezu zwei Drittel 
des Unterhauſes verfügen. Indeſſen ftehen ſich in diefer Mebr- 
beit zwei Parteien ziemlich ſcharf gegenüber, jo daß die Re— 
gierung vorausſichtlich im ftande fein wird, ſich mit der einen 
oder andern zu berftändigen und fo eine Majorität zu jchaffen. 
Noch vor der Eröffnung des Parlamentes find Geſetze von grund 
legender Bedeutung verkündet worden. Bor allen Dingen das auf 
frangöfifcher Grundlage beruhende bürgerliche Gejegbuch, ferner das 
Gerichtäverfaffungagejeh, die Civilprozeßordnung, das Handelsgeſetz- 
buch, die Ießteren brei nach deutjchen Muftern und von deutſchen 
Auriften gearbeitet. Dieje Geſetze treten teil im Jahre 1891, teils 
im Jahre 1893 in Kraft. Auch auf bem Gebiete des Verwaltungs 
recht? haben im laufenden Jahre bedeutende Neufchaffungen und 
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Kodifilationen ftattgefunden, insbeſondere ift die neue — nad 
preußifchem Borbilde entworfene — Kreißorbnung zu nennen. 

Die für den Verkehr mit dem Auslande mwichtigfte Frage ber 
japanijchen Politik, die Revifion der Verträge mit den europäischen 
Mächten ift auch im vergangenen Jahre nicht gelöft worden, fo 
daß ber allfeitig gehegte Wunſch, diefen Gegenftand noch vor dem 
Zufammentritt des Parlamentes zu erledigen, nicht in Erfüllung 
gegangen ift. Die Ratifilation der mit den Vereinigten Staaten, 
mit Deutjchland und Rußland im Jahre 1889 vereinbarten Ent- 
würfe ift unterblieben, da e3 die der damaligen Regierung feind- 
lichen Elemente verftanden haben, die Bevölferung gegen die Be- 
ftimmungen diefer Verträge in einer Weife aufzuregen, welche ein 
Inkraftſetzen derfelben nicht ungefährlich erfcheinen ließ. Dieje 
gegen die Fremden gerichtete Agitation hat mehrfach grobe Erxzefle 
gegen einzelne in Japan anfäffige Europäer zur Folge gehabt, 
Ereigniffe, welche wiederum die in den offenen Häfen etablierten 
europäifchen Kaufleute in ihrer Abneigung, ſich unter japanifche 
Gerichtöbarkeit zu ftellen, noch mehr beftärkten. 
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an die Vereinigten Staaten, Erlas 
über Empfang der Geſandten 309. 


Dahomey. 
Krieg und Friedensſchluß mit 
— BT 


Dänemarf. 
Befeftigung Kopenhagens 275 f. 
Bubdgetfrage 275 : 
Folkething. Auflöfung, Neu: 

wahlen 275; Seffionen 275 f. 
Landsthing. Refolution gegen 
das Follkething 276. 
Prinz Chriſtian erhält den 
Schwarzen Adlerorden 146. 
Soziale Frage 275 f. 


Deutſches Neid. 


Altkatholiken. Kongreß 151. 

Antiſemitisſsmus 155. 

Arbeiterbewegung. Ber: 
ammlung in Alteneffen 4; Be 
chluß der Arbeitgeber 9; Derfamm: 
lungen in Bodum, in Ejchweiler 
17; Beichwerbe bes Oberfchlefifchen 
Dereind 18; Breslauer Petition 
25; Spandauer Abordbnung 27; 
ige me Bergarbeiterverband 29 
f.; Unruhen in Köpenid 46; Streit 
in Hamburg 75. 

Arbeiterf — 
Einladung 31; Zufammentritt38f., 
6 Schluß 51; vgl. Thronrede 
6 


Arbeiterwohl (Verein) 149. 
Auslieferungsvertrag mit 
bem Songoftaate 146. 


Auswärtige Yolitik fiche Perjonalien 


(Kaiſer Wilhelm, v. Caprivi), Ko: 

Ionialpolitit, Zoll: und Handels: 

verträge. 
Baden. Debatte über Aus: 

führung des Sozialiſtengeſetzes 9; 

Minifterwechjel 156. 

Bayern. 

Abgeordnetenhaus. De: 


ſchluß über Gehaltserhöhungen 9; 
Altkatholikenfrage 24 f., 46; Strei: 
Hungen im Hultusbudget 35; teil 
weiſe Wiederherftellung 43. 

Altkatholiken. Exrzbiſchöf— 
liche Erklärung 35; ſtaatliche Ber: 
ordnungen 39, 54. 

Eijenbahnverwaltung 19. 

EINS HINDAM. Neube⸗ 
ſetzung 66. 

Reichsrat. Ueber das Plazet 
19; Altkatholikenfrage 21 f.; Zu: 
lafjung ber Rebemptoriften 23; 
Budgetbewilligung, Vertagung 62. 

Schulreform 33, 185. 





Bremen. Grundfteinlegungzum 
— ⏑ an der 
Kaiſer Wilhelm II. teilnimmt 57 f. 

Bundesrat ftimmt bem Ini— 
tiativantrag des Reichstages, be: 
treffend Ausübung von Kirchen: 
ämtern und Militärgerichtöbarfeit 
zu 60; behandelt unter Vorfig Ca⸗ 
privis bie Kolonialvorlage 64; gra⸗ 
tuliert dem Grafen Moltke 158. 

Eljaß:Lothringen. Inter: 
richt im Franzöſiſchen 154; Lan: 
—— (Paßzwang) 60, 101 
—105. 

Ad eh 60 f., 146. 

ehaltserhöhungen 144. 

ver Behandlung der Elemen: 
tarlehrer im Dienfte 4; Gerichts: 
verfahren 5; Wehrpflicht der Geift- 
lichen 8; Kadettenkorps 25 f.; Sol: 
datenmißhandlun en 26 f.; Vor: 
bildung und Lebensführung ber 
Offiziere 50 f.; vgl. Thronrede 66; 
Erhöhung ber Friedenspräſenz 67, 
75-85, 98 f., 105 f., 109--144; 
— 144 }.; Offizierserſatz 
16 


Helgoland. Deutich:englifches 
Abkommen 106 f., 144; Uebergang 
in beutfche Verwaltung 146—148; 
Geſetz, betreffend die Einverleibung 
180 


Heſſen. Rundfchreiben gegen 
Antiſemitismus 155. 

Innere Miſſion. Evangelijch- 
fozialer Kongreß 89; Hirtenſchrei⸗ 
ben der preubilchen Biſchöfe 153; 
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Schreiben ber Kaiſerin an den Ber: 

liner Magiftrat 160. 
Innungsweſen. Aufruf 56; 

——— 90; Beſchlüfſe bed Tages 


Kaiſer-Friedrich-Denkmal 
vom Kaiſer beabfichtigt 88. 
Kaijer-Wilhelm:Dentmal, 
Reichstagsbeſchluß 145. 
Katholikentag. Wird ver: 
geblich in München geplant 80, 86; 
in Koblenz 148 f. 
Katholiſcher Verein 168 f. 
Kolonialpolitif. 
pferverbindbung mit Oſtafrika 9; 
Krieg mit ben Arabern 1, 35, 61, 
68; Expedition Emin Pajchas 54, 
61; Reife de? Generalkonſuls Mi: 
chahelles nad Witu 54; Verbot 
des Karawanendurchzuges 54, 57; 
vgl. Thronrede 66; Verordnung 
über Neuguinea 66; Reichstags— 
debatte 69— 75; Ablommen mit 
England 106 f., 109, 144; Er: 
mordung Künzels in Witu 152; 
Kolonialrat 155; Vertrag mit San: 
fibar 157; Dresdner Verſammlung 
158 f.; Verorbnung betreffend Sa: 
moa 160; Deutſch-oſtafrikaniſche 
Geſellſchaft zur Anleihe ermächtigt 
165; Befichtigung von Deutſch— 
DOftafrila durch chem. d. Soden 
169; Differenz zwiſchen Wißmann 
und Emin 185. 
Lebensmittelzölle 159 f. 
Lippe-Detmold. Regentfchafts: 


eſetz 156. 

Lutheriſche Konferenz 154. 

Marine. Berilligung eines 
Avis zum Gebrauch bes Kaiſers 3; 
Etat 3 Wechſel im Staatsſekre⸗ 
tariat 60. 

Niederlaſſungsvertrag. 
Deutſch⸗ſchweizeriſcher 105. 
Noorddeutſcher Lloyd em: 

pfängt Kaiſer Wilhelm an Bord 
der „Fulda“ 58 f. 

Paßzwang in Elſaß-Lothrin— 
gen 60. 
Verſenalien. 

Kaiſer Wilhelm. Gratula— 
tionsſchreiben an den Reichskanzler 
1; Stellung zur Kandidatur Ham: 


Alphabetifiges Kegifer. 


merfteind 2, 7; Beileibötelegramm 
an den Oberbefehlähaber der eng: 
liſchen Armee 7 ; Beileibötelegramme 
nad dem Zobe fyrandenfteina 10; 
präfidiert im Kronrat 15; jchließt 
den Reichsſtag 15—17; verleiht 
—— ben Titel „Haupt: und 

efibenzftabt“ 18; richtet an ben 
Reichskanzler und ben Minifter ber 
Öffentlichen Arbeiten Erlaſſe, be: 
treffend ben Arbeiterfhuß 19 f.; 
eröffnet den Staatörat und rebet 
über Arbeiterſchutz 22 f.; äußert 
fi) privatim über Sozialgejeß: 
gebung 23; erläßt Kabinetsordres 
über das Kadettenkorps und Sol: 
datenmißhandlungen 25 f.; jenbet 
ber Gräfin Andrafiy ein Beileids— 
telegramm 27; erläßt ein Schrei: 
ben gegen bie Auswanbderungs: 
agenten 27 f.; äußert fich über bie 
Arbeiterfrage 29; jchließt die Sitz⸗ 
ungen des Gtaatsrat3 32; rebet bei 
dem Diner ber brandenburgifchen 
Provinzialftände 33 f.; richtet an 
den Papft ein Schreiben über Ar: 
beiterſchutz 35; präfidiert einer Kon: 
ferenz aller fommanbdierenden Ge: 
neräle 43; bewilligt dem Fürſten 
Bismarck den Abſchied aus feinen 
Aemiern und ernennt General Ca— 
privi zu feinem Nachfolger 44 f. 47; 
empfängt Bismard in Abſchieds—⸗ 
audienz 49; befichtigt bie Zum: 
lehrerbildungsanftalt 49; erläßt 
eine Kabinetsordre, betreffend ben 
DOffizieräftand 50 F.; überfendet 
Jules Simon die mufilalifchen 
Werke Friedrichs des Großen 51; 
De dem Fürſten Bismard fein 

ildnis 52; richtet ein Schreiben 
an den Kaiſer franz Yojeph 54; 
übernimmt das Proteftorat bes 
Bismard: Denkmal: Komitees 56; 
reift nad) Bremen zur Grunbdftein: 
legung des Kaifer:Wilhelm:Dent: 
mals und hält zwei Reden 57 f., 
59; eröffnet ben Reichdtag 64 ff.; 
reift nad) Oftpreußen 75, und rebet 
bei dem Piner der Provinzial: 
ftände 85 f.; richtet an ben Ber: 
liner Magiftrat ein Echreiben wegen 
des Kaiſer-Friedrich-Denkmals 88; 
empfängt eine Deputation des In— 
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nungstages 90; befucht den König 
von Dänemark in Helfingör 144, 
ben König von Schweden und Nor: 
> n in GEhriftiania 144 (Rebe 
278); bereift Die norwegiſche Küſte 
145; trifft in Wilhelmshafen ein, 
befucht ben König von Belgien in 
Oftende und reift nach England 
146; erläßt einen Befehl betreffa 
Helg olanda ne ., eine Prokla⸗ 
——— an die oländer 147 f.; 
bejucht den Ratfer von Rußland 
in Nariva und Peterhof 148; em» 
pfängt Dr. Peters 149; leitet bie 
Armee und Flottenmandver in 
Schleswig-Holftein 150 (Rebe 150, 
151); leitet die Manöver in Schle 
fien 151 (Rede 151), empfängt in 
Rohnſtock den Beſuch bed Kaiſers 
gran Sojeph 152; erwidert biefen 
fuh in Wien und Steiermart 
153, 205 f.; ine perjönlich 
bem Grafen Moltte 157 f.; be: 
urlaubt den Oberhofprebiger Kögel 
und verabjchiebet die Hofprediger 
Stöder und Schrader 160; redet 
in ber Sitzung des Zanbesöfonomie- 
follegiums 160 f.; eröffnet ben 
Landtag 161 ff.; trifft Beſtimmun⸗ 
gen zur Erleichterung bes Offiziers⸗ 
erſatzes 163; erläßt bie Verord⸗ 
nung zur Einführung des Alters: 
verſicherungsgeſetzes 167; erläßt 
einen Armeebefehl und hält eine 
Rede zum Gedächtnis ber Thron: 
befteigung des Großen Kurfürften 
169 f.; rebet bei Eröffnung ber 
Schultonferenz 176—173; — 
dieſelbe und erläßt eine bezüglich 
Kabinetäordre 181—184. (Bol. 
Kabinetäordre von 1889 166 f.). 
Kaiferin Augufte Viltoria 
reift mit dem Kaiſer nach Königs: 
berg 75; nad) Sälesiig-Holftein 
150; nach Schlefien 151; richtet 
ein "Schreiben an ben Berliner 
Magiftrat. 
Augufta, Kaiferin und Köni- 
gin + 1; vgl. Thronrede 4 f. 
Kaiferin riedrich ſendet ber 
Gräfin Andraſſy ein Beileidstele— 
ramm 27. 
Viktoria Prinzeffin v. Preußen 
Verlobung 107; Vermählung 165. 
Europ. Geſchichtskalender. Bd. XXXI. 


— Luitpold * 
Geburtstagsfeier 

Schreiben an Fürſt Bismarck * 
an den —— von München 
wegen bed Statholifentages 80, an 
ben zurüdgetretenen Diinifterpräfi 
denten dv. Zub 89 f., an d 
Witwe in empfängt ben Rei 


fa 

Boni * von Württemberg 
richtet an den Fürſten Bismard 
ein Schreiben in Anlaß ſeines Rüd: 
tritt? 49; — den neuen 
Reichskanzler 154. 

König Albert von Sachſen 
nimmt an der Zuſammenkunft von 
Rohnſtock teil 152; gratuliert per: 
ſönlich dem Grafen Roltte 157. 

Prinz Wilhelm von Würt: 
temberg 154. 

Großherzog Friedrich von Ba: 
den gratuliert perjönlich dem Grafen 
Moltte 157; wird bei ber Ent: 
lafjung Stöders als mitwirfend 
genannt 160. 

Großherzog Ludwig von Heffen 
nimmt an ber Zufammentunft des 
deutſchen und des ruffiichen Kaiſers 
teil 148; — perſönlich dem 
Grafen Moltte 157. 

Großherzog Carl Alerander 
von Sachſen — perſönlich 
dem Grafen Moltke 157. 

Adolf Prinz von Schaumburg: 
Lippe ſ. Viktoria Prinzeffin von 
Preußen. 

vd. Alvensleben, Korpalom: 
mandant in Württemberg, wird 
angegriffen 154; gibt das Kom: 
mando auf 157. 

Auer 157. 

Graf Balleftrem zum erften 
Dizepräfidenten des Reichätaga ge- 
wählt 67; erläßt einen Aufruf zur 
Belümpfung ber Sozialdemofratie 


—— 69. 

Barkhauſen 27. 

Baumbach 67. 

Bebel. Antrag in der ſächſi— 
ſchen Kammer 9 f.; Telegramm an 
ein franzöfiiches Komitee 34 f.; 
Anträge auf dem Sozialiftenkon: 
greß 156. 
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v. Benba 163. 

Graf Berhem 89. 

v. Berlepfh. Wirb preußif 
Dt 17; eröffnet bie 

rbeiterſchutzlonferenz 38. 

Fürft Bismard. Gratula- 
tionsjchreiben bes Kaijers 1; nimmt 
am Kronrat, betreffend bas Sozia⸗ 
liftengefeß teil 15, 154 f.; bleibt 
bem Reichstag fern 15; tritt don 
ber Xeitung bes Handeläminiftes 
riums zurüd 18; verhält 10 ab» 
lehnend gegenüber den faifer gm 
Erlaſſen 23, 24; beabfichtigt 
rüchten zufolge das preußifche Mi« 
nifterpräfidium nieberzulegen 27; 
ſendet ber Gräfin Anbrafiy ein Bei: 
leidstelegramm 27; gibt bie Abficht 
bes Rücktritts auf, verhält fich im 
Staatsrat paffiv 37; empfängt Dr. 
Windthorft 37; ſpricht im Mini: 
fterrat die Abficht der Demiffion 
aus, reicht feine Entlafjung aus 
allen Aemtern ein 42; begrüßt bie 
Telegierten der Arbeiterſchutzkonfe— 
renz 43; wird zum Generaloberft 
und Herzog von Lauenburg erhoben 
und aus feinen Yemtern entlafien 
44 f.; verläßt Berlin unter ftür- 
mijchen Ovationen 51; feiert feinen 
Geburtätag 52; empfängt eine 
Adreſſe der nationalliberalen Par: 
tei 53; drüdt den Wunſch aus, 
Gaprivi möge mit Rüdficht be: 
handelt werden 60; empfängt Jour⸗ 
naliften vom New-York Herald 62, 
vom Nomwoje Wremja 68 f., vom 
Matin 86 f., ferner den our: 
naliften Triſtan 89, Kingfton 101, 
ferner eine Deputation von Ber: 
liner Bürgern 107 f. eine Kaſſeler 
Teputation 108 f., ben Heraus: 
geber des „Frankfurter Journals“ 
145; gratuliert dem Grafen Moltte 
158. 

Graf Bismarck. Wird jtell- 
vertretender Minifter des Aeußern 


44; reicht feine Entlafjung ein 46; | 


entlafien 49. 
Boſſe 21. 


v. Boͤtticher. Eröffnet ben preu: | 


isiichen Yandtag 4 ff.; wird als 
Nachfolger Bismards genannt 30; 
erhält den Schwarzen Adlerorben 


Alphebrtifes Regiker. 


35; benachrichtigt ben Landlag von 
bem Wechjel im Minifterpräfidium 
46; fchließt ben Landtag 105; ver: 
tagt ben Reichdtag 145; vollzieht 
bie Annerion Helgoland 147; 
präfibiert der Kommijfion betreffend 
ein Öfterreichifch-ungarifches Zoll: 
bünbnis 157. 

Dr. Brüel ftellt Gegenanträge 
zum Sperrgelbergejeß 91. 

vd. Caprivi wird zum — 
kanzler ernannt 44; zum preußi⸗ 
Bif Minifter des Auswärtigen 
49; redet zum erftienmal im Ab: 
————— 55 f.; ebenda über 

ie offiziöfe Preſſe 57; entmwidelt 
im Bunbesrat feine Stellung zur 
Kolonialfrage 64; begrükt das 
Herrenhaus 67; redet im Reichdtag 
über Kolonialpolitit 69— 75, über 
bie Militärvorlage 80—85, 98 f., 
über Paßzwang in Elfaß-Lothringen 
102—105, über die Militärvorlage 
in zweiter Leſung 137—140; be: 
gleitet den Kaiſer nad Rußlanıb 
148; reift nach Württemberg 153, 
nad Baden und Hefien 154; er: 
läßt eine Verfügung, betreffend 
Bildung eines Kolonialrates 155 f.; 
telegraphiert dem Kolonialverein 
zu Dresden 158 f.; reift nad Mün- 
chen und Mailand 160; bringt im 
Abgeordnetenhaus bie Reformdor: 
lagen ein 163 ff.; reift an ben 
jächfifchen Hof 167. 

rinz Garolath. Rebe 15. 

v. Crailsheim über Altkatho: 
likenfrage 24 f.; über das Plazet 
46; wird bayerifcher Minifterpräs 
fident 89. 

Delbrüd, Abgeorbneter. An: 
trag betr. Wehrpflicht der Theo: 
logen 325. 

v. Dechend + 62. 

Erzbiſchof Dinder + 89. 

v. Zitfurth. Gegentanbibat 
Hammerfteins 3; Grilärung über 
die Kandidatur Hammerjtein 6 f. 

vd. Töllinger + 2; Beftat: 
tung 4. 

Dryander, 
Schloßpfarrer 160. 

Emin Paſcha tritt in deutſche 
Dienſte 54; erläßt einen Proteſt 


ſtellvertretender 
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gegen Stanley 54; unternimmt eine 
Expedition nad) dem Biltoria: 
— 61; wird zurückberufen 
18 


Graf Eulenburg 153. 

v. Frandenftein + 10. 

Dr. Friedenthal + 35. 

v. Goßler fpricht im Abgeorb: 
netenhaus über Schulreform 43, 
über bas Judentum in ben Schulen 
46, über Erledigung katholifcher 
Angelegenheiten im Minifterium 
57, über das Sperrgeldergejeb 62 
-—64, gegen ben Antrag bed Grafen 
Pfeil 68, über die Sperrgelbervor: 

95 ff.; erläßt Ausführung? 


la 
— zur Kabinetsordre 


vom 1. Mai 1889 165; ſpricht im 
Abgeordnetenhaus üb. das Koch' ſche 
Heilmittel 169 f.; eröffnet die Schul: 
tonferenz 172 ff. 

Grad und Gen. 60. 

Dr. Graf 167. 

v. Hammerftein. Reichstags— 
kandidatur in Bielefeld 1 ff., 6 f., 
angebliche Abficht, aus ber konſer⸗ 
dativen Fraktion auszujcheiden 25. 

vd. Heereman 169. 

vd. Heinleth 66. 

Herrfurth redet im Abgeorb- 
netenhaufe über die offiziöje Preſſe 
56 f.; Erklärung in der Kommiſ— 
fion für die Landgemeindeordnung 
184 


Heusner 60. 

v. Heyden wird Landwirt: 
ſchaftsminiſter 169. 

Dr. Hintzpeter. Aeußerung 
über die Stellung des Kaiſers zur 
Kandidatur Hammerſteins 3, 7. 

obrecht und Gen. 83. 
ollmaun 60. 

v. Huene wird geiſtlicher Käm— 
merer 258. 

Jenkte 30. 

d.ſtaltenborn-Stachau wird 
Kriegsminiſter 154. 

Kingſton 101. 

Dr. Koch, Profeſſor 167 f. 


Dr. Koch wird zum Präſidenten 


der Reichsbank ernannt 88. 
Dr. Kögel beurlaubt 160. 
v. Köller 163. 

v. Könneriß } 9. 


Kopp. Bilchöflicher Erlaß, be: 
treffend bie Reichdtagawahl 21. 

Künzel + 152. 

v. Levetzow wirb zum Reichs— 
tagspräfidenten gewählt, teilt die 
Emennung des General v. Gas 
privi mit und fpricht einige Worte 
zum Andenken Bismarda 67. 

Liebert 75. 

Liebknecht redet im Reichdtage 
zur Militärvorlage 80; auf dem 
Sozialiftentongreß 157. 

v. Lucius. Grfchütterte Stel: 
lung 159; Entlaffung 165; Fidei⸗ 
ftommißftempel 170. 

v. Lu erklärt die Altkatholiken 
für eine beſondere Religionsgemein⸗ 
ſchaft 39, 40; nimmt ſeinen Ab: 
ſchied 89; + 150. 

v. Malgahn. Erklärung über 
neue Reichafteuern 144. 

v. Marſchall wird Gtaate- 
ſekretär im Auswärtigen Amt 49. 

v. Maybach. Schreiben an die 
Tre 88. 

ihahelles 54. 

Miguel lehnt das Oberpräfi: 
dbium der Rheinprovinz ab 27; 
referiert im Staatörat über Ar: 
beiterſchutz 30; wird zum Finanz: 
minifter ernannt 109; begrünbet 
im Abgeorbnetenhaufe die Steuer: 
borlage 167. 

v. Mittnacht 154. 

Graf Moltke redet im Reichs— 
tag bei der erften Leſung ber Mi: 
Iitärvorlage 78 f.; feiert feinen 
neunzigften Geburtstag 157; be: 
antwortet die Adreſſe der Städte 
159. 

v. Müller wird bayerijcher 
Kultusminifter 79. 

Nafie 27. 

vd. Patom + 1. 

Dr. Peters erreicht den Ba: 
ringofee 54; zieht zum Viktoriaſee 
63; gelangt zur Küfte 145; wird 
vom Staifer empfangen und aus 
gezeichnet 149. 

Dr. Petri 60. 

Graf Pfeil 08. 

v. Pfuel 07. 

Graf Preyſing 109. 

v. Rauchhaupt SW. 
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v. Renner 68. 

Richter antwortet auf die erfte 
Rede Gaprivid im Abgeorbneten: 
baufe 56; jpricht im Reichätag bei 
der erften efung ber Militärbor: 
lage 79; wird ala Vorfitzender bes 
Partei:Ausjchuffes nicht wieder ge: 
wählt 87; endlich doch gewäßlt 101; 
interpelliert im —5*— wegen 
Paßzwanges in Elſaß-Lothringen 
101 f.; ſpricht bei der zweiten Le— 
fung ber Militärporlage 141-— 144; 
befämpft im Abgeorbnetenhaufe bie 
Eintommenfteuerborlage 167. 

Ridert beantragt vorläufiges 
—— im Landtag 49; beant: 
wortet die erſte Rebe v. ivis 
im Abgeordnetenhaus 56; amen: 
diert die Sperrgefeßvorlage 95; 
redet im Reichdtag bei ber zweiten 
— der Militärvorlage 109— 
123. 


Rittershaus 145. 

Graf Rotenhan 146. 

v. —— wird bayeriſcher 
Kriegsminiſter 66. 

Schliemann + 185. 

v. Scholz verweigert im Abge— 
söneenhaule Mitteilungen über 
Steuerreform 18; tritt vom Finanz: 
minifterium zurüd 109. 

v. Schorlemer:Alft 169. 

Schrader, Hofprediger, nimmt 
jeine Entlaffung 160. 

Schrader wird an Stelle Rich: 
ter3 zum Borfigenden bes Partei: 
Ausſchuſſes gewählt 87; nad) Pro: 
teft Virchows zum Stellvertreter 
gewählt 101. 

Schröder 19. 

v. Schweinig 148. 

Singer 156. 

v. Eoben 169. 

vd. Stauffenberg referiert 
über Eifenbahnetat 19; präfidiert 
im Zentralfomitee ber freifinnigen 
Partei 101. 

v. Steinheil 154. 

Stöder redet im Abgeordneten: 
hauſe gegen das Judentum 46; 
hält in Baben agitatorifche Reben 
160; nimmt feine Entlafjung als 
Hofprediger 160. 

Stofes 1°5. 


Alxhabeliſches Reziſter. 


v. Stumm 42. 

Erzbiſchof Thoma. Erklärung 
betreffs ber Altkatholiken 35 ff.; 
Stellung zum SKatholifentage in 
Mü 80. 

vd. Unruhe-Bomſt 145. 

v. Verdy empfängt eine Arbei- 
ter-Deputation 27; im Rei 
tage bei ber erften Leſung der Mi: 
litärvorlage 78 f.; fpricht in ber 
Militärtommiffion besfelben über 
ben „Scharnhorft’fchen Gebanten“ 
87 f.; nimmt feinen Abſchied 154. 

irchow ficht bie Wahl Schra- 
ders an 101. 

Vohſen 109. 

v. Bollmar 156 f. 

Adolf Wagner 89. 

Graf Walderjee. Angeblicer 
Gegeniap zur Friedenspolitik Bis: 
marda 3, 4. 

Baron Wangenheim. Ber: 
mittlung ber Zahlungen Bulga: 
riend an Rubland 293 f.; angeb: 
liche Note 294. 

erner opponiert gegen bie 
Leitung ber fozialdemofratijchen 
Partei 157. 

Windthorſt. Verhältnis zur 
Reichstagstandidatur — 
1 1443 Empfang bei Bismard 37, 
49; antwortet Caprivi im Abge 
orbnetenhaus 56; jpricht im Reichs: 
tag bei der erften Lefung der Mi: 
litärvorlage 79; ftellt Gegenanträge 
zur as Seren 91f., 94 f., 
98; beantragt Reſolutionen zum 
Gefepe betr. die Friedenspräſenz⸗ 
ftärfe 105 f.; rebet bei ber zweiten 
Leſung bdesjelben im Reichstag 
127—137; formuliert die Reſolu⸗ 
tionen bed Katholikentags 148 f.; 
erläßt einen Aufruf zur Bekäm— 
pfung der Sozialdemokratie 168. 

Wißmann. zig über Bana⸗ 
heri 1; desgl. 35; Befehl betreffa 
be3 Karawanendurchzugs 54; Auf: 
—— desſelben 57; Zug gegen 

ilwa 61; Erftürmung von Lindi 
+; ; Zurüdberufung Emin Paſchas 


v. Wöldern 157. 
v. Wolff 153. 
v. Zedlitz 56, 


Benifäes Beih. 


reſſe. 

Allgemeine Zeitung. Ueber 
den Wechſel im bayeriſchen Mini— 
ſterpräfidium 90. 

Frankfurter Journal. Be— 
richt über Bismard 145 f. 

Freiſinnige Zeitung. Ueber 
a bes Fideikommißſtempels 


Germania. Ueber ben Katho— 
lifentag 86. 

Hamburger Nadhridten. 
Ueber den eventuellen Rücktritt 
Bismarda 30; über Beziehungen 
zu Bismard 57; über Caprivi und 
Bismard 60; über angebliche In— 
triguen gegen Bismard 62 f.; gegen 
bie Möglichkeit deſſen Rebefreiheit 
u beichränten 94; erklären den 
Bericht be3 „Frankfurter Your: 
nals“ für ungenau 146; polemi: 
fieren gegen bie „Preubifchen Jahr: 
bücher“ 150, gegen die „Kölnijche 
Zeitung” 154. 

Kölniſche Zeitung. Ueber 
ben neuen Reichätag 38; verfrühte 
en vom Rüdtritt Bismarcks 
4 


Konjervative Korreſpon— 
benz. Ueber Urſachen des Reichs: 
tagawahlergebnifjes 33; gegen Kon: 
—— an das Zentrum 38. 

Kreuzzeitung. Ueber die Kan— 
didatur Hammerſtein 1 f.; über das 
Kartell 17 f.; über das wünſchens⸗ 
werte Zuſammengehen ber Konſer⸗ 
vativen und des Zentrums im 
Reichstag 29. 

Nationalzeitung. Ueber die 
Kandidatur Hammerſtein 2; über 
Kaiſer Wilhelm und Fürſt Bis— 
marck 46 f. 

Neue Weſtfäliſche Volks— 
zeitung. Ueber die Kandidatur 
Hammerſtein 7. 

Norddeutſche Allgem. Zei— 
tung. Ueber ben Grafen Walder— 
fee 3 f.; über den englijch:portu: 

iefiichen Streitfall 8; über das 
Eozialiftengeiep 17; über den Wech: 
jel im Hanbelsminifterium 18; über 
die Stellung bes Fürſten Bismard 
er Arbeiterſchutz 20 F.; über bie 


eichätagäwahlen 29; über das | 
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Berhalten Bismarcks im Staatsrat 
37 ; über den neuen Reichätag 37 f.; 
über die Gründe ber Kanzlerkriſe 


43 f., 48. 

Poſt. Ueber Berfumpfung der 
Geſetzgebung Preußens 30. 

Bolitifge Nachrichten. 
Ueber die Stellung des Kaiſers zur 
Kreuzzeitung und zur Reichstags— 
kandidatur Hammerſteins 2. 

ze, be Jahrbüder. 
r 


er die Zufammenkunft in Narwa 


Reichs- und Staatdanzei: 
ger. Kaiferliche Erlafje 19; Ein: 
labungen zur Arbeiterfchuß: Kon: 
ferenz 31 f.; über Sozialteform 
52 f.; über amtliche Veröffent: 
lihungen 54; über den Eijenbahn: 
etat 62; über Sperrgeldervorlage 
100 $.; deutſch-engliſches Abkom— 
men 106 f., 146 (Dentichrift); 
über die Zujammenfunft in Narwa 
149 f.; über das Altersverfiche: 
rungögejeß 153; Lebensmittelzölle 
159 f.; AInterpellation über das 
Koch'ſche Heilmittel 167 f. 

Täglihe Rundſchau. Ueber 
Bismards Stellung zu den Saijer: 
lichen Erlajjen 24. 

Voſſiſche Zeitung. Ueber den 
Rüdtritt Bismarcks 49. 

Weimariſche Zeitung. Tele— 
gramm des Kaiſers 47. 


Yreuhen. 


Abgeordnetenhaus. Antrag 
betr. Eiſenbahntarife 21; Schul: 
frage 43; Mitteilung vom Rüd: 
tritte Bismarcks, die ſchweigend 
aufgenommen wird 46; Antrag 
Dlzem:Zedlik zum Etat 49; Adrejie 
ber natiofalliberalen Fraktion an 
Fürſt Bismard 53; erite Rede 
vd. Caprivis 55 f.; Herrfurth und 
Gaprivi über die offiziöfe Preſſe 
56 f.; ec Abteilung im 
Kultusminiftertum 57; Gehalts: 
erhöhungen 60; Sperrgeldergejet 
61— 64; Nachtragsetat 91; Sperr: 
geldergejeg 91—98; Rentengüter: 
geleh 105; Präfidentenwahl 163; 
Einbringung ber Reformvorlagen 
163 ff.; erite Lefung 167, 169, 
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179; Kommiffionsberatung über 
die Yandgemeindeorbnung 184 f. 

Beamtenbejoldungen (vgl. 
Thronrede 5) 60. 

Berliner Deputation an Bis: 
mard 107. 

Berliner Öberbürgermeifter 
und Magiftrat. Abdreffe an Graf 
Moltte im Namen der deutſchen 
Städte 158; Antwort bes Grafen 
159; Schreiben der Kaiſerin 160. 

Brandenburgijche Provin- 
zialſtände 33 f. 

— 170. 

inanzminiſterium. Wechſel 


De 18. 
errenhaus Rentengüter— 
sei 60; Rede Eaprivis, Antwort 
v. Pfuels 67 f.; Antrag Pfeil 
wegen jübijcher Schüler 68. 

J——— Abſchieds⸗ und 
Urlaubsbewilligungen 160. 

Kabinetsordre Friedrich Wil: 
helms IV. über die Stellung des 
Miniſterpräſidenten zu den übrigen 
Miniſtern 47. 

Kafjeler Deputation an 
Bismard 108. 

Katholiſche Kirche. Sperr: 
geldergefeß 61, 63 f., 91—98, 
100 f.; Biſchofskonferenz 148; 
ge ra 153; Erzbistum 

ofen 154, 

Krieg3minifterium. Neus 
bejegung 154. 

Landtag. Gröffnung 4 ff.; 
Schluß 105; Eröffnung 161 ff. 

Yandesöfonomietollegium 
160 f. 

XYandbgemeindeordnung. 
Ihronrede 162; Rede Caprivis 163; 
Kommiffionsberatung 184 f. 

Landwirtſchaftsminiſte— 
rium. Wechſel 165. 

Nachtragsetat 91. 

Oberrechnungskammer. 
Präſidium 159. 

Moresnet 
gien darüber 15. 

Polniſcher Rechtsſchutzverein 
18 


Nentengütergeieh (vergl. 
Thronrede 6) 60, 105, 


Vertrag mit Bel: 


Alphabelifäes Regiker. 


Schulfrage. Denkſchrift 15; 
Mitteilung im Abgeordnetenhauſe 
43; Königlidher Erlaß von 1889 
und Ausführungs: Beftimmungen 


165 ff; Konferenz; 170 — 179; 
181—184. 
Staatdrat. Ernennungen 22 


ff.; Verhandlungen über Arbeiter: 
ſchutz 22 f., 27, 30, 32. 

Städte. Gemeinjame Adreſſe 
an Graf Moltte 158; beffen Ant: 
wort 159. 

Steuerreform. Thronrede 5; 
v. Scholz im Landtage 18; Thron: 
rede 161. (Eintommen:, Erbichafta:, 
Gewerbefteuer) Rebe Eaprivis 163; 
Verhandlung im Abgeordnetenhaus 
167. 


Stiftung des Allgemeinen 
Ehrenzeichens in Gold 42, 107. 

Thronbefteigungsfeft (250: 
jähr. des Großen Rurfürften) 169. 

Volsſchulgeſetz. Thronrede 
162; Rede Caprivis 163; erſte Le— 
jung 179. 

Wegeordnung. Thronrede 
162 f. 


Reichstag. Zufammentritt nad 
ben Weihnachtäferien 2; zweite Le: 
fung des Marineetatö 2, 3; zweite 
Leſung des Militäretat3 4; dritte 
Leſung bed Antrages betreffend 
Militaͤrgerichtsbarkeit 4; Beichlüffe 
ber Bubgettommiffion betreffs Ge: 
— — 7 f.; dritte Leſung 
des Antrages betreffend Wehrpflicht 
der Geiftlichen 8 u. 329, betreffend 
Miffionen in den Schußgebieten 8; 
Beichlüffe wegen de3 Srfihigungs, 
nachweijes und des Reichs-Rech— 
nungshofe, wegen an 
verbindung mit Oſtafrika, Refo: 
lution für ge | der Gehälter, 
dritte Leſung des Marineetats 9; 
Wahlaufrufe 10—14 (der Konſer— 
vativen, der Reichspartei, der Na— 
tionalliberalen, Freiſinnigen, des 
Zentrums); zweite Leſung des 
Sozialiſtengeſetzes 14; Reichshaus— 
haltsetat 14 f.; Antrag betreffend 
Kohlenfrachttarife 15; dritte Leſung 
des Sozialiſtengeſetzes 15; Schlie— 
Bung durch den Kaiſer 15; Neu— 


Dentſches Beih. Fraukreith. 


wahlen 28 f.; Stichwahlen 32; 
Nahwahl 52; Eröffnung 64 ff.; 
Präfidentenwahl 67; Mitteilung 
ber — Caprivis zum Kanz⸗ 
ler 67; Fraktione verzeichnis 68; 
Debatten über Kolonialpolitit 69 
bis 75; erfte Lefung ber Militär: 
vorlage 75—86; Kommiſſions⸗ 
figungen 88, 98 f., 105 f.; Inter⸗ 
pellation über Paßzwang in Eljaß- 
Lothringen 101—105; Annahme 
des beutjch:jchweizerifchen Nieder: 
lafjungsvertrags 105; nimmt ben 
Gejehentwurf über Gewerbegerichte 
in per Leſung an 109; ver: 
handelt in zweiter Leſung das Ge: 
je betreffend bie yriedenspräfenz: 
ftärfe 109— 144, in dritter Leſung 
144; über Nachtragsetats 144 f.; 
über Gewerbegerichte in britter Le— 
fung 144; über das Haijer-Wil- 
beim: Dentmal 145; wird vertagt 
145; Erſatzwahl 149; erfte Vera: 
tung des Budgets 181, des Zuder: 
fteuerentiwurfs ebenda; Geje über 
Ginverleibung Helgolands ebenda. 

Sadjen. Finanzminiſter v. 
rg BE v. Thümmel folgt 9; 
Antrag * 


en —— — — 


ebel in der zweiten Kam⸗ 


mer 9, 10; Beſuch des Reichs: | 


kanzlers 167. 
chwarzburg-Rudolſtadt. 
ürſt Georg 1; Prinz Günther 
olgt 8. 
weine:Einfuhrverbot. 
Weißbuch 8. 
Eozialbemotratie. 


Ruhe ' 


ftörung in Berlin 149; Rückkehr 
ber Ausgewiejenen 153; Kongreß 


in Halle 156 f. 


Sozialgeſetzgebung. Amt: | 


licher Bericht 4, 9; preuß. Ihron: 
rede 6; Eozialiftengeieß 14 f.. 17, 
153--155; Kaiſerlicher Erlaß an 
den Meichäfanzler 19; an den 
preußifchen Minifter der öffent: 
lien Arbeiten 19 f.; Arbeiter: 
ausihüffe 31; Wrbeitätag 33; 
Thronrede 64 f.; Geſetzentwürfe 
67; Gewerbegerichte 29, 109, 144; 
Katholikentag 143 f. 

Thüring ſcher Zoll- und 
Handelsverein. Vgl. preuß. Thron: 
rede 5. 
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Verſicherungsweſen. Jahres: 
bericht bed Amtes 21; Termin zur 
Einführung der Alteröverficherung 
153; Kommiſſion 154; Verord— 
a betreff3 Einführung 167. 

ürttemberg. Erjte Kammer 
68; Korpskommando 154, 157; 
Schulreform 185. 

Zoll: und Hanbdelsverträge. 
Mit Frankreich 32 f.; mit Marofto 
(Verordnung) 145; mit ber Zürfei 
150; mit Oeſterreich-Ungarn 157. 

BZuderfteuervorlage 180. 


Frankreich. 


AnarchiſtiſcheBewegungen. 
Verhaftungen in Paris 240; Ber: 
urteilung des Marquis de Mores, 
Demonftration gegen bie Verhaf— 
tung von Rufjen 242; Verhaftun: 
gen in Lyon, Prekverbot 245. 

Arbeiterbewegung. Amne: 
ftieantrag für Streifende 236; Te: 
monftration am 1. Mai 240; Te: 
putation an den Kammerpräſiden— 
ten 240 f.; Interpellation Boyer 
241; Begnadigungen 242, 

Arbeiterihußfonferen:. 
Dffiziöfe Mitteilung 236; Mini: 
jterielle Erklärung 237; Zwiſtigkeit 
unter den Bevollmächtigten 234. 


Auswärtiges. 


Brafilien. Anerkennung der 
Republik 242. 
Tahomey. Krieg 237, 240; 
Unterhandlungen 241, 244. 
Italien. Bereitelte Abjicht, 


König Humbert begrüßen zu lajjen 
243. 


Rußland. Schiedsrichteramt 
de3 Zaren 234 f.; Kundgebung in 
Nizza 235; Annahme eines Ban: 
ner3 verboten, Broſchüre Stoffel 
gegen Rußland, Artikel der „Ne: 
publique Francaiſe“ 235; Verhaf— 
tung von Nihiliſten 241; Temon: 
jtration dagegen 242; Toaſt Fer— 
vons 243; TDemonitration bei der 
Hochzeit der Baroneiie Mohrenheim 
244. 


Bonapartiſten. Zpaltung 
4 


IS 


Boulangismus. Unruhen in 
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Paris 234 f.; Wahlen 236; Rüd: 
tritt Naquets 239 f.; Freiſprechung 
von Angeklagten 240; Auflöfung 
des Komitees durch Boulanger 241; 
Enthüllungen Mermeix’ 243; Brief 
des Grafen von Paris 244. 
— 7 Budget 235, 245. 
andeläverträge. Im allge: 
— 242 f.; mit der Türkei 
2 


Feer. Generalſtab reorganifiert 
l 


Kammer. Snterpellation Ger: 
ville Reache Tumult bei Yoffrins 
Rede, Erklärung Floquets, Ber: 
fammlung ber Linten 234; gg 
235; Prätendentenausweifung, Er: 
ſatzwahlen, Amneftieantrag 236; 
Sinterpellation Dreyfus 236 f. 

Kammer. Rebe Spullerö über 
Arbeiterfchußfonferen; 237; Rebe 
Etiennes über Beziehungen zu Da: 
bomey 237 f.; Programın bes Mi: 
niſteriums Freycinet und Ber: 
trauensvotum 238 f.; Interpella⸗ 
tion Boyer 241; Interpellation 
Dumay 242; Verhandlung über 
die Panamagejellichaft 243; Ma- 
rineetat, Budget 245. 

Katholiſche Kirche. Antis 
flavereiverein 243 f.; Stellung 
zur Republit 245; Kongreß 245. 

Kolonien. Afrikaniiche Ab- 
tommen mit England 243; Guyana: 
Streit mit Holland 234 1 


Kupferring. Prozek 235. 
Marine. tat 245. 
Minifterium. Veränderung 


236 f.; Rüdtritt des Gejamtmini: 
ſteriums Tirard; Minifterium 
Freycinet; Erklärung desſelben 
—* 8 


Oberhandelsrat empfiehlt 
Kündigung aller Handelsverträge 
(für 1892) 242 f. 

Panamagejelljchaft. Bericht 
ber Petitionstommijfion 243. 
Pariſer Gemeinderat. Wah— 
len 240 f. 


Yerfonalien. 

Barbey, Marineminifter 238; 
Bericht über Verhandlungen mit 
Dahomey 241. 


Alxhabetiſches Regiker. 


Billot zum Botjchafter in Rom 
ernannt 238, 
— Napoleon Bonaparte 


Prinz Niltor Bonaparte 
246. 


Bourgeois wird Minifter 236. 

Boyer. Interpellation wegen 
Vorgehens der Polizei am 1. Mai 
241. 


Carnot. Reife nach Südfrank— 
reich 240; Begnadigung Streifen: 
ber 242 f. 

Conſtans. Rüdtritt vom Mi: 


niſterium 236; Wiebereintritt 240; 


Erwiderung d. Interpellation Boyer 
241. 


Delahaye wünſcht Schutzmaß— 
regeln auch für erwachſene Arbei— 
ter 239. 

Dumay. Interpellation wegen 
Freilaſſung des Herzogs von Or: 
leans 242. 

Etienne. Rede über Beziehun: 
gen zu Dahomey 237. 

Fallieres. Juftizminifter 238; 
redet in der Kammer über bie 
Panamagejellichaft 243. 

Ferron. Toaft auf die ruffische 
Armee 243. 

Yloquet, Kammerpräfident, 
nimmt die Demilfion Martineaus 
ni ii ee Es 

iſchof Freppel. e en 
bie 345 245. * 

Freycinet verbietet als Kriegs: 
miniſter Annahme eines ruſſiſchen 
Bauners 235; Minifterpräfident 
238; redet in der Kammer über 
Freilaſſung bed Herzogs von Dr: 
leans 242, 


Gerville-Réache. nterpel: 
lation 234; Bericht über Marine: 
etat 245. 

Des Hour. Bericht über Bis: 
mard 86 f. 
alle redet in der Sammer 


13} 
- 


Lavigerie präfidiert dem Anti: 
jElavereiverein 243 f.; ſpricht über 
die Pflicht, ich der Republik an: 
zuichließen 245. 

Mermeir gibt Enthüllungen 
über Boulanger 243, 


Frankreih. Griechenland. Großbritannien. 


Miribel, Generalftaböchef, 241. 

Marquis de Mores. Verurteilt 
wegen Aufreizung 242. 

Naquet tritt aus bem Senat 
aus 239 f. 

Herzog dv. Orleans. Verhaftet 
235; verurteilt 236; begnadigt 
241: erläßt ein Manifeft 242. 

Graf v. Paris. Schreiben über 
* Beziehungen zu Boulanger 


Fpiler Rebe über Arbeiter: 
—— 237. 

Zirard. Unſichere Stellung als 
BEE 237; Rüdtritt 
238. 


Freſſe. 

Im allgemeinen. Ueber Bis— 
marcks Rücktritt 240. 

Egalits. Aufreizung gegen die 
Staatsbehörden, gegen den deut: 
jchen Kaijer 240. 

L'International. 
245. 

Republique Frangaiſe. 
Mahnung zur Würde gegenüber 
Rußland 235. 


Verboten 





Senat. Votum gegen das Ka— 
binet Zirard 238; Austritt Na— 
quets 239 f. 

Zelegraphenfongreß (Inter: 
— Eröffnung 241; Schluß 
24 

Zollweſen. Vertrag mit 
Deutſchland 32 f. 


Griechenland. 


eer. Unruhen 299. 
ſthmus-Durchſtechung. 
Neue Geſellſchaft 256, 299. 
Minifterium Trikupis 299. 
Minifterium Delyanniz 300. 


Großbritannien. 


Arbeiterfrage und Streiks. 


Bergarbeiter :Berjammlung in 
Durham wegen eined internatio: 
nalen Kongrefjes in Belgien I 28; 
Streit ber Srubenarbeiter III 15; 
IL 17: Mufruf’de in Liver: 
pool III 17; Aufruf der Londoner 
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Arbeiterunionen wegen ber Tyeier 
am 1.Mai 1V 16; Streit der Bahn: 
bedienjteten in Irland IV 25; Bes 
endigung besfelben durch Bifchof 
Malih‘ 3; 1. Mai S.224; Poli: 
= Ent Entlajfungs: Einreichung 
Monroes VII 12; Kongreß ber 
„ZradesUnions“ IX u a 
Streits der Dodarbeiter in out: 
hampton IX 9. 


Auswärtige und Kelsnial-Yslitik. 


Afrika 13, 131, III 6; Fer⸗ 
guflon über deutich ch⸗engl. Politik i in 

frifa ©. 225 V 22; iachtbefug: 
nifje des Gouverneurs bes engl. 
Bechjuanalandes VII 4; Erklärung 
Seruflond, betreffend bie Delagoa: 

ijenbahn VIT 12; Mitteilung des 
Unterftaatsfefretärd Worms im 
Unterhauſe über die Konvention 
betreffend das Swaziland mit ber 
jüdafrifanifchen Republik VIII 4; 
Heußerungen des Miniftere ber 
Kapkolonie, Rhodes, über die 
Zwede jeiner Politik in Afrika 
IX 5; Proteftorat über Sanfibar 
XI 7; Befißergreifung von Witu, 
Patta, Manda XI 25. 


Stanley in London Mai; 
Ueberreichung des Bürgerrechte an 
Stanley V 13; Stanley über bie 
englijche Prefie, über den deutſchen 
Kaijer, Wißmann, Emin Paſcha 
V 13; Glückwunſchadreſſe VI 19. 

Brafilien. Anerfennung ber 
Republit X 20. 

Erklärung Salisburys im Ober: 
hauſe über die Beziehungen zu 
— und zur Tripelallianz 


Fein über ee 
Politik in Aftita S. 225 
Deröffentlihung des Vertrags 
mit Deutſchland über Helgoland 
VI 17; Meinung der „Morning 
en über denfelben v1 26. (Bol. 
106 f., 144). 
Erklärung Glabitones über das 
Abkommen betr. Helgoland VIII 1. 
Deutjche Prefie über den Sklaven: 
handel in Dftafrita IX Mitte. 
Abjendung zweier Kriegsſchiffe 
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zur Sühne des Mordes von Küntzel 
unb Genofien X 17. 
Frankreich. Englifchfranzöfi: 
ches Abkoınmen über die Aner: 
fennung der beiderjeitigen Protef: 
torate, Grenzregulierungen VIII 5. 
Italien. Tifferenzen mit Ita— 
lien wegen Kaſſala X 10. 
— Aeußerungen 
des Premierminiſters von Neufund⸗ 
land VI 17; Zuſammenſtoß zwiſchen 
ea en und neufundländijchen 
iffen VI. 


orte. Gladſtone tadelt das 
Dorgehen der Türkei in Kreta und 
Armenien I 23; Antwort Lord 
Salisburys auf eine Note ber 
Pforte wegen Räumung Aegyp: 
tens VIII 24. 

Portugiefiiche Streitfrage. 
Belanntmahung der Abmiralität 
betr. die Flottenbewegungen an ber 
pyrenäijchen Hüfte 219; Note Lord 
Salisburys an die portugiefifche 
Regierung wegen ber Offupationen 
Serpa Pintos in Afrita I 6; 
Vertrag des Konſuls Johnſton mit 
den Tyürften des Makololo: unb 
des Korango-Volkes I 6; Ulti— 
matum durch den Geſandten in 
Liſſabon über die Streitigkeiten 
mit ber portugiefiichen Regierung 
in Afrika 219 * Gladſtone tadelt 
das Vorgehen Englands gegen dans 
tugal I 23; Wahlrebe Fergu ons 
über bie Anfprüche Portugals in 
Afrika 124; Erklärung Salisburys 
im Cherhaufe gegenüber ben An: 
fprüchen Portugals II 11; Erklä— 
rung Gladjtones im Unterhaufe 
betreffend das jchroffe Vorgehen 
————— Il 13; Portugieſiſche 

treitfrage auf ber Antiftlaveret: 
Konferenz in Brüjjel III 3; Bericht 
ne über Wegnahme eines 

ampferd, über bie frage ber 
Delagoa:Cijenbahn, über ein Ab: 
fommen der englijch:oftafrifan. Ge: 
jellichaft mit Italien VIII 1; Ab: 


fommen zwiſchen Gngland und | 


Tortugal re ber Grenzen im 
Irland. 


Afrika 228 }.; neue Verhandlun— 
gen mit der portugiefiichen Regie: 
sung X 20, 


Alphabetifges Begiker. 


Rußland. Proteftmeeting betr. 
die Behandlung Verbannter in 
Sibirien III 10; Refolutionen geaen 
bie Bedrüdung der Juden in Ruß: 


land, Beputation zurüdgejendet 
durch die ruffiiche Botfeart XI 
Mitte. 

Subget IV 17. 

Heer und Fistie. 


Lottenbewegungen an ber pure: 
näifchen Küfte S.219 I1; Berban: 
nung eines meuterifchen Garde-Ba- 
taillons nach den Bermubdainjeln 
VII 24; Sendung bes Admirals 
Fremantle mit zwei Kriegsſchiffen 
nach der Witufüfte X 17. 


HZaudel. 


Bankhaus Baring liquidiert XI 
Mitte. 


JZuneres, Kammern. (S. Auswärtige 


Politik.) 
Parlamentseröffnung durch die 
Königin, Thronrede ©. 221 II 11; 
Unterhaus, Antrag Harcourts II 
11; Oberhaus, Lord Salisburys Er: 
klärung gegenüber Portugal II 11; 
Erklärung Gladſtones im Unter— 
hauſe über das jchroffe Verhalten 
de3 Auswärtigen Amtes gegenüber 
Portugal IL13; Umendement Glad» 
ſtones betr. ben Bericht der Par: 
nell-RKommiffion abgelehnt III 10; 
Rede Lord Ehurdilld in der Er: 
Örterung des Berichtes ber Parnell: 

Rommitfion III 10. 


Kolonien. 


Auftraliiche. Konferenz in 
Melbourne, Annahme einer Rejo: 
lution, die fi zu Gunften der 
"Föderation der auftralifchen Kolo— 
nien erflärt I 21—25; Antrag auf 
Begründung ber nationalen Einheit 
Auftraliens auf der Bundes-Ver— 
jammlung in Melbourne II 11; 
Föderationskonvention IX 9. 

Kongreß zur Förderung des 
Weltfriedens VII 14. 

Parlamentseröffnung, Throurede 
XI 19, S. 231. 


Streil der Bahnbedienjteten IV 


Großbritannien. 


25, 26; | besjelben durch 
Biſchof Waljh V 

Parnell. —28* Harcourts im 
Unterhaufe zu Gunſien des falſchen 
rg Parnell3 wird verworfen 


" Beröffentlichung des Berichtes 
der Parnell-Kommiſſion IL 13. 

Amendement Gladftones abge: 
lehnt III 10. 
si —— Rede Lord Ehur: 

B . 

in OBriens und Dil: 

— rozeß gegen —— IX 18; ihre 
Flucht nad Amerika X 9. 

Manifeit Parnelld XI 28; Erwi: 
— Gladſtones auf dasjelbe XI 


Manifeft O’Briend und Dillons 
aus Amerika gegen Parnell XII 1; 
Zosjagung der — Geift: 
lichkeit von Parnell X 

Berfammlung ber * Depu⸗ 
tierten unter Parnell, Abfall der 
Mehrzahl unter Mac Carthy XII 6. 


Kirdlides. 


Biſchof Walfh endigt den Streit 
der Bahnbedienfteten in Irland 
V 3; Losſagung ber EN 
Geiftlichteit von Parnell XII 


Yerfonalien. 


Albert zes von Wales. Be: 
fuch in Berlin 4 
rinz Georg — als Ritter 
des Schwarzen Adlerordens inves 
ſtiert 47. 
— übergibt Helgoland 
147 


Lord is Dppofitionelle 
Rede in ber Paruell-Kommiſſion 
III 10. 

Dillon, irischer Deputierter. 
Verhaftung, Prozeß IX 18; Flucht 
nach Amerifa X 9; Aufnahme dort 
f. Vereinigte Staaten 303; Mani: 
feft aus Amerifa XII 1. 

Ferguſſon. Wahlrede über die 
portugiefiiche Streitfrage I 24; über 


a a — — ——— —— — — — — — — — — — —— — — — — — — 


— engliſche Politik in Afrika | 
22; über die Frage der Telagoa: 


Eiferbahn vm 12, -— VII. 
Fremantle, Admiral. Een: 
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ag Ar mit zwei —— nach 
der Wituküſte X 

Gladſtone. — über 
das Verhalten Englands zu Por: 
tugal, ſowie der Türkei, in Kreta 
und Armenien I 23; Erklärung im 
Unterhaufe über das ſchroffe Bor: 
gehen gegen tt ll 13; Bar: 
nell⸗Kommiſſion menbement ab: 
gm: III 10; Erklärung über da3 

bfommen betr. Helgoland VIII 1; 
Manifeft Parnells XI 28; Erwide: 
Fr auf dasſelbe XI 30. 

oſchen, Kanzler ber Schaf: 

fammer. Erklärung im Unterhauje 
= Einbringung des Budgets IV 


rare Antrag im Unter: 
baufe II 11. 

Hornby, Admiral, wohnt den 
og: holſteinſchen Manövern 
bei 150. 

Mac Carthy übernimmt die 
Fihrung der iriſchen Deputierten 


Manning, Kardinal. Ueber die 
Erlaſſe des deutſchen Kaiſers II 10. 

Manroe, Polizeichef. Entlaſ— 
fung VII 12. 

Lord Napier, yeldmarjchallt 7. 

D’Brien, irischer Deputierter. 
Verhaftung, Prozeß IX 18; Flucht 
nach Amerifa X 9; Manifeit aus 


Amerika XII 1 


Darnell hr — Eheſchei⸗ 
an A a Deren 18; Mani: 
feft Derfammlung der itie 
ſchen Deputierten, Losjagung der 
Mehrzahl XII 6. 

Rhodes, Minifter der Kap: 
nr über feine Politik in Afrika 


Lord Salisbury. Note an die 
portugieſiſche Regierung, betr. das 
Vorgehen in Afrika S. 219, I 6; 
Erklärung im Oberhaufe gegenüber 
den Anfprüchen Portugals II 11; 
über Beziehungen zu Deutichland 
und der Tripelallianz V 16; über 
die Räumung Aegyptens VIII 24. 

Simmongführt Verhandlungen 
mit der Kurie 258. 

Stanley. Aufenthalt in Yons 
bon Mai; Bürgerrecht von London 
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V 13; Aeußerungen Stanleys über 
bie englifche Preſſe, den deutjchen 
Kaifer, Wißmann und Emin V 13; 
Glückwunſchadreſſe an Lord Salis— 
bury über das deutjch:englifche Ab— 
fommen in Afrifa VI 19. 


Irefle. 
Im allgemeinen: über ben 
portugiefiichen Streit 219. 
Daily Telegraph: Bericht 
über Interview bei Biamard 101. 
Morning Poft: über das Ab: 
fommen mit Deutichland 226 f. 
Standard: über bie GErlafie 
des deutichen Kaiſers 221. 
Zimes: über den Samovaver: 
trag 220. 


Guatemala. 
Krieg mit San Salvador 305. 


Haiti. 
Minifterrefident in Berlin be: 
glaubigt 54. 


Hauſſa. 


Vertrag mit Italien 248. 


Honduras. 


Krieg mit San Salvador, Auf— 
ſtand 305. 


Japan. 
— — 308; Wahlgeſetz 


Italien. 


Arbeiterſchutz, nimmt teil an 
ber Konferenz 39; Interpellation 
Odescalchi 250. 

Auswärtige Beziehungen. 
Zripelallianz 249, 253, 203; Bes 
grüßung Carnots 250; Anerken— 
nung der brafilianifchen Regierun 
255; Sympathien für Frankreich 
251, 255; für Deutfchland 255. 

Ausweifung von Korreipon: 
denten 250. 

Finanzlage 247. 

„Srredenta“, Agitation unb 
Gegenmaßregeln 252 f. 


Alphabelifges Begiker. 


Kammer. nterpellation Im— 
briani, Yudgetberatung 247; über 
afrikaniſche Politit, Verhaftung 
Coſtas 248; Entlaffung Sbarbaros 
248 f.; Arbeiterjchuß 250; Fromme 
Stiftungen 251; Schiebögerichte 
252; Auflöfung, Wahlbewegung 
255; Neuwahlen, Eröffnung 257. 

Kolonien. Organijationsbefret 
246; Bejeßung von Adua 246 f.; 
Grünbücer, Keren und Aamara 
247 f.; Vertrag mit XWbeifinien 
248; mit Haufja ebenda. 


Yerfonalien. 


König —— Neujahrs: 
empfang, Zelegramm an Kaiſer 
Wilhelm 246, an Bismard 249; 
verteilt Preife am allgemeinen 
Schützenfeſt 250; vermeidet die Reife 
nad; Spezia 252; empfängt Ga: 
privi 255; eröffnet die Kammer 
257. 

Kronprinz Viktor Emanuel 
bereift den Orient 246; bejucht den 
preußifchen Hof 99, den rujffilchen 
Hof 285. 

Prinz Amadeus, Herzog von 
Aofta F 246. 

Graf Antonelli 252. 

Baccarini + 253. 

Barzilai, irredentiftijcher Kan 
dibat in Rom 252; gewählt ala 
Vertreter der Minorität 257. 

Biancheri 248. 

Bonghi. Ueber bie konſerva— 
tive Partei 251; Schiedsgerichts⸗ 
antrag 251 f. 

Gavallotti 255, 257. 

Erispi. Telegramme an Bis: 
mard 246, 249; Beaniwortung 
Imbrianis 247f.; Streit mit Bian- 
cheri, Monument für Mazzini 248; 
Erlaß wegen des 1. Mai 250; Rebe 
über Schiedögerichte 252; Unter: 
redung mit St. Gere 253; Rebe 
in Florenz 253 ff.; Zufammen: 
funft mit Gaprivi 255 f.; Rebe in 
Zurin 256; Veröffentlichung im 
der „Riforma“ über päpftliche Po: 
litit 260 f. 

Garibaldi (Ricciotti) 248, 

Giolitti bringt Abänderungen 
zum Budget ein 250; mwirb interi: 
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. miftifch Finanzminifter 253; nimmt 
feine Entlafjung 257. 

Grimalbi 257. 

J — a ani, Interpellation 247; 


agliani 250. 

Nicotera 250. 

De Rubini 255. 

Seismit Doda. leber bie Fi⸗ 
nanzlage 247; Feſtmahl in Udine 
252; Entlafjung 253. 

Tajani 250. 





Revolutionäre Bewegun— 
gen. Studentenunruhen in Neapel 
246; Gedenkfeier ber römiſchen Re: 
publit 247; Anardiften in Mai: 
land 248; Prozeß 249; bemofra- 
tifcher Kongreß 251. 

Römische Stadtverwaltung. De: 
mijfion 249, 251; kommiſſariſche 
Berwaltung 251. 

Schützenfeſt 250 f. 

Senat. Beſchluß über fromme 
ae 252; Ernennungen 257. 

Zollwefen. Verhandlungen mit 
Deutichland 256; Handelävertrag 
mit Defterreich 257. 


Marokko. 


Deutſche Geſandtſchaft, Kämpfe 
mit aufrühreriſchen Stämmen 308. 


Montenegro. 


nen 299. 
inifter Vukowitſch in Wien 
und Belgrad 298; in Sonftanti: 


nopel 299. 
WirtfhaftliheHebung299. 


Niederlande u. Luxemburg. 


Antijklavereifonferenz 272 
bis 274 (vgl. Belgien). 
geernelen 271—273. 
ammern. Beichlüffe 271 f.; 
Thronrede 273; Regentichaftäfrage 
274 


Kolonien. Neu-Guinea 271; 
Guyana, Bubget, Sumatra 272. 

Minifterium. Wechſel 272; 
Gutachten über den Zuftanb des 
Königs 274. 


Verſenalien. 


König Wilhelm III. Geſund— 
heitszuſtand 273; Regierungsun⸗ 
fähigkeit, Tod 274. 

KöniginEmma, Regentin 274f. 
Königin Wilhelmine 274 f. 

Herzog Adolf von Naffau 
Regent, dann Großherzog von us 
remburg 274 f. 

Graf Bylandt, Keuchenius, 
Malay, de Savornin Koh: 
man 272. 

Domela Nieuwenhuis 29. 


Waterloofeier 272. 





Defterreih: Ungarn. 
I. Gemeinfames. 
Bo3nien. Teilnahme der Trup: 
I an öfterreichiichen Manövern 
204. 


Heer. Delegationdverhanblun: 
gen 202 f.; — Landwehr 
f., 192; bosniſche Truppen 


Verſenalien. 


Kaiſer — Joſeph über: 
ſendet Kaiſer Wilhelm ein Hand: 
jchreiben 54; erwidert ein Tele— 
gramm des deutſch-böhmiſchen Par: 
teitags 190; empfängt den Grafen 
— 191; nimmt an der Be: 
tattung Graf Andraffys Anteil 
und richtet ein Schreiben an befjen 
Witwe 191; richtet ein Schreiben 
an den vom Amte zurüctretenden 
Fürſten Bismard 194; übernimmt 
dad Proteftorat ber Prager Yu: 
biläumsaugftellung 199; empfängt 
bie Delegationäpräfibenten mit einer 
Anſprache 200 f.; betont gegen 
Rieger die Notwendigkeit des boͤh— 
miſchen Ausgleichs 201; empfängt 
die Delegierten zur Beratung eines 
————— mit Deutſchland 


Baron Bauer, Kriegsminiſter, 
Re der ungarifchen Delegation 


Graf Hartenau vom Kaifer 
empfangen 191; Aufnahme in den 
aktiven Dienft 207. 
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Graf Kalnoty begleitet ben 
Kaiſer nach Deu dm 152; jpricht 
in der öfterreichifchen Delegation 
über außmärtige Bolitit 201 f.; in 
der ungarijchen 203. 

Baron Koller + 200. 

v. Sterned, Abmiral, nimmt 
an ben — rien Ma: 
növern teil 150 f. 





Delegationen. Bub et 200; 
Empfang beim Kaifer 200 f.; Aus⸗ 
wärtige 201 r (Serbien 203); 
Heerweſen 202 

Deutfh-öfterreihifches 
Bündnis (au Dreibund). Tisza 
darüber 186; Verbienfte Andrafiys 
darum 191; Fortdauer trog Bis: 
mard3 Rücktritt 194 f.; Korrefpon: 
denz zwiſchen Kalnofy und Gaprivi 
196; Feindſeligkeit der Jungtſche⸗ 
2 gegen bad Bündnis 197; Rebe 

af Kalnokys 201 f.; deagl. 203; 
Rede Graf Tiszas 203. 

Deutſch-öſterreichiſch-un— 
Ar Hanbeldvertrag 


RER Budget 200; Res 
folution der ungarifchen Delegation 


Zolltonferenz (öfterr.:ungar.) 
198. 


II. @efterreid. 
Abgeordnetenhaus. Juden— 
frage 190; Zollverhandlungen mit 
Deutfchland 190; Steuerfrage 190 f.; 
Nachruf für Andraffy 191; Er: 
tlärung über die allgemeine "Ric: 
tung ber Regierungspolitit 196 f.; 
Dispoſitionsfond 197; beutfchfeind: 
liche Erklärungen der Yungticechen 
197 f.; Ausnahmegejeß gegen Anar: 
chiften 198; über nieeigtaeform | ° 
198; über galizif rundent: 
Laftungsfchuld 199; Budget 208. 
Anardiftifhellmtriebe198. 
Arbeiterbewegung. In Wien 
195 f., 206; in Schlefien 196 ff. 
urbeiterihuf, Alterdverfiche: 


run 

Wusstei ich (deutſch-tſchechiſcher). 
Konferenz; 186 --189, 191, 196; 
Zandtag 199 ff., 204, 206, 208. 


Alxhebetiſches Regiker. 


Böhmifher Landtag. Er: 
Öffnung, Wiedereintritt ber Deut: 
ſchen 199; Schulauffichtagejek = 
Zandestulturrata je 206, 
Interpellation, Watchaty 207 

ie Küdtritt 

räfibenten ber Staatsbahn⸗ 
gi Amer 192; Alteräverficherung 


inanzen. Aredit en der 
chwemmungen 205; Budget 
ee Grunbentlaftung®- 
ſchuld 1 
Me aus. Schulantrag der 
Bilchöfe - AS Biſchof Kopp über 
bemfelben 
N rllsuasananellung 
(Prag) 191, 199, — 
Katholifche Kir Defter: 
ee Episfopat, ri 


Land: 'undb forſtwirtſchaft— 
licher Kongreh 204 f. 


Yarteien und Nationalitäten. 


Alttihehen über den Aus: 
gleich 186; gegen die Jungtfchechen 
192; Spaltung 201, 207. 

Deutic: Böhmen. Stellung 
zum Ausgleih 190; zur Jubi— 
läumsauäftellung 191. 

Großgrundbefiger (böhmi: 
ſche) nehmen den Ausgleich an 187. 

Staliener. ir ung von Ber: 
einen 203 f., 207; Petarben:Atten: 
tate 204 f. 

Jungtſchechen. Ueber ben Aus: 
— 186 189, 191; beutfchfeind: 

iche Erklärungen in der Kammer 
197; Obftruftion im Landta an: 
Agitation gegen ben Ausglei 
ra abgefallener lttfeheden 


Belek, Stellung zum beutid; 
böhmischen Ausgleih 190; Ber: 
gleich mit ben Ruthenen 209. 

Slowenen. forderungen 189; 
Jubiläum Stroßmayerd 205. 


Yerlonalien. 


Fürſt Aueröperg + 186. 
v. Bacquehem ſpricht im Ab: 


| De. über Zollverhand: 


ungen mit Deutjchland 190, 


Grkerreig-Nugern. 367 


Goretti verhaftet 205; verur: 
teilt 207. 


v. Dunajewski fpricht über 
Steuervorlagen im Abgeordneten: 
baufe 190 f ; über bie ; 
politit 196 f.; Bubget 208. 

v. Gautfch über die Judenfrage 
190; ben Schulantrag ber Bifchöfe 
193; über Elaffifchen Unterricht 198. 

Gregr über ben ale 187. 
= Heinrid. Deutjch-tichechifcher 
t 


enegat 204. 

Herbft beantragt Aufhebung 
ber Ausnahmemaßregeln 198. 

Lienbacher. Rebe gegen bie 
galizifche Grunbentlaftung 199. 

Mattuſch. Antrag im böhmi: 
chen Landtag 206. 

v. Plener, Führer ber Deut: 
—— in der Ausgleichskonferenz 
186. 

Rieger, Ausgleichskonferenz 
186; Memorandum 205. 

Fürſt Sanzuſzko 205. 

Schmeykal. Antrag im böh— 
miſchen Landtag 206. 

Graf Schönborn. Verdienſt um 
den Ausgleich 186; Verordnungen 
zur Durchführung 189. 

Fürft Shwar de I t da 
Präfibium bes Prager aber 
nieber 187. 

Graf Taaffe führt den Vorfik 
in ber Aus BE gr 186; 
fchließt diejelbe 196; fpricht in ber 
Kammer über ben Tispofitions: 
fond 197; antwortet den Jung: 
tichechen 197 f. 

Graf Tarnowski 205. 

Waſchaty. Interpellation im 
böhmijchen Landtag 207. 

Fürſt Windiſchgrätz. Spra— 
chenantrag 200. 

Zeithammer, Führer der Tſche— 
chen in der Ausgleichskonferenz 186. 


Vreſſe. 


Im allgemeinen. Erlaſſe des 
Deutſchen Kaiſers 190. 
Fremdenblatt gegen db. Schul: 


antrag der Pilchöfe 194; über ' 


Bismard3 Rüdtritt 195. 


Nenefreie Prejfe. Neber Bis: 


mard3 Inlerviews 93 f.; über ben 
Ausgleich 189. 

Neue Wiener Tagblatt. 
Erklärung der Yungtichechen 187. 

Politiſche Korreſpondenz. 
— die Zuſammenkunft in Narwa 
149. 

Preſſe. Ueber Bismarcks Rüd: 
tritt 194. 





Reichsgericht. Entſcheidung, 
2 den Schulverein 186, 
a. end bie italienifchen Vereine 
Schulverein für Deutſche. 
Auflöſung 186. 

Ayo Im böhmi: 
chen Landtag 200. 

Trieſt. ärung ber Stadt—⸗ 
verwaltung gegen die vorgefallenen 
Attentate 204. 

Univerſität. Prag 204. 

Wien. Vereinigung mit den 
Vororten 206, 209. 


III. YAngarn, 


Dune Budget 206. 
riechiſche Kirche. Patriar: 
chenwahl 198. 
Handelsbeziehungen mit ber 
m 198 f.; mit Serbien 202, 


06. 

Katholifhe Kirche. Weg— 
taufungen 208. 

Miniſterium. Kronrat über 
die Koſſuthfrage, Demiffion des 

äſidenten 192; teilweiſe Neu— 
ildung 194, 209. 


Verſenalien. 


Graf Anbraffy + 191; 
Trauer: und Beileidskundgebungen 
191, 27. 

Barojs. Feier zu Beginn ber 
— des Eiſernen Thores 


Graf Bethlen wird Ackerbau— 
miniſter 194. 

Brankovics, Patriarch 198. 

vd. Fejervary über die unga— 
riſche Waffenfabrif 209. 

Koſſuth. Schreiben an Helfy 
Urteil des Minifterpräfidenten 

J 
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dv. Orczy. Rüdtritt 209. 

Stroßmayer. Jubiläum 205. 

Graf Szapary wird Minifter: 
präfident, entwidelt jein Programm 
194; gegen Koffuths Bürgerrecht 
199 f.; beantwortet Interpellation 
wegen Gebrauchd der beutfchen 
Sprade 205. 

Szilagyi. Ueber „Wegtaufun: 
gen“ 208. 

v. Szögyeni-Marich 209. 

Tisza. Neujahrdempfang 186; 
über Koſſuths Bürgerreht 192; 


Rücktritt 192 f.; Rede im liberalen 


Parteiflub 193 f. 


Graf Tisza, Präfident ber un: | 


garifchen Delegation. Schlußrede 
203. 

MWederle legt dad Budget vor 
206. 





Reichstag. Wehrgejeh 189, 
190, 192; Demonftrationen gegen 
Tisza 192; Denkmal für Andraſſy 
192; Programmrebe des Minifter: 
präfibenten Szapary 194; Handels⸗ 
beziehungen mit ber Türkei 198 f.; 
Inkolats⸗-Geſetz (wegen Koſſuth) 
199 f.; Sprachenfrage 205; Budget 
206; Wegtaufungen 208; ungar. 
Waffenfabrit 209. 

Rumänische Nationalpartei 
207 


Spradenfrage. Verkehr zwi: 
fchen öfterreichifchen und ungari— 
ſchen Behörden 205. 


Paraguay. 
Aufftand 304. 


Berfien. 


Zugeftändnifle an Rußland 308]. 


Bern. 


Minifterwechjel 304. 
Aufſtandsverſuch 306. 


Portugal. 
Auswärtige und Kolsnial-Politih. 
Afrika. Eifenbahneröffnung 
I 24; Königl. Tetret betr. Tranfit: 


verkehr und freie Schiffahrt IX 20; | 





Alphabetifges Kegifer. 


Derfammlung bes Katholiten:Ber: 
eins in Oporto betr. die Miffion 
in Afrifa II 3. 

——— Streitfrage. (Bal. 
England.) Verhandlungen zmwij 
Barros Gomez und ber englischen 
Regierung wegen Beleidigung ber 
engliſchen Flagge im Nyaflagebiet 
©. 210, I 14; Unruhen wegen ber 
ae ar I13f, ©. 
x Ay Fir — des 

öonigs an bie engliſche Herrſcherin 
betreffend feine ie air bem 

Hofenbandorben 126; Aeußerungen 

be3 Minifterpräfidenten ‘betr. eine 

Konferenz; mit ben Großmächten 

über die engl. Streitfrage I 26; 

Zirkular an die Großmächte wegen 

Zufammenberufung der Konferenz 

II 6; Rebe des Minifters Felio de 

Dilhena in ber Deputiertentammer 

über Kolonialangelegenheiten V 9; 

erneute Streitigkeiten am Schire: 

fluffe wegen Verbrennung ber por: 

tugiefiichen Flagge ©. 213, VI 18; 

Abkommen mit England betreff3 ber 

Grenzen in Afrika VII 5 (f. dort); 

Rubeftörungen wegen bed Abkom⸗ 

mens, Auflöfung des Minifteriums 

IX 6; Verhandlungen im neugebil: 

beten Minifterium über die engl. 

Streitfrage 214; neue Verhand— 

lungen, vorläufiges Ablommen mit 

England X 14 (f. England); Kol. 

Dekret betr. Zranfitverfehr und 

Frei⸗Schiffahrt in Afrita XI 20. 
Finamgen. 

Genehmigung ber Vorlage zur 
Erhöhung der Steuern VII 5. 

Heerwelen. 

Entlafjung Joze Paulinos, Er: 
nennung Dlalaquias Lemos zum 
Brigabegeneral I 29; Bervollftän: 
bigung der Landes: Verteidigung 

Batholifge Kirk. 

Derfammlung des Katholiken: 

ag betr, die Miffion in Afrila 


Kortes und Yarteien. 


Republikaniſches Manifeft, Auf: 
löfung der Korte I 21; republi— 


Oeterreiqh · Angaru. · Bubland. 


kaniſche Unruhen ©. —— IX. 15; 
Stubdentenunruben IX 13; Em: 
pfang bon Studenten durch den 
König III 15; Neuwahlen ber 
Kammern 213; 'Barteiftreitigfeiten 
biebei III 31; Eröffnung ber Kam: 
mern durch den König, Thronrede 
IV 19; Rammerverhandlungen ©. 
213; Streitigteiten i in der Kammer 
tvegen Modifikationen des englisch: 
portugiefiichen Abkommend, Auf: 
löſung des Minifteriums ©. 214; 
Unruhen bewegen IX 15. 


 Minikerinm. 


Reubildung I 17; Entlaffungs- 
einreichung bes gefamten Miniſte⸗ 
riums zu erg aer Verhand⸗ 
lungen end I, portu⸗ 
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5. Niederlande. Demiffion des antiliberalen Minifteriums. 

6.—8. Italien. Der König reift nach Venedig, bejucht dort bie eng» 
liſche Flotte. 

15. Oeſterreich. Fürſt Ferdinand von Bulgarien beſucht den Kaiſer. 

17. Frankreich. Die Deputiertenkammer [ent die Beratung über die 
Handhabung de3 Paßweſens in Elſaß-Lothringen ab. 

23. Luxemburg. Feierlicher Einzug des Großherzogs, der Großherzogin 
und bed Erbgroßherzogs. 

24. Niederlande Neuwahlen zur zweiten Kammer. 

Ende. Rußland. Beſuch eines franzöfifchen Geſchwaders in Krouftabt. 


Anguft. 

Anfang. Großbritannien. Verhandlung mit ber Pforte über die Räus 
mung Aegyptens. ER 

1. Schweiz. Sechshundertjährige Bunbesfeier ber ſchweizeriſchen Eib- 
genoffenichaft. 

2. Rußland, Der König von Serbien in Peteröburg. 

4. u. 22. Türkei. Bei der Durchfahrt durch bie Darbanellen wirb wie— 
derum ein xuffiiches Schiff feitgehalten. 
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5.—7. Rußland. In Moslau finden ———— zu Ehren ber Offi— 
ziere des franzöfifchen Geſchwaders ftatt 
9. Defterreih. König Alerander von Serbien befucht ben Kaifer franz 


Joſeph. 

11. Rußland. Roggenausfuhrverbot. 

14. Deutſches Reich. Die Regierung veröffentlicht eine Erklärung über 
bie Getreibezölle. 

15. Frankreich. Der König don Griechenland beſucht Paris. 

Mitte. Frankreich. Großfürſt Aleris hält fi in Frankreich auf. 

16. 3 . Igien. In Brüffel findet ein internationaler fozialiftifcher Arbeiter: 

att. 


ngreß fta 
17. Afrika. Niederlage ber Expedition Zelewski in Uheha. 
19.—20. England. Aufenthalt der franzöfifchen Flotte in Portsmouth. 
20. Deutſches zen Die Ausftellung bed Heiligen Rodes in Trier 


.. gr 
22. Chile. — ein Ende. Tod Balmacedas. 
Auf ben Be eg A nruhen ftatt. 
September. 


2. Deutſches Reich. Reife bes Kaiſers und bes Reichskanzlers nach 
Defterreich zu den Manövern. 
3. Deutſches Reich. Aufhebung des Schweineeinfuhr-Verbots. 
Anfang. Rußland. Baron Hirich in London gründet eine Kolonifierungs: 
gejellichaft für die ruffiichen Juden. 
Deutſches Reid. In München Hat der Reichskanzler eine Unter: 
— * er — uch * Ar Auffah 
16. Frankrei rotz großer chauviniſtiſcher Demonſtrationen Auffüh— 
rung des u in ber — Oper. 
19. Türkei. Der Sultan läßt an die Großmächte ein Rundſchreiben über 
die ee Rede ergehen. Wechjel im Groß: Ing 
21. Deutſches Rei Aufhebung des Pakzwanges in Eljah-Lothringe — 
21.—26. Schweiz. In Bern findet ein internationaler Kongreß für 
beiterunfälle ftatt. 
25. —“ Ri Reife des ruſſiſchen Kaiferpaares —* Berlin. 
27. Deutſches Reich. Rede des Reichskanzlers in Osnabrü 
30. Belgien. General Boulanger + in Brüſſel. 


Oftsber. 


Spanien. Angriff maroflanifcher Mauren auf die Feftung Melilla. 
Italien. Tyranzöfiiche Pilger veranlafjen einen Tumult durch ans 
gebl ge bes italienifchen Königtums im Pantheon. 
Deutſches Reich. Württemberg. König Karl }. 
231 Charles Parnell f. 
Frankreich. Niedermepelung franzöfifcher maroffanifcher Soldaten. 
10. u. 11. Ungarn. Erinnerungsfeier in Leutjchau. Rebe des beutjchen 
Militärattaches, Oberfilieutenant dv. Deines. 
13. Bortugal. Der König erläßt ein Dekret betr. die Kolonie Mozambique. 
13. Italien. Der zuffife Minifter des Auswärtigen dv. Gier? wird vom 
König empfangen. | 
Mitte. Rupland. Große Anleihe. 
18. Schweiz. Die Ein —— des Banknoten-⸗-Monopols wird von ber 
Volksabſtimmung angenommen. 
27. —— Reich. Der König von Rumänien trifft zum Beſuch beim 
aiſer ein. 
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31. Türkei. Die Regierung ber Pforte erläßt ein Rundfchreiben an bie 
Mächte betr. die Jubeneinwanderung. 


81. Deutſches Reid. Das ruffiiche Kaiſerpaar paffiert Danzig. 


November. 

Anfang. Chile. Wahl bes neuen Präfidenten George Montt. 

Anfang. Brafilien. Präfident Fonſeca proflamiert feine Diktatur. 

2, Kußland. Das Ausfuhrverbot wird auf alles Getreide (ausgenommen 
u Getreideprobufte, Kartoffeln und Kartoffelprodukte ausge— 
ehnt. 

4. Amerika. Im Staate Rio Grande do Sul bricht ein Aufftand ans. 

8.—7. Italien. In Rom findet eine internationale Friedenskonferenz ftatt. 

11. zn Novelle zum franzöfiichen Spionengeſetz vorgelegt. 
ngarn. Der Ausſchuß ber Delegation für auswärtige Angelegen: 

heiten tritt zufammen. 

19. J——— Der rufſiſche Miniſter v. Giers in Paris. 

ußland. izen⸗Ausfuhrverbot. 

21. 24. Spanien. Demiſſion des Kabinetts. Neubildung. 

23. Deutſches Reich. Empfang des ruſſiſchen Miniſters bes Auswärtigen, 
Herrn v. Giers, beim Railer und beim Reichäfanzler. j 

28. u. 4. Dezember. Italien. Im Parlament geben Rubini und Erizpi 
über das Garantiegejeg Erklärungen ab. 

Ende. Brafilien. Rüdtritt des Präfidenten Fonſeca. 

China. In der Mongolei findet ein ernftlicder Aufftand gegen bie dhrift- 
liche Bevölkerung ftatt. 


Dezember. 

1. Auftralien. Annahme einer Bill betreff3 Einführung des adhtftün- 

digen Marimal»Arbeitstages. 

4. In Baris ftirbt ber Ertarfer von Brafilien Dom Pedro. 

7. Schweiz. Der Bunbespräfident Welti nimmt feine Entlafjung. 
9.-12. Frankreich. Im Senat und in ber Deputiertenfammer wird 
über die Agitation der Geiftlichkeit ug 

10. Deutſches Reid. Reichätag. Erfte Beratung ber Verträge mit 
Defterreich- Ungarn, Italien und Belgien. 

12. ® De * Liſſabon findet das feierliche Leichenbegängnis Dom 

edros ſtatt. 

17. Frankreich. Annahme des Geſehzeentwurfs über die Bildung einer 
Kolonialarmee. 

18. Deutiches Reich. Reichſstag. Annahme der Hanbeläverträge. 

18. Canada. Konflilte zwiſchen dem Gouverneur und dem Miniſter 
Mercier, ber — abgeſetzt wird. 

21. u. 22. Frankreich. Die Deputiertenkammer nimmt ben Geſetzentwurf 
betr. die Verlängerung ber Handelsverträge, ebenfo bie Brüſſeler 
Konferenzalte an. 

21. Italien. Annahme einer Zuderfteuer und eines Sperrgejeßes in ber 


Deputiertenfammer. 
23. Rumänien. Die am 27. November neu eröffneten Kammern werben 
aufgelöft. 


23. Ungarn. Annahme ber Hanbdelsverträge. 

23. Defterreih Graf Kuenburg wird zum Minifter ernannt. 
25. Japan. Das Abgeordnetenhaus wird aufgelöft. 

Ende. Portugal. Staatsbankrott. 


I. 
Das Deutſche Reich und feine einzelnen Glieder. 


1. Januar. An der oftafrifanifchen Küfte wird die 
deutſche Kriegäflagge gehikt und die Herrichaft des Deutſchen Reiches 
proflamiert. 

Der „Reichdanzeiger” veröffentlicht eine Verordnung, betref- 
fend die Rechtsverhältnifje in Deutih-Oft- Afrika. 

4. Januar. Der engere Ausſchuß für Reform des höheren 
Unterrichtsweſens wird (vgl. 1890 ©. 183) aus folgenden Per— 
fonen zufammengefegt: 1. Der Geheime Ober-Regierungsrat Dr. 
Hinzpeter-Bielefeld als Vorſitzer, 2. der Kurator der Univerfität 
Halle-Wittenberg, Geh. Ober-Regierungsrat Dr. Schraber-Halle, als 
Stellvertreter des Vorfitenden, 3. der Ober-Realjchuldireftor Dr. 
Tiedler-Breslau, 4. der Geheime Sanitätsrat Dr. Graf-Elberfeld, 
5. der Oberlehrer a. D. Dr. Kropatjched-Berlin, 6. der kgl. Real- 
gymnaftal-Direftor Dr. Schlee-Altona, 7. der Abt von Loccum, 
Dber-Ronfiftorialrat Dr. Uhlhorn- Hannover. 

Im nichtamtlichen Teil bemerkt ber „Reichdanzeiger” (v. 29. Dez.) 
zu biefer im amtlichen Zeil veröffentlichten Kabinetsordre folgendes: „Wie 
hieraus hervorgeht, find Mitglieder des Minifteriums der geiftlichen zc. An: 
gelegenheiten nicht in den Ausschuß berufen worden. Dagegen find mehrere 
vortragende Räte bed Minifteriums zu Referenten beftellt worden, und zwar 
ber Geheime Ober:Regierungdrat Dr. Stauder zum General: :Referenten, ferner 
die Geheimen Ober: Kegierungsräte Dr. Wehrenpfennig und Bobtz, der Ge: 
heime Regierungsrat Dr. Höpfner und der Provinzial:Schulrat Dr. Köpfe 
zu Referenten für die von ihnen vertretenen Gebiete. 

7. Januar. Unter den Gejchenten, welche dem Staatäjefretär 
des Reichspoſtamts, Dr. v. Stephan, aus Anlaß feines 60. Ge- 
burt3tages zugehen, befindet fich ein Bild des Kaiſers, welches 
folgende eigenhändige Unterfchrift trägt: „Die Welt am — 
des 19. Jahrhunderts ſteht unter dem Zeichen des en 
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durchbricht die Schranken, welche die Völker trennen, und knüpft 
zwijchen den Nationen neue Beziehungen an.“ 


8. Januar. Bei der Stichwahl in Bochum-Geljenkirchen zum 
Neichetage wird Müllenfiefen (natlib.) mit 26,869 Stimmen gegen 
Vattmann (Elerifal) mit 25,667 Stimmen gewählt. 


12. Januar. Der Finanzminifter Miquel legt im Abge- 
ordnetenhaufe den Etat für 1891/92 vor. 


Er jchließt in Einnahme und Ausgabe von 1,720,834,749 A ab. 
Die dauernden Ausgaben find auf 1,670,452,177 4, bie einmaligen auf 
50,382,572 AM veranichlagt. 

Der Etat ber Domänenverwaltung meift einen Ueberſchuß von 
22,162,180 A auf, gegen den laufenden Etat um 257,150 .4 mehr. 

Der Etat ber Forſtverwaltung fchließt mit einem Ueberſchuß von 
26,414,000 4, was einem Plus von 2,418,000 .A entipricht, das in ber 
Hauptjache aus dem Mehrerlös für Holz refultiert. 

Der Etat ber Verwaltung ber bireften Steuern fchließt mit einem 
Ueberſchuß von 156,667,000 A, das ift ein Plus von 4,818,300 4 Die 
Ginnahme bei ben direkten Steuern ift veranfchlagt bei ber Grunbfteuer auf 
40,022,000 A, bei ber Gebäubefteuer auf 33,613,000 .4, um 1,238,000 44 
mehr ala im laufenden Etat. Klaffifizierte Einfommenfteuer 46,975,000 A, 
um 2,611,000 .4 mehr. Klaffenfteuer 25,941,000 A, um 1,260,000 „A mehr, 
Gewerbefteuer 21,601,000 A, um 482,000 „4 mehr. 

Der Etat ber Eijenbahn-Berwaltun jept bie Einnahmen aus ben 
vom Staat verwalteten Eijenbahnen auf 929,851,000 A, um 79,381,000 „A 
höher an ala im Borjahre. Die Summe der dauernden Ausgaben beträgt 
557,796,583 AM gegen 522,079,184 A im Vorjahre. 

Bei einer Gefamt-Einnahme von 931,051,445 „A ergibt fih im Ordi⸗ 
narium ein Meberihuß von 373,254,862 AM, bei dem aber zur Berzinfung 
der Eiſenbahnkapitalsſchuld 207,584,016 A 99 4 in Rechnung zu ftellen 
find, jo daß 165,670,845 .A 1 d. verbleiben. 

An einmaligen und außerordentlichen Ausgaben werben im ganzen 
20,486,000 4, 2,679,000 .4 mehr ala im laufenden Etatsjahre, verlangt. 

Don dem Ueberichuß von 165,670,845 A 1 9. find zunächft zur Dedung 
der zur planmäßigen Tilgung der vom Staat für Eifenbahnzwede vor dem 
Jahre 1879 aufgenommenen oder vor oder nach diefem Zeitpunkte ſelbſt— 
ſchuldneriſch übernommenen Schulden 5,584,161 .A 66 d., ferner zur Dedung 
von Staatdaudgaben, für welche bie Mittel anbernfalld durch Aufnahme 
neuer Anleihen bejchafft werben müßten, und zwar zur außerorbentlichen 
Tilgung von Staatsjchulden bezw. zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen 
17,851,751 4 79 d. und zur Dedung anberweitiger etatäömäßiger Ausgaben 
des Rechnungsjahres 1891/92 142,234,931 A 56 9. zu verwenden. Da aber 
infolge des in ben letzten Jahren eingetretenen außergewöhnlichen Verkehrs 
auf den Eifenbahnen die Verwaltung den an fie geitellten Anforderungen 
nicht überall hat gerecht werden können, fo fol, um die disponiblen Fonds 
zur Vermehrung der Betriebömittel zu haben, neben ben etat3mähig zur 
Erneuerung ber Betriebsmittel vorgefehenen Beträgen, ber Verwaltung ein 
Fonds von 20,000,000 A zu biefem Zweck zur Dispofition geftellt werben. 

Die Staatsſchuld beträgt 5,843,000,000 A Die etatmähige 
Zilgung 38,000,000 4 Im Jahr 1889 find 3 Prozent getilgt worden, 
im Durchſchnitt der Jahre 1880,90 1,54 Prozent. Der Heberfguß be3 
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Jahres 1889, burch ben bie ftarfe Tilgung ermöglicht worden ift, betrug 
97 Millionen. 

Die Neuorganijation der Fabrik-Inſpektion wird in 
einer Denkſchrift zum Etat des Handeldminifteriums eingehend er= 
läutert. 

Die bisherige Fabrik-Inſpektion ſoll zu einer Gewerbe-Inſpektion er: 
meitert und den Inſpektoren ſoll die gleiche amtliche Stellung gegeben wer: 
ben, wie ben übrigen technifchen Räten ber Regierungen. Die Prüfung ber 
Dampfkeſſel wird mit der Gewerbe-Inſpektion verbunden. Der neue Dienft- 
weig joll fo geregelt werben, baß 1. in der Regel bei jeder Regierung ein 

ierung3-Gewerberat angeftellt wird; 2. daß jeder Regierungsbezirk in 
Inſpektionsbezirke eingeteilt und für jeden der leßteren ein Gewerbe-Inſpektor 
angeitellt wird. An gewerbetechniichen Beamten find in Ausficht genommen 
26 Regierungs-Gewerberäte und 17 Hilfsarbeiter, für den Regierungsbezirk 
Magdeburg 1 Regierungs:Gewerberat und 1 Hilfsarbeiter, für die Regierungs— 
bezirfe Merjeburg und Erfurt je 1 Regierungs:Gewerberat. Die Aapı der 
ausſchließlich für den Lokal-Inſpektionsdienſt erforderlichen Beamten ftellt 
fih auf 120. Zur Durchführung find vier Jahre in Ausficht genommen. 


13. Januar. (Reichstag: Debatte über die Kornzölle.) 
Antrag Auer (Soz.Demokrat): alle agrarijchen Zölle aufzuheben. 

Antrag Richter: 

ben Herrn Reichalanzler zu erfuchen, im Intereſſe ber Entlaftung ber 
minber wohlhabenden Volkäklaffen und behufs Anbahnung einer gerechteren 
Befteuerung durch geeignete Vorlagen 1. die Kornzölle zunächlt auf die bis 1887 
beftandenen Säße zu ermäßigen, ſodann eine allgemeine Kevifion bed Zoll: 
tarif3 einzuleiten, welche unter gänzlicher Bejeitigung der Zölle auf Korn, 
Bieh und Holz auch eine Entlaftung des Verbrauchs der Landwirtichaft 
berbeiführt, 2. bie Aufhebung der Zudermaterialfteuer und der damit zu: 
fammenhängenden Ausfuhrprämien für Zuder zu veranlafien, 3. die Privi: 
legien der bisherigen Brenner bei der Verbrauchsabgabe für Branntwein in 
Fortfall zu bringen. 

Bor Beginn der Debatte gab der Reichafanzler von Ca— 
pridi folgende Erklärung ab: 

Die Anträge jeien im vorigen Jahre eingebracht; inzwifchen feien bie 
verbünbeten Regierungen mit 5 wine über den Abſchluß eines 
neuen Hanbelävertrages in Verbindung getreten, und es ftehe zu erwarten, 
daß daran folche mit anderen Staaten fich anjchließen würden. Es fei zu 
hoffen, daß die Verhandlungen mit Defterreich-Ungarn zu einem beide Zeile 
befriedigenden Refultat führen mwürben. Nähere Mitteilungen darüber zu 
machen, ſei er (Rebner) zur Zeit nicht im ftande. Er bejchränte fich auf die 

rung, bat die Sorge für Erleichterung der Volksernährung den ver: 
bünbeten Regierungen ebenjofehr am Herzen liege, wie irgendeiner Partei, 
unb nehme dafür Bene auf die Mafregeln, welche jeit einigen Monaten 
zur Erleichterung ber Fleiſcheinfuhr eingeführt find. Zugleich fei anzuerkennen, 
dat es Pflicht dei für die Erhaltung derjenigen mwirtfchaftlichen Erwerbs: 
weige zu forgen, welche für die Erhaltung des Staats befonders weſentlich 
find; dazu gehöre in erfter Linie die Landwirtichaft. Bei der Diskuſſion 
der Anträge würden fich die verbündeten Regierungen darauf beichränfen 
müfjen, etwaige bedenkliche Irrtümer über thatjächliche Verhältnifje Kar: 
zuftellen. 

1* 
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Nach dreitägiger Debatte wirb der Antrag Richter mit 210 
gegen 106 Stimmen in namentlicher Abftimmung abgelehnt, nadh- 
dem der Abg. Dechelhäufer (natlib.) „namens des größten Teils 
feiner politifcehen Freunde” erflärt hat: 

„daß wir mit ber Ermäßigung der Getreidezölle auf den Stand von 
1887 durchaus einverftanden find. Da indes Abg. Richter erflärt hat, daß 
er in eine Trennung feines Antrages nicht willigen würde, und bei ber vor: 
gerücten Zeit verzichte ich auf die Einbringung eines beſonderen Antrages. 
Im übrigen find wir der Meinung, daß eine generelle Reform des Zolltarife 
nur auf dem Wege ber internationalen Dereinbarung ratjam ift.“ 


17. Januar. Der Präfident des Reichdtages dv. Levetzow bringt 
dem Abg. Windthorft zur Feier feines 80. Geburtstages im Namen 
des Reichdtages einen Glückwunſch dar. 

22. u. 23. Januar. (Reichdtag.) Antrag Barth betr. Auf- 
bebung des Schweine-Einfuhrverbot3. 


Nachdem die Regierungdvertreter erklärt haben, daß bie Aufhebung 
von der Herftellung wirkſamer fanitärer Schugmaßregeln in Amerifa ab: 
hänge, wird der Antrag mit 133 gegen 106 Stimmen abgelehnt. 


24. Januar. (Abgeordnetenhauß.) Sperrgelder-Gejek. 
Erfte Beratung (vgl. 1890 ©. 61 ff.): 


Dorlage: 

Entwurf eines Geſehzes zur Ausführung des $ 9 des Geſetzes, be: 
treffend die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römifch- 
fatholifchen Bistümer und Geiftlichen, vom 22. April 1875. 

Art. 1. Don denjenigen Beträgen, welche auf Grund ber gemäf 
$ 1 des Geſetzes vom 22. April 1875 erfolgten Einftellung ber Leiftungen 
aus Staatdmitteln aufgefammelt find, werden nad) Inkrafttreten gegenwärtigen 
Geſetzes 1. an das Erzbistum Köln 3,267,619 .4 75 d, 2. an das Erz: 
bistum Gnejen:Pojen 1,954,205 A 27 4, 3. an dad Bistum Kulm 
983,565 A 37 5, 4. an das Bistum Grmland 1,037,239 M 34 4, 5. an 
dad Bistum Breslau 1,482,893 4 98 &, 6. an das Bistum Hildesheim 
681,334 A 65 4., 7. an dad Bistum Osnabrück 325,865 A 35 9, 8. an 
das Bistum Paderborn 1,182,364 AM 57 à, 9. an das Bistum Münfter 
1,535,266 A 90 d., 10. an das Bistum Trier 2,122,421 .4 91 5, 11. an 
das Bistum Fulda 823,819 .4 35 d., 12. an das Bistum Limburg 570,416 A 
319, 13. an das Erzbistum Prag 33,893 M 29 4, 14. an das Erzbistum 
Olmütz 6865 4 11 d., 15. an das Erzbistum Fyreiburg 1561 .A 87 d., zu: 
ſammen 16,009,333 A 2 d. herauägezahlt. 

Urt. 2. Aus den im Artikel 1 aufgeführten Summen werben jeitens 
der betreffenden Diözefanoberen die von Inſtituten und Perfonen erhobenen 
Anjprüche, joweit fie für begründet erachtet werden, nach Maßgabe der ben 
Bistümern herausgezahlten Mittel befriedigt. Zu diefem Behufe wird in 
jeder Diözefe bezw. in jedem preußifchen Diözefananteile feitena des Diözeſan— 
oberen eine Kommiſſion, beftehend aus drei Geiftlichen und zwei zum Nidhter: 
amte befähigten, aber nicht im unmittelbaren Staatödienfte ftehenden Laien, 
zu Diejelbe entjcheidet über die erhobenen forderungen endgültig 
unter Ausschluß des Rechtsweges. 

Art. 3. Die übrig bleibenden Beträge werben von ben Diözefan- 
oberen für Kirchliche Zwede der Diözefen bezw. der preußifchen Diözefan: 
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anteile, jowie zur Unterftüßung von Gemeinden bei Errichtung oder Wieber: 
berftellung firchlicher Gebäude verwendet. 

Art. 4. Ueber die Verwendung der auf Grund diejes Geſetzes heraus: 
—— Summen werden die Diözeſanoberen dem Miniſter der geiſtlichen 

ngelegenheiten Mitteilung machen. 
Aus der Begründung: 

Die Staatdregierung hält nach wie vor an ber Anficht * daß ein 
Rechtsanſpruch auf die aufgeſammelten Staatsmittel nicht beſteht, und daß 
es fangsberechtigte im juriſtiſchen Sinne nicht gibt. Dieſe Auffaſſung 
Liegt insbeſondere den Beſtimmungen des Artikels 2 des Entwurfs zu Grunde. 
Nach benfelben jollen bifchöfficherteits zu beftellende Kommiffionen mit Aus» 
fchluß des Rechtäweges nach ihrem pflichtmäßigen, billigen Ermefjen und 
unter Berüdfichtigung ber obwaltenden Umftände endgültig entjcheiden, ob, 
beztv. inwieweit Anfprüche zu befriedigen find, welche von irgendeiner Seite 
(von Imftituten und Perfonen — juriftiichen oder natürlichen --) auf bie 
ben Bistümern herausgezahlten Mittel erhoben werben. 

Der verbleibende Reſt ſoll von ben Diözejfanoberen Inhalts bes 
Artikels 3 für kirchliche Zivede ihrer Diözefen bezw. preußiichen Diözeſan— 
anteile verwendet werden. Einer Aufzählung diefer Zwecke bedarf es nicht. 
Vorzugsweiſe ift auf die Bildung von Fonds für emeritierte oder hilf: 
bedürftige Geiftliche hinzumeifen, ferner auf die Unterftüßung von Aipiranten 
des geiftlichen Standes, auf bie Gewährung von Mitteln zur Ausbildun 
bon Geiftlichen, auf die Dedung der vermehrten Koften ber Diözelanverwal: 
tung, auf bie eg N ber Gehälter von Domherren, Domvikaren und 
Beamten ber bifchöflichen Verwaltung. Bejonderer Wert ift auf bie Unter: 
kühung armer Gemeinden bei Errichtung und Wiederherftellung kirchlicher 
Gebäude (Kirchen, Kapellen, Häufer für Geiftliche und Kirchendiener) gelegt. 
Daß letztgedachte Unterftügungen befonders in dem Entwurf erwähnt werben, 
hat darin feinen Grund, daß ein Zweifel entftehen kann, ob die Unter: 
ftügung von Gemeinden ohne weiteres als ein Diözeſanzweck anzuerkennen fei. 


Präfident des Staatsminifteriums, Reichskanzler dv. Gaprivi: 

Es wird dem hohen Haufe erinnerlich fein, daß im vorigen Jahre 
bie Staatäregierung einen Gejehentwurf über Verwendung der jogenannten 
Sperrgelber eingebracht hat, bei bem fie in Webereinjtimmung mit früheren 
Erklärungen die Abficht befolgte, einen Gegenftand der Beunruhigung und 
Unzufriedenheit unter Mitgliedern der fatholifchen Kirche zu bejeitigen. Sie 
Hatte zu biefem Behufe vörgejchlagen, dad vom Staat vereinnahmte Kapital 
mit 3?/20/0 zu verzinjen und diefe Rente ben Diözefen ber fatholifchen ae 
zur Derwendung zu kirchlichen Zwecken zu überweijen. Das Geſetz fam nicht 
u ſtande, im wefentlichen, weil die Zuftimmung des Zentrums zu der von 
Der Staatäregierung vorgejchlagenen Verwendungsweiſe nicht zu erlangen 
war. fehlte aber biefe Zuftimmung, jo war ber Zweck, ben bie Staats: 
regierung verfolgte, verfehlt, denn es blieb bann ein Objekt ftehen, was 
nach wie vor zu u gegen bie Staatöregierung, zur Beunruhigung 
unjerer katholiſchen Mitbürger gereichen konnte. Die Staatäregierung be: 
dauerte dieſe Lage, fie mußte fie aber ihrerſeits im dieſelbe jchiden und 
hatte fein Mittel, fie aus eigener Initiative zu ändern. 

Am November traten die katholifchen Biſchöfe in Köln zufammen 
unb richteten zwei Eingaben an bie Staatäregierung: bie eine betreffend das 
Geſetz über die Volksſchule, die andere betreffend bie Sperrgelber. Auf bie 
erftere Eingabe unb auf bie darin niebergelegten Wünfche ber Biichöfe konnte 
bie Staatöregierung nicht eingehen, dagegen war es ihr möglich, im eine 
Prüfung ber zweiten Eingabe einzugehen und fich die fyrage vorzulegen: wie 
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weit fann man den Wünfchen der Bifchöfe, ohne das Staatsintereffe zu ge— 
fährden, nachkommen? Die Wünjche der Bijchöfe gingen im weſentlichen 
dahin, daß nicht eine Rente, jondern da3 Kapital der fatholifchen Kirche 
zurücgeftellt werden möge, wogegen bann die Bilchöfe die Verpflichtung 
übernähmen, diejenigen geſchädigten Intereffenten zu befriedigen, deren Be— 
friedigung überhaupt möglich fein würde. Zu diefem Behufe fchlugen fie 
weiter dor, in jeder Diözele eine Kommiffion zu ernennen, die bie Bijchöfe 
zu erg habe. Sie waren weiter der Meinung, daß ber dann ver: 
bleibende Reſt des Geldes der fatholifchen. Kirche zu überweijen und zu Diö— 
zeſanzwecken zu verwenden jei. Die Staatäregierung hat geglaubt, hierauf 
ohne Schädigung ftaatlicher Intereffen eingehen zu können. Sie ift ber 
Meinung, dat durch diejen Vorſchlag die fatholifche Kirche befriedigt wird; 
fie ift weiter der Meinung, daß, wenn fie diefen Weg nicht jelbft betreten 
fonnte, weil fie verhindert wurde, dad Odium auf fich zu nehmen, welches 
entjtehen fonnte — e3 ift ja darüber in ber vorigen Sitzung geſprochen 
worden —, wenn die Staatöregierung den Verſuch gemacht en die Inter; 
effenten zu entichädigen, daß, wenn fie jelbft dies Odium nicht auf fih nehmen 
fonnte, es dankenswert war, wenn die Bilchöfe ben Verſuch machen wollten, 
auf diefe Weile den Anfprüchen der Intereſſenten gerecht zu werben. Es 
ift nicht unmwahricheinlich, daß auch nach der anderen Seite das Gejeh be— 
friedigen fann infofern, als diejenigen, welche im vorigen Jahre der Mei: 
nung waren, daß e3 nicht zuläffig fei, der fatholifchen Kirche eine jo große 
Eumme an Kapital zuzumwenden, ihre Befriedigung finden werben, denn 
nad dem vorgejchlagenen Berfahren ift es nicht wahrjcheinlich, daß noch ein 
großes Kapital zur Verwendung bleibt. 

Wenn ich das hohe Haus bitte, in eine wohlwollende Beratung biejes 
Entwurf3 einzutreten, jo will ich mir voch die Bemerkung geftatten, daß Die 
Staatäregierung gleichzeitig den Wunjch gehabt hat, die evangelijchen Defi- 
berien nach Stolgebühren zu befriedigen; es ift bis zur Stunde nicht mög: 
lich gemwejen. Uuter dem 21. Mai v. J. hat der Evangelifche Ober:Stirchenrat 
einen Vorſchlag gemacht, der dahin geht: 

Der Staat überweift jeder einzelnen Kirchengemeinde unmittelbar jo 
viel, al3 nötig ift, um bei Aufbringung der durch die Aufhebung der 
Stolgebühren erforderlich werdenden Entſchädigungsrenten für die be: 
rechtigten geiftlicden und anderen Stellen die Beiträge der klaſſenſteuer— 
freien und der zu den beiden unterjten Stlafjeniteuerjtufen eingeſchätzten 
Gemeindeglieder jowie die Mehrbelaftung der übrigen Stlafjenfteuerjtufen 
und der Sinfommenfteuerpflichtigen über 4°/o ihrer Perjonaljteuer zu deden. 

Die Staatsregierung hat dieſen Vorſchlag in ernftliche Erwägung 

enommen und ijt auf dem Wege, ihn aus se A Es find dazu aber 
3* Recherchen Are bes —— notwendig geworden, 
die ſehr weit gehen. Wie Sie wiſſen, liegen bie Verhältniſſe anders in den 
fieben alten Provinzen, fie liegen anders in Rheinland: Weflfalen, fie liegen 
anders in ben neuen Provinzen, unb ed wird nicht möglich jein, während 
ber jegigen Sigung einen Gefegentwurf vorzulegen, um fo weniger, ala es 
vorausfichtlich notwendig fein wird, zur Ausführung dieſes Vorſchlages im 
erbſt dieſes —— zunächſt die General-Synode zu hören und das kirch— 
iche Gejeh dem ſtaatlichen —* vorangehen zu laſſen. 
habe in der Preſſe die Bemerkung gefunden, daß die Staats: 
regierung, indem fie dem hohen Haufe die Annahme diejes Gejegvorichlages 
empfiehlt, wahrjcheinlich ein Handelsgeſchäft mit einer Partei diejes Saufes 
abgeichloffen Hätte. Ich verwahre mic) im Namen der Staatsregierung 
gegen eine ſolche Unterjtellung. er Sp lange ich die Ehre habe an 
der Spitze des Staatsminiſteriums zu ftehen, glaube ich verfichern zu können, 
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daß mit Angelegenheiten, die dad Staatswohl betreffen, Handel nicht ge: 
trieben werden wird. (Xebhaftes Bravo.) Es ijt weder von mir noch von 
dem Herrn Kultusminifter ſeit dem Scheitern des legten Sperrgeſetzes auch 
nur eın einziges Mal mit irgend einem Mitgliede der beteiligten Partei 
dieſes Haufes über das Sperrgeldergejeg geiprochen worden. 

Ich Ichließe mit der Bemerkung, dab es der Staatsregierung jehr 
wünſchenswert gewejen fein würbe, dieſes Geje im — — einbringen 
zu können, und zwar mit Rückſicht auf die geſchäftliche Lage dieſes Hauſes 
und auf den nach wie vor lebhaften Wunſch der Staatsregierung, alle Ge— 
ſehe, die dieſem Haufe zur Zeit vorliegen, noch in ber gegenwärtigen Sißung 
zur Berabjchiedung zu bringen. Wir haben das nicht gethan, weil wir uns 
verpflichtet gehalten haben, auf Grund bes Artikels 62 der Berfaffung, der 
da3 Einbringen von Finanzgeſehzen in diefem Haufe vorfchreibt, das Geſetz 
bier vorzulegen. 


Abg. v. Euny (nat.lib.) greift die Regierung jcharf an und 


erklärt, 


feine Partei werde gegen das Geſetz ftimmen, weil fie an dem Stand: 
punft, den mit ihr die Staatäregierung noch vor wenigen Monaten fejtge: 
halten habe, anch gegenwärtig noch feithalte. 

Minifter dv. Goßler: 

Meine Herren! Die Königliche Staatäregierung wünjcht jofort dem 
erften Rebner, welcher die Vorlage befämpft, zu antworten, und fie thut es 
um fo lieber, als die Entwürfe, welche ber Herr Borrebner gemacht Hat, 
fi) weniger an das Gefühl und bie Phantafıe, fondern vor allen Dingen 
an ben Berftand wenden, weil am Elarften die Angriffe gegen die Regierung 
formuliert find, welche in der Preffe in großer Sa ich vorfinden, und 
weil ed immer müßlich ift, ehe vielleicht die Wogen des parlamentarijchen 
Kampfes höher gehen, die Stellung der Staatsregierung zu kennzeichnen 
und zu verteidigen. 

Es ijt ja natürlich, daß bei einer überrajchend eingebrachten Vorlage, 
einer Vorlage, bei welcher die politifchen Motive erft in der erften Leſung 
durch den leitenden Staatsmann vorgetragen worden find, jelbitverftändlich 
eine gewiſſe Beunruhigung in der parlamentarijchen Bertretung hervortritt, 
daß jofort, alter beutfcher Gewohnheit entiprechend, die ſchwerſten Angriffe 
gegen die Staatäregierung erhoben werben. (Oho! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ich will ja ausführen, daß das in der Ordnung ift; 
bie Staatöregierung hat die Verpflichtung, in folche Differenzen, die ſich im 
öffentlichen parlamentarijchen Leben zeigen, einzutreten und dasjenige Unbe—⸗ 

ueme, dad bie Situation mit fih führt, getreu, loyal und gewiſſenhaft auf 
fi au —— Alſo ich glaube nicht, daß, hätten Sie mich ausreden laſſen, 
Sie irgend einen Grund zu einem Mikfallen mir — gehabt hätten. 

Es ift ja auch naturgemäß, obwohl ber Herr Vorrebner meinen Namen 
nicht befonders genannt hat, daß ich dasjenige Mitglied der Staatöregierung 
bin, welches ganz vorzugsweiſe in der Lage ift, den Stanbpuntt, ben fie 
jegt einnimmt, in Nebereinftimmung des gejamten Staatöminijteriumd zu 
fennzeichnen. Die Differenz zwiſchen bem Herrn Vorrebner und der Staats: 
regierung unb mir ijt bie, daß ber Herr Vorrebner, wie ed meiftens auch 
in der Preſſe gejchieht, eine Reihe von Momenten nicht richtig gewürdigt 
hat und fein Berftändnis dafür haben will oder haben fann, wenn ich be: 

upte, baß ber Standpunkt, den ich hier im vorigen Jahre eingenommen 
be, in feiner Weife ein entgegengejeßter ift von dem gegenwärtigen. (Un: 
ruhe und Heiterkeit.) Wenn Sie in dieſer Weife widerſprechen, um fo 
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ruhiger und unbefangener werde ich bleiben. Ich habe — um den Aus: 
führungen des Herrn Vorredners zu folgen, te mein Gebächtnis eben 
reiht — im vorigen Jahre ausgeſprochen, daß bie vorjährige Vorlage fo: 
weit gegangen wäre, ala fie im Intereſſe der fatholifchen Kirche Hätte gehen 
fönnen. Diefe Meinung beherricht — auch heute noch. Die Staatsregie— 
rung war, wie Sie in allen ihren Aeußerungen — ſchriftlichen und münd— 
—— — erkennen können, der Meinung, daß ihren früheren Verſprechungen 
und Erklärungen gemäß dieſer ſogenannte Sperrfonds verwendet werden 
ſollte im Intereſſe der katholiſchen Kirche. Die Einfegung einer S'/eprozen: 
tigen Rente, welche dem Sperrfonds entſprach, war nach meiner damaligen 
Meinung, und fo ift es auch nach meiner heutigen, ein unendlich Mehreres, 
als was Heute der fatholifchen Kirche geboten ijt; wie denn alle diejenigen 
— und ich habe ja das Glüd, viele folche zu kennen —, welche ber ri 
der parlamentarijchen Oppofition damals geftanden haben, ſchon damals und 
auch heute ey. feinen Zweifel hegen, dab die katholische Kırche in Preußen 
feine größere Stärkung erfahren konnte, ald wenn im Staatshaushalt eine 
neue 3’/2prozentige Rente an der Stelle eingefegt würde, wo im Staats- 
haushalt die Dotationsrenten verzeichnet find. 

Es wird, glaube ich, die Zeit fommen, two man bedauern wird, baf 
man die Bemühungen der Staatöregierung in diefer Beziehung nicht unter: 
ftügt hat, und ich habe die Ueberzeugung, daß zu Gunſten der reg ei 
Kirche von dem Kapital, welches jeht nicht, wie der Herr Vorredner eben 
annahm, ar ihr hingegeben wird, fondern mit einer jet ſchweren Zweck» 
beftimmung belaftet, jehr wenig übrig bleiben wird, und daß biejenigen 
Hoffnungen und Wünſche, welche ernite fatholifche Geiftliche an bie Rege- 
lung biejer Materie geſetzt — ſcheitern. ſage, leider! Ich halte 
nach wie vor dafür, es wäre katholiſcherſeits richtiger geweſen, bie vorjährige 
Dorlage anzunehmen, und ich halte auch den von mir ſ. 3. audgefprochenen 
feft, die Staatsregierung konnte nicht weiter gehen, ala im vorigen 
Jahre geichehen ift. Das ift meine Meinung; Ste brauchen fie ja nicht zu 
teilen, aber Sie werden mir erlauben, wenn ich fage, das ift meine ehrliche 
———— ich habe fie immer gehabt, ich habe fie —— und werde ſie ſtets 
verteidigen. 

Ein Plus wäre der Rente gegenüber geweſen die Ausantwortung des 
Kapitals bedingungslos, die Ausantwortung an den Papſt; das waren die 
beiden Steigerungen, die bekanntlich auch diskutiert find. Gegen dieſes Plus 
babe id; mich ausgejprochen und ſage nach wie vor, heute wie vorher: das, 
wa damal3 geboten war, war im Intereſſe der Fatholifchen Kirche das 
meifte, was der preußifche Staat anbieten konnte. 

Nun wurde ja damals gleich in ber erften Leſung, wenn die Herren 
fi) genau erinnern, angeregt, das Kapital follte ſeitens des Staat3 unmittel» 
bar an bie fogenannten Empfangsberechtigten gegeben werben, und ba muß 
ih nun ben Per Vorredner, der ja alles bad mit mir — durch⸗ 
gemacht hat, doch bitten, noch einmal genau das nachzuleſen. In den Aeuße⸗ 
rungen des Zentrums zeigen ſich drei ganz verſchiedene — Auffaffungen. 
Einmal war von fogenannten Empfangsberechtigten die Rebe, aljo von den» 
jenigen Perſonen, welche empfangsberechtigt getvefen wären, wenn dad Sperr⸗ 
geieh nicht erfolgt wäre. Eine zweite vom Zentrum auch immer auf gleicher 

inte behandelte fyrage war die ber Gejchädigten; es wurde ausbrüdlich 
immer auägeiprochen, daß viele Gemeinden, Vereine, anders geartete Perjöns- 
lichkeiten, welche Mittel namentlich den Prieftern und Geiftlichen gewährt 
hatten, die eigentlich Empfangäberechtigten jeien. Und wird ber Herr DBor« 
rebner ſich noch entfinnen, baß drittens bie katholische Kirche ala ſolche ala 
ber gejchädigte Zeil Hingeftellt wurbe, und daß gegenüber ſchweren Anklagen 
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gegen mich ich mich verteidigen mußte in Bezug auf Sakrileg, Berlegung 
des fiebenten Gebot3 und jo fort. 

Ich halte aljo nach wie vor daran feſt, — ich bin auch ficher, daß 
dieſe Anficht meine Kollegen teilen —, dat ed unmöglich ift für den preu— 
Bijchen Staat anzuerkennen, dat es betreff3 der Berwendbung des Sperrfonds 
dem preußijchen Staat gegenüber Empfangäberechtigte gibt. Sie mögen es 
tonftruieren, wie Sie wollen, das erfenne ıch nach wie vor nicht an. 

Ziweitend halte ich feft an meiner zweiten Behauptung, daß jelbit, 
wenn man fich über die rechtlichen Bedenken hinwegſetzen könnte, es für den 
Staat faktiſch unmöglich wäre, wenn er ben Fra unternehmen wollte, 
dieſe irgend wie zu Zonftruierenden Berechtigten zu befriedigen, dazu ijt der 
Staat abjolut nicht im ftande. Ich will damit verbinden das dritte Mo: 
ment, da3 Moment des Politiichen. Vorab Halte ich für politiich falſch, 
zu unternehmen, was rechtlich” unmöglich ift — das führe ich nicht weiter 
aus —; aber ich halte auch vom Nülichkeitöftandpunft es für eine verfehlte 
Politik, wenn — wie im vorigen Jahre angeregt wurde — ber preußijche 
Staat den Verſuch machen wollte, jeinerjeit3 eine irgendiwie geartete Klaſſe 
von Menſchen mit diefen Mitteln zu befriedigen. Denn es ijt klar, dab es 
dem preußijchen Staat nicht gelingen würde, in feinem ganzen Gebiet oder 
in einzelnen Diözefen mit noch jo vermehrten Mitteln alle Anſprüche zu 
beden, die erhoben werden, — das liegt auf ber flachen Hand. Ich habe 
es im borigen Jahre nicht ausgeiprochen, ich kann es aber jeßt: wenn man 

auf bieten —— Weg drängen ließe, dann hätten wir auf Jahr: 
nte hinaus einen jo ſchönen Kulturfampf im Haufe wie denkbar. Denn 
jeber Anſpruch, der nicht befriedigt wäre, würde Gegenitand ber Petition 
werden oder bei der Etatäberatung vorkommen; dann hätten wir Jahre 
lang nichts anderes zu thun, ald über die Schänblichkeit bed preußijchen 
Staat? und jeiner perverjen Regierung Deklamationen zu hören. Aljo ich 
fann jagen, dazu habe ich nie die Hand geboten, würde das auch heute 
nicht thun und würde fie auch nie dazu bieten. Sch ftehe genau auf dem 
Standpuntt, den ich im vorigen Jahre in der Situng vom 29. April, wie 
jest bier, auf Seite 107, ausgeſprochen habe. 

Nun kommt der Herr Vorredner und jagt: was jet die Regierung 
will, ift ganz basjelbe, wie das, was ber Herr Abg. Windthorft vorjchlug; 
der Abg. Windthorft jchlug vor — das ift ja in ber legten Sigung zur 
Verhandlung gelommen —: da3 hohe Haus möge bejchließen, daß die Staats: 
regierung aufgefordert werde, mit den Bijchöfen in Verhandlungen zu treten. 
Das wurde glüdlicherweife abgelehnt. Meine Herren, wenn die preußijche 
Staatöregierung auf Beſchluß diefes hohen Hauſes mit einer anderen Potenz 
Berhandlungen führen fol, jo find wir von vornherein fo ſchwer vinkuliert, 
dab wir —* auf dieſem Gebiet keine Erfolge erreichen dürften; und 
wenn wir auch das erreicht hätten, was jetzt bie Biſchöfe freiwillig angeboten 
haben, jo hätten wir ihnen noch bafür Dank jagen mögen. Die Sache lag 
ungefähr jo — ich kann das ja nur ausführen, was ber Herr Minifters 
Präfident in groben Zügen umriffen hat —: ala ber 7. Juni vorüber war, 
vermied die Kegierung, zu der Frage Stellung zu nehmen, aus ben Er- 
wägungen, bie ich am Schluß ber Iegten Sitzung angedeutet habe. Es war 
eine tiefe Verſtimmung bei ber Staatäregierung ren: wir ließen bie 
Sache auf fi) beruhen, und alle die zahlreichen Gejuche, welche an bie 
Staatöregierung gebracht wurben, fie ſolle ihrerſeits die Initiative ergreifen, 
wurben —— So verging Monat auf Monat, bis plößlich ber Herr 
Minifter-Präfident mitteilte, daß die Herren Bifchöfe mit Anträgen gelommen 
jeien unter bem Anerbieten von Handlungen, bie fie ihrerjeitö zu übernehmen 
gewillt wären, und wie Sie fie im Gejeg auögeiprochen finden. Dadurch 
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bat bie Sache eine ganz andere Wendung befommen. Das werben Sie wohl 
aus der Vergangenheit gelernt haben: fatholifchen Geiftlichen durch ein Geſetz 
Handlungen aufzwingen zu wollen, welche fie nicht freiwillig thun wollen 
und die durch einen Dritten nicht erfüllt werden können, ift ein ſehr gefähr: 
liches legislatives Unternehmen. Ich würde aljo niemals den Finger dazu 
erührt haben, hier etwas anderes in das Geſetz zu fchreiben, ala was bie 
- lol jelbft angeboten haben. Ich Halte es für unmöglich, daß, wenn 
Bilchöfe derartige Handlungen freiwillig anbieten, fie fie nicht ausführen. 
Wie Liegt die Sache mit den Bilchöfen? Die Bilchöfe empfinden — id) 
will feine Indiskretion begehen — aber fie empfinden die Schwierigfeit der 
Lage, in bie fie treten, ficherlich vollauf. Wenn es ihnen gelingt, nach diejer 
—— Erregung, welche die vorjährigen Verhandlungen herbeigeführt 
aben, Frieden zu ftiften auf diefem Gebiet, — dann ift ein Ziel erreicht, 
welches vielleicht ihre eigenen Hoffnungen übertrifft. Der Einfluß der Bi: 
ſchöfe auf die Diözefanen ift fehr groß, aber die Intereſſenten, die fi) Hier 
gemeldet haben, find zum Zeil folche, die ihrer Yurisdiktion nicht unter: 
liegen; unter den jogenannten Rechtsnachfolgern find jehr viele, die fi) in 
feiner Weife nach ihrer fatholifchen Lehre richten. Die bürgerlichen Ge— 
meinden im Rheinland gehen auch ihren eigenen Weg, und jo fehlt es nicht 
an zahlreichen Intereſſenten, auf er bie kirchliche ie Ste feinen Ein: 
drud macht. Es ift auch gar feine Möglichkeit, daß der Staat fid) in dieſe 
Saden einläßt mit feinen Richtern oder feinen Beamten; denn das fteht 
feft, daß, wenn das Bemühen der Bifchöfe nicht zur Befriedigung der In— 
terefienten führt, ficherlih den Staatöbeamten, den Organen des Staats 
Schuld gegeben werben würde, daß ber Zweck nicht erreicht fei. Ich bin 
bereit, in der Kommiffion noch darüber weiter zu fprechen, wenn es Dazu 
kommt, kann aber auch hier ausfprechen: ich würbe e& von meinem Stand: 
punkt bedauern, wenn eine Mehrheit des Haufes fich dafür finden jollte, 
daß ber Staat mit feinen Organen in diefe irgendwie gearteten Kommijfionen 
oder wie Sie e3 nennen wollen, eintritt. Denn damit würden wir eine 
neue * auf den Staat laden. Für die Biſchöfe liegt die Sache ſo: 
mißlingt ihren Organen die Befriedigung der Intereſſenten, dann kann man 
ſagen, fie haben geirrt; gelingt es ihnen, jo kann man ſich freuen. Die 
Biichöfe kommen vor allen Dingen auch in eine jehr ſchwere Lage; fie werden 
natürlich in dem Lichte ftehen, daß fie jo viel wie möglid übrig behalten 
wollen, und die Erfahrungen, die wir auf dem Gebiete der Allerhöchſten 
Genehmigung von letwilligen Zuwendungen und dergleichen gemacht haben, 
lafjen ganz klar ertennen, daß auf dem Gebiete von Mein und Dein, auf 
bem Gebiete von Bereicherungen und Berluften auch die Disziplin innerhalb 
ber fatholifchen Kirche nicht immer vorhält. Die Adler a Katholiken 
genieren ſich ‚nicht, auch wenn ben biichöflichen Stühlen Summen zugewenbet 
werben, ihre Anträge an Se. Majeftät zu richten und Verſagung ber Ger 
nehmigun au erbitten, da fie benachteiligt feien. 

Ich kann jagen: für mich ift jedes irgendwie geartete Mitwirken bes 
Staats bei ber Unterverteilung wie ein Ein ia in heißes Eifen; ich bin 
bereit, mich in der zweiten u Bd oder wo Sie jonft wollen, noch mit Ihnen 
weiter über bie Sache zu unterhalten. 

Nun können Sie re Die Inſtitute befommen ja auch jehr viel 
und die Inftitute find ja bijchöflicher Qualität. Sieht man fi) aber bie 
Gtat3 näher an, fo findet man, daß erſtens ſchon die Domkapitel ausjcheiden. 
Die Domtapitulare und Domvilare find irdiſch gefchaffene Menjchen, und 
die Fonds, welche der Staat gibt, werben wejentlich zu perfonellen Zwecken 
verwendet. Bon den Bilchöfen find faft alle geftorben, welche unter dem 
Sperrgejeß amtiert haben, jogar zweimal find Bijchöfe geftorben. (Heiterkeit.) 
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— Ich meine natürlich nicht diefelbe Perſon, fondern dasſelbe Bistum. — 
Ebenjo die Seminarien: überall werden Sie finden, daß das perjönliche 
Moment, Gehalt, Penfion und dergleichen das Mebergewicht haben; Sie haben 
da nicht mit juriftiichen Perfonen als folchen, fondern innerhalb der juris 
ſtiſchen Perjonen mit perjonell Gefchädigten zu thun. Ich glaube alfo, daß 
biefer Konkurſus im juriftiichen Sinne, welcher da eintreten wird, ein recht 
unerfreulicher fein wird, ein jo unerfreulicher, daß — glaube id — durch 
dad Einwirfen des Staats nicht? gelindert und gebeffert werden fann. 

Es fommt nun allerdings hinzu — und das, glaube ich, wird ein: 
treten —, daf die Einwirktuug der Bilchöfe ſoweit gehen wird, daß bie heute 
noch lebenden Geiftlichen vielfach auf eine Befriedigung ihrer Anfprüche 
verzichten werden im Intereſſe der emeritierten. Denn darauf drängt bie 
gejamte fatholifche Geiftlichkeit Hin, da für ihre Emeritierten befjer gefreut 
wird, und nach diejer Richtung glaube ich werben die Biſchöfe nach Mit- 
teilungen, die mir geworden Find, fiherlic) gern ihre Einwirkung ein: 
treten lafjen. 

Nun, meine Herren, Inüpfe ich wieder an an das politijche Moment. 
Als mir das Anerbieten der Biſchöfe fam, legte ich mir die Frage vor: 
fann man e3 annehmen, und wenn man ed annehmen fann, fol und darf 
man e3 annehmen? Meine Herren, ich habe Ihnen in kurzen Worten meinen 
rechtlichen und politiichen Standpunkt zur Sache gejagt; ich habe im erjten 
Moment nad ruhigen Nachdenken. gejagt: man kann es annehmen! — und 
ich jage e3 heute noch: man kann es annehmen. Wenn man es nicht an— 
nimmt, dann wird der Dorn, von dem 7 im vorigen Jahre ſprach, nod) 
viel tiefer ins Fleiſch gedrückt, und es wird immer jchiwieriger, ın der Mas 
terie dasjenige Ziel zu erreichen, dad nach ber biäherigen — der 
Sache erreicht werden kann, das heißt, daß der Staat im Intereſſe der fatho- 
lifchen Kirche das Geld verwendet. Wenn man nun zu der Meberzeugung 
fommt, es ift politifch und rechtlich möglich, vielleicht menjchlich unbequem, 
dann ift doch eine verantwortungsvolle Staatäregierung meine? Erachtens 
verpflichtet, über die Unbequemlichkeiten Hinmwegzufehen und das zu thun, 
was fie für Pflicht Hält. Ich räume ein, daß ein einzelner Abgeordneter 
cder ein einzelner Menich, namentlich) wenn einer Leitartikel jchreibt, dieſe 
Erwägung nicht anzuftellen braucht, aber die ganze Verantwortung, das 
ganze Leben eines preußifchen Miniſters fpielt ſich auf diefem Gebiete ab. 
Hat er die Heberzeugung, daß eine Maßregel politifch richtig ift, rechtlich 
möglich, wenn auch jehr unbequem, dann hat er meines Erachtens die Pflicht, 
mit jeiner Berantiwortung einzutreten; ich wüßte nicht, wer fie tragen follte. 
Man kann fich ihr entziehen, aber das GEntziehen macht nicht immer Die 
Sache befjer, und es bleibt dann boch der Vorwurf übrig, der mwenigftens 
meiner Natur nad) am fchwerften wiegt: ber Vorwurf der Feigheit. Es ift 
viel beffer, man wird nicht verftanden, man bricht möglichenfall3 auch zus 
jammen; aber das gute Gewiſſen, feine Pflicht gethan zu haben, muß über 


alles — 

eine Herren, damit will ich ſchließen: Ich perſönlich will meine 
Gefühle nicht weiter ſchildern; ich ſpreche ganz nüchtern und ganz ruhig. 
Ich bin überzeugt, wenn einige Wochen ins Land gegangen find, werben Ste 
die Stellung der Staatsregierung und die meinige mehr würdigen ala heute. 
Sie brauchen nicht zu jagen: ich ftimme mit dem Manne überein; das ver: 
lange ih nicht; aber Sie fünnen jagen: ich verftehe den Mann. 

Am übrigen aber kann ich jagen: wenn ein verjöhnendes Moment 
unb mir angenehmes Licht in dieſe Debatte fällt, fo ift es die Stellung zur 
evangeliichen Kirche. Das ift für mich die Laſt, an ber ich zehn Sahre 
lang getragen habe: die Ausführung des $ 54 des Geſetzes von 1874. Cs 
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ift heute von dem Herrn Minifter-Präfibenten rund heraus erflärt, daß bie 
Regierung nach der — hin entgegenkommen wird, daß wir alle Kräfte 
daran * werden, dieſe Materie — wie ich hoffe — mit der Generalſynode 
im nächſten Herbſt in Ordnung zu bringen und in dem nächſten Jahre 
Ihnen einen entiprechenden Gefegentwurf vorzulegen. Wir haben über den 
eriten Gegenftand ber Zagedordnung Heute leichthin verhandelt, aber bie, 
welche die Gejchichte des zuerft behandelten Geſetzes kennen, werden ſich er: 
innern, werden wiffen, was in demfelben enthalten if. Mit dieſer gejeh- 
geberifchen Maßregel und mit der Erklärung bes Herrn Minifter: Präfidenten 
bom 24. Januar fängt meines Erachtens eine neue Periode für die evan- 
elifche Kirche an, und das ift ber verklärende Xichtjtreif, ber auf meine 
bätigfeit fällt. 

Nachdem Graf Limburg im Namen eines Teiles der Konfer- 
vativen die Bereitwilligkeit erklärt hat, über die Vorlage zu ver— 
handeln, während andere Redner (Stöder, dv. Zedlitz) fie völlig ab- 
lehnen, wird fie an eine Kommiſſion vertiefen. 

24. Januar. (Reichätag.) Die Abgg. Auer und Gen. (jozial- 
denofratifche Partei) bringen im Reichdtage den Antrag ein: Die 
verbündeten Regierungen zu erfuchen, alabald dem Reichdtage einen 
Gejegentwurf vorzulegen, durch den die Lebernahme der Ver— 
waltung und des Eigentums des Apothekenweſens burd 
das Reich herbeigeführt wird. Dem Antrage find folgende Motive 
beigegeben: 

„Der Mebergang bes Apothekenweſens in Reichdverwaltung und Reiche: 
eigentum ift die notwendige Konſequenz der Gejehe über Kranken, Unfall: 
und ——— 

Das Reich ſoll mit der Verwaltung und Beſitznahme des Apotheken— 
weſens kein fiskaliſches Intereſſe verfolgen, ſondern die Medikamente zum 
Selbſtkoſtenpreiſe verabreichen.“ 


30. Januar. (Stuttgart.) Die Abgeordnetenkammer nimmt 
mit 70 gegen 13 Stimmen die Verwaltungsreformvorlage 
an, durch welche die Lebenslänglichkeit der Ortsvorfteher beibehalten, 
aber beren Abſetzbarkeit durch Schaffung eines Disziplinarhofs für 
Beamte von Körperichaften erleichtert wird. 

31. Januar. Eine Einladung mit 1300 Unterjchriften aus 
allen Zeilen Deutichlands fordert auf, dem Volksverein für 
das katholiſche Deutfchland“ beizutreten. Der Zweck bes Ver- 
eins ift, die Srrtümer und Umfturgbeftrebungen auf fozialem Ge- 
biet zu befämpfen. 

31. Januar. Im Hinterlande von Kamerun findet ein Ge- 
fecht ftatt zwifchen den Europäern (Forſchungs- und Handelsexpe⸗ 
dition unter Zintgraff) vereint mit 5000 Balis und feindlichen 
Stämmen. Die Europäer müſſen fich zurüdziehen. 

Anf. Februar. Die „Berliner Politifchen Nachrichten“ ver- 
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Öffentlichen eine Erklärung des Zentralverbandes der Indruftriellen 
mit der Unterjchrift der Herren Schwargfopff und Buek, worin 
angefichts der VBertraga-Berhandlungen mit Defterreich-Ungarn 
verfichert wird, daß „die deutfche Induſtrie feine Vorteile anftrebt, 
welche nur auf Koften der Landwirtſchaft erreicht werden können. 
Wichtiger ala die Höhe der landwirtfchaftlichen Zölle ift die 
Erhaltung genügender Arbeitsgelegenheit für landwirtichaftliche und 
induftrielle Arbeiter, die Aufrechterhaltung der vaterländijchen Er— 
werbsthätigfeit im bisherigen Umfange, bierin find die Intereſſen 
von Landwirtichaft und Induſtrie jolidarifch.“ 

2. Februar. Der Kaifer läßt dem Magiftrat zu Berlin 
folgendes Dankjchreiben zugeben: 

Der Eintritt in ein neues Lebensjahr gibt ftet3 zu ernfter Selbft: 
prüfung Veranlaffung, beſonders in Meinem verantwortungsvollen fürftlichen 
Berufe und weiß Ich es Hochzujchäßen, wenn Mir bei folchen Gelegenheiten 
durch treue Kundgebungen dargethan wird, dak Meine auf die Wohlfahrt 
des Vaterlandes gerichteten —— en verſtändnisvolle Würdigung finden 
und Mein Volk im Vertrauen auf Meine — unter Gottes gnädigem 
Schutze Las gg svoll in die Zufunft blidt. Diejen Hoffnungen und Ge: 
finnungen bin ge zu Meiner Freude auch in der Adreſſe des Magiftrats 
begegnet, in welcher derjelbe Mir zu Meinem Geburtätage herzliche Wünſche 
widmet. Gern gebe Ich daher dem Magiftrat Meiner Gm und Refidenz: 
ftabt Berlin für diefen erneuten Ausdrud treuer Anhänglichleit Meinen 
aufrichtigen Dank zu erkennen. 

2. Februar. Dem Präfidenten des Reichsgerichts Dr. von 
Simjon wird die nachgefuchte Dienftentlaffung erteilt, der Staats— 
jefretär des Reichs-Juſtizamts dv. Dehlichläger wird zum Präfidenten 
des Reichagerichts, der Unter-Staatsfefretär im Reichgamt de8 In— 
nern Dr. Boſſe zum Staatsjefretär des Reich8-Juftizamts, der vor— 
tragende Rat in der Reichafanzlei Dr. dv. Rottenburg zum Unter- 
Staat3jefretär im Reichsamt des Innern, jowie der vortragende 
Rat im Auswärtigen Amt Goering zum vortragenden Rat in der 
Reichskanzlei ernannt. 


2. Februar. General von Leszezynski, fommandierender 
General des IX. Armeekorps, wird mit einer jehr gnädig gehaltenen 
Ordre zur Dispofition geftellt. Die Zeitungen bringen Erzählungen, 
wonach die Berabjchiedung zufammenhänge mit einer angeblich 
bemonftrativen Huldigung, die der General dem Fürften Bigmard 
gebracht habe. 

2. Februar. Der Chef des Generalftabes, General Graf 
v. Walderfee, wird von dieſer Stellung entbunden und zum kom— 
mandierenden General des IX. Armeeforps ernannt. 
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Die Orbre hat folgenden Wortlaut: 

Ihrem Abfchiedögefuh vom 30. v. Mis. vermag ich nicht zu ent: 
fprechen, denn Ihre bisher geleifteten Dienfte find Mir r wertvoll, ala daß 
Ich Ichon jetzt auf diefelben verzichten möchte. Ich habe Sie für ben Fall 
eine Krieges zur führung einer Armee in Ausficht genommen und erachte 
es zu dieſem Zwecke — da Sie feit langer Zeit bem Zruppendienft entzogen 
— find — im Intereſſe der Armee für geboten, Sie zunächſt ar bie 

pite eines Armeekorps zu ftellen, wo Sie Ihre vortrefflichen Führereigen: 
Ichaften zur Geltung zu bringen in ber Lage jein werden. Es wird Mir 
jehr ſchwer, Sie damit ala Chef deö Generalftabes verlieren zu follen; in: 
beffen halte Ich Mich verpflichtet, Meine diesbezüglichen perfönlichen Wünſche 
ben eben erwähnten Intereſſen der Armee unterzuordnen. indem ih Sie 
baher von ber Stellung ala Chef des Generalftabes der Armee entbinbe, 
ernenne ich Sie hierdurch, unter Belafjung in bem Verhältnis ala Mein 
Generaladjutant und à la suite Meines Ulanenregiments (1. Hannoverjches) 
Nr. 13, zum fommanbdierenden General des IX. Armeekorps. 

In diefe Ihre neue —— folgt Ihnen Mein lebhafter und herz— 
—— Dank, nicht nur für Ihre Mir perſönlich ſtets bethätigte treue Hin— 
gebung, ſondern auch für die hervorragenden Dienfte, welche Sie ala Chef 
des Generalſtabes Mir und ber Armee geleiftet haben. gedenke hierbei 
ber trefflichen Unterweifungen, durch melde Sie Mich feinerzeit mit den 
umfaflenden Aufgaben des Generalftabes vertraut gemacht, und hebe hervor 
bie energijche ah ge der Drganijation bed Generalftabes, bie um—⸗ 

chtige Heranbildung der Offiziere desfelben, die zweckmäßigen Vorarbeiten 
ür eine etwaige Verwendung der Truppen im Felde und die noch bei ben 
legten Manövern dor Mir beſonders hervorgetretenen auägezeichneten Lei— 
ftungen in Anlage großer Truppenübungen. 

An Meinem unlängft begangenen Geburtätagafefte habe Ich Ihnen 
bereit3 durch Verleihung bes Groß-Komthurkreuzes Meines Hausordens von 
Hohenzollern Meinen Königlichen Dank für alle Ihre hohen Berbienfte zu 
erfennen gegeben und lafje es Mir zur angenehmen Pflicht gereichen, dieſen 
Dank aus vollem Herzen in dem Augenblide zu wiederholen, wo Sie an 
die Spitze besjenigen Armeekorps treten, welches Mir vermöge feiner Be: 
ziehung zur Heimatprovinz Ihrer Majeftät der Kaiferin und Königin, Meiner 
vielgeliebten Gemahlin, beſonders nahe fteht. ch verbinde bamit ben Aus: 
brud ber Ueberzeugung, dat Sie in Ihrer neuen wichtigen Stellung volle 
Befriedigung finden und den hohen Erwartungen entfprecyen werben, bie 
Sch jederzeit an Ihre Begabung, Ihren Eifer und Ihre Pflichttreue zu ftellen 
gewohnt geweſen bin. 


3. Februar. Der Deutſche Landwirtfchaftsrat hält eine 
Situng in Berlin und befchließt einftimmig, daß bie Beibehaltung 
ber vollen agrarifchen Zölle notwendig fei. ? 

3.—6. Februar. (Reichstag: Kolonialdebatten‘) Der 
Reichskanzler erklärt am 3., daß er „nicht zu ben Kolonialenthuftaften 
gehöre“ und hält am 4. über Südweſt-Afrika folgende Rebe: 

Auch ich ftehe dieſer ſüdweſtafrikaniſchen Kolonie fühl gegenüber und 
befenne, baß fie mir jchon manche Sorgen gemadt Fr Es ift bei ber Ent: 
ftehung unferer Kolonien, bie ja zum großen Zeil Kinder des Gefühls und 
ber Phantafie find, nur zu — daß plötzliche Umſchläge in ber Wert: 


ſchäzung kommen, und wie man Südweſt-Afrika vor Jahren als eine Art 
von Paradies jchilderte, in das Hunderttaufende von arbeitälofen Deutjchen 
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auswandern könnten, in dem Golb und, ich weiß nicht, was fonft alles auf 
ber Hanb lag, ift man jeßt in ein peffimiftifches Extrem nach der anderen 
Seite umgeſchlagen. Die gegenwärtige Kolonialregierung hält an ben Tra— 
bitionen ihrer Vorgängerin auch in Bezug auf dieſe Kolonie feit; wir ver: 
og biejelben Ziele, wie fie in früheren Saas re worden find. Ich 
will fie, nicht damit ermüden, zu verlefen etwa die Motive für das Geſetz 
vom 2, Februar 1889, durch das ber Reichskommiſſar in Oft:Afrifa ein: 
gejebt wurde, in denen gauz klar ausgeſprochen worden ift, wie die verbün— 
beten Regierungen das Verhältnis der Regierung in den Kolonien zu ben 
Meißen und zu ben Eingeborenen fich benfen. Genau auf bdiefen Grunbd- 
fägen fußend find diejenigen Inſtruktionen gegeben worden, bie der Civil: 
beamte und ber Offizier in Südweft:Afrifa erhalten haben. Dieſe Inſtruk— 
tionen gehen im ganzen darauf aus, daß fie die Weiken zu ſchützen, fich 
aber in Händel der Eingeborenen nicht zu mijchen haben. Nach diejen In— 
ftruftionen ift früher und auch jeht verfahren worden. Ich fomme nachher 
noch darauf zurüd. 

Man hat weiter die Frage geitellt, wie die verbündeten Regierungen 
fih dann ftellen würden zu der Zulaffung ausländiſcher Gejelljchaften. Wir 
haben nichts dagegen und haben das durch die That an vielen Orten be: 
wieſen, find auch durch Verträge dazu verpflichtet, andere ald Deutjche in 
unjeren Kolonien thätig zuzulaffen. Indeſſen darin weiche ich doch von dem 

errn Abg. Dr. Hammacher ab: wenn e3 jchliehlich jo weit käme, daß eine 

olonie nur durch Nichtdeutiche erploitiert würde, jo würde ich der Mei— 
nung fein, daß ber deutſche Schuß gegenftandslos geworden ift; denn was 
haben wir für ein Interefſſe, Gelb und Ehre zu engagieren für Nichtdeutfche ? 
(Sehr richtig!) 

So weit ift die Sache inbefjen, was Südweſt-Afrika angeht, noch 
nicht gefommen. Die Zahl der Deutfchen, bie bis jetzt dort thätig find, ift 
allerdings ſehr gering, aber wir brauchen zur Zeit die Hoffnung noch nicht 
aufzugeben, daß fich dies Verhältnis ändern wird. 

E3 find im Augenblid Verhandlungen mit einer nr im Gange, 
und wenn nicht im legten Augenblid Störungen eintreten, haben wir die 
Doftnung, daß fie perfeft werden, da bie Gejellichaft, im wmejentlichen aus 

eutjchen mit deutſchem Kapital zufammengejegt, mit ihrem Beſitz in Deutjch: 
Iand gegründet, fich die Aufgabe ftellen wird, einen Zeil der Dinge zu über: 
nehmen, die bisher in den Händen der ſüdweſtafrikaniſchen Gejellichaft waren. 
Ich kann bei bem Stande der Verhandlungen zig. auf Einzelheiten nicht 
einlafjen, kann mich aber ber Hoffnung Hingeben, daß, wenn dieſer Vertrag 
zu ftande fommt, bie beutfchen Intereſſen in einer gebeihlichen Weife in 
Südweſt⸗Afrika fi) werden entwideln fönnen, und daß damit jeder Grund 
für die Regierung, ber Gefellichaft, die fich grünbet, oder benen, die fich noch 
rünben werben,- bie Beftätigung zu verfagen, wegfällt; denn wenn mein 

mt3vorgänger, ebenjo wie ich bisher, Getellichaften bie Genehmigung, in 
Sübmeft:Afrita fich zu etablieren, verfagt hat, jo geichah ed, meil ed vor—⸗ 
twiegend nichtdeutſche Gejellichaften waren. Der Herr Abg. Dr. Hammacher 

at an mich die Anfrage gerichtet, ob ich die Abficht Hätte oder gehabt 

tte, Südweſt-Afrika zu verkaufen, da es in Zeitungen gejtanden hat. Ich 
abe wirklich geglaubt, bei meiner Enthaltjamfeit in Bezug auf die Prefje 
nachgerade über derartige Fragen fort zu fein. Wenn ich auf alles das er: 
widern wollte, was in ber Preſſe fteht, jo Hätte ich viel zu thun, und dieſe 
Nachricht gehört genau in ben Kreis der mafjenhaften Fabeln, die heute 
verbreitet werden. (Sehr gut!) 

Wenn dies nun der Standpunkt der verbünbdeten Regierungen ift, fo 
ift weiter die Frage angeregt worden, ob das nun für alle Zeiten jo wäre. 
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Ya, mir fehlt die prophetifche Gabe, und wenn ich von Kolonien rede, jo 
möchte ich noch vorfichtiger fein, als wenn ich ſonſt von ber Zukunft rebe. 
Ih kann nur jagen: Das ift der Standpunkt ber Regierungen heute. Bon 
diefem Standpunft haben fie die Vorlage eingebradht und wünſchen, baf fie 
genehmigt werde. Man ift nun auf das Verhältnis der Schuktruppe zu 
Witboy gelommen. Die Schußtruppe befteht aus 40 bis 50 anfangs beritten 
gewejenen, nachgerade aber unberitten gewordenen Poliziften. (Heiterfeit.) 

An der Spike der Schutztruppe fteht ein vorzüglicher omaier, ber 
Hauptmann von Frangçois, dem ich dad Zeugnis ausfiellen muß, im Gegenſatz 
zu manden Anfeinbungen, bie er — hat, und denen ja jede Polizei, 
vollends eine Polizei unter braunen Menſchen ausgeſetzt iſt (Heiterkeit), daß 
er ſeinen Funktionen vorzüglich genügt und ſeine Inſtruktionen unter den 
ſchwierigſten Verhältniſſen genau befolgt hat. Er iſt preußiſcher Offizier, 
und ich weiß aus ſeinen Berichten, daß es ihm viel ſchwerer geworden iſt, 
nicht zu ſchießen, als zu ſchießen. Er hat aber ſeine Inſtruktionen befolgt, 
und ich habe gar keinen Anlaß, dieſe Inſtruktionen zu äudern, ſondern ich 
habe ſie von neuem beſtätigt und ihm eingeſchärft; denn was ſoll entſtehen, 
wenn dieſe 50 Polizeiſoldaten ſich in den Streit von Völkerſchaften ein: 
mijchen, die auf der einen Seite 60,000, auf ber anderen Seite vielleicht 
12,000 Mann zählen? Im füdlichen Zeile unferes Schußgebietes ift ein 
Mann auferftanden, halb Prophet und halb Krieger, Witboy mit Namen. 
Gr er ſicherlich das Talent, feine Umgebung zu begeiftern und fortzureißen. 
Er hat eine Truppe zu ftande gebracht von 400 bis 500 Mann, zum größten 
Zeil beritten, alle mit Hinterladern bewaffnet und bank der Freundlichkeit 
unjerer Nachbarn in Südweſt-Afrika au reichlich mit Munition verjehen. 
(Hört, hört!) 

Mit diefer feiner Truppe hat er fich in ein Felſenneſt zurüdgezogen, 
Hornkranz genannt, und in bem lebt er, und wenn ihn ber Hunger treibt, 
macht er Ausfälle. So ift er denn im Herbſt vorigen Jahres in das Land 
ber Hereros gezogen, um denen die Herden mwegzutreiben. Das ift ihm auch 
im vollen Umfange geglüdt. Nun jagt ber * Abg. Hammacher: Da hat 
die deutſche Schutztruppe mit Gewehr bei Fuß dabei geſtanden. Nun möchte 
ich Sie einmal bitten, fih die Konjequenzen auszumalen, wenn bie deutſche 
Schußtruppe nicht mit Gewehr bei Fuß geſtanden —* ſondern das Schießen 
gekriegt hätte (Heiterkeit), was ſollen denn 50 Hinterlader gegen 400 bis 
500? Nun will ich den Deutſchen ſehr hoch rechnen, und bie Scieh- 
ausbildung ber eig lee jehr niedrig anfchlagen: auf bie Dauer fommt 
aber doc, einmal der Moment, two von dem jchlechteft gezielten fyeuer eine 
ſolche Zahl von Echüffen trifft, daß 50 Leute vom Erdboden verſchwinden. 
Der Hauptmann von Francois hat das nicht jo angejehen, er fagt: Ich 
würde jehr gern — ich würde einen entſcheidenden Schlag gegen 
den Mann riskieren. Ich muß mir aber ſagen: Wenn dieſer brave Mann 
den entſcheidenden Schlag riskiert und er ſiegt nun, was iſt dann die Folge? 
Wie viel Mann wird er von der Schutztruppe dann noch übrig haben? Was 
macht er, wenn der Witboy wieder in ſeine Feſte zurückgeht? Zernieren 
kann er fie nicht. Wie will er die 50 Mann verwenden, um ſich im Lande 
nur fo lange zu halten, bis wir ihm eine neue Unterftüßung ſchicken? 

Nun ift die Frage angeregt: kann man nicht diefe unfere Freunde, 
die Hereros, bewegen, fi) mit Hauptmann von Francçois zu verbünden ? 
Nun ſagt letzterer Verb, er dankt für diefe Bundesgenofienfchaft (Heiterkeit), 
und ich glaube, er hat reiht. Zunächſt fommt dabei eine Schwierigkeit in 
Betracht, die das Land bietet: Größere Abteilungen find jehr ſchwer auf 
dem Wege der Requifition in Südweſt-Afrika zu ernähren und oft noch 
ſchwerer zu tränken; mit der Zahl der Streiter, wenn ed nicht vollwertige 
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Menſchen find, wächſt der Ballaft einer ſolchen Erpedition, unb Herr von 
François hat für die Bermutung, daß diefe Hereros nur Ballaft jein wür— 
ben, auch infofern eine Berechtigung, ala fie fich bisher — ich will dem 
Ehrgefühl der Hereros nicht zu nahe treten (Heiterkeit) — durch einen hohen 
Grad von Vorficht ausgezeichnet haben. (Große Heiterkeit.) 
Auch bei ben Ereigniffen im September ıft feinem Weißen ein Haar 
efrümmt worden, jo viel Reſpekt hat ber Witboy vor ben Weißen gehabt. 
hat das Haus feines Weißen betreten, er hat nicht aus ber Pfübe ge: 
träntt, von ber Hauptmann von Francois behauptete, fie gehöre ihm. Troß: 
bem haben bie Hereros ſich wenig oder gar nicht gerührt, ſondern fie haben 
es borgezogen, in die Käufer der Weiten zu laufen, um da Schuß zu finden, 
ftatt fich zu wehren, obwohl fie eine Bevölkerung find, die im ganzen 
60,000 Mann zählt. 

Daß wir alfo, jolange nicht deutiche Intereſſen in Südweſt-Afrika 
in größerem Umfange engagiert find, feinen Grund haben, deutſches Blut 
für die Herero3 zu vergießen, ift mir zweifellos; um jo zweifellojer, ala bei 
den Greignifjen in Otjimbimgue, auf die der Herr Abg. Hammader an 
jpielte, bei denen der Engländer Lewis beteiligt war, dieſelben Hereros fich 
gegen una recht unſchön benommen haben. Nichtsdeftorweniger würde ich einer 
Vermehrung der Schußtruppe nicht abgeneigt jein, immer aber unter ber 
Vorausſetzung, daß erſt mehr zu jchügen da ift. Dan hat mich wiederholt 
angegangen und gejagt: „Ja, mein Gott, was wollen Sie? Wie jollen wir 
una in Südweſt-Afrika niederlafjen? Wir finden dort feinen Schuß! Erft 
bringen Sie einmal eine Truppenmadt Hin, die und garantiert, dak mir 
dort ungeftört arbeiten können!“ Ich kann das nicht acceptieren; ich bleibe 
bei dem Grundjaß, auf dem mein Herr Amtsvorgänger geftanden hat: Erft 
muß etwas zu jchüßen fein, und dann kommt die Truppe hin; benn wenn 
wir an dieſem Grundſatz nicht feithalten, dann wäre das eine Schraube 
ohne Ende, und wir befämen ein Armeelorp3 von Kolonialtruppen, die über 
ganz Afrika zerftreut wären. (Sehr richtig! linke.) 

Wir wollen nun in Ruhe abwarten, wenn das hohe Haus die An: 
träge ber Regierung genehmigt, wie dieſes Jahr verlaufen wird. Wir jehen 
dieſes Jahr nur ala ein Verſuchsjahr an; wir können eben nicht in bie 
Zukunft jehen, wir haben aber nicht den mindeften Grund, an der Zukunft 
zu zweifeln, denn in dem, was der Herr Abg. Hammacher in Bezug auf 
die Zulunft von Minen jagt, kann ich ihm, geftügt auf meine Kenntnis 
füdafrifanifcher Verhältnifie, die übrigens wahrjcheinlich auf denfelben Büchern 
bafiert, wie die feine, nur zugeben: man fann nicht willen, was aus dieſen 
Kolonien nicht alles noch einmal wird, jobald man Zeit hat und Kapital 
hineinzuſtecken geneigt ift. Der gegenwärtige Zuftand wird nicht haltbar 
fein; geben Sie uns aber ein Jahr Zeit, dann werden wir in ber Lage 
fein, Elarer zu fehen und beurteilen zu können, was Weiter werben joll. 
(Bravo!) 


Am 5. Februar äußert der Reichskanzler über Oſt-Afrika: 


Die Aeußerungen de3 Herrn Abg. Grafen Mirbach, jo nachſichtig fie 
für die Perfonen, die die Ehre haben, die jegige Regierung zu vertreten, find, 
nötigen mich doch, näher einzugehen auf unfer jehiges Verhältnis zu Oft: 
Afrika, der bedeutenditen und, wie ich annehmen darf, derjenigen unjerer 
Kolonien, die hier in und außer dem Haufe das meifte Intereffe in Anſpruch 
nimmt, weil in diefer Aeußerung doch eine Kritik der Regierung lag. 

Herr Graf Mirbach jagt zwar: das, was geichehen wäre, würde, wie 
er hoffe, das Anjehen der Regierungen nicht alterieren. ch habe die Be— 
forgnis auch nicht, aber er ſprach da einen Tadel aus, der geftern in einer 
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etwas inbirefteren, aber vielleicht noch jchärferen Form von Herrn von Kar: 
dorff ausgeiprochen ift, der ausſprach, er könne jeßt nicht mehr fich für die 
Kolonialpolitif enthufiagmieren — ich weiß nicht, ob das ber Ausdrud 
war —, früher hätte er es gethan; feit man aber Witu und das Proteftorat 
über Eanfibar aufgegeben babe, jei ihm die Sache nicht mehr wert. Da: 
ift ein unendlich jchwerer Vorwurf für die Regierung, wenn deren Verhalten 
jo gemweien jein jollte, dat fo patriotifche Männer nicht mehr in der Lage 
find, fi für einen jo wejentlichen Zweig unſeres öffentlichen Lebens zu inter: 
eifieren. Und wenn die Regierung daran bie Echuld trüge, jo müßte fie 
allerdings jehr große fehler gemacht haben. ch werde verjuchen, von 
meinem Standpunft aus nachzumeijen, da das nicht geichehen tft. Ich bin 
zu diefem Verſuch umſomehr veranlapt, ald nach dem deutſch-engliſchen Ab: 
fommen ein thatjächlicher Entrüftungsfturm durch die Prefje ging gegen bieie 
Negierung, für die faum ein Attribut jcharf genug war. 

Derzeihen Sie mir, wenn ich etwas weiter aushole und mit ber Frage 
anfange: was fanden wir denn vor einem Jahre in Bezug auf Oft:Afrila 
vor? Mir fanden in Oſt-Afrika zwei deutiche Echußgebiete: Witu und das 
von der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Gejellihaft erworbene Oſt-Afrika. Diele 
beiden Gebiete waren durch eine breite Zone anderen Gebiets voneinander 
getrennt. Unfer eigenes Oſt-Afrika gliederte fich in die 10 Seemeilen breite 
Küſte, auf der die Flagge des Sultans von Sanfibar unangefo ten nad 
wie vor mwehte. Es folgte dann dad Echußland, im dem die Oſtafrikaniſche 
Gejellichaft einen gewiſſen Einfluß übte, und endlich die Intereſſenſphäre. 
Tiefer Intereſſenſphären waren wieder zweierlei: einmal bie anerkannt deutiche 
Intereifeniphäre, an die England feinen Anſpruch machte, und dann bie fo: 
genannten jtrittigen Interefleniphären, von denen eine im Norden und eine 
ım Süden der anerkannten beutfchen Interefieniphäre lag. Im Lande war 
Kriegazuftand: der Major von Wihmann, auf Grund der Vollmadhten, die 
er befommen hatte, fuchte das Land zu pazifizieren. Handel und Wandel 
lagen darnieder, die fogenannten Städte, aljo die kleinen Anhäufungen von 
Wohnungen, die da exıftierten, waren zum größten Teil niedergebrannt. Ich 
glaube, e3 hatte bis dahin nur eine einzige Plantage ben Anfang gemacht, 
zu exiftieren; fie eriftiert auch nicht mehr, und in Sanfibar ftritt fich deutjcher 
und engliicher Einfluß darum, wer heute oder morgen das Ohr des Sultans 
von Sanfibar hätte. Das war ein Zuftand, jo jchlimm, wie er nur jein 
fonnte, der herbeigeführt war nicht durch ein Verſchulden ber früheren Re 
gierung. Ich mill auch der Ditafrifanifchen Gejellichaft feinen Vorwurf 
machen. 63 war ein Zuftand, der fich ohne Zuthun unſererſeits aus den 
Verhältniſſen entwidelt hatte. Es mußte nun eine der erjten fragen ber 
Regierung fein: wie ftellen wir uns den Dingen gegenüber? Schon unter 
meinem Amtsvorgänger waren Verhandlungen eingeleitet worden, die dahin 
gingen, mit England zu einem erträglichen modus vivendi zu fommen. Die 
Verhandlungen Hatten aber noch nicht begonnen. Am 2. Mai v. 5%. gab 
Ce. Majejtät der Kaiſer für die Verhandlungen ber ojtafritanifchen An: 
gelegenheiten im Jmmediatvertrage die Entſcheidung, daß 

1. die für Kolonialzwede verfügbar zu machenden Mittel in erfter 
Linie auf Oft:Afrifa zu verwenden find; 

2. daß in ben jet beginnenden Berhandlungen mit England auf 
Anerkennung der bdeutjchen Anjprüche auf die ftrittigen Intereſſenſphären, 
zunächit auf die nördliche, dann die fübliche, hingewirkt werde, und daß im 
Notfall das Preisgeben von Wituland bis Kismaju, vorbehaltlich der Be 


friedigung etwaiger berechtigter Anfprüche der dort intereffierten Deutichen, 
als Kompenfation zuläffig fei; ch ii ſchen 
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3. baß ber Uebergang der Hoheitärechte in bem innerhalb ber beut: 
ſchen Zone liegenden Küjtenftriche auf das Deutſche Reich angeftrebt werde; 

4. daß die Umwandlung der Truppe des Reichskommiſſars Wißmann 
in eine Kaiferlich deutiche Truppe zu bewirken jei; 

5. daß die Schaffung einer über dem Reichstommiffar und den fonft 
beteiligten beutjchen Behörden und SKorporationen ftehenden Zentraljtelle 
mit dem Sit auf dem Feſtlande ind Auge zu fallen und - 

6. dat die Mebernahme der Verwaltung des KHüftenftriche® und des 
Schußgebietes in die unmittelbare Reichäverwaltung zu betreiben fei. 

Nach dieſen Allerhöchiten Direktiven num — ich wieberhole, fie find 
unter dem 2. Mai dv. %. gegeben worden — ift bie deutfche Regierung vor: 
gegangen, nicht einen Schritt davon find wir abgegangen, und noch heute 
fteht die Kolonialregierung auf dem Boden diejer Direktive. Es war not: 
wendig, daß jolche Direftive gegeben wurde und daß man fich klar wurde, 
was denn eigentlich geichehen Hollte; benn dieſer Zuftand, in dem wir lebten, 
war eben unerträglich; wir mußten heraus aus ihm, und das war eine ber 
weſentlichſten Schwierigkeiten, die ung beim Abſchluß des PVertrages mit 
England entgegentraten. England hatte Zeit und war nicht a. Ge: 
fättigt don reichen Kolonien, jpielte etwas mehr Witu oder Sanfıbar für 
England nicht die Rolle wie für und, wo ja durch die Teilnahme der Nation 
an dieſen Tingen die Kolonien für uns einen idealen Wert gewonnen hatten, 
von dem in England feine Rebe war. 

Eine weitere Erjchwerung ber Verhältnifie bei den Verhandlungen 
lag darin, daß man mit Dingen zu thun hatte, die geographifch und recht: 
lich zum großen Zeil nicht definterbar waren. Es handelte fich um ganz 
unbefannte und unbenannte Größen. Es kam hinzu, dab England dem 
Sultan von Sanfibar gegenüber die ftärfere Stellung einnahm. Gngland 
ift dort feit Anfang des Jahrhunderts thätig geweſen, und wenn ich gern 
anerfenne, daß die deutjchen politiichen Agenten, welche in Sanfibar thätig 
waren, e3 dort bi3 zu einem gewiflen Grade von Einfluß gebracht hatten, 
fo war der Engländer doch der Stärkere dem Deutichen gegenüber. Das 
beutjche Element auf ber Inſel und in der Stadt Sanfibar hatte zugenommen, 
ein ftarfer Zulauf von zum Zeil fragwürdigen deutſchen Elementen hatte 
ftattgefunden, und dies VBorhandenjein der Deutjchen war den Berhandlungen 
und unjerem Verhältnis zum Sultan jchon feit langem nicht mehr fürder: 
lich geweſen. Die Deutichen waren mehr laut als einflußreich dort. So 
traten wir unter nicht leichten VBerhältniffen in Unterhandlungen mit Eng: 
land ein. Sch werde nachher darauf zurückkommen, was wir damals erreicht 
haben. Ich bin noch heute der Ueberzeugung, die ich beim Abichluß ber 
Verhandlungen Hatte, daß, wenn wir von dem Werte von Helgoland ab: 
jehen und von der Frage, inwieweit fi) unjer Verhältnis zu England dadurch 
gebefjert hat, der Vertrag für uns vorteilhaft war. (Sehr richtig! Links.) 

Ich will mir num erlauben, die wejentlichjten Vorwürfe, die dagegen 
erhoben worden find, burchzugehen. Eine Menge Kleinigkeiten faſſe ich unter 
einen Vorwurf zujammen: Ihr habt nicht genug gekriegt; und in der deut: 
ichen Preffe ging man fo weit, zu jagen, der brave deutiche Michel hätte 
fih von dem perfiden Albion über Chr hauen lafjen und wäre nur mit 
einem fleinen Stüd der Beute nad Haufe gefommen. Gin fremder Staats: 
mann foll die Aeußerung während der Verhandlung gethan haben: „Gott, 
wenn man nur PDeutichland ganz Afrika geben könnte!" In dem Ausspruch 
liegt die Anerkennung, daß die Sache doch irgendwo eine Grenze haben 
müßte. Man hatte die Theorie des Hinterlandes erfunden und war in deren 
Anwendung nicht ſparſam geweſen. Nun mußte ſich die Kolonialregierung 
aber doch die Frage vorlegen: was können wir auf die Dauer halten? wie 
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weit reichen unfere Kräfte? wie weit reicht das Geld, was Deutſche in Ro: 
lonien anzulegen gejonnen find, und wie weit reicht unfer Menfchenmaterial, 
wa3 in den — verwendbar iſt? Und da, bin ich der Meinung, war 
von Hauſe aus eine Schwäche unſerer Kolonialpolitik — und ich betone 
wiederum ausdrücklich, um jedem Mißverſtändnis vorzubeugen: ich übe hier— 
mit keine Kritik an meinem Amtsvorgänger —, das lag in der öffentlichen 
Meinung, in den Verhältniſſen, wie die Kolonien bei uns geboren wurden. 
Man hatte nämlich an zu vielen Stellen gleichzeitig angefangen und Hatte 
nun beide Hände voll mit Tingen, die man zu verwerten nicht im flanbe 
tar, weil man weder Geld noch Menjchen dafür hatte. Iſt diefe meine 
Anſicht richtig, fo folgt weiter, daß über eine gewiſſe Grenze hinaus jede 
Vermehrung des Umfangs unſerer Befigungen in ben Solonien zu einer 
Schwächung werben mußte; denn wenn wir doch nicht die Kraft hatten, das 
In verwalten und zu halten, was wir gewonnen hatten, jo mußte in dem 
ehrnehmen Mat gehalten werden, fonft wuchs die Schwäche. 

Bon den zahlreichen einzelnen Punkten, die bemängelt worden find, 
ift mancher jchon der Vergefjenheit anheimgefallen. Zwei find von den Herrn 
Abgg. Graf Mirbad und v. Kardorff ausdrüdlich erwähnt worden, und ich 
erlaube mir deshalb, näher auf fie zurüdzufommen. Sie hatten immer bis 
dahin in der öffentlichen Meinung noch einen dritten Kollegen, den ich aber 
jet, nachdem er hier nicht erwähnt it, für abgethan halten darf: die Wal- 
—55 — Die beiden, welche jetzt noch genannt wurden, find Witu und 
Sanſibar. 

Nun, was iſt Witu? Meine Herren, in der Denkſchrift, die die 
Kolonialregierung veröffentlicht hat am 29. Juli im „Staats-Anzeiger“, hat 
ſich die Regierung mit derjenigen Vorſicht, die durch unſer Verhältnis zu 
England und zu den Gefellicpatten, welche in ihrer Thätigfeit und in ihren 
Einnahmen nicht zu beeinträchtigen die Regierung nicht allein ein Interefje 
hatte, jondern die zu jchüßen er verpflichtet war, — alfo mit derjenigen 
Vorficht, die diefe Rückſichten geboten, hat fich die Regierung ausgeſprochen. 
63 jteht da auch ungefähr zu leien, was fie über Witu benft. Da ih nun 
doch annehmen muß, daß das, was ba fteht, den Herren nicht genügt hat, 
daß fie immer noch meinen, Witu muß für ein hinreichend fulturfähiges und 
und mwohl zu eriwerbendes Land angefehen werden, jo will ich mir erlauben, 
aus dem Gejchäftsbericht der damals noch agierenden Witugefellfchaft folgendes 
vorzulefen. Sie bemerft, 

da fie auch dem Plantagenbau — 

darauf war fie nämlich aufmerkſam gemacht worden — 

die ihm gebührende Aufmerffamkeit gewidmet habe, daß berjelbe aber, 
wenn nicht durch Sklavenarbeit erfolgend, fich unrentabel erweife. Der 
Wert der Ernten reiche nicht einmal hin, um die Auffeher und Arbeiter 
zu ernähren und zu lohnen, geſchweige denn einen Gewinn einzubringen. 
Ginige Stofospalmenplantagen jeien im Heranwachſen begriffen, würden 
aber erft in einem Jahrzehnt Früchte tragen und alädann erft, wenn 
überhaupt, fi) ergiebig zeigen. 

Nun fann man doch annehmen, daß dieſe Gefellichaft, die mit großen 
Hoffnungen gegründet war, ein noch praftifcheres Intereſſe daran hatte, Die 
guten Seiten von Witu zu finden, ſoweit welche findbar waren, als etwa 
die bloßen Reifenden, die geſtern hier citiert worden find. Wir find ja mit 
unferem Material, mit allen Quellen über dieſe Länder übel dran. E3 find 
zum Zeil Berichte von Reijenden und, mie jchon bemerkt ift, der eine bat 
das Fieber gehabt, der andere. Hat es nicht gehabt, fofort fehen fie bie Sache 
ander3 an. Dann fommen die Berichte von Kaufleuten, die fait immer ein 
Intereſſe an der Sache haben, ber eine will Konkurrenz machen, der andere 


Das dentſche Keich und feine einzelnen Glieder. (Februar 3.—6.) 21 


will fie nicht, der dritte will nicht geitehen, daß er dort ſchlechte Gejchäfte 
gemadt hat. Und ſchließlich haben wir Briefe von Miffionaren, die ſich 
oft mit ihren Tauffindern identifizieren und den engen Kreis, in dem fie 
wirken, auch für maßgebend für weitere Verhältniffe halten. 

ch bin aljo der Meinung, dat, wenn die Kolonialregierung auf bies 
Land Witu an fich feinen großen Wert legte, bisher ba3 Gegenteil, daß fie 
Unrecht gehabt hat, nicht erwieſen ift. 

Ter Wert von Witu verringerte fi) umſomehr, ald e3 im Laufe ber 
Derhandlungen zweifellos wurde, daß wir die beiden Inſeln Manda und 
Patta, die dem Witulande vorliegen, nicht befommen fonnten. ie ftehen 
in demjelben Verhältnis wie die dritte, Lamu; das war jchon durch ein 
Schiedögericht dem Sultan von Sanfibar zugeiprochen; dasjelbe hätte uns 
bier pajfieren fönnen. Nun würde ich aus meinem alten Intereſſe für die 
Marine e3 gewünfcht haben, dieſe Inſeln, Manda und Patta, betommen zu 
tönnen, weil hinter ihnen ein verhältnismäßig brauchbarer Hafen war. Die 
Berhältnifje lagen aber fo, daß die Rechtaverftändigen, die wir darüber 
hörten, der ge waren, fein Schiedägericht könne ung Manda und Patta 
zuſprechen. Ohne Manda und Patta aber war dies ganze Wituland für 
und ziemlich wertlos; denn das beſte an ihm war eben nach meiner Anficht 
ber Hafen; befamen wir den Hafen nicht, jo war auch das Hinterland nichts 
nüße. Nun war die Witugejellichaft im Begriff, fich aufzulöfen und fich 
an die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gejellichaft zu verfaufen, und zwar mit der 
ausgejprochenen Abficht, dadurch ein Kompenſationsobjekt zu jchaffen. Dieſe 
Ab t Hatte die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gefellichaft acceptiert auf Inſtanz 
der Regierung; der damalige Staatsjefretär des Auswärtigen Amts hatte 
ber Geellichatt eröffnen lafjen, daß das Auswärtige Amt gegen den Erwerb 
be3 Witulandes durch die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gejellichaft nichts einzu: 
wenden hätte, aber nur unter der VBorausfegung, daß diejer Erwerb zu Kom— 
penjationszweden erfolge. Alfo ſchon damals, jchon ehe wir in den Vertrag 
eintraten, jtand feit: Witu joll zum Kompenfationsobjeft gemacht werden. 

Nun Hat Witu, nachdem e3 an England abgetreten war, noch ehe 
die Abtretung ganz perfeft war, das Intereſſe des Publikums von neuem 
dadurch erregt, daß Deutſche, die eine Unternehmung dahin gerichtet hatten, 
zu Schaden gefommen find: es war das zu beflagen. Ich will auf die 
Einzelheiten bier nicht eingehen und mich auf die Bemerkung beichränfen, 
bat, auch wenn Witu um die Zeit noch deutjch gewejen wäre, nach den mir 
befannten Perjonalien des Mannes, an deſſen Namen fich diefe Erpedition 
anfnüpft, ich nicht den mindejten Zweifel daran habe, daß eine Ausfchrei: 
tung gegen den Sultan von Witu, die zu diefen Feindſeligkeiten führte, 
fo gut unter deutſchem Proteftorat möglich) war wie unter englischen. 

ie Engländer fchritten nun ein und Haben ein Landungsforps von 900 
Mann etwa drei Tagemärjche in das Innere geſchickt, um Witu nieder: 
brennen zu lafjen. Menn wir num im der Yage gewelen wären, um ber 
Ausjchreitung eines Deutjchen willen eine ſolche Expedition in Szene zu 
fegen, jo würden twir materielle Mittel haben aufbieten müffen, die etwa 
denjelben Umfang angenommen hätten, wie die Schiffsfonzentration um 
Canfibar im Jahre 1885. Die Engländer halten vermöge ber großen Zahl 
ihrer Schiffe auf einer einzelnen ihrer zahlreichen Stationen, die von meh— 
reren Flüſſen geteilt find, ungefähr jo viel Schiffe, ald wir überhaupt im 
ganzen Kreuzer in der Welt im Dienſt haben. Die fyolge wäre die gemwejen, 
daß, wenn wir ein Landungskorps von 900 Mann hätten zufammenbringen 
müffen, wir fieben, vielleicht auch acht Kreuzer hätten zufammenziehen müſſen; 
wir hätten aljo dieſe vera von anderen Stationen —— müſſen; 
es würde ſehr lange Zeit darüber vergangen fein und es hätte nicht un: 
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erhebliche Koften verurfadht. Denn ich darf daran erinnern, daß a conto 
dieſer Scifföfonzentration bei Sanfibar vom Jahre 1885 der Etat ber 
Marine um etwas über eine und eine halbe Million überfchritten wurde. 

Ich meine aljo, daß auch vom rein finanziellen Standpuntte bie 
Geichichte und infofern recht gegeben hat, als fie zeigt, wie koſtſpielig zu 
Zeiten der Beſitz eines abjolut wertlojen Landes werden kann. 

Ich komme zu dem Protektorat von Sanſibar. Ich Habe mir fchon 
erlaubt zu erwähnen, daß die Zuftände in Sanfibar geradezu unerträglich 
waren. Wir find bis dahin, wenn auch bie Sntereffen von Engländern 
unferen Intereſſen oft entgegengefeßt waren, immer noch weiter gekommen, 
indem zuleßt eine gewiſſe Konnivenz von England gegen unſere Intereſſen 
eintrat, eine Konnivenz, die hier und da von und burch die allgemeine Po- 
Litit ausgeglichen wurde; unjere allgemeine Politit war vielleicht hier und 
ba in der Yage, etwas für England thun zu können. So hatte man ſich 
arrangiert. 

Nun Hat man gejagt — ich gebe dad vollflommen zu —, daß ber 
Pefig von Sanfıbar ben Banbel in ben bisherigen Berhältniffen gelafjen 
hätte. Der Handel wird an ber Hüfte befanntlich Hauptjächlich durch Inder, 
die dort anſäſſig find, betrieben. 

Die Leute find gewohnt, nach Sanfibar zu handeln; auch manche 
andere Berhältniffe jprechen mit. Trotzdem aber mußten wir una von San: 
fibar trennen. Denn daß und bei diefem Vertrage dad Proteftorat abge: 
treten worden wäre, wenn England nicht gewollt hätte, das war ausge: 
ſchloſſen. Es konnte damals nur ber Zuftand eintreten, der einzutreten 
pflegt, wenn zwei Mächte miteinander verhandeln und es nicht zum Kriege 
fommen laſſen wollen, fi) auch zur Zeit fein Kompenſationsobjekt in der 
allgemeinen Politik findet: daß man dann ben ftrittigen Punkt auf fich be: 
ruhen und ben status quo fortbeitehen läßt. Das war aber das, was wir 
nicht fonnten. Denn wir waren unbedingt in der Notwendigkeit, von dem 
zehn Seemeilen breiten Küftenftreifen die Flagge des Sultans herunter: 
zubefommen; wir waren weiter in der Notwendigkeit, dies Rejultat zu er: 
reichen, ohne einen Grofchen Geld dafür in der Taſche zu haben. 

Nun Hat man gejagt: hättet ihr gewartet, jo wäre euch ja dies 
ganz von felbft zugefallen. Ja, das ift ein Moment, was meinerjeit3 nicht 
als durchichlagend anerkannt wird. Wenn man die Borausjegung hat, daß 
die DVerhältniffe der allgemeinen Politik einmal jo werden könnten, daß 
England geneigt wäre, für irgend einen Preis, den wir anderswo zahlen, 
- und das Proteftorat von Sanfibar zu überlaffen, — wenn ein ſolcher Zu: 
ftand einmal eintreten fünnte —, jo weiß ich nicht, warum derjelbe nicht 
jet ebenfo gut eintreten fann, wie noch zu der Zeit, ald ber Sultan ſou— 
veräner Herr von Sanfibar, aber unter Englands Einfluß var. 

Ich will noch auf einen Vorwurf eingehen, der una wiederholt ge: 
macht worden ijt, nämlich den, daß Fürſt Bismard diefe Abtretung jchwer: 
lich gemacht haben würde. Man hat die jehige Regierung darin mit ber 
vorigen verglichen, und der Vergleich fiel zu unferem Nachteil aut. Nun 
würde ich ganz und gar ein pflichtvergefjener Menſch fein, wenn ich; ala ich 
in dieſes Amt eintrat und folche Verhandlungen übernahm, mich nicht, jelbit 
wenn mein Vorgänger nicht der bedeutende Dann geweſen wäre, der er ivar, 
davon überzeugt hätte: was find denn für Vorgänge da und was hat denn 
die Regierung in der Cache vor, was hat fie Hr einen Standpunkt einge: 
nommen? Da3 war ja eine ganz jelbjtverftändliche Pflicht, und Sie können 
glauben, daß ich dieſer Pflicht mit großem Eifer nachgegangen bin. 

Da habe ich nun im Bezug auf Witu gefunden, daß im Oktober bes 
Sahres 1889, als der Fürſt Bismard fi) auf feinem Landfige befand, und 
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bie Trage wegen der Annektierung des Küftenftriches von Witu bis Kismaju 
angeregt worden war, er nach Berlin fchreiben ließ: „Mag die Nachricht 
richtig fein oder nicht; jedenfall3 bittet der Reichäfanzler dringend, vor jeg: 
Lichem Borgehen fich jorgfältig zu vergewifjern, ob nicht Engländer dajelbjt 
befiere Rechte haben oder auch nur zu haben glauben. Die Erhaltung von 
Lord Saliöbury hat für Se. Durchlaucht mehr Wert wie ganz Witu.“ 
(Hört, hört! links.) 

Und was das Protektorat von Sanfibar angeht: e3 war im Dezember 
1888; e3 hatte eine Budgetverhandlung ftattgefunden, bei der die Frage 
angeregt worden war, ob man nicht dad, was wir jebt haben, im Wege 
des gütlichen Vergleichs befommen fünnte, nämlid) den Erwerb des Küſten— 
ftreifend auf dem Feſtlande, dieſes zehn Seemeilen breiten KHüftenftreifeus, 
durch eine Abfindung be3 Sultans, und ich glaube, der Herr Abg. Oechel— 
bäufer, unterftüßt auch durch Abgeordnete anderer Parteien, Hatte die An: 
ficht aufgeftellt, man könne für diejen Ktüftenftreifen wohl 10 bis 20 Mil: 
lionen dem Sultan von Sanfibar bieten. E3 war dann die weitere dee 
angeregt worden, man könne dann den Engländern an einer anderen Stelle 
aud zu Willen fein. Ta hat mein Herr Amtsvorgänger an ben Rand des 
Berichts, der ihm über dieje Kommiſſionsſitzung gemacht worden ijt, ge: 
fchrieben: „Darüber müßten wir zunächſt England fragen, wo ich Zujtim: 
mung faum erwarte. England ijt für ung wichtiger wie Sanfibar und Oft: 
Afrita. (Hört, Hört! Links.) 

Ich glaube aljo, der Vorwurf eines leichtfinnigen Abweichend von 
ben Traditionen meines Vorgängers oder ber, eine faljche Bahn eingeichlagen 
zu haben, weil fie nicht die meines Vorgängers war, kann mic) im diejer 
Beziehung nicht treffen. (Bravo! rechts.) 

Nachdem wir nun unter vielen Mühen — und ich fann jagen, ic) 
habe mit Spannung den Moment erwartet, in ber legten Stunde zog er 
fich noch Hin, bis die Unterfchrift unter den Vertrag gejeßt war —, nachdem 
wir das mit vieler mg erreicht hatten, fam die vielleicht noch größere 
Mühe. England hatte fich in dem Vertrage verpflichtet, uns beizujtehen, 
dab wir gegen eine billige Eutjchädigung ben SKtüjtenftreifen, ſoweit der 
Sultan N Hoheitärechte an ihm hatte, von ihm befommen jollten. 
Fa, eine billige Entfchädigung; das jchreibt fich leicht, nachher aber wird 
das Wort fehr drüdend, wenn man pofitiv, wie wir, feinen Pfennig in 
der Tafche Hat. Womit fjollten wir den Sultan entichädigen? Es blieb 
una aljo nichts übrig, ala in Verhandlungen mit der Ditafrifanifen (Se: 
fellichaft einzutreten. Während wir nun hier auf der einen Seite den Ver: 
ſuch machten, aus den Taſchen der Dftafrifanifchen Gejellichaft, deren Ber: 
waltungsrat um die Zeit nicht zuſammengebracht werden konnte, weil die 
meiften Mitglieder auf Reifen waren, eine Mark nach der anderen heraus: 
zuholen, jo verfuchten wir auf der anderen Eeite, in England um eine Mark 
nach der anderen den Preis herunterzudrüden (Heiterkeit), und jo find wir 
von dem urfprünglich angejegten Preife — und ich wiederhole nochmals, 
jelbft in der Budgetkommiſſion waren 10 bis 20 Millionen nicht für zu 
hoch gehalten worden, der Herr Major Liebert in feinem Keijeberichte hatte 
auch noch die Summe von zehn Millionen als eine ganz zahlbare für deu 
Gewinn dieſes Küftenftreifens gehalten — auf vier Millionen herunterge: 
fommen. Aber auch dieje vier Millionen wollten beichafft jein, und das 
war recht ſchwer. Es reichte aber nicht hin, diefe vier Millionen zu be: 
ichaffen, wir mußten weiter Geld befommen, um das Land, wenn wir nun 
die Herren geworben waren, meliorieren zu fönnen. Der Aufitand Hatte 
da3 Land verwüſtet, die Heinen Küftenftädte waren Haufen von Ruinen, bie 
Plantage Lewa war miedergebramut, zerjtört. Nicht allein dieſe Schäden 
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mußten wir herftellen, fondern wenn aus dem Stüftenftreifen überhaupt etwas 
werden jollte, mußten wir in der Zage fein, eine Telegraphenlinie anzulegen, 
bier und da Wege zu bauen, und eine Zahl Meliorationsarbeiten mußten 
vorgenommen werden, die die Regierung jelbft vorzunehmen feine Neigung 
hatte; fie mußte Leute finden, die fie vornehmen wollten. Wir mußten alfo 
zahlbare Menſchen an unferer Seite haben, die weiter mitwirten wollten, 
um das, was wir nun durch ben beutichenglifchen Vertrag in Oft:Afrika 
ewonnen hatten, ausnüßen zu können. Es mwurbe darauf der Ihnen be: 
annte Vertrag mit der Oftafrifanifchen Geſellſchaft abgeſchloſſen. Die Ge: 
fellichaft brachte die vier Millionen noch rechtzeitig auf; am 29. Dezember 
konnten wir fie zahlen, und fie brachte außerdem eine Summe von etwa 
ſechs Millionen auf, die fie fich vertraggmähig verpflichtet hatte, in das Land 
hineinzufteden, um es zu meliorieren. Das Reich übernahm die Verpflich: 
tung, aus ben Zöllen, die die Oſtafrikaniſche Gejellfchaft vom Sultan von 
Sanfibar gepachtet hatte und deren Ertrag nunmehr an das Reich überging, 
bie Gejellichaft zu einem billigen Sinstus, ber in dem Bertrage feſtgeſetzt 
ift, zu entichädigen. Die Eumme, die das Reich der Gejellichaft dafür jähr: 
lich zu zahlen Bat — 600,000 .4, wenn ich mich nicht irre —, ift geringer, 
als der Ertrag der Zölle, jelbit in dem Aufftandsjahre, wo Handel und 
Wandel nahezu ganz ftille geftanden haben, geweſen ift. Es iſt aljo nicht 
wahricheinlich, daß in RR A Zeit die Höhe diejer Zölle heruntergehen 
wird. ch will eins zugeben (weil ich nicht das Beftreben habe, hier irgend 
etwas zu verjchleiern): die Cache hat auch ihre Schwierigkeiten. Der Elfen: 
beinhandel, auf den wir bis jet in der Hauptfache bafiert find und ber 
eine Quelle dieſer Zölle ift, ift Raubbau. Es wird, wenn es jo weiter geht, 
einmal eine Zeit fommen, wo feine Elephanten mehr da find; aber nod 
find wir nicht jo weit. Und dann ift es eine Erfahrung, die andere folo: 
nifierende Nationen gemacht haben, nicht mit dem Elfenbein, aber mit Gold 
oder anderen fojtbaren Etoffen, daß, wenn man erft gewiffe Wege einge: 
ichlagen Hat, die urfprünglichen Artikel nicht mehr erforderlich bleiben. Es 
treten andere Artikel an deren Stelle, und fo find wir zu der Annahme be: 
rechtigt, daß die Deutſchafrikaniſche Gefjellichaft nach wie vor ihre Rente 
wird vom Staat erhalten fünnen. 

Ich möchte mich noch gegen etwas verwahren, was der Herr Abg. 
Bamberger gejtern mißverftändlich ſagte; er meinte, das Reich hätte bie 
moraliiche Verpflichtung übernommen, wenn nun doch über alles Erwarten 
‚ bie Zölle einmal geringer würden, dann mit feinen Mitteln beizufpringen. 
Das war mir ein neuer Gedanke. Dieſe moraliiche Verpflichtung habe ich 
bisher nicht empfunden, ich weiß auch nicht, ob das Reich fie empfinden 
würde, jedenfall würde das dann von Ihrem Empfinden abhängen. Wir 
mußten ja, wenn wir in Oft:Afrifa weiter fommen wollten, bei dem Ber: 
trage mit der Gefellichaft nicht bloß das fiskaliſche Intereffe im Auge haben, 
fondern diefer Gefellichaft, die ein verhältnismähig bedeutendes Kapital in 
Oſt-Afrika angelegt hatte, durch den Aufitand koloſſal gelitten hat, und in 
einen Zuftand verjeßt worden war, daß fie, wenn ihr nicht vom Weich, 
indem das Reich gewifje Funktionen übernahm, aeholfen wurde, vielleicht 
nicht wieder lebensfähig geworden wäre; ber Gejellichaft mußten wir foviel 
Schonung angedeihen laſſen, daf fie lebensfähig blieb und mit einiger Aus: 
fiht auf Erfolg in Oſt-Afrika weiter wirken fann. Ich glaube, daß auch 
diefer Vertrag mit der Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft ſowohl für das Intereſſe 
de3 Reichs wie für das der Gefellichaft ein guter tft. 

Nun jagt man, — und ich glaube geitern auch von dem Herrn Abe. 
Bamberger einen Anklang davon gehört zu haben —, Ihr hättet doch das 
Geihäft qua Rei machen follen und die 4 Millionen vom Reich auf: 
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bringen, da3 wäre einfacher und vielleicht auch vornehmer geweſen. Zweifel— 
los, denn vornehm war dies nicht (Heiterkeit), daS gebe ich zu, wenn bie 
Reichsregierung fi) bemühen muß, um nad) und nach eine Privatgejellichaft 
dahin zu bringen, daß fie fich überzeugt, dab ihr Interefje und das Reiche: 
interefje Hand in Hand geht, wenn fie 4 Millionen aufbringt. Tas ift 
nicht vornehm, aber wir fonnten nicht an den Reichätag gehen, einmal ſchon 
zeitlich nicht, wir mußten am 29. Dezember das Geld von hier abjchiden, 
wenn e3 am 1. Januar in London gezahlt fein follte. Nun frage ich: welche 
Chancen hatten wir, das Geld vom hohen Haufe bis zum 29. Dezember 
vorigen Jahres zu befommen? Wahrjcheinlich gar feine. (Heiterfeit.) 

Alfo diefer äußere Umftand Hinderte uns ſchon. Zweitens hatten 
wir gar feine Neigung, indem wir qua Reich den Sultan bezahlten, dejjen 
Rechtsnachfolger zu werden; denn der Vertrag, den der Sultan mit der 
Gejellichaft geichloffen hatte, war ein für den Sultan viel ungünftigerer, 
als für die Gejellichaft. Man hat dann weiter gejagt: ja, ihr fonntet den 
Sultan regrehpflichtig machen, wenigſtens wegen der Koſten des Aufftandes, 
oder ihr fonntet ber Deutſch-Oſtafrikaniſchen Gejellihaft die Koſten des 
Auffitandes mit ein paar Millionen in Rechnung ftellen und ihr exit dann 
Zinfen zahlen, wenn diefe Millionen eingebracht worden wären. a, der 
Gedanfe war ja naheliegend und, wenn ich ihn auch von Haus aus nicht 
für erfolgreich gehalten habe, ſo habe ich mich doch für verpflichtet gehalten, 
ein Votum de3 Reiche: $uftizamts darüber einzuziehen: wie weit geht wohl 
unſer Anipruch an die Regrehpflicht des Sultans und der Oſtafrikaniſchen 
Gefellihaft. Das Reichs-Juſtizamt verneinte den Anſpruch nach beiden 
Richtungen. Der Sultan hatte fich jehr wejentlicher Hoheitsrechte entäußert 
und den Vertrag jehr vorfichtig abgejchloffen, daß von ihm nichts heraus: 
zufriegen war. Die Deutſch-Oſtafrikaniſche Geſellſchaft aber regrekpflichtig 
machen zu fünnen, verneinte das Reichs-Juſtizamt auf Grund des Gejekes 
— wenn ich mich nicht irre — dom 2. Februar 1889. Die Motive zu 
biefer lex Wihmann, in denen gejagt worden war, dak man den Wißmann 
zum Reichskommiſſar oder einen Reichskommiſſar einſetzen und große Aus: 
gaben machen wollte von jo und jo viel Millionen, nicht im Intereſſe der 
deutichen Gejelichaft, auch nicht um Krieg zu führen gegen irgend jemand, 
jondern im Intereſſe des Chriftentums und der Givilijation, würden nicht 
bingereiht haben, ein Gericht zu beivegen, daß es die Deutſch-Oſtafrikaniſche 
Geſellſchaft zum Koftenerjaß verurteilte, wenn wir einen ſolchen Prozeß 
hätten anftrengen wollen. 

Nun will ich zu der Frage übergehen: Wa3 haben wir denn nun 
erreicht? wie ftehen wir nun jeßt? — Wir haben aljo zunächſt erreicht, dat 
wir vom Sultan unabhängig geworden find, und das ift etwas, was ic) 
nicht gering anſchlage. So oft ich den Vertrag der Deutſch-Oſtafrikaniſchen 
Gejellichaft mit dem Sultan gelejen habe, jo hat mir das Blut etwas ge: 
kocht, wenn ich von Sr. Hoheit Flagge, von Sr. Hoheit Rechten in einem 
Paragraphen fünf, ſechsmal lejen mußte. Fragen Sie, wen Sie wollen, von 
den Herren, die aus Deutſch-Oſtafrika herkommen! Ihre Klagen fangen 
damit an: fo lange die Sultansflagge in Oſt-Afrika weht, ijt nichts zu 
machen, fein Araber begreift, daß hier der Herr v. Wißmann Herr jein 
joll, jo lange die Flagge des Sultans weht, dad muß erſt im Ueberein— 
ſtimmung gebracht werden. Das ift ein wejentlicher Erfolg, und ein Erfolg, 
den wir nad) meiner Meinung, jo wie die Sachen lagen, durch die Kon: 
zeifion, daß England das Proteftorat über Sanfibar haben jollte, nicht zu 
teuer erfauft haben. Der Herr Redner geſtern jagte, wir Hätten Sanſibar 
aufgegeben. Das möchte ich doch nicht in diefem Wortlaut zugeben, denn 
wir hatten e3 nie, e8 war ein ftrittiger Punkt; wir haben aber unfere An: 
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ſprüche von Sanſibar zurüdgezogen, die übrigens auch nie begründet waren, 
jondern nur in dem fattiichen Wettjtreit zwijchen Deutichland und England 
ihre Begründung finden konnten, und haben geglaubt, dab wir eim jehr 
gutes Geſchäft machen, indem wir den 10 Seemeilen breiten Küſtenſtreifen 
befommen, ein jehr qute3 um deswillen, weil wir ohne diefen Küftenftreifen 
abjolut nicht vom Fleck kämen. Wenn wir den nicht befamen, war ber 
Vertrag mit der Dftafrifaniichen Gejellichaft nicht möglid, und ich mag 
faum ausmalen, welche Zuftände die Folge davon geweſen fein würden. 
Wir haben durch den Bertrag ein abgegrenztes Gebiet in Oſt-Afrika be 
fommen und haben dadurch die Möglichkeit, mit Organijfationen vorzugeben. 
Wie wir über die Intereffeniphäre und dad Schußgebiet und den Hüften: 
ftreifen denten, ift Ihnen gejtern gefagt worden. Da die Sache heute noch 
einmal in diejen Punkte angeregt worden ift, jo will ich bemerfen: gemwih, 
wir werden unfere unmittelbare Reichsverwaltung in dem Gebiet der enter. 
effeniphäre immer weiter ausdehnen in dem Maße, als eben Deutjche in der 
Intereſſenſphäre vorgehen, und im diefer Beziehung hat es mich gefreut, den 
Wert zu hören, der hier dom Herrn Abg. Oechelhäuſer auf das Vorgehen 
im Norden gelegt worden ift; denn gerade dieſe vormalige, ftreitige nördliche 
Intereſſenſphäre it dasjenige geweien, wa$ wir befommen haben, die füb: 
liche ift den Gnglandern geblieben. In der Bortragsentiheidung Sr. Ma: 
jeftät, die ich mir erlaubt habe, Ihnen vorzulefen, wird jchon gejagt, wir 
follten auf die nördliche hinwirken und dafür die füdliche preiägeben. Wir 
hatten ſchon damals den Eindrud, daß die nördliche, in der der ganze Bil: 
toria-Nyanza und ein Ufer des Tanganjika liegt, für ung ungleich wertvoller 
jei, als die füdliche, die nach dem portugiefifchen Gebiete Hingeht. Das, 
wad der Herr Abg. Occhelhäufer fagte, und die Erfahrung, die wir bis 
jet gemacht haben, beftätigen, daß wir in diefer Wahl recht gethan haben. 
Es iſt vielleicht England auch nicht ganz leicht geworden, ung diefen nörd— 
lichen Zeil zu laffen; denn er liegt dem nördlichen englifchen Teil nabe 
und ift wohl auch fruchtbarer im Vergleich zu dem, worum England am 
Zambefi Rn noch ftreitet. Wenn wir nun zu organifieren anfangen werden, 
jo wird unjer Beftreben dahin gehen, dad, was wir nun ſchon feit haben, 
nach und nach weiter auszubauen und von ba ins Innere zu gehen, alfo 
von der Küfte in? Inland zu organifieren und nicht umgekehrt. E3 Hat 
Afrikakenner gegeben, die der Meinung waren, e3 wäre befler, man finge 
bei den Seen an und drehe die Sache um. Der Meinung find wir nicht, 
twir müjjen von da aus, wo wir unfere Bezugsquellen Haben, aljo von der 
Küfte aus nach dem Inlande vorgehen. Wir werden da3 thun in bem 
Maße, ald wir die Mittel finden und nicht auf Schwierigkeiten ftoßen, deren 
Ueberwindung Zeit und Geld Eoftet. Someit ich jet überjehen kann, wird 
das im Norden nicht ber Fall fein. Wir werden verhältnismäßig ſchnell 
an die Seen kommen, und wenn wir mit den vorhandenen Mitteln auch 
nur eine einzige Karamwanenjtraße mit Eleinen Stationen werden befeftigen 
fönnen, jo glaube ich, daß damit viel gewonnen fein wird. Wir wollen Die 
Verwaltung als unmittelbare NReichäverwaltung oder, wenn der Ausdrud 
erlaubt ift, obwohl er für da3 Deutiche Reich abfolut unkorrekt ift, ala 
Kronkolonie übernehmen. Der Herr Abg. Bamberger hat uns vorgeworfen, 
daß wir damit mit unferer Vergangenheit brächen. Es kann fein, daß er 
damit recht hat, aber die Verhältniffe zwingen und dazu, und „der Not 
ehorchend, nicht dem eigenen Triebe‘, übernehmen wir die unmittelbare 
Reichöverwaltung, weil, wenn wir das nicht thäten, au3 ganz Dft:Afrifa 
vorausfichtlich nichts werden würde. Die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gefellichaft 
ift mit ung damit einverftanden, da fie nicht in der Lage ift, Deutſch-Oſt⸗ 
afrifa jelbjt zu verwalten. Sie hat fich deshalb an die Regierung gewendet 
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und die Regierung, die ja über ungleich größere Mittel verfügt, iſt willen, 
die Sache zu übernehmen, und hat die nötigen Einleitungen bereits gethan. 
Das ift an und für fi) auch gar nicht etwas fo Abnormes: denn wenn 
man fich mit der Gefchichte der Kolonien anderer Staaten bejchäftigt, deren 
Entftehungsweije vielfach eine ganz andere ijt, zwifchen denen und den 
unseren eine Parallele beinahe unmöglich ift, fo muß man doch das zugeben, 
in der Kindheit pflegen die Kolonien jelbitändig zu fein und dann wieder 
im hoben Alter, furz ehe fie vom Mutterlande abfallen; ihr mittleres Leben 
wird aber faft immer durch eine Regierung feitens des Mutterlandes aus: 
geführt. Wenn wir micht fo fchnell in die Kolonialpolitit Hineingefommen 
wären, hätte man fich vielleicht jchon auf dem einfachen Wege des Studiums 
ſagen können, daß dies das Schickſal der Sache fein würde. Wir können 
auch aus einem anderen Grunde von einer ftärferen Mitwirkung der Re— 
ierung zur Zeit gar nicht abjehen, weil das Land faktiſch * nicht paci— 
— iſt. Der Norden iſt zur Zeit — es kommen ja kleinere Gefechte vor; 
das will aber nicht viel ſagen — beruhigt. Wie der Süden iſt, das wiſſen 
wir nicht; e3 find meite Gebiete, in denen überhaupt noch fein Deutjcher 
geweſen ift; ich darf nur an eine Frpedition gegen den Häuptling Machembe 
erinnern, die wieder erfolglos zurückgekommen iſt. ine Gejellichaft, wie 
die Deutſch-Oſtafrikaniſche, ıft überhaupt nicht in der Lage, Krieg zu führen; 
da3 kann nur das Reich, und wir können gar nicht jagen, ob dieje Art der 
Pacifizierung fi) in 1, 2, 3 oder 4 Jahren vollziehen wird. Alſo auf Jahre 
wäre die Reichsregierung ohnehin engagiert. 

Liegen nun die Verhältniffe fo, jo folgt weiter, daß die Truppe, bie 
jebt da ift, in ihrem Bejtande nicht verringert werden kann, daß fie aber 
auch in der bisherigen Weiſe nicht weiter beftehen fanıı. Das kontraftliche 
Verhältnis, durch das die Cffiziere an den Major v. Wißmann gebunden 
find, ift doch nur ein loderes und kann auf die Dauer nicht den Geift er: 
zeugen, ben eine Truppe, Die zu fo ſchweren Aufgaben wie die Truppe in 
Dft:Afrifa berufen ift, unbedingt braucht. Das geht nur, wenn fie eine 
andere, höhere Spitze über fich hat, und es erfchien — darüber ift auch in 
der Truppe jelbjt gar fein Zweifel — unbedingt notwendig, aus der Wiß— 
mannſchen Truppe eine Reichätruppe zu machen. 

Sie willen aus den Denkſchriften, wie fie organifiert werben foll; ich 
brauche darauf nicht einzugehen, ich fanıı nur jagen — und das fage ich 
im Hinblid auf eine Notiz, die jebt durch die Zeitungen geht —, bat das 
Schickſal der Offiziere, die jet da find, der Kolonialregierung am Herzen 
liegt. Es wird allerdings eine Verringerung in der Zahl der Offiziere 
eintreten müſſen. Es wird alfo den einen oder anderen das Schickſal treffen, 
fei es aus Geſundheitsrückſichten oder fei es, weil eben zu viele da find, daß 
er zurüdfommen muß. Wir werden aber das Beftreben haben, ihm eine 
Uebergangszeit zu Schaffen, die ihm den Nüdtritt in andere Verhältniſſe 
erleichtert. Was für Mittel dazu erforderlic) find, können wir nicht über: 
ſehen, vorausfichtlich jehr geringe, e3 wird fi) um vier bis ſechs Offiziere 
handeln. Ich kann aber annehmen, daß, wenn wir zu dieſem Behuf den 
Etat überjchreiten werden, das hohe Haus uns deshalb nicht wird übel 
wollen. 

Es wird bei ber Organifation der Schutztruppe als Grundiaß feit: 

ehalten werden müffen, dab die weißen Offiziere und Unteroffiziere, die 
ee möglichſt das Gefühl behalten, dab fie Deutiche find. Die ran: 
zofen haben mit ihrer Truppe die jchlechte Erfahrung gemacht, daß, wenn 
Leute draußen blieben mit der Ausficht, ihr Leben lang nicht wieder zurüd: 
zufommen, ein gewijler Zuftand der Verwilderung eintrat. Das werden wir 
zu vermeiden juchen müjjen. Wir werden danach trachten, einen gewiſſen 
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Turnus zu finden, in dem Die Truppe fi) von hier aus ergänzt. Wir 
werden neben der Landtruppe, wie Sie durch den Herrn Berichterjtatter ge 
hört haben, eine Kleine Truppe haben müjffen, die durch Schiffe den Verkehr 
an der Küſte vermittelt. 

Wenn Sie mid nun fragen, wie eine georbnete Verwaltung geichaffen 
werden und wie das gedacht werden foll, jo kann ich Ihnen darüber feine 
Antwort geben. Das läßt fi von hier abjolut nicht überfehen. So viel 
fann ich aber überjehen, daß die Verhältnifje im Norden der Hüfte andere 
find als im Süden, daß fie im Innern ganz andere find als an der Küſte. 
Wenn wir nicht in den Fehler verfallen wollten, von hier aus Maßregeln 
zu ergreifen, die, wenn die Posten fie nach Oft: Afrika bringen, unausführbar 
find oder an Ort und Stelle unter dem helleren Licht der tropifchen Sonne 
fo flare Fehler zeigen, dat der Mann, der fie ausführen foll, fie nicht aus: 
führen kann, jo blieb uns nichts anderes übrig, als einen einzigen Mann 
mit möglichjt ausgedehnter Vollmacht und voller VBerantwortlichfeit an Ott 
und Stelle zu ſetzen. 

Es iſt der Wunſch ausgeiprochen worden von jener Seite des Haufes, 
wir möchten danach trachten, mit der Zeit das Reich zu entlaften. a, 
ganz gewiß thun wir das, das thun wir jchon jegt; und wenn die oftafri« 
fanifche Kolonie jo gedeiht, wie ich e3 hoffe und für wahrfcheinlich Halte, 
dann glaube ich, bab das Reich in abiehbarer Zeit in die Lage kommen 
wird, diejenigen Kojten, die e2 heute noch felbft aufmwenden muß, aus den 
Einnahmen, ei e3 der Zölle, oder anderer Ginnahmemittel, die fich uns er: 
öffnen werben, ficher zu ftellen. Ich ftimme mit dem Herrn Abgeordneten 
Grafen dv. Mirbad darin ganz überein — ich glaube, er war es, ber das 
jagte —, daß es ſehr ſchwer jein wird, den Handel von Sanfibar nad) ber 
Küfte zu ziehen. Aber der VBerfuh muß gemacht werden. Warum ſollen 
wir unter fremder Flagge an einem dritten Drte handeln? Es fanı das 
— das ift ganz richtig — Jahrzehnte dauern, bis wir jo weit find, fein 
Menſch kann das überjehen; aber ich möchte überhaupt vor dem Glauben 
warnen, dab das, was wir nun in ben Solonien vorhaben, leicht gehen 
wird. Das ift gerade ein Fehler im Anfange unjerer Kolonijation geweſen, 
daß auch bie beteiligten Kreiſe ſich die Sache viel leichter vorjtellten und, 
als es nun jchwerer war, hie und da wohl zu ermatten geneigt waren. 
Keine Illuſionen! Das, was wir da treiben, wird Mühe und Arbeit nod 
auf lange Zeit fein; aber ich bin der Meinung, wir haben feinen Grund, 
davor zurüdzuichreden. 

Die Kolonialregierung Hat ſich dafür entjchieden, Dar-es-Salaam zur 
Keen unferer oftafrifaniichen Kolonien zu machen. Daß fie an der 

üfte liegen muß, iſt unter den gegebenen Berhältniffen Har. Die Sad: 
verftändigen und Ortskenner ſchwankten zwiſchen Bagamoyo, dem größeren 
Handelsort, und Dar:ed:Salaam, dem befferen Hafen. Daß Dar-es-Salaam 
unjer Sriegshafen — wenn ich diejen großklingenden Ausdrud gebrauchen 
darf — für Oſt-Afrika werben wird, iſt zweifellos, und es wird fi — 
benn dafür fchienen uns die meiften Motive zu ſprechen — empfehlen, den 
Schwerpunkt unferer Regierung dahin zu verlegen. Inwieweit Plantagen: 
bau, Bergbau möglich fein wird, das wird zum guten Zeil auch von der 
Frage abhängen, wie weit es uns gelingt, die Bevölferung an Arbeit zu 
gewöhnen. Ich jtehe volllommen auf dem Standpunfte derjenigen, die fich 
dafür begeijtern, den Stlavenhandel abzujchaffen und zu unterdrüden; man 
fann aber auf der anderen Seite nicht leugnen: Für unfer Kolonialunter: 
nehmen war e3 vielleicht nicht günftig, daß die Unterdrüdung des Stlaven- 
handels mit dem Beginne deö Plantagenbaues a tempo fam, denn bisher 
ift der Plantagenbau, wenigſtens wo er tief in der Kindheit lag, immer 
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nur geglüdt, wenn er durch Sklaven betrieben wurde. (Hört, hört! Links.) 
Wir werben jehr forgfältig darin fein müſſen, daß wir die Intereſſen der 
an der Küfte wohnenden Inder fchonen. Wir brauchen die Leute, fie find 
eborene Hanbdelsleute, fie haben Beziehungen bis weit in das Innere von 

frifa, und wir wären nicht im ftande, F zu erfeßen. Wir werden uns 
beftreben, ihre Kräfte una nutzbar zu machen; fürs erfte aber werden wir 
fie ſchonen müſſen. 

Das wäre ungefähr das, was ſich von der Sache ſagen läßt, und 
ich komme nun noch einmal darauf zurück: die Hauptſache iſt die Perſonen— 
frage. Es hat mich die warme Anerkennung, die ber gegenwärtige Gouver: 
neur von Kamerun Freiherr v. Soden hier gefunden hat, gefreut. Wie in 
ber Vortragsenticheidung, die ich mir zum drittenmal erlaubte anzujühren, 
ſchon geſagt worden ift: Es muß Einer über alle gejtellt werden, anders 
fann e3 nicht gehen. Jetzt mußten wir Einen juchen, und ich glaube, darin 
werben die Herren mit mir einverftanden fein, es mußte Einer fein, der 
fremd hin fam, der mit den Dingen, die da jet vor fich gehen, nichts zu 
thun gehabt hat, der auch Kenntnis in der Verwaltung tropiicher Yänder 
mitbrachte. Und der einzige Mann, den wir im Augenblid dafür Sr. Ma: 
jeftät in Vorjchlag bringen Efonnten, war Freiherr vd. Soden, der mit jo 
großem Geſchick aus der anfangs auch verzweifelt jcheinenden Kolonie Ka— 
merun etwas gemacht hat. Herr Frhr. v. Soden ging nun hin, um ſich 
die Sache — ng und behielt fich jeine Entjcheidung darüber, ob er das 
Kommiſſorium übernehmen könnte, vor, bis er an Ort und Stelle gejehen 
haben würde. Er ift wiedergefommen, keineswegs als Optimift. Er ver: 
gleicht manches mit Kamerun, und findet manches in Kamerun befjer ala 
in Oſt-Afrika, er findet auch, daß manche Schilderungen, die er vorher ge: 
leſen hat, übertrieben find, er fommt aber doch wieder mit dem Glauben, 
daß aus der Sache etwa? zu machen ift, und er würde den Auftrag nicht 
übernommen haben, wenn er nicht diefer Ueberzeugung wäre. 

Es ift nun erwähnt worden das Schickſal der Männer, bie bisher 
ba thätig geweſen find, des Majors v. Wißmann, des Emin Paſcha und des 
Herrn Peterd. Die Kolonialregierung ift erbötig und wird fich jehr freuen, 
wenn bieje Herren ihre Erfahrung, ihre Energie weiter der Koloniſation 
von Oſt-Afrika widmen wollen. Es ift ja in diefem weiten Terrain, das 
viel größer ift als Deutichland — davon ift nur ein kleiner Zeil bisher 
erft bekannt, ein Eleiner Zeil erjt unter deutjche Herrichaft geftellt — da ift 
fehr viel Raum, nicht bloß für drei, fondern auch für mehr Männer, bie 
ba arbeiten wollen, jodaß ihre Plazierung nicht die mindefte Schwierigkeit 
bietet. Wir müffen nur eine Bedingung ftellen, daß fie in letter Inſtanz 
von dem Gouverneur dv. Soden abhängig find. Ich glaube, die legten Er: 
eigniffe werben und gezeigt haben, wie nötig das ift. Wir fönnen von hier 
aus foldhe Expeditionen ganz unmöglich dirigieren, da3 fann nur an Ort 
und Stelle geſchehen; wir find aber gewillt, die Sache fo einzurichten, daß 
für die Diftrikte, in denen dieſe Herren wirken, ihnen Herr v. Soden von 
den weiten VBollmachten, die er befommt, jo viel delegieren fann, als er für 
nötig hält. Ich glaube, daß damit die Herren einen Wirkungskreis be: 
fommen, wie fie ihn fich nicht beifer wünjchen können. Sie treten aus ber 
Abhängigkeit, in ber fie früher geftanden haben, ald fie die Erpeditionen 
ausrüſteten, lediglich in eine Abhängigkeit vom Reich, die nur fo weit geltend 

emacht werben wird, daß fie in Bezug auf ihre pefuniären Mittel und in 
ihren Aufgaben, bie ihnen vorzuzeichnen find, vom Reich abhängen. Im 
übrigen wird man ihnen vollflommen freie Hand laſſen. 

So gebe ih mich dem Glauben Hin, daß wir, wenn wir auf Oft: 
Afrika jehen, im Augenblid ſchon ein Bild vor uns haben, was beffer ift 
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als da3 war, welches wir vor einem Jahre vor una hatten. Und ich hoffe, 
daß, wenn wir nad) einem Jahre wieder vor Sie treten, das Bild nod 
etwas bejjer geworden fein wird; beim ich mwiederhole: nur nach großen 
Zeiträumen fönnen wir wirklich in die Augen fallende Erfolge erwarten. 
Ich habe aber den fejten Glauben an die deutjche Nation, daß fie an zäher 
Arbeit hinter feiner anderen zurüdjtcht und daß es ihr gelingen wird, da}, 
was fie einmal angefangen hat, zu halten und zum Heile Deutſchlands aus 
zunußen. (Lebhafter Beifall.) 


6. Februar. Abg. dv. Cuny (nat.lib.): 


Wir ſchätzen die englifche Freundichaft auch. Dieſe ift aber nur dann 
zuverläffig, wenn die Engländer ſich vollftändig bewußt find, daß fie auf 
Gegenfeitigfeit beruht und die Freundſchaft Deutichlands für England ben: 
jelben Wert hat, wie die Englands für Deutichland. Wenn wir uniere 
Jutereſſen auch England gegenüber zu betonen nicht nachlaffen, jo wird das 
exit der rechte Kitt für unfere Freundſchaft fein... . . Die Abtretung des 
Witn:Landes hätte, wenn fie einmal nötig war, in anderer Weife vollzogen 
werden können. Ich bitte den Reichskanzler, wenigſtens die Intereſſen deut: 
icher Privater, die dort gejchädigt find, bei den weiteren Verhandlungen mit 
England im Auge zubehalten..... Die Dftafritanifche Gefellichaft fteht micht 
in der Yage eines Beſchenkten, der nichts ala Gegenleiftung bringt; fie hat 
eine jehr wertvolle, lukrative Gegengabe gebracht! Nämlich die Zölle, die 
erheblich über die 600,000 M, die ſeitens des Reichs bewilligt werden, hinaus: 
gehen. Die Verwaltung des Reichs, die Schußtruppe u. ſ. w. find ja nicht 
zum Schuße der Oſtafrikaniſchen Gejelichaft und ihrer Unternehmungen 
allein da, fondern zugleich zum Schuße des deutſchen Unternehmungsgeiites 
überhaupt, der fich dort in weitem Spielraum entwideln wird. Der Abo. 
Windthorft hat nicht genug betont, daß die gegenwärtige Entwidlung ganz 
im Ginflange fteht mit feiner Rejolution auf Unterdrüdung des Sklaven: 
handels. Dei der Verhandlung im Neichstage wurde damals ſchon hervor: 
ehoben, daß die Blofade nicht ausreichend jein würde, daß die Karawanen— 
— beherrſcht werden müßten, und dazu bedurfle es der Stationen und 
der Schutztruppe. Wenn ich als Anhänger der Kolonialpolitik mich bekenne, 
ſo thue ich das in dem vollen Bewußtſein, daß jede Koloniſation mit manchen 
Fehlern, Mißgriffen und vorübergehenden Unfällen anfängt. Die Kolonial— 
geichichte aller Nationen zeigt, da fie noch in ganz anderer Weiſe haben 
Xehrgeld zahlen müſſen. (Schr richtig! rechts.) Feſt fteht aber die That: 
ſache, daß jede große Nation ſich Kolonien geichaffen Hat und feine fie frei: 
willig aufgeben mag. (Beifall rechts.) Jch Halte unjer Deutjches Reich jedem 
anderen Staate für ebenbürtig, und wenn alle anderen Nationen koloniale 
Unternehmungen für richtig erfannt haben, dann halte ich es auch nicht für 
einen Mikgriff, daß wir Teutſche denjelben Weg bejchritten haben. (Beifall 
recht3 und bei den Nationalliberalen.) 


Reichöfanzler v. Gaprivi: 


Der Herr Abg. Dr. von Cuny hat jeiner Entrüjtung über verfchiedene 
Dinge, die die gegenwärtige Regierung gethan und nicht gethan hat, Aus— 
druck gegeben. (Heiterkeit links.) Ich greife die drei jchwerften Gravamina 
eraus. 
Zunächſt hat dieſe Regierung nicht richtig erfaßt, daß, wenn auch 
England in der Lage iſt, uns etwas zu gewähren, wir doch in der Lage 
find, auch ſelbſt England Gegenleiſtungen zu machen. Der Herr Abgeorduete 
hat da einen Ton angeſchlagen, der in der Zeit nach der Veröffentlichung 
des deutſch-engliſchen Abkommens vielfach durch die Preſſe ging und der in 
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einer abfteigenden Linie zulegt in ber Behauptung gipfelte, die deutfche 
Regierung habe Unrecht gethan, englifche Karten dem beutich:englijchen Ab: 
fommen zu Grunde zu legen, man müſſe das fünftig deutich machen. Man 
bätte mit bemjelben Recht von uns verlangen können, daß wir etwa ftatt 
de3 Längengrade3 von Greenwich den von Köln oder Berlin unſeren Ab- 
machungen zu Grunde legen follten. Sch bin mir nicht bewußt, daß bie 
gegenwärtige Regierung zu einem ſolchen Urteil über ihr Verhalten England 
gegenüber und ihre Auffafjung der gegenwärtigen Kräfte und Machtverhält: 
niffe Anlaß gegeben hat. 

Wenn er aus biejer feiner Anficht heraus weiter den Schluß zieht, 
diefe Schwäche oder Unaufmerkſamkeit der Regierung trage die Schuld, daß 
unfere Schiffe nicht rechtzeitig nach Chile gelommen jeien, jo darf ich mic) 
darauf beziehen, daß deutjche Kriegsichiffe nicht zahlreich genug im Auslande 
ftationiert find, um immer rechtzeitig da fein zu fünnen, wo etwa Unruhen 
ausbrecdhen und deutjche Intereſſen gefährdet fein können. Das ift im vor: 
liegenden fall aber jo. Wenn wir ein Kriegsſchiff nach Chile Hätten fommen 
laffen wollen, jo hätten wir es von unferer Station in der Südſee weg— 
nehmen müflen. In der Südjee haben wir wenige Schiffe, da würden fie 
gefehlt haben, in Samoa oder Neu-Guinea. Wielleicht jind fie da noch 
nötiger, als wenn fie in Chile find. Hätten wir das aber befohlen, jo iſt 
bie Befehlserteilung nad) der Südfee eine etwas langjame; der Telegraph 
reicht nicht überall hin, da ift ein weiter Weg zu machen, und ich habe die 
Vermutung: das beutjche Kriegsichiff, welches dann nad Chile gegangen 
wäre, wäre wahrfcheinlich angefommen, wenn ın Chile längjt wieder Frieden 
war. Wir haben das Mittel gewählt, das, ſoviel ich weiß, feit unvordenf: 
lichen Zeiten in folchen Fällen gewählt wird, daß fich eine Nation an die: 
jenige andere wendet, die in der Lage ift, zunächit die erforderliche Hilfe 
Thaffen zu fönnen. Es wenden fi andere Nationen, Engländer, Rufen, in 
folchen Fällen an und, und wir haben ung in dieſem falle an England 
getvandt; ich vermag nicht abzujehen, daß wir damit Unrecht gethan hätten. 

Das zweite an ift Witu. In Witu find die Intereſſen von 
Deutichland dadurch verlett worden, dab eine Unruhe ausbrach, die das 
Leben von Deutschen gefojtet und ihr Gigentum gefährdet hat. Ich habe, 
al3 ich geftern von Witu jprach, gefliffentlich mich gehütet, auf diefe Dinge 
einzugehen, weil mir das peinlich war; wenn der Herr Abg. von Cuny das 
aber wünſcht, jo bin ich bereit, näher darauf einzugehen. Die Grpedition, 
die unter Herrn Künzel nad) Witu ging, jeßte fich zweifellos außer Herrn 
Künzel aus lauter rechtichaffenen Männern zufammen. (Heiterkeit links.) 
Was aber Herrn Künzel anbetrifft, jo war er ein Mann, der, in einer 
fleinen bayerischen Stadt geboren, urfprünglich zum Seminariften beitimmt, 
dann fyorfteleve, nachdem er feiner Dienftpflicht genügt hatte, nach Amerika 
ging. Der Maunn wurde ſodann, von dort hieher zurüdgefehrt, von einem 
deutfchen Gericht wegen Betruges mit zwei Monaten Gefängnis beitraft, ift 
in bie franzöfifche SFremdenlegion getreten, mit der nach Tongking gegangen, 
in Singapore bdejertiert. Dann zum erjtenmal nad Witu gegangen, hatte 
er dort einen ſehr jchlechten Ruf, nicht nur bei ben Deutjchen, ſondern auch 
bei dem Sultan von Witu zurüdgelafjen, ber den Eindrud von ihm erhalten 
hatte, er jei ein Lügner. Wie ed nun gelommen ift, daß ein Mann mit 
diefen Antecedenzien andere rechtichaffene Deutjche unter feine Fahne jammeln 
und mit denen Kiss Erpedition ausrüften konnte, das weiß ich nicht. Sie 
fönnen aber aus dem Weißbuch Iefen, dat Herr Meufchel fich beim Aus: 
wärtigen Amt vorfichtigertveife erfundigt Hatte, und daß das Auswärtige 
Amt, dem alle dieſe Antecedenzien befannt waren, Herrn Meufchel rechtzeitig 
gewarnt hatte, nicht mit Küngel zu gehen; troßbem ging Herr Meufchel 
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mit ihm. Nun fommt Künzel hin, geht and Land, hat eine Holzjägemajdine 
und fängt an, Holz zu ſägen, von dem e3 im höchiten Grad zweifelhaft ift, 
ob e3 ihm gehörte. (Heiterkeit Links.) Als er daran gehindert wird — ber 
Sultan citierte ihn in die gute Stadt Witu; da wird er interniert -—, das 
gefällt ihm nicht; er ftellt fi auf den Markt und braucht einen Ausdrud 
gegen den Sultan, die rechtichaffene Behörde von Witu, den hier zu wieder: 
holen ich Anftand nehme. Darauf fommt e3 zum äußerften, und nicht allein 
Künzel, jondern andere Deutiche büften ihr Leben und Eigentum eın. Sie 
werden mir zugeben, daß ſolche Vorgänge peinlich find, ‚wenn man darauf 
einer anderen Regierung gegenüber Schritte gründen joll. Nichtsdeſtoweniger 
hat die deutjche Regierung gethan, was fie thun konnte, und fährt nod 
fort, die Ansprüche der Gejichädigten oder deren Erben jo entichieden ala 
möglich zur Geltung zu bringen. Wenn der Herr Abg. von Cuny wünſchen 
follte, privatim über die Rechtslage orientiert zu werden und über den gegen: 
wärtigen Stand der Verhandlungen, jo würde der Herr Staatsjefretär des 
Auswärtigen Amts gern geneigt jein, diefe Auskunft zu geben; wenn das 
bier vor der Oeffentlichkeit geichähe, jo müßte ich bejorgen, dab die Inter: 
eſſen der Gejchädigten noch mehr gejchädigt würden, als fie es ohnehin find. 
(Hört, hört! Links.) 

Das dritte Gravamen des Herrn von Euny war der Neerasfyall. Die 
gegenwärtige Regierung, wenn ich den Herrn Abgeordneten recht verjtanden 
habe, hätte nicht gethan, was fie thun fonnte, um den Heren Peters und 
wer fonft an der Neera beteiligt war, hinreichend zu vertreten. Ich will 
jet vorlejen, was unter dem 28. März 1889, aljo ehe die gegenwärtige, 
von Herrn von Guny getadelte Regierung ihr Amt antrat, an den Grafen 
Hatfeldt in London von hier aus telegraphiert worden ijt: 

Em. Erzellenz find ermächtigt, Lord Salisbury gegenüber gelegent: 
lich zu wiederholen, daß die Erpedition Peters dad Reich nichts angeht 
und er und feine Begleiter für und Privatreifende find, bei deren Unter: 
nehmen wir und vom jeder Förderung fernhalten. Der Reichskanzler 
würde es natürlich finden, daß England bewaffneten Zügen den Durd): 
marjch durch feine Intereſſenſphäre in Oſt-Afrika verjagt. (Hört, hört! 
links.) 

Vielleicht hat der Herr Abg. von Cuny die Güte, anzuerkennen, daß 
nach dieſem Vorgang die jetzige Regierung kaum in der Lage war, die An— 
ſprüche an die Neera anders zu vertreten, als fie es gethan hat. (Sehr richtig! 
Bravo links.) | 


Abg. Dr. Barth erklärt: 


Seine Partei habe fich gehütet, in der Kolonialpolitit einen einzigen 
Schritt zu thun, der ihr ausgelegt werden könnte, ald ob fie geneigt wäre, 
überhaupt Kolonialpolitif zu treiben. Ceine Partei würde lieber heute al 
morgen liquidieren. Cine Stolonialpolitit, wie fie getrieben werde, ſei un: 
zwedmäßig und unwirtſchaftlich. Seine — habe dieſen Standpunkt nicht 
verlaſſen und markiere dies dadurch, daß fie, trotzdem fie jetzt in hohem Maße 
durch die Ausführungen des Reichskanzlers befriedigt ſei, die 3". Millionen 
nicht bewillige, weil fie die ftarfe Einmiſchung des Deutichen Reiches in Dit: 
Afrika nicht wünſche. Dahingegen ſei fie heute noch wie früher bereit, bie 
etwaigen Liquidationsfoften im wmeitejten Sinne des Wortes zu bemilligen. 
Menn man ihr einen Weg angeben wolle, auf dem fie aus Oſt-Afrika qua 
Reich herauskomme, fei fie bereit, die Mittel dazu zu bewilligen. Die Schaf: 
fung einer Krontolonie bezeichne ein neues Stadium der Kolonialpolitif. 
Daß jeine Partei dies nicht mitmachen wolle, bringe fie durch die Abich- ng 
der 3" Millionen zum Ausdrud. 
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Schließlich werden ftatt der von der Regierung geforderten 
35 Millionen 2. Millionen für Oftafrita bewilligt. 

4. Februar. Im „Vorwärts“ erläßt die ſozialdemokra— 
tiſche Fraktion bes Reichsſtags folgenden Aufruf: 


„Parteigenoffen! In Ausführung des auf dem Parteitage zu Halle a. d. S. 

gefakten Beſchluſſes und in Rüdficht auf die Notwendigkeit, die im Jahre 
1889 vom internationalen Arbeiterfongreffe zu Paris beſchloſſene Rund: 
ebung zu Gunften bes Achtftundentages zu einer einheitlichen und wirk— 
——— zu geſtalten, hat die unterzeichnete Fraktion nach eingehender Er— 
örterung mit allen gegen eine Stimme beſchloſſen: den deutſchen Arbeitern 
zu empfehlen, die Maifeier am erſten Sonntag im Mai zu begehen und 
weiter dahin zu wirken, daß auch für bie Zukunft der gleiche Tag feſt— 
gehalten wird. Als Hauptgrund für dieſe Enticheidung fiel ins Gemicht, 
daß ein Tag zu mählen jei, welcher der gejamten Arbeiterflaffe die Be: 
teiligung an ber Kundgebung —— Hierzu erſcheint nur der Sonntag 
geeignet. Jeder andere Tag der Woche macht es einer ſehr großen Zahl 
von Arbeitern unmöglich, an der Feier teilzunehmen. Einmal iſt vielen 
Arbeitern das Feiern an einem Werktage beſonders zu einer Zeit unmöglich, 
wo die bürgerlichen Feiertage ſich häufen. Sodann hält auch die Erwägung 
von Konflikten mit der Unternehmerſchaft viele Arbeiter von der Beteiligung 
ab. Hiezu kommen noch als beſondere Hinderungsgründe für das ** 
Jahr die außergewöhnlich lang andauernde Arbeitsloſigkeit während der ver: 
flofjienen harten Wintermonate und die zunehmende wirtjchaftliche Kriſis, 
welche an fich ſchon Zehntaufende von Arbeitern auf das Pflafter wirft und 
bie geſamte Arbeiterfchaft in noch höherem Grabe ala jonft der Willtür der 
Unternehmer preisgibt. Parteigenofjen! Dies find die Erwägungen, die una 
beftimmt haben, den Arbeitern Deutjchlands den erften Sonntag im Mai 
für die Achtitunden-Fundgebung vorzufchlagen. Wir find überzeugt, daß 
ihr dieſem Vorſchlage mit Einmütigkeit beitreten werdet. Es handelt ſich 
nun darum, unverzüglich alle Vorbereitungen für die Feier zu treffen, welche 
indbefondere in Maffenumzügen und Mafjenverfammlungen zu beftehen haben 
wird. Eure Aufgabe ift es, durch zweckentſprechende Organifationen dafür 
zu forgen, bat die Kundgebung in impojanter, würdiger und ruhiger Weije 
verläuft. Parteigenoffen! Angeſichts der Hartnädigkeit, mit der die Regie— 
zungen und die herrichenden Klafjen ſich weigern, in eine gejeßliche Be— 
ſchraͤnkung der Arbeitäzeit für alle Arbeiter im Intereſſe ihres körperlichen 
und geiftigen Wohlbefindens zu willigen; angefichts der Thatſache, daß das 
Lapitaliftifche Produktionsfyftem uns eben wieder einer Kriſis von unabjeh: 
barer Dauer entgegenführt, in welcher das Ueberangebot von Händen umd 
die Lohndrüderet in Permanenz gelangen, wo alio eine Verkürzung und 
geſetzliche Feſtlegung des Arbeitstages das einzige Mittel ift, um den ſchlimm— 
ften Wirkungen dieſes Zuftandes einigermaßen zu begegnen: erſcheint e3 als 
eine ganz bejondere Pflicht, alles aufzubieten, um die Maifeier zu einer 
wahrhaft großartigen Kundgebung zu geftalten. Hoc die internationale 
Sozialdemokratie!“ 


4. Februar. Der Agitator Warfen ala Vorſitzender bes berg- 
männifchen Rechtsfchußvereins richtet anläßlich des Jahrestags der 
Allerhöchften Erlaffe vom 4. Februar 1890 folgendes Ergebenheits- 
und Danktelegramm an den Kaiſer: 

„Die Ew. Majeftät treu bis in den Tod ergebenen Bergleute des 
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Caarrevierd gedenken bei i Seftfeier der von Ew. Majeflät heute vor 
einem Jahre geiprochenen Worte: ‚Die Saargruben jollen Mufteranftalten 
werden!‘ Für die in bdiefen Worten von höchſtdemſelben befunbete 
ütige Gefinnung gegen und wagen toir ed vertrauensvoll, unferm Kaiſer 
ilhelm II., dem Schüßer und Beichirmer feines Volkes, unfern tiefgefühlten 
Dank auszuſprechen und Em. Majeftät ehrerbietigft ein taufendftimmiges 
Glüdauf! zuzurufen. Für die Bergleute ded Eaarrevierd: Der Vorſtand des 
Rechtsſchutzvereins, gez. Warken, Vorſitzender.“ 
Nach der Germania wurden am 4. Februar überall Feſtberſammlungen 
im SGaargebiet gehalten und dabei von Bergleuten Anſprachen an bie An- 
weſenden gerichtet. Die Häufer in ben Bergarbeiterbörfern waren meiften® 
beflaggt. Die Nachtfchichter brachten auf faft allen Gruben vor der Einfahrt 
ein oc auf den Kaiſer aus. In verfchiedenen Ortjchaften wurden Fackel⸗ 
züge veranftaltet. 


5. Februar. Die „Hamburger Nachrichten” bringen einen 
„aus Mitteldeutfchland” datierten Aritel, der auf den Fürften Bis— 
mard zurüdgeführt wird. Er führt bie Ueberfchrift „Die Verſöh— 
nungapolitit”: . 

„Die Sperrgeldernorlage wirb ſchwerlich dazu beitragen, das in ber 
Bevölkerung verbreitete Gefühl zu mindern, baß die verantwortlihen Mi: 
nifter in dem Beftreben, alle Welt zu befriedigen und Popularität zu finden, 
doch zu weit gehen. Ohne Zweifel find „Erfolge“ erzielt, aber mancher ber: 
jelben, der einen Nidel wert war, wurde mit einem Ziwanzigmarkftüd bezahlt. 
Auf diefe Weife Verföhnung zu ftiften, ift eben micht ſchwer; es fragt fich 
nur, wie das Staatdinterefje dabei gewahrt bleibt. Wenn eine Konzeffion 
auf die andere folgt, ohne daß man Gegenleiftungen fieht, die auch nur 
annähernd zu den gebrachten Opfern im Verhältnis ftehen, jo darf man ſich 
nicht wundern, wenn fchließlich im Inlande wie auswärts der Glaube Plat 
greift, die Männer des neuen Regimes konzedierten in dem Beftreben, zu 
zeigen, daß es auch ohne ben Fürſten Biamard gehe, alle fyorberungen, denen 
früher ein heilſames Quos ego entgegengejeßt worben wäre. Welche materielle, 
moralijche und politifche Nachteile die zur Folge haben kann, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Die Haltung, die Defterrei-Ungarn in den handels- 
politifchen Dingen einnimmt, beweıft volllommen den Umſchwung, der gegen 
die frühere, dem Verhältniſſe beider Staaten zu einander entſprechende Lage 
ftattgefunden hat. Defterreich erfcheint nicht mehr ald der werbende, jondern 
mehr als der gewährende Zeil, dem man Opfer bringen muß, um ihn bei 
guter Laune zu erhalten! Das Abkommen, welches bezüglich Afrikas mit 
England getroffen worden ift, macht eben Schule und ermutigt das Ausland 
zu Ansprüchen, die zu ftellen es früher nicht gewagt hätte, weil bie beutfche 
Politit, ſouverän und gänzlich unbeeinflußt a irgendwelche Nebenrüd: 
fichten, lediglich nach Maßgabe ber deutſchen Intereffen entichied und durch 
energifches, feiner Macht entfprechendes Auftreten fich ftet3 Heilfamen Reſpekt 
zu fichern wußte. Zu ſolchen nachteiligen Wirkungen bed fortmährenden 
Nachgebens tritt ala weitere Folge, erftens, daß diejenigen, auf deren Koften 
dem Auslande Konzeffionen gemacht werden, naturgemäß in Unzufriedenheit 
geraten, und zweitens, daß im Innern alle möglichen Anfprüche und Forde— 
rungen im Vertrauen auf die Nachgiebigkeit und das Friedensbedürfnis der 
Regierung erhoben werden, deren Befriedigung unmöglich ift, deren Ab: 
lehnung aber durch das En ge von feiten böswilliger Agitatoren 
zu um jo größerer Verbitterung der Mafjen ausgenußt werden fann. Mit 
Eozialdemofraten und Ultramontanen ift ber 2* gemacht, das reichs⸗ 
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ländiſche Franzofentum, die Welfen und Polen werben nachfolgen. Dazu 
fommt, daß fich bisher troß aller Reformbereitichaft ber Regierung und eines 
großen Prozentſatzes ber Volksvertretung fefte, zuverläffige Majoritätsverhält- 
nifle, welche gleichmäßige Enticheibungen in ber Zukunft Pe nicht heraus⸗ 
zubilden vermocht haben. Nichts ift bezeichnender für die parlamentarifche 
Zage ala das troß aller Beichönigungsverfuche höchſt fragwürdige derzeitige 
Verhältnis zwifchen Regierung und Konjervativen. Die Nationalliberalen 
fcheinen fich bei aller Konnivenz gegen bad neue Regime die Entfcheidbung 
von Tall zu Fall, die von ben unberechenbarften Einwirkungen abhängt, 
vorbehalten zu wollen, während das Zentrum in ber That Herr der Lage 
ift und feine Forderungen ganz nach Belieben ftellt und ftellen kann, wie bie 
Sperrgeldervorlage beweift. Dieſe enthält das Eingeftänbnis einer Situation, 
welche weiter Blickende ſchon längft ald unabwendbar angejehen haben. End— 
lich gejellt fich zu ber allgemeinen politifchen Unficherheit noch die ftarfe 
Depreifion, die auf Handel, Gewerbe und Unternehmungägeift laftet. Worauf 
bieje zurüdzuführen tft, joll hier ununterjucht bleiben; hier in Mitteldeutſch— 
land und namentlich auch im Süden ſchwebt die Antwort barauf auf jeber: 
mannd Lippen. Inbuftrie und Landwirtichaft, zwei Hauptfaftoren des Er: 
werbslebens, find beunruhigt, erftere durch die Behandlung der Arbeiterfrage, 
leßtere durch die drohende Schmälerung bes ihr gewährten Zollſchutzes. Die 
Rückwirkung der Beklemmung, die auf diejen beiden großen Erwerbsbranchen 
Iaftet, teilt fi) naturgemäß dem übrigen wirtjchaftlichen Leben mit; das 
Gold, joweit e3 nicht durch das Ausland, namentlid) A. Rußland, an 
fi) gezogen wurde, ift fnapp, ſchwer beweglich und allen Unternehmungen 
F enüber ſehr zurückhaltend, während andrerſeits die Nachwirkungen der 

ils und der abnorme Winter das Ihre dazu beitragen, das in allen 
Bevölkerungskreiſen herrſchende Unbehagen zu vergrößern. Das iſt bie Auf: 
fafjung ber Lage, wie fie hier gehegt wird. Wie weit fie von ber Berliner 
abweicht, wiſſen wir nicht; was wir aber wiſſen, ba3 ift, daß weiten Kreijen 
des beutjchen Volkes das Gemüt erleichtert werben würde, wenn bald etwas 
ee das alte Gefühl der Stärke und des Vertrauens wieder auf: 

en ließe.” 


7. Februar. Die „Hamburger Nachrichten“ bringen über bie 
Kolonialrede des Reichskanzlers einen Artikel mit der Ueberfchrift: 
„Fürſt Bismard und der beutjch-englifche Vertrag“. 


In Antnüpfung an die Yeußerung „England ijt für ung wichtiger 
als Sanfibar und ganz Oft:Afrita” wird folgendes ausgeführt: 

„Es kann jehr wohl kritiſche Situationen geben, in welchen der Satz, 
England jei für uns wichtiger ala ganz Oſt-Afrika, eine größere Tragmeite 
in Ps nehmen kann, ala bie einer Randbemerkung, welche den Zweck 
hat, übertriebenen oder voreiligen Beftrebungen Schranken zu ziehen. Es 

nn auch umgekehrt Lagen geben, in welchen England ein ähnliches We: 
bürfnis empfinden könnte, die Freundſchaft Deutfchlands durch koloniale 
Zugeftändnifte zu befeſtigen. Aber es iſt notoriſch, daß ſolche kritiſche Mo— 
mente, ſolche Situationen, in welchen Deutſchland etwa zwiſchen dem Bruche 
mit England oder dem Verzichte auf Kolonien hätte wählen müſſen, 1890 
nicht vorlagen. Unſere Beziehungen zu England waren auch ohne Verzicht 
auf Sanfibar und Witu ſo, wie ſie längere Zeit hindurch hätten bleiben 
können. Nichts drängte derart zum Abſchluſſe und wir wiſſen von unſeren 
Hamburger Mitbürgern, welche mit Sanſibar in regem Verkehr ſtehen, daß 
die dort wohnenden Engländer von der erſten Nachricht von dem deutſchen 
Verzicht überraſcht waren und ſie für erfunden hielten. 


3* 
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„Wenn verfchiedene Blätter und auch ſolche, bie hier in Hamburg 
erfcheinen, aus ben zitierten Ranbbemerfungen bed Fürſten Bismard und 
aus dem Gewicht, weiches er vor weiterem Vorſchreiten auf Sicherung bes 
Ginvernehmens mit England legte, den Schluß glauben ziehen zu können, 
daß der frühere Kanzler fich Bereits mit ber Abficht getragen habe, bie 
Sphäre unferer Wirkung in Afrika jo weit einzufchränfen, wie es heute ber 
Fall it, fo ift diefer Schluß doch ein ſehr gewagter, und auch nicht gerecht: 
fertigt durch den Umftand, daß die Rede des heutigen Kanzlerd dieſe Mei- 
nung zuläjfig erjcheinen läßt, ohne fie auszusprechen. Wir Halten daher bie 
Aeukerung des „Damburgiichen Korrefpondenten“, „ber Reichälanzler habe 
die Behauptung, Fürſt Bismard hätte den Bertrag micht geichloffen, in 
ichlagender Weiſe widerlegt,“ nach dem biäher ber Deffentlichkeit vorliegenden 
Material für unerwiefen. 


„Herr von Gaprivi erflärt nicht, daß er bei feinem Amtsantritt bie 
Verhandlungen in einer Lage gefunden habe, welche einen Abſchluß bes 
deutich:engliichen Vertrages vom 1. Juli 1890 geichäftlich geboten oder doch 
den Verzicht darauf ſchwierig gemacht hätte. Er macht Hierbei die Mit- 
teilung, er habe fich bei feinem Amtsantritt davon überzeugt, was für Vor: 
gänge ba feien und was für einen Standpunkt die Regierung eingenommen 
habe. Er jagt aber nicht, daß er fi durch Rüdfprache mit jeinem Bor: 
gänger darüber vergewiflert habe, und wir nehmen nad dem Wortlaute 
feiner Rede an, dat er jeine Kenntnis über den damaligen Standpunft Der 
Regierung lediglich durch Einficht der Akten gewonnen hat. Er würde ſonſt 
gewiß nicht nur fragmentarifche Marginalbemerkungen ſeines Borgängers 
angeführt, ſondern ſich auch auf den Anhalt der münblichen oder jchrift- 
lichen Aeußerungen über den status quo bei Uebernahme des Amtes bezogen 
haben. Herr von Gaprivi rechtfertigt‘ den Vertrag audy in ber Hauptiache 
nicht ala ein Zwangsergebnis der übernommenen Geichäftslage, jondern ala 
ein Abtommen, welches fich vermöge ber Vorteile, die es Deutſchland gewährt, 
fachlih empfohlen habe. Der Anhalt feiner Rede vertritt den Abſchluß 
objeftiv, al3 einen für das Reich nüßlichen und verdienftlien. Die Auf: 
fafjung wird allerdings abgeſchwächt durch den Verſuch, einen Teil der Ber: 
antwortlichkeit für den Abichluß auf feinen Vorgänger im Amte zu über: 
tragen und bemjelben einen Anteil an dem Verdienſte Des BVertragsabfchlufjes 
zuzumeifen, einen Anteil, welchen Fürft Biamard niemals für fih in An: 
ſpruch genommen hat. Wir dürfen vielmehr nach Veröffentlichungen von 
Sinterviewern aus dem vorigen Jahre annehmen, daß ber frühere Kanzler 
ausdrüclich gelagt hat, er würde, wenn er noch im Amte gewejen wäre, zu 
dem Abichluffe über Sanfibar nicht geraten haben. Er legt, wie auch aud dem. 
Anhalt feiner von feinem Nachfolger veröffentlichten vertraulichen Marginalien 
hervorgeht, hohen Wert auf die Mebereinftimmung mit England, generell 
ſowohl ala auch in Oft:Afrifa, wir vermuten aber, daß er an volle Gegen: 
jeitigfeit diefer Wertſchätzung bei Lord Salisbury ſtets geglaubt hat, aber 
nicht an das Bedürfnis und noch weniger an bie Notwendigkeit, die Fort— 
dauer der engliichen Freundſchaft durch das fragliche Abkommen zu ſichern; 
er hatte an der Feſtigkeit diefer Fyreundichaft, jolange Saliabury im Amte 
ift, aus allgemeinen politifchen Gründen überhaupt feinen Zweifel.” 


10. Februar. Das Abgeordnetenhaus nimmt ein Wild- 
hadengejeß in dritter Lejung mit allen gegen einige konſervative 
Stimmen an, nachdem Minifter dv. Heyden erflärt hat, er könne 
zwar, da er mit manchen Beftimmungen nicht übereinftimme, das 
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Geſetz im Herrenhaufe freudigen Herzens nicht vertreten, werde fich 
aber bemühen, daß ein praftifches Ergebnis herauskomme. 


12. Februar. Das „Deutjche Tageblatt“ bringt folgenden 
Artikel „Ein ernſtes Wort zur Lage”: 

„sn der öffentlichen Meinung tritt neuerdings eine flarfe Strömung 
einer verdrießlichen und das Gefühl des Unbehagen? meiterpflanzenden 
Stimmung zu Tage, und e3 läßt fich leider nicht leugnen, daß dieſes Miß— 
vergnügen — und da auch in konſervativen Kreiſen in einer Form zum 
Ausdruck kommt, die fich von der ſeit Jahren und mit beſonderem Nachdruck 
unter der Amtsführung des Fürſten Bismard bekämpften nörgelnden Manier 
des Freifinns wenig oder gar nicht unterſcheidet. Nun nimmt die konſervative 
Partei ſelbſtverſtändlich das Recht einer fachlichen Kritik gegenüber den Regie: 
rungsvorlagen und Regierungsmaßnahmen für fich in Anfpruch; fie wird auch, 
wo Bebenten allgemeinerer Art gegenüber der von der Regierung auf poli- 
tiſchem oder wirtjchaftlichem Gebiet innegehaltenen Richtung bei ihr auf: 
tauchen, mit einem Wort der Warnung nicht zurüdhalten. Ihre Kritik 
fann und darf aber aus dem fachlichen Rahmen nicht herauätreten, kann 
nicht zu Uebertreibungen und gehäffigen Zuthaten perſönlichen Charakters 
greifen und darf nicht zu einer tendenziöjfen Predigt des Mißmuts und der 
Voreingenommenheit ausarten. Die fonjervative Partei hat die Pflicht, und 
fann fich in feiner Lage und unter feinen Umftänden von ihr abdrängen 
lafien, ihrer Gefamtftellung zur Regierung Seiner Majeftät des Königs das 
Gepräge ber Treue und der Loyalität zu erhalten, wie andererſeits Dieje 
Regierung Seiner Majeftät zwar feine Parteiregierung fein kann, aber fich 
naturgemäß mit denjenigen Parteien zufammenfinden und Berftändigung mit 
ihnen fuchen muß, die den monarchiſchen Gedanken vertreten. 


„Beurteilt man von biefer Grundftellung aus da3 gegenwärtige Trei— 
ben in einem Zeil der Preſſe, jo iſt der Eindrud einer bedauerlichen und 
ungehörigen, ja widerwärtigen Erjcheinung unabweisbar. Man macht die 
Beobachtung, daß von beftimmten Zentren aus in vollbewußter Weiſe das 
Anfehen der Regierung untergraben und vor allem verjucht wird, die Vor: 
ftellung zu verbreiten, daß fie mit unzulänglichen Kräften ihrer Aufgabe 
gegenüberftehe, ſchwankend und haltlos, ohne feiten Kurs, fich von ber 
öffentlichen Meinung hin und hertreiben lafje und in ihren Verhandlungen 
mit dem Ausland durch ein zuweit gehendes Entgegentommen das Anfehen 
und das Intereſſe Deutjchlands jchädige. Man beobachtet insbeſondere, und 
das ift das Verleßendfte und Unerträglichite für die fonjervative Empfindungs- 
weife, daß vielfach auch die Perjon Seiner Mazeftät in mehr oder weniger 
verſteckter Weiſe in dieſe Kritik hineingezogen und zur Zielfcheibe ebenjo 
unehrerbietiger und hämiſcher, wie fachlich unbegründeter Ausfälle gemacht 
wird. Wir erinnern in diefer Beziehung an den geftern auszugsweiſe wieder: 
gegebenen Artikel ber „Münchener Allgemeinen Zeitung“, über deſſen Urſprung 
5 De mit dem Verdruß über einen joeben vollzogenen 
Mechfel in der Bejegung eines hohen Militärpoftens fein Zweifel bejtehen 
tann, und ber in der Auäftreuung boshafter Unterftellungen und tendenziöfer 
Unwahrheiten, jo ber Mitteilung, daß Seine Majeftät geäußert haben jolle, 
er wolle in Zukunft fein eigener Generalftabschef jein, wahrhaft Empörendes 
Leiftete. In diejelbe Kategorie gehört das Herumtragen von — — die 
ſich auf die Stellung bes Herrn Finanzminiſters von Miquel beziehen, von 
angeblich bevorftehenden Zeilungen ber Aemter des Heren Reichskanzlers 
von Gaprivi, von Rivalitäten und Berftimmungen zwijchen den Miniftern 
u. f. w. fabeln und, wie berei.ö fejtgeftellt, völlig aus der Luft gegriffen 
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find. In allen diefen Dingen tritt eine beftimmte Tendenz, die auf bie Er: 
zeugung einer Stimmung bed Unbehagens binarbeitet, die insbeſondere auch 
unter ben Konfervativen immer aufs neue Mißtrauen wachzurufen ſucht, die, 
mit einem Worte, aufwühlen will, unzweideutig zu Tage.“ 

In der Polemik gegen diefen Artikel jagt die „ſtreuzzeitung“: 

„Das „Deutiche Tageblatt” kommt jeßt freilid mit Andeutungen 
heraus, die auf einen gewiſſen Rüdhalt jchließen laſſen follen, indem es bie 
Herren vd. Helldorf und Freiherr dv. Manteuffel als feine Hintermänner 
namhaft madt. Ob letzterer damit einverftanden ift, bezweifeln wir noch 
jehr; Herrn dv. Helldorf aber überlaffen wir dem „Deutfchen Tageblatt” gern. 
Wir haben feine Politit niemald für eine weitfichtige, ber fonjervativen 
Sade erſprießliche gehalten, find — ſtets der Anficht geweſen, daß 
insbeſondere die Art, wie er die Preſſe ſeit Jahren beeinflußt, ſchließlich 
zur Sprengung der konſervativen Partei führen muß, und daraus haben 
wir fein Hehl gemacht.“ 

Als Antwort hierauf bringt die „Konjervative Korrefpondenz“ 
folgende parteioffizielle Erklärung (vgl. 21. Yebr.): 

„Die Fraktion der Deutjch-Konfervativen des Neichdtages hat mit 
Bedauern von dem perjönlichen Angriffe Kenntnis genommen, welcher in 
Nr. 77 der „Kreuzzeitung“ gegen die Mitglieder des Vorſtandes der Fraktion, 
er v. Manteuffel und Herrn v. Helldorff, gerichtet worden ift. Die 

raktion ſpricht ihr volled Vertrauen zu den genannten Herren aus.“ 


13. Februar. Auf einem parlamentarifchen Diner beim Reichs— 
fanzler macht der Kaijer in einem Gejpräch mit dem Reichdtags- 
abgeordneten Grafen Konrad Preyfing Weußerungen über bie 
Stimmung Sübbeutjchlands dem Reiche gegenüber, er betont das 
Heranwachſen eines neuen Geſchlechts und jagt von fich jelbit: 

„Ich habe nicht die Empfindung von 1866, fondern die von 1870.” 
Auf die Parteiverhältniffe eingehend, bemerkt der Kaifer, für ihn gebe es 
nur zwei Parteien: die ftaatderhaltende und die berjelben — 

rner äußert der Kaiſer ſeine Befriedigung über die Wirkung der f⸗ 
ebung des Sozialiſtengeſetzes und fügte hinzu, die Sozialdemokratie habe 
freie Bewegung im Rahmen der Gejeglichkeit; darüber hinaus werde fie die 
ſchärfſte Zurüdweifung erfahren. 

14. Februar. Freiherr dv. Soden wird zum Gouverneur 
des deutſch-oſtafrikaniſchen Schußgebietes ernannt. Wißmann, 
Peters und Emin werden ihm bald darauf als „Reichskommiſſare 
zur Verfügung des Gouverneurs” beigegeben. 

15. Februar. In Bochum tagt eine Delegiertenverfammlung 
der deutſchen Bergarbeiter, vom Einberufer Bringewald-Wat«- 
tenjcheid geleitet. Auswärtige Delegierte find anwejend aus Sachjen 
(Dtto-Teuchern), Saarbrüden (Moor), Wurmrevier (Otten), Schle- 
fien (Reichelt-Altwaffer). 

Auf der Tagesordnung fteht zunächſt die Prüfung der Forderungen 


ber Bergleute. Bringewald bemerkt einleitend, dat der Aufruf zu ber Ver: 
fammlung von den Zeitungen aller Parteifchattierungen, aber nicht von der 
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nationalliberalen Prefje, aufgenommen worden fei. Die Forderungen ber 
Bergleute jeien immer als unberechtigt bezeichnet worden; erft in leßter Zeit 
hätten zwei hervorragende Männer, die Herren Reichstagsabgeorbneter Müllen: 
fiefen und Bürgermeifter Vattmann-Gelſenkirchen, unumwunden anertannt, 
daß fie berechtigt ſeien. — Darauf verlieft Bauer-Weitmar die Forderungen, 
bie einftweilen Totgenbermaen Iefigefept mwurben: 

1. Adhtftündige Schicht inkl. Ein- und Wer 

2. Verbot von Neberichichten; wenn Neberjchichten nötig, nur mit Er: 
laubni3 der Arbeiterausjchüffe, und dann gegen doppelten Lohn. 

3. Einrichtung von Einigungsämtern und Arbeiterausfchüfien. 

4. Wegfall ber Füllkohlen und Regelung bed Wagennullens. 

5. Steigenber Lohn mit fteigendem Gewinn. 

6. Wiedereinftellung ber Bergleute, bie infolge ber Organiſations— 
beftrebungen entlaſſen find. 

7. Erhaltung der Knappſchaftskaſſe ala Wohlfahrtseinrichtung. 

18. Februar. Die Kaiferin Friedrich und die Prinzeffin 
Margarete treten eine Reife nach Paris an, wo fie biß zum 27. 
Februar verweilen (vgl. Frankreich). 

20. Februar. Die preußifche Regierung legt 250 Millionen 
und die deutjche Reichgregierung 200 Millionen 3prozentige An= 
leihe im Kurſe von 84,40 auf. Die aufgelegten 200 Millionen 
Reichdanleihe werden mehr ala 46fach, die 250 Millionen preußifche 
Anleihe nahezu 30fach gezeichnet. 

21. Februar. Der Kaiſer hält bei dem Feſtmahl des bran- 
benburgifchen Provinzial-Landtages folgende Rebe: 

„sn Meinen Dant Bi: bie freundlichen Worte bed Herrn abi Fran 
möchte Ich zunächft das tiefe Bedauern und den innigen Schmerz einjchließen, 
ber Mein und, Jch bin feft überzeugt, Ihrer Aller Herren durchzogen hat 
bei dem Berluft eines Ihrer eek Mitglieder; Sch meine des Herrn 
v. Rochow-Pleſſow. Ihm, einem alten märkifchen Edelmann von treuem, 
feftem Schrot und Korn, einem Vorbild aller ritterlichen Tugenden, der 
feinem fyürftenhaufe treu ergeben war bis zum legten Ateıdzuge feines Lebens, 
möchte Ich ala König u nadträglih Meinen Dant anBlpredien für das 
lange Leben treuen Arbeitens, welches er für Meine Vorfahren und für Mich 
im Dienfte ber Provinz zugebracht hat. 

Prandenburgifche Männer! Jch freue Mich von ganzem Herzen, daß 
es Mir vergönnt ih wieder einen Abend unter Ihnen zuzubringen, denn 
es ift Einem immer wohl, mit Männern fich zujammenzufinden, von benen 
man bee daß man mit ihnen übereinftimmt und daß man fich miteinander 
eins fühlt. 

ir ftehen gewiffermaßen noch unter dem Schatten jene Tages, ben 
wir vor kurzer Zeit gefeiert haben, ch meine de3 Jubiläums jenes großen 
Brandenburgerd, von dem Ich fo oft und gern zu Ihnen geiprochen habe, 
des Großen Kurfürften, jenes Mannes, ber mit feinem vollſten Herzen und 
allen Fibern an feinem Heimatlande hing und mit unermüdlicher, raftlojer 
Thätigkeit dafür forgte, daß aus tiefer Not und tiefem Elend die Mark 
Brandenburg zu einem feften, einigen Ganzen emporſtieg. Es ift der Bor: 
fahre von Mir, für den Ich die meifte Schwärmerei habe, der von jeher 
Meiner Yugend als Borbild vorangeleuchtet Hat. 
Ich weiß jehr wohl, daß in diefer Zeit und im vergangenen Jahr 
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manches geſchah und fich ereignet hat, was Ihre Herzen und Gemüter be: 
wegt. Ich freue Mich, daß Meiner Aufforderung zum gemeinjamen Ar: 
beiten, zum einigen Thun im Lande, welche Jch damals in Schleswig: Hol: 
ftein und fpäter in Schlefien ausſprach, jo gerne und willig in jeder Be 
ziehung in der Bevölkerung entſprochen worden ift, ebenfo auch bier in der 
Mark Brandenburg. Ich meine aber zu gleicher Zeit einen gewiffen Still 
ftand wahrnehmen zu können, ein gewiſſes Zagen und ein gewiffes Zaubern; 
Jh meine zu jeher, daß es den Herren nicht leicht wird, den Weg zu er: 
tennen, den Ich beichreite und den Ich Mir vorgezeichnet habe, um Sie und 
ung Alle zu Meinem Ziel und zum Heil des Ganzen zu führen. 

Wenn wir Schritte thun und arbeiten wollen zum Seile bed Ganzen, 
jo müſſen wir dieſes auch immer im Auge haben. au diejen Zwecke thut 
es wohl gut, fich zuweilen in unfere Gejchichte rückblickend zu vertiefen. 

habe im vorigen Jahre an einer Stelle geftanden, die uns allen 
teuer, lieb und wert, Ich möchte jagen geheiligt erſcheint; es iſt der Boden 
von Memel. Ich bin in dem Haufe gewejen, wo Meine Urgroßeltern gelebt’ 
und ihre Zeit in ſchwerer Anfechtung und Sorge zugebradht haben, da unſer 
Land zerjchmettert am Boden lag, ben Eroberer in Ki walten und jchalten 
jehend, ohne Hoffnung auf die Zukunft. Und gerade von bort aus, ba 
niemand wußte und niemand fich denfen konnte, daß das Land fich jemals 
wieder erheben würde, von dort aus find bie erfien Anfänge zur Größe 
unferer Jeßtzeit ausgegangen. Das Fürſtenhaus, feithaltend an Gott, am 
Glauben, an der Treue zu feiner Pflicht; das Volk, feſt vertrauend ber Hand 
ſeines Führers: fie fanden fich beide wieder zuſammen, und in dieſem 
Vertrauen liegt die Größe, darin liegt dad Geheimnis. ber Größe unferes 
Vaterlandes. 

Ich weiß ſehr wohl, daß es in der Jetztzeit verſucht wird, die Ge— 
müter zu ängſtigen. Es ſchleicht der Geiſt des Ungehorſams durch das Land; 
gehüllt in ſchillernd verführeriſches Gewand, verſucht er die Gemüter Meines 
Volkes und die Mir ergebenen Männer zu verwirren; eines Ozeans von 
Druckerſchwärze und Papier bedient er ſich, um die Wege zu verſchleiern, 
die klar zu Tage liegen und liegen müſſen für jedermann, der Mich und 
Meine Prinzipien kennt. Ich [afe Mid dadurch nicht beirren. Es 
Meinem Herzen wohl wehe thun, zu jehen, wie verfannt die Ziele find, die 
Sch verfolge; aber Ich hege das Vertrauen, daß alle diejenigen, die monar: 
chiſch geſonnen find, die es gut mit Mir meinen, und daß vor allen Dingen 
die brandenburgiichen Männer nicht einen Augenblid wanfend geworden 
find und nie gezweifelt haben an dem, was Ich that. 

Wir müffen vorwärts ftreben, wir müflen arbeiten und im Innern 
fämpfen. Aber wenn das Ganze gedeihen foll, jo, jeien Sie fich deſſen klar, 
müffen hier und da im Ginzelinterefje Opfer gebracht werben. 

Unfere jegigen Parteien find gegründet auf Intereſſen und verfolgen 
diefelben oft zu Kr eine jede für fi. Es ift ein hohes Verdienjt Meiner 
Vorfahren, daß fie fich mie zu den Parteien geftellt, ſondern = fie 
darüber geftanden haben und daß ed ihnen gelungen ift, die einzelnen Par: 
teien zum Wohle des Ganzen zu vereinigen. Nun, Sie jehen ja, wie ber 
Erfolg diefe Bemühungen gekrönt hat zum Heil des Ganzen, zum fort: 
ichreitenden Gebeihen unjerer Arbeit. en 

Ich Hoffe und ſpreche die fefte Zuverficht aus, daß ein jeder von 
Ihnen im feiner Arbeit und in feinem Wixkungskreis verftehen wird, daß 
er für das Ganze wirken und arbeiten ſoll, bob er Mir treu zur Seite 
ftehen und Mir helfen muß. Ich glaube nicht, daß die branben urgiſchen 
Männer zaubern werden, Mir zu folgen auf den Bahnen, die Ich beſchreite. 

Sie wiſſen, daß Ich Meine ganze Stellung und Meine Aufgabe als 
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eine Mir vom Himmel gelebte auffaffe, daß Ich im Auftrag eines Höheren, 
dem ch jpäter einmal Rechenschaft abzulegen habe, berufen bin. Deshalb 
fann Jh Sie verfichern, daß fein Abend und kein Morgen vergeht ohne 
— — für Mein Volk und ſpeziell ein Gedenlen an Meine Mark Brau— 
enburg. 


Nun, Brandenburger! Ihr Markgraf ſpricht zu Ihnen, folgen Sie 
Ihm durch Tid und Dünn auf allen den Wegen, die Er Sie führen wird! 
Sie können verfichert fein, e3 ift zum Heil und zur Größe unjeres Bater: 


— In dieſer Geſinnung rufe Ich: Es lebe die Provinz Brandenburg, 
hurra! hurra! zum brittenmal hurra!“ 

Bei diefer Gelegenheit dankt der Kaifer dem Freiherrn 
v. Manteuffel in fehr gnädiger Weije für die Entjchiedenheit, 
mit der er in Sachen des Artikel „Ein ernſtes Wort zur Lage“ 
Schulter an Schulter mit Herrn v. Helldorf die Aktion geführt 
babe. . 
23. Februar. (München) Reichdtagsabgeordneter v. Voll— 
mar Spricht in einer Berfammlung der fozialdemofratifchen 
Partei über „die Arbeiterfchußgefege vom Standpunkte der Re— 
gierung und bon dem der. Sozialdemokratie“, worin er erwähnt, 
daß der befannte Eaiferliche Erlaß von den Arbeitern mit freudiger 
Ueberrafhung aufgenommen worden fei. Aber von dem Erlafie 
fei jo viel wie nicht? verwirklicht worden, und mächtiger als der 
hohe Wille habe fich die Allianz der Bureaufratie mit dem Kapital 
erwieſen. 

23. Februar. Die Berliner Staatsanwaltſchaft verklagt das 
„Deutſche Tageblatt“ wegen eines Gedichts, in dem es heißt: 

„Wo iſt ber Mund, der Richter niederwettert, 
Wo ift die Fauſt, die diefen Wicht zerjchmettert?“ 

24. Februar. (Reichdtag.) In der Budget-Kommiffion 
hält der Staatsſekretär Admiral Holtmann eine längere Rebe, 
die erhebliche Vergrößerung der Marine in Ausficht ftellt. Die 
Kommiffion lehnt einen Zeil der Forderungen mit großer Majo- 
rität ab. 

25. Februar. (Straßburg) Der Statthalter hält eine 
Rede an den Landesausſchuß, in der er den loyalen Sinn der Be— 
völferung rühmt und fortfährt: Pr. 

„Damit ift aber die Frage nicht erledigt. Es handelt fich — abge: 
jehen von bem größeren oder geringeren DBertrauen in die Abfichten unferer 
weitlichen Nachbarn — auch um die Stimmungen und De u. zwiſchen 
dem Reichslande und dem Reiche. Es gab eine Zeit, two dieſe geſtört waren. 
Auf diefe Zeit find die Maßregeln zurüdzuführen, die auf dem Lande ges 
laſtet haben und teilweife noch jeßt laſten. Fürſt Bismarck, der jene Map: 
regeln veranlaßt hatte, wurde dabei nicht bloß von polizeilichen Motiven 
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eleitet; er glaubte augenfcheinlich auch der damals in Deutichland Herr: 
* Stimmung, dem damals herrſchenden Mißtrauen Rechnung tragen 
zu ſollen. 

Dies iſt nun anders und beſſer geworden, das Vertrauen bat hier 
und dort zugenommen, und Worte, wie die, welche unſer verehrter Freund 
geſprochen hat, werden dazu beitragen und Haben dazu beigetragen, das 
gegenſeitige Vertrauen zu befeſtigen und zu erweitern. Und ſo können wir 
hoffen, nach und nach zu normalen Zuſtänden zurückzukehren. 


27. Februar. (Reichstag.) Die Forderung der Verwand— 
lung von 171 Hauptmanns- in Stabsoffizierzftellen wird ab» 
gelehnt. 

63 folgen die Unteroffizier8prämien. Hierbei hält der 
Reichskanzler folgende Rebe: 


Als die verbünbdeten Regierungen darauf verzichteten, ein Eozialiften: 
gejeß wieder einzubringen, waren fie fich über zwei Dinge klar: einmal, daß 
der Kampf gegen die Sozialdemokratie die ernitefte Frage unſerer Zeit ift, 
eine Trage, die jahrzehntelang die Welt befchäftigen kann und deren Er: 
ledigung des Schweißes der Edelften wert ift. Sie waren fich ferner darüber 
far, daß, wenn aud) ein Sozialiftengeje ald Ganzes nicht wieder eingebradit 
wurde, alle diejenigen Mafregeln ergriffen werben müßten, die fich im Laufe 
der Zeit als geeignet herausftellten, der Sozialdemokratie entgegenzutreten, jei 
es, daß man ihr den Boden unter den Füßen wegzöge, ſei eö, daß man in 
offenen Kampf mit ihr einträte. Und wenn ich mir bas Wort erbeten Habe, 
jo war e3 nicht in meiner Eigenfchaft al? alter Solbat, —— als Reichs⸗ 
kanzler, der ſelbſt von der Erwägung ausgeht, daß dieſe erſte, wichtigſte 
Frage unſerer Zeit nn in die Unteroffizierfrage tief eingreift, und zwar 
auf zwei verjchiedenen Gebieten. Einmal was den Unteroffizier angeht, jo: 
lange er im aktiven Dienſt 4 dann was ben Unteroffizier angeht, wenn 
er in Zivilverforgung ift. Ich weiß ſehr wohl, daß niemand in der Zage 
ift, die Sozialdemokraten ganz zu befriedigen, wie denn überhaupt kein Menſch 
ganz zu befriedigen ift, am wenigſten aber biefe Herren. (Heiterkeit.) 

Aber ich glaube, daß verjucht werden muß, was verſucht werden kaun, 
um weder in den Unteroffizieren in der Front, noch in den zivilverjorgten 
ara) "eig Mißvergnügte zu erziehen. 

3 nun bie — angeht, ſo werde ich nicht eingehen auf die 
Zahlenvergleiche, ich will aber die Frage berühren: Was bietet denn die 
Zivilverſorgung, wenn der Unteroffizier ſie endlich nach langen Mühen er— 
reicht, in vielen Fällen? Das ſtellt ſich unendlich verſchieden heraus, das 
hängt zuerſt davon ab: in welcher Garniſon ſteht der Unteroffizier, bei 
welchen Behörden kann er ſich perſönlich vorſtellen? Denn man mag machen, 
was man will, man wird der Zivilbehörde niemals die Berechtigung ab— 
ſchneiden können, daß fie die Qualifikation des Anwärters prüft, und wenn 
er auch unter ſo vielen Anwärtern auf der Liſte die Nummer 60 erhält, ſo 
wird er in drei, vier Jahren nicht weit herangerückt ſein, wenn es ihm 
nicht gelingt, den Vorgeſetzten in Zivil die Ueberzeugung beizubringen, daß 
er für bie Stelle au ein brauchbarer Menſch iſt. Das ift ein ganz be 
vechtigtes Verlangen der Zivilbehörden. Die Folge davon ift, daß ein großer 
Zeil ber Unteroffigiere jahrelang herumgeht und ſucht; er wird bier ab» 
gewiejen und ba abgewieſen, der eine probiert es mal, es gefällt ihm nicht, 
er. geht in eine zmeıte Stelle, und fo ift ſchon dieſe Hebergangäftelle, in ber 
der Mann juchen muß, in der er fich den verfprochenen Vorteil realifieren 
will, vielfach eine Quelle der Mißvergnügtheil. Und fo ift es weiter mit 
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vielen ber Zivilftellen. Das werben auch die Herren im Haufe wiſſen, bie 
bei Behörden angeftellt find oder mit ihnen in Verbindung ftehen; am bejten 
fommt immer doch ber Schreiber aus der Truppe an, er hat eine Borbildung, 
die er im jeder Behörde mehr oder weniger verwerten kann; der alte in ber 
Front gediente Unteroffizier, der feine zehn bis zwölf Jahre Rekruten ge: 
drillt Hat und nicht auf dem Bureau war — diefer wirb von jeder Behörde 
mehr oder weniger ungern aufgenommen. Ich bin in diefer Beziehung in: 
fofern nicht ohne Erfahrung, ala ich als Chef der Admiralität in der Lage 
war, einmal eine Truppe unter mir zu haben, alſo Unteroffiziere zu be: 
fehligen, für deren Verforgung ich als ihr Befehlähaber mich verantwortlich 
fühlte; auf der anderen Seite eine Behörde, deren Xeiftungen unter mangel: 
haft vorgebildeten Unteroffizieren herabkommen zu laſſen ich aber nicht dulden 
wollte. Da kommen denn doc jehr kraſſe Verhältniſſe vor. Wenn alſo ein 
u. Jahre gedienter Mann in dem Range eines Feldwebels der Armee, 
der bier und da herumgejucht hat, endlich in der Admiralität eine Anftellung 
findet, jo glaubt er, er ift gut weggefommen; wenn er aber fieht, daß er 
täglich fünfundzwanzig Defen zu — und fünfundzwanzig Zimmer zu 
reinigen hat, jo wird er doch der Meinung, daß er fich zwölf Jahre lang 
geirrt hat, ala er glaubte, daß die Zivilverforgung wirklich eine Belohnung 
war. Alſo ein großer Zeil derjenigen Poſten, die nominell dem Unteroffizier 
offen ftehen, ift bei dem Bildungsgrad, den wir heutzutage von den Unter: 
offizieren fordern müſſen und den wir fteigern müſſen, dieje VBerforgung ift 
in der That feine Belohnung. Daß wir aber die Anforderungen an die 
Unteroffiziere fteigern müſſen, liegt in bem ganzen Bildungsgang, in der 
zunehmenden Bildung der Nation. Ein Vorgeſehzter wird nur in dem Grabe 
feine Stellung als Vorgefegter leicht ausfüllen können, ald er fich feinen 
gene: überlegen fühlt. In der Zeit, in ber ich in die Armee eintrat, 
hatte der Unteroffizier diefen Grad von Weberlegenheit in feiner Technik, in 
einer gewiflen formalen Ausbildung, die er ſich durch feine lange Dienftzeit 

egenüber dem Manne angeeignet hatte. Wenn ein Unteroffizier bei ber 
re die vier Mann, die um ben Parolekreis ftanden, richtig hin: 
bringen konnte, ohne einen reglementarifchen Fehler zu machen, wenn er bie 
verjchiedenen Stadien einer Wachtparade tadellos durchlief, jo war er ein 
Mann, ber in den Augen ber Gemeinen fich jchon eines gewiſſen Anſehens 
erfreute, denn er konnte etivad, was die Gemeinen nicht konnten. Heutzutage 
Liegt die Sache anders. Der Unteroffizier kann ein vorzüglicher Menjc fein, 
er ſchießt aber vielleicht viel fchlechter ala alle feine Untergebenen; mit diejer 
technifchen Kunft erringt er fich nicht mehr dag Anfehen, das er feinen Unter: 
gebenen gegenüber braucht. So könnte ich eine ganze Reihe von Beifpielen 
aus allen Waffengattungen anführen. ft das aber zugegeben, daß die tech— 
niſche —— * nicht mehr für einen Unteroffizier durch die Dienſtzeit 
zu erwerben iſt, ſo folgt ſofort weiter, daß er ſeine Ueberlegenheit in anderen 
Dingen ſuchen muß. Nun wird aber ſchon in den gewöhnlichen Verhältnifſen 
die Erhaltung ber Disziplin dadurch erſchwert, dak wir in die Armee Leute 
betommen — ich habe mir fchon einmal erlaubt, das auszujprechen —, die 
nach diefer Richtung hin ungleich fchlechter vorgebildet find ala früher. Es 
ift einmal eine gewiſſe Zuchtlofigkeit eingerifjen. Das läßt fich nicht leugnen. 
Und biejen zuchtlofen, oft äußert geriffenen Elementen gegenüber die vor: 
geſetzte Stellung zu bewahren, fich die Autorität zu bewahren, iſt feine leichte 
Aufgabe; und von ben egal weg mit denen ich noch zujammen Unter: 
offizier in ber Kompagnie geivejen bin, würbe nur noch ein Kleiner Zeil 
mltipielen fönnen, die Kritik der Untergebenen würde fie fofort lahınlegen, 
und es würde ihnen fchwer fein, ihre Stellung zu Halten. Sie werden nun 
fagen: dazu ift ja die Disziplin, dad Militärftrafgefegbuch, die Disziplinar: 
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ordnung ba. Aber in der beutichen Armee hat man don jeher danadh ge 
trachtet — und ich glaube, mit Glüd, und ich glaube, ein Zeil unjerer 
friegeriichen Erfolge beruht auf diefem Bejtreben —, dat der Borgejegte den 
Untergebenen vor Vergehen bewahren joll. (Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben nicht wie andere Armeen einen Strafloder, worin e& heißt, 
wenn du das und das begehft, befommft du drei Tage u. ſ. w, fondern wir 
verlangen von unjeren Borgefegten und gerade von den Borgejekten, die, wie 
die Unteroffiziere. mit den Gemeinen zufammenleben, am meijten, daß fie den 
Dergehungen vorbeugen jollen im unausgejegten Verkehr mit dem Manne. 
Den Grad geiftiger Ueberlegenheit bewahren, der dazu gehört, das werben 
wir auf die Dauer nur können nicht allein, wenn wir ein fomplettes Unter: 
offizierforp® uns erhalten, ſondern wenn wir das Unteroffizierforps in Bezug 
auf feine Bildung jeinen fittlihen Wert höher zu ftellen juchen, als wir es 
bisher gethan haben. 

Es wird jehr viel über die Mißhandlungen in der Armee geklagt, 
man nimmt jet Statijtifen darüber auf, man bringt ige Fälle zum Zeil 
in die Zeitungen, und während ich die eberzeugung habe, daß es von Jahr 
zu Jahr beſſer wird, wird von Jahr zu Jahr mehr geklagt, worüber ich nichts 
fagen will. Es iſt das ein volllommen berechtigter Wunj und auch von 
ber höchſten Stelle volllommen anerkannt, daß die Mikhandlungen aufhören 
jollen. Mehr geworben als früher find fie aber nach meinem Dafürhalten 
nicht. Indeſſen auch nach diefer Richtung hin ift uns der befjer vorgebildete 
Unteroffizier mehr wert als der rohere; er wird feltener feinem Temperament, 
jelbft wenn er gereizt wird, was oft vorkommt, die Zügel ſchießen lafien, 
als ber ungebildete. Wenn jchon unter den gegenwärtigen gewöhnlichen 
Verhältniſſen die Erhaltung der Disziplin erjchiwert wird, jo wird das noch 
ſchwerer werden, wenn wir uns Zeiten vergegenwärtigen, in benen der Kampf 
gegen die Sozialdemokratie — ich will das Wort Kampf nicht mal in dem 
Ausdrud von Schießen und Stechen brauchen — lebhafter wird. Meine 
Erinnerungen reichen noch in das Jahr 1848 zurüd. Die Truppe trat ba: 
mals in jehr ſchwere Verhältnifje, aber in ungleich beſſer dafür fituierte ein 
al3 Heutzutage, denn e3 war nicht eine lange Schulung der Jdeen, nicht die 
Erziehung einer Generation mit verderblichen Jdeen vorhergegangen, jondern 
dieſe Ideen traten plößlich, wie wenn der Vorhang weggezogen war, vor 
das Volt, und ed war das allgemeine Gefühl vielfady in der Truppe: was 
wird nun? Da waren die alten Unteroffiziere diefen noch in feiner Weiſe 
ſozialiſtiſch angehauchten Mannſchaften gegenüber in einer ungleich befjeren 
Lage, als wenn die Sozialdemofraten er den Verſuch machten, in die Armee 
einzutreten, unſere Unteroffiziere heut jein werden. Wir müfjen von ben 
Unteroffizieren mehr verlangen al3 damals. 

Und ‚wenn ich nun auch den äußerften Fall berühren darf, daß es 
mal zum Kampf mit den Sozialdemokraten käme, jo bedürfen wir für einen 
ſolchen Kampf einer viel beferen Disziplin, als für den Kampf vor dem 

inde. Bor dem fyeinde kann auch eine höchſt bürftige Truppe b ben 
were durch erhebende Gefühle in einen Grad von Opferfähigfeit 
geſetzt werben, ber fie zu großen Leiftungen befähigt. Der Straßenkampf 
und was damit zufammenhängt, beprimiert. Da ijt fein Faktor, der geeignet 
wäre, das Selbftgefühl der Truppen zu erhöhen, da ift feine Kampfesluft, 
auch bat jeder das Gefühl, er fteht Landsleuten gegenüber. Es wird jedem 
De ſchwer, zum äußerjten zu fchreiten. Für einen jolchen Kampf brauchen 
wir ganz andere Unteroffiziere, ald wir fie brauchen würden jelbft im Gefecht. 
. Nun haben die Herren vom Fortſchritt ed gern gehört, was ich bei 
anderer Gelegenheit mal gejagt habe: wir werden das Gute nehmen, wo 
wir es finden. Diefer Meinung bin ich auch heute noch, das ift meine An: 
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ficht auch heute und wirb es auch bleiben. Aber ich möchte mir doch den 
Vorſchlag erlauben, e nicht Lediglich bei guten Worten bewenden zu laffen, 
Trage auch mal zum guten Werk überzugehen und nun mit der Regierung 
r eine Vorlage zu ftimmen, bei ber Sie zeigen fünnen, daß Sie zu dem 
ftaat3erhaltenden Element fich zu rechnen geneigt find. (Beifall rechts.) 
Der Herr Abg. Hinze hat uns gejprochen von weitergehenden Plänen, 
daß er für die Verbefferung des Loſes der Unteroffiziere in eine Beratung 
jpäter einzutreten geneigt wäre. Er hat ein Wort nicht ausgeiprochen, was, 
mern ich mich nicht irre, fonft von jenen Bänken auch wohl geäußert ift: 
macht doch die Unteroffiziere zu Offizieren, gebt ihnen doch dieje Perſpektive. 
Sa, ich habe noch in einem Truppenteil mit einem folchen Unteroffizier 
zufammen gebient, der für Bravour vor dem Feinde zum Offizier befördert 
war. Es war das ein Mann, ber fi in dem Offizierkorps auch als Menſch 
ber höchften Achtung erfreute, mit dem wir alle gern zujammen waren, ber 
aber fchließlich doch ein peinliches Dafein führte, denn er war in Berhält- 
nifje gefommen, für die feine ganze Vergangenheit nicht paßte, und troß allen 
Wohlwollens des Dffizierforps waren taufend Schwierigkeiten da, über die 
wir ihm nicht hinmweghelfen konnten. Was bie verbündeten Regierungen hier 
wollen burch bieje Borlage, ift, das Niveau unferer Unteroffiziere heben. Ich 
Babe die Beſorgnis, dat auf der anderen Seite Ideen eingewurzelt find, die, 
wenn fie zur That werben jollten, die fyolge haben würden, dab fie das 
Niveau — Offizierkorps herunterdrücken würden. (Bravo! rechts.) Dazu 
darf es nach meinem Dafürhalten nie kommen. Wir haben das erſte Offizier: 
korps der Welt; das kann ich ala preußischer Offizier mit Stolz hier aus: 
fprechen. (Bravo! rechts.) Das müflen wir behalten; das wollen wir behalten. 
(Bravo! rechtd.) Aber wir können auch das erfte Unteroffizierforps der Welt 
haben. In der beutichen Nation find die Elemente für das erfte Unteroffizier 
korps, unb wir bedürfen ber Vergleiche mit ber franzöfiichen Armee nicht. 
Lafſen Sie bo an beutfche Einrichtung ung deutfche Anforderungen an: 
legen! (Bravo!) Laflen Ste uns deutſche Unteroffiziere auf deutichem Boden 
erziehen! Die Mittel dazu Haben wir! (Bravo!) Wenn aber eine Armee 
das nicht an leiftet, wofür fie gehalten wird, wenn fie alfo im Kampfe, 
dba, mo ber Vorgejehte die ſchwerſten Anforderungen an feine Untergebenen 
ftelfen muß, daß er bereit ift, befinnungslos zu fterben, wenn der Vorgeſetzte 
da3 verlangt —, wenn wir folche Elemente in unferer Nation haben, wenn 
wir den Zuftandb haben können, warum wollen wir das nicht? Cine Armee, 
die in ſolchem Augenblid verjagt, ift unter allen Umftänden die teuerfte von 
allen gewejen und immer zu teuer. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Am 28. Februar jagt der Abg. Richter: 


„Der Kriegäminifter habe geftern von einem Notftand der Armee ge: 
fprochen und dieſe Regierungsforderung ala notwendig zur Erhaltung der 
Berfaffung "und Züchtigfeit der Armee hingeftellt. Er habe von einer im 
Unteroffiziertorps verbreiteten Unzufriedenheit gefprochen; ſeltſam, daß der 
Reichstag von allem dem im vorigen Jahre bei der Beratung des Militär: 
geſetzes nichts gehört habe. Als der Vorfikende der Budgetkommiſſion im 
vorigen Jahre den damaligen Kriegaminifter gefragt habe, ob nach den da: 
maligen Bewilligungen noch mehr organifche Vermehrungen des Militär: 
etats in Ausficht ftänden, habe der Kriegaminifter v. Verdy erwidert, er 
molle ganz offen fagen, e3 feten zwei Punkte in Vorbereitung, der eine dag 
Penfionswejen und der andere die Pferbegekder; aljo von einer organischen 
Maßregel, betreffend das Unteroffizierkorps, fei feine Rede geweſen. Man 
habe damals keinen Notſtand gekannt. Die ganze Vorlage ſcheine erſt im 
April 1890 entſtanden zu fein. Man könne es alfo ſeiner Partei nicht ver: 
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übeln, wenn fie bie jetzige melandholifche Anſchauung ſehr ſteptiſch angefehen 
babe. Geftern babe der Reichskanzler gejagt, Deutichland könne das befte 
Material für das Unteroffizierkorps haben, wenn der Reichetag bad Geld 
bemwillige. Aber am 6. Februar 1888 habe fein Amtsvorgänger j be: 
rühmte Rede gehalten, in der der Abjchnitt in ber Armee einen ser 
Eindrud gemacht habe: „Wa3 uns fein Volk in der Welt nachmachen kann, 
das ift das Material an Offizieren und Unteroffizieren; feine andere Armee 
fann auf ſolche Unteroffiziere und Offiziere hinweijen, wie wir. Das Mat 
der Bildung ber Offiziere und Unteroffiziere ift bei uns ein viel höheres ala 
in irgend einem anderen Lande, und barin befteht unjere Ueberlegenheit 
gegenüber anderen Mächten, jelbft wenn diefelben an Zahl ber Soldaten 
mit uns fonfurrieren follten.“ Der damalige Kanzler babe gr int, 
daß hier nicht erſt das Unteroffizierforps aus dem Material zu hoffen fei 
fondern daß es jchon beſtehe. Dan weiſe nun hin, und das m nad 
manchen Seiten hin einen gewiffen Eindrud, auf das Unteroffizier: ue: 
ment; aber mit bemjelben Recht fünnte man auf das noch viel gebe: 
Dffizier-Manquement hinweifen, dann mühte man aus bemfelben Grunde 
die Bejolbungen ber Offiziere aufbeflern. Der Abg. Dr. Windthorft habe 
eben noch gejagt, daß, wenn man einmal etwas ftreichen wollte, die Regie 
rung es lieber gejehen hätte, wenn bie Pferbegelder der Offiziere geftrichen 
würden als die Unteroffizierprämien. Schabe, daß man biejes erft erfahren, 
nachdem bie Pferdegelber in der Kommiſſion bewilligt worden feien. Aber 
jeine (de Rebnerd) Partei müfje ihr Urteil über die vorliegende Forberung 
nach deren eigenen Gründen nnabhängig von anderen Rüdfichten eimri 
In Bezug auf bie Wertichägung ber Unteroffiziere trenne fie nicht? von ber 
Regierung, fie unterjcheibe bon ” in or ber Dauer ber Dienft- 
zeit, ber Schägung mancher Spezialwaffen, der Vorbildung ber Offiziere 
und Unteroffiziere; aber wenn zwiſchen feiner Partei und ber Regierung 
Unterfchiede in Bezug auf die Wertichägung der Unteroffiziere beftänden, jo 
ingen fie dahin, daß jeine Partei fie höher ſchätze, ala die Regierung. Die 
Vorberung ber zweijährigen Dienftzeit hänge wejentlich zufammen mit ber 
üchtigkeit der Ilnteroffiziere, und der Umftand, baf feine Partei die Unter: 
offiziere etwad mehr zu Zugführern verwenden wolle, zeige, baf fie fie min- 
beiten® jo hoch jchäge, wie die Kegierung. Welches Mittel ſei nun geeignet, 
das Unteroffizierforps in feiner Tüchtigkeit zu erhalten, und fei ein Bebürf- 
ni® zu ber bier geforderten Maßregel vorhanden? Das Manquement an 
Offizieren betrage nicht bloß 7,9°/o, wie das ber Unteroffiziere, fondern 9, 606. 
Bei ber Infanterie betrage es 10°jo, bei ber feld: Artillerie 20%. Das ſei 
fein Wunder, nachdem das Reich jeit 1887 bie Kopfitärfe der Armee um 
60,000 Mann und damit bie ber Unteroffiziere um 6000 vermehrt habe. 
Die Batterien und Bataillone ließen ſich aus der Erbe ftampfen, nicht aber 
fönne man ebenfo rafch Unteroffiziere und Offiziere fchaffen. Das Heer habe 
jet 1936 Unteroffiziere mehr, ald im Jahre 1887 etatsmäßig verlangt 
worben feien, ſodaß alfo von den mehrgeſchaffenen Stellen ſchon 1936 beſeßzt 
jeien. Der Kriegsminiſter habe, indem er an bie alten Unteroffiziere dor 
einem Men er erinnert habe, angedeutet, daß beren Verhältniffe im 
wejentlichen diefelben geblieben jeien; aber es liege doch dazwiſchen die Re: 
orm zur Hebung bes Unteroffizierftandes vom Jahre 1872, der er (Rebner) 
elbft zugejtimmt habe, und bei ber eine große Summe aufgewanbt worben 
ei. Uebrigens jei mit ber Schaffung der 38 neuen Bataillone und 110 
[dbatterien auch ein Avancement der Unteroffiziere eingetreten; denn bie 
ldwebel⸗, - Bizesfyelbwebel: und Sergeantenftellen jeien jämtlich befeßt, nur 
ei ben fchlechtbejoldeten Unterojfizieren jei ein Mangel vorhanden. Der 
Kriegsminiſter gebe dad Einkommen der älteren Sergeanten auf 2.4 täglid 
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an, babei jchäße er aber bie freie Etation, Wohnung, Heizung, Licht, Klet: 
dung, ärztliche Behandlung in Krankheitsfällen u. f. w. nur auf 80 4. tig: 
ih — das könnte in bürgerlichen Berhältniffen niemand für bad Ge 

leiften! Uebrigens beziehe ber fyeldwebel, außer daß er alles frei habe, 
täglich 2 A, ber Vize-Feldwebel 1'ja 4 Die Unteroffiziersfchulen hätten 
jet ein ſolches Maß von Selbftbewußtjein ber Unteroffiziere geichaffen, wie 
e3 mit bürgerlichen Berhältnifjen abjolut unverträglich jei. Bei den Etats» 
pofitionen für bie Unteroffiziervorfchulen werde gejagt, man müfje zwei neue 
Unteroffiziervorfchulen fchaffen, weil font dem großen Andrang zu denfelben 
nicht Rechnung getragen werben könne. Es werde ſtatiſtiſch ausgeführt, daß 
in drei Unteroffiziervorfchulen nur 465 Knaben aufzunehmen feien, während 
im Durchſchnitt der Jahre 1887, 1888 und 1889 fich jährlich 759 für dieſe 
Laufbahn gemeldet hätten. (Hört! hört! linke) Man führe für die Unter: 
offiziervorjchulen und Unteroffizierichulen an, daß man damit den fpäteren 
Unteroffizier dauernd mit dem Heere verkette. Die Zöglinge bezw. deren 
Eltern müßten einen Reverd unterjchreiben, aus welchem auch ohne * 
die kontraktliche Verpflichtung erwachſe, für jedes Schuljahr zwei Jahre über 
die Dienſtzeit hinaus als Unteroffizier zu dienen, alſo für vier Jahre in 
Vorſchule und Unteroffizierſchule acht Jahre. Der Kriegsminiſter befürchte, 
wenn die Hoffnungen der Unteroffiziere nicht erfüllt würden, einen beſonders 
großen Abgang im nächſten Herbſt. Jeder müſſe wiſſen, was er habe und 
was er bekomme. Wenn es richtig ſei — er (Redner) beſtreite das gar nicht 
—, daß die Arbeitslöhne gegenwärtig in rückläufiger Bewegung ſeien und 
daß bie Zukunft der Unteroffiziere unleugbar durch bie leßte Gehaltsver⸗ 
beſſerung erheblich gebeſſert ſei, ſo werde fich man bedenken, deshalb, 
weil ſeine Hoffnung auf tauſend oder einige hundert Mark zerſtört ſei, ſeine 
fichere Stellung aufzugeben, um fein Unterkommen als Privatmann in bür—⸗ 
gerlicher Stellung zu Ir Es kämen nicht nur die Gehaltserhöhungen 
ın Betracht, bie vornehmlich für die Stellen ausgeworfen feien, auf welche 
die Unteroffiziere allein Anſpruch hätten, jondern auch ber Umftand, baf 
man jet allfeitig bamit umgehe, bie diätariſchen Stellen aufzubeflern und 
anbder3 zu geftalten, unb gerade das biätarifche Verhältnis, welches zwiſchen 
die Beendigung der Unteroffizierlaufbahn und die Beamtenftellung falle, jei 
von erheblicher Bedeutung für die Zukunft ber Unteroffiziere. Der Abo. 
Dr. Windthorft bemühe fih, darzulegen, daß er feine Meinung feit ber erften 
Beratung nicht geändert habe. Warum? Es handele fich Hier doch jchlieh- 
lich um feine fyrage ber politifchen Meberzeugung, jondern um eine Zmed: 
mäßigfeitöfrage. Da nehme er es niemandem übel, wenn er im Laufe ber 
Berhandlungen zu anderer Anficht komme. Nachdem er aber diejen Beweis 
verfucht habe, fonftatiere er (Redner), daß er fich vollftändig gedreht habe. 
Der Abg. Dr. Windthorft habe in der erften Beratung gejagt: „Die Unter- 
offizierprämien, jo wünſchenswert fie an fich fein würden, fünnen noch hinaus: 
geichoben werden, da wir durch die Aufbeflerung, welche wir für bie Civil— 
verwaltungen zu machen im Begriffe find, ben Unteroffizieren einen Lohn 
geben, ber fich ald Gehaltsaufbefjerung dokumentiert.” Der jogenannte Kom: 
promißantrag Windthorft fei das fchlechtefte, was überhaupt vorgefchlagen 
werben könne, und bie geringen Erjparnifje desjelben wögen gar nicht feinen 
großen Nachteil in der Sache felbft auf. Ein Haupteinwand gegen bie Re: 
gierungsvorlage fei ja der, daß, wenn man bie Prämie — zahle, 
man ben Abgang vom Militär unter dem Eindruck des Grundſatzes: „Bar 
Geld lacht!” Leicht unter Umftänden mehr fürbere und befchleunige ala hemme. 
Diefe Erwägung werde durch den Antrag Winbdthorft bejeitigt. Aber biejer 
verfalle in ein anderes Ertrem, benn er habe — Folge, daß jeber Inter: 
offizier möglichſt zwölf Jahre beim Militär bleibe und daß die Offiziere 
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verführt würden, einen nicht mehr recht tauglichen Mann aus gewiffen menid- 
lichen Gefühlen länger zu behalten, damit ihm die Prämie nicht entgebe. 
Der Antrag führe aljo eine weit längere Dienftzeit herbei, als beabfichtigt 
fei. Die Vorlage und noch mehr der Antrag Windthorft werde eine gan 
außerordentliche Berlangiamung des Avancements innerhalb des Unteroffizier: 
forps zur Folge haben. Je länger die Leute im Dienft blieben, befto fpäter 
werde der Ginzelne Sergeant, Bize-Feldwebel und Feldwebel werben. Führe 
man ein fremdländiſches Mufter in die Armee ein, jo könne man es nicht 
einjeitig thun. Die Franzoſen hüteten fi, am Ende der Di it eine 
Prämie zu geben, dba gebe es periodische Prämien und fortlaufende Zuſchläge 
zum Gehalt während der Dienftzeit.. Dann ſei der Antrag Winbthorft von 
beionders zweifelhaftem Erfolg deshalb, weil der Unteroffizier vollftändig 
unficher darüber bleibe, ob man ihn wirklich jo lange im Dienft laffe, bis 
er bie Berechtigung auf die — erlange. Nach der Regierungsvorlage 
erwachſe eine Berechtigung auf eine Prämie, wenn auch eine geringere, ſchon 
in früheren Jahren. Es hänge ja nicht von den Unteroffizieren ab, ob fie 
zwölf Jahre dienten. In der ſtommi babe man erklärt, man wolle bie 
Zeute nur immer auf ein Jahr fapitulieren laffen, um fie in der Hand zu 
haben. Die Ausficht auf die mie jei durchaus unficher, wie fie umficherer 
nicht gedacht werden könne. In Frankreich habe der Unteroffizier eine ge 
ficherte rechtliche Stellung. Man gehe mit ihm auf zwei und fünf Jahre 
ein Engagement ein, und dann fünne er nach Ablauf der fünf Jahre wieder 
auf zwei oder fünf Jahre fapitulieren. Er könne dieſer Stellung nur ver: 
Iuftig gehen, wenn ein aus Offizieren und Unteroffizieren gebildetes Gericht 
unter Beftätigung des fommandierenden Generald ihm biejelbe abſpreche 
Der Abg. Dr. Windthorft wolle eine große Mehrheit auf feinen Antrag 
vereinigen. Es jei ja jehr jchön, wenn eine große Mehrheit für den Regie- 
rungsvorſchlag herausfomme; aber dann follte die Regierung umſomehr ihre 
Vorlage jo geftalten, daß fie eine Mehrheit finde. Der Abg. Dr. Winbdt: 
borft habe jehr ftolz feine Rede damit gejchlofien, das Bolt erliege unter 
ber Laſt. Dieje feierliche Verwahrung made einen eigentümlichen Eindrud, 
wenn er jelbit dazu beitrage, auf den Wagen weiteres ck hinaufzuwerfen. 
Der Abg. Dr. Windthorſt habe gemeint, man müſſe wieder einmal beweiſen 
daß man im Reichdtage feit zur Monarchie ftehe, um alle Zweifel daran 
jeßt zu bejeitigen. Ja, wer das noch nicht im Auslande begriffen babe, 
dem bei auch mit ben Unteroffizierprämien micht zu helfen. Wenn man bie 
Sache jo hochpolitiſch auffaffe, warum bewillige ber Abg. Dr. Windthorft 
nur drei Viertel? Diefe Frage fei viel weniger eine militärifche, ala eine 
bürgerliche. Es handele ſich um die einfache thatfächliche Frage: Was mache 
die Auszahlung einer Summe von 1000 A beim Eintritt in das bürger: 
liche Leben aus, und was mache fie für einen Eindrud auf den, der in das 
militärifche Verhältnis eintrete, um fpäter wieder in das bürgerliche über: 
zugehen? Deshalb jei man bier ebenjo fompetent wie die Militärverwaltung. 
Die Kapitalabfindung ftatt fortlaufender Bejoldung fei ein ganz neues Prinzip 
im beutjchen Beſoldungsſyſtem. Warum habe man das nicht anderswo jchon 
eingeführt? Weil man ſich jage, es ſei zweifelhaft, ob der Mann ſich damit 
für den Reft feines Lebens eine pafjende Verforgung beſchaffe. Man höre, 
daß eine Novelle zum Penfionsgejeg auch noch beabfichtigt werde. Dann 
follte man dieſe Fu doch im Zufammenhang damit erörtern. Glaube 
man wirklich, daß mit 1000 A den Unteroffizieren eine fichere Grundlage 
für ihre Eriftenz gegeben ſei? Was folle der Mann beim Eintritt im das 
bürgerliche Leben damit anfangen? Einige fagten, er würde hier in Berlin 
Bubifer werben, andere, er würde ſich ein kleines Grundftüd kaufen. Wenn 
ſolche Leute vom vierzehnten Lebensjahre an in der Unteroffiziervorjchule 
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gewejen, rein militärifch erzogen feien, abgetrennt von allen bürgerlichen 
Berhältnifien, gewöhnt an ftrenged militärijches Leben, bei geringer Bejol: 
dung meijtens in Naturalleiftungen, dann jei ihm zweifelhaft, ob fie eö ver: 
jtänden, fich plößlich mit 1000 .4 in bürgerlichen Berhältnifien einzurichten, 
und wer wiſſe, ob nicht auf bieje 1000 „4 ſchon Krebitverhältniffe mit 
Hohen Zinſen eingegangen jeien, ſodaß es zweifelhaft jei, wieviel überhaupt 
davon übrig bleibe. Die Maßnahme habe auch noch eine zweite Seite für 
die Eivilverwaltungen; daß dieje über die Zweckmäßigkeit derjelben irgendwie 
gehört feien, habe man nirgends vernommen. Gelinge e3, die Unteroffiziere 
durchſchnittlich länger im Dienft zu halten, jo träten fie im jpäteren Lebens: 
alter in das Eivilverhältnid, und das habe Nachteile für die Civilverwal— 
tungen. In dem Maße, wie die Leute davon Abjtand nähmen, ihren Eivil: 
verſorgungsſchein zu benußen, und fich einem bürgerlichen Gewerbe hingäben, 
werde bie Auswahl für die Civilverwaltung unter den Bewerbern immer 
ungünftiger. Sie müßten, fo —* ſich Bewerber fänden, nad) den beſtehenden 
Beſtimmungen die Aemter an Militäranwärter geben. Jeder Vorteil der 
Militärverwaltung aus dieſem Syſtem ſei ein Nachteil für die Civilverwal— 
tung, und am jchlimmften für die Givilverwaltung fei der Antrag Winbt: 
t. Nach neunjähriger Dienftzeit ergänze jetzt der Unteroffizier die Gen: 
darmerie und Schugmannfchaft; nach dem Antrage Windthorft bleibe ber 
Mann Lieber zwölf Jahre beim Militär. Man ſetze geradezu eine Prämie 
darauf, daß die Schugmannfchaft und Gendarmerie ıhre Mannichaft drei 
Jahre jpäter befomme ala jet. Man habe doch aber gerade bei Unruhen 
ein viel ftärferes Intereſſe, rüftige Polizeifoldaten und Gendarmen zu be: 
fommen, al3 in Betracht zu ziehen, wie weit die Prämie auf die Haltung 
der Uinteroffiziere dabei wirfe.. Man habe die Kompetenzen der Gendarmen 
und Schutzleute in Preußen verbefjert, um einer richtigeren Ergänzung ficher 
zu fein. Während man da mehr Geld bewilligt habe, um die Unteroffiziere 
reichlich der Gendarmerie zuzuführen, werde hier umgekehrt mehr Geld be: 
willigt, um fie der Genbarmerie vorzuenthalten, das ſei eine Konkurrenz, 
die fich einander paralyfiere, und das fünne weiter fo fortgehen, indem man 
demnächſt im preußijchen — die Gendarmerie noch weiter aufbeſſere. 
Dieſe Regierungspolitik ziehe eben nicht den Zuſammenhang der Verhältniſſe 
in Betracht, fie habe immer nur die einſeitig-militäriſchen Verhältniſſe im 
Auge bei Maßnahmen, die ſo umfaſſend in die bürgerlichen Verhältniſſe 
eingriffen. In den Beamtenkreiſen ſei man ſehr — mit dem ver: 
alteten Civilverſorgungsſyſtem, welches man 1867 von Preußen übernommen 
babe. Wäre e3 nicht für eine Revifion desjelben einmal Zeit? Frankreich 
mache ſolche Einrichtungen nur im Wege des Geſetzes. Wie könne man 
41/5 Millionen dauernd in jo Lofer budgetmäßiger Form bemwilligen? Ga 
anbele fi darum, ben einzelnen Rechte zu gewähren, die erjt nach zwölf 
— exiſtent würden. Das müſſe ebenſo durch Geſetz geregelt werden wie 
das geſamte Militärpenſionsweſen. Die Aeußerung des Reichskanzlers über 
die Sozialdemokratie bedauere er gerade im Intereſſe der Bekämpfung der— 
ſelben. Sein Vorgänger ſei in mancher Beziehung der Nährvater der So— 
ialdemofratie geweſen, um fo weniger möchte er (Redner), daß jetzt eine 
Faliche Methode der Behandlung der Sozialdemokratie, wenn auch in anderer 
Richtung, eingefchlagen werde. Der Reichskanzler habe auch die Reform: 
efege in Preußen mit dem Hinweis auf den Kampf gegen die Sozialdemo: 
atıe eingeleitet. Wenn er im biejer Meife alle feine Vorlagen in irgend 
eine Verbindung mit ber Sozialdemokratie bringe, müfje er zuleßt in weiteren 
Kreifen des Landes die Vorftellung erweden, ala ob die Sozialdemokratie 
die einzige treibende Kraft im deutſchen Staatsweſen ſei. Tie Sozialdemo— 
traten hörten da3 jehr gerne. Der Reichstanzler Habe, ähnlich wie im Ab: 
Gurop. Gefchichtäfalender. Bd. XXXII. 4 
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georbnetenhaufe, auf die Möglichkeit von Straßenlämpfen Bezug genommen. 
63 gebe niemand, welcher bie Entjchlofjenheit der Regierung bezweifele, wenn 
es fi darum handele, Rechtäwidrigfeiten und Gewaltthätigkeiten nieberzu- 
halten. Warum alfo immer davon ſprechen? Einzelne jozialdemofratifche 
Heikiporne hätten ja zur Zeit des Sozialiſtengeſetzes von der Eventualität 
von Gewaltthätigfeiten gejprochen, aber fie jeien regelmäßig von ihren Ge: 
nofjen desavouiert worden. Man wiffe, ba eine folche Aeußerung lediglich 
als Bramarbafieren aufgefaßt werde, deshalb follte bie Regierung eine jolche 
Eventualität nicht bei jeder Gelegenheit in den Vordergrund rüden. Die 
Bekämpfung der Sozialdemokratie liege nicht darin, daß man fie gegebenen: 
falls mechanisch niederfchlage, fondern da man organiſch dagegen vorgehe. 
Am meiften bebauere er den Zufammenhang, in welchen ber Reichskanzler 
dieſe Frage mit ben DVerhältniffen ber Unteroffiziere gebracht habe. Er ftelle 
es jo dar, als ob die Auäficht auf die 1000 .M Prämie dem Unteroffizier 
an —— Kampfesluſt und Opferfreudigkeit erſetzen könne, was ihm 
beim Straßenkampf im Verhältnis der Schlacht gegenüber dem ausländiſchen 
Feinde mangeln könnte. Als ob die 1000 MA den Mann beſtimmen könnten, 
„beſinnungslos zu ſterben“, wie der Reichskanzler geſagt habe. Wenn er 
ſterbe, nühße ihm die Ausſicht auf die Prämie ebenſowenig wie ſeinen Hinter: 
bliebenen. Der Reichskanzler habe jodann gejagt, maf habe e3 gern von 
ihm gehört, daß er dad Gute nehme, wo er es finde; man jolle feinem Bei- 
ipiele nur folgen. Das brauche feine (de Redners) Partei nicht, denn fie 
habe wie immer und anderen Regierungen gegenüber, was fie an ben Re- 
gierungsvorlagen für gut befunden habe, angenommen. Lehne fie etwas ab, 
jo habe fie eben nichts Gutes daran gefunden. Meine der Reichälangzler, 
man müffe mit ber Regierung buch did unb bünn gehen? Seine Partei 
werde ben Gefeßen, die, wenn auch nur beſcheidene, Fortſchritte feien, im 
dieſer Seffion im Reichätage und im Landtage zuftimmen. Reichskanzler 
ſcheine zu meinen, daß es ſeiner Partei beſonders darauf ankomme, nicht 
viel Geld zu bewilligen. Auch in dieſer Beziehung brauche ſie ihm nicht 
erſt zu beweiſen, daß ſie das Gute nehme, wo ſie es finde Was wollten 
dieſe 4 Millionen ſagen gegen die großen Bewilligungen 1888 bei dem neuen 
Wehrgeſetze und auch gegen die Bewilligung anderer Summen in dieſem 
Etat, die ſeine Partei gutheiße! Wenn dem Auslande aus der diesjährigen 
Budgetberatung etwas imponieren könne, jo ſei e3 weit eh ala die Unter: 
offizierprämien der Umftand, daß das Haus mit großer Mehrheit die großen 
Anforderungen von mehr als 12 Millionen anftandalos bewillige, welche 
die neue Munition für die Uebungen dauernd erheiſche. Was ſeine Partei 
bewillige, von dem ſpreche fie nicht erſt, weil fie es nicht Liebe, ſich gleich 
den lieben Kindern an den Laden zu legen. Sie ſolle beweiſen, daß zu 
den ſtaatserhaltenden Parteien gehöre. Der Staat werde am längſten er— 
halten von den Steuerzahlern, und Schonung der Volkskraft gehöre auch 
zur Staatserhaltung. ontecuculi habe einen Ausſpruch über die große 
Bedeutung bes Geldes im Kriege gethan. „Staatderhaltende Parteien“ — 
das Stichwort jei einigermaßen in Mißkredit gekommen. Staatserhaltend 
jei es vor einem Jahr gewejen, wenn man für das —— geſtimmt 
habe, heute ſei der Buftand ohne dasjelbe mehr zur Erhaltung des Staats 
geeignet; das verdanfe man lediglich der freifinnigen Partei, daß man ba: 
mal3 dem, wa3 für ftaat3erhaltend ausgegeben worden fei, nicht zugeftimmt 
habe. Unter „ftaatderhaltend“ verjtehe er (Redner), auch auf bem Gebiet 
des Militär: und Marinewefend durchaus nicht, immer das zu bewilligen 
und zu thun, was bie Regierung verlange. Die Regierung fi überhaupt 
nicht unfehlbar. Wenn diefer Glaube noch beftände, jo müßte er verſchwin— 
den, wenn man jehe, wie raſch gerade in ber Militär: und Marineverwal: 
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tung die Reffortchef3 wechjelten und dabei verjchiedene Syfteme in Anwen: 
dung kämen, indem von dem Nachfolger das ala unumgänglich notwendig 
bezeichnet werbe, was der Vorgänger noch ala eine „melancholifche Auf: 
faffung“ betrachtet habe. Seine Partei glaube ben Staat am beften zu 
erhalten, wenn fie fich jelbftändig jo entjcheide, wie e8 nach Pflicht und Ge: 
willen ihrer Anfiht nah am beften für den Staat jei. Sie könne bieje 
Summe nicht bewilligen, weil fie eine außerordentlich große und vor allen 
Dingen, mweil das gewählte Mittel in feiner Wirkung mindeftens jo zmeifel: 
bafter Natur jei, daß fie nicht glaube, damit im nterefje des Unteroffizier: 
ftanded zu handeln, deſſen Züchtigfeit zu erhalten fie mit der Regierung 
durchaus basjelbe Intereſſe jederzeit befunde. (Lebhafter Beifall Links.) 


Reichskanzler v. Caprivi: 


Dem Herrn Abg. Richter gegenüber habe ich zunächſt in Bezug auf 
die Sozialdemokratie und die ſozialdemokratiſche Frage zu bemerken, daß ich 
mich durch ſeine freundlichen Ratſchläge, dieſe Frage lieber zu vermeiden, 
nicht abhalten laſſen werde, bei jeder Gelegenheit darauf zurückzukommen; 
denn ich habe nun einmal die Ueberzeugung, daß das bie Frage iſt, die für 
das Ende dieſes Jahrhunderts, vielleicht für Jahrzehnte des nächiten Jahr: 
hunbert3 die herrichende fein wird. (Sehr richtig! rechts.) Ich habe ben 
aufrichtigen Wunjch, daß fie auf friedlichem Wege gelöft werden möge; ob 
ber Wunſch aber erfüllbar fein wird, das vermag ich nicht vorherzujehen, 
und ich würde glauben, daß bie verbündeten Regierungen, wenn fie nicht 
den Tall ind Auge fahten, daß bie friedliche organifche Löſung unmöglich 
wird, ihrer Pflicht nicht genügen würden. Ich muß auch geſtehen, wenn 
man in ber Notwendigkeit ift, sialiftifche Bücher und Schriften zu Iejen, 
ramentlich ſolche, die nicht in Deutichland erjchienen find, folche, in denen 
bie Theorie fi) vollfommen entwidelt, man immer vor ber Frage ftehen 
bleibt, ob überhaupt ein Menich glaubt, daß dieje Dinge ohne Zerftörung 
des Staa!s zur Ausführung fommen könnten! (Sehr richtig! rechts) Ich 
möchte aljo meinen, dab, wer ſolche Theorien vertritt, immer einen Kampf 
mit den beſtehenden Berhältnifien vorausfegt, daß alfo auch die Regierung 
die Pflicht hat, fich auf foldhen Kampf zuzufchneiden. (Bravo! rechts.) 

habe nicht die Beforgnis, daß, wenn man dieje Sachen offen be: 
ſpricht, man dadurch die Gefahr, die in ihnen liegt, vergrößert. Der Herr 
Abg. Richter meint, dab, wenn vom Regierungstiich davon gejprochen wird, 
fo made das ben Eindbrud, als jei die Sozialdemokratie die einzige treibende 
Kraft im Staat oder Reid. Das ift meine Meinung nicht; aber ich halte 
fie zur Zeit für die größte Gefahr im Reich, und weil ich fie dafür halte, 
jo glaube ich, eben die Kräfte zu ihrer Belämpfung bei jeder neuen Ge: 
legenheit ausnüßen zu müſſen. Es wird, jo lange ich die Ehre habe, an 
biefer Stelle zu ftehen, kein Geſetz hier eingebracht werden, feine Maßregel 
vorgeichlagen werden, bie nicht von dem Standpunkt geprüft worden ift: 
wie wirft fie auf bie ſozialdemokratiſche Frage ein? Ich habe jchon in dem 
anberen Haufe mich in ähnlicher Weife geäußert, und ich fan von dieſer 
meiner Auffafjung nicht abgehen. Ich kann auch die Anfichten des Herrn 
Abg. Richter nicht teilen, daß, wenn die Regierung von ſozialdemokratiſchen 
Dingen fpricht, fie in Gefahr wäre, ihr Anjehen zu jchädigen. ch möchte 
Iauben, daß man das vertrauensvoll der Regierung überlafien kann, 
ihr Anſehen ſelbſt wahrzunehmen. Jedenfalls würde ich im dieſer Frage 
auf jeine Unterftügung bereitwillig verzichten. (Bravo! rechte.) 

Der Herr Abgeordnete hat dann weiter davon gejprochen, ich hätte 
geftern gejagt, wir wollten ben Unteroffizieren 1000 #6 geben, damit fie 
dafür ftürben. Das ift mir nicht eingefallen; ich habe gejagt, mir wollen 
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die Lage ber Unteroffiziere verbeſſern, um beſſere Elemente in den Unter: 
offizierftand zu befommen, um bie guten Elemente uns lange erhalten zu 
fünnen. Daß der Soldat nicht für Marke, jondern für Ehre ftirbt, hätte 
der Herr Abg. Richter wifjen können. Die Regierung hat die Abficht, die 
Unteroffiziere länger in Dienft zu behalten und dem Dienfte zu erhalten, 
welche wifjen, was Ehre ift, und bie die Ehre dem materiellen Gewinn vor: 
ziehen, wie das im Offizierforps, und ig kann jagen, wie es auch im Unter: 
offizierforp8 bisher gewejen iſt. Wir find aber der Meinung, wir ſtehen 
vor jchwierigen VBerhältniffen und brauchen deshalb beffere Unteroffiziere. 
(Bravo! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete hat von dem Verhalten ber Fortſchrittspartei 
geſprochen, daß fie ja der Regierung entgegenfäme und auch ganz geionnen 
wäre, mit und zu machen, u Fi daß fie dad, was wir machen, gut 
fände. Genau in bemjelben Verhältnis befinde ich mich zur Fortſchritts— 
partei. Ich kann aber nicht leugnen, daß ich das, was die Fortſchrittspartei 
thut, meift nicht gut finde. Denn fo lange ich diefe Dinge beobachte, nehme 
ih an ihr nur ein negierendes Verhalten wahr. Mir liegt hier eine Zu: 
jammenftelluung vor über die Gejehe, die feit dem Jahre 1866 eingebracht 
und gegeben worden find, denen bie Tyortjchrittäpartei einen Widerſpruch 
entgegengefeßt hat; das find jeit dem Jahre 1866 deren 61, und jeit dem 
Jahre 1870 deren 45 (hört! hört! rechts), und darunter er die zu fun 
damentalen Gejegen für unſer jegiges verfaſſungsmäßiges Leben gehören. 
So lange aljo die Fortſchrittspartei dieſen negierenden Standpunkt inne 
hält, glaube ich, daß es für feine Regierung, es jei denn eine aus der Fort— 
ichrittspartei, möglich fein wirbde, mit ihr in eine engere Verbindung ein: 
zutreten. (Lebhafter Beifall rechts.) Er hat mir weiter bie Abficht unter: 
geichoben, es käme nur darauf an, viel Geld zu befommen. Ich glaube 
nicht, daß durch eine einzige meiner geftrigen Aeußerungen dieſe Anficht 
motiviert worden ift — jedenfall3 müßte es ein Lapſus geivejen fein. ch 
habe gar fein Intereſſe, den Steuerzahler zu belajten, ebenjo wenig wie der 
Herr Abg. Richter; ich habe aber das Intereſſe, Unteroffiziere zu befommen, 
jo wie wir fie brauchen können. 

Der Herr Abgeordnete vermikt in dem, was bie Givilverjorgung der 
Unteroffiziere angeht, manche Einzelheiten, dann aber vor allem — und das 
würde mich in erjter Linie treffen — den Zuſammenhang in der Regierungs: 
politif. Da hat wieder dieſe „unvorfichtige“ Regierung es unterlaffen, die 
Givilbehörden in diefer wichtigen Frage zu hören. Die Eivilbehörden jpielen 
eine große Rolle dabei. Ja, meine Herren, beffen find wir uns bewußt, 
wir find uns klar darüber, welche Wolle ber aller im Givildienijt 
ſpielt. Wir ſchätzen dieſe Rolle jehr hoch und wünſchen, daß die Unter: 
offiziere im Givil verforgt werden, gerade um des Zufammenhanges unjeres 
Staats willen. Wir wollen im Unteroffizierftand eine Menfchenklafje er: 
ziehen, die aud) dann, wenn fie den Rod ihres Kriegsherrn ausgezogen hat, 
noch fortfährt, im Civil diefelben Grundſätze zu begen, eine Menthentlaffe, 
die mit ihrem ganzen Dafein an den Staat gebunden iſt. (Bravo! rechts.) 

Nun gebe ich Herrn Abg. Richter zu, daß, foviel ich weiß, ehe dieſe 
Vorlage gemacht ijt, eine Umfrage bei den Eivilbehörden nicht gehalten ift. 
Der Herr Abg. Richter jagt, die jegige Vorlage tritt neu und überraschend 
auf, man hat im vorigen Jahre nicht davon gejprochen. Die Vorausſetzung 
trifft aber nicht zu. Der Herr Abgeordnete hat mir ja gütigjt erlaubt, auf 
meine Grfahrungen zu eremplifizieren. Was mich angeht, fo habe ich in 
der Truppe ſchon lange die Anficht vertreten und vertreten hören: es muß 
für die Unteroffiziere etwas gefchehen; jo kann es nicht bleiben. Wenn 
Herr Abg. Richter meint, es wäre dieſer Gedanke erſt feit dem Frühjahr 
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entftanden, fo muß ich allerdings geftehen, daß wir dann nicht in der Lage 
geiwejen fein würden, die nötig erjcheinende Abhilfe jet eintreten zu laſſen, 
denn das Verfahren, das wir iegt befigen — und das weiß ein fo ſachkun— 
biger Herr wie der Herr Abg. Richter zweifellos — ift keineswegs ein will: 
fürliches und auf militärifchem Boden allein entftanbenes, fondern wir find 
im Befite eines Reglements über die Verjorgung der Unteroffiziere im Civil: 
dienft, was beim Bundesrat, wenn ich mich nicht irre, nach jahrelangen 
Schreibereien mühſam zuftande gefommen ift; eines Reglement3, das auf dem 
— von 1871 baſiert, auf einer Geſetzesſtelle, ich weiß nicht, 
ob der Herr Abg. Richter fie mit bewilligt hat, ich nehme ohne weiteres an: 
nein, die aber vom Haufe bewilligt if. Es trifft alfo die Regierung ber 
Vorwurf, hier voreilig gehandelt zu haben, in keiner Weife, denn wir wären 
nicht im ftande gewejen, das jetzt fertig zu bringen und hätten überhaupt 
nichts anderes befommen, ala das, was wir 1878 oder 1879 zu ftande ge: 
bracht haben. 

Nun bemängelt ber Herr Abgeordnete weiter, daß bie Unteroffiziere 
durch diefe Prämie im Dienft behalten werben würben, daß fie zu alt würben. 
Er hat ganz recht; jo einen alten Unteroffizier liebt man heutzutage nicht 
mehr, weder bie Givilbehörbe nimmt ihn gern, noch haben wir eine Vor: 
liebe für dieſe Sorte von alten Troupierd, die wir vor 40 oder 50 Jahren 
hatten, eben weil der Dienft der Unteroffiziere zu anftrengend geworden ift, 
wir nußen fie zu früh auf, wir können fie mwejentlich länger ala 12 Jahre 
nicht brauchen, audgenommen vielleicht Feldwebel und Vize-Feldwebel. Ich 
wüßte aber auch nicht, daß das vorliegende Geſetz dazu weſentlich hinwirken 
follte, die Unteroffiziere in einer ungemefjenen Zeit in der Front zu be= 
halten; denn die Zahlung ber Prämie hört mit dem zwölften Jahre auf. 
Sie fteigt alyo nicht über 12 Jahre hinaus; alfo ſoweit diefe Prämie über: 
haupt wirken kann, fchließt fie ihre Wirkung mit dem zwölften Jahre ab. 

Ebenſo — ich nicht anzuerkennen, daß die Prämie dadurch, daß 
fie die Unteroffiziere länger im Dienſt hält, ihr Avancement zurückhält. Ich 
ſtelle mich jetzt auf den Standpunkt, es bleiben viele Unteroffiziere im Dienſt: 
dann würde ihr Bleiben im Dienſt die Folge davon ſein, daß der Beruf 
ein anziehender geworden wäre, und dann würde der Beruf nach wie vor 
Zulauf haben, ſelbſt wenn das Aufſteigen in die wünſchenswerten Stellen 
ein etwas langſameres werden ſollte. 

Der Herr Abg. Richter hat dann angeführt, mein Herr Amtsvor⸗— 
gänger hätte in einer berühmten Rebe Beh en a daß wir nicht allein 
für Offiziere, fondern auch für Unteroffiziere das befte Material hätten, und 
er führte nun meinen Herrn Amtsvorgänger damit ala Gegenjab zu mir 
auf und ftellte eine Art von Kampf zwijchen uns beiden auch hier dar. ch 
fann jagen, daß es mir zur Befriedigung gereicht, daß er fich diesmal auf 
bie Seite meined Herrn Amtsvorgängers geitellt hat. Die Prefie — Partei 
läßt in ihren Spalten einen ſolchen Kampf ſchon lange in bengaliſchem 
Feuer erſcheinen. (Sehr gut! rechts.) Mir iſt bei der Bundesgenoſſenſchaft, 
die mir in dieſer Beziehung in einem Kampf, der faktifch nicht exiſtiert, von 
jener Seite angeboten worden, allemal unheimlich geworden. (Bravo! rechts.) 
30 — daß der Herr Abgeordnete endlich einmal auf der anderen 

eite ſtand. 

Nun hat der Herr Abg. Richter geſagt: jetzt machen ſie da auch noch 
Unteroffiziervorſchulen, — und hat uns zum Vorwurf gemacht, an dieſe 
Unteroffiziervorſchulen und an die Prämien anknüpfend, daß wir das mili— 
tärifche Selbſtbewußtſein heben wollen. Ich muß geftehen: das iſt eine 
Aeußerung, die mich überrajcht hat. Aber der Herr Abg — hat da 
den * allerdings auf den Kopf getroffen, denn das militäriſche Selbſt— 
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bewußtjein zu heben, find wir allerdings verpflichtet. Ich würde dem Herrn 
Abg. Richter aus ber preußifchen Geſchichte Beifpiele anführen können von 
Feldherren und großen Soldaten, die davon überzeugt waren, daß nur eine 
Truppe, die dad Selbitbewußtjein hat, etwas zu leiften im ftande ift, wenn 
nicht das Mißtrauen gegen den preußifchen Offizier bei dem Herrn Abg. 
Richter ſich zu einem chronischen Leiden ausgebildet zu haben jchiene (Heiter: 
feit rechts), daß ich fürchte: er wird dieſe Beweisführung negieren. Er mag 
mir einen großen Feldherrn der Welt nennen, Gäfar oder Napoleon, wen 
er will, — feinen hat es gegeben, ber nicht das Selbftbewußtiein in ber 
Truppe auf das höchſte hat fteigern wollen. Nicht bie 1000 .A find es, 
fondern das Selbftbewußtfein, bad, wofür wir uns halten in unferen Herzen, 
wie e8 im MWallenftein heißt, — das ift und bleibt e8, was ben Soldaten 
macht, und dies in ben Herzen fteigern zu können, ift einer ber Zwecke diefer 
Dorlage; die 1000 A find dazu nur das Mittel. 

Ich darf alfo annehmen, daß, wenn ich an biefer Stelle über bie 
Sozialdemokratie geiprochen Habe, ich auf ber einen Seite feinen Zweifel 
darüber gelafjen daß wir diefer Gefahr ganz ernft ind Auge jehen. 
Es ift ja durch die Vorlagen, die die Regierung — und nicht dieſe erft, 
fondern die vorige Regierung — ſeit einer Reihe von Jahren gemacht hat, 
zur Genüge bewiejen, daß wir uns auch ber Pflicht bewußt find, organiſch 
einzuwirfen, und, wo irgend ein berechtigter Grund zum Mikvergnügen für 
die Sozialdemokraten da jein könnte, dem entgegenzutreten. Wir wollen in 
dieſer Beziehung ein gutes Gewiffen haben; wir wollen aber in der anderen 
Richtung, wenn, was Goti verhüte, es einmal zu ernfteren Dingen fommen 
follte, auch eine ftarfe Hand haben. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


In einer perfönlichen Bemerkung nach dem Schluß der De- 
batte äußert Abg. Richter: 


Die Rebe des Reichskanzlers war geſpickt mit perfönlichen Ausfällen 
gegen mich. Diejelben waren weder veranlaßt durch die Frage der Unter: 
offizieräprämien, noch durch meine vorherigen Ausführungen. Sie entiprachen 
offenbar einem Bedürfnis der Regierung, in den pendelartigen Schwingungen 
ihrer Politit diesmal durch Angriffe gegen uns bie rechte Seite zu befrie- 
digen. (Lebhafter Beifall links.) Im Rahmen einer perfönlichen Bemerkung 
fann ich hierauf nicht erwidern. Zu einer Generalabrechnung mit dem Herrn 
Reichskanzler aus Anlaß feiner heutigen Rebe aber wird fich die Gelegenheit 
demnächft anderweitig darbieten. Ich Habe den Herrn Reichskanzler von 
Anbeginn an und beftändig al3 einen politifchen Gegner betrachtet. Ein 
gemeinjames Tafeltuch zwifchen ihm und mir hat niemals beftanden. Nur 
eine Befjerung in der perfönlichen politiichen Kampfesmethode hatten wir 
von ihm gegenüber feinem Vorgänger erwartet. In diefer Beziehung alle 
Aluffonen zerftört zu haben ift das Verdienſt feiner heutigen Rede. (Leb: 
bafte Zuftimmung links.) Seine Methode gegenüber feinem Amt3vorgänger 
ift nicht beffer, dafür in Anbetracht der verjchiedenwertigen Perjönlichkeiten 
defto unwirkſamer geworden. (Lebhafter Beifall links, große Unruhe recht2.) 


Die Regierungsvorlage wird abgelehnt und ein Antrag Windt- 
horft-Orterer (Prämien von 1000 Mark nach zwölfjähriger Dienft- 
zeit) mit großer Majorität gegen die Stimmen der Deutfchfreifin- 
nigen, der Volkspartei, der Sozialdemokraten und einiger Mitglieder 
bed Zentrums angenommen. 


28. Februar. (Straßburg) Das Minifterium für Elfaß- 
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Lothringen beftimmt: Bom 3. März acht Uhr morgen? an ift die 
Verordnung vom 22. Mai 1888 betreffend den Paßzwang in ihrem 
ganzen Umfange zu handhaben, injonderheit kommen alle Erleich-, 
terungen bezüglich des Eiſenbahnverkehrs mit durchgehenden Billets 
in Wegfall. 

2. März. (Reichdtag.) Die neue Forderung von Geldver- 
gütung zur Beichaffung von Dienftpferden für alle berittenen Offi- 
ziere wird zum Teil bewilligt, zum Zeil, für die höheren Chargen, 
abgelehnt. Die Forderung zur Erweiterung einiger Kabettenanftalten 
wird genehmigt. 

4. März. Der Straßburger Landesausſchuß nimmt fol- 
gende Adreffe an den Kaijer an: 

„Ew. Majeftät wollen dem verjammelten Landesausſchuß Hulbreichit 
geftatten, Allerhöchftderfelben folgende Bitte ehrfurchtsvollft zu unterbreiten; 
aus Anlaß getwiffer in jüngfter Zeit im Auslande ftattgehabten Vorgänge 
bat die Reichäregierung eine fchärfere Handhabung ber im Mai 1888 getrof: 
fenen Vorjchriften über ben Paßzwang verordnet, unter denen das Reichs— 
land — Jahre hindurch ſo ſchwer gelitten hat und nun von neuem leiden ſoll. 
Ew. Majeſtät verſichern wir, die berufenen Vertreter der elſaß⸗lothringiſchen 
Bevölkerung, daß wir, treu auf dem Boden des Geſetzes und der beſtehenden 
Verhältniſſe verharrend, jede Einmiſchung in unſere Angelegenheiten ſeitens 
fremder nicht dazu berechtigter Elemente auf das Allerentſchiedenſte zurück— 
weiſen, und daß keine aus dem Auslande kommende Agitation je geeignet 
fein wird, dieſe unſere Gefinnungen zu erſchüttern. Im Vertrauen auf das 
Mohlmwollen, welches Ew. Majeftät uns ftet3 haben allergnädigft zu teil 
werben lafien, bitten wir unterthänigft, bie zwar nicht gegen unſere Bevöl: 
ferung gerichtete, wejentlich aber dieſelbe treffende Ede aufheben 
oder doch, falls dies nach Ew. Majeftät Allerhöchftem Ratſchluſſe zur Zeit 
unthunlich erjcheinen follte, eine mildere Ausführung diefer Maßregel ver: 
ordnen zu wollen. Der Landesausſchuß für Elſaß-Lothringen.“ 

Die Annahme erfolgt ohne Widerſpruch; doch enthalten fich 
die Abgeordneten Pfarrer Winterer und Notar Ditjch und einige 
andere Proteftler der Abſtimmung. 

i Deber die Abjtimmung bei der Adrejje des eljaffiichen Landesaus— 
fchuffes wird berichtet: Der Antrag war unterzeichnet vom Abg. Petri und 
21 Genofjen. Anmwejend waren 51 von 58 Abgeordneten, 7 fehlten, davon 
find 2 dauernd frank, 4 beurlaubt (unter ihnen 2 Antragiteller) und einer 
fehlte ohne Urlaub. Winterer und Ditſch ſprachen für Stimmenthaltung, 
legterer im Namen „einiger Freunde“ (etwa 8—10). Alle blieben während 
der Dizkuffion und Abftimmung im Saale. Die Adreffe wurde einftimmig 
angenommen, d. h. bei 8—10 Stimmenthaltungen mit 41-43 Stimmen, 
und wenn man bie beiden entjchuldigt fehlenden Unterzeichner noch hinzu: 
zählt, mit 45 Stimmen. 

5. März. (Reichdtag.) Bei der Beratung über den Bau 
einer Gifenbahn erwähnt der Abg. Höffel, daß die Bewohner der 
Reichglande große Verlujte durch die teilweile Sperre der Weit- 


grenze erlitten hätten. 
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Die Elfaß-Lothringer hätten in ber letzten Zeit gehofft, diefe Sperre 
bald bejeitigt und normale Verhältniffe zwiſchen den beiden benachbarten 
großen Staaten eintreten zu fehen, aber leider jeien in den lebten Tagen 
ihre Hoffnungen geſchwunden; allen Erleichterungen ber legten Monate fei 
mit einem Schlage ein Ende gemacht durch das unpatriotiiche Verhalten 
eines? Haufen? von Leuten, die für fit) bad Monopol des Patriotismus in 
Anſpruch nähmen, die unter Vaterlandsliebe und Treue nur die mißfällige 
Beurteilung ber anderen verftänden, die den Patriotismus darin ſähen, daß 
man mit ben großen Schlagwörtern Vaterland, Ehre, Elſaß-Lothringen um 
fich mwerfe, die als Generalpächter ber Öffentlichen Meinung auftreten zu 
follen glaubten, handwerksmäßig andere verurteilten, die dad Tiplom bes 
Patriotismus heute gäben und morgen zurüdnähmen und den Chaupiniämus 
ald Patriotismus anfähen. Die Eljaß:Lothringer hätten nie etwas gemein: 
fam gehabt mit diefen Leuten, fie hätten auch heute nicht? gemein mit ihnen; 
er proteftiere und habe dabei die ganze Bevölkerung von Elſaß-Lothringen 
hinter fich, er proteftiere gegen ben Mißbrauch, den man dort in ben lebten 
Tagen mit dem Namen Elfaß-Lothringen getrieben habe. Aber nicht Yyrant: 
reich fei in Elfaß-Lothringen getroffen, das deutſche Reichsland und feine 
Bewohner müßten büßen für bie Unarten eine immerhin nur geringen 
Zeil der Parijer Bevölkerung, deſſen —— ſelbſt dort in weiten Schichten 
Verachtung und Verurteilung finde. Deshalb ſei es höchſt erfreulich, wenn 
dafür nach Oſten neue Verkehrswege eröffnet würden. 


6. März. (Reichſstag: Marinedebatte.) Die umjtritte- 
nen Pofitionen werden an die Kommiffion zurüdverwiejen. 

6. März. Der Kaiſer ſchenkte dem polnifchen Abg. v. Kos— 
cielöfi, welcher ald Referent der Budgetlommiffion für den Marine- 
etat eintrat, ein Bildnis, darftellend die Flotte des Großen Kur— 
fürften. Das Bild trägt folgende Widmung: „Dem Herrn v. Kos— 
ciel3fi zur Grinnerung an fein mannhaftes Eintreten für Meine 
Marine von feinem danfbaren Kaifer und König“. 

6. März. (Abgeordnetenhaus) Das Einfommenfteuer: 
Gejeg wird mit 308 gegen 36 Stimmen (die Yreifinnigen, einige 
Nationalliberale und Ultramontane) angenommen. 

Der von dem Abg. Huene u. Gen. eingebrachte Gejeßentwurf, 
betreffend die Abänderung des Wahlverfahrens, wird angenommen. 


$ 1. Behufs Bildung der Urmwählerabteilungen für die Wahlen 
zum Haufe der Abgeordneten, der Wählerabteilungen Hr Gemeinbevertreter: 
wahlen und in fonftigen Fällen, wo auf bie Wahlberechtigungen in öffent: 
lihen Verbänden die Summe ber veranlagien Beträge ber Klaffen: und 
klaffifizierten Einfommenfteuer einwirkt, ift für jede nicht veranlagte Perſon 
ein — von 3 A an Stelle der bisherigen Klaſſenſteuer zum Anjat 
zu bringen. 

Bis zu anderweiter, infolge der Ueberweiſung von Grund: und Ge: 
bäubdefteuer an fommunale Verbände etwa erforderlich werdender Abänderung 
der Vorjchriften über die Wahlen zum Haufe der Abgeordneten wird in 
Gemeinden, welche in mehrere Urwahlbezirke geteilt find, — unter Ab: 
änderung ber betreffenden Big ea air des $ 10 der Verordnung vom 


30. Mat 1849 — für jeden Urtwahlbezirt eine bejondere Abteilungs liſte 
gebildet. 
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8 2. Bis zum Erlaffe des ——— werden die Beſtimmungen 
ber Artikel 71 und 115 der Verfaſſungsurkunde, ſoweit fie den vorſtehenden 
Beſtimmungen entgegenftehen, außer Kraft geſetzt. 

5 3. Dieſes Gejeß tritt nur gleichzeitig mit bem Eintommenfteuer: 
Geſetz in Kraft. 

11. März. Der Unterftaatzjefretär im Kultusminiſterium 
Dr. Barfhaujen wird zum Präfidenten des Evangelijchen 
Ober-Kirchenrates ernannt. $ 

12. März. Der Prinzregent Zuitpold von Bayern 
feiert unter allgemeiner freudiger Teilnahme de3 Landes feinen 
70. Geburtätag. 

Der Kaifer jendet ihm folgendes Telegramm: 


„Unter den Beweijen der Verehrung und Liebe des gejamten Baye— 
riſchen Volkes feieritt Du heute den 70. Geburtstag. Empfange zu diejem 
jeltenen Feſte Meine aus vollem Herzen fommenden Glüdwüniche und laß 
Mic dabei ausfprechen, wie froh und dankbar Ich es anerfenne, daß mit 
Deiner treuen Mitwirkung die Bande, welche Uns und Unjere Häujer und 
Regierungen verknüpfen, zum Geile de3 gemeinjamen Baterlandes jich nur 
immer feiter und inniger gejtaltet haben. Möge die Liebe Deines Volkes 
und bie Anerkennung der beutichen Bundesfürften Dir au im kommenden 
Leben eine feſte Stüße in Deinen jchwierigen Regentenpflichten fein! Die 
Kaiferin jchließt fi) Meinen Glüd: und Segenswünjchen von Den a an. 

ilhelm.“ 

Der Prinzregent antwortet: 


„Ziefgerührt durch Deine jo herzlichen und treuen Glüd- und Segens: 
wünjche zu Meinem Yubelfefte, drängt es Mich, Dir Meinen innigften Dant 
auszufprechen. Mit bejonderer freude erfüllt Mich Deine jo warme An: 
erfennung der fejten Bande, welche Uns, Unferer Häufer und Regierungen 
verbinden. Der Kaijerin küſſe Ich dankend die Hände. Luitpold.“ 

Die Adreſſe des Miniſteriums und die Dankſchreiben an den 
Erzbiſchof und den Oberkonſiſtorial-Präſidenten ſ. i. „Staatsarchiv“ 
Bd. 52. 

Das Dankſchreiben des Prinzregenten an das Miniſterium 
lautet: 
„Als Mir die Vorſehung die ſchwere Pflicht auferlegte, die Zügel 
der Regierung zu ergreifen, habe Ich in feierlicher Stunde als Meinen 
ſehnlichſten Wunſch bezeichnet, daß es Mir vergönnt ſein möge, für das 
Wohl des treuen und von Mir ſo treugeliebten Landes wirken zu können. 

Ich danke Gott heute vor allem, wenn Ich in den ſeitdem verfloſſenen 
Jahren vielfach Gelegenheit fand, die allgemeine Wohlfahrt ſorgend zu 
pflegen und manche Thräne des Unglücks zu trocknen. 

Was Bayerns Herrſcherhaus immer als den herrlichſten Schmuck der 
Krone ſchätzte, die Gegenliebe des Volkes, iſt im ſtets ſteigenden Maße auch 
Mir zur reichſten Quelle der Freude und des Glückes geworden. 

Insbeſondere habe Ich es in dieſen Tagen wieder mit lebhafteſter 
Befriedigung und gerechtem Stolze empfunden, daß Bayerns Königshaus 
und Volk ſich untrennbar eins wiſſen und fühlen. 

Unvergehlich wird Mir das Andenken an die zahllofen Beweiſe der 
Anbhänglichkeit und Ergebenheit fein, die Mir aus ganz Bayern und von deu 
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außerhalb Bayerns lebenden Staatsangehörigen anläßlich Meines 70. Geburta- 
feftes zu teil wurden. Alle Stände und Rlaſſen verbanden ſich zu einer 
Subelfeier, die in der Geichichte des Landes unübertroffen daſteht. 

Dauernd werden Stiftungen, welche größtenteild zur Linderung von 
Not und zur Abwendung wirtichaftlicher Gefahren errichtet find, die Er: 
innerung am den heutigen Tag aufrecht erhalten. Die warm empfundenen 
und jchön ausgeftatteten Adreffen, die Mir von nah und fern überreicht 
wurden, die Gaben ber Wiſſenſchaft, der Kunſt und bes Kunſtgewerbes, 
die Sch empfing, follen in Meinem Haufe allezeit ala ein wertvoller Schaf 
aufbewahrt bleiben. 

Uber nicht der äußere Prunk, nicht die Größe und Fülle der Ver: 
anftaltungen, ſondern die Aufrichtigkeit und Innigkeit, die aus jedem Auge 
leuchtete, die jedem in Wort und That Mir dargebradten Glückwunſche 
innewohnte, gab der Feier ihre charakteriftische Weihe. 

ch danfe Meiner lieben Stadt Münden, den Kreis-, Diftritta:, 
Stadt: und Landgemeinden, den Univerfitäten, ben Sünftlergenofienichaften, 
allen jonftigen Korporationen und Vereinigungen, jedem einzelnen, der in 
alter Bayerntreue Meiner liebend gebachte. 

Mögen diefe echt patriotifchen Gefinnungen auch in ben Kerzen der 
heranwachjenden Jugend tiefe Wurzeln jchlagen, auf daß die Söhne und 
Enkel bis zu den fernften Gefchlechtern ber Väter würdig find und gleich 
dieſen, feitgeichart um den Thron, für die teuerften Güter der Nation ſtets 
unentwegt eintreten! 

Solange nad Gottes gnädigem Ratjchluffe Mein Leben währt, ift 
Bayerns Wohl dad Ziel al’ Meines Handelns. Hiebei die Berfaffung, 
das Palladium des inneren Friedens, unverbrüchlich zu wahren, ıft Mir 
beiligfte Pflicht. Dem vielgeliebten Vaterlande gelten von Jugend auf und 
— Meine heißeſten Wünſche. Gott ſegne und ſchirme Bayern fort 
und fort! 

München, den 12. März 1891. 

Luitpold, 
Prinz:Regent von Bayern. 


Der Thronfolger Prinz Ludwig Hält an dem Tage bei 
dem Feſtmahl im Rathaus folgende Rede: 


„Das Feſt der 70jährigen Wiederkehr des Geburtäfeftes meines hohen 

Herrn Vaters ift ein feltenes Fyeit. Als Regent des eigentlichen Bayern ift 
das in ber 700jährigen Gejchichte des Haufe Wittelsbach ber dritte Fall. 
Das ganze Land hat nicht nur Hier, fondern in jeder Stadt, ich möchte 
jagen, in jedem Dorf, an biefem Feſte teilgenommen und bat bie auch 
dadurch bewiejen, daß von überall her die Spitzen der Ortfchaften, der Ge: 
meinbden, der verjchiedenen Kreife, Vereine ꝛc. hieher gekommen find, um an 
einem Huldigungszug, wie er heute vor und aller Augen und zu unfer aller 
en ftattgefunden Hat, fich zu beteiligen. Ich weiß ziwar, und mein 
ater weiß es ebenjogut wie ich, daß in Bayern ed nicht notwendig ift, 

dat große Feſtzüge ftattfinden, um zu beweiſen, wie feit die Anhänglichkeit 
des Volkes zu feinem Herricherhaufe und des Herricherhaufes zu feinem 
Volke ift. Nichtsdeftoweniger ift Er. hocherfreut geweſen über alle die Gaben 
und Stiftungen zu eblen und guten Zweden, wie fie anläßlich dieſes Tages 
emacht worden find. Der verehrte Herr Bürgermeifter von München Bat 

ad Hoch auf Se. k. Hoh. den Prinz: Regenten ausgebradt und erwähnt, 

daß Er in Hoch vorgerücktem Alter, De Testedon Zeiten die Zügel ber 
Regierung ergriffen hat, er hat erwähnt alles das, was Er in dieſer Zeit 
geſchaffen hat. Ich möchte vor allem hervorheben, daß mein Vater beftrebt 
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ift, des ganzen Volkes und ziwar von allen Seiten bed Volkes Wohl zu fördern! 
daß Er beftrebt ift, den inneren Frieden, der in ber lekten Zeit geftört 
war, dem Bolt wiederzugeben. Er geht von dem Grundgedanken aus: 
jedem da3 Seine! Herr Bürgermeifter Frhr. dv. Stromer von Nürnberg 
bat auf das königliche Haus gejprochen. Es ift jchwer zu jagen, worin die 
Anbänglichfeit des Haufes und des Landes gegeneinander befteht, 700 Jahre 
glaube ich, find Beweis dafür! Es find wenige Dynaftien, die fich rühmen 
können, jo uni beitanden und jo lange ununterbrochen regiert zu haben. 
Wenn id die Gründe bervorhebe, warum das jo ift, jo find es zwei. Der 
eine ift, daß die Dynaftie aus dem Volke hervorgegangen ift und wahr: 
baftig in der ganzen Welt gibt es wenige, die aus dem Volke hervor: 
gegangen find, die meiften And herein importiert worden. Kein Menſch 
weiß den Urſprung der Dynaſtie. Es gibt Leute, die fie zurüdführen auf 
ben Markgrafen Luitpold, andere, die fie zurüdführen auf die Agilolfinger. 
Das iſt aber gewiß, daß Kaifer Friedrich Rothbart Otto von Wittelsbach 
wieder einjeßte, weil er durch jeltene Treue gegen den Kaifer ich ausgezeichnet 
und weil er da3 deutſche Heer allein in der Veroneſer Klauſe vor dem Ber: 
berben gerettet hat. Er machte dabei altes Unrecht wieder gut, das ciner 
aus dem jächfiichen Haufe verübt hatte. Damals hat in Bayern ein Haus 
regiert, welches aus dem Volke hervorgegangen ift, Karl der Große hat es 
abgejett. Nachdem die Sarolinger ausgeftorben waren, famen die Luit— 
poldinger und Agilolfinger. Es kamen Kaijer aus dem ſächſiſchen — 
und nicht lange dauerte es, ſo ſetzten dieſe die Dynaſtie wieder ab. Dann 
kam Friedrich der Rothbart und mit ihm unſer Haus, was wenigſtens 
wahrſcheinlich iſt, und wenn Sie die weiteren 700 Jahre verfolgen, werden 
Sie ſehen, daß wenig Häuſer jo treu zu Kaiſer und Reich geſtanden find, 
al3 dieſes Haus. Drei Kaiſer find daraus hervorgegangen, und wenn auch 
nicht immer das Haus geherricht hat, Hat es doch feit zum Kaiſerhaus ge: 
halten. Ich erinnere an den 3Ojährigen Krieg. Damals hat Bayerns Kur— 
fürft, wenn es auch nicht immer im ntereffe des gejamten Landes var, 
zum Kaiſer gehalten, ihm allein dankte der Kaiſer die Erhaltung der Kaiſer— 
frone und jeines Erblandes. Andere Zeiten hat es freilich gegeben, wo 
Bayern in Widerfprud zum Kaijer ftand, da waren aber, nicht immer, aber 
in ben meijten Fällen Gründe vorhanden; es war Begehr nach bayeriſchem 
Gebiet und es war ber Landesherr genötigt, gegen Kaiſer und Reich Front 
zu machen, die Folgen waren aber in der Regel für Bayern und für das 
Reich von Uebel. Der Herr Bürgermeifter v. Stromer hat zum Schluß 
von meiner Perjon geiprochen, er hat erwähnt, daß ich ein guter Soldat 
bin; ich glaube, das iſt ein Ruhm, den ich mit jedem Bayern, jedem Deut: 
ichen teilen fann. Er hat mich auch noch ala Landwirt gefeiert und erwähnt, 
daß bie Landbwirtichaft zurüd geweien ift im Verhältnis zu den anderen 
Gewerben, ich glaube, alles ift eine gewifje Zeit zurück geivefen, nicht nur 
bier, fondern überall. Gott jei Dank find wir in dieſer Beziehung alle mit: 
einander auf dem Wege des Fortſchrittes. Ich glaube, Herr Bürgermeifter 
v. Stromer hat mich nicht gama richtig dverftanden, wenn er mich jpeziell 
al3 Landwirt bezeichnet, ich bin wohl ein großer freund berjelben, übe fie 
ſelbſt aus, mein Bli geht aber weiter: ich wünfche, daß die Landwirtjchaft 
und ebenjo das Gewerbe, die Induſtrie und der Handel gedeihen, ich wünſche, 
daß ba3 ganze Volk vorwärts fchreitet, und wenn dieſe verfchiedenen Sparten 
ineinandergreifen, ohne fich gegenfeitig zu jchädigen, dann wird das Land 
gedeihen. Was glauben Sie wohl! auf was ich trinfe? Auf nichts anderes 
al3 auf dad Land, mit dem ich mit jeder Faſer meine ganzen Lebens ver: 
mwoben bin, auf unier vielgeliebtes Bayern! Bayern hoch!“ 
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12. März. (Reihstag: Marineetat.) Ein Kompromik 
— Bewilligung von 2 Panzerfahrzeugen, dagegen Abjegung einer 
im vorigen tat bemwilligten Kreuzerkorvette — wird von einer 
großen Mehrheit genehmigt. Dagegen ftimmt ein Zeil ber frei- 
finnigen Partei, die Volkspartei und die Eozialdemofraten. Abg. 
Ridert befürwortet das Kompromiß und ftimmt mit einem Zeil 
der Fraktion dafür, während Abg. Richter dagegen ſpricht. Die 
Novelle zum Patentgeje wird in der yaflung der Kommiffions- 
beichlüffe durch Aktlamation genehmigt. (Geſetz vom 7. April 1891.) 

12. März. Der Kaifer erkundigt fich perfönlich nach dem 
Befinden des lebensgefährlich erkrankten Abgeordneten Windthorft. 

13. März. Kultusminifter v. Goßler wird feinem An- 
fuhen gemäß von jeinem Amt unter Belafjung des Titel und 
Ranges eines Staat3minifterd fowie unter Verleihung des Sternd 
der Großfomthure des Königlichen Hausordend von Hohenzollern 
entbunden, und Ober: Präfident der Provinz Pofen, Graf v. Zedlig- 
Trüßjchler an feiner Stelle ernannt. Landrat a. D. Freiherr von 
Wilamowig-Möllendorff wird Oberpräfident von Pofen. 

13. März. Herr dv. Goßler verabichiedet fi) von den Be- 
amten des Kultusminifteriums. Er jagt in feiner Rede: 

Er ſcheide aus feinem Amte, das er zehn Jahre mit freudiger Hin: 
gabe an feine Pflichten verwaltet habe, nicht Lediglich, weil er ſich nad 
Ruhe jehne, jondern weil die politiichen Verhältniſſe ſich in der jüngjten 
Zeit fo geitaltet hätten, daß er befürchte, unter Umftänden eine Laſt und 
ein Hemmnis bei den Mahnahmen der Königlichen Staatsregierung zu fein. 
Gr glaubte deshalb, dem Baterlande, für deſſen Wohl er feine ganze Kraft 
biöher eingejegt habe, in diefem Augenblide einen Dienft dadurch zu leiften, 
daß er jein Amt nieberlege. 

13. März. (Reichstag.) Abg. Jebjen: 

Nachdem der Staatsſekretär Hollmann feine Anfrage, betreffend bie 
Entjendung eines Kriegsſchiffes nad Chile, nur damit beantwortet 
babe, daß die feften Stationen der Marine in fremden Meeren eine ſolche 
Entjendung unmöglich machten, müſſe er fich heute mit berjelben frage an 
den Reichskanzler —* wenden. Er meine, die deutſchen Angelegenheiten in 
Samoa oder China und Japan dürften doch das Entſenden eines Schiffes 
nach Chile nicht verhindern, und wenn auch die deutſchen Unterthanen in 
Chile unter den Schuß ber engliſchen Flotte geſtellt ſeien, jo möchte er doch, 
da die chileniſche Revolution länger anzudauern jcheine und ba im Chile 
wichtige Intereſſen von Angehörigen des Deutfchen Reiches auf dem Spiele 
ftänden, um Abjendung eines bejonderen Kriegsſchiffes nach den dhilenifchen 
Gewäſſern bitten. 

Reichskanzler v. Gaprivi: 

Wenn die Reichsregierung die Abficht gehabt hätte, nach Chile Schiffe 
zu entfenden, jo boten fd ihr drei Wege dar. Der erſte und kürzefte war 
der, den einzigen Sreuzer, der fich zur Zeit auf der auftralifchen Station 
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»efindet, von da abzuberufen und nach Chile gehen zu Laffen, eine Reife, bie, 
‚pre die Schwierigkeiten der Befehlserteilung zu rechnen, die ich neulich 
chon erwähnt habe und die darin beruhen, dab ber Zelegraph nicht bis an 
ven gewöhnlichen Stationdort de3 Kreuzer? geht, etwa anderthalb Monate 
jedauert haben würde. 

Der Herr Abgeordnete ift der Meinung, daß, je weniger Schiffe in 
Samoa find, die3 um jo befjer ift, wenn ich ihn recht veritanden habe. Es 
ft das eine Anficht, die zu teilen die Reichöregierung völlig außer ftande it. 
Der Kreuzer „Sperber“, der ſich Su der auftralijchen Station befindet, hat 
ıicht bloß den Dienft in Samoa, fondern auch in Neu-Guinea und in all 
den Inſeln, die jet unter deutjchem Schuß ftehen, und muß der Requifition 
rür Auftralien gewärtig jein. Was Samoa angeht, jo wäre ich im ftanbe, 
zus ben letzten Berichten aus Apia nachzuweiſen, dat die Anmwejenheit des 
Kreuzer in Apia doch ihr Gutes hatte, weil im Augenblid, wo die legten 
Berichte von da abgingen, wiederum Cingeborene im Begriffe waren, bie 
Bereinbarungen, bie die drei Staaten zur weiteren Erhaltung der Ordnung 
in Apia getroffen haben, hinfällig zu machen dadurch, daf fie eine Menge 
Menichen verfammelten und in die alte Spaltung zurüdgerieten. Wir haben 
beutjche Intereffen in Samoa zu vertreten, antworte ich dem Herrn Ab: 
geordneten, und wir werben fie weiter vertreten. Wir konnten aljo auf den 
Gebrauch dieſes Kreuzers nicht reflektieren. 

Die zweite Möglichkeit, die fich uns bot, war das Kreuzergeſchwader. 
Die politifhen Gründe, die zur Formation des Kreuzergeichwaders geführt 
haben, lagen in erfter Linie in den beutjchen Kolonien. Ceit wir in den 
Befi von Kolonien geraten find, genügt es nicht mehr, überall einmal die 
Flagge zu zeigen, einmal mit einem Schiff zu ericheinen, jondern wir müfjen 
in ber Notwendigkeit jein, gelegentlich eine größere Zahl von Schiffen fon: 
zentrieren zu können, jo viel Schiffe, daß auch einmal eine Landung mit 
einer erfledlichen Menge von bewaffneten Menjchen möglich wird. Der Schwer: 
puntt ber Thätigfeit des Kſtreuzergeſchwaders Liegt aljo in erfter Linie bei 
unjeren Kolonien, und wenn wir mit einem jo Eleinen Kreuzergeſchwader 
diefen Aufgaben zu allen Zeiten genügen, jo wollen wir froh jein. Es jet 
eine große Thätigfeit des Kreuzergeichwaders, Geſchick und auch viel Glück 
voraus. Zur Zeit befindet fi nun das Kreuzergeſchwader nicht in unferen 
Kolonien, jondern in den chinefiichen und japaniſchen Gewäſſern. In bieje 
Gewäſſer ift es dadurch berufen worden, daß ſowohl unſer Gejandter in 
Peking als der in Tokio dringend befürwortet haben, daß einmal außer den 
zwei Kanonenbooten, die in diefen Gewäſſern ftationiert find, ein größeres 
Geſchwader Hintomme, und zwar hatten fie ganz wejentliche Intereſſen dafür. 
63 dürfte dem Herren Abgeordneten nicht unbekannt fein, daß für die Ent: 
wickelung unferes überfeeifchen Handel und unjerer überjeeifchen Rhederei 
‘Japan und China die erjte Stelle einnehmen. Es iſt mir befannt, dab unfere 
Ausfuhr nach Chile zur Zeit erheblich größer ift als die nach Japan und 
China. Aber die Entwidelung unjerer Zukunft liegt nicht in Ehile. Chile 
ift für uns ſatt. Wir haben nad Chile einen Export und von ba einen 
import, fo groß wie wir ihn haben können. Unſere Zukunft liegt auf der 
anderen Seite bed Stillen Ozeand. Außer diefem allgemeinen Grund famen 
für die beiden Herren noch andere Gründe hinzu. Wir haben ein Intereſſe 
zur Hebung unjeres Schiftbaues, Beftellungen auf Schiffe für die chinefijche 
oder japanische Regierung in deutjchen Werften zu befommen, und zwar 
werben fich folche Beitellungen weſentlich auf Kriegsſchiffe beichränfen, wie 
das auch jchon früher gejchehen ift. Wollen wir aber unferen Kriegsſchiffbau 
in diefen Staaten im Anjehen erhalten und unferer Induſtrie Beitellungen 
zuienden, jo ift das wohl nicht anders zu machen, ald daß wir von Zeit 
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zu Zeit zeigen, was unſer Schiffbau Ieiften kann, und dieſes Motiv wurde 
von ben Geſandten als ein dringendes betont. Die Regierung hat das Intereſſe, 
——— nachzugehen, um Handel und Induſtrie in jenen Gegenden 
zu fördern. 

Es kam noch ein zweites ähnliches Motiv Hinzu. Die japaniſche Re: 
gierung hat bei einer deutjchen Fabrik fich eine Anzahl von Torpedobooten 
beftellt, die dahin geführt worden find. Dieje Torpedoboote fommen dort in 
einem Zuftande an, welcher ber —— bedarf. Dieſe Montage durch In— 
genieure und Mannſchaften deutſcher Schiffe übernehmen zu laſſen, war 
wiederum ein dringendes Intereſſe unſeres Handels inſofern, ala, wenn etwa 
fremdländiſche Ingenieure aus den Staaten, die mit uns in einer dauernden 
und harten Konkurrenz in jenen Gebieten leben, die Montage übernahmen, 
die Wahrjcheinlichkeit war, daß, wenn die Torpedoboote ind Wafler kamen, 
fie nicht liefen. (Heiterfeit.) Alfo wiederum ein Intereſſe des deutſchen 
nie und ber beutjchen Induſtrie. Die Reichöregierung war demnach ber 

einung, daß dieſes Kreuzergeſchwader aus diefem Grunde in Japan und 
in China erforderli war. Seine Segelordre ift jo abgefaht, daß es bis 
zum 7. April in China bleibt, dann nad Japan geht und dann wieder 
heruntergehen wird, um fich unferen Kolonien zu näbern. 

Erſchien dieſer zweite Weg, Schiffe nach Chile zu bringen, der Re: 
gierung auch bedenklich, fo blieb der dritte übrig, Schiffe aus der Heimat 
nad Chile zu ſchicken. Dieſe Schiffe würden erft haben in Dienft geftellt 
werden müfjen; denn bie Schiffe, die wir Hier im Dienft haben, waren dazu 
nicht brauchbar, es muß eine andere Kategorie fein. Das würde vierzehn 
Tage, auch vielleicht drei, vier Wochen gedauert haben. Dann mußten die 
Schiffe die lange Reife antreten, und auch biefe Schiffe würden nicht dor 
Ablauf von drei Monaten haben an Ort und Stelle jein können. Dazu 
fam das Bedenken, daß damit eine Meberfchreitung bes Etat? verbunden war. 
Nun leſe ich jet in den Zeitungen, daß man die Gelder für ſolche Etats: 
überjchreitungen gern geben würde. ch habe aus den Verhandlungen biejes 
Hauſes einen Eindrud nach derſelben Richtung nicht ſtark genug entnommen, 
um das ohne mweitered auf meine eig Sur nehmen. (SHeiterfeit.) 
Aber e3 handelt fich dabei, wie bei allen ſolchen Sachen, gar nicht um Gelb, 
fondern es handelt fi auch um Menſchen. (Sehr richtig! inte.) Wenn 
Schiffe dahin gehen follen, müſſen fie bejegt fein; es mühjen Offiziere und 
Mannihaften auf ben Schiffen fein. Wo her nehmen? Der Mannichafte: 
ftand unferer. Marine ift ein jo bejchräntter, daß e3 jedes Jahr ein Kunſt⸗ 

üd ift, die Menſchen zufammenzubringen, welche die Schiffe beſetzen follen, 
ie in Dienft geftellt werden. (Hört, hört!) enn wir eine Anzahl von 
Kreuzern hätten in Dienft ftellen ſollen, um fie nach Ehile zu ſchicken, jo 
würbe erftend die militärifche Ausbildung unjerer Marine für diefen Sommer 
gefährdet ‚worden fein, und wir würden zweiten® die Mannfaften, bie wir 
an Bord nehmen, entweder über den Ablauf ihrer gefeglichen Dienftpflichten 
haben im Dienft zurüdhalten müffen oder Referven einziehen. Beides ſchien 
ber Reichdregierung nicht angängig. Auf ben Weg alſo, aus der Heimat 
Schiffe dahin zu nehmen, mußte unter allen Umftänden verzichtet wer 

Wenn ich glaube, Hiermit nachgewieſen zu haben, bar die drei Wege, 
bie technifch ber Regierung fi) ald gangbar ermweijen konnten, ihre Bedenken 
hatten und baf —* Nachteile aus ihnen boten, ſo kommt die weitere Frage: 
Was nützt es denn nun, wenn wir Schiffe nach Chile ſchickten? (Sehr richtig! 
lints) Nun gebe ich dem Herrn Abgeordneten bereitwilligſt zu, daß für das 
Gefühl der Deutfchen, die im Auslande leben, e3 von — Werte ſein 
mag, wenn die deutſche Siagge gezeigt wird, und von um fo höherem Werte, 
in je mehr Bedrängnis die Menſchen fich zu befinden glauben. Aber ein 
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ſolches Zeichen ber Flagge ift mehr von imaginärem, als von realem Wert. 
Ich leſe in einer Zeitung: 
Die Lage ift drüben eine jo geipannte, daß die Anweſenheit eines 
deutſchen Kriegsſchiffes auch jetzt noch dringend erforderlich ift. 
Seht frage ich, um was wird die Lage weniger gejpannt, wenn ein 
beutjches Kriegsſchiff in Chile erjcheint? (Sehr richtig! Links.) In Chile ift 
ein Aufitand ausgebrochen, die Welt erlebt das jeltene Schaufpiel, daß bie 
Aufftändifchen fi auf das Waſſer begeben haben; die Regierung mit ben 
Ihrigen befindet fich auf dem Lande. Dieje beiden Zeile befriegen, befämpfen 
und Nhädigen fih, jo gut fie können. Ghile ift ein Land, das eine Hüften: 
entwidelung von 4000 Silometer hat. - Auf diefen 4000 Kilometern eines 
ſchmalen Landftreifend wohnen drei Millionen Menfchen, zum großen Zeil 
in Küftenftädte zujammengeballt. Faſt alle dieje Küftenftädte haben gute 
* und einen relativ entwickelten Handel. Faſt überall ſind bei dem 
andel Deutſche beteiligt. Jetzt frage ich, wenn ein Kriegsſchiff dahin geht, 
was nützt dieſes eine Kriegsſchiff auf einer jo — Küſtenſtrecke? Wie 
viel Stäbten kann es nützen? Kann es an zwanzig Orten auf einmal ſein? 
Selbſt das Kreuzergeſchwader, wenn es hingegangen ſein würde, und wenn 
es ſich darauf eingelaſſen hätte, ſich zu teilen, würde in der unangenehmen 
Lage geweſen ſein, immer den bei weitem größten Teil dieſer Häfen nicht 
beſuchen zu können; und kein Menſch kann die Garantie übernehmen dafür, 
daß dann nicht gerade da, wo das Kreuzergeſchwader nicht war, irgend ein 
Unglüd einem Deutjchen paffierte. Wie will man aber nun weiter ın einem 
ſolchen Kriegäzuftande, in einem ſolchen Aufruhr, in dem ein Land wie Chile 
fich befindet, vom Wafler aus einwirken? Die einen fangen an oder drohen 
vom Wafler, das Land zu beſchießen; die anderen ſchießen vom Lande auf 
ba3, was vom Wafler fommt. Nun frage ich, was ſoll wohl ein beutfches 
Kriegsſchiff dabei für eine Rolle fpielen, wie ſoll es denn den Deutjchen 
nüßen? Es find ja eine Reihe — mir find drei Fälle befannt — von Fällen 
vorgelommen, wo Schiffe Schaden gelitten haben oder Erjaganfprüche gemacht 
Haben. Aber nach meiner Ueberzeugung, joweit mir Kenntnis von biefen 
len geworben ift, würde in nicht einem einzigen die Anweſenheit eines 
Deutjchen Kriegsichiffes etwa3 geändert haben. Der flagrantefte Fall ift der 
eines Schiffes „Potsdam“ — ich glaube, e3 ift ein Hamburger Barkſchiff —, 
das hatte denn vor einer der chilenischen Städte gelegen, die die Aufrühreriſchen 
fi anjchieten zu bombarbdieren. Sie fordern ganz höflich die Handelsſchiffe, 
Die da liegen, auf, das Lokal zu verlafjen, weil es gefährlich würde (Heiter: 
Zeit); die Fb auch jehr geneigt, diefer Weifung nachzukommen; fie nehmen 
fich gleich Schlepper, fie gehen los. Die Schlepper fangen an, bie Schiffe 
Herauszubringen. Dem, der das beutiche Schiff jchleppte, wird die Sache 
etwas ängftlih, und er läßt das gejchleppte Schiff vielleicht etwas zu. früh 
vom Tau los; das ift noch ik bepegopce faia läuft auf den Felſen und 
verliert unglücklicherweiſe Schiff und Ladung, — eine Sachlage, in ber die 
ganze deutſche Flotte vor demjelben Hafen hätte Liegen können, ohne etwas 
Daran zu änbern, benn wir haben nicht die mindefte Berechtigung, uns in 
Den Kampf bdiefer Leute einzumiſchen. Selbft wenn das Kreuzergeſchwader 
Die Kraft dazu hätte, fo würde es fein Recht dazu haben. Was die Kraft 
angeht, jo hat bie chileniſche flotte einige gepanzerte Schiffe, wenn ich recht 
ıanterrichtet bin, zwei Panzer, ein Panzerfahrzeug und einige gepanzerte 
KMreuzer; fie haben auch ein Zorpeboboot oder ein paar. Unſer Kreuzer: 
geichtwaber befteht, wie alle ſolchen Geſchwader, aus ungepanzerten Schiffen; 
alio würde es ein ungleicher Kampf gewejen jein, wenn man, um das Sci 
„Potsdam“ zu retten und herauszubringen, ſich etwa in ein Gefecht mit der 
Hilenifchen Flotte Hätte einlafjen wollen. Es wäre auch nad) meiner Ueber— 
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zeugung geradezu ein Unglüd gemwefen, wenn etwa feine Kampfesluſt ben 
Kommandanten eines jolchen Gelhwabers dahin geführt hätte, fich einzu: 
miſchen. Wir haben in ben 70er Jahren ein Beilpiel gehabt, wo ein braver 
Admiral fich einmal veranlaßt ſah, fich in die ſpaniſchen Verhältniffe ein: 
zumijchen. Er ift nachher dedadouiert worden, und es konnte nicht anders 
ablaufen. Dasjelbe Schidjal würde im günftigften Falle das des beutjchen 
Befehlshabers geweſen jein, und ob wir dem deutſchen Handel genüßt hätten, 
wenn wir anfingen, mit Chile Krieg zu führen, ift mir ſehr zweifelhaft; 
denn dann würden unfere Beziehungen zu Chile wahrjcheinlich weit über 
bie Dauer dieſes Aufftandes hinaus unterbrochen fein. Die Engländer haben 
zur Zeit acht Schiffe da. Haben dieſe acht Schiffe verhindern können, daß 
englijches Eigentum zu Schaden gefommen ift? 

Nein, ed ift da genau fo gegangen wie mit dem deutſchen. Alſo, ich 
meine, folange der Aufitand befteht, würde ja die Anmwejenheit von Schiffen 
zur Beruhigung beuticher Gemüter haben beitragen fönnen; einen realen 
Nuben würde das ſchwerlich gehabt haben. 

Nun jagt man: Ja, wenn das auch jeßt nichts —* dann doch Hinter: 
ber, wenn es ſich darum handelt, die Schadenserfaganfprüche feitzuftellen ; 
dann ijt ed wünſchenswert, deutjche Schiffe da zu haben! Ich Habe den Ge: 
banfen auch erwogen: aber ich bin zu der Anficht gefommen, dat dad nicht 
wünfchenswert ift; es ift auch dann nicht wünfchenswert, zu den äußerften 
Mitteln zu jchreiten. Wir würden ja, wenn wir unfere fylotte mobil machten, 
den Krieg gegen Chile durchführen fönnen, wir würden aber dann vielleicht 
auf Jahr und Tag unjere Flotte für andere Aufgaben entbehren müſſen. 
Man kann nicht wiſſen, was in Jahr und Tag geichieht. Können wir alio 
auf friedlichen, diplomatiſchem Wege uns mit Öhile auseinanderſetzen, fo ift 
bas nach meiner Anficht vorzuziehen. 

Mir hat vorgelegen eine Znjammenftellung derjenigen Fälle, wo in 
fremben Staaten Aurzubr ausgebrochen ijt und deutſches Eigentum geichäbigt 
hat, jeit dem nordamerikaniſchen Kriege, und ich habe aus diefer Zufammen: 
ftellung erjehen, daß, abgejehen von dem nordamerikaniſchen Kriege, wo die 
Dereinigten Staaten fich weigerten, irgend einen Erſatz zu geben, es in fait 
allen Fällen möglich gewefen ift, im gütlichen, diplomatifchen Wege einen 
Erſatz —— Mit Chile gerade haben wir früher ſchon einen ähn— 
lichen Fall gehabt, und wenn die Entſchädigung auch nicht die Höhe der 
Forderung erreicht hat, fo ift das eben natirlid ; vielleicht war bie fyorberung 
etrvad hoch, vielleicht hatte auch der Chilene geringere Neigung, etwas zu 
geben; jedenfalls ift der friedliche Weg ber Auseinanderjegung immer vor: 
zuziehen, und ich gebe mich auch jetzt der Hoffnung hin, daß, wie das 
Schickſal von Chile fich geftalten mag, wer auch nad Abſchluß dieſes Auf: 
ruhrs an der Regierung jein mag, ed uns jo gut wie früher gelingen wird, 
billigen Anfprüchen Gehör und Befriedigung zu verſchaffen. 

Nun 2. man — nicht in dieſem Haufe, aber, da ich einmal das 
Wort habe, jo erlaube ich mir, auch auf die Ergüffe ber Preffe in dieſer 
Sache zurücdzufommen, die zum Zeil etwas giftig gewürzt waren — gefagt: 
Warum macht ihr nicht en Stationen, ihr habt ja früher mehr Stationen 

ehabt, ihr hattet ja eine weſtamerikaniſche Station, wo ift bie geblieben? 
In, das iſt eine indirekte Folge der Erweiterung unferer Kolonien. Wir 
brauchen jet einen großen Zeil derjenigen Flotte, bie im Frieden verwend— 
bar ift, in den Kolonien; und nicht alles, was wir haben, iſt im fyrieden 
in außerheimifchen Gewäſſern verwendbar. Denn ber weſentliche Teil der 
militärifchen Ausbildung kann nur in den heimifchen Gewäſſern erfolgen, 
und wir fönnen nicht mobil machen, wenn wir unfer ganzes Perfonal dei 
heimijchen Gewäfjern entziehen. Zur Zeit, ala ich noch engere Beziehungen 
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te ift —, daß nicht über ein Drittel der Friebenspräſenzſtärke in außer: 
eimifchen Gewäflern fein barf, wenn bie Mobilmachung nicht gefährdet jein 
ſoll. Es Liegt aljo ſchon in dieſen Verhältniffen eine Grenze für die Marine. 
Wir können auch nicht das Beftreben Haben, vorberjehen zu wollen, ba kann 
mal ein Aufftand ausbrechen, ba können mal beutjche Intereſſen gefährbet 
werben, um überall da Stationen anzulegen unb bauernd Schiffe da zu haben. 
Wir können die Stationen nur da anlegen, wo ber beutjche Hanbel eine 
gewiſſe Ausbehnung erlangt hat, wo beutiche Intereſſen in ftärferem Maße 
engagiert find, und das würde für Chile zutreffen, denn bie beutfchen Inter- 
efien in Ehile find ftarf. 

Es kommt aber ein zweites Motiv Hinzu. Wir werben Stationen 
anzulegen nur Grund ba haben, wo bie ftaatlihen Verhältniffe noch nicht 
fo weit ausgebildet find, daß in ihnen eine Garantie für ben Schub bes 
Eigentums gefunden werden kann und wo die Regierungen ſich noch in einem 
Zuftande von jo wenig entwidelten europäifchen Anſchauungen befinden, baf 
durch Verhandlungen mit ben Regierungen hernach nichts zu erreichen ift. 
Diefes Motiv trifft für Chile nicht zu, und ald man in ber Xage war, eine 
Reihe von Stationen aufgeben zu müflen, hat man fi) dazu entichloffen, 
Ehile auch aufzugeben. Zritt ber Wunfch in dieſem Haufe wieber auf, eine 
weftamerifanifche Station von neuem ins Zeben zu rufen, jo wird die Reichs⸗ 
regierung das in Erwägung — Ich glaube aber, vorherſagen zu können, 
baß das ohne Koften, a! was Material, ala was bie Menfchen angeht, 


nicht — iſt. 

n ed mir nun gelungen wäre, bem Herrn Abgeordneten zu zeigen, 
daß es doch nicht bloß an bem Mangel von Interefſe und etwas gutem 
—— Seiten der Regierung gelegen hat, ſo würde es mir lieb ſein. 

ol 

Einige Wochen ſpäter werden trotz dieſer Rede Schiffe nach 
Chile geſendet. 

14. März. Abgeordneter Windthorft f. 

14. März. Der Kaifer empfängt in feierlicher Form, um« 
geben von Miniftern und hohen Hofchargen bie elfäffiiche Adreß- 
Deputation. In den Ritterfal vor den Thron geleitet, trat 
Präfident Schlumberger vor und verlas die Adreſſe. Der Monarch 
nahm aus den Händen bes Reichskanzlers das Papier, das bie 


Antwort enthielt, und las: 

Es gereicht Mir zur Genugthuung, daß ber Landes-Ausſchuß fich in 
einer für bie Interefien Elfaß-Lothringens wichtigen Frage unmittelbar an 
Mich gewendet Hat. ch erblide im biefer Thatſache ein Mir wertvolles 

eugnis für das fortfchreitende Verſtändnis, welches Mein Wohlmwollen und 

eine Teilnahme an ber Entwidelung Ihres Heimatslandes im Kreife feiner 
Dertreter findet, auch nehme Ich gerne bie Verfiherung entgegen, daß bie 
elfaß-lothringifche Bevölkerung auf dem Boden ber beitehenden ftaatärecht: 
Lichen Verhältni e verharrend, jede Einmifchung fremder Elemente zurückweiſt 
und ben Schuß ihrer Interefien nur von dem Weiche gemwärtigt. Indem Ich 
Ahnen für bdiefen Ausdruck reichötreuer Gefinnung Meinen Dant entbiete, 
bedauere Ich für iept Ihre Wünſche nicht erfüllen zu können. Ich muß 
Mich darauf beſchränken, die Hoffnung auszufprechen, daß in nicht allzuferner 
Zeit bie Berhältniffe es geftatten mögen, im Verkehre an ber Weftgrenze 
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ke Marine hatte, wurde angenommen — und ic) glaube, daß dad auch noch 
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wiederum Erleichterungen eintreten zu laſſen. Dieje Hoffnung wirb um fo 
früher in Erfüllung gehen, je mehr fich die elfaß-lothringifche Bevölkerung 
von ber Unlösbarteit der Bande überzeugt, welche fie mit Deutichland ver: 
fnüpfen, und je entſchiedener fie ben Entihluß bethätigt, allezeit treu und 
unerjchütterlich zu Mir und zum Reiche zu halten. 

14. März. (Abgeordnetenhaus.) Das Gewerbefteuergejek 
wird in der Schlußabitimmung angenommen. 

Dagegen ftimmen nur bie Abgg. Richter und Parifius, während ber 
Reit ber si lie Partei dafür ftimmt. 

* Brömel begründet das: 


der Erwartung, daß die Gewerbeſteuer nicht als Staatsſteuer 
erhalten ii fol und daß bei ber Umwandlung in eine ſommunalſtener 
* — Ungleichheiten infolge der ERINNERN ber Dinge fi ausgleichen 


n. März. Das „Marineverordnungsblatt“ veröffentlicht eine 
Allerhöchſte Orbre an ben Reichskanzler, betreffend den Gejchäfta- 
freis des Oberkommandos der Marine bezw. des Reichd-Marine- 
amts. 

18. März. Das ſozialdemokratiſche Blatt ‚Vorwärts“ ver: 
Öffentlicht eine Adreffe, die Herr Abg. Lieblnecht zum Gedenktage 
der Pariſer Kommune im Namen bed Vorſtandes der jozialdemo- 
kratiſchen Partei an den Nationalrat der franzdfiichen Arbeiter: 
partei gerichtet hat. Darin finden fich folgende Sätze: 


Der 18. März — ber Gedenktag ber Berliner Erhebung don 1848 
und ber Parijer Kommune von 1871 — ift zu einem internationalen 
tag geworden, beffen man in unjerem Deutjchland in jeder Stabt, in jedem 
Orte, wo es Sozialdemokraten gibt, ernft gedenkt, um das gegenwärtige 
Geichlecht durch die Erinnerung an bie Großthaten ber Vergangenheit für 
A Aufgaben ber Gegenwart und die jchwereren ber Sutanft zu 
tählen 

Der Weltfriede liegt jeßzt in der Hand bes franzöſiſchen und na 
beutfchen Volkes. Möge es unferen vereinigten Anftrengungen er 
Chauvinismus ber befigenden Klaſſen zu überininben und durch die Friedens 
liga de3 internationalen Proletariats der fapitaliftiicden Ausbeutung, welche 
die Mutter des Stlaffentampfes und bes Kriegs ift, auf ewige Zeiten ein 
Ende — die Verbrüderung der Menſchen und der Völker zur Wahrheit 
zu machen 


18. März. (Berlin) In der Hedwigskirche findet eine 
Trauerfeier für den Abgeordneten Windthorft ftatt, welcher 
außer den Bertretern des Kaiſers, der Kaiferin und des Grof- 
herzogs von Baden, ber Reichafanzler dv. Caprivi, die Minifter und 
zahlreiche Mitglieder jämtlicher Fraktionen des Reichd- und Land» 
tages, die der Zentrumspartei vollzählig, beiwohnen. Die Präfidien 
der Häufer find in corpore anweſend. Nachdem Fürſtbiſchof Dr. 
Kopp die Gedächtnisrede gehalten hat, wird die Leiche in impo- 
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fantem Trauerzuge durch das Brandenburger Thor nach dem Lehrter 
Bahnhofe geleitet, von dort nach Hannover überführt. Auch hier 
wohnt ein Vertreter bes Kaiſers der Feier bei. 

25. März. (Dresden) General der Kavallerie, Graf 
v. Fabrice, Präfident des Staats-Miniſteriums, Minifter des 
Kriege® und der auswärtigen Angelegenheiten }. Generalmajor 
Edler von der Planig wird zum Staatd- und SKriegäminifter, 
Staatäminifter dv. Gerber zum Präfidenten des ſächſiſchen 
Minifteriumd ernannt. Die Leitung der auswärtigen Ange— 
legenheiten werden dem Staatäminifter v. Metzſch übertragen. 


26. März. Abg. v. Rauchhaupt veröffentlicht in der „Kreuz⸗ 
zeitung” einen Artikel, worin er in jcharfer Weile dad Berhalten 
der Eonjervativen Fraktion in der Trage ber Landgemeinde— 
Drdbnung gegen einen Angriff der „Hamburger Nachrichten” ver- 
teidigt. Dieſe hatten der Traktion vorgeworfen, daß fie der „De— 
pofjedierung” der Bauern zuftimmten, und den mangelnden Wiber- 
ftand gegen die Regierung von den vielen Beamten unter den Ab- 
georbneten hergeleitet. 

März. Durch die Zeitungen geht eine allmählich an Be— 
ftimmtheit gewinnende Erzählung, daß vor Jahren Fürſt Bismard 
dem Dtinifter v. Bötticher eine jehr erhebliche Summe aus dem 
MWelfenfonds zugewiejen habe, um damit Verbindlichkeiten feines 
Schwiegervaterd zu deden. 

1. April. Der Kaiſer reift über Stettin nach Lübeck. 

1. April. (Welfenfonds.) Der „Reichdanzeiger“ meldet: 
Nachdem jchon feit Langer Zeit Erwägungen über eine anderweitige 
Regelung ber Verwaltung des beſchlagnahmten Bermögens ber vor- 
‚ maligen bannoverfchen Königsfamilie ftattgefunden haben, hat das 
Staatsminifterium nunmehr bejchlofjen, dem Landtage in der nächſten 
Seffion einen Gejegentwurf vorzulegen, welcher für die Dauer der 
Beihlagnahme nähere Beitimmungen über die Verwendung ber 
Revenuen des Vermögens und deren Kontrolle trifft. 

6. April. (Kiel) Der Kaijer beginnt eigenhändig den 
Durchftich des Nord-Oſtſee-Kanals bei Landwehr. 

Bei Gelegenheit eines Bortrages vor Marine- Offizieren 
ergreift der Kaiſer das Wort und jegt auseinander, daß im zu⸗ 
fünftigen Kriege die deutſche Marine offenfiv vorgehen werde und 
daß der Begriff der „Strategie" vom Yandfrieg auf den Seekrieg 
zu übertragen fei (ausführl. Bericht in der „National- Zeitung“). 

5° 
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8. April. Das deutjche oſtafiatiſche Rreuzer-Geſchwader 
wird nach Chile gejandt. 

8. April. Das Berliner „Deutſche Tageblatt“ ift von 
der „Kreuzzeitung“ angefauft worden und am 1. April eingegangen. 
Die „Konſerv. Korrefp.” jchreibt darüber: 


Der Ankauf des Deutichen Tageblatt burch bie Ktreuzzeitung war 
nicht die Folge einer Verftändigung innerhalb ber Partei, jondern Tebiglich 
ein einjeitig von der Redaktion der Kreuzzeitung ——— Akt, welder 
—— nicht minder als alle ſonſtigen politiſchen Kreiſe über: 
raſcht hat. 

Man nimmt an, die Kreuzzeitung“ babe auf dieſe Weiſe 
der gemäßigten Richtung in der Partei ihre journaliftiiche Vertretung 
entziehen wollen. 

10. April. Zur auswärtigen Lage bringen die „Dam: 
burger Nachrichten” einen Artikel, in welchem es beißt: 

In der Preffe wird bie auswärtige Lage diskutiert. Wie haltlos 
und willfürlich die Kombinationen find, zu denen es dabei kommt, geht 
ihon daraus hervor, daß fie an das Attentat von Sofia ald an ein Ereignis 
antnüpfen, das zu pejfimiftiichen Schlüffen berechtigte und ben Weltfrieden 
weniger gefichert erfcheinen laſſe ala bisher. ir haben bereit? mehrfach 
ausgeiprochen, daß es eine Ungehörigkeit ift, jenen Vorgang mit ber ruffiichen 
Politit in Zufammenhang zu bringen. rg er: von den Gründen, welche 
verbieten, die Regierung einer europäilchen Großmacht der Anftiftung zu 
Verbrechen ohne Spur eined Beweiſes zu bezichtigen, |pricht alle Vermutun 
dafür, daß es zur Zeit außerhalb aller ruffiichen Pläne Liegt, Unruhen * 
dem Balkan hervorzurufen. Außerdem iſt bie rufſfiſche Politik, wie kaum 
eine zweite, Meiſterin in der Kunſt des Wartens, der ſie auch in neuerer 
Zeit nicht zu unterſchätzende Erfolge, ſowie ihre günſtige diplomatiſche Po— 
ſition verdankt. Rußland wartet in aller Ruhe den Moment ab, wo Bul— 

arien ohne gewaltthätiges Einſchreiten ihm ala reife Frucht in den Schoß 

Halt: darüber hinaus bieten die VBerhältniffe auf dem Balkan dem Baren- 
reich zur Zeit abfolut feinen Anlaß zu irgend welchem direkten Eingreifen. 
Rußland bejchräntt fich nach wie vor darauf, an feiner Sübweftgrenze mili: 
tärifch fo ftarf wie möglich zu fein, um, wie Fürſt Bismard in jeiner 
meltgejchichtlichen NReichätagsrede vom 6. Februar 1888 ausführte, zum 
egebenen Zeitpunkt, wo eine orientalifche- Berwidelung entfteht, feinen An: 
—— den größtmö en militärijchen Nachdruck verleihen zu fönnen. 
Im übrigen darf von Ru land angenommen werben, daß es jet überhaupt 
feinen Krieg fucht, weil ed militärisch noch nicht fertig ift. Aber auch wenn 
dies einft der Fall fein wird, glauben wir nicht an einen Vorftoß nad 
Meiten.... . Ohne Zweifel ift bie ruffiich-frangöfiiche Allianz ein präch— 
tiges Atout in dem Sartenfpiel der Diplomatie; für ihre Verwirklichung 
im SKriegsfalle aber fehlt es bisher am jeder binlänglichen Vorausſetzung. 
Der Panflamismus ift zwar eine Macht, mit der in Rußland gerechnet 
werden muß, und jeine Abfichten find gegen Deutjchland gerichtet; aber aud 
er denkt ſchwerlich an eg ir des ruffiichen Reiches nad Weſten Hin; 
feine Beftrebungen werden ſofort aufhören, ihre Spiße gegen Deutichland 
zu richten, ſobald fih für Rußland die Gelegenheit zur Biss einer 
großen Aktion darbietet, die mehr verjpricht, als die unreale Befriedigung 
bloßer Berftimmungen. 
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11. April. Die „Hamburger Nachrichten” veröffentlichen fol- 
gendes Danktjchreiben des Fürſten Bismarck: 


„Zu meinem Geburtätage babe ich aus allen Gebieten des Reiches 
und von Deutſchen im Auslande Glückwünſche und freundliche Begrüßungen 
erhalten. In der Freude, welche ich darüber empfinde, ıft es mir ein 

erzensbebürfnid, auf jede einzelne dieſer Kundgebungen in gleichem Um: 
ange und mit gleicher Wärme Direkt zu antworten. Es jchmerzt mich, daß 
ich in biefer Beziehung ein Schuldner, wenn auch ein dantbarer, meiner 
Freunde bleiben muß. Die Zahl ber Eingänge ift, zu meiner freude, jo 
groß, daß ich auf die Beantwortung jebes einzelnen auch dann würbe ver: 
ichten müflen, wenn meine Arbeitskräfte erheblich größer wären, als fie 

nd. Ich Hoffe deshalb von Herzen, daß meine freunde, die mich durch 
ihre guten Wünfche erfreut haben, Nachfiht mit mir haben werden, wenn 
meine Kräfte nicht ausreichen, jedem einzelnen fchriftlich zu danken. Ich 
bitte Sie, meinen herzlichen Dank durch dieſe Veröffentlihung freundlich 
entgegennehmen zu wollen. dv. Bismarck.“ 

11. April. Der Unterricitsminifter Graf Zedlitz erläßt 
folgende Verfügung wegen des polnifchen Sprachunterricht? an die 
Regierungen in Pojen und Bromberg: 

Aus den SKreifen ber polnifchen Geiftlichkeit wirb bie Beſchwerde 
erhoben, daß bie Erfolge beö in polnischer Sprache erteilten Religions: 
unterricht3 in ben Volksſchulen burch den Fortfall des polnijchen Sprach— 
unterrichtö beeinträchtigt würden, und baß die Möglichkeit, diejer Beein- 
trädptigung durch Einrichtung polnijchen Privatunterrichtö vorzubeugen, durch 
ein Berbot der Königlichen Regierung an bie Volksſchullehrer, einen ber: 
artigen Privatunterricht zu übernehmen, abgejchnitten jei. 

Bereitö mein Herr Amtsvorgänger hat wiederholt darauf hingewieſen, 
daß ber Tyortfall des polnischen Spradhunterrichts in dem Lehrplan der 
Volksſchulen nur bezwedt, für ben Betrieb des bdeutjchen Unterricht? mehr 
Zeit zu gewinnen, daß aber den Beteiligten überlafien bleibe, außerhalb ber 
Schule Beranftaltungen zu treffen, um ihren Kindern bejondere Ausbildung 
im polnijchen Leſen und Schreiben zu gewähren. Wenn, wie es den Anjchein 
hat, das Verbot ber Königlichen Regierung an bie Volksſchullehrer die 
Wirkung gehabt Hat, eine weitere Verbreitung von Beranftaltungen für 
Erteilung des polnifchen Leſe- und Schreibunterrichts überhaupt zu ee 
fo ift dasjelbe über den vorbezeichneten Rahmen hinausgegangen. 

Demzufolge veranlafje ich die Königliche Regierung, die Bolksjchuls 
lehrer Ihres Bezirks darüber zu verftändigen, daß bie —— von Privat⸗ 
unterricht an polniſche Kinder im polniſchen Leſen und Schreiben innerhalb 
ihrer Gemeinden auf Antrag bei ber Königlichen Regierung ihnen werde 
aim werben. Den Münfigen ber Beteiligten wird es zumeift ent|prechen, 

8 biejer Privatunterricht in ben Räumen ber Schulen erteilt wird, und 
ift hiergegen nicht? zu erinnern, fofern die Gemeinden bie Benußung ber 
Schulräume gerta J 

Was die Sprache des katholiſchen Religionsunterrichts in den Volks— 
ſchulen anlangt, ſo hat zwar mein Herr Amtsvorgänger durch Verfügung 
vom 22. Januar 1888 den Uebergang von der polniſchen zur deutſchen 
Unterrichtsſprache ausgeſchloſſen, und ich die aus ben mit Erlaß vom 
18. Dezember dv. J. zurückgeſendeten Sprachüberfichten erjehen, bap beſtim⸗ 
mungsmäßig verfahren und faſt ang Dh polnifche Kinder ber Religions» 
unterricht polnisch erteilt wird. Das Auftreten wiederholter Beſchwerden 
auf diefem Gebiet läßt es indefjen wünfchenswert erjcheinen, bei denjenigen 
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Volksſchulen, welche nicht in unzweifelhaft deutichem Sprachgebiet Liegen 
und in welchen die Erteilung des fatholifchen Religionsunterrichts fich gay 
oder teilweiſe in deutſcher Sprache vollzieht, eine erneute Prüfung in ber 
Richtung eintreten zu laffen, ob die polnischen bezw. als zweiſprachig gar 
führten Kinder mit vollem Verſtändnis dem Unterricht folgen können. * 
dies nicht anzunehmen, ſo iſt je nach der —* des einzelnen Falls der 
Ar Religionsunterriht an die Stelle bes deutſch erteilten Unterrichts 
zu jeßen. 

14. April. Fürft Bismard Hält an den Vorſtand des 
fonjervativen Vereins in Kiel, ber ihn in Friedrichsruh beſucht, 
folgende Anſprache: 

Ich danke Ihnen, meine Herren, baf fie — erſchienen find, 
mich zu begrüßen, und danke Ihnen herzlich für Ihre Glückwünſche zu 
meinem Geburtstage. Es freut mich beſonders, daß es ein konſervativer 
Verein iſt, der mir eine ſolche Ehre erzeigt, denn auch ich habe ſtets auf 
fonjervativem Boden geftanden. 

Man fragt oft: Was heißt konfervativ? Wörtlich überſetzt heißt's 
erhaltend, aber dies Erhaltende befteht nicht etwa darin, daß man immer 
vertritt, was die jedemalige Regierung will. Denn bieje ift etwas Wandel: 
bares, die Grundlagen des Konſervativismus aber find beftändig. Es ift alfo 
nicht nötig oder auch nur nüßlich, daß bie fonjervative Partei unter allen 
Umftänden minifteriell fei, fonjervativ und minifteriell fällt nicht immer 
zufammen: ich habe als Minifter die Konfervativen ja oft genug zu Gegnern 

ehabt und ihnen das nicht zum Vorwurfe angerechnet, foweit ihre Angriffe 
ch nicht auf das perfönliche Gebiet erftredten, wie zu ben Seiten ber 
„Reichöglode*. ” 

Es gibt ein altes, gutes politifches Sprichwort: Quieta non movere, 
das heißt, was ruhig liegt, nicht ftören, und das ift echt fonjervativ: eine 
Geſetzgebung nicht mitmachen, bie beunruhigt, wo das Bebürfnid einer 
Aenderung nicht vorliegt. Auch in minifteriellen reifen gibt ed Leute, bie 
einfeitig da8 Bedürfnis haben, die Menjchheit mit ihren Elaboraten glücklich 
zu machen. Eine Regierung, welche unnötige Neuerungen vertritt, wirft 
antikonſervativ, indem fie gejegliche Zuftände, die fi) ald brauchbar bewährt 
haben, ändert, ohne Anregung durch bie Beteiligten. 

Man wirft mir vor, ich fei als Minifterpräfident und Kanzler aud 
nicht fonjervativ geweſen, denn ich hätte viel alte formen zerichlagen und 
und viel Neues aufgerichtet. Nun, hierbei ift der Wert des Alten, welches 
vernichtet, und des Neuen, welches errichtet werden jollte, gegeneinander 
abzuwägen. Mir ftand bei Antritt meines Minifteriums und jchon vorher, 
in Frankfurt, die Meberzeugung feit, daß wir nur durch Wiedererwedung 
ber deutſchen Nativnalität und durch die Einheit der deutſchen Stämme bie 
Fähigkeit, unter den europäifchen Völkern frei zu atmen und zu leben, 
würden erringen können. Dies zu erreichen, ftellte ich vorerft über alles 
andere, jobald ich die Möglichkeit jah, unfere Einheit über die preußifchen 
Grenzen hinaus ausdehnen zu können. 

Wir hatten und haben ja auch ala Preußen ein beſonderes National: 
gefühl, urfprünglich eine Abzweigung vom großen deutichen. Im Grunde 
hat es nicht mehr Berechtigung, als der fpezifiiche Patriotismus beutfcher 
Staaten. Es verftand fich für mich von jelbft, daß ich dieſes — 
Bewußtſein, in dem ich aufgewachſen war, ſehr lebhaft empfand: ſobald 
ich aber überzeugt war, daß das preußiſche Nationalgefühl der Amboß ſei 
zum Zuſammenſchmieden der anderen, habe ich aufgehört, einſeitig preußifche 
Ziele zu verfolgen. 
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Damals waren alfo die Aufgaben eines leitenden Minifterö anbere, 
wie heute, nachdem mir eine der erften — jo will ich höflicherweiſe anjtatt 
ber erften jagen — Nationen in Europa zu fein von Gott berufen find. So 
war e3 meine Aufgabe, vor allem unſer Nationalgefühl zur Entwidelung 
zu bringen. Meine Beteiligung an bem Beginn und Verlaufe des Bürger: 
frieged in Deutjchland, ich meine im Jahre 1866, und die Zertrümmerung 
alter formen waren im Grunde mehr fonjervativ, ald das Verharren bei 
ben Zuftänden ber Zerrifienheit gewejen wäre. Denn tr ſchließlich 
zur Auflöſung oder gar —— geführt; für mich aber handelte 
es fich darum, ben Reſt des deutſchen Nationalgefühls, der unter der Aſche 
fortglimmte, anzufachen, alſo etwas ganz Altes zu bewahren. Dieſes alte 
Befitztum wurde denn auch bewahrt und verſtärkt, in der Hauptſache auf 
friegerifchen Wege; zum Bedauern ging e3 auf frieblichem nicht, ift aber 
nun wohl befto feſter gegrünbet. 

Den Vorwurf der Abtrünnigkeit, welchen mir viele der heutigen 
Konjervativen machen, die ihrerjeits feine erkennbaren Zwecke Peg 
halte ih alfo für ungereht. Die Einigung Deutichlande war eine fon- 
fervative That, und ich ftehe mit reinem Gewiſſen vor jedem Eramen, das 
mir darüber auferlegt werden könnte. Ich glaube auch nicht, daß es nötig 
ift, einer Fraktion anzugehören, um konſervativ zu fein; jo habe ich mir in 
ben lebten Jahren meiner Amtsführung um dad Kartell zwijchen den Son: 
fervativen und Nationalliberalen Mühe gegeben und Hoffe, dieſes Gebilde 
wird nicht ganz auseinandergehen, man wird auf fonjervativer Seite einen 
Unterfchied machen ziwijchen den Leuten, mit denen zufammen ein ftaatliches 
Leben fich nicht führen läßt, und ben anberen, die zu ſolcher Gemeinjchaft 
ehrlich bereit find. Sch bedaure ed, wenn bad Kartell zerfällt, und ich denke, 
auch die Konjervativen in Kiel geben bie Hoffnung nicht auf, mit ihren 
Gefinnungsgenoſſen — nicht allein Fraktionsgenoſſen — zuſammen bie leitende 
Mehrheit zu bilden. 

Meine Wünfche find nicht gegen bie jehige Regierung gerichtet, ich 
möchte nur, daß fie ben erwähnten lateinifchen Spruch Quieta non movere 
beachtete ald einen der oberften ftattlihen Grundſätze. Ich fage das nicht 
aus Oppofitionzluft, ſondern weil ich an dem gebeihlichen Fortgang ber 
Zuftände Intereffe nehme, zu deren Bildung ich mitgewirkt habe. Man Hat 
von mir verlangt, ich ſolle mich um Politik nicht mehr kümmern. Niemals 
ift mir eine größere Dummheit vorgefommen, als dieſe unerhörte Forderung. 
Sadverftändige haben bei öffentlicher Behandlung von Fler die in ihr 
Fach Ichlagen, das größte Recht und unter Umständen die Pflicht, mitzureden, 
und ich glaube nach meiner langen Amtsführung nicht ganz ohne Fach— 
fenntnis zu fein. Meine Mitwirkung kann fich jet nur nach der negativen 
Seite hin äußern, aber einer Mafregel gegenüber, die ich für ſchädlich halte, 
mein fachmännifches Urteil auszufprechen, werde ich mir von niemandem 
verbieten laflen. 

Dies ift auch konſervativ, glaube ich, Fonfervativ; nicht minifteriell, 
fonbdern erhaltend. 

So begrüße ich Sie ala meine politifchen freunde und hoffe, daß 
Sie alle, die hier im Zimmer find, in diefem Sinne ſich fonjervativ nennen. 
Ich werde nicht Iange mehr Ihr Mitarbeiter fein. Möchten dieſe politifchen 
Grunbjäge nicht mit mir auöfterben, fondern unfere politifche Arbeit in der 
Bahn weitergeführt werden, bie unfer hochjeliger Herr vorgezeichnet hat.“ 

15. April. (Geeftemünde: Reichdtagßerfagwahl.) 17,510 
Stimmen wurden abgegeben. (Zahl der Wahlberechtigten 31,052.) 


Bon den Stimmen waren 85 ungültig, e8 erhielt Fürſt v. Bis— 
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mard 7365, Schmalfelb (joz.dem.) 3810, Adloff (deutfchfreif.) 2576 
und dv. Plate (MWelfe) 3308 Stimmen; 6 Stimmen zerfplitterten fich. 

16. April. (Reichdtag.) Beratung über einen von ben 
Sozialdemokraten (Auer u. Gen.) beantragten Marimal-Arbeitstag. 
Der Antrag lautet: 


„In Gewerbebetrieben, welche unter bies Geſetz fallen, barf bie Arbeits: 
— für alle über vi * Jahre alten Arbeiter vom Tage des Inkrafttretenẽ 

ieſes Geſehzes an täglich höchſtens zehn Stunden betragen. 

Dom 1. Januar 1894 an wirb bie Göchftzuläffige Arbeitäzeit auf 
täglich neun, vom 1. Januar 1898 an auf acht Stunden herabgejekt. 

Bei Arbeiten unter Tag (in Bergwerken, Salinen x.) ober in Be 
trieben, in denen ununterbrochen Tag» unb Nachtarbeit ftattfindet, darf bie 
tägliche Arbeitsfchicht acht Stunden nicht überfchreiten; bei Arbeiten unter 
Tag 8 hierbei die Zeitdauer der Ein- und Ausſahrt in die Arbeitszeit 
einzurechnen. 

Kürzere Arbeitsſchichten find ber freien Verabredung beider vertrag: 
fchließenden Zeile überlaffen.“ 


18. April. (Berlin) Anläßlich der Verleihung von neuen 
Feldzeichen findet ein Diner ftatt, wobei der Kaifer folgende An- 


ſprache hält: 

„Pro gloria et patria.* Das ift bie Heberfchrift für ben heuti 
Tag. Es ift ein Tag des Rückblicks und be patriotifchen Gebentens, des 
Muted und ber Zuverficht, welche Preußen und fein Heer niemals verlafien 
haben. Wenn Ich heute für unfer on Land ſpreche, jo thue Ich dies 
in der Erinnerung, daß vor dreihundertvierzig Jahren an einem 18. April 
jener tapfere Wittenberger Mönch fein grobes Wort ſprach: „Hier ftehe ich, 
ich kann nicht anders, Gott Helfe mir.“ t Erfte, welcher dem unerfchrodenen 
Mönch Intereffe entgegenbrachte, war ein Kriegsmann, Georg Frundsberg, 
ber Luther zurief: Möndhlein, Möndlein, du thuft einen jchweren Gang! 
Und Gott hat ihm diefen Gang gejegnet zum Geile unferes Volles und 
beſonders unferer Heimat. Manch ähnlichen Gang hat Unfer Bolt und 
Unfer Haus und mit ihm bie preußifche Armee gethan. Der 18. April ift 
ftetö ein Tag des Gedenkens für uns geweien. Am 18. April 1417 wurde 
Burggraf Friedrich der Erfte mit der Mark Brandenburg belehnt. Am 
18. April 1864 führte Prinz Friedrich Karl die preußifche und öfterreichifche 
Armee nach langer Friedenszeit bei Düppel gegen einen tapfern Feind und 
gab ben Truppen Gelegenheit, dem braven ed feine Verſchanzungen 
u entreißen. In Erinnerung an bie — — Gedenktages babe 
I ben Regimentern neue Fahnen und Standbarten verliehen. 

Der Solbat und die Armee, nicht Parlamentömajoritäten und ⸗Be— 
ihlüffe haben das Deutfche XY zuſammengeſchmiedet. Mein Vertrauen 
beruht auf der Armee. Ernſte Zeiten find es, in denen wir leben und 
ſchlimme ſtehen und vielleicht in den nächſten Jahren bevor. Aber. dem 
gegenüber erinnere Jh Mich an dad Wort Meines hochjeligen Großvaters 
vor den Offizieren in Koblenz: „Dies find die Herren, auf die Ich Mi 
verlaffen kann.“ Das ift au Mein Glauben und Vertrauen. Was au 
immer fommen möge, wir wollen unfere Fahnen und Trabitionen hoch— 
halten, eingeben? der Worte und Thaten Albrecht Achilles, welcher gejagt 
hat: „Ich kenne keinen reputierlicheren Ort, zu fterben, ala in ber Wikte 
meiner Feinde.“ Dies ift auch Meine Herzensmeinung, darauf beruht Meine 
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unerſchütterliche Zuverficht, auf der Treue, dem Mute und der Hingebung 
Meiner Armee, in erfter Linie aller Kameraden, welche an den Grenzen 
ftehen. In dieſem Sinne bringe Jh Meiner Armee und den heute von 
Mir beliehenen Regimentern ein dreimaliges Hurra!“ 

24. April. Da8 Herrenhaus nimmt das Einkommen— 
fteuergejeg mit Mobififationen an. Die wejentlichfte ift in der 
Skala, in welcher mit 100 gegen 56 Stimmen ber bisherige höchſte 
Sa von 3° beibehalten, die vom Abgeordnetenhaufe bejchloffene 
Erhöhung auf 4% abgelehnt wird. 

24. April. (Abgeordnetenhaus) Die Landgemeinde: 
ordnung wird mit 327 gegen 23 Stimmen, meift von der äußerften 
Rechte, angenommen. - 

25. April. Ab. 10 Uhr. Generalfeldmarihall Graf Moltke f. 

Der Kaijer richtet von Weimar folgendes Telegramm an die 
Berwanbten: 

„Bin wie betäubt. Eile fofort zurüd. Bitte Hahnke vorläufig 


wegen Zrauerfeierlichkeiten Zonfultieren. Habe eine Armee verloren und 
fann es nicht faſſen. Wilhelm J. R. 


26. April. Das „Armee-Berorbnungsblatt“ veröffentlicht 
folgende Kabinett3orbre: 

Nah Gottes unerforſchlichem Ratſchluſſe ift am geftrigen Abend der 
Generalfeldmarichall Graf von Moltte aus biefem Leben abberufen worden. 
Tieferfchüttert jehe Ich den greifen Helden, Meinen treuen freund und 
Berater, von Meiner Seite gerifien. Sch betrauere auf das Schmerzlichite 
ben unerjeßlichen Berluft, den mit Mir Meine Armee wie dad ganze deutjche 
Baterland erlitten hat. Hohe Ehre jei feinem Angedenken, welches für alle 
Zeiten unauslöſchlich in den Blättern der Weltgefchichte fortleben und den 
fpäteren Gejchledhtern das Bild bes tiefen Denkers, des großen Feldherrn 
lebendig erhalten wird. Bis zum leßten Atemzuge hat ber Verewigte in 
bejcheidener Einfachheit, jelbitlojer Pflichterfüllung und unmwandelbarer Treue 
Meinen erlauchten Vorfahren wie Mir gedient und durch jeine hervor: 
tragenden Gaben und feine glänzenden LZeiftungen in fiegreichen Sriegen wie 
im ftillen Wirken des Friedens * unausſprechliche Verdienſte erworben um 
ben Ruhm der Armee und das Wohl des Vaterlandes, deſſen Dankbarkeit 
nie verlöſchen wird. 


26. April. (Bohum.) In der Verſammlung der Dele- 
gierten der deutſchen Bergleute wirb ber fofortige Streik be— 


ſchloſſen. 
26. April. Der italieniſche Botſchafter übermittelt dem 
Reichskanzler folgendes Telegramm: 
Rom, 25. April 1891. 
Namens ber Regierung bed Könige, ald getreuen Spiegelbilbes bes 
nationalen Gedankens, wünjche ich, daß Italien fich ben nd a 
anſchließe, welche Deutichland unter ben Aufpizien Sr. Majeftät bed Kaiſers, 
bem berimteften feiner heutigen fyelbherrn 'erieifen wird. Für uns ift ber 
Name Moltte mit dem Andenken an die großen Ereigniffe verfnüpft, welche 


nn 
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bie Einheit Italiens geſchaffen haben, und auch wir find in Trauer verf 
worden. ch bitte Sie, bem Reichefanzler das tiefe Mitgefühl, welches wir 
unfererfeit3 empfinden, ausfprechen zu wollen. gez. Rubini. 


28. April. Trauerfeier für den Feldmarſchall Moltke, 
morgens 11 Uhr im Generalftabsgebäude im Beifein des Kaijers, 
der Kaiferin, der beiden älteften Prinzen, de3 König? von Sachſen, 
des Großherzog von Baden, des Großherzogd von Heffen, des 
Prinzen Leopold von Bayern, des Prinz-Regenten von Braunfchtweig 
it feinen beiden Söhnen, des Erbpringen von Meiningen, bes 
Prinzen Georg von Sachen, der Frau Prinzeffin Friedrich Karl, 
de3 Prinzen Georg, des Fürften zu Reuß j. 8. u. a. 

Zur Trauerfeier befohlen find der Reichäfanzler, die kom— 
manbdierenden Generäle, der Kommandant von Berlin, Graf Schlief- 
fen, einige befonder3 ausgezeichnete Generäle, wie General v. Strub- 
berg, die Botjchafter und Militärbevollmächtigten, die Minifter und 
die Deputationen der fremden Armeen. 

Fürſt Bismard hat feine Einladung erhalten. Nach der 
Trauerfeier wird der Sarg von dem Kaifer und faſt der gefamten 
Zrauerverfjammlung geleitet, nach dem Lehrter Bahnhof überführt, 
den 29. April in Kreifau in Schlefien auf dem Familiengute des 
Feldmarſchalls beigejeßt. 

29. April. (Abgeordnetenhauß.) Bei der Beratung über 
die Zuſchüſſe für Fortbildungsfchulen hält der Reichskanzler Caprivi 
eine längere Rede über die Verwendung de MWelfenfonds und 
jagt zum Schluffe: 

Die Regierung beabfichtige, einen Geſetzentwurf ber Beihlukfaffung 
be3 Abgeordnietenhaufes vorzulegen, welcher für die Dauer der Beichlagnahme 
die erforderlichen näheren Beitimmungen über die Verwendung der Revenüen 
diefes Vermögens und deren Sontrolle zu treffen beftimmt fei. Indem er 
dieſe Verfiherung gebe, glaube er gethan zu haben, was die Regierung thun 


fann, um der über dieſe Sache in ber öffentliden Meinung entjtandenen 
Agitation und Beunruhigung entgegenzutreten. 

In derfelben Situng wird bei ber Beratung über die Ein- 
nahmen aus dem Berg-, Hütten- und Salinenwejen die Streil- 
frage erörtert, wobei der Minifter dv. Berlepfch äußert: 

Er habe e3 für feine Pflicht gehalten, in Verbindung mit bem 
Minifter des Innern, den Bergbeamten eine Intervention zu unterfagen, 
folange bie Arbeiter fontraftbrüchig Seien. Ob dieſer Standpunkt aufrecht 
zu erhalten fei, will er nicht unbedingt behaupten. Er werde namentlich 
dann verlaffen werden können, wenn nicht nur die Arbeiter, fondert auch 
bie Arbeitgeber die Dermittlung ber königlichen Behörden anrufen. 

30. April. (Geeftemünde.) Bei ber Reichstagsſtichwahl 
im 19. hannoverſchen Wahlkreis (Neuhaus-Kehdingen) werden im 
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ganzen 16,053 Stimmen abgegeben, davon erhält Fürft Bismarck 
10,549 Stimmen, Zigarrenmadher Schmalfeld 5504 Stimmen. 

1. Mai. (Berlin.) Eröffnung der internationalen Kunſt— 
ausftellung durch den Kaifer und die Kaiferin Friedrich. 

Anf. Mai. Ueber die in Deutfchland erfchienene Brofchüre 
„Der Untergana Defterreich3“ fchreibt die „Politische Korrefpondenz“: 


Aus den Aeußerungen ber gejamten deutſchen Prefje über die Bro: 
ſchüre „Der Untergang Oeſterreichs“ wird man in Oeſterreich-Ungarn ent: 
nommen haben, daß dieſe Schrift bei uns überwiegend als ein lächerliches 
Machwerk angejehen wird. Ohne bie heftigen Aeußerungen ber öjterreichi= 
fchen und der ungarifchen Preffe hätte dasjelbe in Deutjchland gar feine 
Beachtung gefunden. 


2. Mai. Fürſt Bismard empfängt eine Deputation aus 
feinem Wahlfreife und hält eine Anfprache ungefähr folgenden 
Inhalts: 


„Die Ehre, welche Sie mir durch Ihre Wahl erwieſen haben, ſchätze 
ich doppelt Hoch, nicht allein als Ahr deutjcher Landsmann, jondern auch 
ala Ihr plattdeuticher Nachbar; ich bin im plattdeutichen Lande geboren 
und erzogen, und freue mich, durch die ftattgehabte Wahl einen Beweis des 
Vertrauens meiner engeren Yandsleute zu —— 

Ich bin im 77. Jahre und nicht mehr rüftig genug, um ber Auf: 
gabe ala Reichstagsabgeordneter jo zu entjprechen, wie ich glaube, daß fie 
erfüllt werden ſollte. Das ift der Grund, ber mid — hat und 
abhalten wird, mich um ein Mandat zu bewerben, ſo ſchwer es mir auch 
wird, auf jede Beteiligung an Geſchäften, denen 40 Jahre lang meine 
Thätigkeit gehörte, gänzlich zu verzichten. Als Kandidat zur Wahl konnte ich 
mithin nicht auftreten, da ich nicht in ber Lage bin, mein Mandat regel: 
recht auszuüben. 

Deshalb Habe ich in meiner erften Antwort erflärt, daß ich zur Zeit 
außer ftande jei, Pflichten zu übernehmen, mit deren Ausübung der Auf: 
enthalt in Berlin verbunden wäre: einmal wegen meiner Gejundheit. Das 
Gafthofleben ift meinem Befinden weniger zuträglich, ald das Wohnen im 
eigenen Haufe; ich hatte mir lange gewünjcht, einmal ein Zimmer zu be: 
wohnen, das ich nur im Sarge zu verlafjen genötigt jein würde. Eine 
fündbare Minifterwohnung bietet dieſe Sicherheit nicht. Ich habe fein 
Mandat gejucht, bin aber ftetö der Meinung gewejen, dab ich mich der 
Aufgabe, meinem Baterlande zu dienen, nicht entziehen dürfe, wenn der Ruf 
dazu ohne mein Zuthun von kompetenter Seite an mich herantritt. 

Ich habe mich nie in die Politik eingedrängt. Meinem Privatleben 
al3 Landwirt, Deihhauptmann und im Provinziallandtage bin ich vom 
König Friedrich Wilhelm IV. entzogen worden, indem ber hohe Herr mid) 
zu einem wichtigen Gefandtichaftäpoften unerwartet berief. Demnächſt bin 
ıh vom König Wilhelm in einer jehr jchwierigen Lage der Krone und ihrer 
Regierung an die Spitze bed Minifteriums berufen worden, um 1862 jehr 
angenehme amtliche Berhältniffe mit der dbornenvollen Stellung eines Konflikts: 
minifterö zu vertaufchen. Ich bin ſolchen ungejuchten Berufungen gegenüber, 
wenn fie von berechtigter Stelle auägehen, zwar nicht Fataliſt in bem Maße, 
wie ein Türke mit feinem Kiamet, aber ich hätte eine Gewiſſensunruhe, 
wenn ich mich lediglich aus Ruhebebürfnis dem Rufe entzöge, den Eie an 
mich richten; ich halte mich nicht für berechtigt, dem Baterlande den Dienjt 
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ber geringen Kräfte, die mir bleiben, vorzuenthalten, wenn er nicht über 
das Maß meiner Leiftungsfähigkeit geforbert wird. 

Menn ich Ihnen ** Ich kann jetzt nicht nach Berlin, ſo will ich 
hinzufügen, daß ſür meine Anweſenheit dort im Augenblick kaum ein Be— 
dürfnis vorliegt. — Der Reichſtag wird nur noch kurze Zeit tagen, und 
eö ſteht, ſoviel ich weiß, feine Dede zur Debatte, auf die Einfluß zu 
nehmen im jebigen Stadium berfelben thunlich wäre oder die unſern Wahl: 
freiö im bejonderen intereffierte. Sollten foldye infolge neuer Borlagen nod 
zur Beratung kommen, jo werde ich mich daran nad Möglichkeit meiner 
Gejundheit beteiligen. Abgejehen davon aber, bitte ich Sie, ala Ihr Ab 
georgneter, einftwweilen um Urlaub. Nicht bloß die Unbequemlichkeit, außer: 
halb der eigenen Häußlichkeit zu wohnen und zu fchlafen, hält mich augen: 
blidlih von Berlin zurüd, jondern auch die Ausficht auf peinliche Begeg— 
nungen mit früheren freunden, bie jolche zu fein feit meinem Abgange 
aufgehört haben. ch Hoffe, von Ihnen hat niemand die ſchlimme Erfahru 
felbft gemacht, mit feiner gejchiedenen Br underföhnt unter einem Da 
zu en Aehnlich ift das Widerjehen mit gejchiedenen freunden. Sie 
werden fich vorftellen können, daß ich in Berlin Begegnungen haben werde, 
bie meinen früheren Freunden vielleicht ebenfo und mehr al3 mir unerwünjcht 
fein würden. Das iſt ein Jmponderabile und die konventionellen Formen 
beden bie inneren Eindrüde ſolchen Wiederjehend. Aber ich mag mir 
nicht früher auferlegen, ala es pflichtgemäß notwendig wird. Das Mandat 
bauert ja aber auch länger und bei der Schnelligkeit, mit ber wir leben, 
fönnen ſich die Umftände und bie Eindrüde bis dahin ändern. Natürlich 
kann ich nach meiner Vergangenheit nicht einer Partei angehören; wenn id 
in gewiffem Sinne auch Parteimann bin, fo bin ich es für das alte Kartell, 
dafür, daß die ftaatderhaltenden Parteien fich ſoweit verftändigen, wie es 
ihnen möglich ift und die Dornen ihrer Programme nicht gegenei 
fehren. Dies war es ftetd, was ich in meiner legten Zeit ald Minifter 
erftrebt habe. Ich bin mit den Nationalliberalen ja weit gegangen und 
von ihnen oft geftügt worden. Es ift mir eine der wibderlichiten Zügen, 
bat ich dad Wort gefprochen haben foll, ich wollte die Nationalliberalen an 
bie Wand brüden, bis fie quietichten. Der letztere Ausdrud ift jo efelhaft 

eihmadlos, daß ich ihn an fich ſchon nie — haben würde. Wei: 
al ich mit den Nationalliberalen auseinander fam, das lag hauptſächlich 
daran, daß ihre Führer mit einigen meiner Kollegen im Miniftertum ohne 
mich und gegen mich enge Fühlung gewonnen hatten. ch befand mich 
babei in ber Defenfive, nicht im Angriffe. Sollte eine ber ftaatderhaltenbden 
Parteien für fich allein oder mit andern zuſammen die Majorität erlangen, 
jo würde dies ein große Glüd fein. Mir gibt ed jedesmal einen Stich 
in das politifche Herz, wenn ich ſehe, daß die Fraktionen, die gleich ehrlich 
bemüht find um bie Erhaltung bes Reiches, in Fyeinbfeligkeiten gegemein: 
anber bis zu giftigen Inveltiven geben. Da möchte ich gern als frieben- 
ftiftenber Gemeinbebiener bazwifchen fpringen unb jebem beweifen, daß ber 
tertius gaudens ber jchlimmere Feind if. Das ift die Kinie, in der auch 
meine parlamentarifche Thätigkeit, wenn es zu einer folchen kommt, ſich 
beiwegen wird. Der Gebante einer prinzipiellen Oppofition gegen meinen 
Amtsnachfolger und die Regierung liegt mir außerordentlich fern; ebenfo 
fern aber liegt es mir, ftill zu fein gegenüber von Vorlagen, die ich für 
j — Fee in — ——— * mi En ſolcher 

elegenheit zu ſchweigen wa ber? daß ich größere Erfahrung beſihße, 
als die meiften anderen? Die Pflicht, zu reden, welche ſich gerabe aus 
meiner Sachkenntnis dann ergibt, zielt in meinem Gewiſſen wie mit einer 
Piftole auf mid. Die Herren, welche mich deswegen angreifen, haben bavon 
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feine Vorſtellung. Wenn ich glaube, daß dad Vaterland mit feiner Politik 
bor einem Sumpfe fteht, der befjer vermieden wird, und ich fenne ben 
Sumpf, und bie anderen irren fi über die Beichaffenheit bes Zerrains, 
jo ift es Berrat, wenn ich ſchweige. Was follte ich für andere Zwecke 
haben, als dem Lande zu dienen? Ghrgeizige etwa? Das wäre doch thöricht 
anzunehmen. Was follte ich denn werden? Mein Avancement ift ab: 
geichlofien. ch Hatte bad Bedürfnis, den Sinn, in welchem ich Ihr Mandat 
annehme, darzulegen. In meiner erften telegraphifchen Antwort auf Ihren 
Mandatsantrag lehnte ich ab, weil ich zur Zeit nicht nach Berlin gehen 
könne. Ditanitie darf ich annehmen, daß der Wahlkreis, wenn er meine 
Kandidatur dennoch aufrecht erhalten und durchgeführt hat, mir für bie 
Dauer dieſer Reichstagsſeſſion Urlaub gibt für den Fall, dat nicht noch 
etwas Neues von Wichtigkeit vorgelegt wird. 

Ich danke Ihnen nochmals für die Auszeichnung, welche Sie mir 
in ber ——— Ihres für mich ſeit lange hiſtoriſch intereſſanten Wahl- 
kreiſes erzeigt haben. Wie die Dithmarſen, ſo haben auch Sie von Alters 
her die afſung freier Bauernſchaften gehabt, und was beiden Stämmen 
die befonderen Sympathien jedes Deutichen gewonnen hat, das ift ihre 
Zapferkeit. Die Stedinger haben im Kampfe fein Glüd gehabt, fie find 
vom Bijchof von Bremen im damaligen Kreuzzug arg in die Pfanne ge: 
bauen worben, aber nach was für einem heldenmütigen Wiberftande, nad 
einem Kampfe von Mann und Weib... .” 

Hier bemerft Fürſt Biamard, daß bie Unterhaltung fich beffer bei 
bem Frühſtück fortjegen Laffe, zu welchem er die Depntation einlädt. 


2. Mai. (Abgeordnetenhaus) Bei dem Etat der An- 
fiedlungskommiſfion antwortet der Reichskanzler v. Gaprivi auf eine 
Provokation des Abgeordneten dv. Jazdzewski mit folgender Rebe: 


Der Herr Abgeordnete hat vorhergejehen und wiederholt geäußert, 
baß ein Zeil jeiner Behauptungen bejtritten werden mwürbe. Ich bin im 
Namen der Staatöregierung in der Lage, hiervon Gebrauch zu machen und 
unächft zu widerſtreiten der Behauptung, daß die Staatöregierung gemillt 
ki, durch die Benußung bed Anfiedlungsgejees die Provinz Dofen zu evan⸗ 
gelifieren. (Sehr richtig!) Der Herr Abgeordnete ift den Beweis dafür ſchuldig 
geblieben. Seine Behauptungen entbehren nach Anficht der Staatäregierung 
der thatſächlichen Begründung. 

Er hat dann weiter an die Regierung die Frage gerichtet, ob fie ge: 
willt ſei, das jeßige Geſetz zu verändern. Kar muß dieſe fyrage verneinen. 
Die Staatöregierung ift nicht gewillt, das jehige Gefeß zu verändern. (Bravo!) 

Der ———— motiviert feinen Wunſch damit zunächſt, daß das 
Geſetz nicht gewirkt habe, weder wirtſchaftlich noch politiſch. Die Staats: 
regierung kann dieſe feine Anficht nicht teilen, aber jelbft wenn fie fie teilte, 
würbe fie nicht geneigt fein, zur Aufhebung des ht Schritte zu thun. 
Denn daß ein Gefeß der Art in fünf Jahren feine Erfolge haben fann, bie 
offen zu Tage liegen, bie fich jedermann fühlbar machen, das ift an fich nichts 
Ueberraſchendes. Die grey ei! hat die Folgen dieſes Gefehed wahr: 
genommen und erwartet, daß, wenn das Geſetz länger in Gültigkeit bleibt, 
diefe Folgen fichtbarer werben werben. 

Der Herr Abgeordnete jagt dann weiter: „Die Staatäregierung will 
bie Polen los werden.” Auch dieſe feine Behauptung muß ich beftreiten. 
Wir wollen die Polen nicht los werden, wir wollen mit ihnen gemeinjam 
leben; aber wir wollen unter denjenigen Bedingungen mit ihnen gemeinjam 
leben, die das Wohl und die Erhaltung bes preußifchen Staates fordert, 
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(Sehr richtig!) Die Verhältniffe in ber Provinz Pofen haben a Am Laufe 
der fünf Jahre nicht fo geändert, daß die Regierung diejenigen Mittel, die 
fie bamals F— nötig gehalten hat, um die Zugehörigkeit der Provinz Poſen 
zum preußiſchen Staate zum vollen Ausdruck zu bringen, aus ber Hand 
geben könnte. Ich glaube nicht, daß in ben legten Jahren bad germaniſche 
Element gegen das polnifche in der Provinz Pojen vorgefchritten if. Im 
allgemeinen ift in ben Jahren von 1867 bis 1886 eine Zunahme der Polen 
zu konſtatieren gewejen; während im Jahre 1867 der Progentja der Gefamt: 
bevölferung, der rein polnische Familienſprache Hatte, fich g 54,86 Prozent 
bezifferte, waren es 1886 57,69 Prozent geworben. (Hört, hört!) Ich bin 
nicht in der Lage, für das laufenbe Sabre eine Zahl anzuführen — wir find 
noch nicht in deren Beſitz — aber ich Halte es für wahrjcheinlich, daß ein 
Rüdgang de polnijchen Element? nicht ftattgefunden hat, und zwar aus 
verjhiedenen Gründen. Einmal befinden wir uns in einer Bewegung, bie 
eine gewiſſe Uehnlichkeit mit ber Völkerwanderung hat. Sie vollzieht fi 
mit modernen Mitteln; es ift aber eine Bewegung von Dften nach dem 
MWeften da. Diefe Bewegung hält nicht ftill an unjeren Grenzen, jondern 
fie jet fich von da aus weiter fort. Ich Halte es für wahrjcheinlich, daß, mie 
ed in anderen Örenzprovinzen ift, jo auch in der Provinz Poſen im letzten 
Jahre ein erhöhter Zuzug nicht deutjcher Elemente, troß des Anfiedelungs- 
gejeßes, ftattgefunden haben wird. Ich halte weiter für wahrjcheinlich, daß 
das polniſche Element an Zahl zugenommen hat, weil es bie dahin ein 
ftatiftifch feſtgeſetzter Erfahrungsſatz geweſen ift, daß die polnifchen Ehen im 
Durchſchnitt um ein Kind reicher find, wie die germanischen Ehen. (Heiter: 
keit.) Alſo auch dieſes Naturgejeg wirkt bahin, das polnijche Element nicht 
zu jchwächen. 

Wenn dies eine Betrachtung ift, bie bie numerischen Verhältnifie be 
trifft, jo glaube ich, daß auch dem inneren Werte nach das polnifche Element 
nicht zurüdgegangen ift. Unter ber preußiichen Regierung und mit ber Bei: 
bilfe ber mi rr Regierung, nicht zum wenigften durch bie Säfularifation 
ber polnifchen Klöfter, aus denen bie Mittel zur Dotierung polnischer Schulen 
und Gymnafien hergenommen wurden, ift ein Mittelftand in der Provinz 
Poſen entftanden, ber eine fräftige Stüße des polniſchen Elements bildet, fo 
bat ich der Meinung bin: nicht nur numerifch, fondern auch innerlich hat 
das polnifche Element zugenommen. 

Nun find, feit die jeige Regierung biefe Pläge einnimmt, von feiten 
polnifcher Abgeorbneten hier und dba Aeußerungen laut geworben, bie darauf 
ſchließen lafſen, daß man polnifcherfeit3 gemillt fei, eine veränderte Stellung 
ber preußifhen Regierung und dem preußifchen Staate gegenüber einzu: 
nehmen. 

Der Herr Abgeordnete hat bie Frage an mich gerichtet, ob die jetzi 
Regierung den Standpunkt bes * Vismard einnimmt, und hat — 
Standpunkt nachher dahin präzifiert, daß er ein haßerfüllter gegen die Polen 
geweſen fei. (Sehr richtig! bei den Polen.) Ich muß dem Heren Abgeorbneten 
überlaffen, mit feinem Gewiſſen ſich darüber einig zu werden, ob biefer Aus: 
fpruch auf ben Fürſten Bismard zutrifft. (Unruhe bei ben Polen.) 

Auf die gegenwärtige Regierung trifft er nicht zu. Wir haffen bie 
Polen nit. Wir jehen fie ald Mitbürger an — jchwierige Mitbürger zu 
Zeiten, zeitweije auch verirrte Mitbürger von unjerem Standpunkte aus, 
aber immer unjere Mitbürger, mit denen zuſammenwirken zu können zum 
Beiten des —— und zu allen Zeiten eine Freude fein wird. (Bravo!) 

Wir ftehen in Bezug auf das Anfiedelungsgejeg und in Berua au 
ba3 ganze politifche Beben auf dem Standpuntt bed Geiches unb find ve, 
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die beſtehenden Geſetze gegen Polen und gegen Deutſche, für Polen und für 
Deutſche gleichmäßig zur Anwendung zu bringen. 

Wenn nun polnifcherjeit? der Wunſch laut geworben iſt, fich ber 
Regierung mehr zu nähern, jo kann uns das ja nur recht fein. Aber es iſt 
doch natürlich, daß wir, ala dieſer überrajchende Wunſch zuerjt bei einer 
Reichstagsdebatte im vorigen Jahr auch zum praftijchen Ausdrud dadurd) 
fam, daß bie polnifche Fraktion, die fich ſonſt der Vermehrung deutjcher 
Wehrkraft widerjegt hatte, für diefe Vermehrung eintrat, daß wir und da 
die Frage vorlegten: Was mag denn der Grund zu dieſer veränderten Stel: 
lung fein? Wenn über hundert Jahre Deutfche und Polen gemeinfam in 
nichtfreundfchaftlicher Weite gelebt haben, jo war es vom bdeutichen Stand: 
punkt erflärlich, daß man bdiefen Umſchwung, wenn auch erfreulich, jo doch 
überrajchend fand. Man konnte glauben: Haben die Gejege, über die die 
Polen jo viel geklagt haben, Sprachgeſetz, Gerichtägejeg, Schulgeſetz, haben 
die doch am Ende fo ſtark gewirtt, dab polnijcherjeits eine Nachgiebigkeit ala 
Folge dieſer Wirkung auftritt — ober halten die Polen die jegige Regierung 
für jo jhwad, baf The glauben, ihr eiwas bieten zu fönnen, was fie der 
vorigen Regierung nicht geboten haben? (Zurufe rechts.) Die Staatsregierung 
bat feine diejer Auslegungen acceptiert. Sie hat fi) an die Thatfache ge: 
halten, daß ein freundlicherer Ton don jeiten der Polen angefchlagen wurde. 
Sie hat aber doch nicht vergefjen können, daß in der Epoche, die die Pro: 
vinz Pojen mit dem preußiſchen Staate verbindet, Zeiten dageweſen find, in 
denen wir jchon ähnliche Klänge gehört haben. (Sehr richtig! rechts.) Ich 
darf erinnern an die erften Zeiten der Regierung Friedrich Wilhelm IV. — 
und ich will nicht erinnern an das, was darauf folgte, um nicht Wunden 
wieber aufzureißen, von denen wir ja auch hoffen: fie vernarben, -— um 
nicht einen ſcharfen Ton in die Debatte zu bringen, denn ich habe heute zum 
erftenmal das Vergnügen gehabt, den Herrn Vorredner jprechen zu hören; 
ich Habe aber in den ftenographifchen Berichten über feine jonftigen Reben 
mich zu orientieren gejucht und kann mit freude heute feftftellen, daß jein 
Zon ein gemäßigterer war als früher. Ich möchte nicht dazu beitragen, daß 
ber frühere Ton wieder angejchlagen würde. Die Botjchaft diejes janfteren 
Zons haben wir gehört, ber volle Glaube Hat uns aber hier und ba noch 
gefehlt; aber (Abg. Dr. dv. Jagdzemwsli: Kommt noch!) — Gehen Sie voraus; 
da3 ziehen wir vor! (Heiterkeit) Dann kommen wir mit Ihnen. Wir 
ftehen — ich wieberhole es — auf dem Boden des Gejeßes und glauben ba 
einen ficheren Boden unter uns zu haben. Jetzt kommen polnijche Mitbürger, 
die jo lange gegrollt haben, und winken uns: fommt ber. Wir find vor: 
fihtig, unjern fihern Boden zu verlaffen und uns auf ein unbefanntes Terrain 
an ber Hand unferer neuen Freunde zu begeben. Aber wir wollen das nicht 
abmeijen; im Gegenteil, wir find Ihnen in einzelnen kleinen Dingen nach: 
gefommen. Gehen Sie weiter auf dem Wege der Verföhnung, jo werben Sie 
e3 ber Regierung und ben Deutichen in der Provinz Poſen möglich machen, 
Ihnen auch weiter zu folgen. ch habe mich gegenüber einem der Herren, 
die mit mir darüber jprachen, des Gleichnifjed bedient: Sie machen ung ein 
freundliches Geficht; das freut uns, aber Sie können nicht verlangen, baf 
wir Jhnen nun um ben Hals fallen. (Heiterkeit.) Wir wollen wieder freuud: 
lih fein, aber wir wollen abwarten, wie dieſe der preußischen Regierung 
wohlwollende Entwidelung fich weiter geitaltet, und werden in dem Maße 
Ihnen folgen, ald Sie uns vorangehen. (Sehr richtig!) Das Anfiedelungs« 
geieh, welches wir für eins ber wichtigften halten, jet aufzugeben, dazu find 
die Motive ded Wohlmwollend, das uns von der anderen Seite entgegengebracht 
worben ift, noch nicht gewichtig genug. (Bravo!) 
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4. Mai. Im Abgeorbnetenhaufe äußert Kultusminifter Graf 
v. Zedlitz-Trützſchler zum Volksſchulgeſetz: 

Ich erfenne rückhaltslos die Notwendigkeit einer geſetzlichen Regelung 
des Schulweſens an. Dieſe meine Auffafjung gründet fi nicht nur auf bie 
felbftverftändliche Pflicht, die Beftimmungen ber Verfafjung endlich zur Aus 
führung zu bringen, jondern auch auf vieljährige — und zwar eingehende 
Beſchäftigung mit dem Volksſchulweſen ſelbſt. gegenwärtige Sun) 
ber Volksſchule erjcheint auf die Dauer jchiver erträglich, diefer Zuftand wirft 
auch lähmend auf die Verwaltung. Endlich halte ich auch die Ordnung ber 
inneren und äußeren Berhältnifie des Lehrerftandes für dringend geboten. 
Menn ich troß folder Sachlage Bedenken trage, in die volle Beratung bes 
Geſetzentwurfs fofort einzutreten, jo geichieht dies, weil ich den Wunf i 
über die ſchweren und auf Jahrzehnte hinaus entſcheidenden —— 
zu eigener Prüfung nnd Entſchließung zu gelangen. Mein Wunſch ſcheint 
um fo berechtigter, ald, wenn ich richtig AR bin, auch innerhalb des 
hohen Hauſes die Parteien zu einer Einigung noch nicht gelangt find. Ebenjo 
glaube ich, daß nad) der gejchäftlichen Lage des Hanſes an eine Verabſchiedung 
des Geſetzes in der laufenden Seffion doch nicht wohl gedacht werben kann. 
Ich bin deshalb ermächtigt, namens der königlichen Staatöregierung zu er: 
flären, daß biefelbe auf die Beratung ber in {Frage ftehenden Vorlage ein 
enticheidendes Gewicht nicht legt. Gleichzeitig aber betone ih, da damit 
die bezügliche Beratung nicht in unbeitimmte Ferne binauögerüdt werben 
joll, und ich verfichere, daß, was an mir liegt, alles Oh re fol, um Sie 
a möglich vor die wichtige und bebeutungsvolle Aufgabe zu ftellen.” 
(Beifall. 

amens des Zentrums erflärte fyrhr. v. Heereman, daß fich feine 
Bartei in ihren Beichwerden möglichfte Zurüdhaltung auferlegen werbe. Sie 
fomme ber Regierung mit Bertrauen entgegen, eriwarte aber auch, dab auf 
Abftellung von Schäden und Uebelſtänden ernftlich Bebacht genommen werbe. 
Redner bringt dann eine Reihe von Klagen vor, bie von ben Katholiten 
erhoben werden müßten. 


4. Mai. (Düffeldorf.) Bei feiner Reife in die Rhein- 
provinz hält ber Kaiſer auf einem Feſt im Provinzialftändehaufe 
folgende Rebe: 


ch danke der Rheinprovinz für ihre Gefinnung, ein Ausbrud ber: 
felben ift biejes ot icht ala Fremder bin Ich bier unter Ihnen und 
nicht an frembem Ort; dieſe Stätte, dieſe Räume find Mir mwohlbelannt. 
Sch habe fie befucht, ala Ich noch in Bonn ftudierte, und das lehte Mal 
fonnte Ich die Hulbigungen miterleben, bie Sie Meinem dahingeſchiedenen 
glorreichen Herrn Grohpater bereiteten und bie ein unauslöfchliches mal 
der Erinnerung in Unfer aller Herzen gelaffen haben. Daß felbftverftänd: 
lich für die Rheinprovinz befonders innige ln bege, brauche Ich nicht 
u erwähnen; denn biejenigen, bie mit Mir zujammen gelebt und ftudiert 
Gaben, wiflen dad. Eines aber möchte Ich hervorheben, daß e8 Mir eine 
befonbere Freude ift, am heutigen Zage in biejer Stadt dieſes Herrliche Feſt 
entgegenzunehmen: &3 ift der Umftand, daß in dieſer Stabt auf Befehl Meines 
jeligen Orc Großvaterd Ich zum erftenmal im Leben —— aufgetreten 
bin, indem Ich bei der Enthüllung des Cornelius-Denkmals Meines Herrn 
Vaters Majeſtät zu vertreten zum erſtenmal die Ehre hatte. Seit der Zeit 
find zwölf. Jahre vergangen und in ben letzten Jahren hat fich manches ge: 
ändert. Die erhabene Erjcheinung bes hohen Herrn ift verblichen. Ihr folgte 
manches werte Glied der Familie, es folgte ihr vor allen Dingen bie berr: 
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liche Erſcheinung Meines Herrn Vaters, die Sie alle noch Hier unter fich 
haben weilen jehen und von dem Sie wiffen, mit wie warmem Herzen er 
an Bonn und an der Rheinprovinz bis zu feinem Lebensende gehangen hat, 
manche Städte und manche alte Kirchen können von feinem Intereſſe, von 
feiner Fürſorge erzählen. Wenn de? Fürſten Durchlaucht Wied fo freund: 
li war, Meiner Mühen zu gedenken, die Jch übernommen habe zum Wohle 
des Reiches nach innen und nach außen, fo ift bas nur Meine Pflicht, welche 
die Stellung, die Mir angewiejen ift, mit fich bringt, und wird ed Mich 
freuen, wenn deö Himmeld Gnade Mich unterftüßt, und Ich nach wie vor 
in Frieden und ungeftört Mein Land regieren kann. Ich wollte nur, ber 
europäijche fyriede läge in Meiner Hand, Sch würde jedenfalls dafür forgen, 
baß er nie mehr geftört werde (lebhafter Beifall); wie dem aber auch jei, 
Ich werde jedenfall nichts unverfucht laſſen, und was an Mir liegt, dafür 
jorgen, daß er nicht geftört werde. (Beifall) Auch im Inneren haben wir 
manches burchleben müflen, und wir ringen uns allmählich zu pre Der: 
bältniffen durch. Sie brauchen bloß auf die Gefegvorlagen zu bliden, welche 
gegenwärtig bie Vertreter des preußifchen und deutichen Volkes bejchäftigen, 
und welche, tie Ich zuderfichtlich Hoffe, einem baldigen Abſchluß nahe find, 
um volles Vertrauen zu gewinnen, daß bie Wege, die Ich mit Meiner Re: 
ierung eingejchlagen habe, bie richtigen find. (Bravo!) darf aud 
einerjeit3 von den Mir vorgezeichneten Wegen, die Ich mit Meinem Ge: 
wifjen und vor Meinem Gott allein zu verantworten habe, nicht abweichen 
und Ich werbe nach wie vor nach beftem Gewiffen wie für Mein ganzes 
Bolt, fo 2” für die Rheinprovinz arbeiten. (Beifall.) Ich weiß ſehr wohl, 
baf gerabe Sie mit geipannter Aufmerkſamkeit nach Berlin bliden; die große 
induftrielle Welt, die Ihre Provinz bis in die entfernteften Gegenden berühmt 
emacht 2 und mit ihren großen und bedeutenden Anlagen Sunderttaufende 
eines Volkes bejchäftigt, ift, möchte Ich jagen, das Herz mit feinen vielen 
Arterien Unferes Staates. Es hat zumeilen fchneller gepocht, zuweilen ge 
droht, mit feinem Pochen aufzuhören. Ich Hoffe, daß auch diejes fich all: 
mählich verlieren wird. Sie können überzeugt fein, daß feine Mühe zu groß 
und feine Arbeit zu mühjfelig ift, um bafür zu forgen, daf nach beiden Seiten 
ber Inbuftrie, dem Arbeitgeber und bem Arbeitnehmer, in jeder Beziehung 
Gerechtigkeit geichehen foll. (Beifall.) Um diejes zu ermöglichen, ijt es jelbft: 
verftändlich auch Pflicht des Regenten und feiner Regierung, nach außen die: 
jenigen Verbindungen zu fuchen, bie —— ſind, um Unſerer Induſtrie 
Erſatz für den Abſatz zu gewinnen, welchen einzelne Staaten ihr abzuſchneiden 
drohen, und Ich kann nen hiermit mitteilen, dab geftern der öfterreichifche 
— paraphiert worden iſt (Bravo), und daß Ich hoffe, daß er 
hnen zu dauerndem Nutzen gereichen wird. Meine Herren, laſſen Sie Mich 
nochmals wiederholen, wie tief dankbar bin Ich Ihnen und ſpeziell der Stadt 
Düffeldorf für den warmen Empfang, den Sie heute Mir bereitet haben. 
Sch bin der feften Meberzeugung, daß, wie die anderen Provinzen Meines 
Landes, jo auch die Rheinprovinz, deren bewährte Söhne fich 1870 fo tapfer 
und brav für des Reiches Herrlichkeit geichlagen haben, Mir folgen wird, 
und daß die Rheinprovinz nad) wie dor der Heberzeugung ift, daß das Heil 
nur im Zufammentirfen aller Teile liegt und deshalb dem Monarchen in 
dem auf das Wohl des Ganzen gerichteten Streben zu folgen ift. ch trinke 
Mein Glas deutſchen Weines auf die Rheinprovinz, möge fie blühen und 
ebeihen jet und immerfort bis in die Ewigkeit! Die Aheinprovinz Lebe 
Boch! Hoc! Ho!“ 
Nach anderer Berfion Tautete der Schluß: 
„Ih habe nad) wie vor die Ueberzeugung, daß das Heil nur im 
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Zufammenhalten liegt. Einer nur ift Herr im Reiche, und das bin Ich 
feinen anderen dulde Ich. In diefer Gefinnung erhebe Jh Mein Glas und 
trinte auf die Provinz, fie blühe und gedeihe in alle Ewigfeit.“ 


5. Mai. Das Abgeordnetenhaus nimmt im Einkom— 
menfteuergejeß die Eleineren vom Herrenhaus bejchlofjenen Mo— 
dififationen an, jeßt aber mit 201 gegen 80 Stimmen (die Frei— 
finnigen, ein Zeil der Nationalliberalen und Freikonſervativen) den 
Cat von 4°%% in die Skala wieder ein. 


5. Mai. (Köln) Der Kaiſer antwortet auf die Rede des 
Oberbürgermeifter® Beder beim Gürzenich-Mahle mit folgenden 
Worten: 

„Mein verehrtefter Ober: Bürgermeifter! Nehmen Sie Meinen herz: 
lichiten Dank entgegen für die Gefinnungen Ihrer Bürgerjchaft, deren Aus 
drud Ihre Rede geweſen ift, und für den Empfang, ben Jch in diefer Stadt 
entgegenzunehmen bie Genugthuung hatte. Es ift an Mir, zu danken, denn 
die Gefinnung der Treue, der Liebe, die aus vielen Hunberttaufenden Herzen 
Mir heute entgegengeichhlagen ift, hat Mich tief gerührt, ergriffen. Es ift 
die Fortführung der alten traditionellen Anhänglichkeit, die Sie fchon er: 
wähnten, deren Ausdruck Ich jchon früher zu beobachten Gelegenheit hatte, 
als Meines verftorbenen Großvater? und Meines Baterd Majeftät in dieſen 
Mauern von Ihnen mit demjelben Euthufiagmus und berjelben Pracht ge: 
feiert wurden, unb viele von Ihnen werden mit Mir noch der erhebenden 
Momente fi entfinnen, ala von diefer Stelle Mein hochſeliger Herr Bater 
begeifternde Worte an bie Berfammlung richtete. Dergleichen poetiſche Worte 
ftehen Mir nicht jo zur Verfügung, wie Meinem Herrn Vater, aber Meinen 
innigen und herzlichen Dank kann Ich auch in fchlichten deutjchen Worten 
Ahnen ausbrüden, und Ich bitte Sie, denſelben ber ae: kenntlich 
zu machen. Cine der Meberjchriften über den Pforten hat Mir befondere 
freude gewährt, es ift der einfache Sa: „Willlommen im alten Köln!“ 
In den Worten, meine Ich, ift die gefamte Gefchichte der Stadt Köln in 
tlarer Schrift dargeftellt. Verbunden durch viele verjchiedene Bande mit den 
verjchiedenen Kaijerhäufern, die dereinft über Germania regierten, hat fie 
ftets ihre Treue dem Kaifer bewahrt, ob im Glüd oder Unglüd. Als ge 
waltige Handeläftadt hat fie es verftanden, im mächtigen Bunde mit der 
Hanja weit hinaus ihre Fühlhörner zu ftreden, durch die großen Höfe, die 
fie in fremden Staaten gründete, dem deutſchen induftriellen Gebiete Abjag 
zu verichaffen und deutſches Handwerk und beutjches Erzeugnis im Auslande 
zu verbreiten. Sie find auch jet wieder auf derjelben Bahn begriffen und 
hoffentlich werden Wir Englands Schiffe wie in alter Zeit vor dem Kölnifchen 
Thor liegen jehen. (Lebhafter Beifall.) Meine Beziehungen zu Köln find 
auch jchon langjährige, und manchen frohen Tag habe’ in ihren Mauern 
verleben dürfen. Meine tiefinnige Befriedigung jpreche Ich aus, dab Ich an 
diefer gemweihten Stelle und in diefer altehrwürdigen Domſtadt nun auch als 
Kaiſer eingezogen bin. Es ift ein altes und von Mir ftet3 erhofftes Ziel 
gewefen, dereinft in diefer vornehmen Stadt aud) einmal ala Deuticher Kaiſer 
zu weilen. Ich erhebe den Pokal, den kölnifcher Fleiß und kölniſches Gejchid 
geformt, und trinte daraus ben erften Tropfen deutſchen Weines auf das 
Wohl der ur: und ferndeutichen Stadt Köln. Möge fie blühen, grünen und 
gedeihen! Was an Mir Liegt, fo werde Jch gern nach dem Vorbild Meiner 
Vorfahren Meine ſchützende Hand über die Stadt halten, und Ich denke, 
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daß unter dem ſchwarzweißen Hohenzollernſchild (lebhafter Beifall) die Stadt 
ihren guten Fortgang nehmen wird. Die Stadt Köln lebe hoch! hoch! hoch!“ 


6. Mai. (Bonn) Der Kaifer wohnt in der Kneipjade 
der Borufien dem Antrittskommers der Korpäftudenten bei und 


hält folgende Rebe: 

„Der Herr Vorredner hat joeben ala Vertreter bes Köſener S. C. Worte 
des Dankes an Mich gerichtet und bie dabei ausgeſprochenen Gefinnungen 
veranlafjen Mich, dem gelamten 8. C. Dank zu jagen: Sch ſehe in jenen 
Morten die alten Gefinnungen des Bonner S. C. beftätigt, wie fie noch jet 
in Ihrem Herzen beftehen, und jehe, dat noch jeßt ebenjo wie bisher über 
gie Zmwede und Ziele der deutjchen Korps gedacht wird. Es ift Meine fefte 
Ueberzeugung, daß jeder junge Mann, der eintritt in ein Korps, durch den 
Geift, welcher in demjelben herricht, und mit diejem feine wahre Richtung 
für das Leben erhält, denn es ift die beſte Erziehung, die ein junger Dann 
für fein ſpäteres Xeben befomınt, und wer über die deutjchen Korps fpottet, 
der fennt ihre wahren Tendenzen nicht. Wer aber Korpsſtudent wie Ich 
gewejen ift, weiß bad am beiten. ch danfe dem S.C. für feine Teilnahme 
an dem Mir bargebrachten Fackelzuge und freue Mich, daß durch denjelben 
bie guten Beziehungen der gefamten Studentenſchaft wieder hergeftellt find. 
Ich hoffe, daß e3 jo bleiben wird, denn die Cinmütigkeit ift ein Geminn 
für die ganze Univerfität und wird auch ein Gewinn für den gefamten S.C. 
ber deutſchen Univerfitäten fein. Ich Hoffe, dab, jolange es deutſche Korps: 
ftubenten gibt, ber Geift, wie er im Korps gepflegt, und durch den Kraft 
und Mut geftählt wird, erhalten bleibt und daß Sie freudig den Schläger 
—— werden.“ Der Kaiſer erwähnte ſodann die Studentenmenſuren und 
fuhr etwa alſo fort: „Wie im Mittelalter durch die Turniere der Mut und 
die Kraft geſtählt wurden, ſo wird auch durch den Geiſt und das Leben im 
Korps der Grad von Feſtigkeit erworben, der ſpäter im großen Leben nötig 
ift und der beſtehen wird, jolange es deutſche Univerfitäten gibt. Sie haben 
aud; Meines Sohnes heute gedacht; dafür danke Jch Ihnen von Herzen. Ich 
hoffe, daß derjelbe, wenn er jo mweit gediehen ift, bei dem hiefigen S. C. ein: 
treten und bdiejelben freundlichen Gefinnungen wiederfinden wird, mie Sch fie 
bier gefunden habe. Und nun, Meine Herren, noch ein Wort, bejonders an 
bie Jüngeren, bie im erften Semefter zum erftenmal ſich anſchicken, den Geiſt 
ber Korps zu pflegen. Stählen Sie Jhren Mut und Ihre Disziplin in dem 
Gehorjam, ohne den unjer Staatsleben nicht beftehen kann. Ich hoffe, daß 
bereinft viele Beamte und Offiziere aus Ihrem Kreiſe hervorgehen. Wie 
viele bedeutende Herren haben wir hier unter una fißen, Gelehrte, Beamte, 
Dffiziere und Kaufleute! Ich Hoffe, dat der Geift der Einheit des Köſener 
S. C. im Bonner S.C. weiter leben wird, und daß dies auch an allen anderen 
Univerfitäten ber fyall fein möge. Und nun erhebe Jh Mein Glas und 
trinke auf das Wohl des Bonner S. C. und der gefamten Korps. Sie leben 
Hoch! Hoch! Hoch!“ 

7. Mai. (Bonn) Der Großherzog don Luxemburg 
ftattet dem Kaifer einen Beſuch ab. Der Kaifer begleitet ihn am 
Abend in Studententradht zum Bahnhofe. 

8. Mai. (Reichdtag.) Bei der Zuderjteuervorlage bringt 
der Abg. Spahn im Verein mit dem Abg. Dr. Orterer feinen in 
zweiter Leſung geitellten Antrag wieder ein, eine VBerbrauchsabgabe 
von 18 .A und fallende offene Erportprämien für fünf Jahre, und 
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zwar von 1,25 A für den Doppelzentner für die Jahre vom 
1. Auguft 1892 bi3 1895, und von 100 .4 für die beiden folgenden 
Sabre vom 1. Auguft 1895 bis 31. Juli 1897 zu bewilligen. Die 
Vorlage hatte 22 A gefordert und Prämien von 1.4 nur für bie 
drei Jahre von 1892 bis 1895 in Ausficht geftellt. Der Antrag 
wird mit 146 gegen 143 Stimmen angenommen. 

In derſelben Sitzung wird bie ertraordinäre Yorderung von 
1,425,000 A für Kamerun bewilligt. 

9. Mai. Das Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbe- 
ordnung, wirb mit großer Mehrheit angenommen. 


Es ftimmen nur die Sozialdemokraten und Bereinzelte aus den an: 
beren Fraktionen dagegen. | 


Der Reichdtag wird hierauf bis zum 10. November vertagt. 


12. Mai. Das Herrenhaus nimmt das Einfommen- 
fteuergefeß in der Faſſung des Abgeordnetenhaufes an, nachdem 
der Antrag, den Marimalfteuerfat bei 3° zu belaflen, mit 123 
gegen 41 Stimmen abgelehnt ift. (Gef. v. 24. Juni.) 

13. Mai. Bei der Beratung der Landgemeinde-Orbd- 
nung nimmt das Herrenhaus auf Befürwortung des früheren 
Minifter® dv. Puttlamer eine Aenderung in der Verteilung bes 
Stimmrechts in den Gemeinden vor. 

8 48 lautete nach den Beichlüffen bes Abgeordnetenhaufes: „Durch 
Ortsſtatut können. die vorftehenden Sätze erhöht, oder, höchſtens jeboch nur 
um ein Drittel, ermäßigt werden. Auch kann Grundbefigern, welche bie im 
erften Abjag erwähnten Steuerjäße entrichten, eine größere Zahl von Stim: 
men, jedoch nicht über 3, 4 und 5 Stimmen, beigelegt werden.” — Diejem 
Abjage wird folgende Faſſung gegeben: „Auf Antrag des Kreisausfchuffes 
tönnen durch Beichluß des Provinziallandtages im Einverftändnis mit dem 
Oberpräfidenten die vorftehenden Sätze erhöht, oder, höchſtens jedoch um bie 
Hälfte, ermäßigt werben.“ 

19. Mai. Reife des Kaiſers über Elbing nad Könige» 
berg zur Einweihung des Herzog-Albrecht-Denkmals. 

20. Mai. (Bonn.) 11. Synode der Altkatholiken des deut» 
fchen Reiches mit 58 Teilnehmern, darunter 23 Geiftlichen. 

28.—29. Mai. Evangelijch-jozialer Kongreß in Berlin. 

Ende Mai. Staatsminifter v. Bötticher äußert gelegent- 
Lich feines Befuches der landwirtjchaftlichen Ausftellung in Stral- 
fund: 

„Es ift bes Kaiſers Wille, fein ernfter Wille, bie öffentliche Wohl: 
fahrt mit allen Kräften zu fördern, und glauben Sie mir, meine — die 
Sorgen find bei weitem nicht fo begründet, wie man im Lande des öfteren 
hört. Der politifche Horizont ift klar und rein, Lafjen Sie ſich nicht durch 
frangöfijche oder ruſſiſche Uebertreibungen beunruhigen! Meines Erachtens 
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ift nirgends ein vernünftiger Grund zu finden, um mit und anzufangen, und 
wir werben niemald anfangen!“ 


1. Juni. Im Abgeordnetenhaufe gibt der Reichskanzler 
vor Eintritt in die Tagesordnung eine Erklärung über die Ge- 
treidezölle ab. 


Erörterungen, weldde am 27. v. M. in dieſem vr ftattgefunben 
me haben bie Frage, ob bie gegenwärtigen Berhältnifje zu einer baldigen 
bfegung ober Aufhebung ber Getreibezölle nötigten, zu einer fo bren- 
nenden gemacht, daß die Königliche Staatsregierung fich veranlaßt fieht, 
die Erklärung abzugeben, 
ed r nicht in ihrer Abficht, die Herabjegung oder Aufhebung ber 
Getreidezölle beim Bundesrat in Anregung zu bringen. (Lebhafter Bei- 
fall rechts. Bewegung.) 

JH bitte um die Erlaubnis, dieſe Erklärung mit einigen kurzen 
Motiven begleiten zu bürfen. 

Seit Bedenken über ben Ausfall ber jetzt auf dem Halm ftehenben 
Ernte laut wurden, hat die Staatöregierung es ſich angelegen fein laſſen, 
zu erforfchen, wie die Frage der Broternährung fi im In: und Auslande 
ftellen würde. Diefe Recherchen nahmen einen ruhigen fyortgang bis zu ber 
eben erwähnten Sitzung, bis wir ſahen, eine wie a en Aufregung 
ins Land getragen wurde, eine Aufregung, die uns die Notwendigkeit klar 
machte, bald, jchneller ald wir es urjprünglich geglaubt hatten, zu einer 
Erklärung gedrängt zu werden. Dazu fam bie gleichzeitige Ermäßigung und 
Aufhebung ber Zölle in einem Nachbarlande. 

Es liegt der Staatöregierung ein fehr reiches Material vor, eine 
Menge von Zahlen, eine Menge von Aeußerungen jachverftändiger Berjonen 
verſchiedener Berufskreiſe. Indeſſen ich = ohne weiteres zugeben: all 
dieſes Material würde einen ziffermäßigen Beweis für bie Nichtigkeit bes 
Berfahrens der Staatsregierung beizubringen nicht ermöglichen. Dieje Zahlen 
find zum Zeil ihrer Natur nach unficher, fie beruhen auf Schätzungen; fie 
find oft ſchon 8 Tage, nachdem fie eingebracht worden find, durch veränderte 
BVerhältniffe falfch geworben. Aber au alledem hat die Staatöregierung 
bie ganz fefte Meberzeugung gewonnen, daß von einem Rotftande im Lande 
zur Zeit nicht die Rebe fein kann (ſehr richtig! vechts), und da bie gegen: 
mwärtigen Berhältniffe Gott jei Dank! auch feine Ausficht dafür geben, daß 
ed zu einem Notftande kommen wird. (Sehr richtig! rechts.) 

Nicht einmal aukergewöhnliche Mahregeln würben durch bie An: 
fchauung, die die Staatsregierung von ber Lage im Lande befommen hat, 
hinreichend motiviert werden. | 

Wir haben in Betracht zu ziehen gehabt bie fommende Ernte im 
Inlande. Daß fie keine gute werben wird, halten wir für mwahrfcheinlich, 
für ebenfo wahrjcheinlich aber, daß fie befler werden wird, als man noch 
vor 14 Tagen erwartet bat. (Sehr richtig!) 

Wir werben vorausſichtlich, wenn nicht unerwartete Naturereignifie 
eintreten, eine Mittelernte haben; eine ſolche Mittelern:e aber gibt feinen 
Anlaß zu dem Glauben, daß wir vor einem Notftande ftehen würden. 

Wir haben dann in Betracht ziehen müflen, welche Vorräte haben 
wir im Inlande? Das ift unendlich ſchwer zu jchäßen. Diejenigen Leute, 
die etwa noch größere Vorräte in Händen haben, find naturgemäß wenig 

eneigt zu Dffenbarungen; cuf der anderen Seite ift es zweifellos, daß im 
nde eine Unzahl Kleiner Boten für den eigenen Bedarf vorhanden find, 
bie fich jeder Schäßung und jeder Zählung entziehen. Die Summe biejer 
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kleinen Poften aber ift vorausfichttich größer, ala im allgemeinen ange 
nommen wird. 

Wenn wir alfo auch nicht verfennen, daß die Berhältniffe im Inlande 
fo find, daß fie nicht ausreichen, daa Land zu ernähren, jo find wir auf 
ber anderen Seite nicht beſorgt. Es muß zugegeben werden: wir haben 
hohe Preife für das Brotkorn; indeffen auch dieſe Preife find nicht fo, daß 
fie und beunrubigten. Wir haben jeit dem Jahre 1850 in fieben Jahren 
HFahresdurchichnittäpreife gehabt, die ungefähr auf ber Höhe ftanden, auf ber 
unfere Roggenpreije heute ftehen. (Sehr richtig! rechts. Hört! Hört!) 

Wir mußten und nun weiter fragen: wie fteht da3 Ausland? Wir 
find auf den Import angewiejen; feit einer Reihe von Jahren hat Preußen 
aufgehört, ein Getreide erportierender Staat zu fein. Wir find auf ben 
Import angewiefen, und je mehr die Bevölferungsziffer fteigt, umſomehr 
werden wir darauf angewiejen bleiben. &3 fragt ſich alfo: werben bie 
Länder, die uns gewohnheitämäßig bisher mit Getreide verjehen, unjeren 
Bedarf gebedit haben —, werben die zur Zeit im ftande fein, den vergrößerten 
Bedarf ebenfalls zu deden? und wir glauben, diefe frage bejahen zu müffen. 
Es kommen da in Betracht außer Oeſterreich Ungarn: Rußland, Nord: 
Amerika und Indien. Die Nachrichten über den Ernteitand in Defterreich- 
Ungarn lauten ungefähr fo wie unjere eigenen, die Rußland im Norben 
weniger günftig, in der Mitte und im Süden bagegen ſcheint fi die Sache 
erheblich beſſer zu geftalten, ala man noch vor kurzem annahm. Gegründete 
Ausſicht auf eine ſehr gute Ernte haben Nord:Amerita und Oft: Indien. 
Daraus folgt, daß ein Teil diefer Länder im ftande ſein wird, denjenigen 
Zuſchuß zu leiften, deffen Deutjchland bedarf, um bis zur nächiten Ernte 
fortzulommen und auch nad) der nächſten Ernte, da wo eö etwa fehlen ſollte, 
auszuhelfen. a 

Die Nachrichten, die die Staatöregierung aus Handelsplätzen von 
hervorragenden Kaufleuten, von Rhedern, von Verficherungsgejellichaften ꝛc. 
eingezogen hat, gehen übereinftimmend dahin, baß zur Zeit erhebliche Trans: 
porte bereit nach Deutichland unterwegs find. Es foll dad, wie man mir 
jagte, eine Erjcheinung fein, die alle Jahre eintritt, daß im Mai, Juni und 
Suli, die Importe fich zu fteigern pflegen. Es wird in diefem Sabre 
natürlich noch mahrjcheinlicher, teild durch unſere hoben Preiſe, teilä 
aber durch Verhältniſſe in jenen Ländern, auf deren Import wir angewieſen 
find. Uns jcheint e3 zweifellos zu fein, dab der nordamerikaniſche Martt 
in dem Bewußtſein vor einer überreichlichen Ernte zu ftehen im Begriff iit, 
abzujchieben, was er aus vorjährigen Beftänden noch übrig hat. Wir werben 
nach Wochen zählen fünnen, bis das erfte oftindifche Getreide auf dem euro: 
päiſchen Weltmarft eintrifft. 

Nun ift das, was aus Nord: Amerika und aus Oſt-Indien auf unferen 
Markt fommt, vorherrichend Weizen, während e3 ja befaunt ıft, dab im 
Preußen dad Roggenbrot noch die Nahrung des größten Zeild unſerer 
ärmeren Klaſſen ift, daß alfo der Roggen noch eine hervorragende Rolle 
jpielt. Indeſſen auch in diefer Beziehung glauben wir feine großen Be: 
fürchtungen hegen zu müffen. Soweit wir die Sache überjehen können, find 
in Rußland noch Roggenbeftände, die fi, wie es jcheint, in den Händen 
einzelner reicher Perfonen befinden, die auf den Augenblid warten, wo es 
ihnen nußbringend erjcheinen wird, damit auf dem beutichen Markt zu 
ericheinen. 

Es iſt ferner eine nicht erſt jebt beobachtete Ericheinung, daß in 
Teutjchland der Weizenkonſum im Derhältnis zum Roggenfonfum zunimmt, 
mag das Motiv davon fein, daß die Bevölkerung mehr Geſchmack am Weizen 
findet, mag es der fteigende Wohlſtand fein, mag es auch die Abnahme F 
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Roggenbaues fein. Die Thatfache Liegt vor und fpricht dafür, daß, wenn 
uns Roggen fehlen mwürbe, ein Uebergang zu geringeren Weizenforten für 
diejenigen Klaffen, die bisher Roggen gegefien haben, in nicht unerheblichen 
Maße möglid if. Es fommt dann Hinzu, daß die Marktverhältniffe in den 
jogenannten Nebenartifeln günftig ftehen, fo daß das Land, wenn es davon 
abfieht, Roggen zu anderen Ziweden, 3. B. zu Futterzwecken, zu verkaufen, 
und dazu diefe Nebenartifel verwendet, wohl in ber Lage jein wird, feinen 
Rahrungabedarf an en zu bedfen. 

Wenn nun bie bälzmiffe fo Liegen, jo entfteht für die Staats: 
regierung bie Frage: foll man nicht doch angefichts des Drängen? von ver: 
ichiedenen Seiten, angefichts der Aufregung, die im Lande auf bie eine ober 
andere Weije über Diele Srage entſtanden ift, fich entichließen, jet auf eine 
Herabſetzung oder Aufhebung ber Zölle hinzuwirken? Man muß fi da 
die Trage vorlegen: was würde eine folche Aufhebung zur Zeit nützen! 
Die Trage, wieweit Zölle auf bie Preisbilbung einwirken, ift — und da— 
rüber, glaube ich, wird, ſeitdem zum erftenmal in diefem Haufe über Korn: 
zölle verhandelt worden ift, eine Klärung ber Anfichten eingetreten jein — 
eine jehr fomplizierte und nicht mit jo einfachen Worten, wie „dad Ausland 
* ben Zoll“ oder „ber Konſument bezahlt den Zoll" abzuthun. (Sehr 
richtig!) 

Zahlreiche jehr ſchwer zu überjehende Verhältniffe machen es jelbft 
unferen größten Nationaldölonomen ſchwierig, nicht allein generell über dieſe 
frage zu entſcheiden, ſondern auch im einzelnen Fall einwandfreie Rejultate 
zu gewinnen. 

Sehr ſchwer wird e3 im gegenwärtigen Fall fein, feftzuftellen, wie 
weit eine Aufhebung oder Herabminderung der Kornzölle auf Zeit geeignet 
wäre, bie Kornpreife bei uns zum Sinken zu bringen. (Sehr richtig!) Wir 
haben in den leßten Tagen, wo infolge ber Sigung vom 27. Mai ſich in 
weiteren Kreiſen der Glaube verbreitete, es würden die Zölle heruntergelegt 
werden, die Erfahrung gemacht, daß in Nahhbarländern, in Rußland, den 
Niederlanden zc. die Preife anzogen. (Sehr richtig!) Das Ausland jchidte 
fich — an, von der ungewöhnlichen Lage, in der wir uns befinden, Nutzen 
zu ziehen. 
Es läßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß der Weltmarkt, der ja 
unſere Kornpreiſe mit bedingt, im ganzen eine ſteigende Tendenz hat, und 
nach dem, was ich von Sachverſtändigen erſten Ranges gehört habe, neige 
ich mich auch dem Glauben zu, daß bieje fteigende Tendenz noch anhalten wird. 

Es werben verfchiedene Gründe dafür angegeben. Der eine jagt: 
unjer Kornhandel ift jchon feit Jahren micht meitfichtig genug geweſen, er 
hat mit faljchen Borausfegungen gerechnet, er fängt jetzt erſt an zu erfennen, 
wie die Sache liegt, und er wird genötigt fein, mit den Preifen in bie 
Höhe zu gehen. Andere behaupten: bei der fteigenden Bevölferung in der 
ganzen zivilifierten Welt wird der Getreidebedbarf immer ftärfer, und ber 
Getreidebau hat damit nicht Schritt gehalten; dieſer zweite Teil fommt zu 
demjelben Rejultat, wenn auch aus anderen Borausfegungen: ber Welt: 
handel wird eine fteigenbe Tendenz behalten. 

Setzen wir nun die Zölle herunter, fo ift mach meiner Ueberzeugung 
mit Sicherheit anzunehmen, daß bie Preisermähigung auf dem beutjchen 
und preußiſchen Markte nicht der Herunterfegung unſerer Zölle gleichtommt. 
(Sehr richtig!) Seit einer Reihe von Wochen ift ber Preis des Getreides 
in Deutichland gleich dem Weltmarktpreife — ich nehme hier den Londoner 
Preis als Weltmarftprei3 an — plus ben Zöllen. Und nun variiert es: 
einmal fommt es etwas höher und einmal etwas drunter, im allgemeinen 
aber zahlen wir zur Zeit Weltmarftpreis plus Zoll. 
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Wenn wir aber ben "gr aufheben, fo ift mit — wie ich glaube — 
Sicherheit vorauszufehen, daß ein Zeil bed Zolled an das Ausland fällt; 
mann kann den Zeil größer oder geringer tarieren, ein Teil aber fällt dem 
Auslande zu und nur ein anderer Teil würbe ben inländijchen Konfumenten 
zu gute fommen. Dad Ausland alſo gehört jedenfalld zu den Gewinnern 

Wie weit der inländifche Konfument zu den Gewinnern gehören 
würde, das ift zweifelhaft (Sehr richtig), um fo zweifelhafter, je geringer 
bie Herabjeßung ift und auf je kürzere Zeit fie beliebt würde. 

Die Staatsregierung hat in reiflicher Erwägung aller dieſer Ber: 
bältniffe fi davon überzeugt, daß mit einer mäßigen Herabfegung ber 
Zölle — aljo etwa das, was man ein Offenlafjen bis zum Perfektwerden 
bed bdeutichöfterreichifchen Handelsvertrages nennen würde, nicht geholfen 
ift, jondern daß, wenn eine Ermäßigung ber Brotpreife eintreten joll, wenn 
alfo unjeren armen Mitbürgern geholfen werden joll, dann der Zoll auf 
Zeit ganz erlafien werden mühte. Das aber ift eine Mafregel, zu ber bie 
Staatöregierung fich nicht würde entichließen können. 

Wenn wir aljo auf der einen Seite ben Nußen, der aus einer Herab: 
fegung oder aus einer zeitweilen Aufhebung bes Getreibezolles entftehen 
würde, für einen fraglichen halten, jo halten twir für ungleich weniger frag: 
lich den Schaden, der aus einer folchen Mafregel entftehen würde. Darüber 
fommen die Sacdhverftändigen des Hanbeld, der Induſtrie und der Land: 
wirtfchaft, wie mir fcheint, überein, daß für eine gefunde Entwidelung dieſer 
Erwerbszweige Stetigkeit das erfte Erfordernis ift. (Sehr richtig!) Stetig- 
feit braucht der Handel, um Verbindungen einzugehen, die ja, wie es beim 
Handel meift der Fall ift und beim Getreibehandel erſt recht, oft erft in 
langer Zeit wirkfam werden. Einer ruhigen Entwidelung bedarf der Handel. 
Wenn man aber bie Zölle auf Monate hin: und heit fo ift eine foldhe 
ruhige Entwidelung gefährbet. Das folide Geichäft Ieidet darunter und 
zieht fi vom Handel zurüd, während die Spekulation — und ich will 
dabei jagen, um nicht mißverftanden zu werben, ich Halte bie Spekulation 
nicht für etwas Schäbliches an fich, fondern für etwas an ſich Nötiges, fie 
muß die Bebürfniffe bed Volkes vorherjehen, um ihnen nachkommen zu 
fönnen — ich will damit nicht fagen, daß nicht wie alle menschlichen Dinge 
auch fie ihre Uebertreibungen und Mißleitungen erfahren könnte, aber die 
Spekulation ift im ganzen erforderlich. Nach diefer Parentheſe will ich fort: 
fahren — die Spekulation, ich möchte jagen, die wilde Spekulation, bie 
profperiert bei dem Hin- und Herſchwanken der Verhältniſſe, unter bemen 
der Hanbel fich zu bewegen hat, und, ich wieberhole, ber geſunde und folide 
Handel bedarf ber Stetigfeit. (Sehr richtig!) 

Aehnlich Liegen die Verhältniffe nach meinem Dafürhalten in Bezug 
auf bie Landwirtichaft. Ach kann da zunächſt anführen, daß, wenn bie 
Staatöregierung fich entichlöffe, bei den Reichsbehörden eine Aufhebung 
unſerer Getreibezölle oder wenigſtens ber Zölle für Brotgetreide auf Monate 
zu beantragen, und wenn diefer Antrag Folge hätte, daß wir dann doch 
nad Ablauf ber Friſt, für die die Aufhebung gegeben wurde, jehr leicht in 
ber Berlegenheit jein könnten, das ſchwer wieder einzuführen, was wir erft 
aufgehoben haben (jehr richtig!), dat dann eine Agitation, eine Bewegung 
in der Bevölkerung entitehen könnte burch Ereigniffe, die fich im Augenblid 
ja gar nicht überjehen laſſen, in noch höherem Grade wie jeht; fie könnte 
vielleicht innerlich nnberechtigt fein; fie könnte aber ein Motiv haben, welche 
ed einem Zeile der mitwirfenden Faktoren erſchweren müßte, überhaupt auf 
Getreidezölle zurückzukommen. 

. „Run haben aber die preußifche Regierung und, ſoweit ich unterrichtet 
bin, bie verbünbdeten Regierungen keineswegs im Sinu und auch nicht im 


’ 
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Sinn gehabt, zu einem Freihandelsſyſtem in Bezug auf das Getreide über: 
zugehen. (Hört, hört! Sehr gut! recht und im Zentrum.) 

Wir haben in Verhandlungen, bie ja offenkundig find, mit anderen 
Staaten uns entichlofjen, zu einer gewiſſen Arena unferer Getreidezölle 
bie Zuftimmung zu geben, aber unter der Borausfegung, daß wir da auf 
anderem Gebiete Gewinne machen, die und eben Aequivalente dafür geben 
Aa Ber nicht in der Lage, mich im Augenblid in dieſer Beziehung zu 
äußern, und muß zugleich im voraus jagen, dab, wenn irgendwo die Debatte 
auf den beutfchsöfterreichijchen Handelsvertrag geleitet würde, ich wiederum 
in der Notwendigkeit jein würde, auf eine Unterhaltung darüber nicht ein: 
zugeben und nur zu Eonftatieren, daß ich die Behandlung dieſes Themas in 
weiterem Maße zur Zeit auf das äußerſte beklagen müßte. (Hört, hört!) 

Führten wir num geringere Zölle ein ze fürzere Zeit, oder fchritten 
wir auf kürzere Zeit gar zu ber vollitändigen Aufhebung ber. Getreidezölle, 
fo müßten wir dody auch mit der Möglichkeit rechnen, daß am Ende diejes 
Termind ber beutiche Markt mit ausländiichem Getreide dermaßen über: 
ſchwemmt fein könnte (jehr richtig!), daß dann unfere nächjte Ernte in Ber: 
legenheit wäre. (Lebhafte Zuftimmung.) 

Die franzöfifche Regierung hat in biefer Beziehung nach meiner An: 
ficht Eorreft gehandelt — es kann hier nicht meines Amtes fein, in eine 
Unterfuchung darüber einzutreten, welche Motive die franzöfifche Regierung 
geleitet haben fünnen — aber ich erfenne an, daß fie richtig gehandelt hat: 
fie läßt diefe Zölle erft vom nächſten Auguft an fallen, aljo zu einem Termin, 
mo mit der dann beginnenden ſtärkeren Einfuhr die eigene Ernte ſchon fon: 
furrieren kann. 

Liehen wir unfere Zölle heute fallen, jo würden wir in ber Lage 
fein, möglicherweife — das find alles Dinge, ich wiederhole es, die nicht 
mit apobiktifcher Gewißheit zu beweiſen find — möglicherweife eine fo ftarke 
Einfuhr zu befommen, daß dann unfere Landwirtichaft unter der Unabjet: 
barfeit der eigenen Ernte litte. (Sehr richtig!) 

Neben diejen auf den Handel und die Landwirtichaft bafierten Mo: 
tiven hat die Staatäregierung auch Motive politifcher Art. Man kann una 
einwenden: macht boch diefer unerquidlichen Agitation ein Ende. Es ift ja 
nicht? einfacher für die Regierung, als daß fie jagt: die öffentliche Meinung 
ift dafür, — wir würden vielleicht in allen Parteien dieſes Haujes Stimmen 
für einen Schritt beim Bundesrat, ber auf Aufhebung der Zölle zielte, ge: 
winnen können. Ja, wenn wir von dem Gefichtspunft auägingen, fo wäre 
unfere Berantiwortung allerdings leicht gedbedt Ich bin aber der Meinung, 
daß eine Regierung dazu da ift, Berantwortung zu tragen unb auf fich zu 
nehmen, wenn fie davon überzeugt ift, daß das, was fie will, zum Beſten 
des Staates dient. (Sehr richtig!) 

Eine Regierung muß auch gegen den Strom ſchwimmen können; 
(ehr gut!) und jelbft, wenn der Strom ber Agitation in Bezug auf bieje 
Maßregel noch wachen jollte, fo traue ich uns zu, daß der Strom uns nicht 
auf die andere Seite bringen wird (jehr gut! Bravo!), jo wenig wie manche 
andere Agitation und jchon aus der Richtung gebradht Hat, die wir für die 
richtige gehalten haben. (Lebhaftes Bravo!) | 

Bir haben — und dariı möchten wir niemandem nachftehen — ein 
warmes Herz für die armen Klaſſen. Aber auch in diejer Beziehung glauben 
wir recht zu handeln, wenn wir auf eine — ung oder Aufhebung der 
Getreibegöile auf einige Monate nicht eingehen. ie weit würde fich denn 
ber Brotprei® ändern, wenn bie ganze Welt, der Zmifchenhändler und ber 
Bäder, an fich auch Leute, die ihr gutes Recht haben, einen Gewinn machen 
zu wollen — von Haufe aus wühten: die Sache dauert nicht lange? Was 
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würde dann eine Herabjehung der Zölle, etwa auf die Hälfte nügen? Wenn 
wir den Roggenzoll auf 25 A für die Tonne auf vier Monate herabiegten, 
fo würde ber Effekt vielleicht ber jein, dak das Kilogramm etwa 2 bi3 3 A 
billiger würde. Ich habe nicht den Glauben, daß dieje Preidermäßigung 
in dem Preiſe oder in dem Gewicht des Brotes zum Ausdruck kommt. 
(Sehr richtig!) 

Ich glaube nicht, daß eine fo unbedeutende und auf jo kurze Zeit 
ergriffene Maßregel im ftande jein würde, den weniger bemittelten Klaffen 
wirkſam zu helfen. ch glaube dagegen, wenn wir auf längere Zeit bie 
Getreidezölle ermäßigen können, wie wir dad — wie ich mir jchon erlaubt 
habe zu fagen, und wie es ja offenkundig ift — im Laufe von Bertragäver: 
bandlungen mit andern Staaten ind Auge gefabt haben, daß dann ar eine 
längere Zeit, eine Reihe von Jahren, der ärmeren Bevölkerung mehr genutzt 
werden kann, dab Lohn und Brotpreife der Arbeiter fich beſſer ftellen werden 
ala jeßt, falld wir etwa auf vier Monate eine Herabjegung herbeiführen 
wollten; wir werden dann, iwie ich hoffe, die Verhältniffe diefer Klaſſen 
dauernd beffern, während wir jet im günftigiten falle eine unbedeutende, 
faum bemerkbare Verbefjerung auf kurze Zeit haben würden. (Sehr gut! 
recht.) 

Gine Herabfegung oder Aufhebung ber Getreibezölle wäre nun aber 
auch in Hanbdelspolitiicher Beziehung für die Reichäregierung zur Zeit in fo 
hohem Grade unerwünjcht, wie nur irgend möglich. Für die größere Han: 
belapolitif ift eine gewifle Stetigfeit ber Anichauungen, eben der leitenden 
Anihauungen, ebenjozut Erfordernis, wie für Handel und Induſtrie und 
den Wanbel im Lande. Wir können nicht in große hanbeläpolitifche Aktionen 
eintreten und fie mit Ausficht auf Erfolg durchführen, wenn wir anjcheinend 
in unferen eigenen Anfchauungen wechjeln, noch ehe wir nur das erjte Re- 
fultat ſolcher Aktionen eingeheimft haben. Wir würden dem Auslande 
gegenüber ala eine Regierung und weiter auch ala eine Nation erjcheinen, 
mit der auf einen langen Zeitraum, auf eine Reihe von Jahren fich in 
ſolche Transaktion einzulaffen, bedenklich ift. Wir würden vor der Gefahr 
ftehen, daß das, was wir gewonnen haben, fcheitert, noch ehe wir ed an 
einer einzigen Stelle haben vollenden können, wenn wir jekt ſchwankend 
werben, unb einer, vom Standpunft be3 Auslandes aus, doch immerhin 
leichten Strömung in entgenengefegter Richtung nachgeben wollten. Bie 
Staatöregierung ift fich ihrer Verantwortung in diefer Beziehung volllommen 
bewußt, fie ift fi aber auch der Verantwortung bewußt, Die fie tragen 
würde, wenn fie bazu mitwirkte, bie handeläpolitifche Aktion, von ber fie 
fich jehr viel für Staat und Reich veripricht, zu ftören; und ich kann für 
meine Perſon jagen, daß ich eine jolche Verantwortung auf mich zu nehmen 
nicht geneigt fein würde. Wir find darauf gefaht, daß man in der nächiten 
Zeit von vielen Seiten unſer Verhalten nicht verftehen und mißbilligen 
wird. Indeſſen wir müfjen und das gefallen lafjen, und wir werben es 
und gern gefallen laffen, wenn, wie wir hoffen, da3, was wir thun, bem 
Lande zum Segen gereichen wird. (Lebhafter Beifall rechts.) 


In derjelben Situng wird die Landgemeinde- Ordnung 
in der Faflung, wie fie vom Herrenhaus zurüdgelommen (val. 
13. Mai) mit einigen Modifikationen angenommen. 

Zum Schluß erklärt Abg. dv. Rauchhaupt: 


Seine politifchen Freunde würden gegen bie Landgemeindeorbnung 
im ganzen jtimmen, wenn es ihnen auch nicht leicht werde. Sie jeien dazu 
einmal genötigt, weil in den $$ 48 und 109 ihnen diejenigen Grunbfäge, 
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bie fie für eine förderlich wirkende Landgemeindeordnung für unerläßlic 
hielten, nicht bewilligt jeien. Ein zweiter Grund jei für fie die Erklärung 
des Minifterd im Herrenhauje. Er habe dort gejagt, dab allerdings die 
Abficht der Konjervativen im Abgeordnetenhaus gemwejen fei, grundjäßliche 
und prinzipielle Aenderungen an der Regierungsvorlage vorzunehmen, daß 
aber dieſe Anträge jämtlich abgelehnt worden jeien, und feine Ausführung 
mit der Wiederholung gejchloffen, dat die Borlage prinzipielle Aenderungen 
an ben Grunbjäken nicht erfahren habe. In den Zwiichenjüßen Habe der 
Minifter ausgeführt, daß die drei Ziele: Erleichterung der Zujammenlegung 
der Gutöbezirte mit Gemeinden, Zulafjung der Nicht: Eingejeflenen zum 
Stimmredt und Zwangs-Zweckverbände, erreicht jeien. Damit in dem Lande 
nicht die Auffaffung entjtehe, daß feine Partei diefen drei Zielen widerſtrebt 
babe, fonftatiere er zunächſt, daß fie dieje drei Ziele voll teile und durchaus 
billige. Die Wege aber, um zu biejen Zielen zu gelangen, jeien für fie 
grundjäßlich von denen des Staatäminifteriums verjchteden. Sie müfje Wert 
darauf legen, durch die Erklärung des Minijterd nicht in den Verdacht zu 
tommen, daß die Thätigfeit der Konſervativen bei den Berhandlungen an 
ben Prinzipien der ai je nichts geändert habe und pro nihilo gemwejen 
jei. Bei zahlreichen Punkten habe jeine Partei vielmehr ihrer Auffajjung 
Plaß zu fchaffen verfucht und gewußt. Zunächſt bei der Verbindung von 
Gutsbezirten und Gemeinden habe fie ben maßgebenden Einfluß der Selbit: 
verwaltungsorgane wiederherzuftellen verfucht und teilweife auch erreicht. 
Zweitens habe fie bei der Gemeindebefteuerung zwar zugejtimmt, den Staats: 
fteuerfuß einzuführen, dies aber grundjäglich dahin geändert, daß die Ge: 
werbefteuer der Grundjteuer nicht gleichgeitellt werde. Dann habe fie die 
niedrige Heranziehung ber MWaldungen bejeitigt. Ferner habe fie dadurch, 
daß fie die Heranziehung der Leute über 660 bis 900 A. zu den Gemeinde: 
Iaften als Bedingung des Stimmrecht herbeigeführt habe, bezüglich ber 
Autonomie der Gemeinden eine grundfäßliche Aenderung erreiht. Dann 
habe fie den Häuslern ihr Stimmrecht wiedergegeben, das die Staatöregie: 
rung ihnen habe nehmen wollen, ferner habe fie das Uebergewicht der An: 
gejeflenen anders reguliert, ala die Regierung gewollt habe. Es jei ſodann 
die Verleihung des Einzelftimmrecht3 durch Ortsſtatut reguliert worden, 
Schulze und Schöffen, die von dem Stimmrecht ausgejchloffen gewejen jeien, 
habe fie wieder hineinkorrigiert, ein follegialer Gemeindevorjtand, den bie 
Staatöregierung gar nicht gekannt Habe, ſei eingeführt, es jei bejtimmt 

worden, daß die Amtsvorfteher gehört würden vor der Betätigung der Orts: 

vorfieher und Schöffen. Die Beihlußfähigkeit in der Urverfammlung jei 

von der Hälfte auf ein Drittel herabgejett, die Beſchränkung der Deffent: 

lichkeit wenigftena für die Urverfammlung durchgeführt. Alfo die Behaup: 

tung bed Minifters, daß die Konfervativen pro nihilo gearbeitet hätten, 

treffe nicht zu. Sie könnten aber nicht weitergehen, al3 fie gegangen feiert, 

fie müßten darauf fehen, daß der Minifter ihre Zuftimmung zu dem Geſetze 

nicht wiederum im Herrenhaus verwerte, und würden ſich deshalb ablehnend 

gegen das ganze Geſetz verhalten. 


Minifter des Innern Herrfurth: 


Ich will offen geftehen, ich verftehe die Deduktionen des — Abg. 
v. Rauchhaupt nicht, wenn er zur Rechtfertigung des Entſchluſſes, daß er 
und ſeine politiſchen Freunde gegen die ganze Landgemeindeordnung ſtimmen 
wollen, eine Reihe von Aenderungen anführt, die er als erhebliche und zwar 
prinzipielle Verbefferungen der Regierungsvorlage bezeichnet und von denen 
er den Ruhm der Verbefferung fi) und feiner Fraktion zufchreibt. Ich 
fönnte e3 verftehen, wenn er fagte: nachdem wir alles dies erreicht haben, 
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flimmen wir für bie Landgemeinbeorbnung, obwohl darin verjchiedenes ums 
nicht beſonders gefällt. (Sehr wahr!) So aber — muß ich jagen — ver: 
ftehe ich dieſe Deduftionen nicht ganz, und nachdem ich meinerjeits alle dieje 
Beichlüfle, die er angeführt hat, namens ber Staatäregierung im Gerren: 
hauſe vertreten habe, ift dieſer Angriff doch in etwas auffallender Weiſe 
— ich möchte jagen — improvifiert, wenn er nicht jo jehr gut vorbereitet 
wäre. (Heiterkeit. Bravo! links und bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren! ch will zunächſt erflären: als politifche Freunde 
des Herrn dv. Kleiſt-Retzow habe ich weder die Herren von ber freitonfer: 
bativen Partei, noch die Herren Nationalliberalen jemal3 im Gedanken 
habt; ich habe nicht einmal bie gefamte Fraktion der Konjervativen in 
danken gehabt, ala ich jene Aeußerung gethan habe. 


Meine Herren! Aber was meine Aeußerung über prinzipielle Aende— 
rungen anlangt, jo erinnere ich daran, daß ich allerdings, und ich glaube 
in nicht mißzuverftehender Weife, genötigt gewejen bin, gegen gemwifle Be: 
Ichlüffe, welche bereits in der Kommiſſion gefaßt worden waren, Front zu 
machen, ſowie gegen Anträge, welche von jener Seite in der Kommiffion 
und im Plenum geſtellt worden find, und die ich nomine der Staatäregie: 
rung für unannehmbar erflären mußte. ch twiederhole nur, wenn der $ 2 
fo gefaßt worden wäre, wie er nach den urfprünglichen Anträgen und Be: 
ſchlüſſen fich geftaltet haben würde, daß ausſchließlich durch Beſchluß bes 
Kreisausſchuſſes, oder wie es hier im der erften Leſung hieß, fogar nur auf 
Antrag des Kreisausſchuſſes eine zwangsweiſe Vereinigung von Landgemeinden 
und Gutöbezirken mit anderen Gemeinden und Gutsbezirten herbeigeführt 
werben fünne, wenn bie Regelung des Stimmrecht? Iediglich und ausſchließ— 
li dem Ortäftatut überlaffen worden wäre, bann mwürbe ich ol in der 
Lage gewejen fein, Allerhöchften Orts die Santtionierung eines folchen Ge: 
feßes zu befürworten. 

Das find bie fragen, bie ich bei jener Aeußerung als prinzipielle 
in? Auge gefaßt hatte. Denn, meine Herren, für die übrigen von Herr 
v. Rauchhaupt erwähnten Aenderungen habe ich hier in ber größten ehr: 
zahl ala Minifter die Zuftimmung erklärt und habe ſchließlich ald Abge— 
orbneter für biejelben gejtimmt, und ich vermag nicht anzuerfennen, wenn 
ih fachlich für alle diefe Beichlüffe im Herrenhaufe eingetreten bin und 
Beichlüffe, welche ich früher Hier in diefem Haufe für unannehmbar erflärt 
habe, auch in dem anderen Haufe als folche gekennzeichnet und deren Ab» 
lehnung für erfreulich erachtet habe, daß das ein genügender Grund, ja nicht 
einmal ein genügender Vorwand fein könne, gegen die Landgemeindeordnung 
als jolche zu ftimmen. (Sehr richtig!) 

Meine Herren, es ift früher, ala bie Herren, welche heute nach jenem 
Vorwande fuchen, für bie Gemeindeordnung zn ftimmen fich bereit erflärten, 
von ihnen doch immer uns ein „tolerari — ausgeſprochen; fie haben 
gewiffermaßen auf bie Göthejche Frage: Dir fehlt etwas? geſteh' es frei! 
mit Achjelzuden geantwortet: „Zufrieden bin ich, aber es ift mir nicht wohl 
dabei.” Bei dem Beichluffe gänzlicher Ablehnung jcheint ihnen wohler 
zu fein. 

Meine Herren, ich für meine Perfon habe auch, wenn ich bie Be: 
ſchlüſſe, wie fie in der dritten Lefung gefaßt worden find, überfchaue, zuzu⸗ 
geftehen, daß fie mir keineswegs ſämtlich unbedingt gefallen; allein, wenn 
ich daran bente, welche Behandlung bie Vorlage in ber erften Lefung und 
anfangs in der Kommiſſion gefunden hat, jo kann ich das Gefühl ber Be: 
friedigung nicht unterdrüden unb bin in ber Lage, jagen zu können: ich bin 
zufrieden und mir ift auch wohl dabei! (Bravo! 
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Die namentliche Abftimmung ergibt die Annahme des Ge— 
jeßes mit 206 gegen 99 Stimmen. Gegen das Geſetz ftimmen ge= 
ſchloſſen die Konjervativen, ferner die Abgg. von Schalſcha und 
Spangenberg; für da3 Gefeß ftimmen die Freifinnigen, die Natio- 
nalliberalen und die Polen gejchloffen, ferner das Zentrum und 
die Freikonſervativen mit den bezeichneten Ausnahmen, endlich die 


Abgg. von Köller und Gremer-Teltowm. (Gef. dv. 3. Juli.) 

1. Juni. Reife des Kaiſers und der Kaiſerin nach Kiel. 

1. Juni. Auf dem Parteitag der nationalliberalen Partei 
wird folgende von Stodmeyer-Nürnberg vorgejchlagene Rejolution 
angenommen: 

„Der Delegiertentag erklärt angefichts der vielfach auseinandergehenden 
Meinungen: 

1. Daß es Aufgabe der Partei ift, in Fragen ber Reiche: und Bandes: 
politit unter Wahrung der altbewährten Treue gegen Kaijer und Reich ihre 
dburchaus jelbftändige, von der Rüdficht auf das Wohl des Ganzen geleitete, 
nach jeder Seite unabhängige Haltung zu bewahren, insbeſondere die alten 
Liberalen Grundjäße zu —— 

2. daß er auf jozial:politifchem Gebiete einen Ruhepunkt für gekommen 
erachtet, der es geitattet, ber praftifchen Durchführung ber im lebten Jahr: 

ehnt gejchaffenen Gejeßgebung die volle Sorge zuzumwenden, unter gleichgeifiger 
en Beobachtung der laufenden und ber etwa noch auftauchenden jozialen 
Bedürfniffe, 

3. da bie Partei nach wie vor an bem Grundſatze feithält, daß wirt: 
Ichaftliche Fragen nicht zur Grundlage politischer Parteien dienen follen und 
beöhalb in den Fragen ber Handels: und Zollpolitit und des deutjch-öfter: 
reichiichen Hanbelävertrages jedem einzelnen nach feinem pflichtmäßigen Er: 
mefjen bie Enticheibung überlaffen bleiben muß.“ 

63 wird alddann an den Fürften Bismard folgendes Tele- 
gramm abgejandt: 

„Die heute hier aus ganz Deutichland verfammelten Delegierten der 
nationalliberalen Partei verfichern Euer Durchlaucht, den Mitbegründer bes 
Reichs, ihrer unmwanbelbaren Dankbarkeit und Verehrung.“ 

Der Fürft antwortet: 

„Euer Hochwohlgeboren danke ich verbindlichft für die freundliche Be: 
grüßung im Namen der Partei, welcher das Vaterland für die in 
unferer nationalen Politik zu befonderer Dankbarkeit ——— iſt. P 

v. Bismarck.“ 


1. Juni. In Frankfurt a. M. findet ein deutſchfreiſin— 
niger Parteitag für Sübweftdeutfchland ftatt, auf welchem unter 
anbern die Abgeordneten Bamberger, Richter, Hintze, Schmidt:Elber- 
feld und füddeutjche Abgeordnete anmwejend find. Als Hauptredner 
treten Bamberger und Richter auf. 

1. Juni. (Bochumer Steuerproze$.) Der ultramontane 
Redakteur Fusangel wird angeklagt wegen Beleidigung der Bochumer 
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Gteuereinihäßungsfommiffion. Es wird aber von einer großen 
Anzahl der verjchiedenften Einwohner nachgewiejen, daß fie nur 
zur Hälfte oder einem Drittel und noch weniger ihres baren Ein- 
kommens eingejchäßt gewefen find. Unter andern Geheimrat Baare 
bei einem Einfommen von 110,000 .# zu 32,000 4 

1. Juni. (München.) Der Reichdtagdabgeordnete v. Boll: 
mar jpricht fi in einer jozialdemofratifchen VBerfammlung über 
die Stellung der Sozialdemokratie zur auswärtigen Politif bes 
Reich aus. 


Dollmar lobte ben Dreibund, weil er zur Erhaltung bes Friedens 
beitrage. Der Gedanke der internationalen Brüderlichkeit hebe nicht die 
nationalen Aufgaben auf. Die berühmten „Vereinigten Staaten von Europa“ 
feien zwar ein ganz nettes Zufunftsbild, das aber fein einziger von den An: 
wejenden erleben werde. Gegenüber einzelnen Preßſtimmen ſei eine Kritik der 
öffentlichen Angelegenheiten Frankreichs jeiten® der Partei notwendig geworden. 
Wem jei nicht das efelhafte Treiben des offiziellen fyranfreich gegenüber Ruf: 
land aufgefallen? Ein derartige® Gebahren, das viel zu den Küftungen in 
Deutfchland beitrage, jei unflug, denn wenn Rußland unterliege, müfje Frank— 
reich die Prügel einfteden und die Koften dafür zahlen. Auch täujche man 
fi in frankreich bezüglich der deutſchen fozialiftiichen Partei. Sobald das 
Vaterland angegriffen werde, gebe es nur mehr eine Partei und die Sozial: 
bemofraten würden nicht die legten fein, nameutlich wenn ed einem Feind 
gelte, der gegen alle Kultur ift, nämlich Rußland. 

Uebrigens betonte Herr dv. Vollmar auch, gegenwärtig ſei die Mög: 
lichkeit vorhanden, daß die Sozialbemofratie auf Grund der legalen Ber: 

ältniffe Einfluß gewinne. Die Partei müfle allerdings volllommen gerüftet 
leiben, um ben Intereſſen der Arbeiter zu entiprechen. Aber fie müßte ehr: 
lih das halten, was fie vor Aufhebung bes Sozialiſtengeſetzes verſprochen 
habe, nämlich, wenn dies geichehe, auf Grundlage des gemeinen Rechtes mit 
den gegnerifchen Parteien und der Regierung zu unterhanbeln. 


2. Juni. (Abgeordnetenhaus) Zweite Lefung über das 
Sperrgeldergefet. 

Abg. dv. Eynern gibt namens der nationalliberalen Partei die Er: 
Härung ab, daß biejelbe ber Vorlage nicht zuftimmen könne. Das Zentrum 
betrachte die Vorlage lediglich als Abſchlagszahlung, ber edangelifchen Kirche 
gegenüber aber erjchiene biejelbe ald eine Belohnung für den Wibderftand 

egen bie —— e, ala ein Sieg, dem auf der evangeliſchen Seite bie 

Stieberlage gegenüberftehe. Deshalb könnten feine Freunde ber Borlage nicht 
uftimmen. 
* Aehnlich Abg. Frhr. dv. Zedlitz für ben größeren Teil ber freikonſer⸗ 
vativen Partei. 

Darauf wird dad Gefe mit großer Majorität angenommen. 
(Dritte Lefung 4. Juni.) 

Die gegen die Vorlage (vgl. 24. Januar) abgeänberten $$ 
lauten (Gef. v. 24. Juni): 

Artikel 2. 


Aus den im Artikel 1 aufgeführten Summen find mit Ausſchluß von 
Zinfen in den einzelnen Diözefen bezw. Diözefananteilen Beträge zu be: 
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willigen an jolche Snftitute und Perfonen bezw. beren Erben, welche dadurch 
Einbuße an ihren Einkünften erlitten haben, da auf Grund des Gejehes 
vom 22. April 1875 für fie beftimmte Bezüge zu dem im Artikel 1 bezeich- 
neten Sammelfonto eingezogen worden find. 

Hierbei treten an Stelle der in Abſatz 1 aufgeführten Inftitute und 
Perfonen bezw. deren Erben diejenigen Inftitute, Korporationen und Fonds 
auf den Antrag ihrer geieglihen Vertreter, welche dieſen Inftituten und Per: 
jonen nachweislich einen Erſatz für die erlittenen Einbußen gewährt haben. 


Artikel 3. 

Ueber die Bewilligungen bejchließt innerhalb einer jeden Diözeſe bezw. 
eines jeden Diözefananteils eine aus fünf Mitgliedern beftehende Kommiifion. 
Die Mitglieder werden von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten im 
Einvernehmen mit dem betreffenden Diözefanobern ernannt. 

Die Kommiſſion ift bei der Anweſenheit dreier Mitglieder beſchluß— 
fähig. Der Vorfigende wird von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
beitimmt und öffentlich befannt gemacht. 


Artikel 4. 

Die Anträge auf Bewilligungen find von den im Artikel 2 bezeich: 
neten Inftituten und Perjonen bezw. deren Erben binnen einer drei Monate 
vom Zage der Belanntmahung ber Ernennung des Vorſitzenden laufenden 
Präflufivfrift bei dem BVorfigenden ber Kommiſſion unter Angabe ber bean: 
Ipruchten Beträge anzumelben. 

b und zu welchem Betrage die Anträge innerhalb der Grenzen ber 
in den einzelnen Diözeſen bezw. Diözefananteilen verfügbaren Mittel zu be: 
rüdfichtigen find, bejchließt die Kommilfion endgültig nach freiem Ermefjen 
unter Ausschluß bes Rechtswegs Die Zahlung der bemwilligten Beträge er: 
folgt an die Empfangäberechtigten aus der Staatätafje auf Grund des von 
der Kommiffion ergangenen Beſchluſſes. Der Beichluß ift dem Antragfteller 
zuzufertigen, auch dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, ſowie ben 
betreffenden Diözefanobern mitzuteilen. Der Finanzminiſter kann vor ber 
Auszahlung der bewilligten Beträge den Nachweis verlangen, dat dieſelben 
für Die betreffende Diözefe bezw. den betreffenden Diözefananteil die in dem 
Artikel 1 bezeichnete Summe nicht überfteigen. 


Artikel 5. 

Die nad Ezledigung ber Anträge und nach Abzug der Koften bes 
Verfahrens in der einzelnen Diözefe übrig bleibende Summe wird an ba3 
betreffende Bistum ausgezahlt und zu einem Diözeſanfonds angelegt, aus 
befien Ertrage nach Bereinbarung zwiſchen dem Minifter der geiftlichen An: 
gelegenheiten und ben Diögefanobern emeritierte Geiftliche unterftügt, auch 
die Gehälter ber Domberren, Domvitare und Beamten der bifchöflichen Ver: 
waltung aufgebefjert oder Unterftügungen an arme Kirchengemeinden behufs 
Wiederherftellung kirchlicher Gebäude (Kirchen, Kapellen, Häufer für Geift- 
lie und Kirchendiener) gewährt werben können. 

Die Vereinbarung hat den für den einzelnen Zweck verwendbaren 
Gejamtbetrag feftzuftellen. Innerhalb des letzteren bleibt die Einzelverwendung 
dem Diözeſanobern überlafjen. Die Vereinbarung bleibt jo lange in Geltung, 
bis eine Abänderung vereinbart ift. 


Artikel 7. 
Dem Landtage ber Monarchie ift nah Ausihüttung der im Art. 1 
bezeichneten Summeu über die Verwendung Mitteilung zu machen. 


8. Juni. (Abgeordnetenhau?.) Annahme des Renten= 
güter-Geſetzes in dritter Lejung. 
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11. Juni. (Abgeordnetenhaud.) Beratung des Antrages 
Rickert u. Gen. wegen Borlegung des Material® über die verfüg- 


baren Getreidebeftände und bie Ernteaugfichten. . 

Minifterpräfident v. Caprivi: 

Ich habe im Namen der Staatsregierung den Wunſch auszuſprechen: 
das hohe Haus wolle den hier vorliegenden Antrag er Der Antrag 
geht dahin: bie a ta Staatsregierung möge das Material über die 
zur Zeit verfügbaren Getreidebeftände und die diesjährigen Erntenusfichten 
dem Abgeorbnetenhaufe mitteilen. 


Nach dem Verlauf ber vorigen Sitzung war ed wahrjceinlich, daß 
diefer oder ein ähnlicher Antrag kommen würbe, und es ift mir weiter zweifel⸗ 
103, daß bie Ziele der Herren Antragfteller über den Wortlaut de Antrages 
hinausgehen: fie wollen nicht bloß dad Material kennen lernen, jondern fie 
wollen an den Antrag eine weitergehende Diskuffion fnüpfen. 


Mas nun bdiefe weitergehende Diskuffion angeht, jo ift die Staats- 
regierung nicht in der Lage, darauf einzugehen, es ſei denn, ed handelt ich 
um bie Berichtigung thatjächlicher Anführungen. Was die Staatsregierung 
zur Sache zu fagen hat, habe ıh mir am 1. b. M. auszuführen die Ehre 
gegeben. Seitdem hat fich in den Anjchauungen der Staatsregierung über 
die Sachlage nicht? geändert. (Bravo! rechts.) Sie nimmt genau denjelben 
Standpuntt ein, den fie am 1. db. M. einnahm, und diejenigen Nachrichten 
und Mitteilungen, die ihr. inzwijchen zugegangen find, haben bie Staats: 
regierung nur in dem feithalten an demjenigen Standpunkt beftärkt, ben 
darzulegen ich damals bie Ehre gehabt habe. (Lebhaftes Bravo rechts.) 


Die Faffung des vorliegenden Antrages, wenn er eben nicht weiter 
ehende Ziele hätte, könnte ja überrajchen. Ich habe mir am 1.b. M. am 
Eingang meiner Rede wörtlich zu äußern erlaubt: 

AN dieſes Material würde einen ziffermäßigen Beweis für die Richtig: 
keit des Verfahrens der Staatsregierung beizubringen nicht ermöglichen. 
Dieje Zahlen find zum Zeil ihrer Natur nach unficher; fie beruhen auf 
Schätzungen. 

Wenn die Staatsregierung ſchon am 1. ausgeſprochen hat, daß fie 
nicht in der Lage iſt, einen ziffermäßigen Beweis beizubringen, ſo weiß ich 
nicht, was mit einem Zahlenmaterial, wie es der vorliegende Antrag fordert, 
erreicht werben fol. Es liegt ja in ber Natur ber Sad, daß, wie ich auch 
das vorige Mal auszusprechen mir die Ehre gegeben habe, all died Material 
mehr ober weniger unficher ift, auf Schäßungen beruht, und daß jeder, ber 
ein Urteil fich bilden will, darauf angewieſen ift, auß einer Menge von 
Schäßungen einen Durchſchnitt zu ziehen. 

Die Staatsregierung hat, abgejehen von ber unausgeſetzten Beobachtung 
dieſer Verhältniffe, die in ben verfchiebenen Reſſorts dauernd audgeführt 
wird, ſchon Ende April die vorliegende Frage, ob ein Notftand im Lande 
ba ſei und ob es notwendig fei, zu Ausnahmemaßregeln zu greifen, zum 
Gegenftand eingehender Grörterungen gemadt. Die Staatsregierung fam 
damald zu dem Beichluß, daß fie die Sache noch nicht genug überfehen 
tönnte, daß fie Recherchen anjtellen wollte; fie bejchloß aber weiter, biefe 
Recherchen auf ben Kreis königlicher Behörden zu beſchränken, weil fie bie 
Beforgnis hatte, daß wenn fie Privatperfonen, Korporationen ded Handels, 
Iandwirtjchaftliche Vereine ꝛc gehört hätte, fie jchon damals eine Agitation 
in das Land getragen haben würde, die zu nichts anderem hätte führen 
fönnen, ala zu einer Haufjebewegung (jehr richtig! rechts), die alfo dasjenige 
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erreicht haben mwürbe, was bie Regierung, ber alles daran lag, bie Brot: 
preije für den armen Mann billig zu erhalten, nicht mollte. 

In jener erften Staatäminifterialfigung beſchloß das Minifterium, 
Berichte einzuforbern, und zwar von all benjenigen Behörden, die etiva in 
der Lage waren, über die Beitände aus dem vorigen Jahre, über die Be- 
ftände, die jet in unferen Häfen lagerten, Material beizubringen. Es 
wurden außer ben Königlich preußijchen Zollbehörden die Proviantbehörben 
der Armee herangezogen, und e3 wurden bie Reichabantftellen im ganzen 
Keich aufgefordert, fi) auf eine möglichft unauffällige Weiſe bei Kaufleuten 
zu unterrichten. Es fam nun auf dieſe Weile ein Dlaterial zujammen, mas 
der Regierung bie Ueberzeugung gab, daß ein Notjtand nicht da war und 
daß es nicht erforderlich jei, zu irgendwelchen außerordentlihen Maßregeln 
zu greifen. Inzwiſchen aber wuchs eine gewifje Erregung im Lande, und 
e3 kam zu Yeußerungen, die der Staatöregierung klar machten, daß fie nicht 
länger ruhig der Sache zufehen könne, daß fie ihre Stellung öffentlich be: 
tunden müfle, wenn nicht der Handel erheblihe Schädigungen erleiden und 
dadurch wiederum das erzielt werben jollte, was wir nicht wollten: daß das 
Brot verteuert wird. Das gab uns den Anlaß, nun aus der Referve, die 
wir una injoweit aufgelegt hatten, ala wir nur Königliche Behörden fragten, 
herauszutreten. Wir wandten ung nun an eine 2 Menge von Perjonen 
im Inlande und regten die Konjulate und Gejandichaften im Auslande zu 
erneuter und bejchleunigter Berichterftattung an. ir fonnten die Boll: 
enbung dieſer Berichterftattung nicht abwarten: inzwiſchen war die Beun: 
ruhigung im Lande jo geftiegen, daß, noch ehe das gejamte Material vor: 
lag, die Staatäregierung biejenigen Erklärungen abgeben mußte, die ich am 
1. d. M. hier abgegeben habe. 

Dad Material, das die Regierung erlangt hat, beruht im mejent: 
lichen auf einer Schägung, ſoweit es nicht offizielles Material ift, das von 
den Behörden über die Ernteverhältnifje im vorigen Jahre, über die Be: 
ftände danach, über die Ausfichten für die diesjährige Ernte über dad, mas 
in den Freihafengebieten etwa lagert, geliefert if. Soweit es nicht jolches 
Material ift, beruht ed auf Schägung; auch bas offizielle Material beruht 
zum großen Teil auf Schätzung. Was find denn die Berichte über den 
Saatenftand ander? als eine Reihe von Schäßungen, was ift jelbft unfer 
Kouräbericht an der Börfe anders ala der Ausdrud von Schäßungen ein: 
zelner, eine Summe von Anjchauungen von Kaufleuten über den gegen: 
mwärtigen Zuftand des Handels. Au) Schätzungen aljo blieben wir immer 
angewiejen; dieſe Schäßungen konnten mehr oder weniger wertvolle jein, je 
nach ben Perfonen, von denen fie famen. Wir würden, glaube ich, in ber 
Zage jein, Ihnen zu beweijen, daß wir über jehr wertvolle Schägungen ver: 
fügen; wir find aber nicht in der Lage, died zu thun, weil es abjolut aus: 
getchloffen ift, die Perfonen, von denen die Schäßungen ausgegangen find, 
öffentlich zu nennen. (Sehr richtig! rechts.) Jedermann, jeder Kaufmann, 
ber jein Urteil im patriotifcher Weife der Regierung zur Verfügung ftellt, 
würde Anftand nehmen, das noch einmal zu thun, wenn er hier genannt 
und Hinterher Angriffen aller Art ausgeſetzt würde. (Sehr richtig! rechts.) 
Noch vorfichtiger müſſen wir in Bezug auf die Nachrichten fein, die wir 
aus dem Auslande von den Konfulaten befommen haben. Der Konjul im 
Auslande ift noch weniger in der Lage, durch eigenen Augenfchein fi) davon 
zu überzeugen, wie die Saaten ftehen, welche Vorräte im Hafen liegen, 
welche auf Eijenbahnen aufgefpeichert find, ala wie die Behörden im In— 
lande. Der Konful kann nichts anderes thun, als fih an Vertrauensleute 
im Auslande wenden. Nun wäre doch der Fall denkbar, daß eine aus: 
ländiſche Regierung ein Intereſſe daran hätte, den wahren Zuftand nicht 
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veröffentlicht zu jehen. Hätte nun der Konful jemand benußt, der wirklich 
ihm die beften Nachrichten gegeben hat, Nachrichten aber, die der andern 
fremden Regierung nicht wünſchenswert wären, jo würde uns in biefem Fall 
nicht allein für die Zukunft die Quelle verfiegen, jondern es könnte für die: 
jenigen, denen wir die Nachrichten verdanken, zum Zeil recht unangenehme 
folgen haben. (Sehr richtig! rechts.) 

Aljo wir find außer ftande, dieſes Material vorzulegen; damit er: 
ledigt fi von unjerm Standpunkt der Hauptteil biejes Antrags. Wir find 
nicht im jtande, Zahlen vorzulegen, die irgend einen von Jhnen überzeugen 
würden. Es ift ja überhaupt jehr jchwer, Menjchen zu überzeugen (Heiter: 
feit und jehr richtig!), und im vorliegenden Falle würden wir nicht einmal 
in ber Lage fein, diejenigen, die einmal die und entgegengefeßte Anficht an: 
genommen und vertreten haben, zu überreden; wir müſſen darauf verzichten. 

Wir haben den dringenden Wunſch, daß bie heutige Debatte nicht 
zu einer Erregung führe, die das einmal beitehende Uebel noch jchlimmer 
madt. Was an der Regierung liegt, ift geichehen, um dba, wo wir die Ge: 
legenheit dazu hatten, in dieſem Sinne zu beruhigen; denn wir find ber 
Ueberzeugung, daß jede weitere Erregung das Uebel, unter dem wir leiden, 
nur jchlimmer madt. Die Staatäregierung ift fi der Verantwortung, die 
fie trägt, bewußt; fie wünfcht aber auch, daß diejenigen, die nun öffentlich 
über dieſe Dinge ſprechen, deren Urteil in alle Welt geht, in gleicher Weile 
fich deifen bewußt fein mögen, wie groß der Schaden jein kann, der durch 
zu weit gehende Meinungsäußerungen gejchehen kann. (Lebhaftee Bravo 
recht.) 

12. Juni. (Abgeordnetenhaus) Antrag Ridert u. Gen. 
wird mit 223 gegen 20 Stimmen abgelehnt. 

13. Juni. (Herrenhaus) Die Landgemeinbeorbnung 
wird in namentlicher Abftimmung in der vom Abgeorbnetenhaufe 
beichloffenen Yaflung mit 99 gegen 38 Stimmen endgiltig ange- 
nommen. 

15. Juni. (Herrenhaus) Die Sperrgeldervorlage wird 
angenommen, nachdem Bijchof Kopp geftellte Verbefferungsanträge 
wieder zurüdgezogen. 

Gelegentlich der Debatie erflärt der Kultusminifter Graf 


Zedlitz: 

„Es iſt unberechtigt zu ſagen, die jetzige Regierung ſei bereit, die 
Rechte des Staats irgend einer Partei, irgend einem Prinzip oder irgend 
einem Menſchen auszuantworten, und jo lange ich die Ehre haben werde, 
das Kultusreſſort zu vertreten, fann der Herr Vorredner ganz ficher fein, 
dab das nicht erfolgen wird.” 


16. Juni. Der Kaifer läßt dem Minifter des Innern Herr- 
furth, ſowie dem Yinanzminifter Miquel fein Bild überreichen mit 
einer gnäbdigen, die erfolgreichen Bemühungen um das Zuftande- 
fommen der großen Gejete anerfennenden Kabinetsordre. 

17. Juni. (Abgeordnetenhaug.) Das Wildſchadengeſetz 
wird mit 175 gegen 97 Stimmen angenommen. Dafür ſtimmen 
die Konſervativen mit Ausnahme von Knoch, Lamprecht, v. Meyer⸗ 
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Arnswalde, Schnatömeyer, Sübmeyer, die Freikonſervativen mit 
Ausnahme von Ehriftopherjen. Bon den Nationalliberalen ftimmen 
dafür Hobrecht, dv. Gneift, v. Benda, Olzem, Pfaff, Simon (Walden- 
burg), Tſchocke. Bom Zentrum ftimmen für das Gefeh 35. Gegen 
das Gejet ftimmen die Treifinnigen, die Polen, 24 vom Zentrum, 
36 Nationalliberale. 


19. Juni. Ende de8 Bochumer Steuerprozeſſes. Das 
Urteil gegen Fusangel lautet auf 5 Monate, gegen Lunemann auf 
2 Monate Gefängni?. 

In der Begründung wird ausgeführt, die wegen Beleidigung in 31, 
darunter in 30 gemeinſchaftlichen Fällen Angeklagten jeien in 13 Fällen 
ber begangenen Beleidigung jchuldig erfannt. Der Vorwurf, daß bie Ein: 
ſchätzungskommiſſion bewußt oder unbewußt parteiifch geyandelt oder bewußt 
zu niedrig eingejhäßt habe, jei ala begründet nicht erwiefen. Das Urteil 
anerkennt bie Schwierigkeiten der Ermittelung bes Einkommens, bemerft 
aber, daß bei einer gründlichen Einſchätzung ai Unterfchägungen vermieden 
werben könnten. Die Einſchätzungszeit (drei Tage) ſei mit Rüdficht auf die 
Zahl ber einzufchäßenden Perfonen zu kurz. Die Mitglieder der Kommiſſion 
hätten ſich mit den Vorjchlägen des Vorfitzenden nicht ohne weiteres be: 
gnügen bürfen. Die Frage, ob das Verhalten der Kommilfion ein fahr: 
Läjfiges geweſen jei, wolle der Gerichtähof nicht entjcheiden. Für die Be: 

ründung bes Vorwurfs einer pflichtwidrigen Unterfhäßung de „Bochumer 
ereind für Bergbau und Gußftahlfabrifation“ fei keinerlei Beweis erbracht. 
immerhin fei es bedenklich, die Dividenden und bie für ben Refervefonds 
ausgevorfenen Summen als alleinige Unterlage für die Einſchätzung zu be: 
trachten. Die Angeklagten feien zwar bis an die äußerfte Grenze gegangen, 
es jei aber nicht erwieſen, daß biejelben gegen ihr beſſeres Wiſſen — —— 
hätten, vielmehr ſei bei ihnen bona fides anzunehmen. Den Angeklagten 
fei der Schuß des $ 193 zuerkannt. Strafverfchärfend wirkten die 22 Vor: 
ftrafen des Angeklagten Fusangel. Das Urteil bezeichnet denjelben als einen 
Mann, der mit ber Ehre anderer — umgehe und zu Ehrenkränkungen 
geneigt ſei. Als ſtrafmildernd falle der Eindruck ins Gewicht, daß es 
um unverkennbare öffentliche Mißſtände gehandelt habe. Die Koſten bes 
ozeſſes mit Ausnahme der durch die Nebenkläger verurſachten Gebühren 
be der Angeklagte Fusangel zu tragen. 


19. Zuni. (Herrenhaus) Annahme des Wildfchaden- 


geſetzes. 
20. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion durch den Kaiſer, 


welcher folgende Thronrede verlieſt: 
Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häuſern des Landtages! 

Am Schluffe einer außergewöhnlich langen und arbeitsreichen Sitzungs— 
periobe bed Landtages Meiner Monarchie ift ed Mir Bedürfnis, Ihnen 
Meinen Königlichen Dank und Meine hohe Befriedigung über die gewonnenen 
Ergebniffe unmittelbar auszujprechen. 

Nicht vergeben? Habe Ich beim Beginn Ihrer Beratungen der Er: 
wartung Ausdruck gegeben, daß es Ihnen gelingen werde, in vertrauens— 
vollem Zuſammenwirken mit Meiner Regierung die hochwichtigen Arbeiten, 
zu welden Ich Sie berufen habe, zu einem gedeihlichen Abſchluß zu bringen, 
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Wenn auch das Ziel, an welchem Ich fefthalte, nicht in vollem lm: 
fange erreicht werben konnte, jo darf es doch Mich und Mein Volk mit ge: 
rechter Genugthuung erfüllen, daß neben einer großen Zahl für die fort: 
fchreitende Entwidelung des Staatsweſens wichtiger Vorlagen, insbeſondere 
für die Verbefjerung unſeres Steuerfyftemd notwendige und wertvolle Grund: 
ii vereinbart und die Vorbedingungen für die Hebung des kommunalen 
Lebens in den Ländlichen Gemeinden der öftlichen Provinzen geſetzlich feft: 
geftellt worden find. x 

Die rückhaltloſe Zuftimmung, welche die von Mir gebilligten Pläne 
Meiner Regierung für die Herbeiführung einer gerechten, ber Leiſtungsfähig— 
feit entjprechenden Berteilung der öffentlichen Zaften bei Ihnen, geehrte 
Herren, gefunden haben, beftärtt Mich in dem feften Vertrauen, bat aud 
der noch rüdjtändige Zeil der auf diefem Gebiete zu löſenden Aufgaben 
einer gleich befriedigenden Erledigung zugeführt werden wird. Damit mwirb 
ein weſentlicher Schritt zur Befeftigung der Finanzverwaltung des Staates 
und der Gemeindeverbände ſowie zur Förderung der Zufriedenheit Deines 
Volkes gethan fein. 

Die Durchführung der mit Ahnen vereinbarten Landgemeindbe-Orb: 
nung wird, fo hoffe Ich, unter Schonung ber bewährten und den Bemoh: 
nern des platten Landes lieb gewordenen Einrichtungen eine lebendige Ent: 
wicelung des fommunalen Xebens fichern und dad Band, welches Mein Bolt 
mit Meinem Haufe und mit Meiner Monarchie verbindet, noch fefter früpfen. 

Mit Freude begrüße ch, daß durch die Meberweifung der einbe: 
haltenen Leiſtungen an die fatholifche Kirche die Ausgleichung der Gegenjäge 
auf firchenpolitiichem Gebiete wejentlich gefördert worden ift. 

Der für dad Wohl Meines Volkes unerläßliche Frieden unter ben 
Konfeffionen wird um fo ficherer erhalten bleiben, je mehr die Heberzeugung 
durchdringt, da die zu Gunften der Kirchen erhobenen Anſprüche auf ein 
mit der Stellung und den Aufgaben des Staates verträgliches Maß be: 
ſchränkt bleiben müflen. 

Hat demnach, wie Ich dankbar anerfenne, die beendete Sitzungs— 
periode reiche Früchte gezeitigt, jo darf Jch und mit Mir Mein Volk ver: 
trauen, daß dieſe Früchte nußbar werden unter den Segnungen bes Friedens, 
deffen Gefährdung zu befürchten Ich feinen Anlaß habe, und ben zu erhalten 
Mein unabläffiges Bemühen ift. 

Es wird Mih mit Genugthuung erfüllen, wenn bie Erfenntnis bes 
Mertes Ihrer im Verein mit Meiner Regierung geleifteten treuen Arbeit 
immer weitere reife durchdringt, und damit das Vertrauen zu Meinen 
landesväterlichen Abfichten und zu der forgfamen Wahrnehmung der inter: 
efien des Volkes durch feine Vertreter unvermindert erhalten bleibt. 

Indem Ich Sie, geehrte Herren, entlafje, bitte Ich Gott, daß Er 
auch ferner Meiner und Ihrer Arbeit zum Wohle des Baterlandes reichen 
Erfolg fichern wolle. 


22. Juni. Dem Minifter der Öffentlichen Arbeiten v. May— 
bach wird in einer fehr gnädig gehaltenen Kabinetäordre ber Ab- 
jchied bewilligt; an feine Etelle tritt der bisherige Eifenbahn-Di- 
reftiona- Präfident Thielen. 

23. Juni. (Königsberg) Der kommandierende General 
des I. Armeekorps Bronſart v. Schellendorff, der frühere Kriegs— 
miniſter f. 

24. Juni. (Göttingen.) Wilhelm Eduard Weber }. 
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24. Juni. 


Reife des Kaiſers und ber Kaiferin über Kiel, 


Hamburg, Helgoland, Wilhelmshaven nad Amjterdam. 


29. Juni. 


Auf der Fahrt von Hamburg nach Helgoland 


macht der Kaiſer perjönlich Herrn Niffen die Mitteilung, daß die 
Berlängerung des Dreibundes auf weitere ſechs Jahre durch den 
Abſchluß des Vertrages mit Italien vollzogen ei. 


1. Juli. 


(Amfterdam.) Bejuch des Kaiferd und der Kai— 


jerin bei der Königin und Königin-Regentin von Holland. 

2. Juli. Der frühere Staat3minifter v. Puttkamer wird 
zum Oberpräfidenten der Provinz Pommern ernannt, an Stelle 
des in den Ruheſtand tretenden Grafen Behr-Negendant. 

4. Juli. (Sigmaringen.) Der Kaifer verleiht dem Fürjten 
von Hohenzollern das Prädikat „Königliche Hoheit“. 


4. Juli. 
7. Zuli. 
10. Zuli. 


Ankunft des Kaijerpaares in England. 
Dakar dv. Redwih }. 
Bei einem Frühſtück in der Guildhall jagt der 


Lordmayor in einem Toaſte auf den Kaiſer und die Kaiferin: 
Die Stadt habe ſchon oft Gelegenheit gehabt, auswärtige Herrſcher 


in ihren Mauern zu bewilltommnen. 


Der gegenwärtige Anlaß ſei jedoch 


von einzig bdaftehendem Intereſſe, da ber Staijerliche Gaft ein Enkel von 
Englands geliebter Königin, ein Sohn der älteiten Tochter Ihrer Majeftät 
fei. Sich zu Sr. Majeftät dem Kaiſer wendend, fährt der Kordmayor fort: 
„Em. Majejtät erwies ſich als würdiger Nachfolger Em. Majeftät 
ehrwürdigen Großvaters, des großen Gründers der deutſchen Einheit. 
Wir haben Em. Majeftät merkwürdige körperliche und geiitige Thätigkeit 
und unermüdlichen Eifer in allem, was die Wohlfahrt des Volkes für: 
bern konnte, mit Bewunderung beobachtet.“ 
Der Lordmayor weit jodann auf dad große Intereſſe hin, welches 
bie Jüngfte Rede Sr. Majeftät bes Kaiſers über die Erziehung bei dem eng: 


Lijchen 
bes Kaiferlichen Bejuches. 


olfe hervorgerufen habe, und jchließt mit dem Dante für die Ehre 


Die Antwort des Kaiſers (in engliicher Sprache) lautet fol- 


gendermaßen: 

My Lord, Receive my most 
heartfelt thanks for the warm wel- 
come from the citizens of this an- 
cient and noble metropolis. I beg 
that your Lordship will kindly 
transmit the expression of my fee- 
lings to those in whose name you 
have spoken. I have always felt 
at home in this lovely country 
being the grandson of a Queen 
whose name will ever be remem- 
bered as a noble character and a 
Lady great in the wisdom of her 


WMnuylord, empfangen Sie Mei: 
nen berzlichiten Dank für das warme 
Willkommen, welches Mir ſeitens der 
Bürger dieſer alten und edlen Me: 
tropole geworben. Ich bitte Eure 
Herrlichkeit denjenigen, in deren Na: 
men Sie gejprochen, den Ausdruck 
Meiner Gefinnungen gütigft über: 
mitteln zu wollen. In diejem reizen: 
ben Lande habe Ich Mich ftetd zu 
Haufe gefühlt ala Entel einer Köni: 
gin, beren Name ftetd in Erinnerung 
bleiben wird als ein edler Charakter 
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counsels and whose reign has con- 
ferred lasting blessings on England. 
Moreover, the same blood runs in 
English and German veins. Follo- 
wing the examples of my grand- 
father and my ever lamented fa- 
ther I shall always as far as it is 
in my power maintain the histo- 
rical friendship between these our 
two nations which as your Lords- 
hip mentioned have so often been 
seen side by side in defence of 
liberty and Justice. I feel encou- 
raged in my task when I see that 
wise and capable men such as are 
gathered here do justice to the 
earnestness and honesty of m 

intentions. My aim is above all 
the maintenance of peace. For 
peace alone can give the confi- 
dence which is necessary to the 
healthy development of science, 
art and trade. Only as long as 

eace reigns are we at liberty to 
estow our earnest thoughts upon 
the great problems the solution of 
which in fairness and equity I con- 
sider the most prominent duty o 
our times. Your may therefore rest 
assured that I shall continue to 
do my best to maintain and con- 
stantly to increase the good rela- 
tions between (Germany and the 
other nations and that I shall al- 
ways be found ready to unite with 
you and them in a common labour 
for peaceful progress, friendly in- 
tercourse and the advancement of 
civilization. 


12. Juli. 


(Juli 12.—13.) 


und als eine Tame, die groß ift in 
der Weisheit ihrer Ratſchläge umd 
deren Regierung England bauernde 
Segnungen verliehen Hat. Ueberbie: 
läuft dasjelbe Blut in den engliichen 
und deutjchen Adern. Dem Beiſpiele 
Meines Großvaterd und unvergek: 
lichen Vaters folgend, werde Ich ftetz, 
jo weit es in Meiner Macht ſteht, 
die hiſtoriſche Freundſchaft milden 
diejen unferen beiden Nationen be: 
wahren, welde, wie Eure Herrlichkeit 
erwähnte, man jo oft neben einander 
geiehen zum rn der Freiheit und 

erechtigfeit. fühle Mih in 
Meiner — ermutigt, wenn Ich 
ſehe, daß weiſe, fähige Männer wie 
Sie, hier verſammelt find, dem Ernſte 
und der Ehrlichkeit Meiner Abfichten 
Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Mein 
Ziel ift vor allem die Aufrechthaltung 
des Friedens; dern der Frieden allein 
fann das Vertrauen einflößen, welche⸗ 
ur gefunden Entwidelung ber Wiflen: 
—* Kunſt und des Handels er— 
forderlich iſt. Nur ſo lange der Friede 


herrſcht, ſteht es uns frei, ernfte Ge: 


danken den großen Problemen zu 
widmen, deren Löſung mit Billigkeit 
und Gerechti keit Ich ala die hervor: 
ragendſte A 2 bie unjerer Zeiten be: 
trachte. Cie dürfen ſich daher ver: 
fihert halten, daß Ich fortfahren 
werde, Mein Beites zu thun, um die 
uten Beziehungen zwiſchen Deutſch— 
Land und anderen Nationen zu er: 
halten und bejtändig zu ftärfen, und 
daß man Mich ſtets bereit finden 
wird, Mich mit Ihnen und denſelben 
zu vereinen im einer gemeinjamen 
Arbeit für den friedlichen Fortſchritt, 
den freundichaftlichen Verlehr und 
die Förderung ber Bivilifation. 


Der Kaifer und die Kaiferin begeben fich nad 


Hatfield zum Beſuch des Marquis von Salisbury. 

Nach Zeitungsberichten ift in Hatfield, wohin den Kaifer der 
Staatsſekretär des Auswärtigen v. Marjchall begleitet, ein Pro: 
tofoll auägefertigt worden, da8 die Identität der Intereſſen des 
Dreibundes mit denjenigen Englands feititellt. 


13. Juli. 
Norwegen. 


Der Kaijer reift über Edinburg und Laith nad 
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Der Herzog von Gonnaught teilt in einem Meeting, welchem 
er in Portsmouth beimohnt, mit, daß er vom Kaiſer Wilhelm 
ein Zelegramm erhalten habe, in welchem derjelbe jagt: 

„Ich kann dieſes fg Land nicht verlaffen, ohme Ihnen 
und Allen für den Mir und der Kaiſerin bereiteten wahrhaft warmen und 
berzlihen Empfang lebhaft zu danken.“ Der Herzog fagt ferner, der Haifer 
babe ihm auf der Eifenbahnftation noch gefagt, er jei fich wohl bewußt, daß 
der ihm gewordene warme Empfang nicht fo jehr ihm felbft, ala dem Entel 
der Souveränin dieſes Landes gegolten. Er Hoffe jedoch, daß die auf dem 
glüdlichen Umftand, daß der deutjche Kaiſer auch der Enfel der Königin ift, 
bafierte Harmonie zwiſchen England und Deutjchland der Welt und ben 
beiden Ländern zum Glück gereichen werde. 

17. Juli. (Kaſſel.) Reichstagserfagwahl: Von 19,230 ab- 
gegebenen Stimmen erhält Pfannkuch (Soz.) 7872, Endemann 
(Nationallib.) 4528, Förfter (Antifem.) 4134, v. Alvensleben (Konf.) 
1359, Martin (Partikul.) 1324 Stimmen. 

25. Juli. Bei der Reichſstags-Stichwahl im Wahlkreis 
Kaflel-Melfungen erhält Endemann (nat.lib.) 11,183, Pfannkuch 
(Soz.) 9702 Stimmen. 

30. Juli. Reichstagserfagwahl in Tilfit: für den deutjch- 
freifinnigen v. Reibnit werden 8458, für den freifonfervativen Weiß 
7745, für den nationalliberalen Hobrecht 279, für den litauifchen 
Kandidaten Dr. Brozeit 84 und für den Sozialdemokraten Xorenz 
930 Stimmen abgegeben. 

30. Juli. Der Kaifer ernennt den Staatöminijter v. Goßler 
zum Oberpräfidenten der Provinz Wejtpreußen. 

7. Auguft. (Berlin) Unter namhafter Beteiligung der 
„Deutſch-Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft“ findet die Konftituierung der 
Eifenbahngejellichaft für Deutich-Oftafrifa (Uſambara-Linie) ftatt. 
Das vollgezeichnete Grundfapital beträgt einjtweilen 2 Millionen 
Mare. 

7. Auguft. (Tilſit.) NReichdtagserjagftichwahl: abgegeben 
werden insgeſamt 19,465 Stimmen. Davon erhalten Hans v. Reib- 
nig (Heinrihau in Weftpreußen), Majoratsbefiger (freij.) 10,894 
und Weiß, Gutsbefiter zu Perwallkiſchken (freifonjervativ) 8571 
Stimmen. Ä 
8. Auguft. Der Kaifer trifft in Stiel ein, wo er bis 21. 
Auguft verweilt, um dem Flottenmandver beizumohnen. 

10. Auguft. (Kiffingen.) Eine Studentendeputation über- 
reicht dem Fürften Bismard einen Ehrenhumpen. Der Fürſt 
dankt in folgender Rede: 
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„Ih danke Ahnen, meine Herren, für ben ſchönen Humpen, der nicht 
nur nach Arbeit und Wert in der Sammlung von Erinnerungsgegenjtänden, 
die ich befite, einen hervorragenden Pla einnehmen wird, fondern mehr 
noch jeinem Urjprunge nach, durch die Geber und die Andenken, die fich an 
die Ueberweifung knüpfen. Es hat dieje Ueberweifung für mich eine hiſto— 
riſche Bebeutung. Wir gehören zwei verjchiedenen geichichtlichen Generationen 
an: ich derjenigen Kaiſer Wilhelms I., der fämpfenden, erwerbenden, er: 
bauenden, die im Abjcheiden begriffen ift; Ihnen, meine Herren, gehört die 
Zukunft, an deren politifcher Geftaltung Sie in Amt und Würden, auf der 
Kanzel, im Parlament oder wenigjtens ala Wähler mitzuwirken berufen 
find, Als ih im Jahre 1832 die Univerfität Göttingen bezog, war das 
deutiche Vaterland lahm gelegt durch die Teilung ın mehr als 30 Staaten. 
Die einzelnen Staaten ftanden ſich mißtrauifcher gegenüber, mit geringerem 
Make von Wohlwollen, wie dem Auslande. Das einzig gemeinjame und 
einende Element in Deutichland waren Wiſſenſchaft und KHunft. Es gab 
ſchon damals feine preußische oder bayerifche Wiflenjchaft, jondern eine 
deutſche. Die deutſchen Univerfitäten bewahrten zu jener Zeit das Gefühl 
der Zufammengehörigfeit, fie waren Träger des nationalen Gedanken. Die 
Flamme, die fie unterhielten, war leuchtend und hell, aber fie reichte nicht 
aus, die Bruchſtücke des Baterlandes durch Schmelzen zum einheitlichen 
Guffe zu bringen. Dazu bedurfte es der Mitwirkung der Dynajtien, ber 
Regierungen und, gerade herausgefagt, ihrer Streitkräfte. Alle früheren 
Verſuche zur Ausführung des Einbeitögebantens mußten an ber irrtümlichen 
Geringichägung der dynaftiichen Sträfte, der Macht von Blut und Eifen 
jcheitern. Ohne diefe Macht und ohne das Eingreifen der Dynaftien wird 
in Deutichland nichts dauerhaftes geivonnen, weder 1848 noch heute. Die 
deutſche Treue, das deutſche Recht, jo wie es fich auf deutſche Gottesfurcht 
gründet, ftehen auf diefem Boden. Die Aufgabe, die Sie, meine Herren, 
in der Zufunft zu löjen haben, ift, nachdem die undermeiblichen Bruder: 
fämpfe ım Innern überftanden find, im twejentlichen eine ſolche der Erhal: 
tung. Wenn erhalten werben foll, jo verftehe ich darunter, daß man ver: 
beſſert, ausbaut. Was aber ſoll erhalten werden? Als nächiten Gegenftand 
Ihrer künftigen Gürforge im Erhalten möchte ich Ihnen die Reichäver: 
faffung and Herz legen. Sie ift unvolllommen, aber fie war das äußerfte, 
was wir erreichen konnten. Pflegen Sie die Verfafjung, wachen Sie eifer: 
ſüchtig darüber, daß die Rechte nicht angetaftet werden, die fie ſchützt. Ich 
bin fein freund der Zentralifation, mie fie in Frankreich in Bezug auf 
Paris bejteht, ich jehe den Segen ber Dezentralifation in dem Hervorbringen 
zahlreicher Kulturzentren, und ich halte die Egalifierung für jo wenig nütz— 
li, wie mid) etwa das Verſchwinden der verjchiedenen Landestrachten erfreut. 
Noch einmal: wachen Sie über die Reichsverfaſſung, jelbft wenn fie Ihnen 
hie und da fpäter nicht gefallen follte. Raten Sie zu feiner Aenderung, 
mit ber nicht alle Beteiligten einverftanden find. Das ift die erjte Pebin: 
gung ber politifchen Wohlfahrt beö Reiches, gegenüber dem Auslande bin 
ich nicht beforgt. Alle Angriffe von außen werden wie Hammerſchläge auf 
und wirken, unjere Einigkeit nur noch inniger und ftärfer machen. Im 
Innern aber halte ich für den locus minoris resistentiae die beutiche Nei— 

ung zur itio in partes, zum Fraktions- und Parteiweſen. Dieje Neigung 
iegt ung im Blute. Wie zwei Regimenter von verjchiedener Uniform in 
einer Garnifon leicht in Gegenfa zu einander geraten und wie früher bie 
beutfchen Einzelftaaten mit jcheelen Blicken einander eiferfüchtig überwachten, 
jo ift es jept ber Kampf ber parlamentarifchen Fraktionen und ber verfchie: 
benen polittfchen Parteien, der die einheitliche Gntwidlung der Zukunft zu 
gefährden droht. Die Kluft zwiichen den Fraktionen zu überbrüden iſt 
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ſchwierig. ch betrachte das ganze parlamentarische Fraktionsweſen ala eine 
Strantheit, deren Beitand auf dem ftrebjamen Chrgeize der Führer beruht, 
mit dem fie ala politifche Eonbottierie ihre Ausfichten bald nach oben, bald 
nad unten zu verbefjern juchen. Belämpfen Sie dieſe unglüdliche Neigung 
zur itio in partes. Wenn wir zujammenhalten, werden wir den Zeufel 
aus der Hölle jchlagen. Sie müfjen fi daran gewöhnen, in jedem Deutjchen 
zuerft den Landsmann, nicht den politifchen Gegner zu jehen. Dieſe Bitte 
richte ih an Sie, als an die Träger des nationalen Gedankens auf den 
deutſchen Hochichulen, die den prometheiichen Funken des Nationalgefühls 
auf bie künftigen Gejchlechter übertragen. Ich bitte Sie, einen Tropfen mit 
mir aus dem neuen Humpen zu trinken, ber hier vor mir fteht. Sch trinke 
auf dad Wohl der deutjchen Hochſchulen, auf das Wohl der deutjchen jiu: 
bierenden Jugend, deren Vertreter bier erjchienen find, und auf ihre Lehrer 
mit den Worten bes Liedes: 

Vivat membrum quodlibet, 

Vivant membra quaelibet, 

Semper sint in flore.“ 


10. August. (Düffeldorf.) XIV. Kongreß faufmänni- 
jher Kongregationen und fatholifher faufmännijcher 
Vereine Deutſchlands. Bei dem Feitdiner hält Frhr. von 
Schorlemer-Aljt eine Rede, in welcher er die Artikel des „Oſſer— 
vatore Romano” befpricht. (Vgl. Kurie.) 

Er erklärt: „Der „Dffervatore Romano“ ift weder offiziell noch offi: 
ziös. Mit voller Entjchiedenheit lehne ich hiermit im Namen ber deutjchen 


Katholiken jedes Wort diejer albernen Artikel ab, und fie wiſſen auch, daß 
Se. Heiligkeit der Papft hoch erhaben über ſolchen Velleitäten fteht.“ 


14. Auguft. Auf den neuen Artikel des „Ojfervatore 


Romano“ erflärt die „Germania“: 


„Die deutichen Katholiken weiſen ganz entjchieden jede Gemeinjchaft 
und Nebereinftimmung mit den gegen den Dreibund gerichteten Auslafjungen 
des „Dffervatore“ zurüd, und ebenfo einjtimmig legen fie Verwahrung da— 
gegen ein, wenn der Verſuch gemacht wird, jene Auslafjungen als den An: 
fichten bes heiligen Vaters entiprechend oder gar als von ihm beeinflußt, 
binzuftellen und jo eine Art Gegenjag zwiſchen dem Papft und den beut: 
chen Katholiken zu konſtruieren.“ R 


Ferner: 

„Ebenſo entjchieden ald wir geftern den Ideengang des „Oſſervatore“ 
über den Dreibund zurüdgemwiejen haben, müſſen wir jet dem aus obigen 
—— hervorleuchtenden Beſtreben des römiſchen Blattes, dem inzwi— 
ſchen das total Verfehlte ſeines Vorgehens etwas zum Bewußtſein gekommen 
zu ſein ſcheint, entgegentreten: mit Auslaſſungen den h. Vater mehr 
oder weniger zu verquicken und den Anſchein zu erwecken, als habe es die 
Anſicht des Papſtes in der beregten Frage wiedergegeben.“ 

Endlich: | 

„Dermag ber „Dffervatore* zu einer folch objektiven Haltung nicht 
fi) emporzuarbeiten, dann iſt ed Zeit, daß ihm von geeigneter Stelle das 
nötige Berftändnis und auch bie nötige Vorficht in der Behandlung von 
Sragen jo hoher internationaler Bebeutung, wie ber Dreibund, beigebracht 
wird.“ 
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14. Auguft. Der „Reichdanzeiger“ publiziert folgende Er— 
Härung über die Getreidezölle. 


Das Königliche Staatdminifterium ift am 15. d. M. in die Beratung 
darüber eingetreten, ob bei der andauernden Steigerung der Getreibepreiie 
eine Beranlafjung gegeben fei, in der frage der Aufhebung beziehungsmeiie 
Ermäßigung der Getreidezölle von dem bisher eingenommenen und von dem 
Dlinifterpräfidenten in der Sigung des Haufes der Abgeordneten vom 1. Juni 
d. J. dargelegten Standpunfte abzugeben. 

Das Ergebnis der Beratung geht dahin, daß eine ſolche Beranlaffung 
nicht vorliege, daß jener Standpunkt vielmehr auch gegenwärtig feſtzuhalten 
jei. Für diefe Auffaffung find folgende Erwägungen entjcheidend geweſen: 

Die an das ungünftige Wetter der letzten Wochen — en Be: 
fürchtungen einer ungenügenden Verforgung des Landes mit Nahrungsftoffen 
entbehren der hinreichenden Begründung. Wie die im verflofjenen Frühjahr 
laut gewordenen Bejorgnifje, daß die vorhandenen Vorräte an Brotftoffen 
nicht groß genug feien, um die Ernährung der Bevölkerung bis zur nächiten 
Ernte ficher zu ftellen, fich nicht betätigt haben, jo iſt auch die damals weit 
verbreitete Annahme, da der Einfluß des außerordentlich ftrengen Winters 
auf den Ertrag des Feldbaues ein ſehr verderblicher fein werde, durch die 
weitere Entwidelung der Früchte widerlegt worden. Dieje Entwidelung iſt, 
abgejehen von einzelnen, verhältnismäßig wenig umfangreichen Diftrikten, 
eine über Erwarten günftige gewejen. Ebenjowenig, wie damals, Liegt 
aber im gegenwärtigen Augenblide, in welchem noch nicht einmal die Roggen: 
ernte überall beendet ijt, ein Grund vor, die Hoffnung aufzugeben, daß ber 
Gejamternteertrag Hinter dem Durchichnittsergebnis früherer Jahre nicht zu: 
rüdbleiben werde. Den lauten Klagen über die Behinderung der Ernte: 
arbeiten durch die Ungunft der Witterung ftehen zahlreiche Meldungen über 
einen reichlichen Erdruſch des eingebrachten Korns gegenüber. 

Ein völlig zutreffendes Bild über ben Ertrag ber Ernte wird ſich 
erft nach ihrer Beendigung gewinnen laffen, und für die fyrage, ob ein 
Mangel an Nahrungsftoffen zu beforgen jei, wird inöbejondere das thatjäcdh- 
liche Ergebnis der Sartoffelernte ind Gewicht fallen. Wenn auch die bie 
herige Entwidelung der KHartoffelfrucht in manchen Gegenden durchaus nicht 
befriedigt, fo entbehrt doch zur Zeit die Annahme eines völlig ungenügenben 
Grtraged ber Begründung. 

Auch da3 don der Kaiſerlich ruffiichen Regierung erlafjene Verbot 
der Ausfuhr von Roggen vermag die Forderung einer — oder 
Aufhebung der Getreidezölle nicht zu unterſtützen. Als Erſatz für den Aus— 
ſchluß ruffiichen Roggen von ben deutichen Märkten wird einerjeit3 die 
Verwendung des Weizens zur Volksernährung in erweitertem Umfange, jo: 
dann aber die Zufuhr von Roggen aus anderen zur Abgabe diejer Getreide: 
art fähigen Ländern in Ausficht genommen werden können. 

Die vielfach geforderte Aufhebung oder Herabjegung der Getreidezölle 
würde aber weiter, wenn überhaupt, bei ber gegenwärtigen Höhe ber Ge: 
treidepreife eine merkliche Einwirkung auf ben Preid des Brote gar nicht 
zu äußern vermögen. 

Schon die im Srühjab: dieſes Jahres gemachte Erfahrung, da bie 
Erwartung einer ſolchen Maßregel eine Haufjebewegung im Auslande ber 
vorgerufen hat, läßt faum einen Zweifel darüber, daß jede Herabminderung 
ber beutichen Zölle zunächft zu einer —— ber Preiſe auf den aus: 
ländifchen Märkten führen wird, fo dab, zumal bei ber gleichzeitigen Be: 
teiligung des Zwiſchenhandels an den Vorteilen der Maßregel, für den in: 
ländifchen Konſum nur ein äußerft geringer, vielleicht gar fein Nutzen er: 
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wachſen würde. Sodann aber ermäßigt fich diefer Nuten naturgemäß um: 
jomehr, je höher die Getreidepreife find, je niedriger fich alſo das Verhältnis 
des Zolles zu ihnen ftellt. 

Endlich aber fommt in Betracht, dat für Deutichland, auch wenn Die 
durchaus notwendige Erhaltung und Hebung der Leiſtungsfähigkeit der vater: 
ländifchen Yandwirtichaft der Regierung eine forgfältige Pflege ihrer Inter— 
eſſen nicht in jo hohem Grade, wie gegenwärtig, zur Pflicht machte, doc) 
angeficht3 der ſchwebenden Handelsvertrags:Verhandlungen jede Veränderung 
des Getreidezolltarif3 für die mit gleichem Eifer verfolgten Intereſſen der 
einheimischen Induſtrie bedrohlich fein würde. 

Die Regierung hält es nicht für angängig, durch eine autonome 
Herabjegung der Getreidezölle die Erfolge möglicherweife in Frage zu jtellen, 
welche von jenen Verhandlungen für eine fruchtbare Entwidelung der vater: 
ländifchen Arbeit erivartet werden bürfen. 


15. Auguft. Die Staatdregierung bejchließt, infolge der durch 
die naffe Witterung und das ruffifche Ausfuhrverbot ungünftiger 
gewordenen Ernteausfichten, mit einer Ermäßigung des Tarifs für 
den Transport von Getreide und Mühlenfabrifate auf den Staats 
bahnen in Form von Staffeltarifen verjuchaweife vorzugehen. 


Mitte Auguft. Die „Volkstribüne” beleuchtet die Stellung 
der deutjchen Sozialdemokratie zum Kriege. 


„Wie fi) die Sozialdemokratie zum nächften Krieg ftellt“, ſchreibt 
das fozialdemofratifche Blatt, „ift eine Frage, die nicht leicht zu beantworten 
ift. Wir find natürlich prinzipielle Gegner des Krieges, in dem wir nicht 
nur ein überhaupt fulturfeindliches und fortichritthemmendes Moment fehen, 
fondern auch jpeziell ein Mittel, das Proletariat niederzuhalten. Allein in 
dem bejonderen Fall des nächjten Krieges kommen doch noch andere Punkte 
dazu. Der Feind, welcher einer Entwidelung der Dinge in unſerem Sinne 
am gefährlichiten wird, iſt Rußland, und bevor Rußland nicht vernichtet 
ift, kann an einen Sieg unjerer Ideen nicht gedacht werden. Deshalb halten 
wir es noch für die Aufgabe der jet herrichenden Gewalten, vorerſt Ruß— 
land niederzufchlagen — ob das nun in einem „frivolen“ Angriffätrieg oder 
in einem „jittlichen“ Berteidigungsfrieg gejchieht, joll uns egal fein, wenn 
e3 nur ein erfolgreicher Krieg ift.“ 


Mitte Auguft. Der freifinnige Berliner Arbeiterverein 
nimmt in einer Berfammlung nach einem VBortrage über „Kapital 


und Arbeit” folgende Rejolution an: 


„Die ungleiche Verteilung von Arbeit und Genuß ift in feiner Weije 
eine gerechte und den Anſchauungen einer moralijch-fittlichen Geſellſchafts— 
ordnung entiprechende. Sie ift ein Erbteil aus jener Zeit bed Altertums, 
wo ein Zeil der Menjchheit fi) zum Herrfcher über den andern aufwarf 
und da3 Sklaventum jchuf; die gegenwärtige Gejellichaft, gleichviel welcher 
Regierungsform dieſelbe Huldigt, ijt verpflichtet, diefem Uebelſtand abzuhelfen 
und Einrichtungen zu jchaffen, nach welchem es jedem ordentlichen Menjchen, 
ungeachtet der Arbeit, welche er verrichtet, möglich wird, fich die notwendigen 
Lebensgenüſſe zu verichaffen. Die Abſchaffung aller indireften Steuern und 
Zölle auf Lebensmittel, die —— einer nach oben ſich ſteigernden Ein— 
fommenfteuer, ſowie bie Beſeitigung ber ſtehenden Heere find als Anfang 
zur Verwirklichung dieſes Zuſtandes anzuſtreben. Endlich hält der Verein 
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bie Ueberführung des Grund und Boden? aus dem Privat: in den Staats: 
oder Kommunalbefig zur Löſung der jozialen Frage für notwendig.“ 

17. Auguft. „Eine große Erpedition unter Führung des Leut- 
nant d. Zelewski wird in Uheha jüdlich vom Ruhaha-Flufſſe von 
Wahehe überfallen und zerjprengt; der größte Zeil fällt. 

20. Auguft. (München.) Eröffnung der Verhandlungen über 
den Handel3vertrag zwiſchen Deutichland, Dejterreich und Stalien. 

20. Auguft. (Zrier.) Eröffnung der Ausftellung des hei— 
ligen Rode. 

24. Auguft. Reife des Kaijferpaares nach Merjeburg. Bei 
der Tefttafel in Merſeburg bringt der Vorfigende des Provinzial: 
Landtages Fürft Stolberg-Wernigerode den Trinkſpruch auf das 
Kaiſerpaar aus, worauf der Kaiſer etwa folgendes antwortet: 

Er danke für diefen Ausdrud treuer Gefühle, die feljenfefte Gefinnung 
ber Bewohner der Provinz ſei Jhm hinreichend befannt. Er habe oft Ge: 
legenheit gehabt, die Provinz zu bejuchen und mit ihr in Verkehr zu treten. 
63 jei Ihm Bedürfnis, Allen für die freundliche Aufnahme zu danken und 
für die Gelegenheit, die Ihm geboten worden jei, in der Mitte der Ber: 
treter der Provinz zu erjcheinen. Die Fürſorge und Mithilfe der Provinz 
hätten fich ftet3 bewährt. Die Provinz nehme einen hohen Pla im Bater: 
lande ein, ſowohl durch ihre Induſtrie, wie durch ihre Landwirtichaft. Er 
hoffe, daß bei dem feiten Vertrauen, welches zwijchen der Stone und ber 
Provinz herrfche, der blühende Bauernftand erhalten bleibe und daß derfelbe 
alle Schwierigkeiten überwinden werde. Als Chriſten müßten Alle tragen, 
was ber Himmel ſchickte. Wir Alle hoffen, daß ber Friede erhalten bleibe. 
Käme ed jedoch einmal anders, fo jei ed nicht unjere Schuld. In diejer 
Hoffnung trinke Er auf dad Wohl der Provinz, die wachjen, blühen und 
gebeihen möge. 

26. Auguft. Der „Reichdanzeiger” veröffentlicht den Entwurf 
eines Gejehes gegen die Trunkjucht. 

30. Auguft. Ernennung des Grafen Udo Stolberg zum Ober: 
Präfidenten von Oftpreußen. 


Anfang September. Auf dem Danziger Katholitentage 
gibt Graf.Balleftrem eine offizielle Erklärung ab über die Stel- 
Iungnahme des deutjchen Zentrums zu den breibundfeindlichen Aus- 


laffungen des „Offervatore Romano“: 


„Wir werben und immer und unter allen Verhältniffen ala gehor: 
ſame Söhne unferer heiligen katholiſchen Kirche und ihres erhabenen Ober: 
hauptes bewähren müſſen und uns in dieſem Gehorjam und in biejer Ehr— 
furcht durch nichts irre machen laſſen -— nun jchon lange nicht Durch alberne 
Beitungsartitel, welche ein römifches Blatt bringt. (Bravo.) Durch ſolche 
Artikel Laffen wir und jchon lange nicht in dem gebührenden Gehorjam 

egen ben Hl. Vater irre machen! (Bravo.) Wenn ein Blatt die Kühnbeit 
dat, ben 8 Dater als in Konjpirationen mit einigen fremben Mächten, 
die Deutjchland entgegen find, ala Feind Deutjchlands darzuftellen, fo würden 
wir über die Sache lachen, wenn wir nicht über die große Unverſchämtheit 
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empört wären. (Lebhafter Beifall.) Meine Herren, um jo mehr empört, als 
dieſes Blatt den Vorzug genießt — an einer befonderen Stelle aber nur — 
ewifje Mitteilungen aus dem Batilan zu erhalten; deshalb ift Die Empörung 
ei und noch größer, weil die Unverfchämtheit des Blattes größer war. Ich 
will hier fonftatieren, daß dies das Gefühl der Katholiken Deutichlands in 
ihrer Gejamtheit iſt.“ (Stürmifcher Beifall.) 

2. September. Der Kaiſer begibt ſich mit dem Reichskanzler 
v. Gaprivi nah Wien, um den öfterreichifchen Manövern beizu— 
wohnen. 

3. Sept. Das Verbot der Einfuhr von Schweinen, Schweine: 
fleifeh und Würften amerifanifchen Urfprungs wird aufgehoben. 

7. September. Der Kaijer begibt fih nah München zu 
den Mandvern der beiden bayerifchen Armeekorps. 

Unterredung des Reichskanzlers dv. Gaprivi mit dem päpftlichen 
Nuntius in München. 

11. September. Der Kaijer reift zu den Mandvern nad) 
Kaflel und hält folgende Rede: 


Im Namen der Kaiferin und in Meinem Namen danke Ich für die 
freundlichen Worte und für den liebenswürdigen Empfang, ber Uns zu teil 
geworben ijt. 

Aus Münchens Gefilden Hergefommen, wo Ich den bayerijchen Heer: 
bann befichtigte und vom bayerischen Bolt mit inniger Liebe und Treue 
aufgenommen worden bin, bin ch jeßt hier zur Stelle, um die ſtahlbewehrten 
Söhne des Heflenlandes einer Befichtigung zu unterziehen. 

Es wird wohl niemandem von Ihnen wunderbar erjcheinen, wenn 
Mih beim Betreten des Kafjeler Bodens eigentümliche Gefühle bewegen. 
Wenn Jh an Meine Yugendzeit zurüddente, von der Ich 2'/ glückliche 
Sabre hier verleben durfte, jo erhebt fich in inniger Verbindung mit diejen 
Jugenbderinnerungen dor Mir zunächſt das Bild Meines verewigten Herrn 
Daterd, in defjen Stabe ed Mir vergönnt war, ben Einzug der Heſſiſchen 
Regimenter in Kafjel im Jahre 1871 zu erleben. Das war das erftemal, 
wo Ich in Kafjel gewejen bin. Der Einzug hat auf Mich einen tiefen Ein: 
druck gemacht mit dem Jubel der Bevölferung über die heimfehrenden 
Streiter, mit dem Jubel über ben wieder auferjtandenen Deutjchen Kaiſer 
und ba3 Deutjche Reich. 

Seit Meiner Schulzeit find fünfzehn Jahre verfloffen und auf jene Zeit 
2 nunmehr eine Zeit ſchwerer Verantwortung gefolgt, die Gott der Herr auf 

eine Schultern gelegt hat. Die ftille Arbeit, die Ich hier habe vollführen 
können, hat fyrüchte gezeitigt, von denen ch hoffe, daß fie zum Wohl Meines 
Volkes gereichen werden. 

Auf den Bahnen, die Meine Vorgänger befchritten, bin auch Ich 
entſchloſſen zu wandeln. 

Ebenfo wie für Mein altes Preußen jchlägt mein Herz, warm auch 
für das Heſſenvolk, und Ich verfichere die Provinz Meiner Kaijerlichen Huld 
und Gnade. ch jpreche dabei zugleich die Hoffnung aus, dab die Provinz 
auh Mir in Meinem jchiweren Kampf und bei Meinen ſchweren Arbeiten 
helfend und thätig zur Seite ftehen möge, ebenjo in der Arbeit im Innern, 
wie die fampfbereiten Söhne zum Schuße des Friedens nach aufen. 

Und jo erhebe Ich denn Mein Glas und trinke es auf da? Wohl 
ber Provinz und ihrer Vertreter: fie leben Hoch! Hoch! Hoch! 
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Bei dem Paradediner brachte Se. Majeftät folgenden Trink— 
ſpruch aus: 

Meinen Trinkſpruch auf das Wohl des Armeekorps beginne Ich mit 
dem Ausdruck Meines herzlichen Dankes an alle Meine erlauchten Vettern 
dafür, daß fie hergekommen find, um an der Spitze ihrer Regimenter bie 
Parade mitzumachen und dadurch berfelben die erhöhte Weihe zu geben. 

Den guten Traditionen, die das Korps auf ben Schladhtfeldern in 
jedem Treffen ftet3 aufzumeifen gehabt hat, folgend, wird e3, wie Ich ver: 
traue, nach wie vor in allen Vorfällen ftet3 zu Meiner Zufriedenheit fi 
bewähren im Kriege und im Frieden. 

Ich erhebe dad Glas und trinke auf das Wohl des XI. Armeekorpe 
und feines Kommanbierenben: fie leben hoch! und nochmals hoch! und zum 
drittenmale hoch! 


14. September. Bei dem Aufenthalt in Erfurt während 
des Manövers ſagt der Kaiſer in einem Trinkſpruch: 


Ih freue Mich, Meine vollſte Zufriedenheit mit dem IV. Korps 
ute nach gelungener Parade ausfprechen zu können. Die ftreitbaren Söhne 
hüringens, ber Altmark und Sachſens in biefem Orte zu befichtigen, ift 

Mir eine um fo größere Freude, als dieſer Boben durch die Meberlieferungen 
der Gefchichte für unfer Vaterland befonder wichtig ift. In diefem Orte 
hat der forfiiche Eroberer beutjche Fürſten auf das ſchwerſte gekränkt und 
unſer niedergeworfenes Vaterland tief gedemütigt. Damals keimte in ber 
Seele Meines Heren Urgroßvaterd der Gedanke an den Widerſtand aufs 
äußerfte, der dann zur —38 Erhebung des ** 1813 heranreifte. 

Vor acht Jahren war ed Meines Herrn Großvaterd Majeſtät, deſſen 
kriegegewohnter Blid auf dem Armeekorps ruhen durfte, welches unter dem 

ldmarſchall Grafen Blumenthal vor Seiner Majeftät fein Manöver aus: 
ührte: lauter große, wichtige und erhebende Momente! 

Das Korps, welches damals in bewährten Händen lag, hat auch in 
der jebigen Zeit feinen Höhepunkt volllommen innegehalten, und Ich hoffe, 
daß das Korps in jeder Beziehung, in Krieg und Frieden zu Meiner Zu: 
— in den Händen von Eurer Exzellenz ſich bewähren wird als gute, 
charfe und ſchneidige Waffe. 

Ich erhebe Mein Glas und trinke auf das Wohl bes IV. Armee: 
korps und feines Führers. 

Nah den ſonſt verlauteten Nachrichten hätte ein Gab ge- 
lautet: 

Hier in Erfurt ift ein ernfter Be in ber preußiſchen Geichichte. 
An diefem Orte Hat uns ber korſiſche Parvenü aufs tieffte erniedrigt, auf 
das fcheußlichfte gefchändet, aber von Hier aus ging 1813 aud ber Rache: 
ſtrahl aus, ber iin zu Boden gejchmettert. 

21. September. Der Paßzwang in Eljaß-Lothringen wird 
aufgehoben. 

21. September. Der Kaifer reift von Wilhelmshöhe nad 
Stettin, wohnt dort der Grundfteinlegung der Bredower Kirche und 
ber Taufe des Panzerfchiffes „Brandenburg“ bei. 

22. September. Der Kaifer begibt fi nach Oftpreußen 
zur Jagd, wo er bis Anfang Oftober verweilt. 
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25. September. Das ruffifhe Kaiferpaar paffiert Berlin 
nad einem mehrmwöchentlichen Aufenthalt in Kopenhagen, auf der 
Reife nach Moskau zur Beifegung der Großfürftin Alerandra. Auf. 
ausdrüädlihen Wunſch der hohen Reifenden findet feinerlei Em— 
pfang jtatt. 

27. September. Der Reichskanzler General dv. Gaprivi be- 
jucht in Osnabrück gelegentlich der 25jährigen Jubelfeier des In— 
fanterie-Regiment? Herzog Friedrich Wilhelm von Braunfchweig 
(Oftfriefifches) Nr. 78, deffen Chef er it, auf Einladung der Stadt 
Osnabrück den Friedensſaal des Rathaufes, in welchem 1648 über 
den MWeftfälifchen Frieden verhandelt wurde. Auf die Begrüßung 
des Bürgermeifter8 erwidert der Reichskanzler mit einer Anjprache, - 
in welcher er nach einem Berichte der „Kölnifchen Zeitung” zunächft 
die Freude äußert, daß jeine militärifche Stellung ihm Gelegenheit 
gebe, im Friedensſaale zu fein. Der Rüdblid in die Vergangen- 
heit zeige, was die Gegenwart errungen; die Befürchtungen, ob der 
gegenwärtige Zuftand erhalten werde, jeien nicht begründet. Keiner 
der Regierenden babe den Wunjch, den Frieden zu ftören und einen 
europäiichen Krieg hervorzurufen. Auch die Annäherungen der 
Staaten in ber neueften Zeit gäben feinen Grund zu Befürchtungen; 
fie jeien nur der Ausdrud fchon vorhandener Verhältniſſe; vielleicht 
feien fie nicht3 anderes ala die Feſtſtellung eines europäifchen Gleich- 
gewicht?, wie es früher beftanden habe. Seine der europäijchen 
Regierungen wolle, joweit er e3 zu überſehen vermöge, den Krieg, 
der in jeinen Leiden und Folgen alle früheren Kriege vorausficht- 
Lich übertreffen würde. Auch die Verhältniffe im Innern, um 
welche Se. Maj. der Kaiſer ftet3 bemüht jei, würden zu einem be= 
friedigenden Abſchluß führen, wennjchon vielleicht erft nach Jahr- 
zehnten. In der mwichtigften Frage fei die Regierung jowohl eine 
Regierung ber Arbeiter ala eine der Arbeitgeber. Wenn es den 
Arbeitgebern ſchlecht gehe, hätten bie Arbeiter zunächſt darunter zu 
leiden. E83 werde auch unter ber Osnabrücker Gtabdtvertretung 
Männer geben, denen bie Ueberleitung in bie jegigen Verhältniſſe 
fchwer geworden jei; allein dieſe Herren bürften nicht mit ihren 
Herzen, fondern müßten mit dem Berftande rechnen und dann die 
Notwendigkeit der jegigen Verhältniſſe erkennen. Schließlich wies 
der Reichafanzler auf diejenigen Männer bin, die fich um die Ueber— 
leitung in der Gegenwart verdient gemacht hätten, und hob inäbe- 
ſondere die Verdienfte des anweſenden Oberpräfidenten v. Bennigjen 
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hervor. Der Reichskanzler jchloß aladann mit dem Ausdrude des 
Dantes für die Einladung. 


Eine zweite Rede Hält der Kanzler auf dem Kommers ehe: 
maliger Angehöriger des 78. Infanterie-Regiments® in Osnabrück. 
Nach dem „Hannov. Kourier“ jagt er am Schluffe jeine® Zrint- 
ſpruchs auf den Kaifer: 


„Ih kann wohl ala vollgiltiger Zeuge dafür gelten, wenn ich aus- 
ipreche, daß das ganze Dichten und Trachten des Kaiſers und Königs auf 
dad Wohl des Landes gerichtet ift. Wenn aber der deutſche Kaifer und 
preußifche König ſich mit dem Wohle des Landes befaßt, jo nimmt immer 
eine der erften Stellen in feinen Gebanten die Armee ein, denn es gibt feine 
andere Inftitution im Staate, die beffer dazu geichaffen und berufen ift, 
den Etaat als ſolchen zu erhalten, ala die Armee. So laſſen Sie uns denn 
dem Regiment für die nächiten 25 Jahre Gutes wünſchen und laſſen Sie 
uns unfere Wünſche zufammenfaffen in der Hoffnung und im Bertrauen auf 
unferen erhabenen Kaifer. Laſſen Sie und wünjchen, daß er lange regieren 
möge und uns al3 oberfter Kriegsherr erhalten bleibe, und daß, was un? 
auch beichieben fein möge, Krieg oder Frieden — und wir wollen hoffen, 
daß es Friede fei, ich ſehe auch nicht den mindeſten Grund, daran zu zwei— 
feln —, daß das Regiment unter Führung feines Kaiſers immer feine 
Schuldigkeit thun möge. Diefem Kaiſer gehört unfer letzter Blutstropfen, 
unfer leßter Gedanke.“ 


Das Wolff'ſche Telegraphenbureau übermittelt den Zrinf- 
ipruch in folgender Faffung: 

„Das Dichten und Trachten Sr. Majeftät des Kaiſers iſt auf das 
Wohl des Landes und auf die Erhaltung des Friedens gerichtet. Gegen: 
mwärtig ift nicht der geringfte Grund vorhanden, an dem Frieden zu zweifeln. 
Keine Wolke trübt den politischen Horizont.“ 


Ende September. Das ultramontane „Fränkiſche Volks— 
blatt“ bringt folgenden Artikel: 


Durch den Dreibund ift nichts für die Wiederherftellung des Kirchen: 
ftaates zu erhoffen, weil aus Rückſicht auf das mitverbündete Neu-Italien 
dies einfach nicht gejchehen fann, denn im jelben Momente zöge fi) Italien 
zurüd, Wenn nun der Hl. Vater feine gerechte und gute Sadje verfolgt 
und wenn er jeßt ber Sache bes fatholifchen Glauben? einen neuen, unge: 
ahnten Aufihmwung geben will, jo muß er fi) logijcherweife auf einen mädh: 
tigen Staat ftüßen. Defterreich ift zum Schildfnappen Preußens berab: 

ejunten, ftatt an 1866 zu denken und feine Berlufte ala einftige deutſche 
Bundes: Bormadit. 63 kann aljo nur Frankreich in Betracht fommen. Was 
ſoll dad num heißen, ber „beutichepatriotifche Standpunkt“ müſſe dad Zen: 
trum beherrfchen und fich ablehnend gegen die Weltpolitit bes Hl. Baters 
verhalten? Unfinn, Preußen hat fi niemals gejcheut, Ausländerhilfe zu 
henußen, wenn fie feine Zwecke förderte. Mit Schweden, Jtalienern, wort: 
brüchigen Ungarn verbunden, warf es feine ng nieder. War dad mohl 
deutich:patriotiiche Gefinnung? In unjerer | eit bedeutet „nationale Rüd: 
ficht nichts weiter, als „Preußentreue“. Deutichland bleibt immer, nur die 
Form muß mwechjeln; die preußifche Hegemonie ift reif für Vernichtung, fie 
muß einer friedlichen, ehrlichen und befriedigenderen Geftaltung des deutſchen 
Vaterlandes Pla machen. Es kann alles unblutig gehen. Oeſterreich muß 
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im lebten Moment aus dem Dreibund fich zurüdziehen, fi mit Rußland 
zur freien Hand im Orient verftändigen, Frankreich wird durch ein Elſaß— 
Lothringer Plebiszit über Anſchluß an Frankreich oder Selbſtändigkeit von 
beutjcher Seite beruhigt und die neue Tripelallianz ift fertig. Dieje erzwingt 
durch ihre Macht — unblutig eine neue Ordnung in Deutichland, wonach 
Preußen feine Beute von 1866 herausgeben muß und auf feinen Stand vor 
1866 zurüdgeworfen wird. Bayern wird die fatholiiche Vormacht eines 
„Tübdeutichen Bundes“ unter dem Schutze Defterreichd und in Italien greift 
eine gleiche Ordnung mit Wiederherftellung des Kirchenftaates und früherer 
Staaten Pla. Damit ift eine allgemeine Abrüftung eine Thatſache von 
jelbft geworben. — Niemand hätte geahnt, daß am Ende des 19. Yahr: 
hunderts nochmals eine jo mächtig auftretende fatholifche Weltpolitit fich 
ergeben könnte; voll Staunen, Ehrfurcht, Bewunderung müßten alle Gläu: 
bigen zum Stellvertreter Chrifti, zur höchften Autorität aufbliden. Hoff: 
aung bedeutet Mut! Nur ſchwache Geifter, ängftliche Seelen und preußiſche 
Scjleppträger haben bie Frechheit, den HI. Vater ob feiner Ziele zu höhnen. 
Das katholiſche Volt bewundert den Papft!“ 

Das bedeutendfte Elerifale Blatt Bayernd, das „Münchener 
Fremdenblatt“ ift nicht einverftanden, weift namentlich die been 
über die „Weltpolitik des Papftes” und die Aufforderung zur Zer- 
trümmerung des deutjchen Reichs zurüd, kennzeichnet feinen eigenen 
Standpunkt aber wie folgt: 

Als einziger Milderungsgrund mag die Abneigung gegen Preußen 
elten, welche erfichtlich den Derlaflern des Artikels die Feder führte. Dieje 
bneigung ift in unſerem bayerijchen Vaterland jehr ſtark verbreitet und 

nahm mit den Jahren nicht ab, fondern eher zu. Es ift unbeftreitbare ge: 
Ichichtliche Thatjache, daß die preußische Großmachtspolitik ben alten beut: 
ſchen Bund zerftörte, Defterreih aus Deutichland hinausmanöprierte und die 
ftarle Defenfivfraft Deutſchlands, welche fünfzig Jahre lang ben Frieden 
erhalten hatte, vernichtet. Preußen warf einige deutſche Throne um, ſetzte 
fi als Großpreußen an die 9 eben derſelben Staaten, mit denen es 
Krieg geführt Hatte; und da es ſich zu ſchwach fühlte, allein den unter: 
wühlten Frieden zu jchügen, wurde Defterreich wieder herangezogen. So ift 
für die ſchwankende Lage in Europa, für die entjeklichen, den MWohlftand 
und die zivilijatorifche Aktionsfähigfeit der Völker untergrabenden Rüftungen 
Preußen und allein Preußen zuerft verantwortlich, das, auf feine eigene 
Größe bedacht, die alte Ordnung Europas umftürzte, ohne etwas anerkannt 
Sicheres an deren Stelle zu ſetzen. Dazu fommt noch das Benehmen Preußens 
egen die jüddeutjchen Staaten im neuen Reiche. Die zentralifierende auf: 
Be Politik ußens ift lediglich durch die Eriftenz des Zentrums 
Hintangehalten worden. Aber das Zentrum kann es nicht verhindern, daß 
Die liberalen und konſervativen Preorgane in Preußen, jobald die Rejervat: 
rechte Bayern? ober bayerifche Einrichtungen zur Diskuffion ftehen, mit ſel— 
tener Ginmütigfeit und mit ——— Thun gegen Bayern losdreſchen. 
Der Widerwille, welcher gegen Preußen durch deſſen politiſche Vergangenheit 
im Volke erzeugt wurde, wird durch ſolche Preßdiskuſſionen nur erhalten 
und verſtärkt. Es liegt eben im altpreußiſchen Weſen — die Rheinländer, 
Weſtfalen und Annektierten rechnen wir dabei natürlich zu Südweſt-Deuntſch— 
land, — daß es fich nirgends Liebe zu jchaffen vermag. Mit ſolchen Re: 
friminationen darf man fich aber nicht über die Verträge und die thatjädh: 
Lihe Lage hinwegſetzen. Wir in Eüdbeutichland haben vor 1866 die Re: 
organijation bes alten beutjchen Bundes mit Defterreih und Preußen an 
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der Spitze vertreten, aber das ift vorbei. Nachdem ber „alte Bund“ zerftört 
war, mußten die deutjchen Kräfte wieder in anderer Weije gefammelt werden. 
Das geihah durch das neue deutſche Reich, an welchem wir fejthalten, weil 
es eine politiſche Notwendigkeit ift, weil e3 fich gründet auf Verträge, die 
wir Bayern eingegangen und in Treue halten müfjen, und weil es endlich 
die Exiſtenz Oeſterreichs verbürgt. 


Ende Sept. Auf einen dem des „Fränkiſchen Volksblatts“ 
analogen, dem „Oſſervatore Romano“ günftigen Artifel der ultra- 


montanen Bonner „Reich3zeitung” erwidert die „Bermania*: 


„Es fehlt da an deutjcher Gefinnung, wo man angebliche Hinneigung 
des Papjtes zu Frankreich mit ſolchem Eifer fonftatiert und mit jolcher Ge: 
lafjenheit erträgt. Es fehlt an deutjcher Gefinnung, wo man, wie es gleid 
im erſten Artikel der „Reichszeitung“ geſchah, von una aber bisher jchonend 
übergangen wurbe, in tendenziöfer Einfeitigfeit Gründe zujammenftellt, die 
Italien, den Bundesgenoſſen Deutjchlands, zum Bündniffe mit Frankreich 
führen müßten, während man bie hochwichtigen Gründe, welche Italien 
wegen ber Mittelmeer: und Orientfrage zum Gegner Frankreichs und Ruß— 
lands machen, übergelt. 3 fehlt am deutjcher Gefinnung, wo man ben 
Dreibund in diefer Weife, wie in ber legten Nummer ber „Reichözeitung“, 
mit der römifchen Frage verftrict, während diejelbe ohne und mit Dreibund 
doch genau auf demfelben Flecke ftände, und während, als Jtalien in den 
Zweibund eintrat, feine Macht der Welt in irgendeiner Weife die italienijche 
Herrichaft in Rom bedrohte, dagegen unmittelbar vorher Frankreich Tunis 
tweggenommen hatte und Rußland fort und fort den Orient bedrohte und 
fomit doch Elar genug war, weshalb Italien ben Zmweibund durch feinen 
Zutritt zum Dreibund machte.“ 


3. Oltober. (Trier) Schluß der Ausftellung des heiligen 
Nodes. Die Gefamtzahl der Pilger beträgt etwa 1,900,000 gegen 
1,100,000 im Jahre 1844. 

Anfang Oktober. (Straßburg.) Der elfäffifche Reichstags— 
abgeordnete Dr. Petri wird von einem franzöfifchen Journaliften 
gefragt, wie es fi mit der Stimmung in Eljaß-Lothringen 
verhalte. In feiner Antwort äußert er unter anderm: 


" „Die unlösbare Verbindung Elſaß-Lothringens mit dem Deutfchen 
Reiche iſt eine gefchichtliche Thatjache, von ber man nur wünjchen muß, 
daß von feiner Seite mehr daran gerüttelt werde. Nur unter diefer Be— 
dingung ift Europa ber Fortdauer des Friedens ficher und der Erg eh 
ledig, welche e3 zu erdrüden droht. an täufcht fich häufig in Frankreich 
über die Stimmung, welche hier in Eljaß:Lothringen herrſcht. Gewiß gibt 
es unter und noch Xeute, welche ihren Blick mehr auf die Vergangenheit ala 
auf die Gegenwart richten und fich nicht dazu entjcheiden können, die poli: 
tiiche Lage anzuerkennen, welche wir haben. Es ift dies eine Gefinnung, 
welcher man die Achtung nicht verfagen darf, und welche, unter manchen 
Verhältniffen, jehr begreiflich ift. Aber jelbft unter denjenigen Leuten, welche 
fo denten, gibt es nur jehr wenige, welche einen politifchen Wechjel mit allen 
jeinen Wirkungen erjehnen würden. Denn jeber, der fich nicht gefliffentlich 
ſelbſt täufcht, ift überzeugt davon, daß eine Veränderung der politischen 
Karte Eljaß:Lothringen? nur im Gefolge eines blutigen Krieges bewirkt 
werden fönnte, deſſen Schauplag wiederum Elſaß-Lothringen ai würde. 
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Wir fennen aber nur zu gut die Schredinifje des Krieges, biefer entfeglichften 
aller Geißeln. Wer den Frankfurter Friedensvertrag zu zerreißen jucht, ber 
treibt, ob mit bewußter Abficht oder nicht, dem Kriege zu. Nun wohl: bie 
weit überwiegende Mehrzahl auch berjenigen Leute in Elſaß-Lothringen, 
welche fich mit dem neuen Stande ber Dinge noch nicht abgefunden haben, 
fagt — bie einen laut, die anderen leife -— mit Beitimmtheit: „Bor allem 
nur feinen Krieg! Bleiben wir lieber, was wir find!" Und die es nicht 
fagen, die — benten es.“ 

Anfang Oktober. (Landtagswahlen in Baden.) Die 
Nationalliberalen behaupten einfchließlich der 18 Mandate, welche 
nicht zur Neuwahl ftanden, 32 Mandate unter 63. Sie haben 14 
Eibe verloren. Das Zentrum gewinnt 8 und hat jet 21, die De— 
mofraten 3 und haben jeßt 6, die Konjervativen 1 und haben 2, 


die Sozialdemokraten gewinnen zum erftenmal 2 Eike. 


4. Oftober. (Pforzheim) Auf dem Parteitage der 
Volkspartei ftellt Sonnemann einen Antrag auf Abänderung 
des Parteiprogramms, betr. Einführung eine® Marimalarbeitstags 
von 10 Stunden. Später zieht er diefen Antrag wieder zurüd. 

6. DOftober. Tod König Karla von Württemberg. Ihm 
folgt fein Neffe Wilhelm II. 

Zelegramm des Kaiſers an den König Wilhelm: 

„Zief erjchüttert durch die ZTodesnachricht beeile IH Mich, Dir, 
Deiner Gemahlin und Deinem gefamten Volke Meine aufrichtigfte Teilnahme 
auszudrücken. Einer der Mititifter des Deutjchen Reiches und Mitgenojfe 
Meines teuren Großvater ift dahin. Ich fomme perſönlich, Meinen Anteil 
an der Trauer Württemberg3 zu bethätigen. Mögeft Du in Deinem neuen 
Amt mit Gotted Beiftand für Dein Volk und Unſer deutſches Vaterland 
ein Segen fein. Meiner wärmften Freundſchaft umd innigſten Zuneigung 
bift Du alle Zeit ficher. Wilhelm.“ 

Die Antwort des Königs lautet: 

„Die Worte, welche Du an Mich gerichtet haft, haben Meinem ſchwer 
gebeugten Herzen unendlich wohlgethan. Ich bin Mir der großen Berant: 
mortung, welche Gott Mir auferlegt hat, bewußt und hoffe, Mein Amt mit 
feiner Hilfe zum Wohl des gemeinfamen deutſchen VBaterlandes wie Meines 
Landes auszufüllen. Ich fühle Mich geftärft durch die wohlmwollenden Ge: 
finnungen, welde Du Mir wie immer fo auch jebt fund gibt. Aus 
tieffter Meberzeugung ftche Ich, wie feit Jahren als Glied der preußifchen 
Armee zu diejer, jet als deutjcher Regent feſt und treu zu Kaiſer und Reich. 

Wilhelm.“ 

6. Oktober. (Stuttgart) König Wilhelm II. erläßt ein 
Manifeft: 

„Wilhelm von Gottes Gnaden König von Württemberg! 
Liebe Getrene! 

Die göttliche Vorſehung hat den allerdurchlauchtigiten König Karl 
von Württemberg, Unſeres vielgeliebten Herrn Oheims Majeſtät, aus dieſem 
Leben abgerufen. Nachdem hiedurch kraft de in Unjerem stöniglichen Haufe 
beftehenden Erbfolgereht3 Uns die Nachfolge in der Regierung angefallen 

8* 
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ift, und Wir diefelbe wirklich angetreten, auch bie unverbrüchliche Feſthaltung 
der Banbeiverfofhung In einer dem ftändifchen Ausſchuſſe übergebenen feier: 
lichen Urkunde bei Unjerem Königlichen Worte augefihert haben, — jo geben 
Mir euch Solches hiemit gnädigft zu erkennen. Dabei verjehen Wir Uns 
zu allen Unjeren Königlichen Beamten, geiftlichen uub weltlichen Dienern 
und Unterthanen, indem Wir fie auf den geleifteten verfaffungsmäßigen 
Dienft: und Huldigungseid hinweifen und erftere auffordern, ihre Verrich⸗ 
tungen wie bisher nach ihren amtlichen Pflichten fortzufegen, daß fie Uns 
als ihrem angeftammten Landesherrn die ſchuldige Dienftpflicht, Treue umd 
Gehoriam jo willig als pflichtmäßig leiften werden, womit Wir euch Unjerer 
Königlichen Huld und Gnade verfiern. 
Gegeben Stuttgart, den 6. Dftober 1891. 
Wilhelm. 
Mittnacht. Faber. Steinheil. Sarwey. Schmid.” 

Gine Anjprache des Königs an bie württembergijche Bevölte- 

rung bejagt: 
„Württemberger! 

Gottes unerforfchlicher Ratſchluß hat über und eine ſchwere jchmerz: 
liche Trauer verhängt. Der gütige fyürft, deſſen edles Herz ſtets für alles 
Schöne und Hohe ſchlug, ift nach langen, mit unerſchütterlicher Gebuld ge- 
tragenen Leiden aus biejer Zeitlichleit abgerufen worden. Gelöft ift das 
ichöne Band, welches während einer fiebenundzwanzigjährigen, an weltge— 
ichichtlichen Greigniffen reichen Regierung treue Anhänglichkeit um den König 
und fein Bolt geichlungen hatte. Aber unauslöjchlich lebt in dankbarer 
Grinnerung fort, was ber Hohe Verewigte in guten wie in ſchweren Tagen 
feinem Lande gemejen, danferfüllt blickt das württembergiſche Volk auf die 
Segnungen zurück, welche ihm aus der nie ermüdeten Sorge des Entſchlafenen 
um des Valerlandes Wohl erfloſſen find. 

Auf den Thron Meiner Vorfahren berufen, habe Jch die Regierung 
im Aufbli auf Gottes Hilfe übernommen, ber Mir Kraft geben möge, nad) 
Innen wie dem Reiche gegenüber die föniglichen Pflichten zu erfüllen, die 
jein Wille Mir auferlegt. Im Aufichen auf Ihn verſpreche Ich, die Ber: 
faſſung des Landes getreu zu wahren, Frömmigkeit und Gottesfurcht zu 
pflegen, den Armen und Schtwachen ein warmer freund und Helfer, bem 
Rechte allezeit ein eifriger Hüter zu fein, und Meine Stellung ald Regent 
eines bdeutichen Staates in unerjchütterlicher Treue zu den Verträgen, bie 
unfer großes deutſches Vaterland begründeten, wahrzunehmen. 

Getragen von biefen Gefinnungen und aufrichtig entfchloffen, in ber 
Förderung der Wohlfahrt und des Glückes Meines Yandes das höchſte Ziel 
Meines Lebens zu erbliden, zähle Ich auf das Vertrauen des württem- 
beraiichen Volkes, welches in allen Zeiten treu zu dem angeftammten Fürſten⸗ 
hauje geſtanden hat, und welches auch Mir, dei bin ch ficher, mit Liebe 
und Vertrauen entgegenfommen wird. Tas Bewußtjein gegenjeitiger ver: 
trauensvoller Liebe, welde in folder Weiſe Fürſt und Bolt verbindet, gibt 
Dir die Zuverficht, daß ed Mir unter des Allmächtigen Beiſtand gelingen 
wird, des Mir übertragenen ſchweren Amtes zu walten zum Heil und Segen 
de3 engeren wie des großen deutſchen Vaterlandes. 

Stuttgart, den 6. Oltober 1891. 

Wilhelm.” 


Das den Mitgliedern der Ständeverfammlung beim Zufam- 
mentritt vorzulegende Protokoll über den Vollzug der Urkunde, in 
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welcher der König die unverbrüchliche Feſthaltung der beftehenden 
Berfaffung zufichert, lautet: 

Geſchehen Stuttgart, den 6. Oktober 1891 im K. Refibenzichlof. 
Nachdem es dem Allmächtigen Gott gefallen Hat, am heutigen Tage Seine 
Königliche Majeftät, den König Karl von Württemberg aus dem irdijchen 
Leben abzuberufen, jo haben Seine ra der jeßt regierende König Wil: 
helm II. von Württemberg die Mitglieder Allerhöchſt Ihres Staatsminiftes 
riums, jowie die Mitglieder des engeren ftändijchen Ausſchuſſes auf heute 
nachmittag um 5 Uhr ın das K. Refidenzichloß berufen laſſen und, nachdem 
infolge dieſes Allerhöchften Beſehls die Unterzeichneten fich daſelbſt einge: 
funden hatten, an dieſe eine Anfprache gehalten, worin Allerhöchſt Sie Ihren 
tiefen Schmerz über dad Ableben Allerhöchit Ihres Herrn Oheims aus: 
dbrüdten, hierauf aber an erkennen gaben, wie es Allerhöchſt Ihre Abficht 
fei, der nach $ 10 der Württembergijchen Berfafjung Allerhöchft Ihnen ob: 
liegenden Berpflichtung nachzukommen, wonach der Thronfolger in Württem: 
berg in einer den Ständen bes Königreichs auszuftellenden feierlichen Ur: 
tunde die unverbrüchliche —— der Landesverfaſſung bei Seinem Kö— 
niglichen Worte zuzuſichern habe. Seine Königliche Majeftät haben daher 
eine ſolche Urkunde entwerfen laſſen, welche Allerhöchſt Sie nunmehr unter: 
zeichnen und dem ſtändiſchen Ausſchuß übergeben wollen, damit dieſer jolche 
für die Stände bes Königreichs in Empfang nehme und diejfen überreiche. 
&3 wurde jofort diefe Urkunde vorgelegt und verlejen. Diejelbe lautet wört: 
lich wie folgt: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Württemberg, 
urkunden und befennen hiemit: Nachdem ed dem göttlichen Katfcluffe 
gefallen hat, Unſern Bielgeliebten Herrn Oheim, des Königs Karl Ma: 
jeftät, aus bdiefem Leben abzuberufen und hiedurch Wir zu der Thron: 
Folge in Württemberg berufen find, fo fihern Wir den Ständen dieſes 
Königreich3 bei Unferem Königlichen Worte zu, daß Wir die bejtehende 
Berfafjung des Königreichs Württemberg ftet3 feit und unverbrüchlich 
halten und erfüllen, auch gegen alle Eingriffe und Berlegungen ſchützen 
und bei Kräften erhalten werben. Ueber dieje feierliche Zuſage haben 
Mir gegenwärtige Urkunde ausfertigen lafjen, um ſolche mit Unſerer 
UnterYrift und Unferem Inſiegel verjehen dem ftändiichen Ausſchuß 
behufs ihrer Zuftellung an die Ständeverfammlung zu übergeben. — 
Stuttgart, den 6. Dftober 1891.“ 

Hierauf haben Seine Königliche Majeftät diefe Urkunde in Gegen: 
wart aller Unterzeichneten eigenhändig en, auch Allerhöchit Ahr 
Siegel jolcher beigebrudt, worauf die anweſenden Mitglieder des Staats: 
minifteriums diejelbe fontrafignierten und ſofort Seine Königliche Majeſtät 
die Urkunde dem Präfidenten des ftändifchen Ausſchuſſes behändigten, welcher 
dieſelbe unter ehrfurchtövollftem Dante namens des Ausſchuſſes behufs der 
Uebergabe an die Ständeverſammlung entgegennahm. Ueber diefe Verhand— 
lung ıft gegenwärtige Protokoll aufgenommen worden. Die Mitglieder bes 
Stontsminifteriumd: (gez.) Mittnacht. Faber. Steinheil. Sarwey. Echmib. 
Die re beö engeren ftändijchen Ausſchuſſes: (gez.) Fürſt v. Wald: 
burgs geil. Hohl. Riede. Frhr. v. Gemmingen. Hofader. Wolff. 


6. Oktober. (Berlin.) Reichdtagsabgeordneter Bebel fpricht 
über die europäifche Lage und den Sozialismus in einer 
von etwa 3000 Perſonen bejuchten Verſammlung des jozialdemo- 
£ratifchen Wahlvereind des 4. Reichstagswahlkreiſes. 


118 Bas denifige Bei und feine einzelnen Glieder. (Dftober 8.) 


Redner fucht in anderthalbftündigem VBortrage den Nachweis zu lie 
fern, daß die Sozialdemokratie ſowohl die äußere wie die innere Politik 
beherrfche. In der äußeren Politit wäre es längjt zur Kataftrophe gefom: 
men, wenn nicht die Furcht vor der Arbeiterbewegung, die vielleicht bie 
Zirkel hoher und höchſter Herren ftören könnte, fie bisher hintangehalten 
hätte, Alles in allem würden bei dem kommenden Kriege etwa 300 Mill 
Einwohner auf ca. I Mill. Quadratkilometer beteiligt fein. Die Schlachten 
werde man gar nicht mehr überfehen, die Toten nicht beerdigen, die Ver: 
wundeten nicht unterbringen fönnen. Die Wirkungen des Krieges auf den 
moraliſchen Zuftand und die ökonomiſche Lage der Völker feien gar nicht 
abzujehen: ber joziale Zufammenbrud und die öfonomifche Revolution würden 
ohne Beifpiel fein. Das eben ſei es, was ben herrjchenden Klafjen Kopf: 
zerbrechen made. Die Dinge feien auf die Spitze getrieben, und die Hun: 
geränot im Lande habe Rußland verhindert, jet loszufchlagen. Der Sozia: 
lismu3 werde durch den Krieg zu einer Macht anwachſen, an die niemand 
denke, indem die Thatfachen de3 Krieges allen Völkern zeigen würden, wohin 
die heutige Gejellichaftsordnung führe. nämlich zur gegenfeitigen Zerfleiichung. 
Die Sozialdemokratie habe ftet3 die Ausjöhnung mit Frankreich gemollt; 
wenn man aber lieber 42 Millionen auf der Strede liegen jehen wolle, ebe 
man einen Stein von einer Feſtung hergebe, dann müßten allerdings die 
Dinge auf die Spite fommen. Im nächiten Striege handle es fich für bie 
deutſche Sozialdemokratie um die Eriftenz als Nation und al3 Partei; daber 
fei es ihre Pflicht, mit dem politiichen Gegner zuſammenzugehen und alles 
daran zu feßen, daß um jeden Preis der Barbar zu Boden geichmettert 
werde, fofte ed, was es wolle. (Stürmiſches Bravo! und Händeklatſchen.) 
Jeder habe dahin zu wirken, dab ber Sieg fih an die deutſchen Fahnen 
befte, daß Rußland in feiner heutigem Geftalt zerftüdelt und jeine Macht 
mehr nah Dften gefchoben würde. Polen ſei als ein politiſch und wirt: 
ichaftlih mit Deutichland verbundener Staat wiederherzuitellen, der jozia: 
Liftifche Gedanke in bie Völker, auch das ruffiiche, hineinzutragen, Rußland 
von außen und innen zu revolutionieren, damit endlich die beftändige ſtriegs— 
gefahr ein Ende nehme. Wenn erjt die Vereinigung der Völker auf demo— 
fratiicher Grundlage hergeftellt jei, dann werde Friede fein auf Erden unb 
den Menſchen ein Wohlgefallen. (Stürmifcher, anhaltender Beifall) Eine 
Diskuffion wurde mit allen gegen ca. zehn Stimmen abgelehnt. 


8. Oktober. (Stuttgart.) Sämtlichen Truppen des würt- 
tembergifchen Armeeforpg wird bei der Paroleausgabe folgender 
Tagesbefehl mitgeteilt: 


„Offiziere, Unteroffiziere, Soldaten Meines Armeelorpe! Ihr habt 
Mir heute den Eid der Treue geleiftet! Es iſt Mir Bedürfnis, bei dieſem 
Anlaß Euch zu jagen, wie Jch Mich verfichert halte, daß Ihr unter Meiner 
Regierung die erjten Soldatentugenden, welche find Treue, Mut, Ausdauer 
in Gefahr und Beichwerde, Manneszuht und Gehorfam, bewahren und — 
wenn des Daterlandes Schuß es erfordern jollte — bethätigen und damit 
in bie Fußtapfen Eurer Vorgänger treten werdet, die auf dem Schlachtfelbe 
mit ihrem Blut dem Armeelorps eine ehrenvolle Stelle in ber glorreichen 
Geſchichte des Jahrhunderts erfämpft und für alle Zeiten gefihert haben. 
Euer in Gott ruhender König, Mein Herr Oheim, ift in Kriegszeiten, wie 
in langen Jahren bes Friedens Euch ein gmäbiger, für jeden von Euch 
mwarmfühlender, treubeforgter Kriegäherr geweſen. Ihm bemwahret ein ehr: 
furchtsvolles, bankbares Andenken. Ich habe in zwei Feldzügen an Eurer 
Seite gefämpft und die Gefahr mit Euch geteilt; dies begründet ein unauf: 
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Lösliches feſtes Band zwiichen Mir und Euch, zwifchen König und Heer. 
Seid denn verfihert Meiner treu väterlichen Gefinnungen und macht Eurer: 
jeit3 wie in Hingebung an Euern König, jo an Euern oberften Kriegäherrn, 
al3 Glieder des großen gemeinjfamen deutjchen Heered dem Namen des XII. 
Armeelorp3 Ehre! 
Stuttgart, ben 8. Oftober 1891. | 
Wilhelm.“ 
9. Oktober. (Stuttgart) Beifegung des verftorbenen 
Königd von Württemberg. Der Kaifer und der Großherzog von 


Baden wohnen berjelben bei. 


10. Oktober. (Straßburg.) Anläßlich der Aufhebung des 
Paßzwanges in Eljaß-Lothringen wird dem nach Straßburg zurüd-= 
fehrenden Statthalter Fürſten Hohenlohe am Sonnabend eine 
Dvation dargebradit. 


Der Statthalter wird auf dem Bahnhofe von ben Mitgliedern des 
Minijteriums, höheren Beamten und den adt in Straßburg mwohnenden 
Mitgliedern des Landesausſchuſſes erwartet und begrüßt. Im Namen ber 
leßteren hält Dr. Petri eine Anſprache, in welcher er jagt: „Wir wiſſen 
das Vertrauen zu würdigen, welches die Regierung durch Erfüllung unferer 
Wünſche gezeigt hat. Euer Durchlaucht dürfen fich verfichert halten, daß 
die Glfaß-Lothringer e3 al3 gern geübte Ehrenpflicht anfehen, dieſes Ver: 
trauen jtet3 zu rechtfertigen. Wir werden ſtets bereit fein, auf der uner: 
jchütterlihden Grundlage der Zufammengehörigteit von Eljaß-Lothringen mit 
dem Reihe Euer Durchlaucht, dem Förderer unferer Intereſſen, den edel: 
mütigen fyreund der Bevölkerung, nad beften Kräften in dem hohen Be: 
ftreben zu unterftügen, die politiſchen und wirtſchaftlichen Berhältnifie 
au ge Entwidlung zu bringen zum Wohle des Reiches und bes 
Zandes.“ 

Der Statthalter dankt für die freundliche Begrüßung. Die Ent: 
ſchließung jei auf den Kaiſer zurüdzuführen. Er werde den Dank, welchem 
Dr. Petri Ausdrud gegeben, zur Kenntnis bed Kaiſers bringen. Der Statt: 
halter dankt ſodann für die ihm perfönlich ausgeiprochenen Sympathien und 
fpriht die Hoffnung aus, er werde ferner die Gelegenheit finden, fich als 
aufrichtigen und treuen freund ber Reichslande zu bewähren. Als der 
Statthalter den Perron verließ, brach die zahlreich verfammelte Menge in 
Hochrufe auf den Statthalter aus. 


13. Oftober. (Stuttgart.) Penfionierung des Finanz— 
minijter Dr. dv. Renner, jowie die Ernennung des Wirklichen 
Staatsrates v. Riede zum Finanzminifter. 

13. Oktober. (Dresden) Bei der Wahl zum jächfifchen 
Zandtage werben gewählt: 12 Konjervative, 6 Nationalliberale, 4 
Fortfchrittliche, 7 Sozialdemokraten. In einem Wahlkreiſe ift Stich- 
wahl erforberlich, welche fonjervativ ausfällt. 


Stellt man bie Ergebniffe für bie breikig Wahlkreife, um bie es ſich 
jegt handelt, mit denen ber legten Wahlen in biefen dreißig Kreiſen zus 
fammen, fo ergeben fich folgende Annäherungswerte: 
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Mahl vom 
31. Ott. 1891 frühere Wahl 


Zahl der abgegebenen Stimmen . . . . 97,250 66,130 
Darunter fozialdemofratiie . . .» . . 35,650 18,280 
fonfervative . 2 2 2 2 0. 35,250 26,350 . 
freifinnige (fortfchrittlice) . . . 13,600 12,650 
nationalliberae . . . 2... 12,750 8,850 
gewählt früher 
Konjervative 13 14 
Sozialdemokraten 7 4 
Nationalliberale 6 5 
Treifinnige 4 7 


Die Konfervativen verloren zwei Kreiſe und gewannen einen. Die 
Sozialdemokraten verloren keinen Kreis und gewannen drei. Die Rational: 
liberalen gewannen zwei Kreife und verloren einen. Die Freifinnigen end: 
li gewannen feinen Kreis und verloren brei. 


Die Kammer befteht danach aus 45 fonfervativen, 11 natio- 
nalliberalen, 13 fortfchrittliden und 11 ſozialdemokratiſchen Mit- 
gliedern. 

13. Oktober. Der 70jährige Geburtstag Rudolf Virchows 
wird in Berlin feierlich begangen. 

14. Oktober. GKarlsruhe.) Staatminifter a. D., Präfi« 
dent der badiſchen Oberrechnungskammer Dr. Julius Jolly }. 

14. Oktober. (Müncen.) Im Finanzausſchuß der Kammer 
der Abgeordneten wird eine Vorlage im Betrage von 40 Mil- 
lionen zur Herftellung von Doppelgleijen und Beichaffung von 
Hahrmaterial genehmigt. 

14.—21. Oktober. Sozialbemofratijcher Parteitag in 
Erfurt. Die Berliner Oppofition (Wildberger, Baginsky), welche 
die Parteileitung befchuldigt, Heinbürgerliche Tendenzen zu ver- 
folgen, diktatorifch bei der Maifeier und den Stichwahlen verfahren 
zu fein und die Partei der Berfumpfung entgegenzuführen, wird 
wegen Verleumdung aus der Partei außgefchloffen. 

Gegen Vollmar jprechen Bebel, Singer und Liebknecht. Bebel 
infinuiert Bollmar, daß er als wohlhabender Mann die Not des 
Arbeiter nicht empfinde und ihn deshalb zur Geduld ermahne. 
Er beantragt zum Schluß folgende Refolution: 


„In Erwägung, daß bie Eroberung ber politifchen Macht nicht da3 
Merk eined Augenblides fein kann, jondern nur durch zähe uud ausdauernde 
Arbeit errungen werben kann, erklärt ber Parteitag: Es Liegt fein Grund 
vor, bie biöherige Taktik der Partei zu ändern. Ser Parteitag betrachtet 
ed vielmehr noch immer ala Pflicht ber Parteigenoffen, mit allen ihnen zu 
Gebote, ſtehenden Kräften und Mitteln die Agitation für bie Reichätags, 
Zandtagd und Gemeinderatwahlen zu betreiben, wo immer nur eine Aus: 
fiht auf Erfolg, ohne Verlegung bes Prinzips, fich bietet. Der Parteitag 
verlangt von den Vertretern ber Partei, dab fie feit und entichieden im 
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Sinne des Parteiprogrammäs wirken und, ohne auf die Erlangung von Kon: 
zeſſionen jeitens der herrjchenden Klaſſen zu verzichten, immer das ganze und 
legte Biel der Partei im Auge haben. Der —ã— verlangt ferner von 
jedem einzelnen Geuoſſen, daß er den Beſchlüfſen der Gejamtpartei und den 
Anordnungen ber Parteiorgane, jo lange bieje innerhalb ber ihnen zuge 
wiejenen Befugniffe handeln, volle Beachtung jchentt und in der Erkenntnis, 
daß eine Kampfpartei wie die jozialdemofratijche nur in ftrengfter Disziplin 
und Unterwerfung unter den Willen der Gejamtpartei ihr Ziel erreichen 
fann, dieſe Disziplin und diefe Unterwerfung übt. Der Parteitag erklärt 
ausdrüdlih, dab die Kritit an den Handlungen ober Unterlaffungen der 
Parteiorgane und der parlamentarifchen Vertreter der Partei ein einem jeden 
Parteigenofjen zuitehendes jelbftverftändliches Recht ift, er verlangt aber, 
daß dieſe Kritit in Formen geübt werde, die eine fachliche Auseinander: 
ſetzung dem augegriffenen Zeil ermöglichen. Endlich ift der Parteitag der 
Anjchauung, dab der in den Statuten ber internationalen Arbeiteraijoziation 
von 1864 auögejprochene Grundjag: „Dat Wahrheit, Recht und Eitte als 
die Grundlage für das Betragen aller ihrer Mitglieder untereinander und 
gegen alle ihre Mitmenſchen Rüdficht auf Farbe, Bekenntnis oder Na: 
tionalität fei“, auch heute noch die Richtichnur für die Handlungen ber 
PBarteigenofjen fein muß.“ 

Bollmar erklärt, er glaube nicht an das taufendjährige Reich, 
wohl aber an den zehnftündigen Normalarbeitätag. 


Ih habe mich gefreut, daß Bebel ausdrüdlich betont hat, es muß 
unfer Beftreben fein, die Mafjen zu gewinnen; dieſe gewinnen wir aber 
nicht, wenn wir ihnen bloß unfere Endziele verfprechen, wir müfjen — 
zeigen, daß wir beſtrebt ſind, ihnen ihre augenblickliche Lage zu verbeſſern. 
Bebel jagt: wir ſtellen Anträge im Reichstage, hauptſächlich im propagan— 
diſtiſchen Intereſſe, unbekümmert darum, ob ſie angenommen werden. Dem 
tann ich durchaus nicht beiſtimmen. Ich bin der Meinung, es kann durch: 
aus nicht gleichgiltig ſein, ob unſere Anträge angenommen oder abgelehnt 
werben. Wenn wir die Einführung bes Normalarbeitstages im Reichstage 
beantragen, dann muß es uns doch darum zu thun fein, unferen Antrag 
durchzubringen. Ich habe nun in meiner Münchener Rede gejagt: Wir 
müffen langjam vorwärts gehen, ohne das Ziel aus dem Auge zu verlieren, 
bemüht jein, den dornenvollen Weg, den wir bis zu dieſem Ziele zurückzu— 
legen haben, möglichft gut einzurichten. Bebel jagte: wenn er die Wahl 
zwijchen dem Stürmen und dem langiamen Borwärtsgehen habe, dann wähle 
er das erftere. Nun, ich muß dem Genofjen Bebel jagen: bei den heutigen 
militärifchen Verhältniffen könnten wir und bei dem Stürmen leicht die 
Köpfe einrennen. Sch bin der Meinung, eine Partei, die bei den Wr 
Wahlen 1! Millionen Stimmen hatte, bie fi) bei den näditen Wahlen 
verdoppeln dürften, bat die Verpflichtung, auf ruhigem, gejelichem und 
parlamentarijhem Wege vorzu At Ich bin ber Meinung: je mehr wir 
auf dem Boden ber heutigen 6: ellichaftsordnung erreichen, befto jchneller 
gelangen wir zu unjeren Endzielen. Ich habe vor Mebereilung gewarnt und 
ein langſames Borgehen iur Sr weil ich nicht will, daß wir bei einem 
zu fchnellen Vorgehen einen Rüdjchlag erleiden, der unfere Bewegung auf 
lange Zeit hinaus zurüdwerfen würde. Der nächte Krieg, der nicht mehr 
fern ift, jagt Bebel, wird zu einem allgemeinen Bankerott der bürgerlichen 
Geſellſchaft führen, dan kommt der große Kladderadatſch, und wir werden 
im ftande fein, die bürgerliche Geſellſchaft abzulöjen und unjere Endziele zu 
verwirklichen. Ich fomme dabei auf die auswärtige Politil. Man hat mid 
ja einen patriotiſchen Mann genannt. Allein auch Bebel wird jet in aus: 
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ländiſchen Zeitungen ala Patriot bezeichnet, der, wenn e3 zum Kriege fommen 
jollte, als exfter — der Regierung gegen den auswärtigen Feind 
fämpfen würde. (Werner: Sehr richtig!) Ich will gleich von vornherein 
erklären, daß ich den Standpunkt Bebels in der auswärtigen Politik teile. 
(Aha! der Oppofition.) Auch ich bedauere, daß durch den Dreibund bie 
Kriegägefahr im Wachſen begriffen ift. Allein, ich bin ber Meinung, daß 
wir alles aufzubieten haben, was geeignet ift, einen Krieg zu verhindern. 
Ih will die Schredniffe nicht ausmalen, die ein Sieg Rußlands über 
Deutichland bringen könnte, und ich bin überzeugt, wern das deutjche Vater: 
land von einem auswärtigen Feind angegriffen würde, dann twären bie 
deutfchen Sozialdemokraten nicht die legten, die alles aufbieten würden, um 
den Feind zu fchlagen. Wir können nur mit natürlichen Berhältnifien 
rechnen. Sch muß bemerken: eine ſolche Prophezeiung, wie fie von Bebel 
aufgeftellt worden, iſt geradezu gefährlih. Die Maſſen werden jelbitver: 
ftändlich jagen: wenn der Tag fo nahe ift, wo wir unſere Endziele erreichen 
werden, wozu wollen wir noch uns mit der Eleinlichen Agitation wie die 
Grreihung des Adhtftundentages befafjen. Eigentümlich ift es, daß man nur 
mit Siegen rechnet und gar nicht eine Niederlage ins Auge faßt. Und was 
ein Sieg Rußlands über Deutichland für die Arbeiter bedeuten würde, dieſe 
Schreckniſſe will ich gar nicht ausmalen. Die Berliner Volkstribüne, die 
mich des Chauvinismus bezichtigt, jchreibt: E3 kann uns gar nicht? ange: 
nehmer jein als ein Krieg, wir fünnen dabei nur gewinnen, und deshalb 
wünſchen wir, daß der Krieg jo jchnell al3 möglich fommt. Ja, wenn man 
auf diefem Standpuntt fteht, dann ift ed auch notwendig, ber Regierung die 
Mittel zur Kriegführung zu bewilligen, denn mit Pappenjtielen können doch 
die Ruſſen nicht geichlagen werden. (Heiterkeit.) ch bin der Meinung, daß 
ein Krieg für die Arbeiterbewegung von den unbeilvollften Folgen wäre, 
und kann mich der Anficht keineswegs anfchließen, dat der nächſte Krieg ber 
legte jein würde. Deshalb haben wir alles aufzubieten, was geeignet ift, 
den Krieg zu vermeiden oder foweit ala möglich hinauszujchieben. Man 
icheint ganz vergefien zu haben, daß ber Brüffeler Kongreß Ddiejelbe Anſicht 
ausgeſprochen hat. Eine voreilige Verwirklichung unferer Ziele ohne feiten 
Untergrund wäre aufs höchite zu beflagen. Es wäre dies nichts weiter als 
eine Wiedergeburt der Parifer Kommune mit allen ihren Verkehrtheiten und 
Rückſchlägen. 


Oertel beantragt, der Parteitag möge erklären, daß er den 
Standpunkt Vollmars nicht teile. Vollmar erklärte es für ſelbſt— 
verſtändlich, daß er der Bebelſchen Reſolution zuſtimme; der An— 
trag Oertel habe eine perſönliche Spitze gegen ihn: ſollte er ange— 
nommen werden, dann habe er den Boden in der Partei verloren 
und zum lettenmale auf einem fozialdemofratifchen Parteitage ge— 
Iprochen. — Nach einer Rede Bebeld wird dann ein Antrag ein= 
gebracht, dahin gehend: „nachdem fich „Genoſſe“ Bollmar ohne jede 
Einſchränkung für die vom Genoffen Bebel und anderen Rednern 
entwidelten Anfichten bezüglich der Beibehaltung der biöherigen 
Parteitaktit außgefprochen habe, erkläre ber Parteitag den Antrag 
Oertel für erledigt und gehe über benjelben zur Tagesordnung 
über.“ Diefer Antrag und die von Bebel beantragte Reſolution 
werden einftimmig angenommen, 
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Am lebten Tage wird nach kurzer Begründung durch Yieb- 
fnecht dag neue Programm angenommen. Es lautet: 


Die ökonomische Entwidlung der bürgerlichen Gejellichaft führt mit 
Naturnotwendigkeit zum Untergang des Sleinbetriebes, deffen Grundlage das 
Privateigentum de3 Arbeiterd an feinen Produftionsmitteln bildet. Sie 
trennt den Arbeiter von feinen Produftiongmitteln und verwandelt ihn in 
einen befiglojen Proletarier, indes die Produftiongmittel das Monopol einer 
verhältnismäßig tleinen Zahl von KHapitaliften und Großgrundbefigern werden. 

Hand in Hand mit diefer Monopolifierung der Produftionsmittel 
geht die Verdrängung der zerfplitterten Kleinbetriebe durch folofjale Groß: 
betriebe, geht die Entwidlung des Werkzeugs zur Majchine, geht ein vielen: 
haftes Wachstum der Produktivität der menschlichen Arbeit. Aber alle Bor: 
teile diejer Umwandlung werben von den Kapitaliften und Großgrundbefiern 
monopolifiert. Für das Proletariat und die verfinfenden Mittelichichten — 
Kleinbürger, Bauern — bedeutet fie mwachjende Zunahme der Unficherheit 
ihrer Exiſtenz, des Elends, des Drucks, der Stnechtung, der Erniedrigung, 
der Ausbeutung. 

Immer größer wird die Zahl der Proletarier, immer majjenhafter 
die Armee der überjchüffigen Arbeiter, immer jchroffer der —5 zwiſchen 
Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klaſſenkampf zwiſchen 
Bourgeoiſie und Proletariat, der die moderne Geſellſchaft in zwei feindliche 
Heerlager trennt und das gemeinſame Merkmal aller Induſtrieländer iſt. 

Der Abgrund zwiſchen lan und Befitlojen wird noch erweitert 
durch die im Weſen der fapitaliftiichen Produktionsweiſe begründeten Kriſen, 
die immer umfangreicher und verheerender werden, die allgemeine Unficher: 
heit zum Normalzuftand der Gejellichaft erheben und den Beweis liefern, 
daß die Produftivfräfte der heutigen Gejellichaft über den Hopf gewachſen 
find, daß das Privateigentum an Produftionsmitteln unvereinbar geworden 
ift mit deren ziwedentiprechender Anwendung und voller Entwidlung. 

Das Privateigentum an Produftionsmitteln, welches ehedem das 
Mittel war, dem Produzenten dad Eigentum an feinem Produkt zu fichern, 
ift heute zum Mittel geworden, Bauern, Handwerker und Stleinhändler zu 
erpropriieren und die Nichtarbeiter — Stapıtaliften und Großgrundbefiger -- 
in ben nk des Produkts der Arbeiter zu ſetzen. Nur die Berwandlung 
de3 fapitalijtiichen Privateigentums an Produftionsmitteln — Grund und 
Boden, Gruben und Bergwerke, Robitoffe, Werkzeuge, Mafchinen, Verkehrs: 
mittel — in gejellichaftliches Eigentum und die Umwandlung der Waren: 
produktion im jozialiftifche, für und durch die Gefellichaft betriebene Pro» 
duktion kann es bewirken, daß der Großbetrieb und die jtet3 wachjende Er: 
tragsfähigfeit ber gejellichaftlichen Arbeit für die biaher ausgebeuteten Klaſſen 
aus einer Duelle de3 Elends und der Unterdrüdung zu einer Quelle der 
höchſten Wohlfahrt und allfeiliger harmonischer Vervollkommnung werde. 

Diefe gejellichaftliche Umwandlung bedeutet die Befreiung nicht bloß 
des Proletariats, jondern des gejamten Menfchengefchlechts, das unter den 
heutigen Zuftänden leidet. Aber fie fann nur dag Werk der Arbeiterflafie 
fein, weil alle anderen Klaſſen, troß ber Intereſſenſtreitigkeiten unter fich, 
auf dem Boden bed Privateigentums an Produktionsmitteln ftehen und die 
nt ber Grundlagen ber heutigen Gejellihaft zum gemeinfamen Ziel 

en. 

Der Kampf der Arbeiterflaffe gegen bie kapitaliſtiſche Ausbeutung 
ift notwendigerweiſe ein politifcher Kampf. Die Urbeiterklaffe kann ihre 
öfonomifchen Kämpfe nicht führen und ihre ökonomische Organifation nicht 
entrwideln ohne politische Rechte. Sie kann ben Uebergang der Produktions: 
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mittel in den Befiß der Geſamtheit nicht bewirken, ohne in den Beſitz ber 

politiichen Macht gelommen au fein. 

Diefen Kampf der Arbeiterklaffe zu einem bewußten und einheitlichen 
zu geftalten und ihm fein naturnotwendiges Ziel zu weifen — das ift bie 
Aufgabe ber ſozialdemokratiſchen Partei. 

Die Intereſſen der Arbeiterklaffe find in allen Ländern mit fapita- 
liftifcher Produktionsweije die gleichen. Mit der Ausdehnung des Weltver: 
kehrs und der Produktion für den Weltmarkt wird die Lage der Arbeiter 
eined jeden Landes immer abhängiger von ber Lage der Wrbeiter in den 
anderen Ländern. Die Befreiung der Arbeiterflafje ift aljo ein Werk, an 
bem die Arbeiter aller Kulturländer gleichmäßig beteiligt find. In dieſer 
Erkenntnis fühlt und erklärt die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands fid 
eins mit den klaſſenbewußten Arbeitern aller übrigen Länder. 

Die fozialdemofratiiche Partei Deutſchlands kämpft aljo nicht für 
neue Stlafjenprivilegien und Vorrechte, jondern für die Abſchaffung ber 
KHlafjenherrichaft und der Klaſſen jelbft und für gleiche Rechte und gleiche 
Pflichten Aller ohne Unterjchied des Geichlecht3 und der Abftammung. Bon 
diejen Anſchauungen ausgehend befämpft fie in der heutigen Gejellichaft nicht 
bloß die Ausbeutung und Unterdrüdung der Lohnarbeiter, jondern jede Art 
der Ausbeutung und Unterdrüdung, richte fie fich gegen eine Rlaffe, eine 
Partei, ein Gejchlecht oder eine Race. 

Ausgehend von diefen Grundfäßen fordert die jozialdemafratijche 
Partei Deutſchlands zunächſt: 

1) Allgemeines gleiches direktes Wahl: und Stimmrecht mit geheimer 
Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten Reichdangehörigen ohne Unterfchied 
des Geſchlechts für alle Wahlen und Abjtimmungen. Broportional-Wchl: 

ſyſtem; und bis zu defjen Einführung gejegliche Neueinteilung der Wahl: 

freife nach jeder Volkszählung. Zweijährige Geſetzgebungsperioden. Bor: 
nahme der Wahlen und Abjtimmungen an einem gejeglichen Rubetage. Ent: 

Ihädigung für die gewählten Bertreter. Aufhebung jeder Beichränfung 

politijcher Rechte außer im Falle der Entmündigung. 

- 2) Direkte Gefeßgebung durch das Volt vermittelft des Vorſchlags— 
und BVerwerfungsrechts. Selbitbeitimmung und Selbjtverwaltung des Volks 
in Rei, Staat, — und Gemeinde. Wahl der Behörden durch das 
— Verantwortlichkeit und Haftbarkeit derſelben. Jährliche Steuer: 

ewilligung. 

3) Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit. Vollswehr an Stelle 
ber ftehenden Heere. Enticheidung über Krieg und Frieden durch die Volks— 
ae Schlichtung aller internationalen Streitigkeiten auf ſchiedsgericht⸗ 
ichem Wege. 

4) Abſchaffung aller a welche die freie Meinungsäußerung und 
das Recht der Bereinigung und Verſammlung einjchränfen oder unterbrüden. 
5) Abſchaffung aller Gejege, welche die Frau in Öffentlicher und pri- 
vatrechtlicher Beziehung gegenüber dem Manne benachteiligen. 

6) Erklärung der Religion zur Privatſache. Abſchaffung aller Auf: 
wenbdungen aus Öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und zeligiöfen Zineden. 
Die kirchlichen und religiöfen Gemeinschaften find ala private Vereinigungen 
zu betrachten, welche ihre Angelegenheiten volltommen jelbftändig orbnen. 

?) Weltlichfeit der Schule. Obligatorifcher Beſuch ber öffentlichen 
Volkeſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehrmittel und der Der 
pflegung in ben öffentlichen Volksſchulen, ſowie in ben —28* Bildungs: 
anftalten —— Schüler und Schülerinnen, die kraft ihrer Fähig 
feiten zur weiteren Ausbildung geeignet erachtet werden. 

8) Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechtsbeiſtands. Recht: 
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ſprechung durch vom Volk gewählte Richter. Berufung in Strafjadhen. 
Entſchädigung unſchuldig Angeklagter, Verhafteter und Berurteilter. Abs 
ſchaffung der Todesſtrafe. 

9) Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung einſchließlich der Ger 
burtshilfe und der Heilmittel. Unentgeltlichkeit der Totenbeſtattung. 

10) Stufenweiſe ſteigende Einkommen- und Vermögensſteuer zur Be— 
ſtreitung aller öffentlichen Ausgaben, ſoweit dieſe durch Steuern zu decken 
find. Selbſteinſchätzungspflicht. Erbſchaftsſteuer, ſtufenweiſe ſteigend nad 
Umfang des Erbguts und nach dem Grade der Verwandtſchaft. Abſchaffung 
aller indirekten Steuern, Zölle und ſonſtigen wirtſchaftspolitiſchen Maß— 
nahmen, welche die Intereſſen der Allgemeinheit den Intereſſen einer bevor— 
zugten Minderheit opfern. 

Zum Schutze der Arbeiterklaſſe fordert die ſozlaldemokratiſche Partei 
Deutſchlands zunächſt: 

1) Eine wirkſame nationale und internationale Arbeiterfchuggejeh: 
gebung auf folgender Grundlage: 

a) Feſtſetzung eines höchftens acht Stunden betragenden Normalarbeitätags. 

b) Verbot ber Erwerböarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren. 

c) Verbot der Nachtarbeit, außer für folche Induſtriezweige, die ihrer 
Natur nach, aus technifchen Gründen oder aus Gründen der öffent: 
lichen Wohlfahrt Nachtarbeit erheifchen. 

d) Eine unterbrochene Ruhepaufe von mindeſtens 36 Stunden in jeder 
Woche für jeden Arbeiter. 

e) Verbot des Truckſyſtems. 

2) Ueberwadhung aller gewerblichen Betriebe, Erforichung und Rege— 
lung ber Arbeitsverhältniffe in Stadt und Land durch ein Reichsarbeits— 
Se Bezirksarbeitsämter und Arbeitsfammern. Durchgreifende gewerbliche 

Hygiene. 

3) Rechtliche Gleichftellung ber landwirtſchaftlichen Arbeiter und ber 
Dienftboten mit den gewerblichen Arbeitern; Befeitigung ber Gefindeord: 
nungen. 

4) Sicherftellung des Koalitionsrecht3. 

5) Uebernahme der gejamten Arbeiterverficherung durch das Reich 
mit maßgebender Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung. 

18. Oktober. Der Kaifer richtet folgendes Telegramm an 
den Präfidenten der phyfifalifchztechnifchen Reichsanſtalt, Profeſſor 
Dr. v. Helmholtz: 

63 gereicht Mir zu großer Freude, Ihnen einen bejonderen Beweis 
Meiner aufrichtigen Verehrung und Bewunderung zu teil werden zu laſſen, 
indem Ich Sie zum Wirklichen Geheimen Rat mit dem Prädifat Erzellenz 
ernenne. Sie haben, Yhr ganzes Leben zum Wohle der Menfchheit ein: 
fegend, eine reiche Anzahl von herrlichen Entdefungen für deren Nutzen 
vollbradt. Ihr ftet3 dem reinften und höchſten Idealen nachſtrebender Geijt 
Ließ in jeinem hohen Fluge alles Getriebe von Politit und der damit ver: 
bundenen Parteiungen weit Hinter ſich zurüd. Ich und Mein Volk find 
ftolz darauf, einen folch bedeutenden Mann unjer nennen zu können. ch 
habe den Geburtstag Meines heißgeliebten und unvergehlichen Vaters zu 
Diejer Anerkennung gewählt, wohl wiſſend, wie hoch Er Sie ſchätzte und 
ein wie treu ergebener Freund und Untertdan Sie Jhm waren. Möge Gott 
und Ihr teures Leben noch lange zum Wohle Deutſchlands und der ge: 
famten Welt erhalten. 

Ihr wohlaffektionierter König 
Wilhelm R, 
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22. Oftober. (Stuttgart.) Eröffnung der Ständever: 
ſammlung durch den König mit folgender Thronrede: 

„Rah 2Tjähriger — Regierung iſt Mein vielgeliebter Herr 
Oheim, des Königs Karl Majeftät, von Mir und dem dankbaren Volke tief 
betrauert, aus dem Leben geſchieden. Zur Nachfolge in der Regierung be: 
rufen, trete Jch in die Mitte Meiner getreuen Stände und entbiete Jhnen 
Meinen Königlien Gruß. Ich habe bereits ausgeſprochen, wie Jch darauf 
zähle, daß Mein geliebtes Bolt Mir in Liebe und Vertrauen entgegentommt. 
Auch bei den Ständen des Landes hoffe Ich zuverfichtlich auf eine verftänd: 
nisvolle Unterftügung für ein erfprießliches Wirken zum Wohle des Ganzen. 
Wenn Ich die Lage des geſamten Vaterlandes zu der Zeit, in welcher ber 
verewigte König die Zügel der Regierung ergriff, mit den jegigen Berhält: 
niſſen vergleiche, jo bin Ich glüdlich, indem Ich heute an diejer Stelle vor 
allem der feitgefügten machtvollen Einigung gedente, welche dem deutjchen 
Volke als Frucht eines langen fchweren Ringens in dem erftandenen Deut: 
ſchen Reiche für alle Zeiten gewonnen ift. Die im der Zugehörigkeit zu 
demjelben begründeten Pflichten in unwandelbarer Treue zu erfüllen, ſoll 
Mir ein hohes Anliegen fein. Innerhalb des engeren Vaterlandes wird die 
Pflege eines ftetigen und bejonnenen Fortſchritis auf allen Gebieten des 
ftaatlichen Leben? Gegenftand Meiner unausgejegten Bemühungen bilden. 
Noch hat die Frage einer zeitgemäßen Revifion der Landesverfafjung, ins: 
bejondere in Abficht auf die Zufammenjegung ber Ständeverfammlung, eine 
Löſung nicht gefunden. Meine Regierung wird den Verſuch einer Berftän: 
digung erneuern, und ch hege die Hoffnung, daß es bei Beratung ber zu 
erwartenden Vorlage gelinge, in patriotifchem Zuſammenwirken das ſchwie— 
rige Werk einem glüdlihen Abſchluß entgegenführen. Die Pflege ber Re: 
ligion und die Fürſorge für das geiftige und fittliche Wohl des Volkes 
werde Ich ala Heilige er ie etrachten. Die Sicherung und Hebung 
ber voltswirtichaftlichen Intereffen auch durch Weiterentwidelung der Ber: 
fehramittel und durch die gleichmäßige Förderung von Gewerbe und Land: 
wirtichaft wird die befondere Sorge Meiner Regierung fein; namentlich ift 
auch die Fortbildung der Kulturgeſetzgebung in ihren verfchiedenen Zeigen 
eine bereit? in Angriff genommene Aufgabe. 

Im Finanzweſen bin Ich getwillt, auf den altbewährten Grunblagen 
mit Vorficht weiterzubauen. Um die gerechte Verteilung der öffentlichen Lafien 
fiherzuftellen und dem Staate wie den Gemeinden die Mittel zur Beftreitung 
ihrer Bedürfnijfe nachhaltig zu gewähren, wird der fachgemäßen Weiter: 
führung der Steuergejeggebung Meine volle Aufmerkſamkeit zugewenbet jein. 
Möge über Ihren Beratungen allezeit ber Geift der Mäßigung und Per: 
föhnlichkeit walten; mögen Jhre Verhandlungen getragen fein von der Ueber: 
zeugung, dab das Glück Meines Volkes die einzige Richtichnur Weines 

andelns ift, dann wird unjeren gemeinfamen Beftrebungen mit Gottes 
Sir ber Erfolg nicht fehlen! Stark durch ein unzertrennliches Band gegen- 
jeitigen Vertrauens, welches Fürſt und Volk umjchlingt, darf Ich die Er: 
füllung des heißeften Wunfches erhoffen, der Mich bejeelt, daß Meine Re: 
gierung dem geliebten Württemberg möge fein: eine Zeit der Wohlfahrt 
und des Friedens. Das walte Gott!“ 

27. Oktober. Ankunft des Königs von Rumänien in 
Potsdam zum Bejuch bei dem Kaiſer. 

27. Oktober. Reichſstagswahl in Stolps-Lauenburg. Der 
liberale Kandidat Hofbejiger Dau erhält 11,861, der Konſer⸗ 


vative v. d. Oſten 7868, Sozialiſt Herbert 302 Stimmen. 
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27. Oftober. Der „Reichsanzeiger” veröffentlicht folgenden 
Erlaß: 

Die beklagenswerten Erſcheinungen, welche das Strafverfahren gegen 
bie Eheleute Heinze [angeklagt den Nachwächter Braun ermordet zu haben; 
die Frau eine Proftituierte, der Mann ihr Zuhälter) hat zu tage treten 
lafien, beunruhigen Mein lambeöväterliches Herz fortgefegt. Obwohl Ich 
dem Yuftizminifter Meine Auffaffung bereit? im allgemeinen fundgegeben 
habe, und obwohl Mir befannt ift, daß ſeitens der nächftbeteiligten Miniſter 
bes Innern und der Juſtiz vorbereitende Schritte zur Bejeitigung der u 
gebedten Schäden eingeleitet find, jo drängt ed Mich doch, auch die Auf: 
merktjamfeit Meines Staatsminifteriums auf dieje für dad Wohl des ganzen 
Landes jo bedeutungsvolle Angelegenheit binzulenten und dasjelbe zu ver: 
anlafjen, Mir auf Grund der von den Refjortininijtern gepflogenen Verhand— 
lungen thunlichit bald beftimmte Vorfchläge zu machen. Wenn Ich dabei 
auf diejenigen Gefichtspunfte hinweise, welche Mir für die Beurteilung der 
hervorgetretenen Mißſtände und ber zu ihrer Abwehr zu ergreifenden Maß— 
nahmen bejonders wichtig erfcheinen, jo halte Jh Mich dazu umjomehr 
verbunden, als das Recht in Meinem Namen gejprochen wird und Ich von 
dem Bemwußtjein der Pflichten, welche Mir als oberftem Hüter des Rechts 
und der Ordnung obliegen, voll durchdrungen bin. Der Heinze'ſche Prozeß 
hat in erjchredender Weife dargelegt, daß das Zuhältertum neben einer aus: 
gedehnten Proftitution in den großen Städten, insbejondere in Berlin, fich 
zu einer gemeinen — für Staat und Geſellſchaft entwickelt hat. Be: 
hufs energifcher Belämpfung diejes Unweſens wird in erfter Linie in Frage 
fommen, inwieweit jchon auf Grund ber beftehenden Geſetze mit Nachdrud 

egen bie Zuhälter eingejchritten iwerden fann. Dieje Aufgabe fällt ber 
34 und der Strafgeſetzpflege zu. Es wird der Polizei ein kräftiges und 
unter Umſtänden rückſichtsloſes Vorgehen gegen die Ausſchreitungen jener 
verworfenen Menſchenklaſſe zur Pflicht zu machen, zugleich aber werden die 
Exekutivbeamten darüber zu vergewiſſern fein, daß fie bei thatkräftigem 
Vorgehen nicht nur Meine Anerkennung, jondern auch Meinen Schuß finden 
twerden. Was die Anwendung der bejtehenden Strafgejete anlangt, jo wird 
darauf hinzuwirken fein, daß die Gerichte bei ihrem Urteil fich nicht von 
einer falichen Humanität leiten laffen und demgemäß auch bei erjten Fällen 
auf ein möglichſt hohes Strafmaß erfennen. Im Anſchluß hieran wird zu 
erörtern fein, ob und in welcher Weiſe es etwa einer Aenderung oder Er: 
gänzung bes beftehenden Strafrecht3 bedarf. 

Auch das Strafverfahren wird einer näheren Prüfung zu unterziehen 
und werden babei Mafregeln zu erwägen fein, welche es verhindern, daf 
Verteidiger, uneingedenk ihrer Pflicht, zur Ermittelung der Wahrheit bei- 
zutragen, es zu ihrer Aufgabe machen, dem Unrecht ſelbſt durch frivole 
Mittel zum Siege zu verhelfen. Nicht minder ift Vorjorge zu treffen, daß 
die Würde des Gerichtähofes ſowohl der Verteidigung wie den Angeflagten 
und dem Publitum gegenüber unter allen Umftänden gewahrt bleibe. End— 
Lich erjcheint e3 geboten, daß in fällen, in welchen bie ſchwerſten fittlichen 
Schäden ben Gegenftand ber Verhandlung bilden, die Deffentlichkeit des Ver: 
fahrens ausgeſchloſſen werde. 

Gegenüber den betrübenden Erſcheinungen des Heinze'ſchen Prozeſſes 
ift es Mir eine erfreuliche Wahrnehmung, daß bie großen Gefahren und 
Mikftände, welche der Prozeß bloßgelegt hat, von allen Schichten der Be: 
völferung in ihrer vollen Tragweite erkannt find und daß die öffentliche 
Meinung einmütig die Notwendigkeit wirkſamer Abwehr hervorhebt. Dies 
Läßt Mich Hoffen, daß ben von Meiner Regierung zu treffenden Maßnahmen 
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diejenige Unterftükung innerhalb ber gefitteten Kreife Meines Volkes nicht 
fehlen wird, ohne welche eine dDurchgreifende Abhilfe nicht erwartet werden darf. 
Neues Palais Potsdam, den 22. Oktober 1891. 
Wilhelm R. 


An das Staatöminifterium. 


30. Oktober. (Bayern) Das Kultusminifterium verjagt 
den Altkatholiken definitiv die Anerkennung als öffentliche Kor: 
poration und verbietet ihnen den Gebrauch der äußeren Jnfignien 
des fatholifchen Kultus (die Aktenftüde im „Staatsarchiv“ Bd. 52). 

30. Oktober. (Stuttgart.) Die Abgeordnetenfammer nimmt 
ein Gefje betreffend die Erhöhung der Zivillifte um 200,000 Marl 
mit 83 gegen 3 Stimmen an. 


31. Oftober. (Stuttgart.) Die von der Kammer einftimmig, 
nach Ablehnung eines Amendements, betr. Abjchaffung der Vor« 
rechte der Geburt und des Amtes für die zweite Kammer, bejchloffene 
Antwortsadreffe lautet: 


Eure Königliche Majeftät 
haben nad Antritt Allerhöchft Ihrer Regierung die Stände bed Landes um 
fi) verfammelt. 

In tiefem Schmerze trauert mit Euer Königlichen Majeftät die Kammer 
der Abgeordneten um den Heimgang Str. Majeftät des Königs Karl. Die 
reichen Segnungen Seiner langen und glüdlien Regierung fichern dem 
2 —— im Herzen des dankbaren Volkes ein unvergängliches 

nbdenfen. 

Das mürttembergifche Voll, mit feinem Fürftenhaufe in Freud und 
Leid ſtets innig verbunden, wird auch Eurer Königlichen Majeftät Liebe mit 
Liebe vergelten, Vertrauen mit Vertrauen erwidern. Als die Vertreter dieſes 
Volkes bringen wir Eurer Königlichen Majeftät die feierliche DVerficherung 
unwandelbarer Treue und unabläffiger Bereitwilligfeit zur pflichtmäßigen 
Unterftügung aller auf das Wohl des Baterlandes gerichteten Bemühungen 
entgegen. 

Mit Freuden haben mir die hochherzigen Worte vernommen, mit 
welchen Euer Majeftät der feftgefügten und machtvollen Einigung gedenken, 
welche dem beutjchen Wolfe als die Frucht langen und ſchweren Ringen® in 
dem wiedererſtandenen Deutichen Reiche für alle Zeiten gewonnen ift. Den 
Verpflichtungen gegen das Reich gewiſſenhaft nachzukommen, werden auch wir 
uns ſtets angelegen ſein laſſen. 

Eure Königliche ag ae haben uns die ernfte Abfiht kundgegeben, 
ber Pflege eines ftetigen, bejonnenen Fortſchritts auf allen Gebieten bes 
ftaatlichen Lebens, der Pflege der Religion und der Fürſorge für das geiftige 
und fittliche Wohl des Volkes, der Eicherung und Hebung ber volkswirt— 
Ichaftlichen Intereſſen, der gleichmäßigen Förderung der Gewerbe und der 
Landwirtſchaft AllerhöchſtIhre unausgeſetzte — und Aufmerkſamkeit 
zu widmen. Mit dankbarer Freude haben wir hievon Kenntnis genommen. 
Wir find gern bereit, Eurer Königlichen Majeftät auf diefen Wegen zu 
folgen und bei ben zur Erreichung dieſer Ziele erforderlichen Vorlagen nad 
0 ei Kräften und unferm beften Wifjen mitzuwirken. 

Eine zeitgemäße Revifion der Landesverfafjung, insbefondere Hinficht: 
li der Zujammenfegung der Ständeverfammlung, nn wir und wieder: 
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holt in Anregung zu bringen erlaubt. Mit Befriedigung haben wir baher 
vernommen, daß die Regierung Eurer Königlichen Majeftät zu dieſem Zwecke 
einen Geſetzesentwurf vorzulegen entichloffen ift; wir teilen die Hoffnung 
Eurer Königlichen Majeftät, dab das patriotiſche Zuſammenwirken aller Be: 
— einer befriedigenden Löſung der ſchwierigen und wichtigen Frage 
ühren wird. 

Die veränderte Geftaltung ber wirtſchaftlichen Verhältnifſſe legt eine 
ber Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen beſſer angepaßte Verteilung der 
direften Steuern, die Steigerung der Aufgaben der Gemeinden eine Erwei— 
terung ihrer Beiteuerungsrechte nahe; einem gejeßgeberifchen Vorgehen, welches 
ih unter thunlichiter ——— der beſtehenden Verhältniſſe in dieſer Rich— 
tung bewegt, werden wir unſre Unterſtützung nicht verſagen. 

Möge Eure Königliche Majeſtät unfre Worte gnädig entgegennehmen 
unb verfichert fein, da& wir bei unferen Verhandlungen eingedent des Eibes, 
den wir geſchworen haben, das unzertrennliche Wohl des Königs und des 
Baterlandes ohne alle Nebenrücficht nach befter Ueberzeugung treu und ge: 
wiſſenhaft beraten werben. 

Der allmächtige Gott verleihe Eurer Königlichen Majeftät eine lange 
glüdliche Regierung. Möge ed Eurer Königlichen Majeftät bejchieden fein, 
unjerem DBaterlande eine lange Zeit des ungetrübten Glückes, der Wohlfahrt 
und des Friedens zu bringen! 

In tieffter Ehrhurcht verharrt 
Eurer Königlichen Majeftät 
treugehorjamfte Kammer der Abgeorbneten. 

Stuttgart, den 31. Oftober 1891. 

31. Oktober. (Danzig) Ankunft des ruffifchen Kaiſer— 
paares von Kopenhagen. Zum Empfange find der ruffifche Bot— 
Schafter Graf Schumaloff aus Berlin mit dem Perfonal der Bot— 
Schaft, ferner der hiefige ruſſiſche, däniſche und englifche Konſul und 
bie Spiten der hieſigen Behörden am Landungsplate anmejend. 
Das Kaiferpaar fett die Reife zu Lande ohne Aufenthalt fort. Um— 
faffende Sicherheitgmaßregeln unter Aufgebot zahlreichen Militärs 
find von preußijcher Seite getroffen. 

Ende Dftober. Entlaffungsgejuch des Majors v. Wißmann. 

Anfang November. Mehrere Berliner Bankfirmen, Hirjch- 
feld und Wolff, Friedländer und Sommerfeld, Maaß u. a. machen 
Banferott, wobei fi) große Depot-Unterfchlagungen herausitellen. 

Anfang November. In Berlin finden eine Reihe von jozial- 
demofratijhen Volksverſammlungen ftatt, in denen bie 
„Dppofition“ unterliegt und die Beichlüffe des Parteitag3 gebilligt 
werben. 

1. November. Nachdem König Karl von Rumänien 
Berlin verlaffen, veröffentlicht die „Poſt“ folgenden Artikel: 

„Se. Majeftät der König von Rumänien ift geftern in feine Staaten 
zurüdgereift nad) einem Aufenthalte von drei Tagen in Berlin jowohl als 
in Potsdam. Daß ein längerer Aufenthalt am Berliner Hofe beabfidhtigt 
war, ift nicht anzunehmen, da Staatsgejchäfte, unter diefen Dlinijterverände: 
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rungen, bem Monarchen nicht geftatteten, länger im Auslande zu verweilen. 
Der Umftand, daß Pie: ber Präfident bed rumäniſchen Staatäminifteriums, 
Floresco, nicht im olge feines Monarchen befand, läßt wohl annehmen, 
dab ber politische * des Beſuches in Berlin, wenn ein ſolcher über: 
haupt ins Auge gefaßt worden war, nicht über den Beſuch König Karoli 
bei dem Reichätanzler General dv. Caprivi hinauskam. Dieſe Annahme ge: 
winnt an Wahrjcheinlichkeit, wenn man in Erwägung zieht, daß ein Beitritt 
Rumänien® zum Dreibunde nur unter der Bedingung einer Garantie bei 
Beſitzſtandes des Königreiched Rumänien vonjeiten Deutjchlands und Defter: 
reich: UIngarns von Bedeutung fein könnte, daß aber, abgejehen davon, bak 
der Dreibund bereitö fejtgelegt und gefügt ift, ſolche Garantieen nur dam 
Sinn und Wert haben, wenn ber Stadt, für ben die genannten Mächte 
Garanten werben follen, ein Aequivalent an Macht und Bedeutung zu bieten 
hätte, was bei Rumänien in Bezug auf Deutjchland und Defterreich nicht 
zutreffen möchte.“ 

2. November. (Pofen.) Ein Ertrablatt des Dziennik Poz- 
nanafi meldet die Ernennung des Prälaten Dr. Florian v. Stab- 
lewski zu Wrefchen zum Erzbiſchof von Pofen und Gnejen. 

Auf einem Katholifentag in Thorn Hatte Stablewski eine 
Rede gehalten, an die jetzt offizids erinnert wurde: 

„Den Thron hat ein Monarch beftiegen, der es bewielen bat, daß er 
auf der Höhe feiner Aufgabe und feiner Zeit fteht. Er Hat den Kampf 
gegen bie zerfegenben Faktoren der Neuzeit aufgenommen, während anbrer- 
jeit3 politifch im Often auch eine große Gefahr zu beſchwören ift: Rußland 
mit feiner frembartigen Kultur, mit feinem offiziellen religiöjen Fanatis⸗ 
mus, mit feinem Rafſſenhaß und feinem Beftreben, eine univerſal-ſlawiſche 
Monarchie zu gründen oder wenigftens eine brüdende Hegemonie aufzurichten. 
Auf welche Seite wir uns nun ftellen follen, darauf antwortet unfre Ge: 
ſchichte, unfre Erziehung, unfre Kultur. Wir find die Söhne eines Volkes, 
da3 feine Zuaehörigkeit zum Weften nie verleugnet hat, wir find Söhne der 
fatholiichen Kirche, deren erbittertfter Feind Rußland if. Wir haben ben 
Kulturfampf und die antipolniichen Geſetze überftanden, wir haben allen 
Lockungen der Anarchie wibderftanden, die an und auch berangetreten find, 
und es ift nach den heutigen Verhandlungen an der Zeit, auszufprechen, daß 
wir unter allen Umftänden für die ftaatliche und die gejellichaftliche Orb- 
nung einzuftehen feſt entjchloffen find, wobei wir aber unzweideutig erflären, 
daß wir um feinen Preid der Welt unfre nationale Eigenart aufgeben 
werben, und ftet3 das erfämpfen werden, daß ed und erlaubt wird, ala Polen 
innerhalb der preußiihen Monarchie zu leben. Der hohe Sinn unfres 
Monarchen macht es und zur Pflicht, daß wir alle feine jo groß und meit 
angelegten Pläne nach unjern Kräften unterftügen und fördern.“ 

5. November. (Stuttgart) Minifterpräfident v. Mitt- 
nacht fchließt den Landtag mit folgender Rede: 

„Hohe Berfammlung! Seine Königlide Majeftät haben mir den 
ehrenvollen Auftrag zu erteilen gerubt, in Allerhöchftihrem Namen den gegen: 
wärtigen Yandtag zu jchließen. Mit Befriedigung bürfen Sie auf das Er 
gebnis Ihrer Arbeiten in der abgelaufenen Periode zurüdbliden. Bei ber 
Feſtſtellung der VBoranjchläge für den Staatshaushalt der Jahre 1889 bis 
1893, welche vor allem Ihre Thätigfeit in Anfpruch nahm, war es — bdant 
der günftigen Finanzlage — ermöglicht, neben voller Berüdfichtigung ber 
Bedürfniſſe des laufenden Dienftes die direften Steuern zu ermäßigen und 
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ben Zivilftaatsbienern, ben Geiftlichen und Lehrern, insbeſondere ben Volks— 
ſchullehrern die dringend gebotene Beſſerung ihrer ökonomiſchen Lage zu ges 
währen. Durch die Bewilligung namhafter Beiträge zu den Koften ber 
Unterhaltung ber Körperfchaftsftraßen und ber Landarmenverbände, durch 
bie Bereitftellung vermehrter Mittel für Beiträge an Gemeinden zu ben Ge: 

alten ihrer Schulftellen, jowie zu Kirchen, Echul: und Pfarrhausbauten 

aben Sie zu ber wünſchenswerten finanziellen Entlaftung ber Gemeinden 
und Amtslörperichaften eine erfprießliche Mitwirkung geliehen. Reiche Ver: 
wendungen find von Ahnen bewilligt für Zwecke der AYuftiz, ber Kirchen 
und Schulen, zur Förderung gemeinnüßiger Anftalten, zur Hebung der Land» 
wirtichaft, zur Pflege von Handel und Gewerbe, von Kunft und Wiſſenſchaft. 
Dem Gebiete der Verkehrsanſtalten ift Ihre umfaſſende Fürſorge gewidmet 
gewejen. Die weitere Entwidlung bes Eijenbahnneßes mittelft Herftellung 
von Bahnen vorwiegend lokaler Bedeutung hat einen erfreulichen Fortgang 
genommen. Zugleich haben Sie für Erweiterungen und Verbeſſerungen 
an den im Betriebe befindlichen Bahnen, jowie für die Vermehrung und 
Verbeſſerung bes Fahrbetriebsmaterials erhebliche Berräge zur Verfügung 

eitellt und durch die Genehmigung vorbereitender Schritte zum Bau von 
— eniliorwebunnaen für Unterbedienftete der Verfehrsanftalten in Stuttgart 
einer Ausdehnung der beitehenden Wohlfahrtseinrichtungen erwünſchten Vor: 
ſchub geleiftet. Unter den Gejeßgebungsarbeiten diejer Periode nimmt das 
Geſetz über die Verwaltung ber Gemeinden, Stiftungen und Amtsförper: 
ſchaften die erfte Stelle ein. Durch dasjelbe Hat bie jeit einer Reihe von 
Fahren ſchwebende Trage einer Reform auf dem Gebiete ber Gemeinde: und 
Amtölörperfchaftsverwaltung vornehmlich in Abficht auf die Weiterentwid: 
fung des Grundſatzes der Selbftverwaltung ihre Löſung gefunden unter 

leichzeitiger Berüdfihtigung ber befonderen Bebürfniffe ber größeren Stäbte. 

m Zufammenhang hiemit ift durch das Geſetz über die Ortsfchulbehörben 
die zufolge des Wegfalld der Kirchenkondente notwendig gewordene Neubil: 
bung der Organe ber örtlichen Schulaufficht herbeigeführt. Die Cinrichtung 
größerer Landarmenverbände und die hiedurch ermöglichte befjere Ausgleichung 
der Landarmenlaften erjcheint — den in Beziehung auf das öffentliche 
Armenweſen hervorgetretenen Mißſtänden innerhalb des Rahmens der Landes— 

eſetzgebung wirkſam zu begegnen. Der Steuergeſetzgebung iſt in mehrfachen 
len eine Ergänzung und Verbefferung zuteil geworden. Die Straf: 
beftimmungen be3 Einfommenfteuergejeßes find in einer dem herborgetretenen 
Bebürfnis entfprechenden Weije der Reichsſtrafprozeßordnung angepaßt. Weiter 
find zu erwähnen das . über die Kommunalbeftenerung des Haufier: 

ewerbebetriebe3 und das Geſetz über die Erhebung eines Zuſchlags zur 
Sumbeobgabe durch die Gemeinden. Das Ausführungsgeieß zu dem Reiche: 
geſetze über die Invaliditäts: und Altersverfiherung hat durh Schaffung 
einer bejonderen Ortöbehörbe für die a a bie Durchführung 
dieſer Geſetzgebung mwefentlich erleichtert. Auch in dem Geſetz über die Für— 
forge für Beamte infolge von Betriebsunfällen und dem Gejeh über die Um— 
legung ber Beiträge zu den landmwirtjchaftlichen Berufsgenofienjchaften ift 
ein Weiterer Forticrit: auf dem fozialpolitiichen Gebiete begründet. So iſt 
unter Ihrer unermüdeten Mitwirkung eine Reihe wichtiger und bedeutungs— 
voller gejeßgeberiicher Aufgaben gelöft. Für alles, was von Ihnen geleitet 
worben, babe ich Ihnen den warmen Dank Seiner Majeftät des Königs 
auszubrüden. Im allerhöchften Auftrage erkläre ich hiemit den Landtag für 


gerchlofien.” 
6. November. (Straßburg.) Bei den Wahlen von Mit- 
gliedern des Landesausſchuſſes werden 24 Abgeordnete gewählt, 
9* 
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von denen fich feiner feinen Wählern mit einem proteftlerijchen oder 
regierungäfeindlichen Programm zu empfehlen gefucht hat. 

7. November. Bei einem Kommers zu Ehren v. Helmholtz 
und Virchow hält der Rektor der Univerfität Profefjor Förſter 
folgende Anfprache: 

„Kommilitonen! Sie haben heut zwei Helden der geiftigen Arbeit 
und bes geiftigen Kampfes gefeiert, geſchmückt mit dem Lorbeer größter Er- 
folge in der Wiffenfchaft, zwei Männer, welche burch Erhellung der Geifter 
und durch fiegreiche Bewältigung oder Klärung weltbetwegender Probleme 
die geiftige Stärle unferes Volkes, den Ruhm und das Anjehen unſeres 
Vaterlandes bei den anderen Nationen der Erde zu erhalten und zu erhöhen 
mächtig geholfen haben, in anderer Weife, aber vielleicht noch tiefer und 
nachhaltiger, als dies durch die herrlichiten politifchen und militärifchen Er: 
folge geichehen fann. 

Die Stubentenichaft Berlin® hat gezeigt, daß fie diefe Bedeutung ber 
beiden, nunmehr fiebenzigjährigen Vorkämpfer auf dem Gebiete völterver: 
bindender und friedenbringender Geiftesarbeit zu würdigen weiß. 

Es könnte unnötig erjcheinen, der Bewahrung und ber Stärkung ber 
Ginigfeit und der Ginmütigkeit innerhalb einer ſolchen Stubentenfchaft be: 
fondere Wünſche und Mahnungen zu widmen. 

Und doch wird dies gerade durch das heutige Feſt nahe gelegt. 

Auf den erften Blid wird ed ala unmwiderleglih und von dem Be: 
griffe des Studententums untrennbar gelten, daß ber Kern und die Blüte 
einer Stubentenjchaft aus denjenigen befteht, welche wirklich ftudieren, db. h. 
fi intenfiv und ausdauernd der geiftigen Arbeit ebenfo zum Zwecke ber 
fachgemäßen Ausbildung ala zu den idealen Zielen ebdelfter Geijtesbildung 
widmen, und e3 fcheint ebenfo jelbftverftändlich, daß diefer Kern der Stu: 
dentenſchaſt diejelbe auch bei feierlichen Anläffen in entjcheidender Weife ver: 
tritt, wie e3 offenbar von der heutigen Verſammlung geſchehen ift. 

Aber es gibt auch eine andere Seite des Studententums, welche, aus 
der hiltorifchen Entwidelung des Stubentenleben3 hervorgegangen und an 
bedeutjamen überlieferten formen fefthaltend, wie fie der früheren exrzeptionell 
vornehmen Stellung der Mufeniöhne entjprechen, in ihren beiten Vertretern 
ebenfalld gewiſſe Ideale de3 Jugendlebens zu verwirklichen ſtrebt. Man 
fönnte fie ın hohem Sinn die ritterliche Seite de3 Studententums nennen. 

Es entipricht ihrer Hiftorischen Stellung, da fie mit einer gewiſſen 
Ausſchließlichkeit alles dasjenige bejonders pflegt, was die nationale Be: 
geifterung entflammt. 

Diejer Seite des Studententums hat dor nicht langer Zeit eine ehren: 
volle Hervorhebung aus dem Munde Seiner Majeftät des Kaiſers gegolten. 

Eine folche Anerkennung wurde den anderen Aufgaben und Ric: 
tungen de3 Studententums, denen die überwältigende Mehrheit der ftubdie: 
renden Jugend ſich widmet, in völlig erflärlicher Weije nicht zu teil, denn 
ihre Griftenzberechtigung und ihre entjcheidende Bedeutung für die Wohlfahrt 
des Ganzen bedurfte derjelben in den Augen unſeres allergnädigften Seren 
nicht. Sie thun einfach ihre Schuldigfeit und dies gilt bei Raifer Wil: 
beim Il. erſt recht als jelbitverftändlich. 

63 geziemt aber der Stubentenfchaft bei ihren Gegenfägen und Kämpfen 
fi auch die Jdeale jener Richtung, wie fie in den Staiferlihen Worten au 
geprägt wurden, vor Augen zu halten und daraus humanes Verftändnis 
auch der Gegnerichaften und erneute Mahnung zu maßvoller Feinheit bei 
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Verkehrs und zu verträglichem, hochgefinntem Zuſammenwirken der verjchie: 
denften Richtungen dauernd zu entnehmen. 

Je reifer und reiner fie das Ideal der Geijtesbildung zu verwirk: 
lichen ftrebt, deſto ficherer wird fie dies erreichen nach dem goldenen Spruche: 
Didicisse fideliter artes emollit mores nec sinit esse feros.“ 

8. November. Ein nationalliberaler Parteitag für 
MWeitpreußen findet in Graudenz jtatt unter Teilnahme der Ab— 
geordneten Hobredht und Dr. Krauſe. 

Abg. Hobrecht führt aus, in unferm politischen Leben fei die Zer— 
fplitterung der — ſo groß, daß die Vertreter des Volks nicht den 
legitimen Einfluß ausübten, der ihnen zuſtehe. Redner wendet ſich dann 
der Bekämpfung der Polen zu. Durch kleine Gefälligkeiten, wie man die— 
ſelben jetzt den Polen erweiſe, würden dieſelben nicht in preußiſche Staats— 
bürger umgewandelt werden. Die nationalliberale Partei werde einſtimmig 
für die ee eintreten, denn ihr Wert liege darin, daß fie auf 
längere Seit feite Berhältniffe jchaffen und Schuß gewähren gegen die Be: 
gehrlichkeit der einzelnen. Man werde ihm wohl nicht widerjprechen, wenn 
er behaupte, daß der ideale Schwung, der in unjerem politiichen Leben früher 
geherrſcht, heute nicht mehr vorhanden jei. Es jei eine Zeit des Mißmutes 
und des mangelnden Bertrauens. Es fei dringend wünjchenswert, daß unjer 
Bolt fi zu kräftiger, politiicher Thätigkeit aufraffe, das gelte auch ganz 
bejonders für Weftpreußen. Die nationalliberale Partei wolle fich deshalb 
eine feſte Organifation in Wejtpreußen fchaffen und darauf hinwirfen, daß 
ein frijcher liberaler Zug in unjer Staatsleben hineinfomme. Abgeordneter 
Dr. Krauſe meint, das Derbalten der Regierung gegen die Polen könne die 
nationalliberale Partei nicht billigen, diefer Weg führe zum Unheil für uns 
Deutſche. Mit den Polen — in Hand gehe das Zentrum. Wenn die 
Regierung das Volksſchulgeſetz nach den Wünſchen dieſer Partei geſtalte, 
würde die nationalliberale Partei nicht in der Lage ſein, demſelben zu— 
ſtimmen zu können. Herr Krauſe ſpricht mehrfach von der „freiſinnigen 
Schweſterpartei“. Die nationalliberale Partei befämpfe unbedingt die Polen, 
bas Zentrum und die Sozialdemokratie. Mit den übrigen Parteien wolle 
fie, wenn möglich, in Frieden leben. 

10. November. (Berlin.) Eröffnung der dritten ordent— 
lichen Generaljynode durch den Präfidenten des evangelifchen 
Dberfirchenrat3 Dr. Barkhauſen mit folgender Rebe: 

„Hohmwürdige, hochgeehrte Herren! 

Kraft des von Seiner Majeftät dem Kaiſer und König mir über: 
tragenen Amtes habe ich die Ehre, Sie beim Eintritt in Ihre Arbeit hier 
zu begrüßen. 

Seitdem zulegt die Generalfynode * verſammelt war, hat Gott in 
feinem unerforſchlichen Ratſchluſſe unſer Vaterland und unſere Kirche ernſte 
Wege geführt. 

Mit tiefer Wemut wendet ſich unſer Blick auf den Tag zurück, an 
welchem es dem Allmächtigen gefallen hat, den Begründer unſerer Kirchen: 
verfaffung, den ftarfen Schirmherrn unjerer Kirche, den glaubenätreuen, 
heilsgewiſſen Bekenner unfere® Herrn und Heilandes, unſeren vielgeliebten 
Kaifer und König Wilhelm I. zu Seinen Vätern zu verfammeln. Sein 
Leben ein Segen — ein Segen fein Gedächtnis. 

Nur eine kurze Spanne Zeit war e3 dem Teilhaber Seines Ruhmes, 
dem Erben Seiner Zugenden, unjerem teueren Kaiſer Friedrich, ala Held 
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bewährt in mancher heiken Schlacht, ala Held gekrönt in entjagendem Dulden 
und in Grgebung unter die jchwere — des Allerhöchſten, vergönnt, die 
Schirmherrſchaft unſerer Kirche zu führen, für deren lebenskräftige, einheit⸗ 
liche Entwidelung Sein ebles Herz erglühte. 

Se ſchwerer wir durch diefe Schläge getroffen, um fo danfbarer blidi 
unfer Herz auf zu dem Herrn der Kirche, daß Er in unlered regierenden 
Kaifers und Königs Mageftät ihr einen Beſchützer wiedergegeben, der mit 
ftarfer Hand das von Seinen Ahnen überfommene Regiment der evangeli: 
ichen Kirche ergriffen und ihr ein treuer Schirmherr jein wird angefichts 
der Kämpfe um die heiligften religiöfen und fittlichen Güter unſeres evan- 
gelifchen Volks. 

Seine Majeität haben mir ben ehrenvollen Auftrag zu erteilen geruht, 
die hochwürdige Generaliynode Allerhöchftihrer Huld und Gnade zu ver: 
fihern und dabei auszuſprechen, wie Allerhöchftdiejelben das Gedeihen unjerer 
evangeliichen Kirche auf betendem Herzen tragen und als Inhaber des Kir: 
chenregiments ber lebensvollen Entfaltung der in der Kirche thätig werdenden 
Kräfte für Förderung des Reiches Gottes Allerhöchitihr lebendiges Intereſſe 
und ernjte Fürſorge zuwenden. 

Einer gedeihlichen Entwidelung des evangelifch kirchlichen Lebens 
glauben Seine Majeftät gewiß fein zu können, wenn, wie Allerhöchitdiefelben 
vertrauen, die ſynodalen Organe auf allen Stufen, vor allem aber dieſe 
hochwürdige Synode, fi) um die Allerhöcjite Perfon, ald den Inhaber bes 
landesherrlichen Kirchenregiments, ſchaaren und unter Zurüdftelung ab: 
weichender kirchlicher und Tirchenpolitifcher Parteigegenfähe ihr Gewicht gel: 
tend machen, um im Verein mit ben kirchenregimentlichen Behörden den 
Mächten ded Unglaubens und Umfturzes zu wehren, auf bem Grunde dei 
Mortes Gottes evangelifches Leben und "evangeliiches Bewußtſein in den Ge- 
meinden zu fördern und durch Erwedung und Mehrung des Sinnes chrift: 
licher Bruberliebe und herzlichen Erbarmend in allen Schichten der Be 
völferung die Gefahren zu beſchwören, welche mit der kirchlichen, ftaatlichen 
* geſellſchaftlichen Ordnung das Heil und den Frieden der Seelen be 
rohen. 

Die firchenregimentliche Behörde, an deren Spike Seine Majeftät ber 
Katjer und König mich zu berufen die Gnade gehabt haben, erkennt es als 
ihre bedeutſame Aufgabe, in Bethätigung des Allerhöchiten Willens, für den 
friedlichen Zuſammenſchluß der verfchiedenen kirchlichen und firchenpolitifchen 
Richtungen zu wirken, um alle Kräfte für die wichtigen Aufgaben, tweldhe 
der evangelifchen Kirche im Volksleben geftellt find, zu freudiger Mitarbeit 
heranzuziehen. 

Sie iſt fih bewußt, daß, je treuer die Kirche ihren Gliedern mit ben 
ihr anvertrauten Heild: und Gnadenſchätzen zu dienen beflifien ift, je enger 
bie Gemeinden und ihre geordneten Organe mit ihren Geiftlichen fich zu: 
ſammenſchließen, je lebendiger und vegjamer bie Liebesthätigkeit an den Hilfe 
bedürfenden Brüdern zur — ihrer rad und leiblichen Nöte ſich 
entfaltet, um jo here) ne auch die Kirche die Stellung fich erringen wird, 
welche ihr ala gottgeorbneter, den Grund: und Eckpfeiler aller Civiliſation 
bildender Ginrichtung im öffentlichen Leben zukommt, um jo berechtigter 
auch die Hoffnung, daß nicht allein die einzelnen Provinzialficchen unieres 
engeren Kirchenkörpers, jondern auch die außerhalb desjelben jtehenden evan: 
gelifchen Kirchengemeinſchaften des preußiichen Staat? und über denjelben 
hinaus ſich brüderlich die Hand reichen, um gemeinfam dem Ziele nmachzu: 


nn — den Kirchen auf Erden geſteckt iſt: die Schaffung der Seelen— 
eligleit. 


Bas dentſche Bei und feine einzelnen Glieder. (November 10.) 135 


Sei ed mir noch geftattet, einen Blick auf die Vorlagen zu werfen, 
für —— der Evangeliſche Ober-Kirchenrat Ihre Mitwirkung in Anſpruch 
nimmt. 

Ich erwähne zunächſt die Geſetzesvorlage, welche das Gebiet der kirch— 
lichen Aufficht über die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden in der 
Richtung der Herbeiführung einer jelbftändigeren Stellung der Kirchen— 
ey zu regeln beftimmt ift und mit welcher ber Evangelifche 

ber⸗Kirchenrat vielfach ausgefprochenen Wünſchen nach Erleichterung des 
Geichäftäganges in ber Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten entgegenzu: 
fommen beabfichtigt. 

Ich nenne die Geſetzesvorlagen wegen weiterer Ausgeftaltung ber 
Penfionsordnung ber Geiftlichen und bes Geſetzes über die Verſorgung ber 
Witwen und Waifen der Geiftlichen, welche dem auf diefem Gebiet hervor: 
getretenen, zum Zeil jehr dringenden Bedürfnis Abhilfe zu fchaffen beitimmt 
find. Damit in engem Zuſammenhang fteht die Er eh wegen Re: 
gelung der Sterbe: und Gnabenzeit der Hinterbliebenen der Geijtlichen, 
durch welche die Herbeiführung einer Einheitlichkeit auf diefem Gebiet ver: 
jucht wird. 

Eine fernere ber Anregung der zweiten ordentlichen Generalſynode 
entiprechende Geſetzesvorlage bezwedt die Befeitigung der Uebelſtände, welche 
bei Ausübung der Pfarrwahl in patronatlofen Genteinden fich heraus: 
geftellt haben. 

Die Gejebesvorlage über die Verlegung des landestirchlichen Buß: 
und Bettages endlich bezwedt die Bejeitigung von Schwierigkeiten, welche 
ber für die kirchlichen und vaterländifchen Intereſſen glei wichtigen ein: 
Heitlichen Herftellung eines gemeinfamen Bußtages in Norddeutichland noch 
entgegenftehen. 

Der Evangelifche Ober-Kirchenrat gibt fich daneben der Hoffnung 
bin, daß, nachdem von der Königlichen Staatdregierung, vorbehaltlich der 
Zuftimmung be3 Landtages, eine Jahresrente von 1’, Million Mark zur 
Erleichterung der kirchlicherjeit3 gewünschten Ablöfung der Stolgebühren für 
ben Bereich der evangeliichen Landeskirche der älteren Provinzen in Ausficht 

eftellt ift, noch im Laufe der diesjährigen Sitzung der Generaljynode die 
re einer Gejetesvorlage ſich wird ermöglichen laffen, um die kirchen— 
gejegliche Regelung diejer Angelegenheit zum Abjchluffe zu bringen. 

Neben diejen Gejegesvorlagen werben aber noch fonftige, in Form 
von Denkſchriften an Ste gelangende Vorlagen des Evangelijchen Ober: 
Kirchenrats Ihre Aufmerkfamkeit in Anſpruch nehmen. Ein Zeil derjelben 
bezwedt, Ihnen Kenntnis zu geben von der Thätigfeit, zu welcher in meh: 
reren von der zweiten Generaliynode behandelten Fragen der Evangeliſche 
Dber:Kirchenrat ſich veranlaßt gejehen hat. 

Andere dagegen bewegen fich auf dem Gebiete, auf welchem gejeb: 
geberijche Thätigfeit, fei ed der Natur der Sade nad überhaupt, jei es 
menigftend für jet ausgejchloffen, gleichwohl aber die beratende oder er: 
weckende Ausſprache der Dertretung der Landeskirche für das evangelifche 
Bolt und nicht zum wenigften für die kirchliche Verwaltung von hoher Be: 
deutjamteit ift. 

Laſſen Sie uns denn mit dem Gebet, daß Gott der Herr dad Wert 
ungferer Hände fördern wolle, an die Arbeit herantreten in ſtetem Aufblic 
u Ihm, Der es uns verheißen hat, daß Er bei uns fein will alle Tage 

i3 an ber Welt Ende: 

Jeſus Chriſtus, geitern und heute, und Derjelbe in alle Ewigkeit!“ 
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11. November. In der 2. Situng der Generaljynode be- 
antragen vd. Kleiſt-Retzow und Gen. folgende Adrefje an den Kaiſer 
zu richten: 

„Allerdurchlauchtigfter, Großmächtigſter Kaijer und König, Aller: 
gnädigfter Kaiſer, König und Herr! 

Eurer Kaiferlichen und Königlichen Majeftät naht die Vertretung der 
evangelifchen Zandeöfirche bei dem Zujammentritt ihrer dritten ordentlichen 
Generalfynode zum erjtenmale nach Allerhöchitderen Thronbefteigung. Es 
geichieht in tiefiter Ehrfurcht, in der freudigen Yuderficht zu Gott, dab Er 
Eure Majeftät mit feinem heiligen Geifte erfülle, um die evangelifche Landes: 
firche ihrem von Gott gewiejenen Ziele in Weisheit und Thatkraft entgegen: 
führen zu helfen. 

Die Kirche der Reformation ift gegenwärtig don jo großer Gefahr 
umgeben, mit jo bedeutenden Aufgaben für unfer Volksleben betraut, daß 
nur die volle Hingebung aller Kräfte an den Dienft des Reiches Gottes der: 
felben mädtig zu werden vermag. In diefer erniten Zage haben Eure Ma: 
jeftät ald Träger des Kirchenregiments die Generaliynode berufen und der 
evangeliichen Landeskirche deu fräftigften Schuß Huldvollft zugejagt. Dafür 
jagen Eurer Majejtät wir den allerunterthänigiten Dan. 

Das evangelifche Leben des Volkes allenthalben neu zu eriweden, die 
Gemeinden zu Brennpunkten dieſes Lebens zu machen, den Wegen Gottes in 
der Erziehung zur Gotteskindfchaft Raum zu jchaffen, die Kräfte des Glau- 
bens uub die Gedanken des Evangeliums in den jozialen Kämpfen der Zeit 
zur Geltung zu bringen und fo die Feinde des Reiches Gotted zu über: 
winden, das ıjt das Ziel, welches die Kirche fich vorhält. Sie bedarf zu 
jeiner Erreichung wie der Hingebenditen Arbeit im Glauben, jo der Befreiung 
von den ihre Entwidelung und Thätigfeit beengenden Schranken. Eurer 
Kaiferlichen und Königlichen Majeftät Regiment der Kirche in unentwegter 
Treue und Ergebenheit dazu zu ftärfen, wird auch der gegenmwärligen Synode 
ernſtes Beſtreben jein. 

Gott erhalte, Gott ſegne Eure Kaiſerliche und Königliche Majeſtät 
und Eurer Majeſtät ganzes Haus; das iſt das Gebet ber dritten ordentlichen 
Generaljynode der evangeliichen Landeskirche der neun älteren Provinzen!‘ 


Die Synode bejchließt mit Einjtimmigfeit die Annahme diefes 
Adreßentwurf?. 

Mitte November. Es wird befannt, daß der Kaifer bei 
feinem Befuh in Münden in das Fremdenbuch der Stadt das 
Wort eingetragen habe: Suprema lex regis voluntas esto. 

13. November. (Dresden.) Eröffnung des Landtages durd 
den König mit folgender Thronrebe: 

„Meine Herren Stände! Ich habe Sie zur Wiederaufnahme Ihrer 
verfaffungsmäßigen Thätigfeit berufen und heiße Sie herzlich dahier will: 
fommen. Der Seitpunft, in weldem Sie von neuem in ihre Thätigkeit 
eintreten, fällt zufammen mit einem für Mein Haus und für das Land höchſt 
erfreulichen und Glück verheißenden Ereignis, mit der in den nächiten Tagen 
bevorftehenden Vermählung de3 Prinzen Friedrich Auguft, Meines Heften. 
Ich zweifle nicht, daß Sie, Meine Herren Stände, mit dem ganzen Lande 
hieran den herzlichiten und aufrichtigften Anteil nehmen. enn auch die 
gegenwärtige Lage des wirtjchaftlichen Lebens feine beſonders glänzenden 
Erſcheinungen darbietet, jo kann dod) auch gottlob von einem wirtſchaftlich 
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ungünftigen Zuftande des Landes im allgemeinen nicht die Rede jein. Auch 
die erheblichen Beichädigungen, welche ein Teil des Landes zu Meiner großen 
Betrübnis im vergangenen Jahre durch Ueberſchwemmung erlitten hat, haben 
zu Meiner lebhaften Befriedigung unter wirkſamer Teilnahme opferbereiter 
MWohltHätigkeit im wejentlichen ausgeglichen werden fönnen. Das ſtetige 
Wachstum der Inbduftrie in den lehten zwei Jahrzehnten hat allerdings im 
laufenden Jahre einen Stillitand erfahren. Erfreulicherweije haben ſich aber 
die an diefen Gejchäftsrüdgang getnüpften Befürchtungen nicht erfüllt; im 
größerem Umfange haben ebenjowenig Ablohnungen ala Berminderungen der 
Lohnſätze jtattgefunden, wiewohl mannigfache Beichränkungen der Arbeitszeit 
ſowohl die Lohnhöhe der Arbeitnehmer, ald die Erträgnifje der Arbeitgeber 
ungünftig beeinflußten. Der bevorftehende Abſchluß einiger wichtigen Dans 
belöverträge gibt der Hoffnung Raum, daß ein erweiterter Abjag neue Ars 
beitägelegenheit jchaffen, und die längere Bertragsdauer dem Fabrikations— 
und Handelsgeichäft eine größere Stetigfeit verleihen werde. Auch wird 
durch das Vertrauen auf die Erhaltung des Friedens die Zuverficht in die 
Erwartung weiterer fruchtbarer Erfolge befeftigt. 

Es wird Ihnen einer bei dem lebten Landtage gegebenen Anregun 
zufolge, ein auf die Abänderung der Gefindeordnung bezüglicher Geiepentwurt 
unterbreitet werden, im welchem neben einer durchgehenden vedaktionellen 
Aenderung in der Hauptjache darauf Bedacht genommen worden ijt, die mit 
der neuen Gejeßgebung nicht allenthalben mehr in Einklang jtehenden Be: 
ftimmungen entſprechend abzuändern. Weiter werden Ihnen mit Rückficht 
auf die herborgetretene Notwendigkeit zur Aenderung des DVertretungsver: 
bältniffes der Stadt Xeipzig in der 2. Kammer der Ständeverfammlung be: 
zügliche Gejekentwürfe zugeben. —— werden ein —— be⸗ 
— einige Abänderungen des Geſetzes über die Landes-Immobiliar-Brand— 
verſicherungsanſtalt und ein Geſetzentwurf über Regelung der Zuſammen— 
fegung der Bergjchiedsgerichte im Einklange mit dem Reichsgeſethze, die Ge: 
werbegerichte betreffend, zu Gegenjtänden Ihrer Beratungen gemacht werden. 
Die Tyinanzverhältniffe des Landes find fortdauernd in günftiger Entwide: 
lung begriffen und geitatten auch ferner die Verwendung reichlicher Mittel 
zur Befriedigung vorhandener Bedürfniſſe. Ohne Beſchränkung der not: 
wendigen und nüblichen Ausgaben für die — Gebiete der Staats: 
verwaltung, jowie der Aufwendungen zur Förderung der Wohlfahrt und 
des Gedeihens des Landes ift die Möglichkeit geboten, die in der laufenden 
Finanzperiode zum erftenmale den Schulgemeinden gewährten Beihilfen zur 
Beftreitung der Lehrergehälter dauernd auf die Staatäfafje zu übernehmen. 
Ein Gejegentwurf hierüber wird Ihnen dur Meine Regierung vorgelegt 
werben. Auch hat fich die Möglichkeit ergeben, nicht nur ben Schulgemeinden 
wieder einen Zeil der Einnahme der Grundſteuer zu überweifen, jondern 
auch die bereit3 vor zwei Jahren als notwendig erkannte Aufbeflerung der 
Beamtengehälter zur Ausführung zu bringen. Hat dabei das Bedürfnis 
einer burchgreifenden Aufbefjerung MM allgemein fühlbar gemacht, fo erfordert 
doch Hinfichtlich des Mahes der Erhöhung die Lage ber niederen Beamten 
im ganzen eine weitergehende Berüdfichtigung als diejenige der höheren. Im 
Laufe der Jahre find unter dem Zufammenwirken verjchiedener Umſtände in 
ben Bejoldungsverhältniffen der Beamten manche Ungleichheiten entjtanden, 
zu beren Bejeitigung bietet die Erhöhung der Gehälter zugleich erwünjchte 

elegenheit. Meine Regierung hat daher die Bejoldungsverhältniffe der 
Beamten einer neuen und umfafjenden Regelung unterzogen und wird folche 
in dem Staatshaushaltsetat Ihrer Beichlußfaffung unterbreiten. Bei dem 
hohen Intereſſe, welches ſich für das gejamte Staatäleben an die unver: 
änderte Erhaltung eines tüchtigen und berufstreuen Beamtenftandes fnüpft, 
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darf ich erwarten, daß Sie den Vorichlägen Meiner Regierung mit Wohl: 
wollen entgegentommen und Jhre Mitwirkung dazu nicht zo Bone werben, 
den Beamten eine auskömmliche Eriftenz zu verjchaffen. In Uebereinjtim: 
mung mit den Gründen, welche zu einer allgemeinen Aufbefjerung ber Be: 
ug heat führen, wird Ihnen auch ein Gejeßentwurf über eine Erhöhung 
der Minimalgehälter der Boltsjchullehrer vorgelegt werben. Die legte 
Ständeverfammlung hat ſich ferner für eine Regulierung der Penfionäver: 
hältniffe der Geiftlichen und Lehrer ausgejprochen. In diefem Sinne werden 
Ihnen einige Gejege und mehrere Aenderungen der ftatutarifchen Beitim: 
mungen der Landesuniverfität zu verfaflungsmäßiger Beichliegung zugehen. 

Ungeachtet der hiernach eintretenden Anforderungen an die Staatskaſſe 
ift es möglich gewejen, auf einen Zeil ber Einnahmen aus der Schlachtiteuer 
zu verzichten und, einem auf dem leßten Landtage fundgegebenen Wunſche 
entiprechend, eine mäßige Herabjegung der Schlachtfteuer für Schweine in 
Ausficht zu nehmen, zu welchem Zwede ihnen ebenfalld ein Gejegentwurf 
unterbreitet werden wird. Die bei der Verwaltung ber Alterärentenbant 
im Laufe der Zeit gewonnenen Erfahrungen haben ergeben, daß die jegt für 
die Alterörenten geltende Sterblichkeitstabelle nicht den thatjächlichen Ver: 
hältniffen entſpricht. Es hat fich deshalb die Notwendigkeit herausgeſtellt, 
diejelbe zu berichtigen, und es wird Ihnen ein hierauf bezüglicher Geſetz— 
enttwurf vorgelegt werden. Mit der jeit dem vorigen Landtage erfreulicher: 
weije eingetretenen weiteren Steigerung des Verkehrs Hat die von Meiner 
Regierung fortdauernd im Auge behaltene Bervolllommnung der beftehenden 
Gijenbahnanlagen und die Vermehrung der Betriebsmittel nicht gleichen 
Schritt zu halten vermocht. Wegen Befriedigung der im dieſer Sinficht 
entitandenen Bebürfnifje werden Ihnen die Vorjchläge Meiner Regierung 
zugehen. Diefelben erjtreden fich zugleich auf den Bau einiger Sekundär— 
Eiſenbahnen ſowie eines den Juterefjen der Elbichiffahrt wie der Eifenbahnen 
entiprechenden Verkehrs: und Winterhafend in Dresden und auf die Ger: 
jtellung von Wohnungen für niedere Beamte und Arbeiter der Eijenbahn: 
verwaltung. Wegen Bereitftellung der zur Ausführung erforderlichen Mittel 
werben Ihnen von Meiner Regierung geeignete Vorſchläge eröffnet werben. 
Es wird Ihnen weiter der Entwurf einer Notariatsordnnung und einer Ktoſten⸗ 
ordnung für Notare und eines Geſetzes über die Dienftverhältnifie und Koften 
der Ortögerichtöperfonen zugehen. 

So mögen denn auc die Verhandlungen dieſes Landtags zum Heil 
und Segen des Landes gereichen.“ 

13. November. Der Generaliynode geht folgende Mitteilung 
des Evangelifchen Ober-Kirchenrats über die Mitwirfung bei Be— 
jegung der theologifchen Profeffuren zu: 

Die zweite ordentliche Generalfynode hat in ihrer Sifung vom 16. Ot— 
tober 1885 durch Annahme des Antrages des Synodalen Altgelt und Ge: 
noffen die Bitte an und gerichtet, in Gemeinſchaft mit dem General-Syno: 
dalvorftande die praftifchen Wege zu ermitteln und zur Durdführung zu 
bringen, durch welche ein wirklicher und wirkjamer Einfluß der Kirche bei 
Belegung der theologijchen Profejjuren erreicht wird und eventuell bis zur 
anderweitigen, den Anfprüchen der Kirche genügenden Regelung diefer An: 
— das Erſuchen der erſten ordentlichen Generalſynode wiederholt, 

ei den von uns zu erſtattenden Gutachten in Beziehung auf Bekenntnis 
und Lehre der anzuſtellenden Profeſſoren der Theologie den General-Synodal⸗ 
vorjtand in Gemäßheit des $ 36 al.5 ber General-Synodalordnung in der 


Regel, jedenfall® aber da, wo ein Bedenken in Bezug auf Bekenntnis und 
Lehre vorliegt, zuzuziehen. 
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Diefen Beichluß der Generaliynode, welcher bereit3 früher ausge: 
Iprochene Wünſche wiederholt, haben wir nicht unterlafien, in erneute Er: 
wägung zu ziehen. 

Das Hohe Intereſſe, welches die evangeliiche Landeskirche an einer 
ber kirchlichen Aufgabe der theologijchen Fakultäten rg ein Beſetzung 
der theologiſchen Profeſſuren und an ſicheren Bürgſchaften für dieſelbe hat, 
wird von uns in demſelben Maße gewürdigt, wie von der Generalſynode. 
Auch find wir mit derjelben darin einverftanden, daß es auf praftijche, d. h. 
zwedmäßige und erreichbare Wege ankommt, um dem Anſpruch der Kirche 
auf wirfjame Geltendmachung ihrer berechtigten Intereſſen ausreichende 
Sicherheit zu verjchaffen. 

Auch bei erneuter Erwägung müſſen wir aber bei unferer bereit3 in 
bem Schreiben vom 22. Juni 1881 an ben Borftand der Generaljynode 
näher begründeten Weberzeugung verharren, daß wir die Heranziehung des 
Vorftandes der Generaliynode zu den gemäß der Allerhöchſten Ordre vom 
5. Februar 1855 uns bei Anftellung der ordentlihen und außerordentlichen 
Profefforen der Theologie zuftehenden Gutachten in Beziehung auf Bekennt— 
nis und Xehre bderjelben für einen praktiſchen Weg nicht halten, da jolche 
Zuziehung das Gewicht unſeres Gutachtens nicht verftärken, Hingegen zu 
mißlichen Hemmungen bes Gejchäftsganges führen würde. Was die evan— 
geliſche Landestirche wirklich zur Baeusn ihrer Intereſſen bei Auswahl 
ber Lehrer der künftigen Geiftlichen bedarf, muß, weil e3 hier auf Erledi— 
gung zart zu behanbdelnder Perjonalfragen antommt, innerhalb des in ver: 
traulichem Gedanfenaustaufch fich vollziehenden geichäftlichen Verkehrs zwi— 
ſchen den beteiligten Behörden erreicht werden. Die Unterrichtöverwaltun 
muß in Rüdfiht auf die Beftimmung der theologischen Fakultäten — 
Wert legen, bei der Auswahl ber für theologiſche Lehrſtühle geeigneten Per: 
fönlichkeiten zu ihrer eigenen Information fich rechtzeitig und vertrauensvoll 
mit den firchlichen Inftanzen in Verbindung zu eben. Daß in diejer Hin- 
ficht der bisherige Geichäftsgang nicht allen berechtigten Wünjchen entſprach, 
haben wir uns nicht verhehlt. Bereits im Jahre 1881 haben wir unjere 
bezügliden Wünjche dem Herrn Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zu 
erfennen gegeben, und der Beichluß der zweiten ordentlichen Generaljiynode 
bat uns veranlaßt, in ausführlicher Begründung darauf zurüdzufommen. 
Durch eine Regelung formeller Art kann nichts wirkſames erreicht werden. 
Der Herr Minifter hat uns aber neuerdings verfichert, er werde es im Ins 
terefje der Sache mit bejonderem Dank begrüßen, wenn wir von dem ung 
in der Allerhöchſten Ordre verliehenen san oh ae einen den Aller: 
höchſten Intentionen entfprechenden umjfafjenden Gebrauch machen und auf 
dieje Weiſe der Löfung der jo überaus wichtigen theologiichen Beſetzungs— 
frage unfere Teilnahme in verftärftem Maße zumenden werden. 

Nach unferer auf Erfahrung beruhenden Neberzeugung, daß die wirk— 
jame ga der kirchlichen Intereſſen hier nur im vertraulichen 
Verkehr der Zentralbehörde mit dem Herrn Minifter von ei fein fann, 
Haben wir davon abfehen müffen, mit dem Vorſtand ber Generalſynode über 
die Ermittelung praftifcher Wege zur Sicherung eines wirkſamen Einfluffes 
der Kirche auf die Beſetzung der theologischen Profefiuren in Verbindung 
zu treten. 

Wir glauben vielmehr da3 Vertrauen der Generaliynode in Anſpruch 
nehmen zu dürfen, daß wir bei Erftattung der uns obliegenden Gutachten 
Der uns damit übertragenen Verantwortlichkeit, für die kirchliche Qualifi— 
fation der für theologifche Profefjuren. in Ausficht genommenen Perfönlich: 
—— gewiſſenhaft und nachdrücklich einzutreten, auch ferner eingedenk bleiben 
werden. 
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Auch deffen darf die Generaliynode verfichert fein, daß etwaige Be 
benfen gegen eine für eine theologische Profefjur in Ausſicht genommene 
Perjönlichkeit in Beziehung auf Bekenntnis und Lehre vor der Enticheidung 
zur Kenntnis Seiner Majeftät bes Königs werden gebracht werden. 


14. November. Fürſt Bismard paffiert auf einer Reife 
von VBarzin nach Friedrichsruh Berlin. Es werden ihm auf ben 
Bahnhöfen begeifterte Ovationen dargebradht. 

16. November. Hauptmann Freiherr vd. Gravenreuth + 
bei Einnahme der Stadt Buea. 

16. November. Das Präfidium der Generaljynode wird 
beim Kaifer empfangen, wobei fich derjelbe folgendermaßen äußert: 

Er freue ſich Herzlich, dab die Synode einen fo günftigen Anfang 
genommen habe und jpreche dafür feinen Dank aus. Der einmütige Geift, 
von welchem die Verhandlungen der Synode bisher getragen find, habe nicht 
bloß in evangelifchen SKreifen, jondern auch bei unfern Gegnern und aus: 
wärts — wie er das ausdrücklich verfolgt hätte — einen tiefen Eindrud 
gemacht. Bei den früheren Synoden jei das nicht in dem Maße ber Fall 
geweſen. Ohne die kräftige Mithilfe der Generalfynode könnten die Mächte 
der Finſternis in der Gegenwart nicht überwunden werden; es jei fein 
Schimmer von Hoffnung vorhanden, daf dies erreicht werde, wenn fie micht 
einmütig miteintrete. Die Verhandlungen würden in ausgezeichnetem Geifte 


gerühtt, dafür danke er nochmals und wünjche zu dem weiteren Tyortgang 
er Verhandlungen Gottes reichen Segen. 


17.—19. November. Aufenthalt des Kaijers in Hannover 
bei Gelegenheit eines Regiments-Jubiläums. 

17. November. Die Situngen de Reichdtages werden 
wieder aufgenommen. 

18. November. (Raftenburg: Reihstagserfagwapl.) 
Graf Stolberg (konf.) 8948, Papendied (freif.) 7295, Lorenz (Soz.) 
438 Stimmen. 

20. November. Zwei Anträge auf Börjen-Reform werden 
im Reichstag eingebracht. 

Der Antrag der Nationalliberalen (Dr. v. Cuny) lautet: 

Die verbündeten Regierungen zu erſuchen: 

1) dem Reichstage noch im Laufe der gegenwärtigen Seſſion Gejeßes: 
vorlagen zu machen, durch welche ber Beruntreuung anvertrauter Depots 
und dem Börjenjpiele jowohl an der Produkten, als aud an ber Effekten: 
börje entgegengetreten und insbefondere fejtgeftelt wird: 

a. derjenige, welchem in feinem Gefchäftsbetriebe Jnhaberpapiere an- 
vertraut find, darf fie nur dann veräußern, wenn der Deponent ihm bie 
Veräußerung fpeziell und ausdrücklich geftattet hat. Die Unterſchlagung von 
Depots wird mit Zuchthaus beitraft; 

b. reine Differenzgeichäfte find nichtig und begründen kein Klagerecht; 

2) die Frage der Verfchärfung der geſetzlichen Beitimmungen über 
den Konkurs einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. 


Konfervative, Freikonſervative und Zentrumspartei be 
antragen, die Regierung zu erfuchen: 
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1) dem Reichdtage noch im Laufe ber gegenwärtigen Seffion eine Ge: 
jegesvorlage zu machen, in welcher dem Mißbrauch des Zeitgeſchäftes als 
Spielgeihäft jomohl an der Börſe wie anderwärts, ie in ben für 
bie Volksernährung wichtigen Artikeln durch eingreifende Beftimmungen auf 
bem Gebiete des Strafrechts und des bürgerlichen Rechts entgegengetreten wird; 

2) dahin zu wirken, daß die Börfen und ber Geichäftsverfehr an den- 
felben einer wirkſamen ftaatlichen Aufficht unterft:llt und dadurch ihren 
wahren Aufgaben für Handel und Verkehr erhalten werden. 

23. November. Reichötagserfagmwahl im 11. württem— 
bergiichen Wahlbezirt (Hall- Dehringen- Weinsberg). Don den 
23,191 Wahlberechtigten find 9481 giltige Stimmen abgegeben. 
Gewählt mit 7771 Stimmen der Landwirt Yriedrih Hartmann 
(Demokrat). Die „Deutjche Partei”, die den Wahlkreis bisher inne= 
gehabt, hat fich mangels eines Kandidaten der Abſtimmung ent= 
halten. 

23. November. Der ruffiiche Minifter des Auswärtigen, Herr 
v. Giers, weilt, von Paris fomınend, zwei Tage in Berlin und 
wird vom Kaiſer und vom Reichskanzler empfangen. 

23. November. Nach einer fpäteren Mitteilung der Neifjer 
Zeitung hält der Kaifer bei der Bereidigung ber Refruten 
in Potsdam folgende Anſprache: 

„Rekruten! Ihr Habt jet vor den geweihten Dienern Gotte3 und 
angefichts diejes Altar? Mir Treue geichworen. Ihr feid noch zu jung, um 
bie wahre Bedeutung des eben Gejprochenen zu verftehen, aber befleißiget 
Euch zunächſt, daß Ihr die gegebenen Vorjchriften und Lehren immer befolgt. 
Ihr habt Mir Treue —— das — Kinder Meiner Garde — heißt, 
Ihr ſeid jetzt Meine Soldaten, Ihr habt Euch Mir mit Leib und Seele 
ergeben; es gibt für Euch nur einen Feind, und der iſt Mein Feind. Bei 
den jetzigen ſozialiſtiſchen Umtrieben kann es vorkommen, daß Ich Euch be— 
fehle, Eure eigenen Verwandten, Brüder, ja Eltern niederzuſchießen — was 
ja Gott verhüten möge — aber auch dann müßt Ihr Meine Befehle ohne 
Murren befolgen“. 

Das „Bolt“ berichtet nach der Ausſage eines Ohrenzeugen ben Wort: 
laut wie folgt: „Ihr habt Mir den Treueid geleiftet, das heißt, Euch gilt 
von nun an nur ein Befehl und das ift Mein Allerhöchiter Befehl, Ahr 
habt nur einen Feind, der ift Mein Feind! Und mühte Ich Euch vielleicht 
einft — Gott wolle e3 verhüten — dazu berufen, auf Eure eigenen Der: 
mwanbten, ja Gejchwifter und Eltern zu jchießen, fo denkt an Euren Gib!“ 
Tiefe Worte, jchreibt das „Volt“, jprach der Kaiſer mit erhöhter Stimme und 
das „suprema lex regis voluntas‘“ flammte in feinen Augen. Zum Schluß 
habe der Kaifer noch gejagt: „Bor allem eins: vergeht nicht Euer Vaterunfer, 
das Ihr ala Kinder gelernt habt; e3 hilft aus vieler Not, ich weiß es!” 

Nach einer dritten Verfion ift nur von „Verwandten und Brüdern” 
geiprochen. 

24. November. Bei der Bereidigung der Refruten in 
Berlin hält der Kaiſer nach den Zeitungen folgende Anſprache: 


„Ihr, die ihr Mir foeben den Eid der Treue geſchworen habt, werdet 
in ber erften Zeit oft ſchweren Dienft haben, aber ihr werdet auch Momente 
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der Genugthuung haben, wenn ihr die Kunſt, die ihr erlernt habt, vor 
Meinen Augen vorführt; euer Lohn wird dann jein, daß Ich euch Meinen 
Beifall bezeige. Ihr werdet hoffentlich nur im Frieden Gelegenheit haben, 
eure Tapferkeit und euren Mut zu bezeugen; vielleicht aber ftehen auch ernite 
innere Kämpfe bevor.“ Der KHaifer kommt ſodann auf die Gefahren der 
Hauptjtabt zu ſprechen; es erfordere Mannesmut, jagt er, biefe zu über: 
aha * vornehmſte Umgang für den Soldaten ſei der Soldat, nicht 
da3 Civil. 

25. November. Beſuch des Kaiſers in Torgau zum Jubi— 
läum des Pionierbataillons v. Rauch, wobei er folgende Rede hält: 

„Ich bin hierher zu dem feftlichen Tage des Pionierbataillona von 
Rauch gelommen, welches auf eine große, ruhmreiche Vergangenheit zurüd: 
zuschauen vermag, Ich bin gefommen, um die Pioniertvaffe zu ehren. Denn 
wenn auch ein Pionierbataillon nicht mit wehenden fyahnen und unter dem 
Schlage der Trommeln in das Herz bes Feindes eindringt, jondern mehr 
durch unfichtbare Arbeit in die Bruftwehr des Feindes für das Eindringen 
ber Infanteriemaffe Breiche legt, jo fteht e8 Deinem Herzen doch ebenio 
nabe, wie bie anderen Waffen. Ich ftehe dem Bataillon näher, ala Sie es 
fi) wohl gedacht haben mögen, und weile gern in dem Streife der Offiziere 
bed Bataillons, welches die alte Preukentreue unverbrüdlich hochgehalten 
hat und unverbrüchlich hochhält, vor allem aber um beswillen, was wohl 
vielen von Ihnen unbefannt fein wird, weil Ich alles, was Ich an Kennt: 
nifien auf dieſem Gebiet befige, die Kenntniffe der Hyeitungsbaufunft und des 
Mineurdienftes, Meinem ehemaligen Lehrer, dem Oberftlieutenant Diener, 
verdante, der ein Glied des biefigen Bataillond geweien ift. Der Oberft- 
lieutenant Diener war frei von jeder vorgefaßten Meinung, er blidte mit 
offenem Auge im die Zukunft und trug fein Bedenken, gegen das Alther: 
gebrachte aber Deraltete das Neue und Richtige einzutaufchen. Oberftliente- 
nant Dieners Kraft, wenn er auch nicht mehr aktiv ift, möge noch lange 
zum Wohle der Armee uns erhalten bleiben. Schon der Name Ihrer Waffe 
gibt dafür Gewähr, dat diefe Waffe eine Waffe des Fortſchritts fein mu, 
denn man fpricht von Pionieren der Kultur, von Pionieren der Wiflenichaft 
und von Pionieren ber Arbeit, immer aber in dem Sinne, daß dad Wort 
Pionier den Fortſchritt bezeichnet. Der Geift des Bataillons ift gut, echt 
altpreußiſch. Es ift Mein Wunſch und Ich hoffe, daß das künftig jo bleiben 
möge. 63 bürgt Mir die Perjon des Chefs des Ingenieur: und Pionier: 
torps und die des jegigen Rommandeurs dieſes Bataillons dafür, daß Meine 
Abfichten in diefer Beziehung nicht mur veritanden, jondern auch ausgeführt 
werden. Die neuen Waffen verlangen eine neue Feſtungsbautechnik. Es iſt 
deshalb Aufgabe, den Blick unbefangen, frei und feſt auf das Ziel zu richten. 
Ich zweifle nicht, daß, wenn jemald wieder an dad Bataillon Anforderungen 
berantreten wie bei Schweibnig, Düppel und Alfen, dat dann das Bataillon 
wieder neue Lorbeeren in den Ruhmeskranz der preußifchen Armee flechten 
wird. Iſt doch .. die Heldenthat Klinke's und feiner Kameraden, welche 
noch zum Teil dem Bataillon oder boch ber Waffe angehören, für die fpäteren 
Geſchlechter des Bataillons vorbildlih und finnbildlich geworben. Sch er: 
warte zuverfichtlich, daß Meine Pioniere, wie bisher immer, jo auch in Zu: 
funft der Armee vorangehen und das Loch fprengen werden, durch welches 
bie ftürmende Hand hindurchſtößt. 

Wohlan! So lafien Sie und auf bad Wohl bed Pionierbataillons 
von Rauch und darauf trinken, daß auch noch andere Bataillone diefer Waffe 
ein gleiches Fyeit begehen mögen. 

Das Pionierbataillon von Rauch es lebe hoch! 
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27. November. Generalfynode Beſetzung der theo— 
Iogifchen Profeffuren. 

Ueber dieſe Frage ift eine Kommiſſion eingefegt, welche beantragt: _ 

1) Den Evangelischen Ober-Kirchenrat zu eluden, fig mit der koͤnig— 
lichen Staatsregierung über die zu Recht beftehende Mitwirkung bei der Bes 
fegung ber evangelijch:tHeologifchen Profefjuren dahin zu verftändigen, daß 
neben ber überaus dankenswerten Erklärung bes Herrn Minifters, den Evan: 
geliichen Ober: Stirchenrat über die VBorfchläge der tyakultäten hören zu mwollen, 
Die Zuftimmung der königlichen Staatsregierung auch dazu geivonnen werde, 
Daß der Evangeliſche Ober:Klirchenrat über die vorliegende Bejegung im 
allgemeinen fich auszusprechen befugt fein jolle; 2) den Evangelifchen Ober: 
Kirchenrat zu erfuchen, bei den laut Kabinetsordre vom 5. Februar 1855 
von ihm zu erftattenden Gutachten in Beziehung auf Belenntnis und Lehre 
ber anzuftellenden Profefjoren der Theologie den Generaljynodal:Borftand in 
Gemäßheit des $ 36 al. 5 der Generalſynodal-Ordnung, foweit eö die Ge: 
ſchäftslage nicht verbietet, in der Regel da, wo ein Bedenken in Bezug auf ' 
Belenntnis und Lehre vorliegt, zuzuziehen. 

Dagegen beantragen die Syn. D. Gremer (Profefjor in Greifswald, 
fonfeffionell), Beyichlag (Profeffor in Halle, Mittelpartei) und Genofjen zu 
beichließen: „in Rüdficyt auf die Erflärung des Herrn Minifterd der geiſt— 
Lichen 2c. Angelegenheiten, daß es feine volle Abficyt ſei, die VBorfchläge der 
Fakultäten dem Evangeliſchen Ober:Stirchenrate mitzuteilen, ehe er darüber 
in Verhandlungen, namentlih auch mit ben Beteiligten eintrete, ſowie in 
Erwägung, daß hierdurch zugleich dem Evangelifchen Ober-Kirchenrate ermög— 
Licht ift, mit dem Herrn Minifter über die befonderen Bebürfniffe der Vakanz 
zu verhandeln, bie vorliegenden Anträge für erledigt zu erklären.“ 


Präfident Barkfhaufen empfiehlt den zweiten Antrag; troßdem 
wird der erjte mit 90 gegen 76 Stimmen angenommen. 


27. November. (Reichdtag.) Erfte Beratung des Etats. 


Staatsſekretär v. Maltzahn: 

Das Ergebnis des Jahres 1890,91 iſt geweſen, daß ber eigene Haus: 
halt des Reiches mit einem Ueberſchuß von 15,148,201 A, alſo etwa 5 Mil: 
lionen höher abgejchlofien hat, als wir vor Jahresfrift annehmen konnten. 

Die Meberweifungstitel haben das Ergebnis gehabt, daß nicht 66 bis 
68 Millionen, jondern etwas über 80 Millionen über die Annahmen des 
Etat3 hinaus den Einzelftaaten überwiefen worden find. Gegenüber dem 
urjprünglichen Etat ift dadurch die Lage der Einzelftaaten freilich nicht voll 
um bieje 80 Millionen verbefjert worden, denn Sie werben fich entfinnen, 
daß durch die verfchiedenen Nachtragsetat3 die Matrikularbeiträge im Jahre 
1890/91 no um etwa 47 Millionen ftiegen; dennoch ftehen auch unter 
Abrechnung dieſer erhöhten Matritularbeiträge am Schluſſe der Wirtjchaft 
bes Jahres 1890/91 die Bundesftaaten um etwa 33 Millionen befjer, ala 
es der Etat urjprünglich vorausſetzte. 

Die — des Jahres 1891/92 dürfte ein gleich günſtiges Re: 
fultat nicht ergeben. Wir würden, wenn Sie ben Nachtragsetat, der Ihnen 
vorgelegt ift, wider Verhoffen ablehnen jollten, nicht auf einen Ueberſchuß, 
fondern auf einen fyehlbetrag zu rechnen haben, den ich auf ungefähr 8 Mil: 
lionen beziffern möchte. Auf ber anderen Seite wird allerdings eine 
Lich erheblidy höhere Summe an Uebermweifungen zu erwarten fein, als fie 
ber Etat annimmt. Dieſer vorausfichtliche Fehlbetrag von 8 Millionen bei 
ber eigenen Wirtfchaft des Reichs ergibt fi) daraus, daß wir eine Steige: 
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rung der Ausgaben, nach Abzug ber Minderausgaben, bem Etat gegenüber 
von etwa 1512 Millionen zu erwarten haben. Wir haben bei den eigenen 
Ginnahmen des Reichs auf etwa 8'/. Millionen Mehreinnahmen und bei 
einer Pofition auf eima 1 Million Mindereinnahmen zu rechnen, ſodaß, 
wenn Cie bie verbleibenden Mehreinnahmen ber eigenen Wirtichaft des 
Reich mit etwa 7’. Millionen von jenen 15'/ Millionen Mehrausgaben 
abziehen, der von mir genannte Betrag von etwa 8 Millionen ala Fehl: 
betrag ericheinen würde. 

Der Hauptpojten der Ausgabefteigerungen liegt bei der Verwaltung 
be3 Neichäheeree. Die Verwaltung des Reichäheeres ift mit etwa 13 Mil: 
lionen an jener Gefamffjumme von 15'/. Millionen beteiligt einſchließlich 
ber Verwaltung des allgemeinen Penfionsfonde und einjchlieklich der baye: 
riichen Quoten. ch hebe unter den entjtandenen Mehrbedürfnifjen einzelne 
hervor. Weitaus den Hauptanteil an der Ausgabejteigerung haben bie Zitel 
für Brot- und Fyourageverpflegung und für Viktualienverpflegung wegen ber 
ungewöhnlichen Höhe der Preife der Naturalien im laufenden Jahre. Es 
wird dies veranichlagt für das preußifche Kontingent auf etwas über 6', 
Millionen. Es find ferner wegen ber geftiegenen Preife für Erleuchtung:: 
und Heizungsmaterial und für höhere Flurſchäden Mehrauägaben zu er: 
warten im Betrage von etwa * Millionen. Es find dann für Lazaret: 
wirtichaftd: und Krankenpflegefoften, auch wegen der Steigerung der Preiſe 
aller Verbrauchagegenftände, etwa *s Millionen Mehrausgaben zu erwarten, 
für Nemontepferde über '. Million, weil die Pferdepreife um 91 .A für 
das Pferd geftiegen find. 

Die Marineverwaltung ift an ber zu erwartenden Ausgabefteigerung 
mit rund einer — Million beteiligt. Die übrigen 1'/. Millionen, welche 
an ben 15'% Millionen noch fehlen, fallen auf die Ausgaben für bie 
Reichsſchuld. 

Was nun die Ueberweiſungen betrifft, jo ergibt ſich eine vorausſicht⸗ 
liche Mehreinnahme für Zölle und Tabak von 48’ Millionen, dagegen eine 
vorausfichtlihe Mindereinnahme aus der Branntweinverbraudhsabgabe um 
7! Millionen, und ebenjo eine Verminderung der Ginnahmen, und dem: 
gemäß der MWebermweifung, aus dem Stempel für Wertpapiere um etiwa 
1,700,000. 

Bei der Aufftellung des Etat3 mußten wir und bergegenwärtigen, 
daß im ganzen die finanzielle Yage eine knappe iſt. Sie werden ſehen, daß 
allerdings bei ben einmaligen Ausgaben, namentlich bei denjenigen, welche 
durch außerordentliche Mittel ihre Deckung finden jollen, eine jehr erhebliche 
Summe von Ahnen gefordert wird. Dagegen ift die Steigerung bei den: 
jenigen Ausgaben, welche aus den ordentlichen Mitteln des Reichs ihre 
Dedung empfangen, eine verhältnismäßig nicht hohe, und fie beichränft fich 
wejentlich nur auf dasjenige, was im Landesverteidigungsintereffe ald unab: 
weisbar notwendig angefehen worden iſt, und auf den durch die Natur ber 
Dinge gegebenen Ausbau ber Betrieböverwaltungen. Zu ihrem großen Be: 
dauern find bie verbündeten Regierungen namentlich nicht in der Lage ge: 
weſen, die Befoldungsaufbeilerung der Beamten in dem laufenden Jahre 
twejentlich weiter auszudehnen. 

Die fortdauernden Ausgaben find um 30,699,016 M geftiegen. Unter 
diefen 30'/. Millionen find eine Reihe von Ausgabefteigerungen enthalten, 
welche entweder auf höheren Ergebniffen der Durchichnittsjäße, beruhen oder 
folgen bereits beftehender —— oder getroffener Einrichtungen find. Der: 
jelbe Grund, welcher bei dem Militäretat des laufenden Jahres weſentlich 
höhere Ausgaben für Naturalienverpflegung erforderlich macht, als der Etat 
vorausjah, wirkt natürlich auch für die entjprechenden Veranſchlagungen dei 
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nächſten Jahres. Für die betreffenden Titel find, unter Einfchluß der baye: 
riſchen Quote, etwa 7'/. Millionen mehr angejekt. 

Es ift dann im Etat des Reichsamts des Innern eine Steigerung 
von annähernd 3 Millionen eingetreten wegen ber höheren Ausgaben für 
bie Alterd: und mvalidenverficherung. Der allgemeine Penfionsfonds, ein: 
ſchließlich Bayern, ift um etwa 1°, Millionen höher angefeßt, und bie Ber: 
zinjung der Reichsſchuld — ich komme fpäter noch auf diefe zurüd — erfor: 
bert nach dem Anjchlag eine Mehrausgabe von etwa 6,800,000 „4 

Wenn Sie biefe und ähnliche Poften abziehen, jo werden Sie finden, 
daß die wirklichen Neuforderungen nicht viel über 11 Millionen bei den 
fortbauernden Ausgaben hinausgehen. Unter dieſen wirklichen Mehrausgaben 
will ich nur einige wenige hervorheben. Sie finden im Etat des Auswär— 
tigen Amtes eine neue Forderung von einer halben Million für einen Titel, 
ber früher nur mit 48,000 M, wenn ich mich recht entfinne, dotiert war, 
„für geheime Ausgaben“. Sie werben es verftändlich finden, daß ich über 
den Zweck dieſer Forderung hier im Plenum genauere Angaben zu machen 
außer ftande bin; ich möchte aber, ohne Ihrer Beratung vorzugreifen, auch 
bie Bitte ausjprechen, die Diskuffion diefer Frage nach Möglichkeit in die 
Kommiffiondberatung zu verlegen. 

Bei den Landesverteidigungsausgaben finden Sie erhebliche Mehr: 
forderungen, bei bem NReichäheer 3. B. für Uebungen, für Vorſpann- und 
Transportkoften, für Munitionsbeichaffung, bei der Marine für Perfonal: 
vermehrung, welche in einer befonderen Denkſchrift eingehend motiviert ift, 
für Indienſtſtellungszwecke etwa 1. Million, für vorübergehende Verſtärkung 
der Ausgaben zum Werftbetrieb in diefem Jahre '. Million. Diefe Mehr: 
ausgaben zufammen belaufen fich, wie gejagt, auf etwas über 11 Millionen. 

Sehr hoch find, das gebe ich Ihnen von vornherein zu, bie Neu: 
forderungen an einmaligen Ausgaben. Auf dieje im gegenwärtigen Moment 
einzugehen, verzichte ich. 

Was nun bie Einnahmen betrifft, jo haben wir bie eigenen dem 
Reiche verbleibenden Einnahmen, wie die Denkjchrift, die dem Hauptetat 
beigefügt ift, ergibt, um annähernd 24 Millionen höher anjegen können. 
Unter dieſer Summe fteden allerdingd etwas über 12°, Millionen Marf, 
um welche ber Ueberſchuß de3 Vorjahres, den wir die Jahr einftellen 
fonnten, den betreffenden Anja de3 vorigen Etats überfteigt, und es fteden 
le darin etwas über 3 Millionen höhere Einnahmen aus ben verfchie: 

enen Verwaltungszweigen, welche teilweife im nicht regelmäßig wieder— 
fehrenden Ginnahmen der Militärverwaltung ihren Grund haben. Zu jenen 
etwa 24 Millionen höheren eigenen Einnahmen de3 Reiches tritt nun das 
Mehr bei den Ueberweiſungstiteln mit 19,743,000 M, alfo mit annähernd 
20 Millionen. 

Wenn bdiefer Etat bei der Wirtfchaft des Jahres wirklich jo zur 
Ausführung fommt, wie er Ihnen heute vorliegt, jo würden die Bundes: 
ftaaten etwa 5 Millionen mehr an Matrifularbeiträgen zu zahlen haben; 
fie würden aber annähernd 20 Millionen mehr an Meberweifungen erhalten, 


Abg. Ridert erwähnt in feiner Erwiderung einen Artikel bes Abe. 
Arendt im „Deutichen Wochenblatt“, ber behauptet hatte, Herr v. Gaprivi 
fei amtsmüde. 


Reichdfanzler v. Caprivi: 


Ein Eingehen auf bie wirtjchaftlichpolitifchen Grörterungen des Herrn 
Vorredners kann ich mir, wie er ſelbſt andeutete, wohl zweckmäßig für eine 
fpätere Zeit vorbehalten; dagegen will ich das Wort ergreifen mit Bezug 
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darauf, daß er im Anfang feiner Rebe von der zunehmenden Beunrubigung 
im Lande ſprach. Denn nicht von ihm allein, aus zahlreichen Aeußerungen 
ber Prefje ift mir befannt geworben, daß eine joldde Beunruhigung im Lande 
eriftiert ober eriftieren fol. Ehe ig darauf eingehe, hat mich die Provo: 
fation des Vorredners auf meine Perfon und meine amtliche Stellung ge 
nötigt, von meiner Perjon zu ſprechen. Der Artikel, den ber Herr Bor: 
redner erwähnte, ift mir auch zugegangen; er hat in mehreren Zeitungen 
geftanden. Es ift nicht der erfte Verſuch, mich ald amtsmüde binzuftellen; 
er wird hier im einer verhältnismäßig überzuderten Pille gegeben. Der 
— Schriftſteller hat die Gefälligkeit, mir zu ſagen, ich würde ja ein anderes 

mt in der Armee befommen, wenn ich von hier fortginge. Er ſcheint zu 
alauben, daß eine Art Militärverforgungsiyftem für amtsmüde Beamte er: 
richtet werden ſoll, wie ed umgekehrt ein Civilverſorgungsſyſtem für amts— 
müde Soldaten gibt. Er fcheint auch zu glauben, dat höhere Kommando: 
jtellen ber Armee etwas wie Schlafitellen haben; denn jonft würde ein amt: 
müder Reichöfanzler ſchwer in der Lage jein, eine folde Stellung einzu: 
nehmen. Ich kann den Herren, die geneigt fein follten, zu meinen, daß ich 
amtsmüde wäre, die Berficherung geben, daß ich bei jorgfältigfter Beobad: 
tung feine Spur bei mir davon wahrgenommen habe. Ich habe viel zu 
thun, und wir haben diejen Sommer wieder jehr ernfte Arbeiten bewältigen 
müſſen; ich glaube, es ijt uns gelungen unter Einjegung aller unferer Kräfte. 
Es iſt für mich feit 1’) Jahren das größte Stüd der deutfchen Politik die 
Vollendung der Hanbelöverträge. Mit vielen Schwierigkeiten, mit uneriar: 
teten Schwierigkeiten, mit Schwierigkeiten in Deutichland und außerhalb 
Deutichlands haben wir zu kämpfen gehabt; ich Hoffe aber, daß ich im ber 
zweiten Dezemberwoche in ber Lage fein werde, im Haus die Handeläverträge 
einzubringen. (Bravo!) Selten in meinem Leben bin ich jchaffender Freude 
jo nahe gewejen als in diefem Augenblid, wo die Berträge ihrer Vollendung 
entgegenjehen, und felten habe ich jo wenig daran gedacht, meine Stellung 
aufzugeben. ch ftehe Hier, wie den Herren befannt ift, auf die Weifung 
meines allergnädigften Herrn und werde bier fo lange ftehen bleiben, wie 
e3 Seiner Majeftät gefallen wird. (Bravo!) 

Wenn ich die Beunrubigung, die durch dad Land geht ober gehen 
foll, zum Gegenftand meiner nächften Erörterung machen will, jo will ich 
vorweg bemerken, daß Zeitungsfchreiber mich nicht beunruhigen; ich wünſchte 
nur, fie beunruhigten ſich auch um mich nicht. (Heiterkeit) Es läßt ſich 
nicht wegleugnen: es geht durch das Land ein Peifimismus, der mir im 
höchſten Grade bedenklich ift. So Lange deutjche Philofophen allein fich mit 
dem Peifimismus bejchäftigten, mochte das ja für manchen eine anziehende 
Beichäftigung fein; wenn dieſe geiftige Richtung aber übergeht in weitere 
Kreife, die auf Handeln und Arbeiten angewieſen find, dann wirb ber Peffi- 
mismus gefährlich; denn ich wüßte nicht, warum, wenn alles eitel ift, und 
bei nicht? etwas herausfommt, man fi) dann noch quälen fol. Es ift aber, 
wie wenn ein Beunruhigungsbazillus in der Luft läge, der epibemifch ge: 
worden ift, und ſelbſt manche angefehene Zeitungen, bie fich ſonſt für die 
Bannerträger nationalen Gefühls halten, fcheinen mir Reinkulturen für dies 
Weſen zu fein. (Bravo! und Heiterkeit.) „Die Regierung taugt nichts, fie 
fängt die Sache ſchlecht an, die Folge ift, es geht nicht und immer weiter 
geht es mit Deutichland bergab“, — das leſe ich alle Tage; ich leſe es viel- 
fach in ziemlich fchroffen und in jchrofferen Ausdrüden als in diefer Schrift, 
die zu meinem Bedauern don einem Herrn gejchrieben jein foll, der in Be 
siehungen * freifonjervativen Partei ſteht. 

re jagt: 


BB. j 
Die Zerfahrenheit und Unentjchiedenheit, dad Schwanken und In: 
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ftäte der Politit des Minifteriumd Gaprivi trägt bie Mitſchuld an ber 

allgemeinen Unzufriedenheit. 
Nun würde ich dem Herrn jehr dankbar gewejen fein, wenn er bie Güte 
gehabt hätte, mir im einzelnen nachzuweiſen, wo denn die ſchwankende, un: 
ftäte Richtung wäre. Ich bin ber Meinung, durch ihre bisherigen Hand: 
lungen bat die gegenwärtige Regierung zu ſolchem Borwurf feinen Anlaß 
gegeben; und wenn ich nun biefen Artikel weiter durchjehe, um zu jehen: 
wo kann benn etwa liegen, jo bleibe ich gerade fo klug, wie ich vorher 
war, — unb das ift mein Schidfal mit einer Anzahl von Zeitungsartikeln 
und Broſchüren jeither geweſen: alles Elagt, aber einen brauchbaren Rat: 
fchlag, die Anmweifung für einen gangbaren Weg habe ich noch von nie: 
mandem befommen. 

Der Herr bier jagt: diefe Regierung hat die Kartellparteien zer: 
trümmert. Das ift ein Vorwurf, der mich überrafcht. Die letzten Wahlen 
find vorgenommen worden, ehe dieje jegige Regierung an Ort und Stelle 
war. (Sehr richtig!) Die Regierung würde ja mit den Sartellparteien 
weiter gelebt haben, weil fie überhaupt das Beftreben hat — wie ich das 
ſchon früher einmal ausgeſprochen habe —, mit allen denen, die ein Intereſſe 
an ber Erhaltung des Staates und des Reiches haben, zujammenzugehen. 
Wenn nun eine kompakte Mafje der Kartellparteien dagemwejen wäre, würben 
wir ihr gern die Hand gegeben und würden den Verſuch gemacht haben, 
wen anderd wir noch zu diefer Mafje heranziehen können. Dieſe Kartell: 
parteien waren aber nicht mehr da; und wenn fie noch weiter zerfallen 
werben, fo liegt das eben in ben inneren Motiven, nicht aber an dem böjen 
Willen oder dem Ungeſchick der Regierung. 

Nun führt ber Herr noch ein paar andere Dinge auf, auf bie ich 
nachher im einzelnen kommen werde. Er jagt dann — und das habe ich 
auch ſchon in den Zeitungen der verjchiedenften Parteien gelefen — : dieſe 
Regierung geht mit feiner Partei, fie wird fich zwifchen zwei Stühle ſetzen. 
Derfelbe Herr, der uns vorhin getadelt hat, weil wir die Kartellparteien 
zertrümmert haben, macht uns jet ben Vorwurf, daß wir mit feiner Partei 
geben: wir follen und zwijchen zwei Stühle ſetzen. Ich habe überhaupt 
noch nicht den Wunſch gehabt, mich auf den Stuhl irgend einer Partei zu 
fegen, fonbern habe den Wunjch gehabt, diejenige Politik zu machen, die die 
verbünbdeten Regierungen nach reiflicher Erwägung für recht halten; ob bie 
ber einen Partei paßt oder nicht, ift erft eine taftifche Erwägung für mich, 
— das mejentliche ift: ift die Maßregel an fich gut? 

Ich habe aljo das Bedürfnis, auf dem Stuhl einer Partei zu fiben, 
nicht empfunden, bleibe auch Lieber ftehen zwiſchen den Parteien. 

Nun ift in diefem Beunruhigungsftreben der Bevölkerung die aus: 
wärtige Politik ein ungemein ergiebiges Gebiet. E3 Liegt in ber Natur ber 
Sache, daß die Menjchen von ber weniger erfahren; aber das berechtigt fie, 
in biefem Halbdunfel, in dem fie ſitzen, fi) um jo mehr zu graulen oder 
graulig zu ftellen. Da heißt es: ja, wir wiſſen zwar nicht, was die Re: 

ierung macht, aber ed wird fchon nicht gut fein, da kann das jchlimmite 

Die bem fteden, was jeßt paffiert. Bei una wird auf feinem Gebiete fo 
viel Uebertreibung in die Welt geſetzt, ala wenn man fi) mit der aus: 
wärtigen Politik der Regierung zu befaſſen jucht. 

Die Politik diefer Regierung ift, auch was die auswärtige angeht, 
eine ſehr einfache gemejen. I bin der Meinung, daß auch in der aus: 
mwärtigen Politik zu den wirkjamjten Mitteln Wahrheit und Offenheit gehört. 
Es ift nicht nötig, daß man feine letzten Gedanken alle Tage auf dem Prä- 
fentierteller herumträgt; aber es ijt auch nicht nötig, daß man alle Tage 
das Beitreben hat, andere zu täuschen: man kommt in der Mehrzahl der 
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Fälle auf dem geraden Wege befjer weiter ald anders. Eine günftige poli: 
tiiche Konftellation in Europa hat e3 nun, zufammen mit diefem Beftreben, 
wahr und offen zu fein, veranlaßt, daß wir überhaupt wenig zu verhandeln 
gehabt haben in den 1'/. Jahren, feit ich hier bin; die Dinge find einfad 
verlaufen. Der moderne Zeitungslefer hat ein gewiffes Bedürfnis nach ſen— 
fationellem; er verlangt, dab etwas los fein von (Heiterkeit), und wenn 
nichts los ift, dann ift er unzufrieden, — dann ift natürlich die Regierung 
daran ſchuld, daß da nichts gefchehen ift. (Heiterfeit.) 

Wenige fragen nur haben bie im allgemeinen mit der auäwärtigen 
Politit der verbündeten Regierungen nicht einverftandenen Zeitungsfchreiber 
ipezialifiert. Davon ift eine die: ja, die ruffifche Reife Seiner Majeftät bes 
deutichen Kaiſers im vorigen Jahre, der Aufenthalt in Narva hat fehr böfe 
gewirkt. Nun habe ich die Ehre gehabt, an biefer Reife teilzunehmen, und 
ich bin mit der Neberzengung wiederzukommen, daß bieje Reife eine vorzüg: 
liche Wirkung gehabt hat. Es waren politifche Dinge nicht abzumachen, 
fondern es fam darauf an, daß bie beiden Souveräne in einen freunbichaft: 
lichen, durch ihre Verwandtſchaft gegebenen Verkehr mit einander traten. 
Ter Verkehr geftaltete fich fo günftig, mie irgend möglich. Ich würde das 
hier nicht jagen, wenn ich bier nur auf meine, auf deutfche Beobachtung 
angetwiefen wäre, wenn ich nicht beftimmt wüßte, daß auch auf der anderen 
Seite der Eindruck und der Erfolg dieſer Reife ebenfo geweſen ift. 

Dann fommt Kronftadt: man bat ſich beunruhigt gezeigt, als bie 
Flotte eines unferer Nachbarn in den Hafen de? anderen einfuhr, und weil 
man fie mit großer ?yeftlichkeit und Freundlichkeit empfangen hat. Wieder 
läßt man bdurchbliden: das wäre dod am Ende fonft nicht vorgelommen, 
das könnte nur unter diefer Regierung paffieren. (SHeiterkeit.) 

Nun weiß ich in der That nicht, was wir anfangen follten, zu bin: 
dern, wenn zwei andere Leute fich die Hand geben wollen. Wir haben kein 
Mittel dagegen, — wir haben diefe Zuſammenkunft nicht veranlaßt. Man 
hat wohl durchfühlen laffen: ja, da® habt ihr nun von dem Dreibund, 
davon kommt nun die Kronftädter Zufammenktunft! Ya, wir haben einen 
Dreibund, der ſchon jahrelang vor dieſer Kronftäbter Zuſammenkunft exriftierte, 
und den haben wir erneuert. Man hat vielleicht bei diefer Erneuerung in 
der Preſſe etwas zu viel Paufen und Trompeten gerührt und dadurch anbe: 
ren Leuten das Gefühl gegeben, fie mollen auch mal Pauken und Trompeten 
rühren. An fich aber hat fi) durch Erneuerung dieſes Dreibundes in Bezug 
auf unsere öftlichen und weſtlichen Nachbarn nichts geändert. Durch bie 
Kronftädter Zufammenkunft ift nur für die Augen bes — Publikums 
ein Zuſtand erkennbar geworden und in den Sinn gefallen, der ſchon ſeit 
langer Zeit herrſchte. 

Ich habe in den ſiebziger Jahren an den Beratungen des preußiſchen 
Kriegsminiſteriums teilgenommen; und ſchon damals trat der Ausdruck auf 
von dem Kriege mit zwei Fronten. Soldaten, überdies, wenn fie im Kriege: 
minifterium bejchäftigt find, haben ja die Amtäpflicht, alle Kriegslagen vor: 
auszufehen, und fo wurde auch diefe in dem Bereich unferer Kalfüle gezogen, 
und eine große Anzahl von augenfälligen Maßregeln — ih will nur bie 
DTislokation in Oftpreußen nennen — find von der Vorausfchung ausge: 
gangen, daß es auch mal vielleicht zu einem Krieg mit Rußland, zu einem 
Krieg mit zwei Fronten fommen könnte. Daß uns dieſer Krieg durch die 
Kronftädter Entrevue auch nur um einen Zoll näher gerüdt fei, glaube ich 
nicht. Ich kann nicht prophezeien; es ift ja möglich, daß Krieg kommt, daß 
der Krieg mit zwei Fronten fommt. Daß aber die Ereignis — und ba 
fomme ich wieder auf die Beunruhigung zurüd, um bie es fih breit — 
einen Anlaß geben follte, fi mit einigem Fug und Recht mehr zu beun: 
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ruhigen ala bis bahin, da3 beftreite ich mit Entjchiedenheit. bin feljen: 
fejt davon überzeugt, daß die perjönlichen Intentionen Seiner Majeftät des 
Kaiferd von Rußland die frieblichften von der Welt find; ich bin ebenjo 
überzeugt, daß feine Regierung heutzutage wünfchen kann, einen Krieg zu 
provozieren. Keine Macht hat ein fo prononziertes Uebergewicht in der 
MWeltlage, daß fie mit leichtem Herzen fagen follte: wir wollen jetzt den 
Krieg anfangen. — Ich will nicht auf bie Folgen, auf die Art und Weile, 
wie ein folcher Krieg geführt werden würde, eingehen; das ift in einer jo 
meifterhaften Weife vor einer Reihe von Jahren hier geichehen, ala Ihnen 
ber Abderlaß bis auf? Weiße vorgeführt wurde, daß ich dem nichts hinzu— 
zufügen habe. Das Bemwußtfein aber, daß der fommende Krieg einen jehr 
ernften Charakter annehmen wird, hat fich in der ganzen Welt verbreitet, 
und ich glaube nicht, daß e3 irgend eine Regierung gibt, die geneigt wäre, 
einen Krieg leicht herbeizuführen. Je ftärker nun eine Regierung, um fo 
mehr wird fie geneigt, kriegeriſche Gelüfte, wenn fie auftreten follten, Zwi— 
fchenfälle, die bei ungefchickter Behandlung einen Krieg herbeiführen könnten, 
zu vermeiden. Und ich fann mich deshalb des Umftandes freuen, daß bei 
unjerem weftlichen Nachbar jeht eine Regierung die Zügel führt, von der 
ich glaube, daß fie ſtark genug ift, um ihren Willen durchzufeßen. Sch 
laube ſogar, daß bie Flottenrevue in Kronftadt vielleicht nicht ftattgefunden 

tte, wenn nicht bei unferem öftlichen Nachbar die Neberzeugung dageweſen 
wäre, daß dieſe jeige jranzöfijche Regierung wohl eine ift, auf die man fich 
verlafien kann. Es ift und das gefteigerte Selbitgefühl unſeres weſtlichen 
Nahbars durch die Zufammenfunft klarer geworden als vorher; wir haben 
mehr davon wahrgenommen: aber auch das braucht und nicht zu beunrubigen. 
Jemand, ber ohne Selbjtgefühl die Empfindung hat, eine Stelle in der Welt 
behaupten zu müflen, wird eher — wenn ich den Ausdruck brauchen darf 
zu einer en Nervofität neigen ala jemand, der fich bis einem gewiſſen 
Grabe jeiner Kraft wieder bewußt geworben ift; und ich glaube nicht, daß 
in dem gefteigerten Selbitgefühl, was auch nicht durch KHronftadt erjt ge: 
fteigert, wa3 im Laufe der Jahre wieder gewonnen ift, — daß in diejem 
gefteigerten Selbftgefühl, jo wie es ſich in Kronſtadt ausgedrüdt hat, eine 
Gefahr für uns läge. 

Ich wiederhole aljo, die jegige Regierung iſt nicht in der Lage ge: 
weſen, Kronſtadt zu verhindern; fie hat auch gar nicht den Willen dazu ge: 
habt. Sie fieht aber auch darin nicht den mindeften Grund, fich mehr zu 
beunrubigen, als man e3 etiva vor Kronſtadt gethan hatte. Ich will, um 
ein Mißverftändnis in diefer Richtung jchon hier auszufchließen, nicht gejagt 
haben, daß wir nun Wehr und Waffen ablegen fünnten, — davon ift feine 
Rede; ber jehige Zuftand der Rüftungen in Europa wird vorausfichtlich noch 
lange dauern, und daran werben alle Zuſammenkünfte in Rom nichts ändern. 
(Heiterkeit) Das bleibt ebenfo; aber es folgt daraus nicht, daß diefer Zu: 
ftand ein bedrohlicher ift. Je mehr die Völker zur allgemeinen Wehrpflicht 
übergegangen find, um jo mehr ift auch das Bewußtſein von dem Ernit 
eined Krieges in die Nationen übergegangen; und wir können jet mehr als 
früher nicht bloß darauf rechnen, daß die Regierungen den Srieg nicht 
wollen; wir können darauf rechnen, daß auch die Nationen ſelbſt vorfichtiger 
mit dieſem gefährlichen Feuer jpielen werden als vielleicht früher. 

Ein drittes Moment, was dann in öffentlichen Blättern aus ber aus— 
wärtigen Politif angeführt wird, um ber jegigen Regierung klar zu machen, 
daf fie ſchwächlich oder thöricht gehandelt ne ift der deutſch-engliſche Ber: 
trag. Derjelbe Aufſatz, der die Güte hat, fich Hier mit meiner Perjon zu 
beichäftigen, nimmt unter feine Gravamina auch diefen auf. Als wir im 
vorigen Jahre an dieſer Stelle über den deutfch:englifchen Bertrag verhan: 
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belten, ba fanb er Gegner. Es jprach Herr v. Karborff, — wenn ich nicht 
irre, auch Herr Graf Mirbach dagegen. Der einzige, der den Vertrag ganz 
mißbilligte, und eine etwas jtarfe Tonart anjchlug, war der Herr Abgeord: 
nete Graf Arnim. Er fjagte, daß er mit Genugtduung den Entrüftungs- 
fturm vernommen babe; ich glaube, der Entrüftungsfturm hat im Laufe 
diejed einen Jahres einer ruhigeren Betrachtung Pla gemadt; wenn über: 
haupt noch Wind in dieſer Richtung weht, dann ift er, glaube ich, zu einer 
ſchwachen Brije abgeflaut. Meine Herren, es ift mir zweifelhaft, ob nicht 
vielleicht in diefem Blatte ſogar Bentilationsinftrumente zu Hilfe genommen 
werden, um überhaupt nur noch einigen Wind in die heruntergefallenen 
Segel zu bringen. Diejes eine Jahr Hat Hingereicht, um zu zeigen, wie 
richtig wir gehandelt haben. Was warf man ung damals vor? Wir hatten 
um irgend einer geheimen Abmadhung willen — jagten noch günftigere Be: 
urteiler unter unjeren Gegnern — eine Menge Opfer gebracht; was die ge: 
heime Abmadhung war, mußten fie nicht, aber aus Wohlwollen für uns 
nahmen fie an, es müßte ja jo ein Ding da fein, wenn man fo erhebliche 
DOpfer gebracht hat. Bon einer geheimen Abmadhung ift niemals die Rede 
geweien. Ich glaube jchwerlich, daß nach den Ergebnifjen des legten Jahres 
noch jemand ba ift, der uns den Vorwurf machen würde, wir hätten nicht 
genug in Afrifa genommen; benn ich glaube, dieje Ergebniffe haben den 
Ichlagenden Beweis dafür geführt, wie lange wir an dem, was wir genommen 
aben, zu arbeiten haben. (Sehr richtig! Links.) Nicht ohne Opfer an 
enjchen und Geld wird diefe Arbeit ſich vollziehen können, und ich habe 
ſchon damals gejagt, das ſchlimmſte, was uns paffieren könnte, wäre, wenn 
einer uns ganz Afrika fchenkte. (Heiterkeit) Wir haben an dem, was wir 
befommen Dr reichlich genug und können allen unjeren folonialen Eifer 
zur Geltung bringen. N 
Dann fagte man, da habt ihr Helgoland genommen und habt Ban: 
zibar hingegeben; bie Engländer haben den Löwenanteil, fie haben die Juſel 
BZanzibar. ch verkenne den Wert der Inſel Zanzibar unter feinen Um: 
ftänden; abgejehen aber davon, daß fie für uns überhaupt nicht zur Dis: 
fuffion ftand, nicht zu haben war, würde bie — I dieſer Inſel 
in merkantiler und nautiſcher Beziehung, die Abfindung des Sultans für 
dieſen Teil feiner Macht ung Summen gekoſtet haben, die vom Reichstage 
nun und nimmer zu befommen gewejen wären, und die von ihm zu ver: 
langen ich mit meinem Gewifjen nicht würde in Einklang bringen können. 
(Sehr gut!) Echon um die verhältnismäßig unbedeutenden Ausgaben zu 
beftreiten, die wır haben machen müfjen, die Abfindung ded Sultans für 
das Feſtland von Oftafrita, haben wir den Vertrag mit der Oftafritanifchen 
Gejellihaft ſchließen müſſen, der auch hier beſprochen und Eritifiert worden 
ift; wir haben jeßt, um nur den Aufgaben gerecht zu werden, bie in der 
Brüffeler Konferenz wir zu erfüllen übernommen haben, aus Mangel an 
Mitteln zu einem an fich zweifelhaften Hilfsmittel greifen müflen: wir haben 
eine Lotterie ftatuiert, um nur die Mittel zu befommen, um etwas vormwärtä 
zu fommen. Nun frage ich: wenn wir ben Haufen von Millionen — und 
ganz Klein würde er nicht geweſen fein — hätten aufbringen follen, um 
Banzibar zu befommen, — ich weiß nicht, wie das Hätte gehen follen. 
Was nun das Feitland aber angeht, das wir befommen haben, jo 
ift faum ein Menſch, der Afrika fennt, darüber im Zweifel, daß der beutjche 
Befig in Oſtafrika das x:fache von dem wert ijt, was der englijche Beſiß 
wert ift. (Hört! hört!) Es ift nur wieder dieſer Peifimismus und dieſe 
ige ger rg man nimmt ohne weiteres an, das kluge — wenn 
man nicht etwas bderber jagen mill, perfide — Albion hätte diefe Dinge 
beffer verftanden ala wir, das hätte fein Schäfchen ins Trockene gebracht, 
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Deutihland nicht, Deutichland Hätte die KHaftanien aus dem Feuer geholt, 
und jo jäßen wir da auf einem jchlechten Zeil. Tas ftimmt nicht. Wenn 
man nur einigermaßen einen Einblid in bie Echwierigfeiten bat, die in dem 
von England in Befig genommenen Küftenftrich fich darbieten, jo wird man 
zugeben müfjen, daß Die erheblich größer find als diejenigen für Deutjchland, 
und ich glaube, wir können mit dem, was wir da befommen haben, durch: 
aus zufrieden fein. Es ift ja natürlich: wenn eine ſolche Beunruhigungs: 
krankheit einmal die Welt ergriffen hat, jo wirft fie ſich wie andere Krank— 
heiten auf den locus minoris resistentiae. Unſer Kolonialleben iſt noch 
ſchwach, wir Haben noch alles mögliche zu thun, wir müſſen vorfichtiger 
handeln ala anderswo. Es iſt auch eine gewiffe Bejorgnis da vielleicht ge: 
techtfertigter, wenn man eben nur überhaupt Beforgnis Haben will. Sonjt 
bin ich nicht im ftande, zur Zeit in Bezug auf dem deutjch:engliichen Ver: 
trag und feine Folgen etwas zu ſehen, was mir die Meinung geben könnte, 
wir hätten fchlecht gehandelt. Die Inſel Helgoland, die wir dabei befommen 
ben, wurde ja allgemein für ziemlich wertvoll gehalten; wenigſtens jpricht 
man ihr ein pretium affectionis zu, — man gibt auch zu, wenigjtens ein 
Zeil der Menjchen, daß fie für die Verteidigung unjerer Nordſeeküſten einen 
—— Wert haben könnte. Ich ſchlage den Erwerb dieſer Inſel in dem 
rage — und das kann ich jetzt jagen — ungleich höher an, den nega— 
tiven Wert. Stellen Sie ſich vor, was geworden wäre, wenn die Inſel, 
von der man ſagt, fie war für die Engländer ziemlich wertlos, — und das 
mag ja richtig ſein, — aus engliſchen Händen in andere übergegangen wäre. 
England hat Bedürfniſſe in manchen Weltteilen, hat Befigungen rund um 
ben Erbball, und es möchte am Ende nicht ganz jchwer geworden jein für 
England, ein Zaufchobjeft zu finden, das ihm milllommen gewejen wäre, 
und für das ed wohl geneigt geweſen wäre, bie Inſel fortzugeben. Sch 
möchte einmal den Entrüftungafturm — und in diefem Falle würde ich ihn 
für berechtigt gehalten haben — gefehen haben, wenn ım Laufe von Jahr 
und Tag oder furz vor Ausbruch eines künftigen Krieges die englifche Flagge 
von Helgoland heruntergegangen, und eine uns weniger mabejtehende vor 
unferen Häfen erjchienen wäre. Alſo ich bin der Meinung -- ich habe über 
diefen Vertrag etwas Länger fprechen fünnen, er gehört ja nur zum Zeil der 
Geſchichte an — ich bin der Meinung, daß diejer Vertrag feinen Anlaß 
gibt, die Regierung abfällig zu fritifieren. 

Man beunruhigt fi ferner über die Polenfrage und über Elſaß— 
Lothringen. Ya, was ift denn da geichehen, was zur Beunruhigung Anlaß 
geben fann? Wir Haben in Elfaß-Lothringen den Paßzwang aufgehoben. 
Es ijt eine Maßregel, die faft von aller Welt gebilligt worden ift; aber der 
Beunruhigungdbedürftige fügt hinzu: wird nun bie Regierung auch wohl 
ftart genug fein, diejenigen Maßregeln zu ergreifen, die als Surrogat für 
den aufgehobenen Paßzwang notwendig geworden find? Man wartet gar 
nicht ab, daß ſolche Zeichen der Schwäche eintreten werden, ſondern ſetzt 
ohne weitered voraus, bad werde wohl fommen, und man fritifiert. Die 
Regierung von Elſaß-Lothringen hat geglaubt — und hat dad mit Zuftim: 
mung bed Reichöfanzlerd, in letzter Inſtanz Seiner Majeſtät des Kaiſers, 
gethan — den Paßzwang aufheben zu können, weil fie die Meberzeugung 
gewann, daß die Wirkungen, die er haben follte, nur dann eintreten würden, 
wenn er mit rücdfichtölojfer Konjequenz durchgeführt worden wäre Dieje 
rüdfichtäloje Konſequenz war aber nicht durchzuführen; fie Liegt nicht im 
weſentlichen unferer Nation. Ich will auf die einzelnen Fälle nicht ein: 
geben, wie ſolche, wo Kinder nicht an das Krankenbett ihrer ſterbenden 

utter fommen konnten. Es ift eben eine folche Schroffheit wohl auf kurze 
Zeit durchführbar; aber im Laufe der Jahre wurde fie unerträglich und 
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führte zur Verftimmung der Elſaß-Lothringer felbft. Nun hat das beutjche 
Weſen in Eljaß-Lothringen und die Affimilierung Eljaß:Lothringens ans 
Reich ganz zweifellos in den legten Jahren Fortſchritte gemacht und wird 
weitere Fortſchritte machen. an barf ſich nur nicht beunruhigen, wenn 
nicht zwifchen heute und morgen alle Elja —— ar = werben in 
ihrer Gefinnung. Ich darf auf das befannte Beifpiel von ber Rheinprovi 
verweifen. Wie lange hat das gedauert, bis die Rheinprovinz innerli 
preußifch wurde! Wir wollen hier ebenjo lange warten. Nach meinem Da: 
fürhalten wird es Hier nicht jchlechter gehen. Es läßt fi) ein Erfolg, wie 
immer in Deutichland, wo es ſich um das Nifimilieren handelt, nicht davon 
erwarten, daß wir die zu Ajfimilierenden durch Liebenswürdigfeit berüden 
werben, das Liegt nicht im deutſchen Charakter; aber wir werden durch die 
en Eigenfhaften des Deutjchen, wir werden durch die Aenderung in ben 

erwaltungsgeleßen, die in Elſaß-Lothringen geplant ift, und die dahin gebt, 
unferen dortigen Mitbürgern die Wohlthaten ber Selbtverwaltung in er: 
höhtem Umfange zu gewähren, weiter fommen. Wir fommen aber vor allen 
Zingen weiter durch die Armee; die hat noch immer das befte Binbeglied 
unter den Altpreußen und Neupreußen gebildet, fie wird auch zwijchen Alt: 
und Neudeutfchen das befte Bindeglied fein. Das ift aber nicht damit 
than, daß man Schilderhäufer ſchwarz-weiß-rot anftreicht, jondern ba imüffen 
Generationen durch die Armee gegangen jein und ben deutſchen Geift mit 
zurückgebracht und auf ihre Landsleute übertragen haben. — Ich bin alſo 
der Meinung, daß in dem gegenwärtigen Zuftand von Eljaß-Lothringen für 
ung nicht der mindefte Grund zu einer Beunruhigung liegt. Die bortioe 
Regierung ift fich ihrer Pflichten vollfommen bewußt und bereit, gegen 
—— Ausſchreitungen diejenigen Mittel zu handhaben, die ihr zu Gebote 
ſtehen. 

Ich komme zur Polenſrage, und ih muß um Entſchuldigung bitten, 
wenn ich hier auf ein Gebiet übergehe, was zum Zeil der preußifchen Re: 
gierung unterliegt und nicht Reichsſache ift, das ich aber, da ich einmal bei 
diefem Beunruhigungsbazillus bin, auch bier mit beiprechen will. Man hat 
auch hier der Regierung ein dvorzeitiges Aufgeben eines bewährten oder noch 
zu bewährenden Syftems vorgeworfen. Zuerft hat man mißfällig wahrge— 
nommen, daß wir die Grenzen fo weit mehr ala früher geöffnet haben, daß 
wir männlichen Arbeitern den Uebertritt aus ruffiichem Gebiet auf preußi: 
ſches geftattet haben. Nun, uns wäre es auch angenehmer geweſen, wenn 
all die Aeder, die an den Grenzen liegen, von deutſchen Arbeitern beftellt 
worden wären. Der lebeljtand liegt nur darin, daß, wie es ſich bis zur 
Evidenz gezeigt hat, deutjche Arbeiter nicht zu haben waren. Es ift ja eine 
befannte Thatſache — und bie Klagen, die der Herr Abgeordnete Ridert in 
Bezug auf die Provinz Oftpreußen vorgebradht hat, wurzeln zum Zeil im 
diefer Thatſache —, daß die Arbeiter aus dem Often ein ftarfen Drang 
nach dem Weiten haben. Ich will e3 nicht auf ein allgemeine Naturgeſeß 
zurüdführen, aber e3 kommt eind zum anderen, Die Sachjengängerei, die 
ja auch manche gute Seite hat, die Einführung von Majchinen, die inten- 
fivere Bodenkultur, die auf kurze Zeit einen ftärkeren und dann wieder einen 
geringeren Beitand an Arbeitern fordert, der Drang der Menjchen in die 
Städte hat dahin geführt, dat in dem Grenzkreiſen die Arbeiterzahl, wenig: 
ſtens im Norden, abjolut unzureichend if. Nun hat die preußiiche Staats: 
regierung nicht verfannt, daß, wenn fie ruffiiche Arbeiter herüberläßt, Damit 
eine gewiſſe Gefahr für die Germanifierung verbunden ift; fie macht den 
Verſuch, fie im Herbft immer wieder zurüdzuführen. Wie weit e8 gelingen 
wird, mag bahingeftellt jein. Aber ſelbſt dieje Gefahr anerkannt, hatte nad 
meinem Dafürhalten die Regierung feine Wahl. Wir haben doch fein Syn: 
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terefje daran, daß bie Grenzkreife veröben oder verwalden; follen fie beftellt 
werden, jo müflen Menjchen dafür da fein. Dieſe Menjchen konnten wir, 
wenn die Landwirtichaft nicht im ftande ift, höhere Preife zu zahlen, — 
und das ift fie nicht, — nicht anders befommen, ala indem wir die Grenze 
nicht ganz fchlofjen. 

Es hat dann die preußijche Regierung in Bezug auf ben Privat: 
unterricht in der polnifchen Sprache in den Volksſchulen infoweit auch den 
früher eriftierenden Zuftand wiederhergeftellt, ala fie genehmigt hat, daß ba, 
mo ber Religiondunterricht in der polnifchen Sprache erteilt wird, Privat: 
unterriht im Polniſchen unter Benugung der Schulräume, fofern die Ge: 
meinde damit einverftanden ift, durch den Lehrer den Kindern gegeben werden 
darf. Mir fcheint dieje Forderung doch nicht allzu unbillig, wie fie von 
Seiten dieſer polnifch jprechenden Mitbürger aufgeftellt worden if. Denn 
wenn in dem Religionsunterricht polnifch geiprochen worden ift, jo liegt es 
nabe, daß das Beftreben da fein muß, auch die Bücher, die fich hal be: 
ziehen, jchließlich in der Sprache lejen zu können, in der der Religionsunter: 
richt erteilt wird. Nachdem dieſe Verordnung, bie ich für eine überaus 
maßvolle und gute halte (jehr wahr! im Zentrum), gegeben worden, kam 
ein deutſcher Vater darum ein, auch für feine Kinder die Teilnahme an 
dieſem Unterricht zu geitatten. Auch das ift gejchehen und, wie mir jcheint, 
wiederum mir Recht. Kein Menſch findet etwas dabei, wenn ein eingewan— 
derter Deutjcher in Met jeine Kinder am franzöfiichen Unterricht teilnehmen 
läßt. Ich jehe nicht ein, warum der Tall Hier fo weſentlich anders Liegen 
foll, wenn ein Deutjcher, der feinen Erwerb in der Provinz Pojen findet, 
glaubt, daß feine Kinder beſſer durch da3 Leben kommen werden, wenn fie 
auch Polniſch verftehen. (Schr richtig! im Zentrum.) Wir haben auch hier 
nicht verfannt, daß. es viel wünſchenswerter wäre, wenn dieſe Schwäche 
unſeres Staates, die darin liegt, da wir an verjchiedenen Grenzen anders: 
fprechende Menſchen haben, nicht da wäre, oder wenn fie zu bejeitigen wäre. 
Da wir das aber nicht können, haben wir geglaubt, diefem nach unferem 
Befinden berechtigten Wunſch unfere volle Mitwirkung geben zu follen. 

Endlich beunruhigt man fich über ein Faktum, dad auch wieder noch 
nicht eingetreten, aber wahrjcheinlich ift: daß ein Mann polnifcher Abkunft 
auf den erzbifchöflichen Stuhl von Pofen und Gneſen berufen werben foll. 
Hiftorifch ift den Herren befannt: wir haben früher polnifche Erzbiſchöfe 
gehabt. Es ift weiter befannt, daß der vorige Erzbifchof ein Mann von 
deutjcher Abkunft war, dem alles Gute nachzufagen ift, auch nachgejagt wird, 
ber aber vielleicht nicht ftarf genug war, um das, was gerade die Deutjchen 
in der Provinz Pofen von ihm erwartet hatten, zur Durchführung zu bringen. 
Er war vielleicht nicht ftark genug, um jelbftändig auftreten zu fönnen. Er 
wurde geleitet und wurde nun in einem Sinne geleitet, der den Deutjchen 
Ichädlicher war, als wenn ein Mann polnifcher Abkunft mit dem Gefühl, 
daß er auch Deutſchen gerecht zu werden hat, und mit ber Eharakterftärke, 
feinen Willen durchzufegen, auf diefen Stuhl gefeßt worben wäre. (Sehr 
wahr!) Das preußiiche Staatäminifterium ift nach dem Tode des Erzbijchofs 
Dinder darüber nicht zweifelhaft gewejen, dab, wenn wir einen polnifchen 
Kandidaten fänden, ber im übrigen unferen Anforderungen genügte, wir 
nicht abgeneigt fein würden, ihn in Vorjchlag zu bringen. Es * ſich 
anfangs feiner, es fand ſich aber auch fein Deutſcher, und nach den Ereig— 
niffen in Thorn war ed nun für und nicht zweifelhaft, daß der Mann, der 
da eine Rede gehalten hatte, bie jo weit preußifch und preußifch-patriotijch 
war, ala wir e3 überhaupt von den Einwohnern polnifcher Zunge in ber 
Provinz Pojen erwarten können, ben Anforderungen jo weit genügte, ala 
es möglich war. 
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Ich glaube alfo, auch dieſe Frage wird eine Erledigung finden, über 
die fich niemand zu beunruhigen braudt. Wir haben — die preußifche Re: 
gierung und auch die verbündeten Regierungen — da3 lebhafte Beftreben, 
die Kräfte, die an der Erhaltung und, wenn ed nicht notwendig fein follte, 
an der Verteidigung de3 Staates mitwirken, zuſammenzuhalten, nicht aus: 
einandergehen zu Iaffen (jehr wahr! rechts), und in diefer Tendenz des Sam: 
melns unjerer Kräfte liegt die Aufgebung des Paßzwanges und das, was 
in ber Provinz Poſen geichehen ift. Wenn ich nun meine, daß im der aus: 
wärtigen Politif und in diefen beiden fragen die einen auswärtigen An: 
flang haben, fein Grund vorliegt, beunruhigt zu fein über das, was im ber 
Welt vorgeht, wenn ich noch hinzufüge, daß diejenigen Fragen, die im Laufe 
der anderthalb Jahre zwiſchen den europäiihen Mächten entftanden find 
allemal durch das Entgegentommen aller Regierungen eine friedliche und 
wünjchenswerte Löfung gefunden haben, fo glaube ich wirklich alles gejagt 
zu haben, ohne in Detaild einzugehen, was hinreicht, dem, der nicht beun— 
ruhige fein will, die Ruhe zu laffen. (Sehr richtig! rechts.) 

Die Unruhe geht aber noch auf andere Gebiete über. 

Es ift zu meinem Bedauern auch eine Art Militärpeifimismus ein: 
geriffen. In neuerer Zeit Hat jede Zeitung, jedes größere Blatt feinen 
militärischen Mitarbeiter, getvejene Offiziere, — alles meine alten Kameraden, 
denen ich das bejte gönne; ich freue mich, wenn fie eine Beſchäftigung finden, 
die dem Grade von Kraft, deſſen fie fich noch erfreuen, entipricht. Aber 
dieſe Militärjchriftitellerei hat doch auch eine jehr bedenkliche Seite. Die 
Organifation der Armee zu überjehen, ift jo unendlich ſchwer, daß ich glaube, 
der Herr Kriegaminifter wird mich nicht dedavouieren, wenn ich jage, in ber 
Armee find nicht fünfzig Offiziere, welche die Organijation jo vollftändig 
überjehen, daß, wenn eine Maßregel an einer Stelle getroffen wird, fie im 
ftande find, zu jagen, fie wirft da und da jo und jo. Sit das jchon für 
die Männer ſchwer, die noch mitten im Leben ftehen, denen vielfach amt- 
ie Material zugänglich ift, jo ift ed nahezu unmöglich für Offiziere 
außer Dienſt. Bon * patriotiſchen Gefühl geleitet, ſehen ſich dieſe 
Herren die Nachrichten an, die ſie über etwaige Veränderungen, über ge— 
plante, zum Zeil noch ganz unreife Projekte befommen, und ſchreiben nun 
einen mehr oder weniger fulminanten Artikel, der nicht jelten mit dem Ende 
ihließt: Si vis pacem, para bellum, oder: Videant consules. (Große 
Heiterkeit.) Dieſes wäre an ſich ganz harmlos, wenn fie nicht auf ben Lejer: 
freis der Zeitungen einwirkten, und zwar, wie das in der Natur der Sache 
liegt, immer beunruhigend; denn die Herren, die nicht wiljen, um was es 
fi) handelt, kritifieren, fie finden aljo das Beftehende jchlecht, dann machen 
fie Borichläge, dann nimmt die Regierung dieſe Vorſchläge nicht an, umd 
dann ift wieder ein Malheur gejchehen, über dad in einem neuen Artikel 
zu Hagen hinreichend Anlaß ift. Ich halte diefe Art von Militärlitteratur 
deshalb für fehr bedenklich; fie hat dazu beigetragen, aud in Bezug auf 
unfere Armee, ob bieje Armee ihren Aufgaben auch zukünftig gewachſen 
wäre, ob fie ftarf genug wäre, gut genug außgerüftet, ob fie nicht zu alte 
Generale habe, ten; Bone in die Welt zu tragen; und nicht bloß, daß 
andere Menfchen fich über die Armee beunruhigten, ift die ſchlimme Folge 
diefer Art don Schriftjtellern, fondern, wenn das jo weiter geht, könnten 
daraus die ſchlimmſten Folgen dadurch entjtehen, daß in der Armee jelbit 
ber Glaube erwacht, ed wäre nicht alles fo, wie es fein ſollte. Wir haben 
mit ber Armee eine Gefchichte überlommen, wie fie faum eine zweite Hat, 
und wir haben noch heute das Vertrauen, daß unfere Militärverwaltung 
alles thut und daran feßt, um biefe Armee nicht nur zu erhalten, jonbern 
auch zu verbeffern. Ich darf daran erinnern, daß auch unter der gegen: 
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wärtigen Regierung — wie viel unter der vorigen Regierung gethan ift, 
ift befannt — man nicht geichlafen hat. Sie haben uns im vorigen Jahre 
18,000 Mann Präjenzftärfe mehr gegeben, ala wir bisher hatten. Wir find 
in diefem Jahre an Sie herangetreten mit einem bedeutenden Wunſch zur 
Verbeſſerung des Kriegsmaterials, und ich karın vielleicht jagen, daß ich nicht 
für wahrjceinlich Halte, daß wir damit die Ausbildung und ben Ausbau 
unferer Organijation für abgejchloffen halten. (Bewegung) 

Man hat-in der Welt fich jegt vielfach gewöhnt, Armeen nach ihrer 
Zahl zu jchägen. Das ift auch wieder für Zeitungsfchreiber und Leſer ein 
bequemes Mittel; e3 rechnet dba einer vor: bie u rap haben 5,400,000 
und ihr habt 4,500,000, folglich jeid ihr jchwächer ala die Franzoſen, folg» 
lich beunruhigt euch! (Heiterkeit) So liegt die Sache nun doch nicht. Für 
die Leiftungen einer Armee wird im Anfange eined Kriege immer die Qua: 
lität der Truppe das Entjcheidende jein, und erft wenn der Krieg zur Ber: 
teidigung des eigenen Bodens in die Länge gezogen wird, wenn er zu einem 
Krieg aufs Meſſer wird, dann wird auch die Quantität der Truppe nad 
und nad) zur Geltung fommen. ch glaube nicht, daß unter den lebenden 
Heerführern einer da ift, der im ftande wäre, dieſe Mafjen, mit denen zu 
rechnen man fich jet gewöhnt hat, zu ernähren, zu bewegen uud zu gemein: 
famem Schlagen zu bringen. Das ift bei ſolchen Zahlen ausgeſchloſſen. 
Es hat aljo diefe Zahl an fich, jelbft wenn fie aus lauter guten Solbaten 
zuſammengeſetzt wäre, ihr Bedenkliches. Diejes Bedentliche fteigt nun aber 
nod, wenn man die Qualität diejer jo und jo viel Millionen — denn unter 
Millionen rechnet fein Staat mehr, ber etwas auf fih hält — wenn man 
die Qualität diefer Soldaten anfiebt. 

Meine Herren, e3 ift ja nichts leichter, wenn Frankreich ein Gejek 
gibt, worin e3 mehrere Alteräflaffen wehrpflichtig macht und feiner Armee 
in ber einen oder anderen Form einverleibt, da3 auch zu machen, und durch 
einen einzigen Akt der Gejepgebung kann man die Sollziffer der Armee jehr 
leicht in die Höhe bringen. Nur vergißt man dabei, daß dieſe Menfchen, 
durch die die Armee in die Höhe gebracht werden joll, zum größten Zeil 
Leute find, die in anftrengenden Berufsarten ihre Kräfte bereits verloren 
haben, und die durch eine ſitzende Lebensweiſe unfähig gemacht find, fich zu 
(et 2 zum großen Zeil nicht nur Väter, jondern auch Großväter find. 
(Heiterfeit. 

Es iſt aljo dieſes Rechnen mit den Zahlen nicht ganz unbedenklich, 
und man empfindet das nicht bloß bei uns, jondern auch in Frankreich. 
Man hat den Ausdrud dafür gefunden: la rage des nombres, die Zahlen: 
mwut. ch meine alfo, wenn ein beutfcher Zeitungslejer nun in feinem Leib— 
blatte lieft, dab an anderen Stellen mehr Soldaten aufgebracht werden, jo 
hat er feinen Grund, fich zu beunruhigen. Solange die deutfche Armee jo 
gut bleibt, wie fie jeßt ift, und abgejehen von dem Glauben an die Füh— 
rung und vorn: rad Armee durch meinen erh Kriegsherrn, durch 
bie verbünbeten Monarchen, durch das preußifche und bie anderen beutjchen 
Kriegäminifterien, habe ich ben ganz beftimmten Glauben, daß e# keine Na: 
tion Europas gibt, die für die künftige Art ber Kriegsführung fo viele vor: 
zügliche Eigenichaften mitbringt wie die beutjche. (Bravo!) Mir will fcheinen, 
dar die künftige Kriegführung immer mehr den Gang nehmen wird, daß es 
auf Handlungen einzelner ankommt, Handlungen einzelner aber, bie ſich 
freiwillig in Mafje zufammenfafjen müſſen. Wir werben große Gefechte und 
Schlachten erleben, wo in erfter Linie nur wenige Offiziere noch ba find; 
die wenigen werben nicht im ftanbe fein, ihren Willen überall zur Geltung 
zu bringen, — bann wird fich gerabe in ben entſcheidendſten Momenten ber 
Mann jelbft überlaffen fein, und es wird fich dann fragen: hat er bie Eigen: 
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ichaften, um nun freiwillig fich einem gemeinfamen Jmpulfe anzuijchlieken 
und im Waffengebrauc das Richtige zu thun? ch könnte dieſes Beiſpiel 
auch auf andere Waffen ausdehnen, ich will mich aber damit begnügen, bus 
al3 meine innerfte Heberzeugung auszuſprechen: es gibt feine andere Nation, 
die fo viel Chancen für den nächſten Krieg in diefer Beziehung hat, wie die 
deutſche. (Bravo!) 

Man kann, wenn man Streitkräfte vergleicht, nicht umhin, die Be 
völferungszahlen der Nationen in Rechnung zu ftellen. Denn wenn ich em: 
mal mit er ern rechnen muß — und für den legten Zeil des Krieges if 
ed unvermeidlich, dba muß ich die Menjchen alle gebrauchen; aber ich fann 
fie nicht alle auf einmal gebrauchen — wenn ich aljo mit folchen Ziffern 
rechnen muß, jo muß ich zunächft fragen: wie fteht es denn mit ber Be 
völferungsziffer der Staaten? Und da hat man die frage aufgeworfen: mie 
fteht e3 denn nun mit dem Dreibunde? wird der Dreibund für den Fall — 
ber, er mag noch jo unmwahrjcheinlich fein, doch immerhin ins Kalkül ge 
gogen werden muß —, dab unſer öftlicher Nachbar unferem weftlichen Rad: 

ar nicht mehr in jo friedlicher Weiſe wie in Kronftadt die Hand reict, 

ftart genug fein? Ich glaube, wir können in diefer Hinficht ruhig fein. 
Was die beiden anderen Staaten von ihrer Bevölferung auf europätichem 
Boden haben, wird ungefähr dasjelbe fein, was die drei Staaten zujammen 
zählen. Es ift aljo im diejer Beziehung eine gewiffe Bafis für eine Art 
von Gleichgewicht hergeftellt. Aber auch in diejer Beziehung habe ich feine 
Sorge; denn wir Deutiche haben einen Faktor, der uns hoffen läßt, dei 
wenn es not wird, wir unfere Armee verftärfen können: die fteigende Be 
völkerungsziffer — alle Jahre werden in Deutichland mehr Männer geboren 
ala im Jahr vorher, alle Jahre kommen in Deutichland mehr Xeute zur 
Aushebung — gewährt die Möglichkeit, die Armee zu fteigern, und ich halte 
es nicht für ausgejchloffen, dab im nächſten Winter die Regierungen mit 
diefem hohen Haufe in Verhandlungen darüber eintreten werden, wie die 
fteigende Bevölferungsziffer ausgenugt werden kann, um auch unjere Wehr: 
fraft entiprechend zu fteigern. 

— Es war bas num die Zahlenjeite, in Bezug auf die oft eine Beun: 
zubhigung Platz greift. Es gibt aber noch ein zweites Moment, aus dem 
ber Laie leicht Beunruhigung jaugt: das find die Dislofationen. Man bat, 
während frankreich feine Armee dislozierte, das bei ung ziemlich ruhig hin: 
genommen; man bejchäftigte fic) noch nicht mit dieſer Frage. Seit aber 
auch unſer öftlicher Nachbar angefangen hat, feine Truppen mehr nach Weften 
zu jchieben, beunruhigt man fich über jedes Regiment, jede Divifion, bie 
man vorjchiebt. Meift geht eine ſolche Divifion wochenlang in den Zeitungen 
umher. Zuerft wird fie erwähnt dort, wo fie wegkommen foll, dann, wo 
fie hinfommen fol, dann kommen die einzelnen Regimenter wieder hervor 
und ſchließlich Hat ein Zeil der Deutjchen die Ueberzeugung gewonnen, dab 
die ruffifche Armee uns fo nahe gefommen wäre, daß ef ein Grund zu 
ernften Beunruhigungen läge. Es ift nicht zu verfennen, daß die Heeres 
verwaltung allen Anlaß bat, das zu thun, was fie thun kann, um, wenn 
ed zum Kriege mit Rußland kommt, fchnell zur Hand zu fein. Aber ich 
möchte den Herren, die in dieſer Beziehung zur Beunruhigung neigen, ben 
Vorſchlag machen, fich einmal eines Zirkeld und einer Karte zu jenen, 
einer ſolchen Karte, wo die Garnifonen eingetragen find. Sie können aus 
jedem genealogiichen Kalender die Standquartiere der Generallommandos in 
Deutichland und in Rußland entnehmen. Wenn Sie dann nun die zul: 
fchen Truppen nehmen, bie zu der Armee gehören, die an unferer Greng 
fteht, jo werden Sie wahrjcheinlid von der Garnifon bis zur Grenze einen 
Raum bis zu 300 Kilometern befommen. Nehmen Sie diefen Raum in be 
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Zirkel und jegen Sie ihn auf die preußische Grenze und mefjen Sie ab, wie 

viel Armeekorps liegen in Preußen und in — auf demſelben Raum, 

in dem dieſe, unſere Laien oft erſchreckende Maſſe Ruſſen liegt, ſo werden 

3 er re machen, daß diesſeits der Grenze mehr Liegen als jenfeits. 
! Hört!) 

Wie leichtfinnig die Welt mit diefen Dingen umgeht, dafür ift mir 
bor einigen Tagen ein Beifpiel im die Augen gefallen. Es ift durch bie 
Zeitungen die Nachricht gegangen, ein ruffiiches Armeekorps, deſſen Garnifon 
weit hinter Kiew, in Charkow, Liegt, fei zu der Armee in Kiew gejchlagen 
worden; dieje Armee in Kiew ſei beftimmt, gegen Defterreich vorzugehen. 
Das Yaltum mag richtig fein. Der Ort Charkow liegt aber, in ber Luft: 
linie gemeffen, zu dem nächften Ort ber öfterreichifchen Grenze in ber Rich: 
tung auf Lemberg, genau jo weit ab, wie Koblenz in ber Luftlinie gemefjen 
über Poſen von dem nächften Ort der polnischen Grenze. (Heiterkeit.) ch 
babe nod) nicht gehört, daß ein Menſch das Dafein des Königlich preußischen 
VIII. Armeekorps in Koblenz als eine Kriegsdrohung für Rußland anfähe. 

Dies alles führe ich an, um den nicht berechtigten Beunruhigungen 
entgegenzutreten. ch will damit nicht jagen, daß unjere Armeeverwaltung 
nicht das äußerfte einjegen muß; ich will nicht verneinen, daß, wenn e3 hart 
auf hart fommt, wir großen Gefahren ausgeſetzt find. Aber beunruhigen 
fünnen wir uns immer noch fpäter, — fo meıt ift die Sache noch nicht. 
(Bravo!) Wenn ich eine Truppe zu führen hätte und wüßte, fie ſoll fich 
morgen jchlagen, dann würde ich das Beftreben haben, fie heute nacht noch 
ruhig jchlafen zu laſſen. Und ich meine, wenn ein Zeitungsfchreiber wirk— 
lich glaubt, wir wären jo nahe vor dem Krieg, der thut klüger, er läßt 
Handel und Wandel ihren Gang gehen, als er beunruhigt jeine Leſer vor 
ber Zeit und jchwächt dadurch den nationalen Wohlftand, auf den wir doch 
angewiejen find, wenn ed mal zum äußerften fommt. (Sehr richtig!) 

ch bin alſo ber Meinung, daß nach allen dieſen Richtungen ein 
Grund zur Beunruhigung nicht vorliegt, und ich würde mich glüdlich 
Ichägen, wenn ich durch dieſe Ausfprache dazu beigetragen hätte, die Beun— 
ruhigung wenigftens zu reduzieren. Der Peifimismus ift ſchwächlich. Ach 
glaube, die Regierungen, die man oft als fchwächlich gejchildert hat, find 
e3 nicht in dem Make, ala bieje Gefühle, von denen ich Hier geſprochen 
habe. Will man und aber ber Schwäche zeihen, fo joll man doch heraus— 
fommen; ich will Rede und Antwort ftehen. Man foll jagen: was haben 
wir eigentlich gemacht, was hätten wir beſſer machen müſſen, wo liegen bie 
Fehler. Was nutzt das mir, mit bem Fragezeichen von bunflen — 
von Maßregeln zu ſprechen, die die Regierung wahrzunehmen nicht im ſtande 
iſt. Klären Sie und auf, — wir find dabei; aber laſſen Sie dieſe Art — 
möchte ich jagen — von unterirdifcher politifcher Taltik gegen eine Regie: 
rung, die, ſoweit mein Auge reicht, im ftande ift, das zu vertreten, mas fie 
gethan hat. Es eriftiert doch auch zwiſchen ber Regierung und der Nation 
ein gewiſſes Wechjelverhältnis, und ich glaube, es hat feine Nation um 
ihrer jelbft willen ein Intereſſe, ihre Regierung ohne Not ala ſchwächlich 
hinzuftellen; und wenn ich auch für mich nicht plaidieren wollte, jo bin ich 
der Meinung, die Nation, wenn fie fich ſelbſt achtet, jollte eiwas vorfichtiger 
mit ſolchen Angriffen gegen die Regierung fein. (Bravo!) Wir haben das 
aufrichtige Beftreben, nach außen mit alien anderen Nationen in Frieden zu 
leben. 6 ift un das bisher geglüdt; ich müßte nicht, warum es uns nicht 
weiter glüden follte. Die beutjche Politik ift nach meinem Tafürhalten da: 
durch in einer ſehr glüdlichen Lage, daß fie fi) auf eine gute Armee und 
auf eine Nation, die mit ihren jämtlichen Männern jchließlich, wenn es fein 
muß, hinter ber Armee fteht, ftügen kann; (Bravo!) und ich wüßte nicht, 


158 Bas deniſche Rei; und feine einzelnen Glieder. (November 30.) 


warum biefe Politit nicht im ftande fein follte, die Würde und das An- 
—— Deutſchlands unter allen Umſtänden aufrecht zu erhalten. (Lebhaftes 
ravo.) 


Abgeordneter v. Keudell erklärt, 


daß die Mitglieder der —— — durch den in Frage 
ſtehenden Artikel vollſtändig und in peinlicher Weiſe überraſcht worden ſind, 
und daß fie ſich außer ſtande befinden, auf die Schriftleitung des „Deutjchen 
MWochenblattes“ irgend einen Einfluß auszuüben. 


30. November. Der Abgeordnete Richter jagt im Fort: 
gang der Etat3debatte am Schlufje einer längeren Rebe: 


Nach alledem kann ich die Rede des Reichskanzlers unterfchreiben mit 
bem Vorbehalt und der Ausjchaltung des Punktes über die Militärfrage. 
Sindefjen wäre e3 faljch, wenn man nun aus diefem Grunde uns gemifler: 
maßen für Caprivi-Leute anfieht, oder annehmen wollte, daß ber Reich: 
fanzler den freifinnigen Anfchauungen ſich genähert hat. Der Reichskanzler 
hat nad) verfchiedenen Fronten zu jchlagen. Seine Rede befand fich auf 
einer anderen Front ald auf der wir ftehen. In einem kürzlich erichienenen 
Buch eines Verehrers des Fürſten Bismarck „Fürſt Bismard im Ruheftande” 
find alle Aeußerungen des Fürften Bismarck gefammelt, die er gegen jeinen 
Nachfolger gethan hat. Herrn Eaprivis Rede hat bdiefen Strauß Blume 
für Blume zerpflüdt. Und wenn wir an feiner Rede nichts auszuſetzen 
haben, jo fommt e3 daher, weil wir mit der Oppofition des Fürſten Bis: 
mard nichts gemeinfam haben, und weil fidh unfere Front auf der anderen 
Seite dem Reichälanzler gegenüber befindet. Der NReichäfanzler hat feiner: 
ſeits jchon ala Kriegamann gar feine Beranlaffung, fich gleichzeitig auf zwei 
Fronten zu engagieren; aber ich zweifle darum nicht, bat audh unjerer front 
im Laufe ber efion die Gefechte nicht erjpart werden. Die Gegenjähe, bie 
ihn von uns trennen, find folgende: Wir find, ſoweit ich unterrichtet bin, 
nicht Gegner der Richtung, welche er in ber Polenpolitik eingejchlagen hat. 
Ad) meinerfeit3 mache dabei dem Reichskanzler ben Vorwurf, die Kon: 
fequenz der neueften Maßnahmen auch dahin führen muß, daß das Hunbert: 
millionengejeß abgeichafft wird. Unjere Bedenken in Bezug auf bie preußifche 
Politik beziehen fih in erfter Reihe auf den Volksſchulgeſetzentwurf. Wir 
müflen fürchten, daß der noch unannehmbarer ausfällt ala der vorjährige 
nad) der verbindlichen Haltung bes neuen Kultusminifterd gegenüber ber 
orthodoxen Generaliynode. Die Gegenjähe beftehen auf dem Gebiete bes 
Eintommenfteuergejeged und des Rentengütergefeßed. In der Reichapolitif 
bedauern wir es, daß er die jozialpolitifche Erbichaft feines Vorgängers 
übernahm, daf er das Invaliditätsverſicherungsgeſetz zur Ausführung bringt. 
Mir bedauern bie Erweiterung des pie ie weil wir in allen 
diefen Maßnahmen eine Verdrängung bes freien Verficherungsweſens erbliden 
und befürchten müffen, baß bie Wirkung des Gejeßes immer mehr Anſprüche 
ber arbeitenden Bevölkerung an den Staat erwedi. Wir find zweitens Gegner 
auf dem Gebiete der Kolonialpolitit. Nachdem ber Reichskanzler zuerft fie 
ertenfiv eingejchräntt, hat er fie in der legten Zeit intenfiv ftärker entwickelt 
troß ber böten Erfahrungen, die wir in dieſer legten Zeit fortgefeßt gemadht 
haben. Wir bedauern auf dem Gebiet des Marineweſens, daß der Reiche: 
fanzler bem Staatäfefretär Hollmann, ber fich ſelbſt ala einen rabiaten 
Fachmann bezeichnet hat, derart die Zügel jchießen läht, daß er Ermeite: 
rungsplänen zuftimmt, die wir für unvereinbar halten mit unjeren finan: 


ziellen Berhältniffen und auch mit dem Rahmen, ber für die Marine be: 
rechtigt iſt. 
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Wir find vor allem Gegner bed Reichäfanzlerd darin, daß er troß 
ber hohen Kornpreije, der Verteuerung der notwendigen Lebensmittel, bie 
Zölle aufrecht erhält. Wir freuen ung, daß er eine Ermäßigung mittelft 
der — — anbahnt, aber wir halten dieſe Ermäßigung für in keiner 
Weiſe ausreichend, um die ———— zu beſeitigen. Dadurch wächſt 
die Unzufriedenheit weiter in dem Maße, als man neue Militärlaſten auf— 
bürdet, während auf der anderen Seite die Erleichterungen durch Preisgebung 
der Verteuerungspolitik abgelehnt werden. Die Frage der Aufhebung der 
Kornzölle iſt nicht bloß eine Lebensfrage der Nation, ſondern auch insbe— 
ſondere eine Wehrfrage. Die Zunahme der Bevölkerung wird weſentlich 
bedingt von der Wohlfeilheit der Lebensmittel, und jede Verteuerung hat 
eine nachteilige Rückwirkung darauf. Der Getreidebau in Deutſchland kann 
nicht mehr erweitert werden. Wenn Deutſchland gleichwohl eine fortſchrei— 
tende Bevölkerung haben muß, und der Reichskanzler darauf ſeine Pläne 
bezüglich der Wehrkraft ſtützt, ſo iſt das nur möglich in dem Maße, wie 
fich die Induſtrie in unſerem Lande entwickelt und der induſtriellen Ent- 
wickelung wird ein Hemmnis geſchaffen dadurch, daß nirgends in der Welt 
das Brot ſo teuer iſt, als bei uns. Darum muß der Kornzoll ſo bald als 
möglich abgeſchafft werben, und ehe das nicht geſchieht, iſt fein Friede zwiſchen 
uns und dem Reichskanzler. (Lebhafter Beifall lint3.) 


2. Dezember. In den „Preußiſchen Jahrbüchern“ wird 
unter entjchiedener Verteidigung der Regierung und ihrer objektiven 
Maßregeln die Mikftimmung in der Bevölkerung folgendermaßen 


bejprochen. 

„Das Wort bed Kaiſers voluntas regis suprema lex esto hat eine 
Aufregung hervorgerufen und eine Stimmung, wir fönnten nicht jagen, er: 
zeugt, jondern zutage gebracht, die bie ſchwerſten Beſorgniſſe erweckt. Wir 
haben früher einmal ausgeführt, daß es im Weſen einer ftarfen Monarchie, 
wie wir fieein Deutjchland haben und haben wollen, liegt, daß auch die 
Subjektivität des Monarchen mit all ihren Zufälligkeiten ftark zur Geltung 
fommt. Wer bie Anregung, die von einer folchen Perfönlichkeit auf dem 
Thron auf das ganze Stantäleben — wird, dankbar empfindet, muß 
es auch in Kauf nehmen, wo fie eine Tendenz einſchlägt, die ihm nicht zu— 
fagt. Jeder fubjettive Wille aber erweckt Widerſpruch, und wer die Augen 
ur bat, kann nicht verkennen, daß diefer Widerſpruch im deutſchen Volke 
ftärter und ftärker wird. Die Behandlung ber Schulfrage, die Unterjchrift 
„sic volo, sic jubeo*, die Rebe in Düfjeldorf, die Anſprache an bie Korps: 
ftudenten in Bonn, da8 Telegramm an Herrn dv. Helmholtz haben viel Murren 
unb Kopfichütteln hervorgerufen. Das voluntas regis suprema lex aber 
bat gewirkt wie eine Kriegserflärung. Es ift ja ganz Elar, daß eine Kund— 
gebung damit nicht beabfichtigt war. Abjolutismus oder auch nur Ber: 
ftärfung der monarchiſchen Gewalt find in Deutſchland fo jchlechterdings 
unmöglid, daß niemand hier auch nur an eine Gefahr glaubt, gejchtveige, 
baß fie wirklich beftände oder an Allerhöchiter Stelle auch nur der leiſeſte 
Schimmer einer ſolchen Abficht vorläge. Man braucht fi dafür auf jene 
fchönen, feierlichen Worte der erften he be3 Kaiſers gar nicht zu bes 
rufen. Tennoch hat jenes Wort einen wahren Sturm erregt. Die Prefie 
ruft die Verfaflung an, fragt: wo find bie fonftitutionellen Minifter, und 
mwettert gegen den Byzantinismus. Die Beamten raunen fich mit finftern 
Mienen jcharfe Bemerkungen zu. Die Profefjoren flechten in ihre Vorlefungen 
biftorifche und ftaatörechtliche Betrachtungen ein, daß von je der Germane 
ein Königtum, aber fein unumfjchränktes gehabt habe. Die Geiftlichen haben 
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bie Gelegenheit wahrgenommen, am lekten Sonntag zu predigen über den 
Sprud, daß das höchſte Geje der Wille Gottes jei. Selbſt die Offiziöfen 
haben in ihren verlegenen Ausreden gezeigt, daß fie im Grunde dasſelbe 
denken. Warum ber Sturm, da es ſich doch thatſächlich nur um ein Wort, 
um durchaus nichts Konkretes, keine Abficht, feinen Plan, fein Symptom 
handelt, das irgend etwas neues ahmen ließe? Wir wollen uns nicht jcheuen, 
es auszuſprechen: die Aufregung ift deshalb jo groß, weil bie öffentliche 
Meinung jenen Spruch ala eine Art Beleidigung empfunden hat und weil 
damit eine bereits vorhandene Stimmung zum Ausdrudf gebracht worben iſt. 
Man Hat das zufällige Wort nur als den Exrponenten bes fubjeftiven monar: 
chiſchen Willens aufgefaßt, dem man fich rüftet, Widerftand zu leiften. Hier 
liegt für die pi eine Gefahr, die gar nicht ernft genug genommen werben 
fann. Zunächit muß diefe Stimmung ben ſpezifiſch monardhijch gefinnten Par: 
teien zum Derberben gereichen. Ihnen traut man nicht zu, dab fie willfür: 
lichen Unternehmungen und Forderungen genügenden Widerftand entgegenſetzen, 
and wendet fich lieber ben Parteien zu, deren Kraft in der Oppofition Liegt. 
Jener ganze gebildete Mittelftand, der ſich in den 70er und 80er Jahren 
um Kaiſer Wilhelm den Alten und den Fürſten Bismard geichart, die kon: 
jervativen Parteien verftärkt, in zahlreichen Wahlkreifen den Ausfchlag ge: 
eben hat, wird fi aus dem politifchen Leben zurüdziehen oder zur Oppo— 
fition übergehen. Die radifalen Elemente auf der Linken können die Ober: 
band gewinnen, und dann fteht der Berfafjungstonflitt vor der Thür. Nicht 
die fachlichen Streitpuntte, man kann es nicht oft genug wiederholen, jondern 
allein die Wiederbelebung des Eonftitutionellen Machtitreit3 birgt die Gefahr 
für die Zukunft. Das Auflommen einer dem Monarchen perjönlich wiber: 
ftrebenden Stimmung muß unjer politifches Beben im innerften vergiften. 
63 ift ein höchſt merkwürdiger Seelenzuftand, in dem ſich unſer Volk be 
findet. Die thatfächliche Weberlieferung wie die fonftitutionelle Doktrin 
ftimmen darin überein, daß die Oppofition ſich nicht gegen den Monarchen, 
jondern gegen die Minifter richten ſoll. Es ift in diefem Augenblid geradezu 
umgekehrt. Die Minifter find anerkannt vorzügliche Männer, die faum hier 
und da eine Anfechtung erleiden. Dennoch ift das Volk in einer nicht blok 
mißmutigen, fondern geradezu aufgeregt oppofitionellen Haltung, die Konſer— 
vativen, weil der Kaiſer zu liberal ift, die Liberalen, weil fie ein konſti— 
tutionelles und fein perjönliches Regiment wollen. Was ber Kaiſer will 
und was den eigentlichen Inhalt der gegenwärtigen Regierung bildet, darf 
man vielleicht ala aufgeklärten Konſervatismus bezeichnen. Was das Boll 
argwöhnt und wogegen es im Begriff ift, Front zu machen, dürfte man mit 
jenem Ausdrud des vorigen Jahrhunderts den aufgeflärten Despotismus 
nennen. Welcher von beiden Begriffen die Oberhand behält, davon wird 
das Schickſal Deutichlands in der nächften Epoche wejentlich abhängen. 


In der gejamten deutſchen Prefje ohne Unterjchied der Par— 
teien findet diefe Schilderung Zuftimmung. 

3. Dezeinber. Generalfynode. Als Abjchluß der Seffion 
erfolgt die Wahl des Generalvorftandes und des Synodalrates. 


Es mußte von einer Wahl durch Akklamation abgejehen und zur 
Zettelwahl geichritten werden. Bei der Wahl des Borfigenden fallen 97 
Stimmen — den Wirkl. Geheimrat v. Kleiſt-Retzow, 71 Stimmen auf der 
Fürſten Stolberg. Zum ſtellvertretenden Vorfitzenden wurde durch Alkle 
mation Generalſuperintendent D. Schultze gewählt. Als Beifiter wurder 
von 166 gültigen Stimmen gewählt: die Synodalen Frowein mit 18 
Stimmen. Holgheuer mit 154 Stimmen, Köftlin mit 163 Stimmen, Gr‘ 
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Zieten-Schiwerin mit 94 Etimmen (gegen welchen auf ben Synobalen Stöder 

72 entfielen) und Synobale Keßler mit 163 Stimmen. Das Unterliegen 

des Synodalen Stöder ruft in einem Teile der Synode große Bewegung 

hervor. Als ftellvertretende Beifier iverden durch Afltlamation gewählt die 

a von Webell, Graf Rothkirch-Trach, Altmann, Hahn (Berlin), 
nftler. 


10. Dezember. (Reichdtag.) Erfte Beratung der Verträge 
mit Defterreih-Ungarn, Italien und Belgien. 

Reichskanzler vd. Caprivi: 

Die Zoll: und Handelsverträge, welche den Gegenſtand ber heutigen 
Zagedorbnung bilden, werden, wie ich mit Beftimmtheit annehmen Tann, 
zur Stunde um einen vierten, um ben mit ber Schweiz, vermehrt. worden 
fein. (Bravo!) 

Ich darf vorausfegen, daß die dieſe Verträge begleitende Denkſchrift 
dem hoben Haufe befannt ift. Sie legt dar, wie die Zölle von 1879 ent« 
ftanden waren, wie fie 1885 und 1887 erhöht worden find, und wie fie auf 
das Deutiche Reich und auf das Ausland wirkten; wie die Wirkung zuerft 
in Deurfchland eine nad) allen Richtungen befriedigende war, wie aber all: 
mählich in bem Maße, ala andere Staaten basjelbe Syſtem annahmen, bie 
Borteile desſelben ſich für das Deutſche Reich in Nachteile verkehrten. 

Lie autonome Feititellung von Zöllen, die Feftitellung unferes Boll: 
ſyſtems nad) unferem eigenen Bedürfnis, ohne Fremde zu hören und zu bes 
rüdfihtigen, hat ben großen Vorteil gehabt, daß die heimifche Induftrie 
erftarkte und fich in einer Weife entwidelte, begünftigt von dem Aufſchwung 
ber Technik, von dem Vorhandenfein verfügbarer Kapitalien, wie fie es bis 
dahin nicht gefannt hatte. Ye mehr die Induſtrie aber auf den inneren 
Markt beichräntt wurbe, defto mehr traten mit der Zeit auch Schattenfeiten 
dieſes Syſtems hervor, nämlich, daß ber Markt überfüllt wurde, daß eine 
Meberproduftion eintrat, daß alfo diefe hochgefteigerte Induſtrie anfing, wenn 
auch diefe Anfänge bisher nur ſchwache gewejen find, in Berlegenbeit um 
den Abjat zu geraten. 

Neben den autonomen Zöllen war rharakteriftiich für das bisherige 
Verfahren das Beftreben, das Meiftbegünftigungsrecht von anderen Staaten 
zu erwerben. Art. 11 des Frankfurter Friedens gewährt Frankreich und 
Deutichland mechjeljeitig in einem gewiſſen Umfange die Meiftbegünftigung. 
Beide Yänder jchienen anfangs davon Vorteil zu ziehen, bi8 man dann auf 
der anderen Seite zu ber Anficht fam, daß die ausgedehnte Meiftbegünfti- 
gung, bie dann infolge von Verträgen, welche mit dritten Staaten abge: 
ſchloſſen wurden, auch denen zu teil wurde, ihre Nachteile hätte. Und fo 
fing auch diefe gute Seite des Syftems an, ſich in eine ungünftige Seite zu 
verfehren; aus der Meijtbegünftigung wurde allmählich eine Selumtbeiehh: 
digung. 

s *. nicht einzelne Vorteile gewähren zu müſſen, entſchloß ſich in 
erſter Linie unſer weſtlicher Nachbar — darin aber werden ihm vorausficht: 
Lich andere Staaten folgen — dazu, auch Deutichland nichts mehr zu ge: 
währen, und wir fehen im Augenblid in Frankreich einen Marimal: und 
Minimaltarif entftehen, von denen jelbft der Minimaltarif einem Prohibi- 
tivzoll ziemlich gleichtommt. 

In unjeren Abjagmärkten beſchränkt zu werben, ift für Deutichland 
im höchſten Grade empfindlich. Wir haben einen weitausgedehnten Handel; 
wir führen jährlich für etwas über 4000 Millionen Mark fremde Waren 
ein und führen nur für etwas über 3000 Millionen Mark eigene Waren 
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aus. (3 bleibt alfo zwiichen Ausfuhr und Einfuhr eine Differenz, die 800 
Millionen überfteigt.. Was wir vom Auslande einführen, brauchen wir; es 
find zum großen Zeil unentbehrliche Nahrungsmittel, für unfere Induſtrie 
unentbehrliche Rohprodukte und Halbfabrikate. Wir müflen in der Lage 
fein, diefe Dinge zu bezahlen; und um fie bezahlen zu können, haben wir 
in der ng nur ein Mittel: indem wir unfere Fabrikate dahin geben, 
woher wir diefe Rohprobufte, dieſe Nahrungsmittel empfangen haben. 

wir nun aber um 800 Millionen Mark jährlich weniger ausführen, als wir 
einführen, jo fommen wir mit dem, was man gemeinhin bie Handelabilanz 
nennt, in Verlegenheit: wir find auf die Dauer nicht im ftanbe, da3 zu be: 
zahlen, wa3 wir brauchen, um zu leben und um unjere Induſtrie in ſchwung— 
haftem Betriebe zu erhalten. Das ift ein Uebelftand, der fich vorausfichtlich 
von Jahr zu Jahr mehr geltend machen wird, weil unſere Bevölkerung 
fteigt; wir haben mehr Menjchen im Inlande zu ernähren, und wir müfjen 
für mehr Hände Arbeit jchaffen. Es ift aljo die Abnahme oder bie nicht 
mehr hinreichende Zunahme, die nicht mehr im Verhältnis zur Bevölkerungs— 
ziffer ftehende Zunahme des Erport3, eine KHalamität, der vorzubeugen wir 
beitrebt jein müffen. Schon in ber Allerhöchiten Botſchaft vom 4. Februar 
1890 war gejagt worben: 

Der Rüdgang heimijcher Betriebe durch Berluft ihres Abſatzes im 
Auslande würde nicht nur die Unternehmer, jondern auch die Arbeiter 
brotlo3 machen. 

Tas trifft ficherlich noch Heute zu und nötigte die verbündeten Regierungen, 
ſich umzufehen, wie dieſem Mebelftande abgeholfen werden könnte. 

Das erſchien jehr bald zweifellos, daß auf dem bisherigen Wege 
fortzugehen, der Ruin nicht nur unferer Inbuftrie, unſeres Arbeiterftandes, 
fondern auch vielleicht de Staates fein würde. Wir können die Frage nicht 
jo ftellen: wollen wir Freihandel treiben oder wollen wir Schußzoll haben? 
Sch glaube, daß das boftrinäre a Wh find, die durch die thatjächliche 
Entwidelung überholt worden find. &3 handelt fich heutigen Tages darum, 
die Mittel zu finden, die für dies Land zur gegenwärtigen Zeit die geeig- 
netjten find, um jeine Landwirtichaft Lohmend zu erhalten, feine Induſtrie 
im Betriebe zu twiffen und feinen Arbeitern Arbeit zu geben. Auf dem 
bisherigen Wege würden wir nicht weiter gefommen fein. Bei der Tendenz, 
fich abzufchließen, die, wie ja befannt ift, Rußland, Amerika und Frankreich 
haben, wird, wenn wir ferner in der Abjchliegung verharren, oder, was 
wahrjcheinlich eine Folge dieſes Verharrens würde jein müffen, noch weiter 
in der Abjchliegung gingen, die Folge fein ein Krieg Aller gegen Alle, — 
alle europäiichen Staaten würden ſich gegen einander abzufchließen ſuchen. 
Das läßt fi machen; aber wenn wir aud) im ftande find, uns abzuschließen 
gegen andere, jo find wir nicht im ftande, uns auf bie Dauer jelbjt zu ge- 
nügen. Wir find auf ben Austaufch von Produkten und Waren mit anderen 
Staaten durch die Naturgejehe, durch unjere Ausdehnung, unfer Klima, 
unjeren Boden unweigerlich angewieſen. Wenn wir ben Verſuch machen 
wollten, bei dem biöherigen a zu bleiben, jo würbe bei dem immer 
erbitterter werdenden Kampfe ums Dajein zweifellos Deutſchland in einiger 
Zeit in die Lage geraten, einen Betrieb nach dem anderen einftellen zu müſſen. 
Die verbündeten Regierungen konnten daher nicht in Zweifel fein, daß, fo 
wie die Dinge fich entwidelt hatten, eine weitere fyortjegung des Weges, den 
wir eingeichlagen, unthunlich war. 

Sandell es ſich nun aber nicht um Freihandel und Schutzzoll, fo 
blieb nur ein Mittel übrig: den Berfuch zu machen, Tarifverträge mit an- 
deren Staaten abzuſchließen, auf diefem Wege unjer Abfaßgebiet zu erweitern, 
neue Märkte zu gewinnen und das, was unfere Induſtrie im Inlande nicht 
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mehr finden konnte, was fie im Auslande, welches ſich, wie bie vorgenannten 
Staaten, auf die Dauer gegen una abjchließen zu wollen fcheint, verlor, — 
dad zu erjeßen durch eine Bereinigung mit anderen nabeliegenden Nationen. 
Ich kann nicht zugeben, daß wir damit einen neuen Weg eingefchlagen hätten, 
daß das etwas bis dahin nicht Vorhergejehenes wäre. Als im Jahre 1878 
bie 204 fi um Barnbüler fchaarten und die erfte Anregung zur Berftär: 
fung nationaler Arbeit, wie man ſich damals ausdrüdte, gaben, haben fie 
in einer Denkſchrift ausgefprochen: „die ſchwierigen Fragen ber deutſchen 
Handelspolitik dürfen nicht lediglich nach den Schlagworten von Freihandel 
und Schußzoll gelöft werden; es komme vielmehr darauf an, die wirklichen 
unvermeiblichen Gegenjäße der Intereſſen mit Sachkenntnis, Umſicht und 
Vaterlandsliebe auszugleichen“. Die jegige Regierung adoptiert biefen Sak 
vollflommen. Das ijt ed, worauf ed antommt: auszugleichen zwifchen den 
Intereſſen mit Vaterlandsliebe. Ebenſo ift in den Motiven, die dem erften 
Geſetz von 1879, durch das die Zölle erhöht wurden, beigegeben wurden, 
ausgejprochen worden, daß überall jorgjam in Erwägung gezogen werden 
müfje, daß die Erportfähigkeit der deutichen Induſtrie erhalten bleibe. 

Diefe erften und nach meiner Heberzengung klaren und noch heute 
richtigen Gefichtspunfte, die der bis zur Stunde geltenden Zollpolitit zu: 
grunde lagen, find mit der Zeit leider und vielfach durch Schlagworte ver: 
wiſcht und in den Hintergrund verdrängt worden. Wir wollen fie wieder 
voranftellen und wollen darauf auch die fünftige Politit aufbauen. Das 
ift nicht anders möglich, ala indem Konzeffionen gemacht werden, Konzeffionen 
zunädjt im Innern. Wie aber diefe Männer zu Varnbüler jagen: bie 
Baterlandsliebe muß zulett das Enticheidende fein, — fo find auch wir ber 
Meinung, —————— mit anderen Staaten find nicht abzuſchließen ſo, 
daß in beiden Staaten alle Teile befriedigt ſind und ſich darüber freuen. 
Das iſt nicht möglich. Es müſſen die Staaten einander Konzeffionen machen, 
und ebenjo müfjen die nterefjengruppen im Innern eines Staates gegen 
einander Konzeffionen maden um de3 Staates, um be3 Ganzen willen. 

Wir müfjen wünfchen, daß bei jeder Betrachtung dieſer Verträge ber 
Standpuntt feitgehalten wird, daß e3 auf das Ganze ankommt. Gegenüber 
dem gejteigerten Wert und dem gefteigerten Impuls der wirtjchaftlichen Be: 
triebe ift eine Regierung mehr vielleicht noch ala früher genötigt, in erfter 
Linie immer das Ganze im Auge zu behalten. Die verbündeten Nele 
werben feinen Augenblid vergefien, was fie ben einzelnen Erwerbszweigen 
fchuldig find, was der Staat ihnen verdankt, wie eng fein Wohl mit ihrem 
Gedeihen verknüpft ift. Aber e3 ift ein alter Satz, dab jede Vereinigung, 
felbft die fyamilie, den Egoismus des Einzelnen veritärkt und zum verjtärkten 
Ausdrud fommen läht. Was ein einzelner fich nicht geitatten würde, glaubt 
er für die Genoffenichaft, in der er jteht, verlangen zu können. Co geht 
e3 auch mit den wirtjchaftlichen Intereffentengruppen: fie fteigern den Egois— 
mus und bringen ihn zu einem unverhohlenen Ausdrud. Das ift gut, — 
Dagegen it nichts zu jagen; fie find berechtigt, es zu thun. Aber je härter 
fie das jelbjt thun, je ſchärfer fie ihre eigenen Intereſſen zur Geltung bringen, 
um jo mehr muß die Regierung darüber wachen, daß der Standpunkt des 
Ganzen nicht geichädigt wird. 

Wir können von den vorliegenden Verträgen, wenn fie Yhre Zus 
ftimmung und die Zuftimmung der Parlamente derjenigen Etaaten, mit 
Denen wir die Verträge abgefchlofjen haben, finden werden, nicht erwarten, 
Dat die Wirkung eine plößliche fei; du3 kann nur langſam gefchehen: Tang: 
fam nur werden die Konfumenten hier und da billiger kaufen, lanalam nur 
wird bie Induſtrie nene Mege finden, bier und da andere Maichinen er: 
werben, fich auf einen veränderten Betrieb einrichten. Es iſt aber jehr ſchwer, 
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wenn ein Wagen zwölf Jahre in einem Geleife gegangen ift, in ein anberes 
Geleije zu kommen, ſelbſt wenn das andere dicht neben dem erften liegt. Es 
ift deshalb für die Wirkſamkeit der Verträge ein längerer Zeitraum ins 
Auge gefaßt worben. 

Noch ein anderes Motiv fprach dafür: der Wunfch, den Betrieben 
ber Landwirtſchaft und der Induſtrie u. Gtetigkeit zu geben, deren fie 
unbedingt ger Darüber ftimmt alles, was über Induſtrie gejchrieben 
ift, von den wiffenjchaftlichen Werken bis zu den Berichten der Handels: 
fammern überein: die erfte Forderung für jede Induſtrie ift, daß fie mit 
längeren Zeiten rechnen kann, daß fie weiß, worauf fie fich einzurichten hat; 
werden ihr folche längere Zeiten gegeben, jo findet fie Mittel und Wege, 
ben Anforderungen gerecht zu werben. 

Menn auch nicht in jo hohem Grade, gilt das auch von ber Land— 
wirtichaft. Einmal ift die Landwirtſchaft heutzutage jelten ein ganz ifoliertes 
Gewerbe; fie ift vielfach mit ber Induſtrie verbunden, fie hat auch bie 
Schwierigkeit zu überwinden, baß fie in der Regel ihr Kapital jährlich nur 
einmal umjeßt, während die Jnduftrie an einen häufigeren Umſatz gewöhnt 
it. Aber auch die Landwirtichaft muß wifjen, wie fie auf ihren Betrieb 
fi einrichten fann; fie muß ungefähr auf eine Reihe von Jahren hinaus 
wiſſen können, wie fich die Preife, ſoweit fie überhaupt vorher zu überfehen 
find, geitalten werben. 

Dies find die Motive, die bie verbündeten Regierungen veranlaßt 
haben, von dem biäherigen Wege abzugeben, zu dem Abſchluß von Zarif: 
verträgen überzugehen und für dieſe Tarife eine zwölfjährige Dauer feft- 
zuſetzen. 

Es bleiben nun noch einige Wirkungen der Verträge zu erwähnen 
und einige Bedenken zu berichtigen, die in der Preſſe bereits hervorgehoben 
ſind. Es iſt ſehr natürlich, daß man ſich fragt: wie wird denn die Wir— 
kung dieſer Verträge auf unſere Finanzzölle ſein? jeder Menſch weiß, daß. 
wenn man die Zölle herabſetzt, eine Verminderung der Einnahmen bes 
Reiches, wenigſtens zunächit, entftehen muß. Es find Beilagen der Dent: 
fchrift angefügt, die es erleichtern, fich eine Ueberficht darüber zu verjchaffen, 
wie die vorgeichlagene Herabjegung auf die Finanzzölle wirken würde. Man 
wird im allgemeinen annehmen können, daß, wenn man nur die Wirkung, 
welche bie Derträge, wie fie jet vorliegen, auf unjere Finanzzölle haben 
würden, in? Auge faht, dann ein Ausfall von etwa 9 Millionen Mart 
jährlich in den Einnahmen des Reiches entftehen würde. Geht man Weiter, 
und begreift man diejenigen Staaten mit ein, die dadurch, daß fie das Recht 
der Meiftbegünftigung haben, von biefen Maßregeln ohne weiteres Vorteil 
haben würden, jo würde der Betrag fi auf 17 bis 18 Millionen Mart 
ftellen. 

Man hat weiter an und die frage gerichtet: wie wird es benn mit 
ber differentiellen Behandlung anderer Staaten? Es liegt auf der Hand, 
daß diejenigen Staaten, die dad Recht der Meiftbegünftigung noch über den 
1. Februar nächften Jahres hinaus genieben, ohne weitered in bie Meift- 
begünftigung auch ben neuen Vereinbarungen gegenüber eintreten werben. 
63 kommt dann eine Reihe von Staaten, mit denen wir neue Verträge ab: 
ichließen müfjen; da wird das Beftreben der verbündeten Regierungen dahin 
gehen, nichts zu geben, ohne gleichwertige Konzeſſionen zu befommen. 

Es bleiben dann übrig Amerika und Rußland. Ueber Rußland zu 
Iprechen ſcheint mir zur Zeit entbehrlich. Der beflagendwerte Notitand, der 
die ruffiiche Regierung genötigt 1— eine Sperre für Getreide eintreten zu 
laſſen, wird vorausſichtlich nicht ſo bald gehoben werden; und ſo lange der 
Notſtand nicht gehoben ift, hat es feinen Wert, fi) die frage vorzulegen, 
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wa3 dann Rußland gegenüber gejchehen ſoll. Wir felbft find nicht einmal 
im ftande, jet abzufehen, wie um die Zeit unfere eigene Lage, unfere fünf: 
tigen Ernten, unjere Vorräte fich geftalten werben. 

Was aber die Vereinigten Staaten von Nordamerika angeht, fo werben 
Sie aus der Dentjchrift oder aus dem Abdrud von Aktenftüden, der dem 
hohen Haufe vorgelegt worden ift, erjehen können, daß bei den Verband: 
lungen über bie Einfuhr des Schweinefleifches auch biefe Frage zur Sprache 
gefommen ift, daß die verbündeten Regierungen, die im Jahre 1885 den 
Standpunkt eingenommen haben, daß Nordamerika zu den meiftbegünftigten 
Staaten für uns gehört, feinen Anlaß hatten, die Frage jet anzuregen, ob 
die amerilanifche Auffaffung der Meiftbegünftigung, die in mancher Beziehung 
von ber bdeutjchen abweicht, hier zur Geltung fommen fol. Wir find ohne 
weitere auf dem Standpunft von 1885 ftehen geblieben, haben Amerifa 
das Recht der Meiftbegünftigung in diefer Beziehung zugeiprochen, und mie 
Sie aus dem Abdrud erjehen werden, haben wir dafür die Zuficherung ge: 
wonnen, daß unfer Zuder, deſſen Erport nad) Amerika etwa 60 Millionen 
Mark jährlich beträgt, von den prohibitiven Gejegen, die in Amerika gegeben 
worden find und eine bisfretionäre Gewalt in die Hand des Präfidenten 
legen, nicht betroffen werden werde. 

Man hat dann geglaubt bemängeln zu müſſen, daß die verbündeten 
Regierungen bei dem Abſchluß dieſer Verträge vorgegangen feien, ohne hin: 
reichend Sachverſtändige zu hören. Das ift nicht der Fall. Im Reich und 
in Preußen find drei Behörden verpflichtet, fich unausgejeßt mit den Fragen 
der Handelspolitik zu bejchäftigen: dad Reichsamt deö Innern, die handels— 
politijche Abteilung des Auswärtigen Amtes und das preußijche Handels: 
minifterium; in gleicher Weife geichieht das in den verbündeten deutichen 
Staaten für ihren Handel. Seit langen Jahren war ba3 Material, das 
aus den Berichten ber Handelskammern, aus der Litteratur, der Preſſe, 
Petitionen hervorgeht, jo gefichtet worden, daß ed, als wir die erften Echritte 
zu biejen Verträgen thaten, bereit da lag; man brauchte nur aufzufchlagen, 
jo war abzujehen: wie haben fich die Intereſſenten, wie hat fich die öffent: 
lide Meinung über diefe Dinge ausgeſprochen. Damit aber nicht genug: 
wo im Laufe der Verhandlungen Tragen auftraten, die ſchwierig, zweifel: 
baft fein fonnten, find Sachverſtändige gehört worden. 

Es ift num weiter gejagt: warum hat man denn die Verhandlungen 
geheim betrieben? es wäre doch beſſer geweſen, öffentlich zu verhandeln und 
der Öffentlichen Meinung, den befjer unterrichteten Intereſſenten Gelegenheit 
zu geben, auch während der Verhandlungen ihr Scherflein dazu zu geben. 
— Ich muß geftehen, daß ich der Meinung bin, daß, wenn die verbündeten 
Regierungen r verfahren wären, günftigftenfall® am Ablauf der 12 Jahre, 
für bie jeßt ber Vertrag gelten foll, ein Vertrag zu ftande gefommen wäre. 
(Heiterkeit. Sehr richtig!) Es ift abjolut unmöglich, dergleichen bei offenen 
Thüren zu verhandeln. 

habe dann in ber Preffe gelejen, man hätte doch warten follen, 
bi3 die Baluta bei und ander? geregelt wäre, ober bis fie in Defterreich 
anders geregelt wäre. Ich weiß nicht, welche Chancen bei und die Regelung 
der Baluta Hat. Aber ich glaube, daß im ganzen, ſelbſt wenn ber Bime— 
talliamu® in der öffentlichen Meinung Fortſchritte machte, die Zahl ber 
Menſchen jehr gering fein wird, die die Behauptung aufftellen möchten, daß 
wir im gegenwärtigen Augenblid ohne die Teilnahme von England im 
ftande wären, unſere Währung zu ändern. Wann Dejterreich feine Währung 
einmal ändern wird, weiß ich gar nicht; das aber weiß ich, daß weder 
Defterreich noch wir, felbit wenn mir wollten, bis zum 1. Februar 1892 
im ftande gewejen wären, eine Veränderung der Währung vorzunehmen. 
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„Nun, dann hättet ihr ja mit dem bisherigen Vertrage noch eine 
Zeit lang weiter leben können, bis die Valuta geändert wäre“, — jagen 
die bimetalliftiichen Yyanatifer. Auch dad war nicht möglihd. Wenn mir 
noc länger hätten mit dem Vertrage warten wollen, jo würde, ich möchte 
jagen, von Monat zu Monat die Zahl der Staaten zugenommen haben, die 
in die andere Richtung verfallen wären, die fich mit chinefiichen Mauern 
umgeben hätten: ber Kampf würde immer erbitterter getworden fein; und 
wenn wir dann endlich fertig geworden wären, jo würden wir niemand 
mehr gefunden haben, der geneigt gewejen wäre, mit uns einen Tarifvertrag 
abzuschließen. 

Ich habe dann in der Preſſe, vorherrichend in ber agrarifchen, bie 
1 gefunden: ja, die Regierung bindet fich nach oben, indem fie den Zoll 
ür Weizen und Roggen auf 1,50 feitießt (Zuruf recht?) — um 1,50 ver: 
ringert, auf 3,50 feitjegt — fie foll ſich auch nad) unten binden! wir wollen 
willen, daß in dieſen 12 Jahren der Zoll nicht weiter ermäßigt werden 
wird! — Meine Herren, keine Regierung iſt im ftande, vorauszufagen, was 
fie in 12 Jahren thun wird. (Sehr richtig! im Zentrum und links.) Ich 
lehne da3 ab. (Bewegung rechts.) 

Ich bin aber der Meinung, daß auch die Agrarier feinen Grund 
haben zu glauben, daß e3 in der Abficht der verbündeten Regierungen läge, 
fie zu jchädigen. (Bewegung rechts.) Als im Frühjahr diejes Jahres ım 
preußiichen Abgeordnetenhaus Verhandlungen über den jogenannten Notſtand 
vorgenommen wurden, war eine jo ftarfe Strömung für eine zeitweije Herab— 
jegung der agrarijchen Zölle da, daß, wenn die preußifche Regierung nur 
einen Finger ee hätte, ich glaube, e3 zu einem ziemlich einjtimmigen 
Beichluß des Abgeordnnetenhaufes dahin gefommen jein würde, dat die Zolle 
auf Zeit herunterzufeßen wären. (Sehr richtig! links.) Dem hat die preu: 
Bifche Regierung widerftanden und bat dem ganz allein widerftanden. Wir 
haben monatelang Hohn und Spott ertragen; wir jind in der Prefje im 
Kathederton belehrt und im Strakenton verjpottet worden, und es iſt uns 
gleichgiltig geblieben. (Sehr richtig!) Wir haben fejtgehalten. Ich will 
den Agrarier fehen, der behaupten fan, daß er mehr für die Erhaltung 
der Zölle gethan hat al diefe Regierung! Hätten wir damals nachgegeben, 
und wäre dann zum zweitenmale eine mäßige Ernte eingetreten, jo wären 
die agrariichen Zölle auf Nieundnimmermwiederjehen verloren gegangen. (Sehr 
richtig! Links.) Ich lehne alio jede Provokation don diejer Seite entjchieden 
ab. (Lebhaftes Bravo im Zentrum und links. Bewegung rechts.) 

Ich verfenne nicht, dat die deutjche Landwirtſchaft fich in einer jchwie: 
rigen Lage befindet. Es ift begreiflich, wie fie da hinein gefommen ift, und 
es liegt mir fern, einzelnen oder Generationen von Landwirten die Schuld 
beizumefjen. Durch Berbefjerung der Kommunifationswittel, durch die Be: 
nußung. des Dampfes traten Staaten, Reiche, die bisher auf dem deutſchen 
Markt mit Getreide nicht Hatten ericheinen können, ambietend auf. Die 
deutiche Landwirtſchaft verlor dadurd) einen Schutz gegen fremde Konkurrenz, 
den fie bisher im ihrer geographifchen Lage gefunden hatte. So lange es 
weber Eifenbahnen noch Dampfichiffe gab, fam ein mäßiges Quantum fremden 
Getreides vielleicht die Flüffe herunter oder auf Segelichiffen in die Häfen; 
das alle3 war, um fo mehr, als die Getreideproduftion damals zur Bevöl— 
ferungszahl in einem viel günftigeren Verhältnis ftand, nicht im ftande, dem 
inländijchen Getreidebau zu gefährden. Erſt ala das entitand, wa3 ıman 
jegt den Weltmarkt nennt, wurde die deutiche Landwirtſchaft gefährdet. Sie 
hat mit hohen Gejtehungsfoften zu rechnen: der deutiche bejtellbare Boden 
trägt nicht mehr, ohne gedüngt, zum Teil auf koftipielige Weife gebüngt zu 
fein. Die deutjchen Löhne ftiegen allmählich; die Ausgaben, die in der legten 
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Zeit auch von ber Landwirtſchaft für die fozialen Fragen verlangt worden 
find, erjchwerten ihr das Dafein; jo wurde ihre Lage nach und nad) immer 
ſchwieriger; e3 wurde ihr ſchwer, die Gejtehungsfoften herauszumirtichaften. 

Es war natürlich, daß unter dieſen Verhältniſſen die deutſche Landwirt: 
Ichaft fich nad) einem Schutze umjah, und daß fie dieſen Schutz in den Zöllen 
fand. Auch heute ift die Lage noch fo, daß fie diefen Schuß nicht entbehren 
fann (jeher richtig! rechts); fie würde noch heute gegenüber den Weichen, die 
entweder auf jungfräulichem Boden billig bejtellen oder die Arbeitskräfte 
fehr gering zu lohnen brauchen, nicht konkurrenzfähig bleiben, wenn fie nicht 
geihügt würde. (Sehr richtig! rechts.) 

E3 Liegt nicht in der Abficht der verbündeten Regierungen, wie Die 
Vorlage ja zeigt, diefen Schuß aufzuheben; auf der anderen Seite ift es 
zweifellos, daß die Echußzölle im allgemeinen das für die Kandwirtjchaft 
nicht gewirkt haben, was man vorausjehte; fie haben vielleicht dor einem 
allzu a de Schwanfen nad) unten, vor einem jähen Niedergang bewahrt, 
— aber befriedigt haben fie wohl erft im legten Jahre, wo jehr * Zölle 
mit Halamitäten in anderen Ländern und einer mäßigen Ernte im eigenen 
Lande zujammenfallen. 

Auch räumlich ift die Wirkung der Echußzölle eine verjchiedene ge: 
weſen. ch glaube nicht zu irren, wenn ich ausipreche, daß fie am wenigften 
unferen öftlihen Provinzen genügt haben. (Sehr richtig! links.) Auf den 
inneren Markt durch die Schußzölle augewieſen, im äußeren Export bejchräntt, 
mußten unjere öſtlichen Provinzen ihre landwirtichaftlichen Produkte dahin 
bringen, wo innerhalb Deutjchlands ein ftarfer Bedarf war, wo der Bedarf 
bie Produktion überftieg, aljo nach dem Weiten. Schlugen fie dazu den 
Meg der Eifenbahn ein, fo hatten fie eine hohe Fracht zu bezahlen; das 
Getreide wurde teuer, e3 wurde faum noch verfaufsfähig im Welten. Schlugen 
fie den Seeweg ein und landeten danı in Amfterdam oder Rotterdam, fo 
begegneten fie da ber amerifanifchen und oftindiichen Konkurrenz. Es ift 
alfo keineswegs das eingetroffen, was man im Jahre 1879 und jelbit in 
ben folgenden Jahren von den Schußzöllen erwartet hat. (Hört! hört! Links.) 

Aber immerhin bleibt bejtehen: wären die Schußzölle nicht dageweſen, 
fo wären wir vorausfichtlich inzwifchen einer landwirtichaftlichen Kriſis ent: 
gegengegangen (jehr richtig! rechts; hört! Hört! Links), und eine folche land: 
wirtjchaftliche Kriſis ift im ihren Folgen doch nicht gering anzufchlagen. Es 
hanbelt fich nicht darum, daß A. jein Gut verliert, und B. es kauft, oder 
daß mehrere Käufer fich in das bisherige Gut teilen. Ehe e3 jo weit fommt, 
ringt A. um fein Dafein und ſaugt den Boden immer mehr aus: er ijt 
nicht mehr im ftande, zu büngen; die Gläubiger drängen ihm nicht, meil 
feiner von ihnen gemeigt ift, das heruntergegangene Gut zu übernehmen. 
(Sehr richtig! rechts.) So geht die Sache durch Jahre bergab; dann kommt 
der neue Käufer, der macht erjt feine Erfahrungen, und wie wir neulid) 
bier gehört Haben, fann man e3 auf etwa 7 Jahre veranjchlagen, bis jemand 
fein Gut jo weit kennt, baß er e3 mit Sicherheit bewirtjchaften fann. Wir 
würden aljo eine Periode des wirtichaftlichen Niedergangs in ber Landwirt— 
ſchaft durchgemacht haben, die jahrelang gedauert hätte. Und nicht allein 
bie Landwirtichaft würde gelitten haben. an darf bie Parallele mit den 
engliihen Kornzöllen und deren Aufhebung nicht ziehen. Unjere Verhält: 
nifje find durchaus andere ala die engliichen: da handelte es fi) um relativ 
wenige große Magnaten, die jchlieklich einiges aushalten können. Was mir 
bei uns Großgrundbefißer nennen, find zum Zeil nur kleine Grundbefiker, 
die kümmerlich fich durchichlagen (ſehr richtig! rechts; Widerſpruch lints) 
und, um eine gewiſſe Apparence aufrecht zu erhalten, ſich mühſam durchs 
Leben drüden. (Sehr richtig! rechts ) 
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Dieſe Heinen Grundbefiger haben entweder teuer gekauft — es ift ja 
befannt, wie nach dem Krimtriege die Güter in die Höhe gingen, e8 folgten 
dann eine Zeit lang günftige Jahre, es ftiegen die Güter im Preife — man 
bat hoch gelauft und gepacdhtet, man hat Schulden aufgenommen auf das 
Gut, und durch dieſe Ehulden würde eine laudwirtichaftliche Kriſis meit 
über ben Rahmen ber nominellen Gutsbefiger hinaus wirken; alle dieſe 
Gläubiger würden in Mitleidenschaft gezogen werden, und ich glaube, daß 
ich mich feiner Mebertreibung jchuldig made, wenn ich fage: eine Landwirt: 
Ichaftliche Kriſis wäre eine Kalamität erften Ranges für den Staat im 
ganzen gewejen. (Sehr richtig! rechts.) 

ſchlage — und ich glaube, das kann fein Staatömann, auch in 
feinem Staate — ben Wert ber Landwirtichaft nicht gering an. Sch habe 
mid ſchon öfter darüber ausgeſprochen, daß es notwendig ift, die ftaatd: 
erhaltenden Kräfte zu ftärfen und zu vermehren, und ohne irgend einem 
Stande zu nahe treten zu wollen, bin ich der Meinung, es liegt in ben 
Bedingungen bed Dajeins der Landwirtichaft ein ftarkes Moment, dad unter 
allen Umjtänden den Landwirt — mag er einer politifchen Partei angehören, 
welcher er will — zu einem ftaatserhaltenden Menjchen madt. Bollends, 
wenn ber Grund und Boden durch Generationen iu denjelben Händen bleibt, 
erwächft eine Liebe zur Heimat, wie fie fein anderer Stand hat, und bie 
die erfte und ficherfte Quelle des Patriotismus ift, twie ihn der Staat in 
ernflen Zeiten braucht. (Bravo!) 

Ich halte weiter bafür, daß eine ber wefentlichften Grundlagen unferes 
Daſeins das — iſt. Die Arbeiter, die in induſtriellen Betrieben 
beſchäftigt find, mögen noch jo weitgehende Wohlfahrtsanſtalten genießen: 
— im allgemeinen glaube ich mich nicht zu irren, wenn ich annehme, daß 
da8 Leben des Arbeiterd auf bem Lande eher die Möglichkeit eines gefunden 
Familienlebens gibt, ala das eines Arbeiter? in der Stadt. (Sehr richtig! 
recht.) Ich will damit nicht jagen, dab die Verhältniffe auf dem a 
überall jo wären; ich weiß ſehr gut, wie viel daran noch fehlt; ich behaupte 
nur, die Möglichkeit ift auf dem Lande eher gegeben als in der Stadt; und 
weil ich das Tyamilienleben für eine Quelle ber Kraft und bed Gebeihens 
des Staates im körperlicher und fittlicher Beziehung anjehe, jo würde ich 
allein ſchon hierin Grund genug finden, es zu beflagen, wenn bie Zanb- 
wirtichaft einer Krifis entgegenginge und gefchädigt würde. 

Das höchfte und legte Motiv aber für die Erhaltung der Landwirt: 
ſchaft ift ein durchaus und erflufiv ftaatliches. Ich bin der Ueberzeugung, 
daß wir eines Körnerbaues, der zur Not hinreicht, jelbft die fteigende Be- 
völferung, wenn auch unter Beichränkungen, im Ktriegsfall zu ernähren, gar 
nicht entbehren können. (Sehr richtig!) Das Dafein des Staates wird aufs 
Spiel geftellt, wenn er nicht im ftande ift, von feinen eigenen Bezugsquellen 
zu leben. (Sehr richtig!) i 

Sie können mir erwidern: ed können Mikjahre eintreten, ed können 
Unglüdsjahre eintreten. Ja wohl; das find dann aber feine normalen Ber: 
hältniffe, und in etwas fehen wir folchen Unglüdsfällen auch dadurch vor, 
daß wir in diejen Verträgen das Beftreben haben, und mit einem hervor: 
ragend getreidebauenden Staat fo eng zu verbinden, daß wir offen Dürfen, 
jelbft im Kriegsfalle würden deſſen Mittel uns zur Verfügung ftehen. Sch 
habe jagen hören: das ift eine übertriebene Anficht; jelbjt wenn wir einen 
Krieg hätten zugleich gegen ih und Rußland, — es bleibt uns ja 
doch der Weg über die See offen: da find neutrale Staaten, die werden das 
Korn bei ung einführen. Ich möchte bad Wohl des Staat? auf fo unfichere 
Faktoren nicht ftellen. Der Seehandel im Falle eines Krieges ift geregelt 
oder joll mwenigften® geregelt fein durch die Parifer Konvention von 1856. 
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Was aber dermaleinft, wenn ein Weltbrand kommt, die zur See mächtigen 
Staaten für Kontrebande für eine effektive Blodade erklären werden, das 
wollen wir einmal abwarten, und ich halte e3 für richtiger, daß Deutjchland 
fi) auf feine Landwirtfchaft ftüßt, fie erhält, jelbft wenn es nur mit Opfern 
geichehen Tann, ala dab ed fi) auf einen fo umficheren Kalkul über die 
Unterftügung durch dritte im Kriegsfalle verläht. Sch bin vielleicht durch 
meine Vergangenheit ala Soldat und durch die Zeit, die ich in der Admi— 
ralität zugebracht habe, darauf angewiejen worden, ſolchen Fragen näher 
zu treten, und ich habe dieje Heberzeugung nicht von heute. Mir ift- es 
eine ganz unerjchütterliche Ueberzeugung, dab in einem künftigen Kriege die 
Ernährung der Armee und des Landes eine geradezu entjcheidende Rolle 
fpielen fann. Dieje entfcheidende Rolle geichädigt zu jehen, würbe ich fürchten 
müfjen, wenn die Landwirtjchaft in gedeihlichem Betriebe geitört würde. 

Daß nun aber eine ſolche Störung in Ausficht ftünde, wenn man 
ben Roggen= und den Weizenzoll um 1,50 M herunterſetzt, beftreite ich mit 
berjelben Entjchiedenheit. Die Landwirtſchaft wird im ftande fein, dieſe 
Zollherabfegung zu tragen und meiter zu prosperieren. ch variiere infofern 
von den Herren Agrariern, glaube ich, als ich der Meinung bin, es handelt 
fi nicht darum, daß in diefer Beziehung die Landwirtichaft Opfer bringt, 
fondern darum, daß für die Landwirtichaft Opfer gebracht werden. Der 
Staat muß nad meinem Dafürhalten Opfer bringen, und es it ja ein 
ſchweres Opfer für den Staat, welches in den Getreidezöllen liegt; denn e3 
kommt in Betracht nicht bloß die Verzollung des Getreides, melches —— 
führt wird, ſondern auch die Steigerung des Getreidepreiſes im Inlande. 
(Hört! Hört! Linke.) Ich verfenne alfo die Größe dieſes Opfers nicht; aber 
das Opfer muß gebracht werden, und ich habe zu meiner freude im einer 
Broſchüre, die mir fonft nicht fympatifch ift, die überfchrieben ift: „Ablehnen 
und Annehmen“ — ich glaube, fie entftammt einem agrarifchen Konfortium 
— (Heiterkeit) zum erftenmal in der Meberjchrift eines Kapitels gejehen: 
„Dpfer, die für die Landwirtſchaft zu bringen find“. Da möchte ich die 
Herren Agrarier beim Wort nehmen. Die Regierung ift bereit und will 
dieſe Opfer weiter dem Lande auferlegen, weil fie fie für unumgänglich hält; 
aber fie verfennt immerhin nicht, daß ed Opfer find, die das Land bringt. 

Nun bleiben die 3,50 AM noch über dem Maß ber Zölle von 1885, 
und die Herren, die die damaligen Verhandlungen mitgemacht haben, oder 
bie fi) mit ben ftenographifchen Berichten und der einfchlägigen Litteratur 
beichäftigt haben, werden mich vielleicht nicht Zügen ftrafen, wenn ich be: 
Haupte, die Erhöhung der Zölle auf 5 .4 mar eine Sraftprobe; und ich 

Laube, dieſe Kraftprobe ift nicht zu Gunften des Staates ausgefallen. Man 

t den Bogen überjpannt. (Hört! hört! links.) Jede Ueberſpannung eines 
Bogens in Bezug auf folche Zölle, die ein unentbehrliches ie 
ber großen Menge find, birat aber für den Staat die große Gefahr in fich, 
daß daraus ein Agitationamittel gejchmiedet wird, was fich gegen den Staat 
und bie ftaatserhaltenden Parteien richtet, Die verbündeten Regierungen 
haben alſo bie ernjte Pflicht, zu erwägen: wie weit fünnen wir mit den 
Zöllen auf Lebensmittel heruntergehen, ohne bie Landwirtſchaft zu ſchädigen? 
wie hoch können wir fie halten, ohne eine Agitation hervorzurufen? 

Zu denjenigen Sachen, die ſchon vor der Veröffentlichung der Ber: 
träge in der Preſſe zu Kontroverjen Beranlaffung gegeben haben, gehört ber 
Mein. Der Wein fteht jelbftredend ganz anderd da als das Getreide. Al 
die Erwägungen, bie ich mir vorher erlaubt habe, hinfichtlich des Getreide: 
baus anzuftellen, treffen für den Weinbau nicht zu, ausgenommen, daß auch 
ber Weinbau den Mann an die heimifche Scholle bindet. Der Wein ift 
fein unentbehrliches Nahrungsmittel. Vielleicht kann man von Elfaß-Lothrin: 
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gen noch jagen, daß er ba bis vor kurzem ein Nahrungsmittel war; ſchlechte 
Weinernten und hohe Preije Haben aber diejen Zuftand geändert: die Pro: 
duftion ift ungenügend geworden. Das, was Ihnen in den Zöllen bier 
vorgeichlagen wird, trifft nicht die guten deutjchen Weine; die haben ihren 
individuellen Geihmad, haben ihre individuellen Preije, zum Zeil Liebhaber: 
preife. 63 trifft die fleinen Weine, und in Bezug auf die £leinen Weine, 
über die, wenn die Diskuffion weiter geht, vonfeiten eines jachverftändigen 
Mitgliedes der verbündeten Regierungen nähere Auskunft gegeben werden 
wird, geht die Abficht der verbündeten Regierungen dahin, einmal den Kunft- 
wein und den Schnaps durch fie zu verdrängen, diejen beiden Dingen Kon: 
furrenz zu machen und eine ebenfolche Konkurrenz dem jogenannten franzö: 
ſiſchen Bordeaurwein zu machen, fattifch verjchnittenen Weinen, die im einer 
Anzahl, die viel größer ift, als die meiften Menjchen ahnen, in Deutichland 
für franzöfiichen Wein verfauft werden. (Sehr richtig!) Wir wollen dem 
italienischen Wein auf unferem Boden ein Schlachtfeld gegen die franzöfiichen 
Weine eröffnen. (Heiterkeit. Sehr gut!) 

Daß die Sache nicht fo jchlimm ift, wie fie von den Gegnern der 
Herabjegung des Weinzolle3 gemacht wird, möchte jchon daraus hervorgehen, 
daß man diejen Zoll früher nur als Finanzzoll angejehen hat, daß er jahre: 
lang nur 16 M betragen hat, und daß bei den Verhandlungen von 1879 
Eljafjer reinjter Raffe, die Abgeordneten Winterer und KHable, den Antrag 
geftellt haben, die Weinzölle auf 12 .4 herabzujegen. Wir jehen alfo einer 
Debatte hierüber mit großer Ruhe entgegen, und ich glaube auch, hier dar: 
gethan zu haben, wie dad DVereinbarte im Intereſſe der Konjumenten, im 
Intereſſe der Weinhändler, im Intereſſe eines großen Teiles der Produzenten 
und im Intereſſe unſeres Bündniffes mit Italien Liegt. 

Die Behandlung der Induſtrie bei den vorliegenden Zöllen war eine 
ungleich jchwierigere ald die der Landwirtichaft. Die deutiche Induſtrie hat 
alle Arten von Betrieben, von der Großinduftrie bis zur Hausinduftrie; fie 
umfaßt falt alle Branchen, und fie hat wenigftend Anjäge zum Export in 
faft alle Weltteile. Das gibt jo verfchiedene Verhältniſſe, daß deren Be: 
rüdfichtigung bei folchen Verträgen nicht immer leicht ijt und einen hoben 
Grad von Geſchick und Sacdverftändnis jeitend der Kommiſſarien erfordert. 

Weiter iſt ein erjchiwerender Umftand für die deutjche Induſtrie bei 
allen Zollfragen, daß fie jehr wenig hochfeine Artikel hervorbringt, Artikel, 
die ohne weiteres jchlieglich jeden Soll tragen. Will man das Charatfteri: 
ſtiſche der deutſchen Induſtrie im ganzen zufammenfaflen, jo ift es eine 
majchinelle Maffenproduftion. Wenn Sie die Tabellen, die darüber eriftie: 
ren, — und ich glaube, es ift dies auch in den Beilagen zur Denkichrift 
angeführt, — nachſehen, jo werden Sie finden, daß, wenn man die Staaten, 
mit denen wir in Sandelsverbindung ftehen, rangiert nach den Mengen 
unferer Ausfuhr und Einfuhr und nach deren Wert, total verichiedene Re— 
jultate herausfommen. Wir führen eben relativ jehr große Mengen mit 
verhältnismäßig geringem Wert aus. 

Der Wert der Induftrie für den Staat wählt von Jahr zu Jahr. 
Es ift mir intereffant gewejen, eine Aeußerung Friedrichs ded Großen an 
feinen Regiedirettor zu lejen, der ihm vorjchlug, er jollte den Handel fich 
freier bewegen laſſen. Ter König führt darauf aus, dad ginge nicht, er 
brauche für feine Yandwirtichaft Vieh aus Polen und — * Dinge; 
das alles müſſe er in der Hand behalten. Er fährt dann fort: 

. Sie haben große Abfichten, aber Sie eilen der Zeit voraus; iſt 
dieje gefommen, jo werde ich jchon thun, was Sie mir raten. Mas Sie 
mir jagen von Handel und Industrie, ift ganz gut. Die Anduftrie if 
in der That die Nähramme des Landes, und der Handel die lebendige 
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Seele des Staats; allein das gilt nur von Ländern, wo die Induſtrie 
die Grundvefte des Handels, und der Handel ber Gejchäftsmann der 
Induſtrie ift. 
Seitdem ift ein Jahrhundert und mehr verflofien: — im Grunde ijt das 
noch heute wahr. Man muß volllommen anerkennen, daß die Induſtrie die 
Nähramme des Staates ift; aber noch heute fann fie fich nicht ganz frei 
bewegen: fie bedarf noch heute eines gewiſſen Schußes. 

Man hat gejagt, Deutichland wäre Induſtrieſtaat geworden, und ich 
bin auch nicht abgeneigt, dieſen Ausdruck anzunehmen, infofern, als die 
Induſtrie fortwährend im Steigen ift und fortwährend an Bedeutung für 
den Staat gewinnt. Es ijt ein charakteriftiicher Unterjchied zwiſchen der 
Induſtrie und der Landwirtichaft, dab die Yandwirtichaft eines Staates nur 
bis zu einem gewillen Grade fteigerungsfähig ift, weil fie vom Grund und 
Boden abhängig bleibt. Man kann intenfiver wirtichaften, und ich zweifle 
nicht, daß aus unferem Grund und Boden noch mehr herauszumirtichaften 
ift, ala big jetzt gejchieht; aber es bleibt immer derjelbe Grund und Boden, 
auf dem gewirtichaftet werden muß. Die Induſtrie dagegen ift abhängig 
von den Abjagmärtten. Erweitert man ihr diefelben, wie wir das durch 
dieſe Verträge wollen, jo fann fich auch die Induſtrie erweitern, und es ift 
fürd erfte fein Ende im diefer Beziehung abzufehen, jofern nur die Mög- 
Lichfeit eines lohnenden Verkaufs ihrer Fabrikate für die Jnduftrie da ift. 
Handel und Induſtrie find und bleiben die wejentlichiten Quellen des Wohl: 
ftandes und damit politifcher Macht, kultureller Bedeutung; denn ohne einen 
gewifjen Grad von Wohljtand werden Kunſt und Wiſſenſchaft — ich weiche 
Darin don dem Herrn Abgeordneten Bebel weſentlich ab, wie in manchen 
anderen Dingen — (Heiterkeit) nicht gedeihen können 

Aber noch weiter! ch glaube nicht, daß man leugnen kann, daß 
zwiichen Wohlſtand und Sittlichkeit gewiſſe Beziehungen beitehen, und daß 
Die Sittlichkeit in den unteren KHlaffen bis zu einem gewiſſen Grad einen 
fteigenden Wohlftand zur Borausjegung hat, etwas, was mit dem zujammen: 
hängt, was ich vorhin über die Familie zu äußern mir erlaubt habe. 

Mit der Induftrie hängt ja der Arbeiterftand auf das engite zu: 
fammen, und wir würden unfere Pflicht vernadhläjfigt haben, wenn wir 
beim Abſchluß dieſer Verträge nicht die Möglichkeit, unjeren Arbeiterftand 
zu erhalten, leiftungsfähig zu erhalten, ins Auge gefaßt hätten. Es kamen 
Dabei zwei Momente zur Sprache; einmal, billigere Yebensmittel zu fchaffen. 
Soweit das, ohne die ftaatlichen Intereſſen, die höheren ftaatlichen Inter— 
ejien, zu gefährden, gejchehen konnte, haben die verbündeten Regierungen 
eine Reihe von Eleineren Maßregeln eintreten laſſen. Sie haben diejenige 
Herabjegung der Zölle für Lebensmittel vorgenommen, die fie für zuläffig 
hielten. Ich erachte aber für viel weſentlicher für die Erhaltung und für 
das Gedeihen des Arbeiterftandes, daß ihm Arbeit geichaffen werde. (Sehr 
richtig! rechts.) Wenn dies micht die mwejentlichere Frage wäre, jo würde 
der Andrang unjerer ländlichen Arbeiter in die Städte und nad) dem Weiten 
gar nicht zu erklären fein. Unfer Welten hat unausgeſetzt Preife für un: 
entbehrliche Lebensmittel, die jo viel höher find ala im Dften (jehr richtig! 
rechts), daß, wenn man bieje Preiſe miteinander vergleicht und fie abjolut 
nimmt, man meinen .jollte, eg müßte im Weiten eine fortwährende Zeurung 
da fein. Daß troßdem die Menjchen fo gern nach dem Weiten gehen, hat 
jeinen Grund darin, daß fie die lohnendere Arbeit den billigeren Lebens— 
mittelpreijen voranftellen. Lohnende Arbeit wird aber, wenn dieje Verträge 
genehmigt werden, zur Perfektion fommen, gefunden werden. Wir werden 
fie finden durch den Export; wir müſſen exportieren: entweder wir erportieren 
Maren, oder wir exportieren Menjchen. Mit diejer jteigenden Bevölterung 
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ohne eine gleichmäßig zunehmende Induſtrie find wir nicht im der Lage, 
weiter zu leben. 

Ich möchte aber hier noch ein Wort für den Arbeiterftand fagen. 
Wir gewöhnen und an — und jene Herren find daran jchuld; wenn man 
Dinge hört, wie man fie in Erfurt gehört hat, fo ift man unmillfürlich 
dazu geneigt —, mıt einer gewiſſen Hihaunft die Menſchen anzufehen, bie 
fi) in Erfurt verfammelt haben, wenigitens das Volk um die Rednertribüne 
in Erfurt; — trogdem können wir nicht verfennen, welchen Wert ein fräf: 
tiger Arbeiterftand im jeder Beziehung für Deutichland hat.” Wir müflen 
und nicht angewöhnen, diefen Arbeiterftand immer mit einem pejfimiftischen 
Blid anzujehen; wir dürfen die Hoffnung nicht aufgeben, auch dieje Leute 
wieder zu gewinnen, und ich ftehe volllommen auf dem Boden des Herrn 
Abgeordneten Stöder, der einmal gejagt hat, wir müfjen den Arbeitern nicht 
bloß entgegentreten, jondern auch entgegentommen. (Sehr richtig! rechts.) 
Diejes zu thun, ift einer der Zwede diefer Verträge. Wir wollen ihnen 
entgegentommen, indem wir ihnen die Möglichkeit zu einem redlichen Erwerb 
geben. (Bewegung) Wir ftehen noch ganz auf dem Boden der Botjchaft 
von 1881, die die Ueberzeugung ausſpricht, daß die Heilung der fozialen 
Schäden nicht ausichließlih auf dem Wege der Repreſſion fozialiftifcher 
Ausjchreitungen, jondern gleihmäßig auf dem der pofitiven förderung des 
Wohles der Arbeiter zu juchen ſei. Wir glauben in dieſen Verträgen das 
Wohl der Arbeitgeber und das Wohl der Arbeiter im Auge gehabt zu haben 
und die Grenzen unferer Konzeffionen jo zu ziehen, daß die Verträge, joweit 
es möglich ift, beides fürdern würden. 

Dean hat von der politiſchen Seite dieſer Verträge viel geſprochen 
und wohl hier und da erwartet, die Regierung habe Geheimnifje nach diejer 
Seite zu enthülen. Das ift durchaus nicht der all. Was zuerft Belgien 
und die Schweiz angeht, jo find das neutrale Staaten, deren Neutralität 
durch europäifche Verträge gewährleiftet ift, und von denen wir nichts anderes 
wünjchen, ja dringend Ben. als in freundnachbarlichen Beziehungen mit 
ihnen zu leben. Anders fteht die Sache in Bezug auf den Dreibund. Der 
Dreibunb g eichlofjen zu gegenjeitiger Abwehr, er hat nicht die mindeiten 
agreifiven Ziele; aber ich bin der Meinung, daß, wenn man mit anderen 
Staaten ein Bündnis abſchließt, deffen Zweck es ift, auf lange Zeit, jo Gott 
will, dieſen Frieden zu erhalten, es dann nicht möglich ift, mit denjelben 
dauernd in einem wirtjchaftlichen Krieg zu leben. (Sehr wahr! Bravo!) 
Wenn ich jemand wirtichaftlih mit einem Krieg überziehe, jo will ich ihn 
Ihwächen; wir aber haben gerade das Intereſſe, unfere Verbündeten zu 
ftärken. (Sehr wahr!) Denn wenn einmal ber Friedenszuſtand troß unjerer 
Bemühungen nicht mehr zu erhalten wäre, brauchen wir an unjerer Seite 
fräftige Verbündete; wir müflen fie und uns in den Stand feßen, die Rü- 
ftung, bie die Weltverhältniffe zu tragen und nun einmal zwingen, auch 
tragen zu können, und ich halte es für abjolut unzuläffig, daß man bie 
Staaten, mit denen wir in einem fo innigen Berhältnig ftehen, auf bie 
Dauer zu fchädigen beftrebt jein könne. Die Regierungen diefer Staaten 
—* gemeinſam bemüht geweſen, bei Abſchluß der Verträge die Wege zu 
inden, in denen ein gegenjeitiger Warenaustaujch möglich ift, der feinen 
wejentlich ſchwächt, aber jedenfall da, wo er einem auch nur unangenehm 
ift, andere ſtärkt. 

Wir haben den Wunſch, daß dieſe Verträge fich immer tiefer im bie 
Bevölkerung einleben. Zu Friedrichs des Großen Zeiten führte man Sriege, 
die man mit bem technifchen Namen „Kabinetskriege“ belegt hat. Der Fürſt 
beichloß, einen anderen Fürſten mit Krieg zu überziehen; erwarb oder ſchaffte 
ſich ſonſtwie Soldaten, juchte Geld zu bekommen, und dann führte er feinen 
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Krieg, an dem bie Bevölkerung jelbft innerlich immer nur einen beſchränkten 
Anteil nahm. Selbft zu Friedrichs des Gr Zeiten war e3 viel mehr 
das Bild dieſes großen Mannes, was bie eigene Bevölkerung fortriß, was 
weit nad) Sübbeutichland wirkte, ald das Gefühl, dab e3 fich hier um 
Preußen handelte. Kaltblütig jah man eine Provinz abtreten, wenn es 
notwendig war; man lebte eben fchließlic unter einem anderen Fürſten 
ebenjo weiter wie biöher. 

Das hat fi) volllommen geändert. Seit bem Ende des vorigen Jahr: 
Hunbert3 werden Volkskriege geführt, und es ift micht mindefte Frage, daß 
ber nächfte Krieg der Mitwirkung des Volkes nicht nur mit den Händen, 
fondern auch mit dem Herzen bedarf. Der Krieg muß aus dem Gefühl des 
Volkes hervorgehen. 

Dasfelbe überträgt ſich auch auf die Verträge. Man konnte früher 
Kabinetöverträge abjchliegen von Fürſt zu Fürſt; fie engagierten fich zu ges 
wiſſen Leiftungen; fie hatten die Mittel in der Hand, dieſen Leiftungen mit 
ben Armeen, über die fie geboten, gerecht zu werden. Heutzutage muß ein 
Bündnis, wenn ed bie Garantie geben joll, daß e3 dermaleinft im gegebenen 
Augenblid auch haltbar ift, in die Seele der Völker eingelebt jein. Diejes 
Einleben zu erleichtern, wird, wie ich hoffe, eine Folge, eine Wirkung bdiejer 
Handelsverträge fein. 

Man Bat eingewanbdt: ja, werben denn jolche Verträge nicht eine 
BVerbitterung Hervorbringen? Ich glaube nicht, daß das der all fein wird. 
Ich möchte zunächſt an ein negatives Beifpiel anfnüpfen. Denken Sie fich, 
wir hätten mit den Vereinigten Staaten von Amerifa im vorigen Jahre 
ein politijches Bündnis gehabt, was und zu einer kriegeriſchen Leiftung für 
Amerila um die Zeit genötigt haben würde, wo die Aufregung über bie 
Prohibitivgefege, die Amerika gab, bei ung am höchſten war. Glaubt irgend 
jemand, bat damals in unferer Bevölkerung der Grad von Hingabe geweſen 
—* würde, der nötig geweſen wäre, um unſere Armeen gern unter die 
Waffen zu bringen? Ich bezweifle das. Ich glaube, daß eine Stimmung, 
wie fie damals da war, für die Regierungen der Anlaß geweſen fein würde, 
nah Mitteln zu fuchen, um einem folcden Kriege aus dem Wege zu gehen. 
Daß hier und dba burch die Verträge Berbitterung entjteht, glaube ich; ich 
glaube aber nicht, daß dieſe DVerbitterung fi gegen die Staaten richten 
wird, mit denen wir das Bündnis abgeichloffen haben; fie wird gewohn— 
heitsmäßig und bequemer ben ihr auch lieberen Weg gegen die eigene Re: 

ierung wählen. (Heiterkeit) Davon zeugt ein Artikel, der vor wenigen 
Eon in einer unjerer gelejeniten fonjervativen Zeitungen — ich kann nicht 
fagen, ob fie das Barteiblatt der Konfervativen ıft oder nicht — geitanden 
hat. Die Zeitung nimmt ihn vorn auf der erften Seite auf: er ift ihr ge: 
fandt worden, und er handelt davon, dak eine Anzahl zumeist antifemitischer 
Männer beichlofien hätte, fich nach Defterreich zu wenden, um von da Stimmen 
gegen bie Handelsverträge zu beflommen. Der Artikel jchliekt damit, daß 
er jagt: die Annäherung ber in beiden Reichen lebenden Völker wird ficher: 
Yich nicht eintreten. Der Artifelfchreiber führt dann weiter aus, daß man 
fih an gewiſſe Völkerſchaften in Defterreich wenden müſſe, die zweifellos 
auch gegen die Verträge fein würden. Es ift für mich ein überaus beflagens: 
wertes Schaufpiel, dab ein deutſcher Mann vorfchlägt, bei Gzechen, Slovaten, 
Rumänen, Slovenen und Kroaten, nicht bei Magyaren und Deutjchen in 
Defterreich, zu haufieren, um Etimmen gegen die eigene Regierung zu ſam— 
meln. (Hört, hört!) Noch beflagenswerter ift mir aber, bat ein Blatt, ba3 
ben Anſpruch macht, preußifcher zu jein ala andere, das Ausland ind Ge: 
fecht zu führen fucht gegen eine deutſche Regierung. (Bravo! links und im 
Zentrum.) 
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Wir haben die Hoffnung, daß mit ber Zeit noch andere Steaten fich 
biejen Verträgen anjchliegen werden. Es werden zunächft in kürzerer Zeit 
die Verhandlungen, deren Führung ber öfterreichifch:ungariichen Regierung 
zufällt, mit Serbien begonnen werden. Welchen Verlauf bie Dinge meiter 
haben werben, vermag ich nicht vorher zu jagen; ich kann aber foviel ſagen, 
daß wir gern auch noch mit anderen Staaten in diefelben Beziehungen treten 
werden, in bie wir jet mit ben Staaten getreten find, mit denen die Ver: 
träge bier vorliegen. 


Es ift in ber letzten Zeit eine weltgefchichtliche Erſcheinung zum Be: 
mwußtjein der Völker gefommen, die ich hoch anfchlage: das iſt die Bildung 
großer Reiche, dad Selbſtbewußtſein diefer Reiche, das Beftreben, ſich gegen 
andere abzujchließen. Unſer öftlicher Nachbar verfügt über ein Gebiet, mas 
von der Zone nördlich vom Himalaya bis an das Eismeer reicht; er ift im 
ftande, faft alle Produkte, die ein Reich zu feiner Eriftenz braucht, ſelb— 
ftändig herborzubringen, er hat eine große Erpanfionäfraft für feine Arbeit: 
große Aufgaben liegen nach diefer Richtung vor dem ruffiichen Reiche. en: 
jeitö des atlantifchen Ozeans nimmt die Bevölkerungszahl der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika von Jahr zu Jahr zu; ihr Kraftbewußtſein, die 
Energie, mit ber fie ihre eigenen Intereſſen verfolgt, nimmt zu. Als im 
vorigen Jahre diefe Erfcheinung zum erftenmale auftrat, war man bei uns 
darüber erftaunt, und ich habe wohl Aeußerungen gehört, das wäre völfer: 
rechtlich nicht zuläffig. Ja, meine Herren, jeder Staat hat — unb darin 
unterfcheidet er fih vom Individuum — ala erfte Pflicht die ber Selbft- 
erhaltung, und in dem Triebe nach Selbfterhaltung werben die Staaten in 
abjehbarer Zeit viel meiter gehen als bisher. Es ift nicht ausgeichloffen, 
daß es zwifchen ben Staaten zu einer Art von Kriegführung fommt, in ber 
nicht geichoffen wird, in ber fie ben Gefegeöparagraphen und bie Tarif: 
pofition in der Hand haben. Wie das Schickſal von Auftralien fich ge: 
ftalten wird, das mag dahin geftellt bleiben: auch da wächſt die Bevölkerung 
fortwährend. Und wenn fundige Beobachter der Erfcheinungen, die jeßt in 
China zu Tage treten, Recht haben, ift China an dem Anfang einer großen 
Ummälzung, vor deren weiterer Entwidelung nicht abzufehen fein wird, ob 
ed fich dann nicht gegen and “> abichließen wird, und wie mweit auch China 
in den Wettbewerb auf dem Weltmarkt wird eintreten fönnen. Auf alle 
Fälle ift ſoviel klar: mirxhaben es mit großen Staaten zu thun, die über 
furz oder lang zur Rüdfikhtslofigkeit gegen andere neigen werden. Der 
Schauplaß der Weltgefchichte hat fich erweitert: damit find die Proportionen 
andere geworben, und ein Staat, der als europäijche Großmacht eine Rolle 
in der Gefchichte geipielt hat, kann, was feine materielle Kraft angeht, in 
abjehbarer Zeit zu den Kleinftaaten gehören. Wollen nun die europäifchen 
Staaten ihre MWeltftellung aufrecht erhalten, jo werben fie nach meinem 
Dafürhalten nicht umhin können, foweit fie wenigftens ihren ſonſtigen An- 
lagen nach dazu geeignet find, eng aneinander fich anzufchlieken. Es ift 
nicht unmöglich, daß die Zeit fommen wird, wo fie einfehen werden, daß fie 
Klügered zu thun haben werden, als fich gegenjeitig da8 Blut auszufaugen, 
(jehr gut!) weil fie im wirtfchaftlichen Kampfe um das Daſein genötigt kin 
werben, alle ihre Kräfte einzufeßen. 


Wie dem aber auch fein möge, — man möge das für Zukunfts— 
gedanken halten, die noch eines reellen Bodens entbehren, jo glaube ich, 
wird man ſoviel wenigſtens zugeben, daß eine foldhe Entwidelung wabr- 
iheinlich genug ift, um bei allen Schritten auf dem wirtſchaftlichen Boden 
Berüdfichtigang zu verdienen. Und wenn man das einmal zugibt, jo wird 
man auch von dieſem Gefichtspunft aus nicht in Abrede ftellen wollen, dak 
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die Verträge mit den Staaten, wie wir fie abgefchloffen haben, eine gewiſſe 
Garantie für die Zufunft geben. 

Würden die Verträge, wie fie Ahnen vorgelegt find, abgelehnt, jo 
weiß ich in ber That nicht, — und ich möchte das hier nicht ausmalen — 
wo in etwa einem Jahrzehnt die Grenze der Notftände liegen würbe, bie 
über Deutſchland hereinbrechen würden. ch bitte Sie noch einmal, fehen 
Sie diefe Verträge ala ein Ganzes mit Vaterlandaliebe an; laſſen Sie ſich 
nicht durch einzelne Details beirren, jondern legen Sie fich bie frage vor: 
geht Deutſchland mit oder ohne dieje Verträge einer gebeihlicheren und aus: 
fichtsvolleren Zukunft entgegen! — und ich gebe mich der Hoffnung Hin, 
Eie werden mit den verbündeten Regierungen der Anficht jein, daß bie vor: 
liegenden Verträge geeignet find, das innere Gebeihen Deutjchlands und jeine 
MWeltjtellung zu erhalten und zu fördern. (Lebhafter Beifall ) 

Nachdem Abg. Reichensperger für die Verträge geiprochen, 
ſpricht Graf Kanitz (fonf.) dagegen und jagt am Schluß: 

Sie ſprechen immer von ber Verteurung des Getreides. Sie halten 
jeden Zoll auf Lebensmittel für ein Uebel (jehr wahr! Links), und auch ich, 
der ich in den agrarischen Kämpfen der legten Jahre wahrhaftig nicht hinten 
geftanden haben, auch ich fage: die landwirtjchaftlichen Schußzölle find auch 
nur durch die abjolute Notwendigkeit diktiert worden. Der Getreidezoll ift 
ein Notbehelf; er würde der vermwerflichite aller Zölle fein, wenn nicht bie 
Notlage der Landwirtſchaft es gebieterifch forderte, gerade dieſen Zoll auf: 
recht zu erhalten. Wenn bem aber jo ift, dann darf der Getreidezoll nicht 
zu einer feilen Ware — werden, wie es nach dieſem Vertrage ge— 
ſchehen ſoll. Entweder bedarf die Landwirtſchaft dieſes Schutzes, — dann 
iſt der Zoll an allen Grenzſtrecken gleichmäßig aufrecht zu erhalten, — oder 
aber die Landwirtſchaft bedarf dieſes Schutzes nicht, — dann ſort mit dieſen 
Zöllen, dann haben wir kein Recht, dieſe Zölle ferner zu erheben. (Sehr 
richtig! links) 

Meine Herren, ich muß bekennen, daß die ländliche Bevölkerung 
Deutſchlands der ferneren Entwickelung auf dieſem Gebiet mit Sorge ent— 
gegenfieht; es iſt ein drückendes Gefühl für uns, daß die Landwirtſchaft 
nicht mehr eine gleichberechtigte Stellung neben der Induſtrie einnimmt. 
Der Herr Reichskanzler erwähnte vorhin eine Aeußerung Friedrichs des 
Großen; er fagte: die Induſtrie ift die Nährmutter des Landes. ch möchte 
da die Aeußerung eines anderen bedeutenden Mannes aus dem vorigen Jahr: 
hundert erwähnen, nämli von Adam Smith, welcher jagt: jeit dem Nieder: 
gange des römiſchen Reiches iſt es bie — aller europäiſchen Regierungen 
geweſen, die Induſtrie der Städte zu bevorzugen auf Koften der Induſtrie 
be3 platten Landes, aljo auf Koſten der Landwirtſchaft, — und Adanı 
Emith, ber Vater bes Freihandels, von dem Sie alle gelernt haben oder 
jebenfall3 hätten lernen fönnen, hat gerade dieſes Mikverhältnis zwiſchen 
Induſtrie und Landbwirtichäft, wie ed faft in allen europäifchen Staaten fich 
geltend macht, in höchſtem Grabe getadelt. Aber, meine Herren, dieſes Miß— 
verhältnis, in welchem wir uns jet befinden, daß alfo die Landwirtichaft 
in zweiter Linie neben der Induſtrie jteht, wird zu meinem großen Bedauern 
nicht verfehlen und fann nicht verfehlen, eine gewiſſe Mißftimmung hervor: 
zurufen. Ueberall im ganzen Reiche, im Often, Süden, wo fie wollen, fommt 
dieje Mißſtimmung zum Ausbrud, und das bedaure ich im höchiten Grabe. 

Bisher ift die Landiwirtichaft gewohnt geweſen, in ber Regierung 
ihre befte Freundin zu erbliden; bei jeder Gelegenheit, namentlich auch bei 
den politiihen Wahlen kam diejes Vertrauen zum Ausdrud. (Hört, hört! 
links. Heiterkeit.) Ich fürchte, daß dies in künftiger Zeit vielleicht etwas 
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anberd werben möchte, daß dieſes Vertrauen gerabe durch biefe Vorlage 
wenigftens feine Kräftigung erfahren wird. (Zuruf Line.) 
| Und, meine Herren, ich als fonjervativer Mann, ala treuer Untertban 
meined Kaiſers und Königs (Zuruf links) bedaure, daß es dahin gekommen 
ift. Nicht dem Herrn Reichsfanzler made ich irgend einen Vorwurf; ic 
weiß, daß er von den allerbeiten Abfichten befeelt ıft, daß er gleiches - Maß 
und gleiches Recht will walten Iaflen auch für die Landwirtichaft, daß er 
die hohe Bedeutung ber Lanbwirtichaft in unferem Kulturleben, in wirt: 
ichaftlicher, politifcher, fozialer Be —— in vollem Maße zu würdigen 
weiß; aber ich bedaure, daß dem Herrn Reichskanzler bei dieſen Vertragẽ— 
verhanblungen nicht andere Ratgeber zur Seite geftanden Yaben. (Wider: 
fpruch int?) Meine — leſen Sie die Denkſchrift durch; es iſt der 
liberal⸗freihändleriſche Geheimratsſtil, welcher und da entgegentritt. (Wider: 
ipruch links.) Die eben bes grünen Tuch, auf welchem bieje Denkichrift 
ejchrieben ift, Iugen aus jedem Satz hervor. Dem Freihandel zu Liebe 
And die meitgehendften Konzeffionen gemadt, und jomit haben wir einen 
Dertrag erhalten, welcher in meinen Augen eine societas leonina ift und zwar 
eine societas leonina in bed Wortes vollfter Bedeutung. 

Mit einer Niederlage ber Agrarier wird. diefer Zolllampf endigen 
(fehr richtig! Links), jo wird fchon im bemofratifchen Tu triumphiert. 
Ich jehe dieſer Niederlage ruhig ent —* Tauſendmal lieber will ich eine 
unverſchuldete, ehrliche Niederlage edle, en, ala mich auf Transaktionen ein: 
lafjen, die ich mit meinem Gewiſſen nicht verantworten kann. Die ländliche 
Bevölkerung ſoll ed wiſſen, daß fie noch nicht ganz verlafien ift, daß wenig— 
ften3 ihre gewählten Vertreter für fie eintreten tverben, wenn andere Stüßen 
fehlen. Ich ftimme gegen den Vertrag. (Lebhaftes Bravo rechts. Wider: 
ſpruch links.) 

Reichskanzler v. Caprivi: 


Ich verzichte bei der ſpäten Stunde, auf die Einzelheiten der Rede 
des Herrn Grafen von Kanitz einzugehen. Die Infinuation, daß innerhalb 
der Reichsämter gearbeitet werde, und Arbeiten nach außen gehen, die nicht 
meiner Anficht entjprechen, für die ich bie Verantwortung nicht übernehme, 
weile ich auf das fchrofffte und beftimmtefte zurüd. (Bravo! links.) Ich 
füge hinzu, daß das diejelben Beamten find, die unter dem Fürften Biamard 
gearbeitet haben, und daß man ihnen den Vorwurf der Freihändlerei micht 
machen kann. (Bravo! links.) | 


11. Dezember. Yortjegung. Staatsſekretär Frhr. v. Mar: 
ihall, Brömel (deutjchfreif.), Dr. Böttcher (natlib.) für die Ver— 
träge. d. Kardorff (Reichsp.) gegen die Verträge; erflärt aber 


„wenn das Eilber durch internationale Vereinbarungen remonetifiert 
wird, ich mich einverftanden erfläre mit einer weitgehenden Herabjeßung der 
landwirtichaftlichen Zölle.“ 


Reichdlanzler vd. Caprivi erwibert: 


Ich will dem Herren Abgeordneten das Belenntni® machen, daß ich 
einen Zeil meiner Muße dieſes Sommers F benutzt habe, um mich einiger: 
maßen in dieſer Trage zu orientieren, und da habe ich die Ueberzeugung 
gewonnen, daß fie eine ber ſchwierigſten von der Welt ift, daß fie fich micht 
über das Knie bredyen Täßt, und daß ber Herr Abgeordnete von Karborff 
mit einigen wenigen politifchen freunden doch ziemlich ifoliert dafteht. (Sehr 
richtig! Linke.) Ich verfenne nicht, daß eine ftärkere Strömung für die Ver: 
wendung des Silbers in dem Münzverkehr vorhanden ift, als fie noch ver 
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10, 15 Jahren dba war. Daß dieſe Strömung aber fo meit gehen jollte, 
jegt die Frage mit Ausficht auf Erfolg in die Hand nehmen zu können, 
das beitreite ich, und ich will mich bemühen, das Vertrauen des Herrn Ab: 
geordneten in dieſer Beziehung zu rechtfertigen, wenn er bie Güte haben will, 
mir noch einige Zeit fir bie Inangriffnahme diefer Frage zu laffen. Ich 
glaube, ım Augenblid ift fie jomohl, was das Verhältnis zu England, ala 
zu anderen Staaten, auch zu Amerika, angeht, nicht gerade reif, um weiter 
geführt zu werden. 

Seiner Gewohnheit gemäß brachte der Herr Abgeordnete dieſe Frage 
in rei. mit ber Getreidefrage, und er fagte: ich könnte mich ſchon 
mit der Herabjegung — ich glaube, er fagte fogar ber Aufgabe — ber 
Getreidegölle veriraut machen, wenn man mir die Doppelwährung gäbe; denn 
bie Getreidezölle, wie fie jet find, bleiben immer ein Agitationsmittel. Der 
Herr Abgeordnete wolle mir geftatten, ihm dagegen zu bemerken, daß auch 
die Doppelwährungsfrage ein Agitationamittel ift, was in die Maffen und 
in die landwirtſchaftlichen Kreiſe geworfen wird, ohne auf ein weitgehendes 
Berftändnis rechnen zu können. — Sehr gut! links.) Man jagt 
ber Landwirtichaft und jagt ben Bauern: wenn wir nur die Doppelwährung 
hätten, dann würdet ihr gute Gejchäfte machen. Was aber Doppelmwährung 
ift, ahnt der Bauer nicht, und ich glaube, daß jelbjt von den politijchen 
—— des Herrn Abgeordneten von Kardorff der eine oder andere im 

nnerſten ſeines Herzens in Bezug auf die Wirkung ber Doppelwährung 
auf das Wohl feiner Sandiirtichatt Zweifel hat. (Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete hat fi) dann noch darauf bezogen, daß der - 
Herr Staatsjelretär des Auswärtigen Amts ja Bimetallift ſei und an einer 
früheren Aktion der Bimetalliften teilgenommen habe. Ich bin — will id) 
weiter noch jagen — nicht durch ben Freiherrn von Marjchall, wie ich aus: 
drüdlich betone, jondern auf dem Wege meiner Studien auf eine Konferenz 
in Köln im Jahre — wenn ich nicht irre — 1882 geftoßen — Herr von 
Kardorff wird mich reftifizieren, wenn das nicht richtig ift —, an der glaube 
ich, Herr von Kardorff, Herr Arendt und mein verehrter Herr Kollege teil: 
nahmen. In diefer Konferenz — ich muß mich wieder auf mein Gebächtnis 
verlafien, weil ich auf dieje Debatte heute nicht vorbereitet war — ift an: 
erfannt worden, daß in Bezug auf unfere Währung nichts geändert werden 
fönne, wenn England nicht dabei wäre. Alfo wollen wir ung — wenn ich 
mir den Vorjchlag erlauben barf — dahin einigen, auf dieſem Standpunft 
ftehen zu bleiben und abzumwarten, was England thut! 


Abg. Kropatichek (konf., Redakteur der „Kreuz-Zeitung“) 
fpricht gegen die Verträge und verteidigt die „Kreuz-Zeitung“ gegen 
den Angriff des Reichskanzlers. 

Reichskanzler v. Caprivi hält feine Darlegung aufrecht 
und jagt: 

„es ift noch nicht lange her, daß fie mir vorgeworfen hat, ich ver: 
fröche mich hinter dem König, — ettvad, was ein preußifcher Offizier noch 
nie gethan hat.“ 

Abe. Sinonis (EIf.) greift die Verträge wegen ber Herab» 
ſetzung des Weinzolles an. 

11. Dezember. Fortjegung der Debatte. Gin Antrag der 
Kon ervativen, die Verträge einer Kommiffion zu überweiſen, wird 
abgelehnt. | 

Europ. Geſchichtskalender. ®b. XXXII. 12 
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12. Dezember. Nach den „Hamburger Nachrichten“ Hält Fürft 
Bismard folgende Rede beim Empfang der Siegener Deputation, 
die ihm in Friedrichsruh den Ehrenbürgerbrief der Stadt überreidt: 

„Mitbürger Ihrer Stabt zu fein, ift mir eine hohe Ehre und Freude, 
zumal mein Intereſſe für das Siegener Land ſchon alt iſt. Zum erftenmal 
fam ich mit ihm in Beziehung, ald ih vor 50 Jahren ein Gut übernommen 
hatte, welches durch unzweckmäßige Rieſelwirtſchaft geichädigt war. Damals 
hörte ich zuerft von Siegener Riejelwiejen und jah landwirtfchaftliche Ted: 
nifer aus Ihrer Gegend bei mir, um meine Wieſen nad der bewährten 
Siegener Methode zu verbefjern. Das war ber erfte landwirtichaftliche An- 
fnüpfungspunft. Der zweite war forftlicher Natur. Als ich in ben Befik 
größeren Waldes kam, erlangte das Siegener Land mit feinen Haubergen 
ein bejonderes Intereffe für mid. In Pommern und felbft hier in Lauen— 
burg fönnen wir aber einen fo guten Schälwald nicht erzielen; unjerm 
Gichenmwald fehlt dazu die Sonne und der Bergboden Ihrer Gegend, zu 
meinem Bedauern habe ich letztere nie felbft Ba Drittens verbindet 
mich mit Ihnen meine Stellung in der induftriellen Gejeßgebung, und am 
Himmel der Induſtrie bildet das Siegener Land ja ein helles Sternbild; 
in Eiſen unb in Leder pflegt es zwei Mr bie Wehrkraft beſonders hervor: 
ragende Induftrien. — Dieſes dreifache Interefie, da8 in mir bei Nennung 
Ihrer Stadt erwedt wird, erregt auch heute meine Freude über die ehren: 
volle Anerkennung, welche meine Wirkſamkeit bei Jhnen gefunden hat. Und 
ich wünſchte, daß ich auch in der Lage wäre, mich Ihnen noch jet befon: 
derd in dem britten Punkte nüßlich zu machen. Aber ıch bin aus ben amt: 
lihen Beziehungen zu Ihrer Induſtrie heraus und kann auch jet in Berlin 
die Sache nicht angreifen; wenn ich hinkäme und im Reichdtag ben Mund 
aufthäte, jo müßte ich der herrfchenden Politik fchärfer entgegentreten, ala 
ich es bisher meiner Stellung und meiner Vergangenheit angemefjen finde; 
ich müßte entweder ſchweigen oder fo reden, wie ich denke. Wenn ich Ießteres 
thue, jo hat das eine Tragweite nach unten, nach oben, nach außen und 
nach innen, an die ich mich heute noch nicht gewöhnen kann. Es fann ja 
jein, daß die Notwendigkeit für mich eintritt, dieſes jubjektive Gefühl zu 
überwinden. Für heute möchte ich nur jagen: Nondum meridies. Wenn 
ich jeßt nach Berlin käme und ſpräche für den Schub ber Landwirtfchaft, 
jo würde man nur fagen: „Vous &tes orlevre, monsieur*, und meine Be: 
denken für intereffiert halten: damit wäre die Sache erledigt. Ich würde 
deshalb, wenn ich dort wäre, mehr für Politif eintreten, und für das In— 
terefje der Inbduftrie mehr wie für das eigene. Die Landwirtichaft ift ohne: 
hin fchon daran gewöhnt, das Stieflind der Bureaufratie zu fein, die ihr 
Kaften auferlegt ohne Wohlwollen und Sachkunde. Aber es ift doch auch 
eine große Menge von Ynduftriezweigen, die benachteiligt werden durch bie 
neuen Vorſchläge. Einige haben Vorteile erlangt; wie groß biefe im ganzen 
find und mie groß a ber andern Seite ber Nachteil ift, ben bie unter 
bejjere Bedingungen verſetzte öfterreichiiche Konkurrenz uns bringt, und ob 
die Kaufkraft Oeſterreichs für unfere Produkte einer Steigerung fähig ift, 
und wie weit unfer Import in Defterreich Tranfit nad) Balkan und Orient 
ift, entzieht fich bisher meinem Urteile. In ber Lifte der Induſtriewaren 
find es etwa 30 oder mehr, deren Zollſchutz gemindert werben fol. Aber 
jolange bie betroffenen Jnduftriellen nicht felbft Klagen und fi} an ihre 
Reichstagsabgeordneten wenden, damit biefe für fie eintreten, kann ich mich 
ihnen nicht aufdrängen. Dazu bin ich nicht ſachkundig genug. Wer ift Im: 
duftrieller unter Ihnen? (Antwort: Faft alle.) Da werden Gie fich bie 
Liſte vergegenwärtigen und fich nicht verhehfen, daß wir nicht nur der öfter: 
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reichiſchen und italienischen, fondern auch ber franzöfiichen und englifchen, 
ja jogar der amerifanifchen Induſtrie, trotz Mac Kinley-Bill, wejentliche 
Erleichterungen zugeftehen follen, denn bie mit diefen Staaten geichlofjenen 
Berträge kann man nicht brechen. Die Ameritaner haben in bem Bertrage 
mit Preußen jeinerzeit das Meiftbegünftigungsrecht erhalten, werben 7. 
nad Annahme der Verträge zu ben neuen Zollfägen importieren; ihnen das 
unter Vorwänden zu vermehren, würbe dort ala Bertragäbruch gedeutet 
werben; welchen Induſtriezweigen dies Ganze gefährlich ift und welche es 
weniger jchädigt, das kann ich nicht beurteilen, und wie der NReichätag das 
fo jchnell beurteilen will, ift mir unerklärlih. Das Beunruhigendite am 
Ganzen ift mir die Abdifation des Reichdtages, wenn er in wenigen Tagen 
das begutachten und zur dauernden Einrichtung machen will, was die Herren 
dom grünen Tiſch in Zeit eines Jahres im Geheimen ausgearbeitet haben. 
Wer hat denn alle dieſe Aenderungen und Beitimmungen entworfen? Ge: 
heimräte, ausfchließlich Konjumenten, auf die das Bibelwort paßt, fie fäen 
nicht, fie ernten nicht und ſammeln nicht in die Scheuern, Herren, bie ber 
Schuh nicht drücdt, den fie für den Fuß der Induftrie zurechtichneiden. Tie 
Bureaufratie ift e3, an der wir überall franften. ch würde nie den Mut 
ehabt Haben, auf zwölf Jahre den Sprung ins Duntle zu thun. Die 

ärten der neuen Berträge werden fich beim Gebrauche bald herausftellen 
und fie werben unabänderlich fein; fich derjelben jet, vor der endgültigen 
Feſtlegung, bewußt zu werben, dafür bleibt der Jnduftrie nicht Zeit, e8 war 
ja bisher alles ein Geheimnis. Wenn gejagt worden ift, unter der vorigen 
Regierung jei diejelbe Taktik des Verſchweigens beobachtet worden, jo ift das 
eine Fiktion. Wir haben 1878 bamit begonnen, die Tariffrage in die Deffent: 
air ge zu werfen, wir haben das gemacht, was die Engländer „fair play“ 
und die Franzoſen „cartes sur table“ nennen. — Diesmal war heimliche 
Borbereitung beliebt, und der Reichdtag foll fich in wenigen Tagen mit bem 
Ganzen abfinden; darin liegt politijch ein ſehr bedauerliches Ergebnid. Wenn 
ber Reichstag da3 auf fich nimmt, jo jchädigt er jein Anjehen im Volke; 
will er es wahren, jo muß er in fo einfchneidenden fragen wenigſtens bie 
Anftandafrift beobachten, in der eine fachliche Prüfung möglich ift. — Die 
Schmerzen, wenn die neuen Stiefel erjt angezogen find, werben folgen. 
„Wa3 haben unfere Abgeorbnieten dabei gethan?“ wird dann gefragt werden, 
und die Antwort wird lauten: „Sie haben zugeltimmt, weil die Regierung 
ed wünſchte“. Daß ber Reichätag nicht die Möglichkeit habe, an den Ber: 
trägen zu änbern, ift eine weitere Fiktion. Er kann bei jedem einzelnen 
Paragraphen jagen: „Den wollen wir nicht, und werden ihn ablehnen, wenn 
er nicht geändert wird.” Der Reichstag ift ın der Gejehgebung auch über 
Zölle volllommen gleichberechtigt mit dem Bundesrate. Der Reichstag ift 
das unentbehrliche Bindemittel unjrer nationalen Einheit. Verliert er an 
Autorität, jo werden die Bande, die und zufammenhalten, geſchwächt. Unſer 
ieh im Reiche beruht auf den Verträgen, welche die deutſchen 

egierungen miteinander gejchloffen haben, aber auch auf der gemeinjamen 
Bertretung im Reichätage, die widerftandafähig und in Anfchen zu erhalten, 
ift unfre nationale Aufgabe. Hierzu würde ich auch in den jet vorliegenden 
Berhandlungen gern mitwirken. Aber nachdem alle Fraktionen aus Gründen 
des Fraktionsintereſſes fich vorher verpflichtet Haben, muß ich mein Auftreten 
für nutzlos halten. Ich weiß, was fo ein Fraktionsbeſchluß befagt, an ihm 
ift nicht zu rütteln, wie auch nachher die Haltung der Fraktion wechſeln 
mag. Angenommen wird das Ganze jo wie jo, mein Hinfommen und meine 
Ausſprache würden jebt ſich darauf bejchränfen müſſen, die Urheber der 
Borlage und die, welche Sie annehmen, ohne Erfolg zu fritifieren und an: 
zugreifen. Das ift eine Aufgabe, die mir wibderjtrebt. Ich hoffe, daß dei 
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Reichstag ſelbſt in Erkenntnis feiner Stellung im Lande fich wenigftend vor 
einer Uebereilung * werde, unter der ſein Anſehen leiden könnte. Ich 
bin zu einer fo tiefgreifenden Kritik, wie ich fie üben müßte, wenn ich heute 
im Reichötage reden wollte, weniger berufen, wie andere; ich bin 50 Jahre 
im Dienfte des Staates gewejen und Jahrzehnte lang an erfter Stelle. 

deſſen Leiter öffentlich jo aufzutreten, wie ich müßte, wenn ich im Reichätage 
überhaupt rebete, wiberftrebt meinem Gefühle und ift mir peinlich, und es 
müßten noch ftärfere Gründe wie heute vorliegen, daß ich diefen Widertwillen 
überwinde, die Nötigung dazu läuft mir vielleicht nicht weg, aber ich will 
e3 noch abwarten. Dies alles führe ich ihnen ala Entſchuldigung an, daß 
ich hier auf der Bärenhaut Liege, anftatt mein Mandat zu erfüllen. Mein 
Arzt ift, wie Sie fehen, wieder hergefommen, um mich bei den Rodjchöhen 
fejtzubalten. Er hörte von meiner Frau, ba ich nach Berlin wollte, und 
beeilt fich, den Ylüchtling wieder einzufangen. Ich jchiebe meine Teilnahme 
an ben Berhandlungen noch auf, fo ſchwer auch die Sorge auf mir laftet, 
daß wir für zwölf Jahre an Zuftände gebunden werden jollen, beren Wir: 
fung heute niemand überfieht, auch ihre Urheber nicht.“ 


14. Dezember. Der Kaifer begibt fich nach Bredow bei 
Stettin, um den Taufakt des Panzerſchiffs „Weißenburg“ zu voll: 
ziehen. In der Rede erinnert er an dad Treffen von Weißenburg, 
wo ein „ritterlicher Feind“ befiegt worden fei. 

14. Dezember. Der „Reichdanzeiger“ veröffentlicht eine könig— 
liche, vom Gefamtminifterium gegengezeichnete Bekanntmachung über 
das Berechtigungsweſen an den höheren Lehranftalten. Danach 


werden 

I. die Reifezgeugniffe der Ober:Realichulen ala Erweiſe zureichenbder 
Schulvorbildung anerkannt: 1) für das Studium ber Mathematif und der 
Naturwiſſenſchaften auf der Univerfität und für die Zulaffung zur Prüfung 
für das Lehramt an höheren Schulen, 2) für die Zulafjung zu den Staat: 
prüfungen im Hocdhbau:, Bauingenieur: und Maſchinenbaufach, 3) für das 
Studium auf ben Forſt-Akademien und für die Zulafjung zu den Prüfungen 
für den Königlichen Forſtverwaltungsdienſt, 4) für das Studium des Berg: 
fachs und für die Zulafjung zu den Prüfungen, durch welche die Befähn: 
gung zu den technifchen Aemtern bei den Bergbehörben be3 Staats darzu: 
legen ift. 

n II. Die Reifezeugniffe der höheren Bürgerfchulen, bezw. der gymna— 
fialen und realiſtiſchen Lehranftalten mit ſechsjährigem Lehrgang, ſowie die 
Zeugniffe über die nach Abſchluß der Unterfefunda einer neunftufigen höheren 
Xehranftalt beftandene — werden als Erweiſe zureichender Schulbildung 
anerkannt: für alle Zweige des Subalterndienſtes, für welche bisher ber 
Nachweis eines fiebenzährigen Schulfurfus erforderlich war. 


14.—17. Dezember. Zweite Beratung der Handelsver— 
träge. In namentlicher Abftimmung wird mit 200 gegen 66 
Stimmen die Herabjegung des Zolles auf Wein und Trauben an= 
genommen. 

15. Dezember. (Bayreuth: Reichsſtagserſatzwahl.) Ab» 
gegeben 13,784 Stimmen, davon erhalten Dr. Gaffelmann, Recht« 
anmwalt in Bayreuth (nat.lib.) 7391 Stimmen, Dr. Aug. Papellier, 
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fönigl. Regierungsrat in Bayreuth (deutjchfreif.) 4338 Stimmen, 
Georg Frank, Bildhauer in Nürnberg (Soz.) 2043 Stimmen. Er- 
fterer ift gewählt. 

18. Dezember. Dritte Lefung der Handelsverträge. In 
einer Replif gegen den Abgeordneten v. Kardorff jagt der Reichs— 


fanzler: 

In dem Teil feiner Rebe, in welchem er bie auswärtige Politif be: 
rührte und abfertigte, hat er geäußert, er erfenne in der Mac-Kinley-Bill 
feine politifche Aktion. Wenn er in der Mac-Kinley:Bill feine politifche 
Aktion erkennt, jo erkennt er auch in dem Panamerikanismus feine politifche 
Aktion; und wenn das ber Fall ift, werde ich jo lange, bis dem Herrn 
Abgeordneten diefe Erkenntnis gekommen fein wird, darauf verzichten, mic 
über äußere Politit von diefer Stelle mit ihm zu unterhalten. 


Der größte Teil des Vertrags mit Defterreich-Ungarn wird 
en bloc angenommen, wogegen niemand Einfpruch erhebt. Die 
Schlußabftimmung ift namentlich: 48 Nein, 243 Ja. Die BVernei- 
nenden find 36 Konjervative, 2 Freikonſervative, 5. Nationalliberale, 
5 Antifemiten. Für den Vertrag ftimmen 18 Konjervative. 

Hürft Bismard ift nicht zu den Verhandlungen erjchienen. 

Die anderen Berträge werden ohne Debatte angenommen. 


18. Dezember. Der Kaifer wohnt der Einweihung des 
neuen Ständehaufes bes Kreiſes Teltow bei. Auf eine An- 
jprache des Landrat? Stubenrauch antwortet der Kaifer folgender- 


maßen: 

Wir feiern heute eines von den wenigen Feſten, um bie und ſämt— 
liche andere Nationen der Welt beneiden. Es find diefes fyefte, in denen 
der einfache Mann des Boltes mit feinem Herricher zujammentommt und 
fig nicht ala Unterthan zum Herrſcher, jondern ala Familienmitglied zum 
Tamilienvater fühlt; und das ift ein Band, welches nur in Deutichland 
unb nur fpeziell bei uns in arg und Brandenburg möglich ift; es ıjt 
ein altgefchichtliches Band und ift um fo jchöner, je enger und feſter es ſich 
fchließen kann. 

Daß es Mir vergönnt ift, mit Ihnen zufammen diejes herrliche Haus 
einzuweihen, von dem es Mich freut, dab es diejem hoben Kreije zum Auf: 
enthalt dient, gereicht Mir zur hohen Befriedigung. 

Sie erwähnten ber beiden Hauptelemente, der Luft und des Lichts, 
ber Gaben unſeres Allgütigen Gottes, diefer Grundelemente, die für deu 
Landwirt, wie er hier hauptjächlich vertreten ift, notwendig find. Ich möchte 
glauben, baß ber Geber von Luft und Licht diejenigen, die berufen find, 
unter ihnen zu verweilen, in ihnen zu arbeiten und fich ihr Lebtag darin 
zu beiegen, die gerne Luft und Licht ald ihr Eigen betrachten wollen, gr 
mit einem weiteren Blid und einem weiteren Horizont gejchaffen hat. J 
babe ba3 Gefühl und hege feinen Zweifel, daß nicht nur bie Landivirte 
ſpeziell biejer Provinz, jondern Meines gejamten Reich die Empfindung 
haben werben, daß nach wie vor wir zujammengehören, wir miteinander 
arbeiten unb miteinander fühlen, und daß * das alte Hohenzollernſche 
Wort „Suum cuique* auch im höchſten Maße auf die Landwirtſchaft in 
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Anwendung zu bringen ift; Ich hege die Meberzeugung, dab dieſes Wort 
bei Ihnen feſt im Herzen figt troß aller Berfuche, wie fie von verjchiedenen 
Geiten her zur Erzielung des Gegenteila bei Ihnen gemacht werden. 

Ich erhebe Mein Glas und trinte es auf dad Wohl des Kreiſes 
Teltow mit dem Wunfjche, daß die alte märkifche Treue und die guten mär— 
kiſchen Eigenjchaften nach wie vor ſich in Ihnen entwideln unb in Ihren 
Nachkommen fortleben werben und nach wie vor werben beibehalten werben. 

Der Kreis Teltow, er lebe body! hoch! hoch! 


Bald darauf nimmt Seine Majeftät noch einmal das Wort 
zu folgender Rede: 


Meine Herren, Ich habe Ihnen eine Mitteilung zu machen, die vom 
Reichskanzler kommt. 

Seiner Kaiſerlichen und Königlichen Majeftät melde ich unter: 
thänigft, daß der Reichstag foeben die Handelöverträge mit Defterreich 
Ungarn, Italien und Belgien in dritter Lefung bei namentlicher Ab: 
ftimmung mit 243 gegen 48 Stimmen angenommen bat. 

Meine Herren! Wir verdanken diejes Ergebnis der Arbeit des Reichs: 
fanzlerd v. Gaprivi. Diejer jchlichte preußiſche General hat es verftanden, 
in zwei Jahren fi in Themata einzuarbeiten, die zu beherrſchen jelbjt für 
ben Eingeweihten aukerordentlich ſchwer ift. 

Mit weitem politifchen Bli hat er es verftanden, im richtigen Augen: 
blick unſer Vaterland vor ſchweren Gefahren zu behüten. Es iſt felbitver: 
ftändlich, dat einzelne Intereſſen Opfer bringen müfjen, damit da3 Wohl 
be3 Ganzen vorwärt3 gebracht werde; ch glaube aber, daß die That, die 
durch Einleitung und Abſchluß der Handelsverträge für alle Mit: und Nach— 
welt als eines der bedeutendften geſchichtlichen Greigniffe daftehen wird, ge: 
rabezu eine rettende zu nennen ift. 

Der Reichstag in feiner größten Mehrheit hat gezeigt, daß er ben 
weiten politifchen Blick dieſes Mannes erkennt und fih ihm anjchließt, und 
es wird biejer Reichstag fich einen Mark: und Dentftein in der Gefchichte 
des Deutichen Reichg damit gejegt haben. 

Troß Verdächtigungen und Schwierigkeiten, die dem Reichafanzler 
und Meinen Räten von den verichiedeniten Seiten gemacht worden find, iſt 
es Uns gelungen, dad Baterland in diefe neuen Bahnen einzulenten. 

ch bin überzeugt, nicht nur unſer Vaterland, fondern Millionen 

von Unterthanen der anderen Länder, die mit und bei dem großen Sollver: 
band ftehen, werden bereinit dieſen Tag jegnen. 

ch fordere Sie auf, mit Mir das Glas zu leeren auf dad Mohl 

bes Herrn Reichöfanzlerd: Seine Ercellenz der General der Infanterie von 
Gaprivi, General Graf von Gaprivi, er lebe hoch! und nochmals hoch! und 
zum bdrittenmal hoch! 


18. Dezember. Der Kaiſer verleiht dem Reichskanzler von 
Gaprivi den Grafentitel. 

23. Dezember. (Dresden.) Der Kultusminifter und Bor: 
fiende des Staatöminifterium® Dr. v. Gerber f. 

23. Dezember. (Berlin) Ludwig dv. Rönne f. 

24. Dezember. (Frankfurt a. M.) Der ultramontane Pu— 
blizift Profeffor Janſſen f. 


II. 
Die Oeſterreichiſch-Ungariſche Monardie. 


1. Januar. (Peft.) Graf Ludwig Tisza begrüßt den Mi- 
nijterpräfidenten Grafen Szapary im Namen ber liberalen 
Partei. Szapary dankt der Partei für das ihm bewieſene Ver— 
trauen und erklärt, die Regierung halte e3 für höchjt wünſchens— 
wert, daß der den Intereſſen beider Teile Rechnung tragende Han— 
belövertrag mit Deutſchland zu ftande komme, welcher die 
Hreundfchaft und das politifche Bündnis, in welchem Ungarn mit 
Deutichland lebe und in Zukunft leben wolle, nur inniger gejtalten 
werde. (Lebhafte Zuftimmung.) Der gute Wille jeitens aller Fak— 
toren fei ein fo aufrichtiger, daß volle Hoffnung für einen befrie- 
Digenden Abichluß des Vertrages vorhanden ſei. Der Bertrag 
werde als Maßſtab für die mit anderen Ländern, bejonders den 
Öftlichen, zu jchließenden Verträgen dienen. — Obgleich namentlich 
Serbien und Rumänien in der Rohproduftion gemwiffermaßen Un 
garna Konkurrenten feien, jo Herriche doch eine derartige Gegen- 
feitigfeit der Intereſſen mit denjelben, daß es nicht auf Ungarn 
antommen werde, auch freundichaftliche Handelöbeziehungen mit 
ihnen zu unterhalten. — Bezüglich der Kirchenpolitik konftatiert 
Szapary, Ungarn jei der religiöfen Intoleranz abgeneigt und er 
hoffe, daß troß der Maulwurfsarbeit jubalterner Organe der ge— 
ſchichtliche Patriotismus des hohen Klerus, wie früher in viel wich» 
tigeren ragen einen Ausweg finden werde, und daß der Friede 
der Konfeifionen auch fortab ungeftört bleibe. — Die Regierung 
halte troß entgegengefeßter Gerüchte an der Verwaltungsreform 
feft; die vorzubringenden Vorlagen wurden auch der öffentlichen 
Meinung volllommen zugängig fein. Die Regierung fei auf einen 
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harten Kampf vorbereitet, hoffe aber mit Unterftügung der Majo- 
rität der Nation aus demfelben fiegreich hervorzugehen. 

5. Januar. (Brag.) In der Sitzung des Landtags kommt 
eine Zufchrift des Statthalters zur Berlefung, welche den 
vorjährigen Beichluß des Landtags in der Sprachenfrage beant- 
wortet. Auf die veröffentlichten Sprachenverordnungen Hinweifend, 
erklärt die Zufchrift, die Regierung fei noch nicht in der Lage, dem 
Landtag darauf bezügliche Vorlagen zu unterbreiten, werde jedoch 
nicht unterlaffen, jofern die Durchführung der Beichlüffe der Wiener 
Ausgleichskonferenz zur Aenderung der Gerichtorganifation in 
Böhmen führe, dad Gutachten des Landtags betreff3 der Grundſätze 
der Gerichtsorganifation einzuholen. Betreff der Revifion der 
Sprachenverordnung vom Jahre 1880 könne die Regierung eine 
ſolche Revifion im Sinne der Wiener Konferenzbeichlüffe, an denen 
die Regierung in allen Punkten fefthalte, erft nach der Durchfüh- 
rung der Wenderungen in den Gerichtöjprengeln in Erwägung 
ziehen. Bei diefer Revifion und den Aenderungen ber Gerichtä- 
organijation werde die Regierung die Wünjche des Landtags auf 
da3 eingehendfte würdigen, unter Wahrung der Einheit des Landes, 
der Gleichberechtigung beider Volksſtämme, der berechtigten Inter- 
eflen der Rechtfuchenden und der Anforderungen bed Dienftes. 

10. Januar. (Peft.) Die Betriebsergebniffe der ungari— 
hen Staatsbahnen für 1890 find ſehr günftige. Die effektiven 
Reineinnahmen der Staatskaſſe betragen 3,597,863 fl. mehr, als 
veranjchlagt war, und 3,016,580 fl. mehr als im Jahre 1889. 

20. Januar. (Wien.) Erzherzog Franz Yerdinand tritt 
eine Reije nach St. Peteröburg an. 

20. Januar. (Prag: Landtag.) Die Vorlage über den 
Landeskulturrat wird in der dritten-Lejung mit 153 gegen 53 
Stimmen angenommen. 

21. Januar. (Prag.) 39 Altezechen geben im böhmijchen 
Zandtage eine Erklärung ab. 


Sie knüpft an den Beichluß ber altezechifchen Abgeorbneten vom 26. 
Januar 1890, worin dieſe, geleitet von friedlichen Intentionen, ben ihnen 
vorgelegten Wiener Ausgleichspunktationen beigetreten find. Sodann ver: 
Weit die Erklärung barauf, daß zur Verwirklichung des wahren Friedens 
im Sande ber czechifchen Nationalität jedenfalld bas gleiche Recht werben 
müffe, wie den Deutfchen. Es feien jeboch Thatfachen vorgelommen, welche 
darauf jchließen laſſen, daß feitend ber Regierung wie auch der Deutfchen 
ben Gzechen in einer nicht friedlichen Weiſe begegnet wird. Da die Deut: 
ſchen bie Jntentionen ber Gzechen nicht teilen, beiveife der Umſiand, daß fie 
ihre Mitwirkung an der Landesausftellung verjagt haben, obgleich dieſes 
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Unternehmen dem ganzen Lande ohne Unterjchied der Nationalität gewidmet 
erfcheint und fich des Proteftorat3 des Kaiſers erfreut. Tas feindjelige 
Auftreten der Deutjchen während ber legten Bolkazählung in den gemiſcht 
ſprachlichen Bezirken laſſe einen weiteren Schluß auf bie wenig friedliche 
Gefinnung der Deutfchen zu. Der Schluß der ärung lautet: „Alle unter: 
zeichneten Abgeordneten erkennen an, daß die Reform der Wahlordnung, 
welche in den Wiener Vereinbarungen garantiert ift und von welcher die 
Regierung mit ber größten Beftimmtheit erflärt hatte, daß fie ben betreffen: 
ben Geſetzentwurf eheftend vorlegen werbe, in dringendem und innerem Zu: 
fammenhang ftehe mit dem Geſetze über die Errichtung der nationalen Kurien 
und mit bem Geſetze, betreffend die Teilung des Wahlkörperd der Befibenden 
bes nicht fideilommiffarifchen Großgrundbefiges in mehrere Wahlgruppen, 
und daß die Reform der Wahlordnung früher befannt jein müſſe, damit e3 
flar werde, daß die in ber bieherigen Wahlordnung enthaltenen Ungerechtig: 
keiten gegenüber dem böhmijchen Volke gutgemacht wurden. Deshalb er: 
klären wir, daß unſer Beftreben dahin gehen wird, daß dieſer unjerer Ueber: 
eugung von dem dringenden Zujammenhang der oben erwähnten drei Ge: 
eße, welche alle zur Verwirklichung der jogenannten qualifizierten Majorität 
bedürfen, zum Durchbruche geholfen werde, und daß wir feinerzeit bei ber 
Landtagsverhandlung Anträge ftellen und unterftüßen werden, dahin gehend, 
daß alle drei obengenannten Geſetze gleichzeitig und zugleich ins Leben 
treten.” 

Der Abg. dv. Plener wies die Verdächtigungen gegen die Deutjchen 
zurüd und dharakterifierte die Erklärung der Altezechen als einen Wortbruch. 
Welchen Wert künne die Regierung a fo unzuverläffige Verbündete legen? 
Die Zerftörung des Ausgleichs fei nicht das Werk der Jungezechen, jondern 
die Folge des Abfalla der Altezechen. Die Deutihböhmen würden niemals 
die böhmifche, jondern die öjterreichifche Staatsbürgerjchaft in die erfte Linie 
ftellen, die deutiche Sprache müſſe die erfte Sprache des Staats fein. Auf 
der Grundlage des böhmijchen Staatsrecht3 ſei der Friede unmöglid. Troß 
des von ben Deutſchen beiwiejenen Entgegentommens jehe man jeßt nicht bie 
er bed Friedens, ſondern Diejenigen bed Kampfes, — Are 
durch die Gzechen. 


22. Januar. (Innsbruck: Landtag) Dordi beantragt 
die dringliche Behandlung der Komiteeanträge betreff3 der Auto— 
nomie Süd-Tirol® noch vor den Gegenftänden der Tagesord— 
nung. Das Haus Spricht fi) mit großer Majorität für die Dring- 
lichfeitt aus, worauf der Statthalter im Namen des Kaiſers den 
Landtag für geichloflen erklärt und den Landeshauptmann um jo» 
fortige Invollzugjegung erſucht. Die Sigung wird fodann mit 
einem breimaligen Hoch auf den Kaiſer gejchloffen. 

23. Januar. Kardinal Simor }. 

23. Januar. (Wien) Das Haus ber Abgeordneten bes 
Reichsrats wird aufgeldft. In ihrem nichtamtlichen Teil bemerkt 
die „Wiener Zeitung” dazu: | 

„Die Kürze ber bis zum geſetzlichen Ende ber Legiälaturperiode noch 
erübrigenden Friſt, vielfach innerhalb ber Parteien fi) vollziehende Ver: 
änderungen, bie ren: Bee ſchwierigen und zweifelhaften Majoritäts: 
verhältniffe, jowie die Rüdfichten auf die Aufgaben der Zukunft Tießen er: 
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fennen, daß der Augenblic gefommen jei für die Erneuerung des Abgeorb- 
netenhaufes und die Klärung der politifchen Lage... Dejterreich bedarf 
auh in Zukunft eines Parlamentes, welches öfterreichiich denkt, fühlt und 
handelt, welches bie Kraft und Würde der Monarchie höher ftellt ala Partei: 
intereffen. Die Parlamentsmajorität foll ben ftaatlicden Bedürfniſſen Ge 
nüge leiften und in ber Lage fein, eine fräftige, legislative Thätigfeit zu 
——— fie ſoll eine feſte Echußwehr gegen unpatriotiſche und ertreme Be: 
jtrebungen bilden; fie joll die Verfaſſung des Reiches, ſowie die verfaſſungs— 
mäßig gewährleifteten Rechte der Königreiche und Länder wahren, die Jn- 
dividualität der Völker und die wichtigite Grundlage menſchlicher Gefittung, 
religiöfe Ueberzeugung achten und berüdfichtigen. Eine Majorität joll es 
jein, welche die Zeichen der Zeit verfteht, denn jo wie unjer gejamtes pri: 
dates und öffentliches Leben fich gewiffen fozialen Erjcheinungen gegenüber 
nicht gleihgültig verhalten darf, jo muß auch die gejeßgebende Gewalt 
innerhalb ihres Wirkungsfreifes ihr Verſtändnis für foziale Fragen be: 
thätigen . . . Oeſterreichs Mannigfaltigkeit in Natur, Verhältnifien und 
Dolkeintereffen läßt die Eventualität ber Bildung und des Beftandes großer, 
völlig homogener Majoritäten faum vorausfegen, und es wird immer Auf: 
gabe der Regierung Sr. Mageität fein, die Politik des Staates unter allen 
Umftänden mit Feſtigkeit richtigen Zielen zuzuführen. Wer jedoch unjer 
Vaterland, feine Geſchichte und * innere Entwicklung kennt, muß zuver— 
ſichtlich erwarten, daß infolge der bevorſtehenden Wahlen ſtets eine aus Po— 
litikern verſchiedener Parteirichtungen beſtehende Majorität vorhanden jein 
werde, bereit, den Aufgaben unſrer Geſetzgebung gerecht zu werden und in 
dieſem Sinne eine Regierung zu unterſtühen, welcher die Mitwirkung eines 
jeden gemäßigten, patriotiſch Geſinnten willkommen ſein wird.“ 


4. Februar. (Wien.) Der Finanzminiſter Dunajewski 
wird auf ſein eigenes Anſuchen aus Geſundheitsrückſichten unter 
Anerkennung der mit patriotiſcher Aufopferung namentlich auf dem 
finanziellen Gebiete geleiſteten ausgezeichneten Dienſte von ſeinem 
Poſten enthoben. An ſeiner Stelle wird der bisherige Sektionschef 
im Juſtizminiſterium Dr. Emil Steinbach zum Finanzminiſter 
ernannt. 

8. Februar. (Wien.) Unter dem Vorſitze des Abg. von 
Plener findet eine Parteilonferenz der Vereinigten deutjchen 
Linken Statt, an welcher faft alle Mitglieder derfelben teilnehmen. 
Sämtliche Redner betonen, namen? der verjchiedenen Parteigruppen 
die Notwendigkeit der Erhaltung eines einheitlichen Parteiverbandes. 
Die Verfammlung genehmigt einhellig den vom Vorfißenden vor: 
gelegten Wahlaufruf, in welchen es u. a. heißt: 


„Das nationale Intereſſe des deutichen Stammes, fein Anſpruch auf 
die ihm gebührende Stellung im öffentlichen Leben Oeſterreichs kann nad: 
drüdlich nur dann geltend gemacht werden, wenn beutjche Abgeordnete aus 
allen Ländern, aus allen Schichten der Gejellfchaft in einer großen adhtume: 
— Partei vereinigt ſind. ... Die Deutſchen ſtehen dem übrigen 
dationalitäten nicht feindſelig gegenüber, fie wollen die nationale Entwid 
lung der nichtdeutfchen Volksſtämme nicht verfümmern, fie fönnen aber ge 
wiſſe Anſprüche, welche wejentlich ftaatärechtlichen Charakter haben und das 
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ganze einheitliche Gefüge der Staatöverwaltung in Trage ftellen, nicht zu: 

eben, gerade fo, wie fie auf den Schuß ihrer eigenen Nationalität im Um: 
** des ganzen Reiches mit allem Nachdrucke bedacht ſein müſſen. Sie 
würden aber wünſchen, daß dieſe Streitfragen nicht immer wieder aufge— 
worfen werden und daß zunächſt Raum geſchaffen werde für gedeihliche 
Reformen, für welche ihnen die Mitwirkung anderer Gruppen nur willkommen 
ſein würde.“ Nach einer Aufzählung der wichtigen Aufgaben, welche des 
neuen Reichsrates insbeſondere auf wirtſchaftlichem und ſozialpolitiſchem 
Gebiete harren, fährt der Aufruf fort: Wir halten feſt an dem Bündnis 
mit dem Deutſchen Reiche und an deſſen Tendenzen europäiſcher Gruppie— 
rung, mit welchen ſich die innere Politik nicht im Widerſpruch befinden 
kann. Den ſchwebenden Verhandlungen über einen Handelsvertrag mit dem 
befreundeten Nachbarreiche wünſchen wir einen guten Erfolg und würden es 
gerne ſehen, wenn auch * die Handelsbeziehungen zu anderen benachbarten 
Ländern eine vertragsmäßige Baſis gewonnen würde. . . . Mit Genugthuung 
begrüßen wir das erſte Anzeichen einer Wendung. Wir haben unſere Oppo— 
fition nicht aus perſönlichen Motiven und den Kampf nicht um des Kampfes 
willen geführt. Zu einer dauernden Befjerung der Lage wird e3 notwendig 
fein, die unerläßliche geänderte Richtung durch Thatjachen Elarzuftellen und 
zu verbürgen. Unter diefen VBorausjegungen würden wir auch unfere Unter: 
ftüßung einer Regierung nicht verjagen, welche den öjterreichijchen Staats: 
gedanken voranftellen, die Verwaltung von nationalen Parteieinflüffen frei 
halten, der berechtigten Stellung der Deutichen Rechnung tragen und mit 
entſchiedenem mannhaften Auftreten thatjächlich eine Führerin des öffent: 
lichen Geiftes fein würde. Wir würden es lebhaft wünjchen, wenn an Stelle 
verzehrender Kämpfe oder bumpfer Gleichgültigkeit patriotifche Begeifterung 
und Freude am öffentlichen Wirken träte.“ 


12. Februar. (Peft.) Die Staatseinnahmen im Jahre 1890 
betrugen 375 Millionen, die Ausgaben 342 Millionen, es ergab 
fich demnach gegenüber dem präliminierten Defizit von 400,000 
Gulden ein Ueberſchuß von 33 Millionen Gulden. 


23. Februar. Im ungarifhen Abgeordnetenhaufe jpielt 
ſich eine Sturmfzene ab bei der Debatte über die Vorlage, betreffend 
die gemeinjame dfterreichijch-ungarifche Konfular-Gerichtöbarleit, der 
fich die ungarifchen Chaupiniften, aud) ‚Graf Apponyi von der ge 

mäßigten Oppofition widerjeßen. 

28. Februar. Beginn der öfterreichifchen Reichsratswahlen. 

4. März. (Beit: Abgeordnetenhaus.) Der Minifterpräfi- 
dent Szapary beantwortet eine Jnterpellation betreff3 des Aufent- 
haltes von Nihiliften in Bulgarien und erklärt offen und auf- 
richtig Äprechen zu wollen. Der Thatbeftand jei folgender: Der 
Minifter des Auswärtigen habe erfahren, daß in Bulgarien fich 
Nihiliften aufhalten, welche gegen Rußland Eonjpiriert hätten. Die- 
jelben hätten fich bisher meift in Frankreich und der Schweiz auf- 
gehalten, fich von dort infolge ftrenger Maßregeln der Regierungen 
entfernt und nach Bulgarien begeben, teil® in Hoffnung auf eine 
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geringere Kontrolle, teil3 wegen der Nähe Rußlands. Der Mi- 
nifter de8 Auswärtigen habe den öfterreichifchen Bertreter in Bul- 
garien angewiejen, die bulgarijche Regierung auf den Aufenthalt 
einer großen Anzahl ſolcher Individuen aufmerffam zu machen, 
von denen mehrere Staatsanftellungen befäßen, was die Annahme 
hervorrufen könnte, die bulgarifche Regierung unterftüße dieſe Um: 
triebe. Mehnliches hätten die Gejchäftsträger Deutjchlands und 
Stalieng erklärt. Die bulgarifche Regierung babe gedankt und ent- 
jchieden dagegen protejtiert, daß fie ſolche Individuen oder deren 
Umtriebe unterftügen wolle; fie wiffe, daß folche Individuen pfeudo- 
nym und auf Grund gefäljchter Urkunden Staatdanjtellungen er- 
langt hätten; fie verfolge deren Thätigkeit aufmerkſam; denn für 
Bulgarien könnte ein anderes Verhalten nachteilig fein. Dies fei 
der Sachverhalt. Da ein weiterer Schritt nicht notwendig geworben, 
ſei auch nichts anderes gejchehen. Der Minifterpräfident erklärt 
diejes Verfahren nach feiner Anficht für richtig, worauf die Ant: 
wort von dem Haufe zur Kenntnis genommen wird. 

6. März. (Wien) Nach dem Ergebnis der erften Reichs: 
ratswahlen bejchließen die Alttſchechen, für die Nachwahlen 
ihre Kandidaten zurüdzuziehen, da fich gezeigt habe, daß das tſche— 
chiſche Volk die Politik der Jungtſchechen verlange. 

7. März. (Budapeft.) In der Sitzung der Legislativen 
wird der Gejekentwurf über die Verwaltungsreform, die Admini— 
ftration und Gelbftverwaltung der Komitate vom Minifterpräfi- 
denten Grafen Julius Szapary unterbreitet. Stürmijche Eljenrufe 
begrüßen den Minifterpräfidenten bei der Vorlegung. 

Ende März. Das Ergebnis der Reichſsratswahlen wird 
folgendermaßen-berechnet. Deutjche und deutjchfreundliche Gruppen: 
vereinigte deutjche Linke 110, deutjchnationale Vereinigung 18, Co— 
ronini und-deutjche Mittelpartei 18, deutjche Konjervative (Lien- 
bacdher) 2, zufammen 148. Hohenwartflub 26, verfchiedene Kleri- 
fale 24, Mähren bezügl. Alttfchechen 12, Jungtjchechen 36, zu⸗ 
fammen 98. Polen 56, Rutenen 8, Feudale 18, Trentinoflub 7, 
Bulowiner 5, Antijemiten 13, zufammen 107. 

Eine ſpätere Aufftellung gibt folgende Gruppierung: bie ver- 
einigte deutſche Linke 108, die Deutſche Nationalpartei 20, ber Co- 
eoniniklub 13, der Hohenmwartflub 70, der Polenklub 55, der Ru- 
thenentlub 7, ber Jungtichechifche Klub 35, ber mähriſche Tfchechen- 
Hub 10, die Freie Bereinigung für wirtfchaftliche Reform auf 
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hriftlicher Grundlage 18 Mitglieder, Wilde 16, erledigte Man— 
date 4. 

3. April. (Pairſchub.) 18 neue Herrenhausmitglieder wer- 
ben ernannt; davon werden 5—7 ber beutjchliberalen Richtung, die 
Mehrzahl der konſervativen zugerechnet. 

7. April. Abg. dv. Plener erftattet in einer Verfammlung 
der Dereinigten Linken Bericht über feine Verhandlungen mit der 
Regierung. Nach diefem Berichte hätte die Linke die Bildung einer 
anfänglich nicht großen Mehrheit, beftehend aus der Linken, dem 
liberalen Zentrum und den Polen, in Ausficht genommen, welcher 
fich bei geſchickter Führung leicht einzelne andere Gruppen des 
Haufes allmählich hätten anfchließen können. Die Regierung bätte 
aber diefen Vorfchlag abgelehnt, zugleich jeien die Reſte der alten 
Mebrheit in eine neue Parteiorganifation unter der Führung des 
Grafen Hohenwart zufammengefaßt worden. Ebenjo habe der Ver: 
treter des Polenklubs erlärt, auf die Vorjchläge der Linken nicht 
eingeben zu fönnen, weil der Klub nicht in der Lage ſei, feine bis— 
berigen Beziehungen zu dem Grafen Hohenwart zu löſen. An— 
dererjeit3 habe die Linke eine politifche Verbindung mit dem neuen 
Hohenwartflub für unannehmbar erklärt, fich jedoch nach Prägifie- 
rung ihres Parteiſtandpunktes bereit gefunden, mit dem Polenklub 
wegen der parlamentarifchen Gejchäftsbehandlung in Fühlung zu 
treten. Plener erklärte fchließlich, die Linke werde ihre beiten Kräfte 
für wirtfchaftliche, finanzielle und joziale Reformen einfegen, und 
bereit fein, mit anderen Gruppen zuſammenzuwirken, ohne jedoch 
unnatürliche politiſche Allianzen einzugeben. 

8. April. Die tihehifhen Abgeordneten Mähren 
fonftituieren fich als eigner Klub und wählen den Abgeordneten 
Meznit zum Obmann. Der Klub faßt einftimmig den Beichluß, 
fih ala Zeil der Rechten zu betrachten und mit dem Hohenwart- 
Hub freumdliche Beziehungen zu unterhalten. 

Der Polenklub befchließt, auf einem alten autonomiftischen 
Programm fußend, er habe feine Urfache, die bisherige Selbftändig- 
feit aufzugeben; er fpreche dagegen die Geneigtheit aus, mit den 
Parteien von Fall zu Fall in Verbindung zu treten. 

Die deutſche Nationalpartei (bisher deutjchnationale Vereini— 
gung) bejchließt, in nationalen und anderen wichtigen politischen 
Fragen ein einheitliches Vorgehen mit der Vereinigten Linken an« 
zubahnen. 
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11. April. (Wien) Der Kaifer eröffnet den Reichdrat mit 
folgender Thronrede: 

„Zum Beginne bed neuen Abjchnittes Ihrer verfafjungamäßigen 
Thätigkeit habe Ich Sie um Meinen Thron verfammelt. Ich entbiete Ihnen 
Meinen kaiferlihen Gruß und Heike Sie herzlich willlommen. Ich bege 
bie Hoffnung, daß bie bevorftehende Seffion fich ala eine Periode erfolg: 
reicher Arbeit erweifen werde, unb erwarte von Ihrer patriotijchen Hin: 
gebung, daß Sie bie Verwirklichung dieſer Hoffnung in jeder Weiſe fördern 
werden, ſowie Jch auch Meine Regierung in diefem Sinne beauftragt babe. 
Zur Erreichung diefes Zieles beizutragen find Alle berufen und willlommen, 
beren Weberzeugung es ift, dab über den einzelnen Parteien die Gejamtbeit 
von Staat und Volk ftehe und daß die Sorge für diefe höchften Interefſen 
burch Parteibeftrebungen niemals beirrt werden dürfe. 

Im gegenwärtigen Zeitpunfte find infolge der rafchen Entwidlung 
ber Verhältnife des wirtjchaftlichen Lebens bie Aufgaben, welche die Sorge 
für die Gefamtheit und auferlegt, befonders zahlreich und dringend geworben. 
Daher muß fi) auch die Gejekgebung zunächſt mit diefen Aufgaben be: 
Ichäftigen, und eö darf erwartet werden, daß dor dieſer dringenden Pflicht 
jene Wünfche, welche von einzelnen Parteien gehegt werben, vorerft zurüd: 
treten. Nur durch eine ſolche patriotifche Selbftverleugnung kann es ge: 
lingen, ben fjchwierigen —— ber Zeit gerecht zu werden. Sie 
werden ſich mit Vorlagen Meiner Regierung zu beſchäftigen haben, welche 
die Förderung des Einvernehmens zwiſchen den Unternehmern und ihren 
Arbeitern und die möglichſte Ausgleichung ſozialer Gegenſätze auf dieſem 
Gebiete bezwecken. Die Pflege der berechtigten Intereſſen des Kleingewerbes 
wird auch fernerhin den Segenftand der wohlwollenden Fürſorge der be 
rufenen Faktoren zu bilden haben, und Ych hoffe, daß es bei ber erforber: 
lichen jelbitthätigen Mitwirtung des Gewerbeftandes gelingen werde, bie 
wirtichaftliche Lage dieſes für die Geſellſchaft bebeutfamen Berufszweiges 
einer gedeihlichen Entwidlung zuzuführen. Cine befondere Vorlage wird ber 
Regelung des Baugewwerbes gewidmet fein. Die mohlthätigen Wirkungen, 
welche das erſt jeit kurzem in Geltung ftehende Geſetz betreffend die Unfall: 
verfiherung der Arbeiter geäußert bat, ag es wünſchenswert, dieſes 
Geſetz auch auf weitere Kreiſe auszudehnen. Eine Vorlage wird vorbereitet, 
um die genoſſenſchaftliche Organiſation der landwirtſchaftlichen Berufe zu 
fördern und dadurch einen weiteren Schritt zur Feſtigung ber Verhältnitfe 
dieſes fo wichtigen und zahlreichen Teiles der Bevölkerung zu thun. Der 
Meliorationsfonds rag Beim mehr ben zahlreichen Anforderungen zu ge: 
nügen, welche aus allen Meinen Königreichen und Ländern auf dem Gebiete 
ber Flußregulierungen und Wildbacdhverbauungen an denſelben geftellt werben, 
es wird daher bie —“ ber Jahresdotation dieſes Fonds, deſſen Höhe 
mit der notwendigen Rückſichtnahme auf den Stand ber Staatsfinanzen zu 
bemefjen fein wird, eintreten müſſen. In Berüdfichtigung der von mehreren 
Landtagen, geäußerten Wünfche und in —— der —— biefür 
fprechenben Gründe befaßt fit) Meine Regierung mit ber Vorbereitung eines 
die obligatorische Tyeuerverficherung von Immobilien bezwedenden Gejeßent: 
wurfes. Weitere in Vorbereitung fich befindende Gefepentwürfe verfolgen 
die Zwecke, ben berechtigten Klagen über die zunehmende Verfälſchung der 
Lebensmittel abzuhelfen und der Trunkſucht entgegenzutwirfen. 

Nah langjährigen Bemühungen ift e8 gelungen, das Gleichgewicht 
im Staatöhaushalte zu erreichen; dieſe wertvolle Errungenfchaft zu erhalten 
und zu fichern, ift ebenfo ſehr Ihre ala auch die Aufgabe Meiner Regie: 
zung. Nunmehr ift auch der Zeitpunft gelommen, in welchem die Reform 
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ber direkten Befteuerung wieder in Angriff genommen und auf biefem Wege 
dem allgemeinen Wunjche nad) einer möglichit gerechten Verteilung ber Laften 
entiprochen werben fann. 
ejondere Sorgfalt werden Sie, geehrte Herren, ber Pflege des Ver: - 

kehrsweſens zuzuwenden een Sowohl das Lloydunternehmen ald auch bie 
Donaudampfichiffahrtsgejellichaft werben Ihre Aufmerkfamteit und Fürſorge 
in Anfprucd nehmen. Die bezüglich mehrerer Privatbahnen nähergerüdten 
Termine der Einlösbarkeit durch den Staat werden Meine Regierung ver: 
anlafjen, den fucceifiven Fortgang der Eifenbahnverftaatlihung in eingehende 
Erwägung zu ziehen und Ihnen nach reiflicher Prüfung jedes einzelnen 
alles in verfehräpolitifcher und finanzieller Hinficht die geeigneten Anträge 
zu ftellen; auch über die fernere Beteiligung des Staates an der Ergänzung 
de3 Bahnnetzes und behuf3 Förderung des Baues don Lokalbahnen werben 
Ihnen entjprechende Vorlagen zugehen, endlich wird das zu Bern unter: 
zeichnete Uebereinkommen über internationalen Eifenbahnfrachtverfehr, welches 
auch auf die Geftaltung des internen Betrieböreglement3 von weittragenbem 
Einfluffe fein wird, Ihnen zur verfaflungsmäßigen Behandlung vorgelegt 
werden. Der ie Bedeutung bewußt, welche die Eifenbahntarife für die 
gefamte Ianbwirtichaftliche und gewerbliche Produktion gleichwie für den 
Danbel Big fteht Meine Regierung im Begriff, ber Reform des Perjonen: 
tarif3 eine jolche des Gütertarifes auf den Staatsbahnen nachfolgen zu laſſen, 
welche den Bedürfniffen der Bevölterung in weitgehendem Maße entgegen: 
fommen und auch auf die Privatbahnen nicht ohne Einfluß bleiben wird. 

Meine Regierung ift angelegentli bemüht, die handelspolitiſchen 
Beziehungen zu den auswärtigen Staaten, jofern e& ala notwendig oder 
wünfchenswert erjcheint, einer neuerlichen Regelung zuzuführen. Es wird 
dabei angejtrebt, daß dieje Vereinbarungen möglichft gleichzeitig und für 
längere Zeit erfolgen. Auf dieſe Weife jollen ftabile Verhältniſſe geichaffen 
werden, unter deren Herrſchaft Inbduftrie und Landwirtichaft gedeihliche 
Griftenzbedingungen finden. Unausgeſetzte Fürſorge wird Meine Regierung 
dem öffentlichen Unterrichte auf allen jeinen Gebieten zuwenden; inäbejondere 
find es die rechts- und ftaatswiffenichaftlichen Studien, deren Reform fich 
ala notwendig erwiejen hat; ebenjo bedürfen die Beitimmungen über die 
medizinifchen Etubien der Abänderung. Die Univerfität Lemberg joll durch 
Aktivierung einer medizinischen Fakultät eine entiprechende Ausgeſtaltung 
erfahren; Meine Regierung wird es fich angelegen fein lafjen, die zu dieſem 
Zweck notwendigen Berhandlungen möglichft bald zum Abſchluſſe zu bringen. 
In ber Juftizgefeßgebung find nicht bloß die Kobifitationen auf dem Gebiete 
des materiellen Strafrechtes und des Verfahrens vor den Eivilgerichten neuer: 
lich in Angriff zu nehmen, aud im Strafprozeßrechte läßt die Erfahrung 
mande Aenderung als wünſchenswert erfcheinen, und neben diefen großen 
Gejegebungsarbeiten kommt noch in Betracht, daß vornehmlich die Juſtiz— 
gefeßgebung fich gegenüber den Erforderniffen des wirtjchaftlichen Lebens 
nicht abſchließen Tann, daß fie einerſeits Hindernifje einer wohlthätigen Ent: 
widlung zu befeitigen, andrerfeit3 aber auch fchädlichen Ausschreitungen des 
Gigennußes mit Ernft und Strenge entgegenzutreten hat. Die Vereinigung 
Meiner Haupt: und Refidenzftabt Wien mit den Vororten hat Mich mit 
lebhafter Befriedigung erfüllt, und Ich erhoffe von derjelben wejentliche 
Vorteile für alle Zeile des vergrößerten Wien; die Arbeiten zur Durch— 
führung dieſer Vereinigung find in vollem Zuge. Auch Ihre Mitwirkung 
wird betreff3 mehrerer ei gehöriger Gefegentwürfe in Anſpruch genommen 
werben. Der frage der Wiener Stadtbahn wird die eingehendfte Aufmert: 
jamfeit zugewendet und ihre Verwirklichung bildet den Gegenſtand beſonderer 
Fürſorge Meiner Regierung. 


19% die Geferreidifingerifge Monarhie. (April 15.— Mai 8.) 


Geehrte von beiden Häuſern bes Reichsrates! Wunſch und 
Bedürfnis nach fruchtbarer Arbeit erfüllen nicht uns allein, in allen euro 
paiſchen Staaten E fi) das Verlangen nach friedlichem Nebeneinanderleben 
kund, von allen Regierungen kommen uns cherungen zu, welche bie Er: 
haltung bes Friedens ala weſentlichſte Aufgabe ihrer Bemühungen bezeichnen. 
Dies, wie die freundfchaftlichen Beziehungen, in welchen wir zu allen Mächten 
ftehen, berechtigt Mich, die Dofinung auszufprechen, daß die Reihe ber Frie⸗ 
densjahre, beren ſich bie Monarchie bisher zu uen hatte, fortbauern und 
ed Ahnen vergönnt fein werde, fich ben Ihrer harrenden ‚Arbeiten ungeftört 
widmen * fönnen. 

eine Regierung bereitet bie entjprechenden Gejeßentwürfe vor umb 
wird nach Makgabe ihrer Fertigftellung Ihnen — zur weiteren Be— 
handlung übergeben; von Ihnen erwarte Ich eine ſorgfältige und ſachliche 
Prüfung ber Vorfchläge Meiner Regierung und bin davon überzeugt, daß 
bei ruhiger, von Voreingenommenheit freier, auch den Stanbpunft eines 
Parteigegnerd achtender Beratung es möglich fein werde, bie beftehenden 
Gegenfäge zu mildern und einen gemeinjfamen Boden für eine heilbringende 
Thätigkeit zu finden. Die Befolgung folder Grundſäthze hat in einer An: 
gelegenheit des laudtäglichen Wirkungskreiſes in jüngfter Zeit die Erreichung 
befriedigender Refultate angebahnt, deren Ausgeftaltung und Verwirklichung 
auch in Zukunft ben Gegenftand des unentwegten Strebens Meiner Regie: 
rung bilden wird. Durch ausdauernde und pflichttreue Arbeit, wie ch fie 
von Ihnen erwarte, gewinnen bie beftehenden ige Trace Einrich⸗ 
tungen erſt ihren vollen Wert. In dieſer Weiſe kann Einheit und Macht 
des Staates gewahrt und den mannichfaltigen Verhältniſſen Meiner König: 
reiche und Länder, ſowie ben verjchiebenen Jntereflen ihrer Bewohner R 
nung getragen werden; auf biefem Wege wird das fittliche, geiftige und 
wirtichaftlihe Wohl Meiner treuen Völker, welche Meinem Kerzen Alle 
gleich nahe ftehen, unter Wahrung * verfaſſungsmäßig gemährleifteten 
Gleichberechtigung am wirkſamſten gefördert. Möge Gott der Allmächtige 
zu dem verantivortlichen Werke feinen Segen verleiden!“ 


15. April. Nachdem im dritten Wahlkörper zum Gemeinde: 
rat 33 Antifemiten und 13 Liberale, im zweiten 39 Liberale und 
7 Antifemiten, im erften 44 Liberale und 2 Antijemiten gewählt 
wurden, beiteht der Gemeinderat im ganzen aus 96 Xiberalen und 
42 Antijemiten. 

16. April. (Wien) Im Reichdrat findet die Wahl bes 
Präfidiums ftatt, Smolfa wird mit 301 von 306 Stimmen zum 
Präfidenten wiedergewählt. 

3. Mai. (Wien) Lebte Sitzung der Delegierten zu ben 
beutjch-dfterreichifchen Handelsvertragsverhandlungen. 

8. Mai. (Wien.) Die Regierung vereinbart mit den Füh— 
rern der großen Parteien, von einer Adreffe als Antwort auf die 
Thronrede abzujehen, da fich für feine der vorgelegten Adreſſen 
eine außreichende Majorität findet, und ftatt deſſen eine einfache 
Loyalitäts-Kundgebung zu fubftituieren. Präfident Dr. Smolta 
ftellt -dengemäß im Abgeordnetenhaufe einen dringlichen Antrag, 
der ohne Debatte einftimmig angenommen wird. 
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Im Herrenhaus haben fich die Parteien zu einer die Thron» 
rede acceptierenden Adreſſe fchon vorher vereinigt. 

Die Jungtſchechen Hatten einen Abreß- Entwurf folgenden 
Inhalts: 

Die bisherige Behandlung ber nationalen ragen könne nicht zum 
Ziele u Die Berftändigung mit den Deutjchen jei nur auf dem Boden 
völliger Gleichberehtigung möglich. Unter Betonung ber tiefen ftaat3recht: 
Lichen Ueberzeugung der tſchechiſchen Nation wird die Löfung der nationalen 
Frage auf Grundlage jelbjtändiger freier Entwidelung ber einzelnen Reichs: 
teile gefordert. Was für Wien gejchehe, müfje auch für Prag und andere 
Sarnen ber Kronländer gejchehen. Ferner wird verlangt: Allgemeines 

timmrecht, Aenberung der Wahlordnung zu Gunften der Tſchechen, nament: 
lich in Mähren, Schlefien; Gleichberedhtigung der Konfeifionen und Natio: 
nalitäten, der wirtichaftlichen Klaffen, bejonderd der arbeitenden Klaſſen, 
Dezentralifierung der Eijenbahnen, Herabminderung der Militärlaften, Kräf— 
tigung des Einfluffes der Bedeutung ber Landtage. 

8. Mai. (Wien) Graf Taaffe und ſämtliche Minifter 
brüden dem Präfidenten Smolfa den Dank der Gejamtregierung 
für die Kundgebung aus. 

15. Mai. (Prag) Eröffnung der Landesaußftellung 
durch Erzherzog Karl Ludwig, ala Vertreter des Kaiſers, Protektor 
ber Ausftellung. 

Auf bie in böhmiſcher Sprache begonnene, in beutjcher Sprache fort: 
geſetzte Anſprache des Oberſt-Landmarſchalls Fürſten Lobkowitz bezeichnete 
der Erzherzog in ſeiner Erwiderung den Gedanken der Ausſtellung als einen 
glücklichen, weil die letztere die geiſtigen und wirtſchaftlichen Fortſchritte des 
abgelaufenen Jahrhunderts darlege. Aus dieſem Grunde habe auch der 
Kaiſer dieſem Gedanken das regſte Intereſſe zugewendet und das Protektorat 
über die Ausſtellung übernommen, welche er perfönlich in Augenjchein nehmen 
werde. Wie die Ausftellung dem Lande zur Ehre gereiche, jo möge fie auch 
zur Hebung ber allgemeinen Wohlfahrt beitragen. Der Erzherzog erklärte 
hierauf in beiden Landesſprachen die Ausjtellung für eröffnet. 


22. Mai. (Prag.) Eine Deputation franzöfifcher Studenten 
wird don der tichechijchen Bevölkerung, welche fich mafjenhaft am 
Bahnhof angefammelt hatte, mit den ftürmifchen Rufen „Vive la 
France‘ empfangen und durch eine tichechifche und franzöſiſche An— 
jprache begrüßt. Die Redner betonen, daß die Tſchechen und Fran— 
zojen einen gemeinjamen Feind, den Germanismus, zu befämpfen 
hätten und deshalb feit zu einander halten müßten. Die Polizei 
zerftreut jchließlich die Demonjtranten. 

25. Mai. (Wien) In der Plenarfigung des Welt-Poſt- 
Kongreſſes erklären die Vertreter von Neu-Südwales, Viktoria, 
Queensland, Weit-Auftralien, Süd-Aujtralien, Tasmanien und 
Neufeeland, daß ihre Staaten zum 1. Oftober d. %. dem Weltpojt= 
verein beitreten. Ä 

Gurop. Geſchichtskalender. Bd. XXXIL 13 


194 Die Eefterrtichiſch-Augariſche Menachie. (Mai 27.—— zum 11.) 


27. Mai. Graf Zaaffe erflärt im Budgetausſchuſſe einer 
abfälligen Kritit des böhmischen Ausgleiches durch den Jung: 
tichechen Herold gegenüber, „daß die Regierung an den Wiener 
Punktationen fefthalte und trachten werde, diefelben vollftänbig zur 
Durchführung zu bringen. Sie müfjfe auch an der deutfchen Amts- 
ſprache fefthalten, indem nur ‚dadurch überhaupt eine entfprechende 
einheitliche Adminiftration möglich jei.” 

7. Juni. (Wien.) Unterzeichnung des Bertrages, gemäß 
deffen jämtliche ungarifche Linien der dfterreihifch-ungarifchen 
Staatseiſenbahn-Geſellſchaft in der Länge von 1556 Kilo- 
metern an den ungarifchen Staat abgetreten werden. Für biele 
Linien ſamt den Fahrbetriebsmitteln zahlt der Staat der Gefell- 
ichaft eine jährliche Nettorente von 9,600,000 Gulden in Noten. 

8. Juni. (Wien) In der Sitzung des Budgetausfchufies 
wird der Dispofitionsfonds mit allen gegen 3 Stimmen (zwei 
Yungtichechen, ein Deutfchnationaler) bewilligt. 

8. Juni. (Wien) Berorbnung des Gejamtminifteriums, 
wodurch die für den Gerichtöfprengel Wien, Korneuburg und Wiener: 
Neuftadt im Jahre 1884 getroffenen Ausnahmsverfügungen 
teilweife aufgehoben werden. 

9. Juni. Dem AMbgeordnetenhaufe wird ber Entwurf eines 
Anarchiſten-Geſetzes vorgelegt. 

10. Juni. (Wien: Abgeordnetenhaus) Im Spezial- 
ausfhuß für Ausnahmeverordnungen erklärt Graf Taaffe, 
die Regierung habe nunmehr die Aufhebung der Ausnahmeverord- 
nungen für möglich befunden, halte jedoch einen ftufenweifen Ueber- 
gang für empfehlenswert. Deshalb habe fie die vorläufige Auf- 
rechterhaltung der Ausweiſungen befchloffen, um die beunrubigenden 
Elemente noch einige Zeit fernzuhalten. Der Ausfhuß nahm einen 
Antrag des Referenten Freiherrn dv. Sommaruga an, wonad das 
Haus infolge der bereit ftattgehabten teilweifen Aufhebung der 
Ausnahmeverordnung die Erwartung ausfpricht, baß auch der noch 
aufrecht erhaltene Teil derfelben ſobald ala thunlich aufgehoben 
werde. 

11. Juni. (Wien) In der Sitzung bed Bubgetausfchufies 
legte der Generalberichterjtatter Dr. Bilinski die Hauptziffern des 
Budgets vor, wie fich biefelben nach den Beichlüffen des Ausſchufſes 
ergeben. 


In dem von ber Regierung vorgelegten Staatsvoranfchlage waren bie 
gejamten Einnahmen mit 566,759,572 fl., bie Ausgaben mit 564,475,948 fi. 
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präliminiert, jo daß fich ein Ueberſchuß von 2,285,624 fl. ergab. Nachbem 
ber Budgetausſchuß bei einigen Einnahmapoften nicht unerhebliche Mehr: 
einftellungen vorgenommen bat, jo ftellen ſich nunmehr bie Hauptziffern bes 
Bubdget3 pro 1891 wie folgt bar: Gefamteinnahmen 568,375,521 fl., Gejamt: 
ausgaben 564,576,997 fl., fonach refultiert ein Ueberſchuß von 3,798,524 fl. 
Dierauf genehmigte ber Ausſchuß nach kurzer Debatte dad Tyinanzgejeg, in 
welchem da3 Goldagio mit 18 Prozent feitgefeßt wurde, und den Bericht 
bes Generalberichterftatterd, welcher das vorliegende Budget als das günftigite 
jeit 1871 und wohl jeit Beginn ber konftitutionellen Aera bezeichnet; benn 
wenn man zu dem vorerwähnten Meberjchuffe auch noch die 4 Millionen 
Gulben ig welche aus ben laufenden Einnahmen des Jahres 1891 zur 
teilweifen Beftreitung ber mit 10,9 Millionen Gulden bemeffenen Ausgaben 
für Schuldentilgung verwendet werben follen, jo ergebe fich ein Gefamtüber: 
ſchuß von 7,798 Millionen Gulben. 


16. Juni. (Wien) Dem Abgeordnetenhaufe wird ein Ge- 
jegentwurf zur Förderung des Einvernehmens zwiſchen Ar— 
beitgebern und Arbeitern vorgelegt. 

17. Juni. (Wien.) Bei der Budgetdebatte im Abgeord⸗ 
netenhaufe hält Graf Taaffe eine programmatijche Rede, in ber es 
beißt: 

„Seit den Neuwahlen *8 wir alle vor einer neuen parlamenta— 
riſchen Situation, die eine neue Parteigliederung zur Folge hatte. Wir be: 
finden und in einer parlamentarifchen Phafe, deren Entwidlung von ber 
Mäkigung, politifchen Umſicht und Klugheit der in Frage kommenden Par: 
teien abhängt. Die allerhöchfte Thronrede hat auch diejer neuen Situation 
Ausdruck gegeben. Dem Geifte ber allerhöchften Thronrede gemäß follen ſich 
bie Verhandlungen im hohen Haufe ruhig und allmählich im Intereſſe eines 
gebeihlichen Fortſchrittes des legislativen Geſchäftsganges entwideln und 
dadurch die — aft und Gewähr einer längeren Dauer heilſamen Kon: 
tafte8 auf dem Boden fachlicher Thätigkeit eiaffen werben. ch jpreche 
daher meine aufrichtige Befriedigung aus, dab die gemäßigten Parteien dem 
an alle einfichtövollen und patriotifchen Elemente gerichteten Appell ber aller: 
en Thronrede Folge zu leiften bereit find, dab fie vorerft wichtige 

unkte ihrer Parteiprogramme im Intereſſe der Allgemeinheit mit anerfen: 
nenswerter Selbftbeichräntung zurüdftellen, fi mit der Regierung zu ge: 
meinjamer, von allen politiſchen Gegenfäten möglichſt abjehender Arbeit ver: 
einen und dadurch den allerhöchften Wünfchen entjprechen wollen. Mit be: 
fonderer Befriedigung muß ich aber hervorheben, dat eine große Partei, 
welche zahlreiche deutſche Wählerfchaften vertritt und biöher abſeits ftand, 
dem Appell ber allerhöchſten Thronrede folgend, fich wieder aktiv an bei 
parlamentarifchen Arbeiten beteiligt. Ich knüpfe daran die DVerficherung, 
daß ber Regierung bie weitere Mitwirkung diefer Partei bei Durchführung 
bes in ber allerhöchften Thronrede angekündigten Arbeitäprogrammes in 
hohem Grabe erwünjcht ericheint. Ich bin überzeugt, daß die thätige Mit: 
arbeiterfchaft einer Partei, welche in ihrer Mitte fo ausgezeichnete Fach— 
männer und Kapazitäten zählt, die Erledigung der wichtigften Gejchäfte des 
Hauſes fiherlich fördern wird.“ 


22. Juni. (Wien: Abgeordnetenhaus.) Bei der Be: 
ratung bed Budgets erklärt der Jungtſcheche Herold, die Tſchechen 
wünjchten die Vereinigung aller jlavifchen Stämme des Reiches. 
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Er bezeichnet den Panſlavismus als eine Unmdglichkeit und ein von 
den Deutjchen gefchaffenes Phantom zur Belämpfung der Slaven. 

23. Juni. Der Kaifer wird in Fiume bon dem englijchen 
Geſchwader begrüßt. 

24. Juni. Die Berftaatlichung ber ungariſchen Staats- 
bahn wird vom ungarifchen Abgeordnetenhauſe mit großer Ma- 
jorität angenommen. 

24. Juni. (Wien: Abgeordnetenhaus.) In der Einzel: 
beratung über das Budget befürwortet der Jungtichehe Vaſaty 
die Anlehnung an Rußland und fpricht fich gegen die Erneuerung 
des Dreibunds aus. Am Balkan habe Defterreich feine politifchen 
Intereſſen. (Allgemeiner Widerfprud.) Queger zieht fich durch 
leidenschaftliche Angriffe auf Ungarn und die dualiftiiche Grundlage 
der Monarchie einen Ordnungsruf zu. Queger beantragt ſchließlich 
eine Rejolution, die Regierung aufzufordern, die Öfterreichifchen 
Sintereffen gegen das Vordrängen Ungarns zu ſchützen. Der Mi- 
nifterpräfident Graf Zaaffe erklärt, die biplomatifchen An— 
fihten Vaſatys feien wohl nur perfönliche Anfchauungen; er würbe 
nicht geantwortet haben, wenn nicht Queger bie ſtaatsrechtliche Grund: 
lage der Monarchie und die befreunbdete ungarifche Regierung an- 
gegriffen hätte. Die öfterreichifche wie die ungarifche Regierung 
dienen einem Kaiſer und König. (Beifall) Die Austragung ge 
legentlicher Intereffendifferenzen erfolgte ſtets in beiberjeitö befrie- 
digender Weife. Aus der Rede Luegers fei er (Taaffe) einzig mit 
dem Satze einverftanden, daß Oeſterreich gerüftet jein müffe, um 
ala Bundesgenoffe geichäßt, als Gegner gefürchtet zu werben. (Leb- 
bafter Beifall.) Sue verteidigt dad Bündnis mit Deutjchland 
und Italien und dankt dem italienischen Minifterpräfidenten bi 
Rudini für deffen fchöne Worte itber Andreas Hofer. Oefterreich 
biete Jtalien gern und loyal die Hand. (Xebhafter Beifall und 
Händellatichen.) Der Jungtichehe Tilfcher erklärte, Vaſaty habe 
ausschließlich in feinem eigenen Namen gefprochen; die Anfhauungen 
der Partei habe der Abg. Herold dargelegt. Demel proteftiert 
gegen die Zuweifung der dem Dualismus feindlichen Refolution 
Luegers an den Budgetausfhuß und verlangt Uebergang zur Taged- 
ordnung. Lueger erhebt hiergegen leibenfchaftlichen Widerfpruch, 
Ipricht von parlamentarifchem Standrecht und droht mit dem Stand- 
recht der Wähler. Bei der Abftimmung wird die Refolution 
Lueger mit allen gegen 6 Stimmen abgelehnt. 
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26. Juni. Der Jungtſchechenklub ſpricht Vaſaty ein- 
ftimmig feine Mißbilligung aus wegen feiner neulichen Ausfälle 
gegen den Dreibund. 

4. Juli. Schluhfigung des Weltpoftfongrefjes in Wien. 

4. Juli. (Peft.) Tod des Karbinal-Erzbifchofs von Kalorfa, 
Dr. Ludwig Haynald. 

15. Juli. Fürft Ferdinand von Bulgarien reift nad 
Gaftein, wo fi) Kaifer Franz Joſeph befindet. 

18. Juli. (Peft.) Die Regierung bringt im Abgeordneten- 
bauje einen Gejegentwurf ein, wonach in beftimmten Fällen die 
Gerichtöbarkeit über die Gültigkeit von Wahlen der Reichdtag3- 
abgeorbneten für acht Jahre von dem Inkrafttreten des Geſetzes 
an der Löniglichen Kurie, nach Ablauf diefer Zeit ausſchließlich 
dem Abgeorbnetenhaufe zuftehen fol. Der Geſetzentwurf enthält 
Modifitationen und Ergänzungen bes gegenwärtigen Wahlgejehes. 

30. Juli. (Peft.) Nachdem infolge der Obftruftionstaftit 
der Oppofition bie Debatte über den $ 1 der Verwaltungs— 
reform zwei Monate gewährt und der Minifterpräfident Graf 
Szapary vergeblich gebroht Hat, den Reichätag ein Jahr lang un 
unterbrochen tagen zu laffen, bietet die Regierung der Oppofition 
einen Kompromiß an des Inhalts, die leßtere möge die Durch- 
beratung des erjten Abſchnitts der Reformvorlagen ermöglichen, 
worauf da3 Parlament vertagt werden jolle. 

31. Juli. (Prag) Die Strafe gegen den tjchechifchen Me— 
Diziner Gzizef, der wegen Mißhandlung eines Deutjchen in der Aus: 
ftellung zu 10 Tagen Arreft verurteilt war, wird von der höheren 
Snftanz auf eine Geldftrafe von 50 Gulden berabgejekt. 

1. Auguft. (Peſt.) Die Oppofition lehnt den angebotenen 
Kompromiß der Regierung ab. Man erwartet vielfach die Auf- 
löſung des Haufes. 

2. Auguſt. (Prag.) Ueberfall bon drei Mitgliedern des 
beutfchen Theater durch Tſchechen, bie fie mit Meffern angreifen. 
Ein Deuticher wird fchwer verwundet. 

6. Auguft. (Beft: Abgeordnetenhaus) Der $ 1 der 
Berwaltungsvorlage wird mit 164 gegen 49 Stimmen angenommen. 
Bei bem $ 2 ber Verwaltungsvorlage verweiſt Minifterpräfident 
Szapary auf den bisherigen Gang der Beratungen, welcher das 
Anjehen des Parlaments gefährde. Die Unabhängigkeitöpartei habe 
erklärt, die Vorlage jowohl in der Herbftfeifion wie auch bei jeder 
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jpäteren Gelegenheit mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln 
befämpfen zu wollen. Hieraus gehe hervor, daß thatjächlich Ob- 
ftruftion ftattgefunden habe. Ob dieſes Verfahren der äußerjten 
Linken der Würde des Parlaments entjpreche, möge man aus den 
Auslaffungen der auswärtigen Preſſe erjehen, die ſich bereit3 mit 
Geringſchätzung über das Verhalten des ungariſchen Parlaments 
äußere. Er fei überzeugt, daß die Nation das Verhalten der äußer- 
ften Linken brandmarten werde. Die Majorität ſei verpflichtet, das 
Anjehen des Parlaments zu wahren. Darum beantrage er, daß 
bie Beratung ber Vorlage bis zu einem Zeitpunfte aufgefchoben 
werde, wo diejelbe mit größerer Ruhe und Objektivität ftatthaben 
fönne. 

Er beantragt daher, nachdem ber $ 1 angenommen, welcher das Er: 
nennungsfyftem anftatt des biöherigen Wahlfyftems hinfichtlich der Komi— 
tatsbeamten feftjeßt, es folle anftatt des jetzigen $ 2 des Entwurfs ber fol: 
gende $ 2 in benfelben aufgenommen werden: „Der Minifter bes Inner 
wird angetviefen, entiprechend dem in $ 1 ausgeiprochenen Prinzip, Geſetz 
entwürfe über die Organe der Komitatsverwaltung und deren Wirkungskreis, 
über die Autonomie der Komitate, über die Organilation und den Wirkung: 


frei3 der Verwaltungsausfchüffe, ſowie über dic DVerwaltungsgerichtäbarteit 
gleichzeitig zu unterbreiten.“ 


Nach Annahme diefed Vorſchlages (8. Auguft) wird das Haus 
vertagt. 

9. Auguft. Beſuch König Aleranders von Serbien bei Kaiſer 
Franz Joſeph (f. Serbien). 

4. September. (Göpfritz) Kaijer Wilhelm und ber 
König von Sachſen wohnen ala Gäfte des Öfterreichifchen Kaiſers 
ben Manbvern bei. Am Schluffe derjelben äußert Kaifer Wilhelm: 

„Ich freue Mich, neuerdings Gelegenheit gefunden zu haben, die vor: 
ahgliche Tüchtigkeit der Öfterreichifchen Armee zu fehen, mit deren Waffen 
und mit deren Kriegskameradſchaft, wann und gegen wen immer, ber Zu: 
funft getroft entgegengejehen werden kann.“ 

26. September. (Prag.) Kaifer Franz Joſeph trifft in 
Prag ein, wird mit Begeifterung aufgenommen. _ 

Der Bürgermeifter Scholz richtet an ben Kaiſer eine erft in tichedhi: 
fcher, dann in beutjcher Sprache gehaltene ſchwungvolle Anſprache. 

Der Kaiſer antwortete 

(Deutih): „Mit Freuden nehme Ich bei Betreten ber Hauptftadt 
Meines geliebten Königreichs Böhmen die BVerficherung der Ergebenheit umd 
unmwandelbaren Treue entgegen, die Sie namens der Bevölkerung zum Aus- 
brud ee Ich entbiete Ihnen hiefür Meinen kaijerliden Dant. 
Das Wohl dieſes jchönen und reich gefeqneten Landes bildet einen Gegen: 
ftand Meiner väterlichen Fürſorge.“ ——— „Mit Intereſſe verfolge 
IH die Beſtrebungen, die darauf gerichtet find, die königliche Hauptftadt zu 
weiterer Blüte zu bringen und hoffe, daß die Ausſtellung, die jeßt der Stadt 


Die Grherreigifg-Hugerifge Monarchie. (September 26) 199 


ein reges Leben verleiht, aneifernb wirken und der Stadt wie dem Lande 
von bleibendem Nuten jein wird. Möge das hunberttürmige Prag allen 
feinen Bewohnern ftet3 eine glüdliche, blühende Heimat fein!“ 

Ferner jagt der Kaifer dem Augftellungspräfidenten Grafen 
Kinsky: 

(Deutſch): „Mit aufrichtiger Genugthuung nehme Ich die Kundgebung 
loyaler Gefinnung, angeſtammter und unwandelbarer Treue, ſowie der Freude 
über Meinen Bein) entgegen. Sch entbiete Ihnen hiefür Meinen herzlichen 
Dank. Gern bin * nach Prag gekommen, um Mich durch eigene An— 
ſchauung von den eulichen Fortſchritten tüchtiger Arbeit auf allen Ge— 
bieten menſchlichen Fleißes in Meinem geliebten Königreiche Böhmen zu 
überzeugen.“ (Tſchechiſchj: „Der Erfolg dieſer unter Meinem beſonderen 
Schutze ſtehenden Ausſtellung möge den geſunden Sinn der ganzen Bevölke— 
rung aneifern, alle Kräfte einzuſetzen für das weitere, immer mächtigere Auf— 
blühen dieſes herrlichen Landes, welches, von der Vorſehung reich geſegnet, 
nur durch einträchtiges Zuſammenwirken beider Volksſtämme zum vollſten 
Aufſchwung gelangen wird.“ 

Beim Empfang der Vertreter der autonomen Körperſchaften 
bed Landes, Bezirksobmänner und Bürgermeiſter, antwortet der 
Kaifer auf die Ansprache des Oberftlandmarfhalld, Fürſten Lob» 
fowiß: 

(Deutih.) „Ich nehme Ihre hHuldigende Begrüßung und BVerficherung 
altbewährter Anhänglichkeit an Mich und Mein Haus mit bejonderem Wohl: 
gefallen und Dante entgegen. Mit Freuden nehme Ich ebenjo die Erklärung 
zur Kenntnis, dat Sie auch weiter in treuer Pflichterfüllung das Ihrige 
Leiften wollen im Intereſſe der autonomen Organe, welche geichaffen wurden, 
um im Wege ber Selbjtverwaltung für dad Wohl und die Bedürfnijje des 
Landes zu wirken. SHocherfreut über den jo überaus herzlichen Empfang in 
ber Hauptftadt Meines geliebten Königreich Böhmen, welche wieder zu be: 
fuhen Mir lebhafte Genugthuung bereitet, jprehe Ich Ihnen nochmals 
Meinen wärmjten Dank für die vielfachen Beweije Ihrer treuen Ergebenheit 
und Liebe aus und fnüpfe daran die VBerficherung, daß die Entwidlung und 
Förderung des geiftigen und materiellen Wohles dieſes Landes ben Gegen: 
ftand Meiner fortdauernden Fürſorge bildet.“ 

(Böhmiſch.) „Mögen, dies hoffe und erwarte Jch, die unausgejegten 
Bemühungen, ben für dad Wohl Meines geliebten Königreich Böhmen, 
fowie für dad Wohl des Reiches gleich notwendigen inneren Frieden in 
Diefem jchönen Lande zu erreichen, die hingebungsvolle und jelbitloje Mit: 
wirfung aller — * Männer finden. In dieſen Beſtrebungen kann 
Mein geliebtes Königreich Böhmen Meiner väterlichen Huld und Gewogen— 
heit ſtets gewärtig ſein.“ 

Dem Bürgermeiſter Dr. Scholz gegenüber bringt der Kaiſer 
die panſlawiſtiſchen Kundgebungen in den Bahnhöfen beim Em— 
pfange fremder Ausſtellungsgäſte zur Sprache und bemerkt dabei 
mit großem Nachdruck, dieſe Demonſtrationen hätten ihn ſehr ge— 
ſchmerzt, dieſelben ſeien unpatriotiſch geweſen und er wünſche, daß 


fich ſolches nicht mehr wiederhole. 
An demſelben Tage wird auf der Sophien-Inſel bei Prag eine Ver— 
ſammilung ber tſchechiſchen Bauernſchaft aus Böhmen, Mähren und Schleſien 
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einberufen, bie von ca. 600 Perſonen beſucht wird und wo bie rabifalfien 
nationalen Prätenfionen laut werden. Gegen die gemäßigteren „Realiften‘ 
wie Mazaryk wird jcharf losgezogen und eine Refolution angenommen, deren 
Kardinalpunft lautet: „Die gegenwärtige wirtjchaftliche Lage in Böhmen, 
Mähren und Schlefien ift von großem Schaden für die Bauernfchaft diejer 
Länder; unfere Hauptbeftrebungen müſſen dahin gerichtet fein, ein befferes 
Verhältnis der Länder ber böhmiſchen Krone zu den übrigen Kronländern 
bes Reiches herzuftellen durch Errichtung des tichechifchen Staates auf Grund 
bes hiftorifchen Staatsrechtes.“ Der gewejene Obmann des Bauernvereins 
in Mähren, Vichodyl, jagt u. a.: „Die Tjchechen in Böhmen und Mähren 
bilden ein Bolt. Sie wollen daher Einen König haben. Wir unternehmen 
nichts Neues”, bemerkt Rebner weiter, „wir ftellen bloß bie alten Bande 
wieder ber, beren Gewebe die Zeit ftellenmweije bejchäbigt Hat. Weil aber 
bie Zeit vorgeichritten ift und eine Deputation an den König nicht mehr 
abgejendet werden kann, jo mögen fich die jungtichechifchen Abgeordneten dafür 
einjegen und die Gefinnungen der tichechiichen Bauern aus Böhmen, 
Mähren und Schlefien zum Ausdrud bringen.“ Hier macht ber Landes: 
fürftlicde Kommiffar darauf aufmerkjam, bon er über dieje Frage nicht ber: 
handeln laſſen könne. 

1. Oktober. (Prag.) In der Sitzung des Stadtrates erklärt 
der Bürgermeifter auf eine Interpellation, der Kaijer Franz 
Joſeph habe die in den Zeitungen veröffentlichten Worte in be- 
treff der Vorgänge bei dem Empfange ber fremden Ausftellung®- 
gäfte thatfächlich gejagt. Da ber Kaiſer jedoch am Mittwoch einer 
Deputation des Prager Stadtrates erklärt habe, daß ihn die Be- 
thätigung der dynaftifchen Gefühle der Einwohnerfchaft jehr gefreut 
habe, jo könne fich der Ausſpruch des Kaiſers nur auf jene Ele 
mente bezogen haben, welche jene Vorfälle veranlaßten. Durch bie 
Worte des Kaiſers an den Stadtrat jei der erſte Ausspruch jomit 
begrengt. j 

1. Oktober. Der Kaifer ftattet der Stadt Reichenberg, der 
größten deutjchen Stadt in Böhmen, einen Beſuch ab und wird 
mit Enthufiagmus aufgenommen. In der Nacht vorher ift kurz 
vor Reichenberg bei Rojenthal die Strede, welche der kaiſerliche 
Bahnzug zu paffieren hatte, unterbrochen worden durch die Spren- 
gung eine Ueberganges. Abficht und Urjprung dieſes Attentates 
bleiben zweifelhaft. 

2. Oktober. (Prag.) Der Kaifer richtet an den Statthalter 
Grafen Thun nachftehendes Handfchreiben: 

„SH bin an die Ausführung Meines feit langem gehegten Bor: 
habens, Mein geliebtes Königreich Böhmen nach einer Reihe von Jahren 
twieder zu bejuchen, in der Meberzeugung gefchritten, hier allerort3 einer von 
angejtammter Treue und hingebungsvoller Anhänglichkeit an Dich und Mein 
De ‚bejeelten Bevölferung zu begegnen. Meine Erwartung fand in dem 

ir in patriotifhem Wetteifer bereiteten feftlichen Empfange und im den 

Mein väterliches Herz wahrhaft beglüdenden Loyalen Kundgebungen, beren 
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Zeuge Jch während ber — Zeit Meines Aufenthaltes in Böhmen all: 
täglich war, bie vollſte Beftätigung. Aus tiefftem Herzen fpreche Ich für 
alle dieſe Beweife der Liebe und Treue Meinen Dant mit dem Wunfche aus, 
es möge bie Zufunft beide Stämme bes Landes ſtets, wie bei dem jehigen 
Anlaffe, in Eintracht geeinigt finden zum Wohle bed Vaterlandes.“ 

3. Oktober. (Wien.) Rückkehr des Kaiſers, begeifterter Em— 


pfang jeitens der Bevölkerung Wiens. 


3. Oktober. Der Kaijer ernennt eine Anzahl tichechifcher 
Priefter zu Profefforen der Theologie und begründet hiermit eine 
tichechifche theologische Fakultät in Prag. 

4. Dftober. (Peſt.) In einer Konferenz der liberalen Partei 
entwidelt Graf Szapary das Programm der Regierung. In dem— 
jelben wird die Notwendigkeit der Erhaltung des Gleichgewicht3 im 
Staatshaushalte betont, die Entwidlung der Volkswirtſchaft und 
die Erleichterung des Verfehrd und der Transporte. Die Regie- 
rung halte an der Berwaltungävorlage feſt und werde diejelbe jo- 
- bald ala möglich wieder auf die Tagesordnung fegen. Graf Sza— 
pary befämpft die Politik der Unabhängigfeitspartei, welche durch 
ftaatärechtliche Debatten die auf die ordentliche Entwidlung des 
Landes gerichtete Thätigkeit verhindern wolle, und erklärt, die befte 
und einzig richtige nationale Politif liege in der Förderung der 
Erſtarkung des Landes, wozu er die weitere Unterftügung der Partei 
erbitte. 

7. Oktober. (Peft.) Das im ungarifchen Reichstage vorge— 
legte Staatsbudget pro 1892 beziffert die Einnahmen und Aus— 
gaben in ungefähr gleicher Höhe und ſchließt mit einem Ueberſchuſſe 
von 12,955 Gulden. Die Thatjache, daß das Gleichgewicht erhalten 
wird, ift um jo bemerfenswerter, ala fi) die Ausgaben im Jahre 
1892 im Ordinarium allein um 25 Millionen erhöhen. Das Mebr- 
erforderni3 für die gemeinfame Armee beträgt für Ungarn andert« 
halb Millionen, dad Mehrerfordernis für die Landwehr ungefähr 
eine Million, für die Aufbefferung der Gehälter der Staatsbeamten 
find 1’ Millionen eingeftellt; das Präliminare pro 1890 jchloß 
mit einem Defizit von über 6 Millionen. Das Schlußrefultat ge= 
ftaltete fich jedoch über 34 Millionen günftiger ala der Voranfjchlag 
und jchließt mit einem effektiven Kaſſenüberſchuß von 28 Millionen. 

- 10. Oktober. (Wien.) In dem dem Abgeordnetenhauje vor— 
gelegten Budget beträgt dag Geſamterfordernis 584,620,378 fl., die 
Geſamtbedeckung 585,238,262 fl. Der Ueberſchuß jomit 617,884 fl. 
Die Einnahmen weifen gegen das Vorjahr ein Plus von 16,862,741 fl., 
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die Ausgaben eine Zunahme um 19,767,351 fl. auf. Die gemein- 
famen Ausgaben find um 3,035,734 fl. geftiegen, ebenjo find höbere 
Beträge eingeftellt für die Subvention des Lloyd und der Donau» 


Dampfihiffahrts-Gefellichaft. 

Der Yinanzminifter Steinbach beleuchtet das von ihm ein« 
gebrachte Budget und betont dabei die Vorficht und das Streben 
nad Wahrheit, mit welchem bei der Aufftellung desjelben vorge» 
gangen worden jei. 

Die eingeftellten Ziffern beruhten auf den biöherigen Ergebnifien des 
laufenden Gtatsjahres. Bezüglich ber Baluta-Regulierun ſchließt fich der 
Minifter den Aeußerungen des ungarifchen Finanzminifters Weterle an. Alle 
maßgebenden Faktoren mwünjchten die Baluta-Regulierung. Für die Be: 
ſchaffung des hierzu notwendigen Goldes ſei das Abwarten günftiger Marft: 
verhältniffe und die —— des richtigen Momentes notwendig. Ueber 
den Zeitpunkt der Valuta-Regulierung könne er nichts mitteilen, ohne eine 
Erſchwerung der notwendigen Maßnahmen zu ſchaffen und Nebenwirkungen 
hervorzurufen. Bei der geringen Elaſtizität des Steuerſyſtems ſei die größte 
Selbſtbeherrſchung erforderlich, um ein eines Defizits entbehrendes Budget 
zu erhalten. Das Gegenteil würde das Anſehen Oeſterreichs ſchmälern, den 
mühſam gekräftigten Kredit empfindlich ſchwächen und die Pläne der Va— 
luta-Regulierung ſofort in die Regiſtratur verweiſen. Von Anleihen, ab— 
geſehen von ſolchen zu Inveſtitionszwecken, ſei er (der Miniſter) kein Freund; 
eine Steigerung der indirekten Abgaben erachte er für unthunlich, auf dieſem 
Gebiete müſſe Ruhe eintreten. Auch die Reform der Zollpolitik ſei nicht 
ohne Opfer möglich. 

10. und 11. Oktober. (Leutfchau in Ungarn.) Erinnerungs- 
feier an die vor 50 Jahren erfolgte Ernennung des Prinzen, nad 
maligen Kaifers Wilhelm I. zum Inhaber bes k. k. Infanterie 
Regiments Nr. 34. An diefer eier nimmt ala Vertreter Kaifer 
Wilhelms II. deſſen ylügeladjutant, der deutjche Militärattache 
Dberftlientenant v. Deines, teil, derfelbe bringt bei der Feſttafel 
einen politifch bedeutfamen Toaſt aus; der Wortlaut desjelben 
lautet: 

„Meine Herren! Geehrter Herr Oberft! Se. Majeftät unjer aller: 
höchſter Herr hat mir befohlen, dieſem tapferen Regiment zum heutigen Zage 
feine herzlichen Grüße zu überbringen und zugleih den Dank für dieſes 
erhabene, ſchöne Feſt auszudrüden. Se. Majeſtät hat dies zuvor mündlich 
gejagt und ließ es auch jchriftlich ausrichten. Se. Majeftät wird fich jedoch 
ganz beſonders freuen, wenn er hören wird, wie erhebend das Regiment 
dieſen Tag gefeiert hat. Zugleich bitte ich den Herrn Oberften, mir geitatten 
zu tollen, in meinem Namen und im Namen ber Offiziere des Kaiſer yranz: 
Garbde:Grenabierregiment3 den fameradichaftlichen Dank auszudrüden für die 
Beweife treuer Waffenbrüberjchaft, deren wir Ihrerſeits teilhaftig werben. 
Dem Beifpiele unferer allerhöchiten Kriegaherren folgend, die in inniger 
treuer Waffenbrüderſchaft verbunden find, find unjre Armeen, find wir un 
auflöslich vereint, wie nie zuvor. Nicht? auf Erden wird es geben, was 
uns trennen könnte. In gegenjeitiger Hochachtung, geftügt auf unfre uralte 
Zufammengehörigkeit, welche ja viele Jahrhunderte beweiſen, werden wir 
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aud ferner feft zufammenhalten. Meine Herren, wir gehören zufammen. 
Das ift jedem Soldaten ins Herz gejchrieben. Diejes Gefühl der Zujammen: 
gehörigfeit und die daraus entipringende Einigkeit werden auch im Felde 
unfer Wahlipruch bleiben. Als bewährte treue Waffenbrüder werden mir 
Schulter an Schulter fämpfen. Wenn unfre allerhöchiten Kriegsherren ung 
bereinft rufen, werben wir mit Begeifterung gegen jedweden Feind ziehen. 
Und nun bitte ih, meine Herren, mit mir dem tie/gefühlten Dante Aus: 
Drud zu geben, indem wir dem Dffizierforps bes —— Regiments 
Nr. 34 uud ſeinem biederen Kommandanten ein Hoch ausbringen!“ 


Das Wiener „Fremdenblatt“ veröffentlicht ſpäter folgenden 
authentiſchen Wortlaut: 


„Se. Majeſtät der Kaiſer, mein Allergnädigſter Herr, hat mir be— 
fohlen, Seinem braven Regimente und ganz beſonders dem vortrefflichen 
Offizierkorps Seine herzlichen Grüße und Glückwünſche zu überbringen und 
den Allerhöchſten Dank für die pietätvolle Feier dieſes Tages. Se. Majeſtät 
haben mir dies mündlich in Schwarzenau geſagt und geſtern noch ſchriftlich 
ausdrücken laſſen. Ich glaube hinzufügen zu dürfen, daß der Allerhöchſte 
Inhaber ſich freuen wird, wenn er erfährt, wie ſein Regiment dieſen Tag 
gefeiert hat. Dann, hochverehrteſter Herr Oberſt, bitte ich, Ihnen in meiner 
Kameraden und in meinem Namen den Allerhöchſten Dank ausſprechen zu 
dürfen für die großartige gaſtfreie, liebenswürdige Aufnahme, die Sie und 
Ihr Offizierkorps uns, den Vertretern der preußiſchen Armee, bereitet haben, 
im Rahmen dieſes ſchönen Feſtes, des erhebenden Ausdruckes echter Waffen: 
brüderſchaft. Voll und ganz ſtimmen wir dem, was Sie ſoeben ausgeſprochen, 
bei. Dem Beiſpiele ihrer Allerhöchſten Kriegsherren, die innige Freund— 
ſchaft verbindet, find unfere Armeen mit Begeiſterung gefolgt. Stark, feft 
und treu ftehen wir zu einander, jo innig und unauf(öslich verbunden wie 
nie zuvor durch gegenfeitige Hochachtung und das uralte Gefühl der Zu: 
fammengehörigfeit. Denn, meine Herren, wir gehören ja doch zujammen; 
wir Soldaten brauchen darüber nicht viel zu reden, es ift uns allen ins 
Herz geichrieben. Still, aber freudigft, find wir eines Sinnes, gute Kame— 
raben im Frieden, treue eg und Schulter an Schulter, wenn 
unjere Kriegsherren dereinft rufen, zum Kampf und Sieg! Daß dem fo iſt 
und immer jo fein wird, dafür ift ein neuer Beweis die Art, wie Sie bie 

ier dieſes uns noch beſonders teueren Gedenttages begangen haben. Zicjes 

ft haben Sie aus dem ver heraus gemacht und wir werden den Tag 
im Herzen bewahren. Und nun, meine Herren, laſſen Sie unjerem Dant 
an bie lieben Gajtgeber -Ausdrud geben, indem wir rufen: „Das Offizier: 
korps dieſes altbewährten Regiments und an feiner Spite ber Oberft Frei— 
herr v. Königabrunn leben hoch!“ 


11. Oktober. In Peſt findet eine Berfammlung von mehreren 
Zaufenden Bürgern zu dem Zwede der Gründung eines „Magya- 
ren⸗Vereins“ ftatt, deſſen Aufgabe e8 fein folle, Peſt „auf dem Wege 
der That vollftändig zu magyarifieren“. Der fofort fonftituierte 
Verein zählt bereit? an 4000 Mitglieder. 

Mitte Oktober. Der Name der Partei des Grafen Apponpi, 
die fich bisher „Gemäßigte Oppofition“ nannte, wird in „Natio— 
nalpartei“ verwandelt. 

15. Oktober. (Wien: Abgeordnetenhaus.) Bei Beginn 
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der Sitzung ftellt der Präfibent feft, daß ein Abgeorbneter währent 
der leßten Sigung verfucht habe, auf den Stimmzetteln, ‚welche für 
eine vorzunehmende Erſatzwahl in einen Ausſchuß verteilt waren, 
den Namen eines Kandidaten zu ftreichen und burch einen anderen 
zu erfeßen. Unter anderem feien vier Stimmzettel Abwefender ge 
ändert worden. (Entrüftungsrufe.) Der betreffende Abgeorbnete 
jei vor das Präfidium gerufen und ihm die völlige Unzuläffigkeit 
eines jolchen Borganges auf das entfchiedenfte vorgehalten worben. 
Ein weiteres Einfchreiten des Präfidiums ſei unthunlich, da bie 
Geichäftsordnung für einen derartigen Vorgang, der unmöglid 
babe vorausgejehen werden können (lebhafte Zuftimmung) und jeit 
dein Beitande de3 Parlamentarismus in Defterreich nicht vorge- 
fommen jei, feine Beftimmung enthalte. Er müſſe über den Bor- 
gang, der fich eigentlich von felbft richte (Zuftimmung), feine ganz 
entjchiedene Mikbilligung aussprechen und daran jein lebhaftes 
Bedauern fnüpfen, daß die Gefchäftsordnung leider feine Handhabe 
biete, jene Zenſur zu verfügen, die eine ſolche Unzukömmlichkeit 
erheijchen würde. (Lebhafter Beifall, Händeflatfchen.) 

Der Abgeordnete Schneider erklärt, er Habe nur ſolche Stimm- 
zettel geändert, deren Inhaber dies geftatteten. Den vier bom 
Präfidenten erwähnten abwejenden Abgeordneten babe er die von 
ihm vorgenommene Aenderung rechtzeitig mitteilen wollen und bie 
Diener angewiefen, diefe Stimmzettel nicht einzufammeln. Im 
ganzen habe er acht bis zehn Stimmzettel geändert. Stimmzettel 
feien feine amtlichen Urkunden. Er bedauere, durch die Berufung 
zum Präfidenten gehindert worden zu jein, weiter zu agitieren, 
damit fein Kandidat die ihm noch fehlenden ſechs Stimmen erhalte. 
(Der Präfident ruft den Abgeordneten Schneider zur Ordnung.) 
Er (Schneider) Halte das Parlament für feine Bolkövertretung, 
fondern für eine Sliquenvertretung. (Lang anhaltende Unrube, 
Entrüftungsrufe.) Der Abgeordnete Graf Hohenwart bezeichnete bie 
Behauptung, daß bie betreffenden Abgeordneten mit ber Aenberung 
ihrer Stimmzettel einverftanden geivefen feien, ala unwahr. (Xeb- 
after Beifall, Händeklatfchen.) Die Abgeordneten Schlefinger und 
Gusmann verteidigen den Abgeordneten Schneider unter beftigen 
Angriffen gegen die Preffe, das Klubunweſen und den berrichenden 
MWahlmodus. 

26. Oktober. (Wien.) Konftituierung des tjchechifchen Zen- 
tralvereind Wiens. Ein Obmann erklärt, man dürfe nicht eher 


Die Geherreihifg-Nugarifge Monarhie. (November 1.—11) 205 


ruben, bis die 200,000 Wiener Tſchechen der Nation zurüdgegeben 
feien. Die Wiener Tſchechen jollten der Regierung Oppofition big 
aufs Meſſer machen. 

1. November. (Peft.) Der Benediktiner-Erzabt Vaspary 
wird an Stelle des am 23. Januar verftorbenen Kardinal Simor 
zum Fürſtprimas von Ungarn ernannt. 


Anfang November. Der Befuch des Königs von Rumänien 
in Wien wird aufgegeben wegen dringender innerer Angelegenheiten 
Rumäniens. 

Anfang November. (Prag.) Die Tichechen ſetzen den Be— 
ſchluß durch, die Straßen Prags bloß mit tichechifchen Tafeln zu 
verjehen. 

11. November. Wien.) Der Kaiſer Franz Joſeph empfängt 
die Mitglieder der ungarifchen Delegation. Die Rede, mit welcher 
der Kaiſer die Anſprache des Delegationd- Präfidenten beantwortet, 
lautet in den Hauptjägen, wie folgt: 

„Mit Befriedigung kann Ich es ausfprechen, daß wir mit allen 
Mächten in durchaus freundlichen Beziehungen jtehen. In vollem Einklange 
mit unjeren Verbündeten erblide Ich in der Erhaltung be3 europäifchen 
—— die ſicherſte Gewähr für das Glück und das Gedeihen der Völker. 

eine Regierung verliert dieſes Ziel nicht aus dem Auge, und es kommen 
uns auch von allen Kabinetten Verſicherungen gleich friedlicher Beſtrebungen 
zu. Zwar hat dies biöher noch nicht dazu geführt, die Gefahren ber poli: 
tifchen Lage Europas zu bejeitigen oder die allgemeinen militärischen Rü— 
ftungen zum Stillftande zu bringen, da aber das Friedensbedürfnis fich fo 
allgemein und einmütig bekundet, jo erjcheint die Boffnung auf eine enbliche 
Erreichung jenes Zieles nicht ausgeſchloſſen. Möge es Mir befchieden jein, 
Meinen Völkern die frohe Botjchaft verfünden zu können, daß die gegen: 
twärtigen Sorgen und Lajten bes bebrohten Friedens ihr Ende erreicht Haben. 

Die Ihnen zur er gi Behandlung zugehenden Vorlagen 
geben Zeugnis davon, daß Meine Regierungen mit größter Gewifienhaftig: 
keit die finanzielle Lage der Monarchie in Betracht gezogen und im Vor: 
anfchlage für das ftehende Heer und die Marine ſich für das nächfte Jahr 
auf die unauffchiebbaren und dringenditen Bedürfniffe beſchränkt haben, wobei 
jehr wichtige Anforderungen der Heeresleitung vertagt werden mußten. In 
Bosnien und der Herzegowina zeigt fich in allen Zweigen des wirtjchaft: 
lichen Lebens eine ftetig fortjchreitende Entwidelung. Die — Einnahmen 
dieſer Länder werden ſomit auch im nächſten Jahre zur Deckung der Ver: 
mwaltungäfoften volllommen ausreichen. Ich bin überzeugt, dat Sie Ihrer 
Aufgabe Ihre volle Einficht und Hingebung entgegenbringen und wünſche 
Ihrer Thätigkeit einen gedeihlichen Erfolg und Beibe Sie von Herzen will: 
tommen!“ 

11. November. Wien.) Vom Cerkle, den ber Kaijer Franz 
Joſeph nach dem offiziellen Empfang der Delegationen abhält, wer- 
den folgende Aeußerungen befannt: Dem Delegierten Demmel, der 


bemerkt, daß nach der vernommenen kaiſerlichen Anjprache eine 
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boffnungsvolle Friedensausficht walten werbe, erwidert der Kailer, 
bie fyriedensverficherungen ſeien mit größter Vorficht aufzunehmen. 
Sie berubten zunächſt nur auf Erwartungen, deren Realifterung 
in hohem Grade mwünfchenswert wären. Dem Delegierten Ruf 
gegenüber äußert fich ber Kaifer über die römijche Friedenskonfe— 
ren; und bemerkt, er glaube nicht, daß auf dem eingejchlagenen 
Wege das Biel ber Konferenz erreicht werden könne. 

Später werben noch verjchiedene Einzelheiten befannt. Mit 
verſchiedenen Delegierten befpricht der Monarch Fragen ber inneren 
Politik. Als der alttfchechifche Delegierte Pollak fih erlaubt, fich 
dem Kaiſer als einen der legten wenigen alttjchechifchen Abgeord⸗ 
neten vorzuftellen, die dem Prinzip der Verſöhnung treu geblieben 
feien und für basfelbe auch ehrlich arbeiten wollen, bemerkt der 
Kaifer: „Das freut mich wirklich herzlich, jehr Herzlich. Es ift das 
ja ein Prinzip, welches zum Durchbruche gelangen muß, aber nie 
fann dies bei einem Prinzip der Fall fein, für welches täglich ganz 
leere Phrafen zum Tenfter hinaus gejprochen werben.“ Hierauf 
bemerft Pollak: „Ich fürchte nur, Majeftät, daß das Prinzip nicht 
jo bald durchgeführt wird.“ Hierauf fagt der Kaifer in beſtimmtem 
Zone: „Aber gefchehen muß es, und jo Gott will, wird e8 aud.“ 
Den Abgeordneten Dr. Doftal fragt ber Kaifer: „Sind Sie aud 
in irgenb welchem Ausſchuſſe?“ Worauf Dr. Doftal ermwibert: 
„Als alttjchechifcher Abgeordneter gehöre ich feiner Fraktion an 
und bin auch infolge deſſen in feinem Ausſchufſe.“ Hierauf fpricht 
ber Monarch in fehr ftrengen Worten fein Bedauern über bie Wirr- 
niffe in Böhmen aus unb gibt zugleich der Hoffnung Ausdrud, 
daß die Bevölkerung Böhmens bald wieder zur Beruhigung kom— 
men werde. 


Ä 12. November. (Wien.) In einem Minifterrat unter Vorfit 
bes Kaiſers wird entfchieben über die Forderungen der Polen wegen 
Dezentralifierung ber Staatsbahnen. Nah Schluß ber Sitzung. 
melcher auch ber Chef des Generalftabes, FZM. Baron Beck. bei: 
wohnt, wird ber Obmann bes Polentlubs, Abg. R. v. Jaworski, 
zum Kaiſer berufen. 

Die Regierung hat X m einen großen Zeil ber galizifchen Wünſche 
acceptiert, und fämtlihe Minifter waren in biejer —* einmütig, aber 
auf Grund der Einwendungen der höchſten militäriſchen Autoritäten wird 
keinerlei weſentliche Aenderung in ber bisherigen Organiſation ber galiziſchen 
Staatsbahnen eintreten und demgemäß auch feine — in Xem: 


berg mit ben für fie in Anfpruch genommenen Befugnifien errichtet. Sämt: 
liche Betriebäbdireftionen bed Staatsbahnnetzes ehe 8 * haben, die 
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Beamten bis zur Gehaltaftufe von 1200 fl. zu ernennen, jedoch mit genauer 
Einhaltung ber von ber Generaldirektion feitzuftellenden präzijen — 
für die Ernennung. Die Betriebsdirektionen werden über jede einzelne Er: 
nennung ber Generaldireftion einen Vorſchlag unterbreiten, und erft, wenn - 
von ber Generaldireftion feine Einwendung erhoben wird, foll die Ernen: 
nung durch bie Betriebsdirektion erfolgen. Die Generaldireftion ſoll dadurch 
in die Lage geſetzt werden, auögleichend auf bie Apancementäverhältniffe bei 
fämtlichen Betriebadireftionen zu wirken, damit nicht eine zu große Ber: 
Ichiedenheit in dem Tempo ber Vorrüdung fich herausbilde. Der General: 
Direktion wird auch dad Recht vorbehalten, die Berfegung von Beamten aus 
einem Direftionsfprengel in einen andern vorzunehmen. Die fyorberung bes 
galiziichen Landesausſchuſſes, dat bie Beamten von den Landes⸗-Chefs ernannt 
werben follen, ift daher nicht bewilligt. Die Betriebädireftionen werden nur 
verpflichtet fein, bei Anftellungen und Ernennungen von den Landes-Chefs 
einen Yeumundöbericht über die Bewerber einzuholen, wie dies, allerdings 
nur fallweife, auch jetzt jchon bei ben Staatöbeamten anderer Dienftzweige 


zu geſchehen pflegt. 

Ueber die Audienz Jaworskis beim Kaiſer bringt das „Wiener 
Tageblatt” einen Bericht, daß der Kaiſer die äußere Lage ala über- 
aus ernft bezeichnet habe. Darauf Panik an der Börſe. Die an» 
geblichen Aeußerungen des Kaifer8 werben amtlich dementiert. 


13. November. (Wien) Das Abgeordnetenhaus fegt 
heute die Beratung des Unterrichtbudget3 fort. Im Laufe der 
Debatte erklärt ber Unterrihtsminifter Gautſch, die Kenntnis 
der deutſchen Sprache gehöre in Defterreich zu den unabmweisbaren 
Notwendigkeiten. (Stürmifcher Beifall und Händeklatſchen links, 
Widerſpruch und „Oho“⸗Rufe rechts. Als ſich von ber Rechten ver- 
einzeltes Zifchen vernehmen läßt, applaudiert die Linke nochmals 
lebhaft.) Der Minifter fügt Hinzu, die Kenntnis der beutjchen 
Sprache jei das einzige Mittel, um das national entwidelte Schul- 
weſen Defterreich® vor geiftiger Vereinfamung zu ſchützen. Auch 
aus wirtfchaftlichen Gründen fei die Kenntnis der deutjchen Sprache 
für die Bevölkerung unerläßlich. 


Der SIovene Suflje proteftiert unter bem lauten Beifall 
der Jungtſchechen und Slovenen gegen bie Rebe bed Unterrichte- 
miniftere. Die Slovenen wüßten nun, baß fie von ber gegen- 
wärtigen Regierung nicht? zu hoffen haben, fie nähmen den auf- 
gedbrungenen Kampf auf unb feien ficher, daß Gott das ſloveniſche 
Volk nicht untergehen laffen werde. (Lebhafte Unruhe Linke.) — 
Bei ber fortgefehten Beratung des Unterrichtsbudgets beglückwünſcht 
der Abgeordnete Ghon unter dem Beifall der Linken namens ber 
Deutjchliberalen den Unterrichtsminifter Dr. v. Gautſch zu feinen 
Erklärungen. Die Rechte proteftiert dagegen. Ebenhoſh erklärt 
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namens ber Katholifch-Konjervativen fein Einverftändnis mit den 
. Ausführungen Shuflje’s. 

14. November. Der Ausfchuß der ungarifchen Delegation 
für auswärtige Angelegenheiten tritt zufammen unter dem 
Dorfig Ludwig Tiszas. Graf Kalnoky gibt folgendes Erpoje: 

Der Minifter Eonftatierte vor allem gegenüber jener verjchiebenen Auf: 
aflung, welche die Anſprache des Kaiſers an bie Delegationen mehrfach ge: 

nden hat, daß bie gegenwärtige Lage der Monarchie, jo weit es fi um 
ie Friedensausfichten handle, ala eine günftige bezeichnet werden könne. Es 
fei ihm feine einzige politifche Frage befannt, welche zu einer direkten Be 
fürchtung Anlaß geben fönnte, daß die lange —— welche und 
bisher befchieden war, jet eine Unterbrechung erfahren könne. Unſere Be 
iehungen zu allen Mächten feien durchaus freundlicher Natur. Die Ber 
cherungen, welche una biesfalla zufommen, konftatieren nicht nur im allge: 
meinen die friedlichen Beftrebungen, fonbern es liegen authentiſche und maß: 
ebende Zuficherungen vor, daß Fa feiner Seite die Abficht irgenb einer 
ggreifton gegen einen Nachbar beftehe. Es fei alſo derzeit eine Befürchtung 
weder für ben europäiſchen Frieden im allgemeinen, noch Kir unjere Monardie 
im bejonderen vorhanden. Mit diefer Sachlage ftehe e3 allerdings im Wider: 
ipruche, daß die Beforgtheit um die Erhaltung des Friedens nicht aufhören 
will und daß die diesfällige faum gefakte Zuverficht immer wieder erfchüttert 
ericheint. Die Haupturfache dieſes Zuftandes ſei barin zu fuchen, daß bie 
militärifchen Vorbereitungen und Rüftungen bei allen Staaten ungeſchwächt 
ortdauern und nachgerade einen Grad erreichen, welcher die Gefahr ein: 
chließt, daß durch die gefteigerte Leichtigkeit bed Krieges auch bie Eventua- 
lität eines folches nähergerücdt werden könnte. Daß in unfrer Monardhie 
ber Wunjch nach Erhaltung bes Friedens ein allgemeiner ift, kann von feiner 
Ceite in Abrede geftellt werden. Allein der gleiche Wunſch ift überall vor: 
handen, und dies berechtigt denn doch zur Hoffnung, daß wir mit der Zeit 
aus dem gegenwärtigen widerſpruchsvollen Zuftande herauskommen werben. 
Mir können auf die Erfahrung Hinweifen, daß unfre zum Zwecke ber Er: 

tung des Friedens geichloflenen rein defenfiven Bündniffe nun fchon jeit 
ahren beftehen und fich als ihren Zwecken und Zielen entiprechend erwieſen 
haben, und man darf hieraus wohl folgern, dat der Zufammenfchluß ber 
—— beitragen wird, den Frieden auch für die Zukunft zu er— 
ten. 

Was die Fragen des Referenten bezüglich der Erneuerung des Drei— 
bundes betrifft, ſo ſei das Bündnis mit Stalten in der That auf eine Reihe 
von Jahren verlängert worden. Warum man den Ablauf bes Vertrages 
nicht abgewartet habe, das bebürfe wohl kaum einer befonderen Motivierung. 
Selbſt bei Handeläverträgen pflegt man ſich möglichft früh vor Ablauf ber 
Fortdauer derjelben zu verfichern, und es ift dies um jo eher notwenbig, 
wenn es ſich um fo wichtige Verträge handelt, wie fie bier in Rede ftehen. 
63 hat ſich erwieſen, dab ſämmtliche Mitglieder bes Dreibundes einmütig 
in der Erkenntnis waren, daß bie zwiſchen ihnen beftehenden Bündniſſe fi 
bewährt haben, daß beren fyortdauer für alle Teile und im Intereffe dei 
europäiichen Friedens wünſchenswert erjcheine und dab die Erneuerung aud 
vor dem Ablaufe ftattfinden folle. Es habe alſo der jpeziellen Initiative 
von einer oder der anderen Seite überhaupt nicht beburft. Des weiteren 
glaubt der, Minifter ur pi zu fünnen, daß zur Zeit, als die drei Mächte in 
das in Rede jtehende Bunbesverhältnis traten, alle Umftände jo reiflich er: 
wogen wurden, daß feine weſentliche Aenderung bei der Erneuerung not: 
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wendig erſchien, man vielmehr auch darin übereinſtimmte, daß von keiner 
Seite neue Verpflichtungen übernommen werden ſollten. Das Verhältnis 
ber öſterreichiſch ungariſchen Monarchie zu Deutſchland könne der Miniſter 
als unverändert bezeichnen, inſofern der Ausdruck „unverändert“ auf ein 
Verhältnis paßt, welches fich mit der Dauer fortwährend vertieft und bie 
zwifchen den Beteiligten beftehenden Bande immer mehr feftigt. Daß bei 
den obgedachten Ber konblingen zwifchen ben leitenden Miniftern ber drei 
Mächte ich das vollfte gegenjeitige Einverftändnis und Vertrauen gezeigt hat, 
fann gewiß ebenfalld ala eine Garantie für die Fortdauer ber zwiſchen den 
drei Kabinetten beftehenden herzlichen Beziehungen gelten. 
Es kann nicht in Abrebe geftellt werden, iR: im Laufe der letzteren 
Zeit einzelne Ereigniſſe aufgetaucht find, welche die öffentliche Meinung bis 
a einem gewiflen Maße irritiert haben. Dem gegenüber erinnert ber 
inifter daran, daß unfere Zeit überhaupt für folche Erregungen leicht zu: 
gänglich fei, daß das große Publikum ſenſationsſüchtig und die Preſſe jehr 
geneigt jei, diejem Bedürfniſſe unjerer Zeit:Epoche entgegenzutommen. Es 
fei natürli, daß dann willkürliche und unwillkürliche Erfindungen und 
Mebertreibungen mit unterlaufen. So ſei died auch mit jenen Ereigniffen 
ber Fall geweien, denen der Referent in dem leßten Zeile feiner Rede ge: 
dacht. Die Reife des deutſchen Kaiſers nach England jei jedenfall3 von hoher 
Bebeutung gewejen; aber dieje Reife jei nicht als der Ausgangspunkt neuer, 
fondern vielmehr ala das Refultat bereits beftandener Berhältniffe zu be: 
traten. Dieje Reife wäre nicht in diefer Weife unternommen worben, die 
Aufnahme Kaifer Wilhelms in England wäre nicht jo glänzend und warm 
geweien, wenn nicht jchon vorher lebhafte Sympathien für den Deutfchen 
Kaifer und Teutichland in England bejtanden, wenn nicht im englischen 
Bolte für die Friedensziele des Dreibundes das richtige Verftändnis bereits 
vorhanden geweſen wäre. Der Flottenbeſuch in Kronſtadt ließe fich beiläufig 
von bemfelben Standpunkte beurteilen. Alles, was fich dort ereignet, hätte 
nicht geichehen können, wenn nicht jchon früher zwijchen den beteiligten 
Staaten dad Bewuhtjein einer zwijchen ihren Intereſſen beftehenden engeren 
Derbindung auf beiden Seiten vorhanden gewejen wäre. Der Minifter ift 
auch nicht geneigt, die Auffaffung zu teilen, daß ſich auf das Kronftädter 
Ereignis eine tiefe Veränderung in der europäiichen Lage zurüdführen ließe. 
Was die Frage des Referenten bezüglich unfrer Politit im Orient 
betrifft, jo ſeien die Ziele und Abfichten derjelben wiederholt und öfters 
dargelegt und, wie der Minifter wohl behaupten darf, dieje Ziele auch jeder: 
zeit fonjequent im Auge behalten worden. Diejelben lafjen fich furz dahin 
zejumieren: Auf dem Balfangebiete allen ſtaatlichen Individualitäten die 
freie Entwidlung innerhalb der vom Berliner Bertrage gezogenen Grenzen 
zu fichern und ihre ftaatliches und materielles Gedeihen, foweit dies in unjrer 
Macht fteht, zu fördern, damit fie fi) immer mehr auf das Niveau der 
übrigen Kulturftaaten erheben und daher auch der weſteuropäiſchen Völker: 
familie immer nähergerüdt werden. Was fpeziell Rumänien betrifft, jo hat 
Dies die größten Fortſchritte in diefer Richtung aufzuweiſen, wozu auch der 
Umftand beitragen mag, daß die dortige Bevölferung vermöge ihrer roma— 
nischen Abftammung von jeher mehr nad) Weſt-Europa hinneigt. Es macht 
ſich dort nad und nach eine günftigere Wandlung auch nach unſrer Seite 
hin bemerkbar. In letzter Zeit wechjelten Minifter und Parteien an der 
Regierung ab, unfre Beziehungen wurden jedoch dabei nicht tangiert und 
blieben, wie ic mit Genugthuung Eonjtatiere, unverändert freundliche. Dies 
gilt auch gegenüber dem jeigen, weſentlich fonjervativen Stabinette, welches 
bei una im Bubliftum mit einer gewiſſen Skepfis aufgenommen wurde. Wir 
ftehen jedoch auch mit diefer Regierung auf befriedigendem Fuße und hoffen, 
Europ. Gejchichtälalender. Bd. XXXII. 14 
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es werde fich dies nicht ändern, wer immer in Rumänien and Ruder ge 
langen möge. ine wertvolle Garantie finden wir aber in König Karl, 
befjen weiſer Leitung jeit einem Vierteljahrhundert das größte Verbdienft um 
die ftaatliche, militärifche und materielle Entwidlung des jungen Staats: 
weſens gebührt. Wir hegen nicht den geringften Zweifel, dat die auswär: 
tige Politik Rumäniens auch fünftighin die bisherige Richtung einhalten 
wird. Es ift dies um jo leichter für Rumänien, ala e3 mit uns die gleichen 
Intereſſen und Ziele, ald es eine fonjervative, auf Erhaltung bes Friedens 
* des rechtlichen Zuſtandes auf der Balkanhalbinſel bafierte Politil 
verfolgt. 

Was Serbien betrifft, ſo laſſe ſich nicht leugnen, daß ſeit der Ab- 
dankung des —— Milan in Serbien ſich eine für uns nicht freundliche 
Stimmung bemerkbar machte, obwohl, wie ſchon der Referent hervorhob, 
unfrerfeits alle Entgegenfommen bewiejen wird, um gute Beziehungen zii: 
ſchen unfrer Monarchie und dem Kleinen Nachbarftaate zu erhalten. Wir 
wiſſen e3 und würdigen ed, daß in biefem jungen Staatsweſen bie Partei: 
verhältniffe noch jehr verworren find und daß ber dortigen Regierung oft 
nicht geringe Schwierigkeiten entgegentreten. Deſſenungeachtet könne ber 
Minifter in unferen Beziehungen zu Serbien eine Beſſerung fonftatieren. Er 
babe aber mehrfach den Eindrud gewonnen, daß es bei manden Vorkomm— 
niffen weniger an gutem Willen jeitend der ferbifchen Regierung fehle, daß 
jedoch die dortige Bevölkerung fi immer mehr in eine Richtung hinein- 
führen laffe, welche gegen ihr eigenes Intereſſe gerichtet ſei und fie bei mei: 
terem Verharren auf diefer Bahn endlich auch mit ben Verträgen in Kon: 
flitt bringen müffe. Der Minifter fühlt ſich nicht berufen, dem ferbifchen 
Volke Ratichläge zu erteilen; er glaube jeboch die Meinung ausfprechen zu 
dürfen, daß ed gut wäre, wenn man fich dort mehr ber e ber inneren 
abminiftrativen und materiellen Aufgaben zuwende, dafür aber weniger große 
Politik machen wollte. 

In diefer Beziehung bilde Bulgarien einen unverfennbaren Gegenjah 
zu Serbien. In Bulgarien befaffe man fich ernft und eifrig mit den in: 
neren Angelegenheiten, arbeite mit Fleiß und Ausdauer an der Hebung bes 
materiellen Wohlftandee, des Handeld und Verkehrs, an der Bermehrung 
der Schulen u. ſ. w. Was die vom Referenten berührte Anerfennungsfrage 
betrifft, jo bedauert der Minifter, jagen zu müflen, daß biefe heute noch ae: 
rabe jo ftehe, wie als er zum legtenmale bor der Delegation zu jprechen 
Gelegenheit hatte. Die Angele enbeit diefer Anerkennung bat bei den ihr 
widerftrebenden Kabinetten jeither feine Fortſchritte gemacht, und unfre 
Monarchie könnte fich nicht veranlaßt fühlen, eine jehr heifle Frage anzu: 
regen, bezüglich deren ein Mißerfolg vorauszufehen ift und die ſich in ihrer 
weiteren Entwidlung leicht zu einer gefährlichen geftalten könnte. Für bie 
Bulgaren mag dieſe Situation immerhin peinlich fein, da fie burch ben 
Ausschluß einer legitimen Regelung ihrer ftaatsrechtlichen Berhältniffe das 
Gefühl haben, gleichfam in eine minderwertige Klafje zurüdgebrängt zu fein. 
Wenn diefer Zuftand allzu lange dauert, könnte er allerdings auch bedent: 
lich werden. Im allgemeinen jet die Stellung Bulgariens eine jo gute, baf 
das Land ſelbſt durch die mangelnde Anerkennung feine weſentlichen Nach— 
teile erfährt, und wer den Bulgaren wohl will, könne ihnen nur den Rat 
erteilen, auch fernerhin in möglicht korrekten Beziehungen mit der Pforte 
zu verbleiben, fich jeder abenteuerlichen Aktion zu enthalten und unter fteter 
Corgfalt für die Entwidlung ihrer Refjourcen in Gebuld die weiteren Dinge 
abzuwarten. Man ift in Bulgarien bisher klug genug geivefen, fich inner: 
halb dieſes Rahmens zu bewegen, und man wird fich hoffentlich auch in 
ber Zukunft nicht aus demfelben herausdrängen laffen. 
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Der Minifter müfje zugeben, daß die Sicherheitszuftände ſowohl in 
ber Nähe des Sandſchaks Novi-Bazar wie in dem Bilajet Koſſowo und 
vielleicht noch in anderen Gebieten Pehlecht oder minbeften® nicht gut feien. 
Die Rubeftörungen find alle lokaler Natur und entjpringen meift au dem 
widerhaarigen Verhalten dieſer unbdisziplinierten Völker gegenüber ben Be: 
börbden, die wohl auch nicht immer vorwurfsfrei fein mögen. Was die Pe: 
ſorgniſſe betrifft, daß im Orient große Verwidlungen gewöhnlich mit ähn: 
lichen Rubeftörungen begonnen haben, jo meint der Minifter, daß die Zeit 
er fei, wo Lofale Unruhen diefer Art zu größeren Verwicklungen führen 
Önnten. 

Was die Darbanellen-Frage betrifft, jo ftehe bie Sache bekanntlich 
fo, daß im Sinne der europäifchen Verträge die Dardanellen für die Durch: 
fahrt von Kriegsfchiffen geichloffen find und das Recht, eine Durchfahrt 
folder Schiffe zu geftatten, dem Sultan allein zuftehe. Bei Beurteilung 
dieſer Frage ift es wichtig, den Unterjchied zwiſchen Kriegsichiffen und Trans: 
portichiffen nicht aus den Augen zu verlieren. Die bedeutendften füdlichen 
Häfen Rußland liegen im Echwarzen Meere, und es muß baher notwen: 
digerweiſe den Weg durch die Meerengen benüßen, um die Verbindung und 
ben Verkehr zur See mit feinen Provinzen in Oftafien aufrecht erhalten zu 
können. Diejer Verkehr wird neueſtens am häufigsten mit ber fogenannten 
Kreuzerflotte vermittelt, welche aus Schiffen beiteht, die im falle eines 
Krieges allerdings beftimmt find, als Kriegsjchiffe armiert zu werden, im 
Frieden aber ber Regierung als Transportichiffe dienen und unter ber Han— 
beläflagge fahren. Dieſe Schiffe find während ber Iegteren Jahre zu wie: 
berholtenmalen auch für den Transport von Rekruten nad) deren Beftim: 
mungaort, jowie umgefehrt zur Rüdführung ausgebienter Soldaten in deren 

eimat verwendet worden. Wegen mehrfacher Anftände mit den türkifchen 

ehörben wurde jchlieklich ein Ablommen zwifchen der Pforte und Rußland 
betreff3 diejer Schiffe getroffen. Die Pforte hat, nachdem fie fi mit Ruß— 
land geeinigt, im Wege eines Zirkularſchreibens den anderen Mächten gegen: 
über den Charakter diejes zur Regelung der Durchfahrt für Transportichiffe 
getroffenen Abkommens fejtgeftellt und zugleich fonftatiert, daß durch dasſelbe 
an bem bisher bezüglich der Durchfahrt durch die Darbanellen beftehenden 
Prinzipe feinerlei Aenderung fich ergibt. Diefe türkiſche Zirkular:Depejche 
hat una und andere Mächte veranlaft, von der Erklärung ber Pforte Alt 
zu nehmen, bei welcher Gelegenheit neuerdings die durch die Verträge feft: 
geftellte Kloture der Darbdanellen für Kriegsſchiffe ausdrüdlich konſtatiert 
werben fonnte. 

Indem ber Minijter zum Schluß feiner Erläuterungen im allgemeinen 
nochmals zufammenfaßt, glaubt er mit gutem Gewifjen jagen zu können, 
daß die politifche Lage unfrer Monarchie eine durchaus befriedigende jei, 
fe fie die ihr gebührende Stellung in Europa einnehme, daß fie freund: 
fchaftliche und geregelte Beziehungen mit allen Mächten unterhalte und treue 
und mächtige Alliierte und freunde befite, mit welchen fie in voller Weber: 
einftimmung die Wahrung der berechtigten gegenjeitigen Intereſſen, die Er: 
haltung bes Friedens und die gemeinfame Abwehr gegen jeden denſelben 
etwa bedrohenden Angriff zum Ziele gejeßt hat. Unſre Politif werde, mie 
e3 die europäijche Lage mit fich bringt, jtet3 eine Kluge und vorfichtige fein 
müffen; wir wollen feine gefährliche Frage unnötigerweiſe aufwerfen und 
nicht ohne Not Gefahren herveiführen, welche ohne Schädigung unfrer Inter: 
effen oder unſres Anjehens vermieden werden können. Wir werden aber 
darauf Bedacht nehmen müffen, unire Wehrkraft auf jene Höhe zu bringen 
und zu erhalten, welche una durch die Sorge für die Sicherheit unſrer 
Monarchie und die Wahrung unfrer Machtjtellung unausweichlich erſcheint. 

14* 
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Auf weitere Fragen macht Graf Kalnoky darauf aufmerkſam. baf 
bei der Dardanellen-Frage bie Intereſſen unfrer Monarchie nicht ummittel: 
bar berührt werben, daß vielmehr andere Mittelmeermächte dieſer Frage 
viel näher ftehen und feine derſelben u ber Regelung ber Durchfahrt für 
die zuffiichen Kreuzerſchiffe eine andere Stellung eingenommen habe als wir. 

Der Minifter gibt dem Delegierten Gjernatony darin recht, daß bei 
unfrer Allianz mit Italien auch die orientalifchen Angelegenheiten weſentlich 
in Betracht fommen. Die Iniereſſen Italiens lägen allerding® mehr nad 
dem Mittelländifchen Meere hin, ala weiter hinein nach den Balfanländern. 
Unter den heutigen Verhältnifien aber laſſen fich die einen von dem anderen 
faum trennen, und daher bürfe man wohl jagen, daß bezüglich bes Orients 
unfre Intereſſen und die Ziele unfrer Politit mit jenen Italiens identiſch 
fein. Auch Italien verfolgt im Orient eine fonfervative, auf Erhaltung 
des status quo gerichtete — genau ſo wie wir, und Italien ſtrebt 
ebenſowenig wie wir Länder-Erwerb oder einen unberechtigten Einfluß in dem 
Baltanländern an. Der Minifter habe die Reije des —— v. Giers und 
deſſen Zuſammenkunft mit dem italieniſchen Miniſterpräſidenten ohne irgend 
welches Mißtrauen betrachtet. Er habe dieſe Begegnung eher wünſchenswert 
gefunden, weil ex Herrn dv. Gierd aus perfönlichem Verkehre als einen jehr 
achtungswerten gemäßigten Staatsmann fennt und man e3 nur als nützlich 
anjehen konnte, wenn berjelbe fi) aus unmittelbarer Berührung mit dem 
leitenden italienifchen Minifter die Meberzeugung verichaffe, daß Italien ge: 
nau wie bie anderen Mitglieder bed Dreibundes nicht daran denke, andere 
ala durchaus friedliche Ziele anzuftreben. Weber dad, was ziwijchen ben 
beiden Staatämännern gejprochen worden fein könne, glaubt Graf Kalnoty 
bei den vertrauensvollen Beziehungen, welche zwiſchen den Miniftern ber 
dem Dreibunde angehörenden Staaten beftehen, jagen zu können, daß er 
feinen Grund habe, von dem Berlaufe und Refultate diejer Zufammenkunft 
nicht ganz befriedigt zu fein. 

Der Minifter fommt ſchließlich berichtigend auf einen Pafjus im ber 
Rede des Grafen Apponyi zurüd. Derfelbe habe die einleitenden Worte in 
der erſten Rebe des Minifters jo gedeutet, ala ob letzterer ſich dem peffimi- 
ftifchen Interpretationen, welche die Anſprache Sr. Majeftät an die Delega- 
tionen in manchen Kreijen gefunden, angeichlofien hätte. Rebner finde zwar 
von dem, was er gejagt, nichts zurüdzunehmen, müſſe aber richtigftellend auf 
wei Momente aufmerkjam ind ie erſtens, daß fein Grund vorliege, zu 
ee daß er die europäifche Situation in wefentlich anderem Sinne beur- 
teile, ala dies letzthin vonjeiten des italienifchen wie des englijchen Premier: 
minifterd gejchehen ift, denn auch er habe erklärt, gegenwärtig feinen Grund 
zur Bedrohung bes Friedens zu erbliden, und daß bies jeine Anficht jei, 
dafür könne er den thatjächlichen Beweis liefern, indem er auf das eben 
vorgelegte Budget des Kriegsminiſters verweife. Wie viele Millionen würde 
wohl die gemeinfame Regierung habe einftellen müffen, wenn fie wirklid an 
eine imminente Gefahr glauben würde und Beſorgniſſe ernfter Art für bie 
nächite Zukunft hegte? Bezüglich ber Darbanellenfrage müſſe er noch nach: 
träglich erwähnen, daß die Durchfahrt der zur SKreuzerflotte gehörenden 
Schiffe keineswegs etwas ganz neues jei. Die Schiffe machen bie Fahrt be: 
reitö jeit Jahren. Es haben fich jedoch zu wiederholtenmalen, wenn Sol: 
baten transportiert wurden, von türfijcher Seite Schwierigkeiten ergeben, 
und dieſes jollte nun ein» für allemal geregelt werden. Graf Szecjen habe 
gana richtig bemerkt, dat das Recht, die Durchfahrt durch die Darbanellen 
zu gejtatten, dem Sultan allein zuftehe, und daß er dieſe Erlaubnis jelbit 
Kriegsichiffen gewähren könne. Wenn eine ber Mächte gegen bie in Rede 
ftehende Vereinbarung Einwendungen erhoben habe, fo ſei aber auch bei 
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biejer Gelegenheit ber Sa aufgeftellt worden, daß jedes Zugeftänbnis, welches 
bezüglich der Fahrt durch die Dardanellen jeitens des Sultans an eine ein: 
Pr Macht gewährt wird, auch für die anderen Geltung habe. Darüber, 

8 ruffifche Truppen vom Weiten nach dem Oſten zurüdbeförbert worben 
wären, ift ihm nicht? befannt. Ein offiziöfes ruffiiches Blatt, „Der In: 
valide”, hat vielmehr bereitö vor einigen So ganz offen das Gegenteil 
verfündet, und zwar mit ber Motivierung, daß gegenüber der Organifation 
aller anderen europäifchen Armeen unb namentlich —— der Schnellig⸗ 
keit, mit welcher dieſelben mobiliſiert werden können, Rußland ſich in einem 
ſehr beträchtlichen Nachteile befinde, wenn ſeine Truppen erſt im letzten 
Momente die riefigen Diſtanzen bis zum Schauplatze des Krieges zurück— 
zulegen hätten. Es ſei auch in ber That in ber Verſchiebung ruſſiſcher 
Truppen bis zur Stunde kein Stillſtand eingetreten. 

24. November. (Wien.) Ein Antrag des Abg. v. Plener 
bie unteren Stufen der Erwerbafteuer herabzuſetzen, wird troß bes 
Widerſpruchs des Finanzminiſters mit 166 gegen 126 Stimmen 
angenommen. Die äußerfte Linke und die Jungtjchechen ftimmen 
mit ben Deutfchliberalen. 

25. November. (Wien) Die geftrige Abftimmung wird 
praftifch wieder daburch aufgehoben, daß die äußerfte Linke mit den 
Antifemiten den Zufagantrag Pattai einbringt, wonach der Steuer- 
ausfall (1,2 Mill. Gulden) durch einen Zufchlag zu den oberen 
Stufen wieder eingebracht werden fol. Mit diefem Zujat wird 
die ganze Materie an eine Kommiſſion verwiejen. 

Pattai beantragt: die Steuerklafien von 105 bis 210 Gulden um 
50°/o, jene von 210 bis 525 Gulden um 75°) und jene über 525 Gulden 
um 100° zu erhöhen. 

27. November. (Wien.) Defterreichifche Reichsratsdelegation. 
Der Abgeordnete Zallinger (kl.) bejpricht die Papjtfrage, indem er 
auf die in der lebten Zeit in Rom vorgefallenen Borgänge Hin- 
weift. Die Idee der Selbftändigkeit der Kirche fei nicht durch Ka— 
nonen aufzuhalten; diefelbe bilde feine italienifche, jondern eine 
internationale fatholifche Frage. Der Anſpruch des Papites auf 
volle Souveränität auf dem eigenen Territorium fei durchaus 
legitim und eine Stüße aller Legitimität. Mehrere Abgeordnete wider- 
fprechen. Der Referent Fürſt Winbifchgräß giebt feiner perjönlichen 
Sympathie für die Ideen Zallingers Ausdrud und jpricht die Hoff- 
nung aus, baß bie friedliche Löfung der Trage der weltlichen Macht 
des Papfttums in katholiſchem Sinne durch Italien jelbjt erfolgen 
werde. Darauf ergreift der Minifter des Auswärtigen Graf Kal- 
nofy das Wort: 


Das Problem, das Herr dv. Ballinger angeregt, habe auch ſchon vor 
biefem große Geifter und politische Köpfe bejchäftigt, doch ſei eine praltiſche 
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Löſung nicht gefunden worden; er glaube nicht, daß die Delegierten von 
ihm eine Erörterung diejer fchwierigen frage eriwarten. 

„Zwei Punkte möchte ich aber doch hervorheben. Der Herr Perict: 
erjtatter hat jchon in diefer Richtung einige dieſer Anfichten geftreift, ic 
möchte aber jene zwei Punkte als diejenigen hervorheben, die die Regierung 
vor Augen hat. Das eine ift, daß h die Regierung volllommen bewußt 
ift der enormen Weberzahl der katholiichen Bevölkerung in unſerm Pater: 
lande und fi) daher vor Augen hält, daß die Gefühle und berechtigten 
Empfindungen und Wünſche nad Möglichkeit berüdfichtigt werden jollen. 
Die Regierung hat auch nur den Wunjch, es möge die Stellung des heiligen 
Baters eine ſolche jein, welche die völlige Unabhängigkeit, wie fie dem Haupte 
der fatholifchen Kirche gebührt und für ihn notwendig ift, im fich jchlieft, 
fie möge eine ſolche fein, die das Papfttum und den Papft jelbft befriedigt, 
denn erſt wenn die Zufriedenheit auf biefer Seite auch dauernd ifl, wird 
der Tyriede, wie wir ihn mwünfchen, zwijchen dem Papfttum und dem italie: 
niſchen Königreiche Hergeftellt fein. Das find unfre wärmften Wünfche, und 
wenn wir etwas dazu beitragen fönnen, jo werden wir nie verfehlen, in 
dieſer Richtung zu wirken nach unferm beiten Können. Der zweite Puntt, 
den ich hervorheben wollte, ijt — und ich glaube, ich werde nirgends auf 
Widerſpruch ftoßen — daß es der allgemeine Wunſch der Bevölferung ift, 
mit der italienifchen Nation in Frieden und Freundſchaft zu leben. Mir 
wollen mit diefem Nachbar in gut nachbarlichen, in guten Beziehungen in 
jeder Nichtung leben, und wir gehen noch weiter, denn wir find mit ihm 
in ein politiſches Bündnis getreten, welches mit eine der Grundlagen unfrer 
Politik ift. Nun, meine Herren, ich glaube, ber Herr Delegierte Zallinger 
muß fi dad doc auch gejagt Haben. Wie können wir aljo mit fühner 
Hand, wie er ed gethan hat, in dieſes Problem hineingreifen, ohne die Ge: 
fühle der italienischen Nation zu verlegen, die wir zu verlegen gar feinen 
Anlaß und auch feinen Wunſch haben. Eine Konklufion geht aus der Der: 
vorhebung diejer zwei Punkte nicht hervor, weil, wie ich eben im Anfange 

ejagt habe, dieſes Problem praktiſch zu Löfen vorläufig noch niemand die 
Mittel und Wege gefunden hat.“ 


30. November. (Peft.) Da fich gegen die Aeußerungen bes 
Grafen Kalnoky am 27. in Italien eine ſchwer verftändliche Ent- 
rüftung bemerkbar macht und fogar die Auslegung auftaucht, die 
Worte de3 Grafen Kalnoky Hätten die Bedeutung, daß Oeſter— 
reich, falls Italien fi) vom Dreibunde losmachen wollte, die rö- 
mijche Frage wieder auf den Plan bringen würde, jo bringt der 
„Peiter Lloyd“ folgenden Kommentar zu der Rede: 

Die Papftfrage ift nicht identiſch mit der römiſchen frage, ber 
treffend den Beſitz Roms und die weltliche Herrichaft des Papftes; letztere 
— hat ſeit 21 Jahren zu eriftieren aufgehört. Niemand, am wenigften 

eiterreich: Ungarn, hat das Recht oder die Abficht, den Befig Roms den 
Stalienern zu ftören. Da ber Papft irgendivo wohnen muß, beiteht bie 
Papitfrage in dem Problem, die fyreiheit und Unabhängigkeit des Papſtes 
mit der Souveränetät jenes Staates, wo er wohnt, fei dies in Rom oder 
in einem anderen Staat, in un zu bringen. Diefe frage ift noch 
nicht endgültig gelöft, allein auch in diefem Sinne ift die apitfrage feine 
internationale; Tolange ber Papft in Rom refidiert, ijt dieſe Trage aud: 
ſchließlich durch Italien zu regeln. Wenn dad Beiſammenſein des Papſtes 
mit dem König von Italien in Rom unmöglich würde, müßten nicht die 
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Italiener, ſondern der Papft Rom verlafjen. Jede andere Deutung der Rebe 
des Grafen Kalnoky entipräche wohl den Wünſchen der Klerikalen, keines— 
falls aber den Gefinnungen ber öjterreichifch-ungarifchen Regierung. 


14. Dezember. In der Sitzung des Abgeordnnetenhaufes citiert 
im Laufe der Budgetdebatte der Abgeordnete Zueger eine angebliche 
Aeußerung des deutjchen Reichskanzlers v. Gaprivi und verwahrt 
fich dagegen, daß die „Jubenliberalen“ mit den Deutfchen in Defter- 
reich identifiziert würden, ſowie dagegen, daß die Tjchechen, Slovenen 
und Glovalen ald gentes minores behandelt würden und daß nur 


an Deutiche und Magyaren gedacht werde. 

Der Rebner wendet fich im Laufe feiner Rebe gegen die Handelsver— 
träge und äußert, fie lauteten nur zu Gunjten der Juden. Der natür: 
liche Zug des politifchen nn Oeſterreichs ſei nicht nach Deutjchland, 
Italien, der Schweiz oder Rußland gerichtet, jondern nach der Balkan— 
Halbinjel. 

Mit Bezug auf diefe Neuerungen nimmt der Minijterpräfi« 
dent Graf Taaffe dad Wort zu folgender Erklärung: 

Obwohl er nicht im Haufe anweſend geweſen jei, ſondern fich im 
Minifterzimmer bei einer Konferenz befunden habe, jo jei r doch auf die 
joeben gehaltene Rede des Abg. Lueger aufmerkjam gemacht worden. Es jei 
ihm daher zwar unmöglich, auf die Details diejer Rede einzugehen, er jei 
aber in der jehr unangenehmen, er möchte faft jagen, traurigen Lage, nicht 
nur im Namen der Regierung, fondern namens Dejterreichd —* tiefſtes Be: 
dauern darüber auszuſprechen, daß in ſolcher Weiſe in einem Momente ge— 
ſprochen werde, wo die Möglichkeit geſchaffen worden, das politiſche Bünd— 
nid, das zwiſchen den drei Großmächten beſtehe, nicht nur in politiſcher, 
jondern au in wirtjchaftlicher Beziehung zu feitigen — (lebhafter Beifall) 
—, daß in einem ſolchen Momente nicht nur einzelne Großmächte angegriffen 
und ihre hervorragenden, offiziellen Perjönlichkeiten, wie der deutjche Reichs— 
fanzler, in ſolcher Weije geichildert würden, in einem Momente, wo jeder 
gute Defterreicher fühlen müfje, wie jehr er jeinem Land und Weiche diene, 
wenn er basjenige, was politiich abgemacht jei und was, wie er glaube, den 
Frieden Europas fichern dürfte, auch in wirtjchaftlicher Beziehung feitige. 
(Beifall) In ſolchen Dlomenten jo vorzugehen, jei — er wolle nicht das 
ärgfte Wort gebrauchen: e3 fei nicht patriotiſch — gewiß aber nicht politisch. 
(Lebhafter anhaltender Beifall.) Er wolle, wie bereit3 erwähnt, fich gar 
nicht in Details einlaffen und könne es auch nicht über das, was der Abg. 
Zueger geiprochen, weil er nicht gegenwärtig geweſen fei. Eins jedoch jei 
ihm aufgefallen, und das habe er gerade gehört, als er in dad Haus ein: 
getreten {A und wo ber Vorrebner gejagt habe: „Was bat Defterreich fich 
politifch oder wirtfchaftlich mit Jtalien, mit Deutjchland oder Rußland zu 
bejchäftigen?" Meine Herren! Iſt Oeſterreich eine Großmacht oder nicht? 
(Lebhafter Beifall) Wenn fich Defterreich weder politifch noch wirtichaftlich 
mit den anderen Großmächten auseinanderjegen darf, jo ift es feine Groß: 
macht mehr! (Lebhafter Beifall); das möchte ich jedoch von der Minijter: 
bank aus konjtatieren, daß Dejterreich, Gott ſei Tank, noch eine Großmacht 
ift und es auch mit ber Unterftügung der putriotiichen Mitglieder dieſes 
839 fernerhin bleiben wird.“ (Lebhafter, allſeitiger langandauernder 
Beifall.) 


Der Generalberichterſtatter Dr. v. Bilinski, der Führer der 
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Polen, erklärt zum Schluß, von jeinen Parteigenoffen beauftragt 
zu fein, ganz entjchieden gegen die Aeußerungen Quegerd zu prote- 
ftieren. Die Polen gingen von dem Standpuntte aus, daß die 
Handelöverträge eines der größten Werke der zeitgenöffiichen Staats- 
funft und der gegenwärtigen Wirtjchaftzpolitif feien. Der wirt- 
chaftliche Friedensbund, der jet gejchloffen jei, bringe die zivili- 
fierte Welt dem Ideale des ewigen Friedens viel näher, ala alle 
Beichlüffe der Friedenskongreſſe. Die Polen jeien mit aller Ent- 
fchiedenheit für den Dreibund, wie er beftehe, weil fie darin eine 
Gewähr des Frieden und die größte Gewähr der Stärke und Kraft 
Defterreich® erblidten. (Lebhafter Beifall.) 

16. Dezember. (Wien: Abgeordnetenhaus.) Rede des 
jungtſchechiſchen Abgeordneten Gregr: 


„Hätten unjere Borfahren ahnen fünnen, dat Böhmen zu nichts an- 
derm als zur Zitrone des üfterreichijchen Staates wird, dann wäre die Kö: 
nigawahl 1526 ander? gefallen. Die Regierung geht gegenüber den Tſchechen 
vor, ala wollte fie —— ſobald als möglich für die preußiſche Annexion 
zurichten. Durch feine Haltung gegen die Tſchechen hat der öſterreichiſche 
— 83 längſt die Exiſtenzberechtigung verloren. Die Tſchechen fühlen 

Oeſterreich wie in einer babyloniſchen Gefangenſchaft. Im Tſchechen⸗ 
ehe " Berefcht die Sehnſucht, aus diefer Gefangenſchaft Loszulommen. 
den Banden ber deutjc:öfterreichiichen Zentralifation müfje jedes ſlaviſche 
Volt verdborren, wie in ben Armen eines Vampyrs. Der öfterreichifche 
Staatögedante ſei heute nichts anderes, als die Slaven zu Grunde zu rıdhten. 
„Deiterreich ſchließt die unnatürlichften Bündniffe mit dem Erbfeind, Elam: 
mert fi frampfhaft an Deutjchland, jeht die Eriftenz des Staates aufs 
Spiel; nur aus Haß gegen die Slaven und aus germanijchem Fanatismus, 
welcher jelbft die böchten Kreife dieſes Reiches ſchon —— hat. Oeſter⸗ 
reich iſt kein Rechtsſtaat, iſt den Slaven gegenüber ein at. Man 
wird das Tſchechenvolk nicht ermüden. Will man gegen hagleibe Kanonen 
ins feld führen, wir fürchten fie nit. Man erwedt Ha gegen dieſen 
Staat und macht dem Tſchechenvolke die Kette immer unerträglicher.“ 


Nach diefen Worten erhebt fich der Borfitende, Herr v. Chlu— 
medy und erteilt in großer Erregung Gregr den Ordnungsruf. 

Der Abg. Lienbacher tritt ala Defterreicher und Deutjcher den 
Ausführungen Gregrs entgegen und begrüßt die neuen Handelsver⸗ 
träge freubig, weil diejelben auf einem großen Gebiete eine Berein- 
barung jchüfen, wo die polititifchen freunde fich wie Feinde be— 
handelt hätten. 

Prinz Karl von Schwarzenberg drüdt namens feiner Ge- 
finnungägenofjen, ſowie der übrigen XTjchechen, welche dem Jung» 
tichechentlub nicht angehören, tiefe Entrüftung aus über die Be- 
leidigung des patriotifchen Gedankens vonjeiten Gregr®: 


Der Sieg des Haufes Habsburg auf dem Weißen Berge jei ein 
Glück für Böhmen und die tſchechiſche Nation geweſen; er könne En 
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das böhmifche Volt hege feinen Haß gegen ben Gefamtftant.e Wohin folle 
fih das böhmifche Volt wenden? Solle ed etwa bei dem deutichen Nachbar 
ober im Norboften Anſchluß fuchen? Der Enthuſiasmus des böhmischen Volkes 
während des Bejuches der Prager Ausstellung durch ben Kaiſer jei die befte 
Widerlegung der Rede Gregrd. (Lebhafter Beifall und Händeklatjchen.) 


17. Dezember. (Abgeordnetenhaus) Finanzminifter 
Dr. Steinbach bezeichnet die Ziffern in der geftrigen Rebe bes 
Abg. Gregr über die angebliche Steuerausbeutung Böhmens, 
Mährens und Schlefiend durch den Staat als von jeltener Unrich- 
tigkeit. Ein Blid in das gejegnete Böhmen genüge, um fich von 
der Unwahrheit der Redensarten „ausgeprekter Zitrone”, „Vampyr - 
Armen“, „babylonifcher Gefangenschaft“ zu überzeugen. Das agri— 
fole Mufterland Böhmen mit feiner reichen Induſtrie ſei wohl fein 
Objekt des Mitleids. (Große Heiterkeit und Beifall.) Der Minifter 
Ichließt fi) im Namen der Regierung auf das entjchiedenfte dem 
geftern durch den Prinzen Schwarzenberg fundgegebenen Ausdrude 
der Entrüftung über die Beleidigung der patriotifchen, dynaftischen 
und dfterreichijchen Gefühle an. Die Regierung nehme das böhmifche 
Volk gegen die Beleidigung durch Gregr in Schuß. (Großer Beifall.) 
Palady erklärt, Defterreih) müßte für die dfterreichifchen Slaven 
erfunden werden, wenn es nicht beftände. (Beifall) Gregr babe 
dem böhmifchen Volke keinen Dienft geleiftet, letzteres ſchulde ihm 
(Gregr) keinen Dank. (Lauter Beifall, große anhaltende Bewegung.) 

20. Dezember. Duell zwifchen dem Minifter Fejervary und 
dem Abgeordneten Ugron. 

23. Dez. Ernennung des Landgerichtsrats Grafen Kuenburg, 
Mitgliedes der deutichen Linken, zum Minifter ohne Portefenille. 

23. Dezember. (Peft.) Das Abgeordnetenhaus nimmt in 
dritter Leſung jämtliche Handelsverträge an. Der Minijter- 
präfident Szapary teilt mit, fobald das Oberhaus die Handels— 
verträge angenommen habe, werde die Regierung die Auflöfung 
des Reichstags vorſchlagen, weil die Wahlbewegung ſchon im 
ganzen Lande im Zuge und daher eine ruhige Arbeit der Abge- 
orbneten unmöglich ſei. Der Minifterpräfident beantragt, feine 
meritorifhen Sitzungen mehr zu halten, fondern nur no am 
4. Januar behufs Entgegennahme des Votums des Oberhaufes 
betreff3 der Handelsverträge zufammenzutreten. 

Ende Dezember. Der Profeflor der Nationaldtonomie, Abg. 
vd. Bilinski, Führer des Polenklubs, wird Generaldirektor des 
öſterreichiſchen Staatsbahnweſens an Stelle des Frhrn. v. Czedit. 


II. 
Bortugal. 


30. Januar. In Oporto bricht eine militärijche Bewe— 
gung zu Gunften der Republif aus, die aber ohne Schwierigkeit 
durch treugebliebene Truppen unterdrüdt wird. Der Führer Ka— 
pitän Laite wird gefangen genommen. | 

1. Februar. (Liffabon.) Das amtliche Blatt veröffentlicht 
einen Erlaß, welcher die Habeas-Korpus-Akte fuspendiert und 
die Behörden ermächtigt, jolche Zeitungen, welche die Sicherheit des 
Staates gefährden, im ganzen Lande zu unterdrüden. 

24. März. (Liſſabon.) Das anıtlihe Blatt veröffentlicht 
dad Geſetz über die Konfolidbation der jchwebenden Schuld 
und das Gejeh über dad Tabaksmonopol. 

17. April. (Liffabon.) Das geſamte Minifterium reicht 
feine Entlaffung ein. Der König beauftragt den Premierminijter 
mit der Neubildung des Kabinett3; diefer lehnt anfänglich ab, zu— 
let entjchließt fich das ganze Minifterium zum Bleiben. 

22. April. Die portugiefiiche Regierung fiftiert bei Beira 
auf dem Pungire-Fluſſe zwei britifche Dampfer der jüdafrifanifchen 
Kompagnie. 

Mitte Mai. Blutiger Zufammenftoß zwiſchen Portugiefen 
und Engländern in Südafrika, bie auf dem Wege nach dem Fort 
Salisbury in Maſſikeſſe eintrafen. 

28. Mai. (Lijfabon.) Das engliſch— portugieſiſche Ab— 
kommen wird unterzeichnet. 

6. Juni. Die Deputiertenkammer genehmigt mit 105 
gegen 6 Stimmen das Uebereinkommen mit England. 

10. Juni. Die Pairskammer genehmigt mit 83 gegen 6 
Stimmen endgültig das englifch-portugiefifche Uebereinkommen. 
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1. Juli. (Liſſabon.) Der Ausſchuß der Kammer für bie 
auswärtigen Angelegenheiten verjchiebt die Vorlegung des Berichtes 
bezüglich der Generalafte der Brüffeler Konferenz. 

13. Oktober. (Lijfabon.) Ein königliches Dekret betreffs 
der Kolonie Mozambique beſtimmt, daß diefelbe fortan unter dem 
Namen „Hreier Staat von Oſtafrika“ in die zwei Provinzen Mo— 
zambique und Lorenzo Marquez geteilt werde. Die wirtjchaftliche 
Ausbeutung der portugiefiichen Befigungen in Oſtafrika foll nad 
dem Borgange Frankreichs, Deutſchlands und Englands Privat- 
gejellichaften übertragen werden; denn die Kolonie koſte Portugal 
gegenwärtig 8 Millionen Franks, was für die Finanzen des Mutter- 
lande3 eine zu jchwere Laſt fei. Die Hoheitsrechte würden dieſen 
Gejellfchaften übertragen, jedoch unter ftrenger Kontrolle der Re— 
gierung. Der Si der Kolonialverwaltung werde Lorenzo Marquez 
fein. Die Bahnverbindung zwijchen Quilimane und dem Schire— 
fluß werde erfterem Orte einen bedeutenden Aufſchwung jeines- 
Handel bringen. Die jährliche Erjparnis für Portugal werde 
3,875,000 Franks betragen. fyerner würden die Zolltarife für Santt 
Thomas, die Kap Berdijchen Inſeln, Guinea und Angola demnächſt 
revidiert und hierdurch eine Erhöhung der Einnahmen um 2 Mil- 
lionen erzielt werden. Bon Guinea und der Inſel Timos abge 
jehen, fei die Finanzlage der Kolonien eine befriedigende. In Mo— 
zambique und Lorenzo Marquez jollen königliche Kommijfionen ein— 
gejegt werden. Die Kompagnien von Mozambique, Jnhambane 
und Delagoa jollen unter einem Intendanten jtehen, der von dem 
Minifter ernannt wird. 

12. Dezember. In Liffabon findet das feierliche Leichen- 
begängnis des am 4. Dezember in Paris gejtorbenen Dom Pedro, 
Exkaiſer von Brafilien, ftatt. Prinz Albredt von Preußen 
ift dazu erjchienen. | 

Ende Dezember. Der Zinsloupon für die Staat3anleihen und 
bie vom Staat garantierten Eifenbahn- Prioritäten, der am 1. Ya 
nuar fällig ift, wird nicht gebdedt. 


IV. 
Spanien. 


Ende Januar. Allgemeine Wahlen. Es werden gewählt: 
95 Liberale, 7 Karliften, 8 liberale Diffidenten, 12 unabhängige 
Konfervative, 25 Republifaner, 2 Autonomiften, 5 Unabhängige 
und 289 Konjervative, aljo gegen 154 Mitglieder, welche der Op- 
pofition angehören. 

Die hervorragendften Mitglieder aller Parteien, ſowie bie Minifter 
find wiedergewählt. Gajtelar ift in Huedla mit einer Mehrheit von 600 
Stimmen, —* in. Barcelona, Pimargal in Valencia und Barcelona 


ewählt. Salmeron und Martes find unterlegen. In mehreren Städten 
ben bie Republikaner anſehnliche Majoritäten erzielt. 


2. März. Eröffnung der Kammern. In der Thronrede wird 
u. a. gejagt: Die Handelöverträge habe die Regierung kündigen 
müffen, um auf neuen Grundlagen Zollabfommen mit den anderen 
großen Ländern zu treffen. Die Botſchaft Fündigt fodann eine 
Reform des Strafgejehbuches, die Einführung eines obligatorifchen 
Militärunterrichts, ſowie die Verbefferung der VBerteidigungsarbeiten 
an. Hinfichtlic der finanziellen Angelegenheiten Spaniens wird 
hervorgehoben, daß e8 notwendig jei, das Defizit zu bejeitigen und 
die Ausgaben herabzumindern. Die Höhe der jchwebenden Schuld 
erbeifche Konfolidierung in kürzerer oder längerer Zeit. Die Re— 
gierung fei mit ber Arbeiterfrage befchäftigt und werde ſich auch 
fernerhin die Prüfung der fozialen Dinge angelegen fein laffen. 

12. Mai. (Madrid) Bei den Munizipalwablen find ind» 
gefamt 2573 Monardiften, 854 Republilaner, 169 Jndependenten 
und 31 Karliften gewählt. In Madrid und etwa 40 bebeutenderen 
Städten haben die Republifaner die Mehrheit erhalten. 

1. Oktober. (Madrid.) Nach hier eingegangenen Meldungen 
haben maroffanifche Mauren einen Angriff auf die Feftung Melilla 
gemacht, find jedoch durch Gejchüßfeuer zurüdgetrieben worden. 
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21. November. (Madrid) Im Minifterrate fpricht ber 
Minifter des Innern Silvela den Wunſch aus, fein Portefeuille 
niederzulegen, weil ein anderer Minifter beffer ala er im ftande fei, 
der Regierung neue Anhänger zu gewinnen. Der Minifterpräfident 
Canovas jucht ihn vergebens davon abzubringen. Der YJuftigminifter 
Billaverde erklärt hierauf, ba es ſich um eine vorzugsweiſe politifche 
Krife handle, müſſe das gefamte Kabinett feine Entlaffung geben, 
damit die Königin-Regentin die volle Freiheit des Handelns habe. 
Der Minifterpräfident Canovas begibt fich fofort in das Palais 
und überreicht die Demiffion des gefamten Kabinett3. 

24. November. Die Lifte des neuen Kabinetts ift die folgende: 
Canovas del Caſtillo, Minifterpräfident; Herzog von Tetuan, Mi— 
nifter des Auswärtigen; Cos-⸗Gayon, Yuftigminifter; Ascarraga, 
Kriegaminifter; Montojo, Marineminifter; Elduayen, Minifter des 
Innern; Concha Gaftaneda, Finanzminiſter; Linares Rivas, Mi- 
nifter für Öffentliche Arbeiten; Romero Robledo, Miniſter der Ko— 
lonien. 

Die die oki Journale veröffentlichen eine Mitteilung, wonach das 
neue Kabinet die Politik des letzten Kabinets fortfeßen werde. Die Regierung 
erachte die finanzielle Lage durch Zufälligkeiten verurfacht, fie glaube, es ſei 
bie erfte Notwendigkeit, daß das Budget ber Wirklichkeit entipreche und 
nicht fiktiv ſei. Dad Kabinet werde e3 fich beſonders angelegen jein Lafien, 
Bertrauen zu verdienen und den Kredit wieder herzuftellen. 

17. Dezember. Die Königin-Regentin verleiht dem Prinzen 
Albrecht von Preußen, der auf der Rüdreife von Liffabon fich 
einige Zeit in Spanien aufhält und den Hof befucht, den Orden 
vom Goldnen Vließ. 


V. 
Großbritannien. 


Anfang Januar. Großer Eiſenbahn-Streik in Schott: 
land, mit Attentaten auf die Züge, die abgelaffen werben. 

2. Januar. Lord Salisbury hält in Cambridge eine Rebe, 
in welcher er erflärt, die wahre Lehre, welche man aus den lebten 
Greignifien in Irland entnehmen Eönne, Liege in ber Enthüllung 
ber außerordentlichen Macht der Organijation, an deren Spiße bie 
Erzbiichöfe Erofe und Walfh ftünden. Wenn die Homerule-Borlage 
angenommen würde, jo würden bie Bilchöfe und Priefter die wahren 
Herricher Irlands fein und die Proteftanten in Ulfter unterbrüden; 
ihr foziales, politifches und materielled Wohlergehen würde von 
ber Priefterwirtichaft abhängig fein. 

28. Januar. Der Kanzler der Schatzkammer Gofchen hält 
in Leeds eine Rede, in welcher er nach einem längeren Hinweiſe 
auf die jüngfte Finanzkriſis ankündigt, er ſei unter Beiſtand 
ber Bank von England beichäftigt, einen Plan ausfindig zu machen, 
wodurch die ftändigen Hilfäquellen des Landes verftärft und finan- 
zielle Kataftrophen abgewendet werden könnten. Die gegenwärtige 
Goldrejerve in England, im allgemeinen unzureichend, follte min- 
beftena 25 Millionen betragen und vielleicht auf 26 oder 27 Mil- 
lionen erhöht werden, zur Herftellung einer zweiten Goldrejerve 
würde er unter gewiffen Umftänden eine Ausgabe von 20 Millionen 
Einpfund-Roten befürworten; durch diefe zweite Rejerve würde eine 
Suspenfion der Bankakte in Krifen vermieden werben; auch wäre 
bie Ausgabe von Zehnjchilling- Noten gegen Silberdedung in Aus- 
fiht genommen. 

11. Februar. (London) Das Unterhaus nimmt in dritter 
Leſung die Zehnten-Bill mit 250 gegen 161 Stimmen an. 
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20. Februar. Aus Sualin trifft die Nachricht ein, daß Tokar 
nad) geringem Widerſtande bejegt ift. Bor der Bejekung fand ein 
heftiges Gefecht mit Osman Digma ftatt. | 

20. Februar. Im Unterhaufe bringt Pritchard Morgan 
einen Antrag ein, wonach das Beftehen ber englifchen Kirche in 
Wales ala Staatöfirche für eine Anomalie und Ungerechtigkeit er- 
Märt wird, die aufhören ſollte. Gladftone befämpft den Antrag 
und unterjtüßt die Regierung. Das Haus vertwirft den Antrag 
mit 235 gegen 203 Stimmen. 

24. Februar. (London.) Der Minifterrat beſchließt die Ein- 
fegung einer Königlichen Kommiffion zur Unterfuchung des Ver— 
hältnifjeg zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Ä 

Mitte März. Bei den Wahlen in Canada tragen bie 
Konjervativen den Sieg davon mit einer Mehrheit von 25 Stimmen 
(früher 51 Stimmen) bei einer Gefamtheit von 215 Stimmen. 

22. März. (Oftindien.) Eine britifche Expedition, welche 
von Affam nah Manipur unter J. W. Duinton zur Herftellung 
der Ordnung abgejandt ift, wird von den Manipuriten gejchlagen 
und aufgerieben. 

24. März. Der italienische Minifterpräfident Rudini und 
ber englifche Botjchafter in Rom Lorb Dufferin unterzeichnen ein 
Protokoll, durch welches die Demarfationslinie der englifchen 
und der italienifchen Einflußfphäre in Oſtafrika feftgefegt wird. 

Die vereinbarte Linie geht dad Thal des Juba von ber Mündung 
aufwärts bis zum 6. Grad n. Br., folgt alabann dem 6. Parallelkreiſe 
bi3 zum 35. Längengrabe und diefen entlang bis zum blauen Nil. Aethiopien 
mit Kaffa und ben anderen Gebiets. Depenbenzen bleibt aljo mit der ſüd— 
lichen Grenze innerhalb ber italienifchen Einflußiphäre. Was die Station 
Kismaju betrifft, jo follen die italienischen Unterthanen und Schupbefohlenen 
völlig gleiche rechtliche Behandlung wie bie englifchen geniehen. 

8. April. (Simla.) Der Rebellenführer von Manipur er- 
Härt in einem Schreiben an den Vizekönig von Indien, das Volt 
Habe Quinton und Gefährten ermordet, weil fie feine Soldaten 
getötet, den Palaft angegriffen und den Tempel entheiligt hätten. 

23. April. (Unterhaus) Der Kanzler der Schatzkammer 
Goſchen bringt dad Budget ein. Der Ueberſchuß im abgelaufenen 
Sabre beträgt 1°, Millionen Ltr. Der Voranjchlag für das lau— 
fende Finanzjahr beziffert die Einnahmen auf 90’. Millionen Lftr., 
die Ausgaben auf 88", Millionen Litr. 


Don dem verbleibenden Ueberſchuß will die Regierung 1 Million 
zur Durchführung des freien Unterrichts (mofür im erſten Rechnungsjahre 


224 Gröÿbritaunien. (Mai 9. uni 15.) 


nur 1 Million, künftig aber 2 Millionen jährlich erforderlich fein werben), 
Ye Milion für Kafernenbauten und 400,000 Lſtr. für Zurüdziehung be 
leichten Geldes aus dem Umlauf verwenden. Eine Steuerverminderung wird 
nicht vorgejchlagen. 

9. Mai. (London) Aus Gapetown wird gemeldet, ber 
Gouverneur des Kaplandes habe die Oberhoheit der Königin über 
das Baftardland und die Annektierung dieſes Gebietes an das Ber 
ſchuanaland proflamiert. 

9. Mai. (London) Die deutſche Ausftellung wird 
burch den Lordmayor eröffnet. 

28. Mai. Das englifch-portugiefifche Ablommen wirb 
unterzeichnet. (Siehe Portugal.) 

9. Juni. (London.) Ende des Baccarat-Prozefjes, in 
welchem der Garbeoberft Sir William Gordon Cumming des fal- 
chen Spielens jchuldig befunden wird. Das Spiel hat ftattge- 
funden unter ber Teilnahme des Prinzen von Wales, ber ala 
Zeuge in dem Prozefje erjcheint. 

15. Juni. Im englifhen Unterhaufe gibt der Staats 
fefretär de Krieggamted, Stanhope, auf eine Interpellation fol- 
gende Erklärung ab: Allerdings beftimmt das Heeresreglement: daß 
jeder Offizier, deſſen Betragen ala Offizier und Gentleman öffentlich 
angegriffen wird, diefen Fall in billiger Zeit feinem Vorgeſetzten 
zu unterbreiten bat. Gordon Gumming bat biejes Reglement 
verletzt; das Vergehen ber drei übrigen beteiligten Offiziere beftebt 
nur darin, ihm ein anderes Berfahren empfohlen zu haben. Bon 
biefen Offizieren ift General Owen William aus der Armee ge 
ichieden, die beiden anderen bleiben unzweifelhaft dem Reglement 
unterworfen. Dieſes Reglement ift nie jpeziell zur Kenntnis bes 
Prinzen von Wales gebracht worden; jetzt, wo die Aufmerkjam- 
feit auf dasſelbe gelenkt ift, ermächtigt mich der Prinz, in feinem 
Namen zu erklären, er erkenne feinen Irrtum, Cumming nicht jo- 
fort aufgefordert zu haben, den Fall feinem Vorgeſetzten zu unter: 
breiten. 


„Diefe Anficht -— jo fährt Stanhope F — teile auch ich, aber ich 
laube, wenn einer von uns unglücklicher Weiſe plötzlich hörte, daß ein 
Freund ehrenmwidrigen Verhaltens bejchuldigt wird, hätten wir ficherlich 
gezögert, ehe wir ihm ein Berfahren angeraten hätten, welches das fofortige 
unabänderliche Berberben feiner ganzen zufünftigen Laufbahn mit fich bringen 
muß. Berfeley Levett, der il in berjelben Lage befindet, hat einem vor: 
gejegten Offizier gegenüber brieflich fein großes Arien ausgedrüdt. Eine 
weitere Aktion ift in diefer Angelegenheit nicht in Ausfiht genommen.“ 


Dberft Cumming, der fich inzwifchen mit einer reichen Erbin ver: 
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heiratet bat, wirb mit feiner jungen frau von bem Pürgermeifter und bem 
efamten Gemeinderate von Boies in großer Gala und mit bejonberer 
Sri empfangen. Bon fämtlichen Kirchen ertönt Glockengeläute, 
riumphbogen waren erbaut, die Häufer beflaggt, und bie feftlich gefleidete 
Bevölkerung empfängt das Paar mit großem Enthufiasſsmus. 

15. Juni. Das Unterhaus nimmt die dritte Lefung ber 
irifhen Bodenanlaufsbill mit 225 gegen 96 Stimmen an. 

Mitte Juni. Nachdem die Manipuriten befiegt find, wird 
der Regent, der Bruder des Senaputti zum Tode verurteilt. 

18. Juni. (Unterhaus.) Bei der Beratung ber Fabriken— 
und Werkftättenbill beantragt Sydney Burton ein Amendement, 
bat vom 1. Januar 1893 ab Kinder nur mit dem 11. Jahre in 
Fabriken beichäftigt werden jollen. Gorft gibt zu, daß bie britifchen 
Delegierten auf der Berliner Arbeiter- Konferenz fich einmütig für 
die Alterserhöhung auf 12 Jahre bei der Beichäftigung von Kindern 
ausſprachen und daß Lord Salisbury diefer Anficht beigepflichtet 
babe. Matthews verteidigt e8, daß die Regierung ein Alter von 
10 Jahren in der Vorlage beibehalten habe. Bon allen Ländern 
hätten nur Deutichland und Portugal bisher Geſetze erlafien, um 
bie Vorſchläge der Berliner Konferenz durchzuführen und jelbft 
diefe Pänder hätten nicht alle Vorſchläge der Konferenz verwirklicht. 
Hierauf wird dad Amendement Burtons mit 202 gegen 186 Stimmen 
angenommen. | 

20. Juni. Das Unterhaus nimmt in dritter Leſung die 
Fabriken- und Werkftättenbill an. 

4.—13. Juli. Beſuch des deutfchen Kaiferpaares in 
England. 

80. Zuli. (London.) Bei dem Lordmayor-Feſteſſen erwiderte 
Lord Salisbury auf ben Toaft bed Lordmayors, bie irische Frage 
näher erörternd, daß der Bürgerkrieg vermieden und die Auflehnung 
gegen das Geſetz unmöglich gemacht jei. Betreff3 der auswärtigen 
Politik erklärt derjelbe, daß zu Feiner Zeit weniger Urfache zur 
Beunrubigung beftanden habe, da die politifche Lage Europas feines 
Wiſſens niemal3 eine fo befriedigende geweſen fei. Wer fich nad) 
Beunrubigung jehne, müffe nach den Vereinigten Staaten gehen, 
wo die Robbenfang-fFrage vielleicht noch zu Zerwürfnifjen führen 
könne. Bon Südamerika, wo ein endlojer Streit, beftändige Un— 
ruben, eine jorglofe und ummälzende Yinanzwirtichaft herriche, ſei 
die englifche Regierung angegangen worden, in dem chilenijchen 
Streit, wie auch zur Ordnung der argentinifchen Finanzen zu ver— 
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mitteln. Doch habe fie es abgelehnt, fich mit diefen Fragen zu 
befaffen. Die orientatifche Frage ſei zwar noch nicht gelöft, doch 
entwicelten fich jet zwei Länder, nämlich Egypten und Bulgarien, 
deren rajcher Fortſchritt zu der Hoffnung berechtige, diefe Schwierig: 
feit einjt zu Iöfen. Dann erwähnt der Premier der kürzlichen 
Bejuche bes deutſchen Kaifers wie des Prinzen von Neapel, weld 
leterer eine andere freundliche Macht repräjentiere. In wenigen 
Wochen hoffe er, die franzöfifche Flotte bewilllommnen zu fönnen, 
alles Vorgänge, welche den zwifchen den europäifchen Nationen be: 
jtehenden Frieden wie die Gefühle der Freundſchaft unter ihnen 
befunden. Man habe von Verträgen gejprochen, welche den Frieden 
der Welt bedrohen müßten. Er wiſſe von jolchen Verträgen nichts 
und jei überzeugt, daß die Tragweite einfacher gejchriebener Ber: 
träge jehr übertrieben werde. Für England jeien Verbündete die 
jenigen, welche die Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Berteilung 
der Yänder und des Friedens wollten. 


5. Auguft. Die Parlamentsfeffion wird mit einer Botjchaft 
der Königin gejchloffen. Sie lautet: 


„Meine Lords und Herren! ch freue mid, Sie von den Arbeiten 
einer in die Länge gezogenen Seffion entbinden zu fönnen. 

Meine SR ae zu allen anderen Mächten find fortwährend bie 
des Friedens und der Freundſchaft. 

Mit dem König von Portugal wurbe ein Uebereinkommen abgeichlofjen 
und genehmigt, welches die Grenzen zwiſchen den Gebieten und Einfluß: 
iphären beider Kronen in Oftafrita feftjegt. Ich habe auch mit dem König 
von Italien ein Abkommen getroffen, das die Linie beſtimmt, welche die 
Schutzherrſchaft von Jtalien im Norboften Afrikas von dem britijchen Ein: 
flußgebiete und von dem egyptifchen Gebiete trennt. 

Ih habe dem Präfidenten ber Vereinigten Staaten Borichläge ge 
madt, um den Streit über den Robbenſchlag in dem Beringsmeer einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. Die Unterhandlungen find weit fortgefchritten, 
aber noch nicht erledigt. Mittlerweile ward zwifchen den beiden Regierungen 
eine Einjtellung des Seehundsfanges in jenen Gewäfjern verabredet, um der 
zu befürchtenden übermäßigen Ausrottung der Thierart vorzubeugen. 

Die franzöfiichen Kammern haben noch nicht das Abkommen zwiſchen 
ung und der franzöfifchen Republit auf Unterbringung verjchiedener, New— 
fundland betreffender Streitigkeiten vor einem Schiedögericht genehmigt. 

Die Genehmigung der Schlußakte der Brüffeler Konferenz Res 
drüdung des Sklavenhandels wurde ebenfalld aufgeſchoben; ebenſo die Gut: 
heigung des Nordfee: Abkommens zur Verhinderung des Alkoholhandels 
zur Ser. 

Meine Herren vom Haufe der Gemeinen! Ich danke Ihnen für bie 
von Ihnen genehmigten Abmachungen betreff3 des Staatshaushalts. Ach 
freue mic), daß Sie in der Lage waren, eine bedeutende Summe der Mil: 
derung der Yaft zu widmen, welche ber obligatorifche Unterricht den ärmeren 
Voltstlaſſen aufbürdet. 

Deine Lords und Herren! Die derfchiedenen Maßregeln, welche Sie 
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in ben legten Jahren beichloffen, um die Beobachtung der Gejeße in Irland 
zu fichern und die allgemeine Lage ber Inſel zu beſſern, haben eine erfled: 
Liche Verminderung der Agrarvergehen und einen bedeutenden Wohlſtands— 
aufſchwung im Gefolge gehabt. Die Schritte, welche Sie thaten, um bem 
Durch die Kartdffelmigernte drohenden Elend in den inneren Gegenden Wet: 
irlands vorzubeugen, haben das große Unheil einer Hungersnot abgewanbt. 
Auch Haben Sie eine wohlthätige Maßregel anläßlich der übervölferten Be: 
zirke Irlands durchgejeßt ; durch Pflege des Aderbaue und Grmunterung 
des Fiſchereibetriebes wird fie hoffentlich zur Verhinderung ähnlicher Ge: 
fahren in ber Zufunft beitragen. 

Die Vorkehrungen, durch welche Pächter in den Stand gejeßt werden, 
ihre Pachtgüter zu Laufen, ſowie die Maßregel zur Erleichterung der Land: 
übertragung in Stand werden durch Vermehrung ber Kleinen Grunbdbefiter 
die befte Bürgichaft für die öffentliche Sicherheit und Ordnung liefern. 

Tas er welches den Landbeſitzern eine unmittelbare Haftbarkeit 
für die Zehentzahlung auferlegte, wird häufigen Veranlaffungen zu Strei: 
tigfeiten zwiſchen Pächtern und Zehenteignern vorbeugen und zugleich ben 
Zehentzahlern in dringlichen Fällen Erleichterung gewähren. 

Im Anschluß an dringende Handels- und Aderbaubebürfniffe haben 
Sie einen wichtigen Zeil des Werks zur Vereinfachung und befjeren Ber: 
anlagung bes Eilenbahntarifä vollendet; das Ergebnis wird unzweifelhaft 
die jchweren damit verknüpften Arbeiten rechtfertigen. 

Die Mafregeln zur Ausbildung des Fabrik- und Werkſtättengeſetzes, 
ber Sparbanfen und der öffentlichen Gejundheitäpflege werden, deſſen bin 
ich gewiß, zum Wohl und Gedeihen meines Volkes beitragen. 

Ih hoffe, daß Sie in einer künftigen Seffion im ftande fein werben, 
verfchiedene Fragen zu unterfuchen, auf die ich Ihr Interefje gelenkt, die in 
Angriff zu nehmen aber Ihnen der Zeitmangel nicht geftattete. 

Ich bete, damit bei der Erledigung Ihrer verjchiedenartigen Obliegen: 
heiten in meinem Königreich Sie fich der Leitung und bes Beiftandes des 
allmädtigen Gottes erfreuen.“ 


5. Auguft. Der türkische Botjchafter in London Ruftem 
Paſcha übermittelt auf Grund der ihm erteilten Inftruftionen 
Lord Salidbury den Wunjch des Sultans, die Unterhandlungen in 
betreff der Räumung Egyptens ſeitens der englifchen Truppen 
wieder aufzunehmen. 

8. Auguft. Lord Salisbury antwortet hierauf: 

Er fönne, da faft alle Mitglieder des Kabinets verreiſt jeien oder 
vor ihrer Abreife jtänden, dem Wunſche ber Pforte gegenwärtig nicht Folge 
geben, fo jehr er dem Sultan gefällig zu fein wünſche. Es jeien außerdem 
ın den jeit den legten Verhandlungen verftrichenen vier Jahren Veränderungen 
eingetreten, welche eine Erneuerung feiner Vollmachten zur Wiederaufnahme 
der Verhandlungen notwendig machten. Er werde daher erjt Ende Oftober 
Ruſtem Paſcha Eine Entſchließungen mitteilen können. 

19. Auguft. Portsmouth.) Die von Kronftadt zurüds 
kehrende franzöſiſche Flotte macht England einen Beſuch. 

20. Auguſt. Bei der Feſttafel, die die Königin in Osborne 
den franzöfiſchen Marineoffizieren gibt, ſpielt die Muſik die Mar— 
ſeillaiſe, wobei die Königin ſich erhebt und dieſelbe ſtehend anhört. 
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Lord Salisbury beteiligt fich nicht an dem Empfang und den den 
Franzoſen gegebenen Feſten. 

9. September. Der in New⸗-Caſtle tagende Kongreß der 
Gewertvereine berät das Programm. 

Matkin beantragt den folgenden Beſchluß: „Daß nad der Anficht 
des Kongrefjes bie Zeit gekommen Hei, two bie britifche Regierung im Berein 
mit allen auswärtigen neh bie internationale Einführung des acht: 
ftündigen Arbeitätag herbeizuführen ſich bemühen und die Einberufung einer 
internationalen Konferenz zu dem Zwede erfolgen follte.“ In der Begrün: 
dung dieſes Antrages jagt Matkin, fein Beſchluß jolle durchaus nicht einen 
anderen, die gefegliche Einführung des achtjtündigen Arbeitätage® in Groß: 
britannien zum Gegenſtand habenden überflüffig machen. Der Haupteinwand 
jei, daß die fontinentalen Brüder viel länger arbeiten. Daß acht Stunden 
genügen, dies zu beftreiten, habe noch niemand unternommen. Alle An: 
wejenden werben darin übereinftimmen, daß die Probuftionäfräfte Englands 
und ber Welt allen an fie zu ftellenben Anforderungen genügen. Sei dies 
der Fall, jo jei es idiotifch, 14, 15, 16 Stunden ben Tag zu arbeiten, wenn 
mittelft einer internationalen Konferenz ein ber ganzen Menfchheit Segen 
bringendes Ergebnis erzielt werden könnte. Owen unterftüßt den Antrag. 
Die Stundenzeit könne nur international feftgeftellt werden. Die Fabri— 
fanten pflegen zu jagen, baß ber van England3 leide, wenn die Arbeits- 
zeit des englifchen Arbeiter herabgejegt werde, England könne dann nicht 
mehr mit dem Auslande konkurrieren. Der Deutſche Kaiſer habe ein gutes 
Beijpiel gegeben. England folle ihm nur folgen. Owen ift in ber Blech 
induftrie bejchäftigt, eine ber benfbar ungefündeften. In ben englijchen 
Blechfabriten haben die Arbeiter 10—12 Stunden zu arbeiten. Der Berg: 
mann Young von Northumberland beantragt Daran ein Amendement: daß 
es nad Anticht des Kongrefſes unmöglich fei, allgemeine Gleihförmigfeit 
ber Stundenzeit einzuführen, ohne diejenigen Arbeiter zu jchädigen, in beren 
Diſtrikten die natürlichen Berhältniffe dem Broderwerbe am ungünftigften 
jeien. Der Kongreß fönne daher die Einführung einer allgemein acht: 
ftündigen Arbeitszeit nicht empfehlen. Der Keffelmadher Knigh von New— 
caftle unterftügt dba3 Amendement. Es fei ja fehr jchön vom Deutfchen 
Kaifer, gewiſſe Dinge zu thun, um den gewerfvereinlichen Geift zu beruhigen. 
Wie jei es aber thatſächlich? Kein deutfcher Arbeiter wage es, auf inter: 
nationalen Kongrefien zu erjcheinen, aus Furcht, auf 12 Donate eingejperrt 
zu werden. Das Parlament um Ordnung ber Arbeitäftunden zu erjuchen, 
bieße in der Geichichte um 100 Jahre zurüdgehen. Damald allerdings re: 
gulierte die Regierung nicht nur die Arbeitszeit, fondern ſogar die Löhne. 
Solle das Parlament um die Genehmigung einer Achtftundenbill angegangen 
werden, fo dürfe über Zeit nicht gearbeitet werden. Hierauf kam es zur 
Abftimmung über das Amendement. Dasjelbe wurde mit 302 gegen 156 
Etimmen verworfen. Keir Hardie jchlug en vor, die Hauptrejolution 
mit den Worten einzuleiten: „Der Kongreß beitätigt die Entjcheibung bes 
Kongrefjes vom letzten Jahre über ben gejeglichen Achtſtundentag.“ Die 
Engländer können nicht warten, bis die autofratiichen fontinentalen Staaten 
ihren Arbeitern einen achtftündigen Arbeitätag bewilligt hätten. Großbri: 
tannien fei in öfonomijchen Dingen ftet3 weiter geweſen als ber Kontinent. 
Hardis Amendement wird mit 232 gegen 163 Stimmen angenommen. 


1. Oftober. (London) Das Parlamentsmitglied James 
William Lowther iſt an Stelle Ferguſſons zum Unterſtaats— 
ſekretär im Auswärtigen Amte ernannt worden. 


Grofbriteunien. (Dttober 2.) 229 


2. Oktober. (New-Eaftle) Parteitag der Liberalen 
Vereine. 


Ein Antrag, den Achtſtundentag ins Programm aufzunehmen, 
wird abgelehnt. 


Gladſtone hält eine große Rede: 

„Wenn wir“, ſagt er, „auf das Jahr 1886 zurückblicken, blicken wir 
auf die Epoche unſrer großen erdrückenden Niederlage zurück. Jedes der 
fünf Jahre, welche inzwiſchen verfloſſen find, hat jedoch unſern Horizont 
geklärt und und mehr Licht gebracht. Wir begannen mit der Ausficht, uns 
imöglicheriweije von den Dete ber Niederlage zu erholen, einer Ausficht, 
welche Er bald zur = heinlichkeit wurde und uns heute in nicht zu 
erner Zeit den gewiflen Sieg erhoffen läßt. Der entjcheidenden Schladht 
o nahe, werden unfre Pflichten entjprechend größer und fchiwerwiegender. 

ir haben und mehr um die Einzelheiten der Regierungsgeichäfte zu küm— 
mern, und ed wäre meine Aufgabe, Ihnen heute abend einen UÜeberblick über 
Die allgemeine Lage zu geben. Die erfte Schwierigkeit, die fi) uns in den 
Weg ftellt, ift die Fülle der umerledigten Gefchäfte, welche von Jahr zu 
Jahr anſchwillt und in dem Maß, in welchem die Tory:-Regierung anbält, 
größer wird.” Nachdem der Rebner dann mit wenigen Worten die Frage 
der kürzeren Parlamente und der gerechten Verteilung der Steuern berührt, 
fommt er auf die Finanzen und die äußere pr des Reiches zu ſprechen. 
Er ftelt Hrn. Gofchen bad Zeugnis aus, daß er dem Lande durch die Kon— 
verfion der Nationalſchuld alljährlich große Summen erjpare, welche jedoch 
Durch die enorme Zunahme nicht allein der inneren Verwaltungskoſten, fon: 
bern wejentlich auch der Ausgaben für Armee und Flotte wiederum ver: 
Ichlungen werben. „Was die äußere Politik der jegigen Abminiftration 
anbetrifft, jo ift dieſe das Gegenteil der von Lord Beaconäfield verfolgten 
Richtung, und wir haben und bemüht, die Aufgabe Lord Salisburys nicht 
ſchwer, Arad leicht zu machen. Nur eines habe ich bei dieſem Gegenjtand 
zu bemerken, dieſes: Ich würde mich freuen, wenn Lord Salisbury, noch 
ehe die gegenwärtige Adminiftration ihren Geift aufgibt, und von der läftigen 
und unbequemen Bejegung Egyptend befreien könnte, die uns, fo lange fie 
Dauert, nichts als Verlegenheiten einträgt, und ung, wie ich fürchte, von ber 
jeßigen Regierung als Erbichaft vermacht werden wird.” Nachdem der Redner 
fodann für Zemperenzreform, Entftaatlihung der Kirche, Beſchränkung ber 
Macht bes Oberhaufes, Reform der Wahlgejege, Zahlung von Gehältern an 
die Abgeordneten, Errichtung von ländlichen Diſtrikts- und Gemeinderäten 
und für bie thunliche Reduktion der Dauer der Arbeitzftunden der arbei: 
tenden Bevölkerung eingetreten, wendet er fich ber irifchen Politik ber Re: 
ge” u. „Die Frage, bie michtige- fyrage liegt dor uns, in welcher 
benfge we mit den vielen wichtigen, ihrer Löſung burch una harrenden 
Den nden verfahren follen, und ed unterliegt keinem Zweifel, dab Ir⸗ 
den erſten Anſpruch auf unfre Zeit bat. Unfre Gegner führen ala 
Hauptargument zu ihren gunften an, daß die Regierung eine Lokalverwal—⸗ 
tungsbill für Irland einzuführen gedenkt, und mit ihrer irifchen Politik fich 
mohlverdient um die Schwefterinjel gemacht hat. Es ift nicht übertrieben, 
wenn ich diefe Lolalverwaltungsbill für eine Art Reue auf dem Sterbebette 
halte, wenn ich mich fo ausdrüden darf. Vor der Wahl hatte man ung 
per in Zwangsakte von Irland fernzuhalten, fein britijches Geld für 
ben Anlauf irifcher Ländereien zu verwenden und Selbftverwaltung einzu: 
führen. Sie haben die erjten fünf Jahre bamit verbracht, zwei Zufagen 
zu brechen und gehen erjt jet, im jechöten Jahre, in articulo mortis, daran, 
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bie dritte einzulöfen. Und jo nachſichtig ijt die Liberale Partei, daß fie 
diejen ſpäten Entichluß auch jet noch mit offenen Armen aufnimmt. Bir 
freuen und besfelben, da jede Selbitverwaltung, wie immer fie auch beichaffen 
jein ınöge, bie nationalen Anfprüche des irifchen Volkes fürdbern muß.“ In: 
dem der Rebner auf die Wirkung der Zwangsakte eingeht, bedauert er, er: 
flären zu müſſen, daß die lebten fünf Jahre das irihe Volt den Bertre: 
tern bes Geſetzes, ſoweit ed durch Richter, Magiftratsperfonen und Konftabler 
repräfentiert wird, entfremdet haben. „Eine andere Ericheinung ift jedoch 
an ben Tag getreten, welche diejer Thatſache das Gegengewicht hält, die 
Freundſchaft, welche das britifche Volk für Irland fühlt. Die iriſche Be 
völferung hat das Verhalten der Liberalen Partei gejehen und mit Recht 
ala den wahren Ausdrud ber Meinung dieſes Landes ausgebeutet. An uns 
liegt es, den Nachweis zu liefern, daß fie fi in ihrer Annahme nicht ge: 
täufcht Hat.“ 

Zum Schluß der Verhandlungen beantragt Sir MWilfrid 
Lawſon, fich für eine völlige Reform der Landgejege zu erflären, 
die Erſtgeburt- und Fideilommißgejege aufzuheben, Verkaufs» und 
Uebertragungäfreiheit zuzugeltehen und Grund und Boden in ge— 
rechter Weiſe zu bejteuern. Sir Wilfrid befürwortet ferner ein 
direftes Verbot des Spirituojenhandels, die Entjtaatlichung der 
Kirche in Schottland, gleiche Bemeffung der Erbichaftfteuern auf 
perfönliche Habe und Grundbefig, Erweiterung der Yabrif- und 
Werkſtättenakte und Beſchränkung, beziehungsweiſe Abihaffung des 
Dberhaufes. Sein Antrag gelangt'ohne Widerjpruch zur Annahme. 

6. Oktober. (London.) Der erite Lord des Schatzes und 
führer des Unterhaufe® W. H. Smith }. 

(Brigbton.) Der Führer der irischen Partei, Charles 
Barnell }. 

20. Oktober. Balfour wird Erfter Lord des Schabes. 

20. Oftober. (Sanfibar.) Der engliiche General Matthews 
übernimmt die Funktion des Premierminifterd des Sultans. 


Die Zivillifte des Sultand wird auf drei Lat Rupien (a 192,000 4) 
jährlich feſtgeſetzt; der Reft der Einkünfte wird auf die Polizeikoften, Hafen: 
verbefferungen und öffentliche Arbeiten verwendet. Alle Ausgaben müfjen 
erſt vom Sultan und dem englifchen Generalfonful fanttioniert werben. 


7. November. (Cork) Bei der Erſatzwahl eines Unter- 
hausmitgliedes an Stelle Parnells wird ber Antiparnellit Flavin 
mit 3669 Stimmen gewählt. Der Parnellit John Redmond erhält 
2157 Stimmen, der Unionift Kapitän Sarsfield 1161 Stimmen. 

Ende November. Auf dem fonfervativen Parteitag hält 
Herr Chamberlain eine Rede, in der er folgendes jagt: 


„Ich nehme als ausgemacht an, daß in diefem Augenblid die ftärkite 
Kraft, der ſtärkſte Einfluß auf menschliches Handeln im Parteiverband und 
in der Parteigefinnung liegt. (Hört, hört!) Aber, meine — dieſes 
mächtige Band iſt durchbrochen worden, als die liberalen Unioniſten im 
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Sabre 1886 ſich mweigerten, Herrn Gladftone zu folgen auf dem Wege, ber 
nach ihrer Meberzeugung zu einer Gefährdung der Sicherheit des Reiches 
führen mußte. Ich ftimme mit Lord Salisbury überein, dag man fich nicht 
leichten Herzens und um geringer Urjache willen von alten Freunden und 
politijchen Beziehungen trennen fann. Nicht um niedriger, perjönlicher oder 
privater Fragen willen kündigt man aber Führern die Gefolgichaft. Man 
thut dies nur dann, wenn, wie im vorliegenden Fall, die Eriftenz oder 
wemigſtens bie Sicherheit de3 Staates in Trage fteht. Selbit nachdem der 
Bruch erfolgt war, gab es viele von uns — und ich jelbit befand mid) 
darunter —, welche hofften, daß derjelbe nur vorübergehend fein würde, 
welche glaubten, daß die Gladftonianer bald umfehren würden auf dem 
Pfade, den fie, wie wir wohl wußten, nur mit großem Widerftreben einge: 
ichlagen haben. Wir haben damals eine baldige Wiederbereinigung in Aus: 
ficht genommen. Wenn ich jet daran erinnere, fo thue ich e3, um zu jagen, 
daß jeitdem die Kluft fi) erweitert und vertieft hat. Gegenwärtig erwarte 
ich feine Wiedervereinigung mehr, noch wünſche ich fie. (Lauter wiederholter 
Zuruf, Bravo und Tücherfchwenten.) Die Gladjtonianer haben die Politit 
der Parnelliten angenommen. Sa, und noch etwa3 mehr. Sie haben ihre 
Grundjäße, ihre Methoden und jogar ihre Manieren angenommen. In— 
zwifchen find die beiden Zweige der Unioniftenpartei in immer engere und 
berzlichere Beziehung getreten. Vorurteil ift zerftreut und Vertrauen erzeugt 
worden. Pie legten fünf Jahre hindurch Haben wir unter derjelben Fahne 
gefochten. Gemeinſam haben wir Siege gewonnen, gemeinfam Berlujte er: 
litten. Und jeßt, fage ich, find wir entjchloffen, welches immer die Wechſel— 
fälle des langen Kampfes fein mögen, in welchem wir ftehen, zufammen zu 
marſchieren Schulter an Schulter (lauter Zuruf), bis unfer Ziel erreicht 
ift und bi3 wir endgiltig die elende Verſchwörung (the vile conspiracy) 
niedergeworfen haben, welche die Integrität unjeres Staates bedroht hat.“ 


In einer Sigung der Londoner Handelskammer erörtert der 
Schatzkanzler Gofchen den Plan, betreffend die Vermehrung des 
Goldvorrats der Bank von England durch die Emijfion von Ein» 
pfundnoten, und erflärt dabei folgendes: 


Nachdem die Gefamtnotenausgabe eine Höhe von 38 Millionen unter 
benjelben Bedingungen wie bisher erreicht haben würde, würden */s des 
Notenbetrages gegen Gold und !/s gegen Wertpapiere emittiert werben, Sollte 
dies den Goldoorrat bedeutend vermehren, jo würde er in den Beftimmungen 
des Bankgejeges injofern Erleichterungen eintreten lafjen, dat die Bank in 
den Stand gejeßt fei, im Falle einer inneren Kriſis Noten gegen Wertpapiere 
unter ber Bedingung auszugeben, dak die Bank für eine ſolche Emiſſion 
erhöhte Zinjen an die Regierung zahle. Der Plan, Einpfundnoten auszu: 
geben, jolle feinen obligatorifchen Charakter Haben, feine Ausführung hänge 
von ber Aufnahme von jeiten des Publitums ab, Bon ber Ausführung 
des Planes, Zehnichillingänoten gegen Silberdeckung auszugeben (vgl.28. Jan.), 
ſei Abitand genommen. Sollte jedoch das Ausland feine Münzjtätten zur 
freien Silberprägung öffnen, jo würde die Bank von England aufgefordert 
werden, von der Beitimmung des Banfgejeges Gebrauch zu machen, weld)e 
der Bank geftattet, /s ihres Metallvorrats in Silber anzulegen. 


6. Dezember. (London.) Verlobung des Thronfolgers, des 
Prinzen Albert Viktor, Herzogs von Glarence mit feiner Koufine, 
der Prinzeſſin Viktoria Marie von Ted, 

18. Dezember. (Ganada.) Heftiger Konflikt zwiſchen dent 
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Gouverneur und dem Premierminifter Mercier, dem ber Cim- 
verneur Unreblichkeiten Schuld gibt und ihn abjekt. 

21. Dezember. Herzog dv. Devonihire f. 

Sein Sohn Lord Spencer of Hartington fcheidet infolge 
deſſen aus dem Unterhaufe und wird Mitglied de Haufes ber 
Lords. 

24. Dezember. (Waterford.) Bei der Erſatzwahl zum 
Unterhaufe an Stelle des verfiorbenen parnellitiihden Mitglieds 
Power fiegt der parnellitiiche Kandidat Redmond über den Anti- 
parnelliten Davitt. 

28. Dezember. Der großbritannifche Botjchafter in Konftan- 
tinopel Sir William White + in Berlin. 

Ende Dezember. Sir Robert Morier wird zum Botjchafter 
Großbritanniens in Rom ernannt. 


VI. 
Frankreich. 

4. Januar. Bei den Wahlen zum Senat werden in 32 
Departements im ganzen 75 Republikaner und 6 Konſervative ge— 
wählt. Die Republikaner gewinnen 10 Sitze. Außer Freycinet 
find im Seinedepartement Tolain, Ranc und Lefevre gewählt wor— 
den. In Rouen ſiegt Richard Waddington mit 785 Stimmen über 
Pouyer Quertier, welcher 702 Stimmen erhält. 

16. Januar. Präſident Floquet hält bei Eröffnung 
der Kammer eine Anſprache. Die Republik beabfichtige nicht, 
ihren Sieg zu mißbrauchen, fie müſſe denjelben aber zum Vorteile 
derer ausnützen, welche am meijten der Gerechtigkeit und der ge— 
jellfchaftlichen Solidarität bedürften. Auch dürften die Republikaner 
fih nicht überrumpeln laſſen von denjenigen, welche aus der Re— 
publit die republifanischen Gejege, Anjchauungen und Hoffnungen 
bejeitigen wollten. 

27. Januar. (Paris) Die Weiter-Aufführung des Trauer- 
ſpiels „Le Thermidor“ von Victorien Sardon wird nach wieder- 
Holten tumultuarifchen Szenen als antirepublifanijch verboten. 

31. Januar. (Paris) Der Maler Meiffonier f. 

Der deutſche Kaifer läßt durch ein Schreiben des Generals 
Grafen Wedel ber Akademie fein Beileid ausbrüden. Das Schreiben 


lautet: 


Berlin, 4. Februar 1891. Se. Majeftät ber Kaifer und König, mein 
erhabener Herr, hat mir befohlen, Ew. Excellenz mitzuteilen, daß ihn die 
Nachricht von dem Tode Ihres berühmten Landsmannes Meifionnier ſchmerz⸗ 
lich berührt hat. Se. Majeftät bewunderte das große Talent ded Malers 
und freute fich, in allen Werfen ben gewifjenhaften, großangelegten Künſtler 
zu erkennen, ber aus einem bewundernswerten —— von keinem ſeiner 
Gemälde abließ, ohne alles zu feiner höchften Vollendung gethan zu haben, 
was in jeinen Kräften ftand. Se. Majeftät hielt immer Meiffonnier für 
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einen der Ruhmesfterne Frankreich und der ganzen Welt und nimmt leb: 
haften Anteil an dem Schmerz, welchen der Zod bes Meifterd im jeiner 
Heimat hervorruft. Se. Majeftät beauftragt mich, Ew. Ercellenz zu bitten, 
dies dem Inſtitut zu übermitteln, welches e3 fich immer zur Ehre rechnen 
darf, Meiffonnier unter jeine Mitglieder gezählt zu haben. 

Die Akademie beauftragt ihren ftändigen Sekretär, ihrem 
Dank für die Beileidskundgebung Ausdrud zu geben. 

3. Februar. Anläßlich der Wiedereröffnung der franzöfiichen 
Kammer erläßt der Kardinal Lavigerie an den Klerus von 
Algier einen Hirtenbrief, in welchem er Gebete für das franzöfifche 
Parlament anordnet und die Bildung einer großen Fatholijchen 
Union anempfiehlt, welche die republifanifche Regierung anerkennen 
und die katholiſche Aktion von jener der alten Parteien trennen jolle. 

4. Yebruar. Jules Ferry, zum Präfidenten der Zollkom— 
miſſion des Senats gewählt, hält eine Anjprache. 

Er empfiehlt, nach einer billigen Berftändigung zu fireben. Eine öfo- 
nomijche Iſolierung Frankreichs wäre eine verhängnisvolle Utopie. Der 
Senat werde es verftehen, Klugheit mit Entjchiedenheit zu verbinden und 
zu handeln, ohne zu erjchüttern; die Methode des Umfturzes ſei feine 
Methode. ; 
10. Februar. (Paris) Eine Note der belgifchen Regierung 
fündigt den belgijch-franzöfifchen Handelsvertrag. 

Mitte Februar. Biſchof Freppel reift nad Rom und hat 
zwei Audienzen beim Bapft, um der Politit des Kardinals Lavi— 
gerie entgegenzuwirfen. Der Papſt aber beharrt dabei, daß die 
Kirche ſich auch mit der republifanijchen Staatsform vertrage. 

18. Februar. Nacht. Die Kaijerin Friedrich mit Prin- 
zeifin Margarete trifft in Paris ein und fteigt bei dem Botfchafter 
Grafen Münfter ab. Das Publikum verhält fich jchweigend und 
ehrerbietig. Viele hervorragende Perjönlichkeiten, Ribot, General 
Brugere, Gallifet, Ferry und andere jchreiben fi) am andern Tage 
auf der deutjchen Botjchaft ein. 

Die Prefje äußert fich meift jehr liebenswürbig: 

„Paris“ macht auf das ruhige und Höfliche Auftreten der Bevölkerung 
aufmerkjam und meint, vor einigen Jahren wäre bied nicht möglich geweien. 
Das Blatt fieht diefen Umftand als ein Zeichen der Beſſerung der Verhält: 
nifje der Nachbarftaaten an. Nach einem Vergleich der Kaiferinnen Friedrich 
und Eugenie [welche auch grade in Paris meilt) jchließt der „Paris“: Das 
Volk in feinem gefunden Menjchenverftande ließ für die deutiche Kaiferin, 
wenn auc) feine wahre Zuneigung, jo doch wohlwollende Neugier durchbliden, 
da dieſe den Krieg nur geduldet hatte, und jparte feine eifige Kälte für die 
andere, die Adoptiv: tFranzöfin, auf, welche ihn aus Ehrgeiz entfejjelt hatte. 
- Der Gaulois feiert die hohe Frauentugend der Kaiſerin Friedrich 
und ihre Gerechtigkeit in der Beurteiluug Frankreich. An die fünitleriichen 
Neigungen Kaiſer Friedrichs anfnüpfend, jchreibt die fonft jo deutichjeind: 
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liche Zeitung: Kaiſer Friedrich habe es zu verfchiedenen Malen ausgefprochen, 
der Kultus der jchönen Küuſte müſſe eine Annäherung zwijchen den Völkern 
herbeiführen. Der Gaulois fährt dann fort: „Vielleicht ſehen wir jet den 
Anfang diejer Politit, und vielleicht iſt die Ankunft der Kaiferin-Mutter 
da erſte Pfand für eine folche Annäherung.“ 

Ein ähnlicher Gedanke fehrt im Eclair wieder, welcher jchreibt: „Unter 
ber Flagge des Schönen vollzieht fich eine glüdlicde Beruhigung der Ge: 
müter, deren Geiamtfolgen man noch nicht überjehen kann.“ 

Eine Ausnahme von der im ganzen ſympathiſchen Sprache der meiften 
Pariſer Blätter macht die Cocarde, welche behauptet, Defterreich wolle ſich 
Rußland nähern und der Treibund werde daher nicht erneuert. Deutlich: 
land bleibe unter diefen Umftänden nur übrig, den Krieg zu erklären oder 
fi) Frankreich zu nähern, um nicht in drei Monaten vereinjamt in Europa 
dazuftehen. Man habe fich für lehtered entjchloffen. Die Einladungen ber 
franzöfifchen Nationalöfonomen, Aerzte, Künftler beiviefen died. Die Gefahr 
für Deutichland ſei jo groß, daß der Kaiſer feine Mutter hiehergeſchickt 
habe, um die öffentliche Meinung für ihn günftig zu flimmen. Die Gocarde 
warnt die Franzoſen, in dieſe „Falle“ zu gehen. „Wir follen uns jeit 
zwanzig Jahren ruiniert haben, nur um das von Wilhelm I., Moltte und 
Bismard begründete Gebäude zu befeftigen? Da würde unjer alter gallijcher 
Boden vor Scham und Efel erzittern.“ 


21. Februar. Deroulede jchmüdt das dem 1871 vor Paris 
gefallenen Maler Henry Regnault im Vorhofe der Kunftfchule er= 
richtete Monument mit einem Immortellenkranz, der die Inſchrift 
trägt: „Au Grund Peintre Henri Regnault, Mort pour la Patrie. 
L. D. P. Fevrier Quand möme.“ 

An einer Berfammlung der früheren Batriotenliga unter 
Borfig des Abg. Laur proteftiert Deroulede gegen die Beteili- 
gung franzöfifcher Künftler an der Kunftausftellung in Berlin. 

Die Abgeordneten Roche, Boudeau und Lejenne halten heftige 
Reden gegen Deutihland. Zum Schluß macht die Berfammlung 
eine Demonjtration vor der Straßburg:Statue. 

24. Februar. Der „Herold“ bringt folgendes Telegramm 
aus Paris. Faſt ſämtliche Pariſer Zeitungen erörtern die 
Frage, ob für frankreich der Augenblid gefommen ſei, fich Deutfch- 
land zu nähern. Die Mehrzahl bejaht die Frage mit dem Hinzu 
fügen, die Annäherung könne niemals bis zu einem Bündnis her- 
anwachſen. Jedenfalls müffe Frankreich Rußlands Freund bleiben. 
Sehr wenige Blätter ſprechen ſich für die Fortdauer der bisherigen 
geſpannten Beziehungen zwiſchen beiden Ländern aus. 

In der Kammer will Deroulede eine Interpellation ein— 
bringen, weil der Kranz an dem Regnault-Monument von dem 
Direktor der Kunſtſchule entfernt worden iſt. Erſt als ihm ver— 
ſprochen wird, ihn ſofort wieder hinzulegen, ſteht er davon ab. Die 
Abgeordneten ſammeln unter fich für einen neuen Kranz. 
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Die Boulangiften halten eine Verfammlung ab, in welcher 
der Abgeordnete Menorval die Maler, welche fi an der Berliner 
Ausſtellung beteiligen wollen, jcharf angreift und Deroulede bie 
Anweſenheit der Kaiferin Friedrich in Paris Eritifiert, „welche nur 
gefommen jei, um die Trümmer des von ihrem Gemahl bombar- 
dierten Paris zu jchauen“. Die Berfammlung nimmt fchließlich 
eine Tagesordnung an, in welcher fie gegen die Anwefenheit der 
Kaiferin und einen eventuellen Bejuch des Deutjchen Kaiſers pro- 
tejtiert. 

26. Yebruar. Der Schlachtenmaler Detaille veröffentlicht 
ein Schreiben, daß er fih nicht an der Berliner Austellung 
beteiligen werde; er fpreche allerdings nur im eigenen Namen, er 
jei aber überzeugt, daß feine Kollegen fich ihm anjchließen würden. 
Der Maler Benjamin Conſtant gibt die gleiche Erklärung. 

Die „Kölnische Zeitung” jagt: 

„Die Franzoſen haben nicht das Recht, bad erhabene Oberhaupt bes 
Deutſchen Reiches und feine erlaucdhte Mutter durch bubenhafte Berunglim: 
pfungen zu beleidigen. Jeder Deutjche, in dem aud nur ein Fünkchen 
Empfindung für die Würde der Nation glimmt, fühlt in feinem Kaiſer fich 
jelbft aufs Tödlichſte beleidigt. Das deutjche Volk darf erwarten, daß Regie: 
rung und Bolt von ri ihm außreichende Genugthuung gibt und 
einen Schandfled auf Frankreichs Ehre auslöjcht.“ 

27. Februar. Die Boulangiften veröffentlichen folgendes 
Manifeft: 

-  Batrioten! Wir wollten, daß die Kaiferin Friedrich, nach Berlin 
zurüdtehrend, dem Kaifer über unjere Herzendftimmung erzählen könne. Der 
preußiſche Verjöhnungsplan ift völlig gefcheitert. Frankreichs Würde ift ge- 
rettet, dabei bleibe ed. Heute reift die Kaiſerin ab. Mag fie unfere Gaft: 
freundichaft und Geduld mißbraucht Haben, mag fie und durch ihre Aus- 
flüge nach Berfailles und Saint Cloud beleidigt haben — vergeilen wir 
nicht, daß fie eine Frau ift, laffen wir fie geräufchlos abreifen. Enthalten 
wir una jeber Kundgebung. Hoch Elſaß-Lothringen! Hoch Frankreich! 
Hoc die Republif! 

Eine‘ illuftrierte ſatiriſche Schrift, welche einen die Kaijerin 
Griedrich beleidigenden Inhalt hat, wirb von ber Polizei in ben 
Zeitungskiosks Tonfisziert. 

Abfahrt der Kaiferin unter großen Vorfichtömaßregeln (von 
anderm Bahnhof und zu früherer Stunde als beabfichtigt), aber 
ohne Zwifchenfall, nach England. | 

Ende Februar. Das franzöfifche Budget veranjchlagt die 
Einnahmen auf 3,218,404,133 Fr., die Ausgaben auf 3,217,815,525 
Franks. 

1. März. (Paris) Die imperialiſtiſchen Komitees, 
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welche Anhänger des Prinzen Viktor find, halten eine Berfammlung 
ab und fprechen ben Anjchluß an die Republif aus. 

11. März. In London wird ein Ablommen, betreffend 
Neu-Yundland, unterzeichnet, wodurch ber status quo aufrecht» 
erhalten bleibt, bis die Angelegenheit durch einen Schiedsrichter- 
fpruch geregelt if. Zu Schiedsrichtern werden ausgewählt: 
Martens, Profeffor des Völkerrechts in St. Petersburg, Rivier, 
Schweizer Konful in Brüffel, und Gran, Präfident des Inſtituts 
für internationales Recht und ehemals Richter am Norweger Oberjten 
Gerichtshof mit 4 Sachverftändigen. | 

17. März. Prinz Napoleon }. (Bgl. Italien.) 

25. März. (Paris) Baron Mohrenheim überreicht dem 
Präfidenten Garnot den ruffiichen Andreas-Orden. 

26. März. Die bedingte Verurteilung wird in Franf- 
reich durch Gejeß in weiten Umfange eingeführt. 

31. März—4. April. (Paris) Internationaler Berg— 
arbeiter- Kongreß, auf dem etwa 600,000 Bergarbeiter durch 
99 Delegierte, davon 18 Deutjche, repräfentiert find. 

Der Kongreß, zuweilen durch tumultuarifche Scenen unterbrochen, 
bejchließt (gegen 5 englijche Stimmen), zur Erreichung des Achtſtundentags 
Lönnte ein allgemeiner Ausftand der Bergarbeiter in Deutichland, Belgien, 
Hrantreih, England und Oeſterreich-Ungarn nötig werben. Der Kongreß 
ladet die Regierungen und gejeßgebenden Körperjchaften der verjchiebenen 
Staaten ein, fi ind Einvernehmen zu jegen über ein internationales Ab: 
fommen betreffend das Studium ber bejonderen —— für die arbeiten— 
den Klaſſen. fing bejchließt der Kongreß, die Belgier bei ihrem bevor: 


ftehenden Streik zu unterftügen und ein Komitee mit der Ausarbeitung eines 
Statut3 für die internationale Bereinigung aller Bergleute zu beauftragen. 


2. April. (Rouen.) Der ehemalige Finanzminiſter Bouyer- 
Quertier }. 

9. April. Die Erpedition Crampel im SHinterlande von 
Kamerun wird von den Eingebornen überfallen und vernichtet. 

16. April. Der Erzbifchof von Gambrai ordnet an, daß der 
Religiondunterricht in Franzöfifch-Flandern fortan in fran= 
zöſiſcher Sprache erteilt werde. Bislang bediente man fich der 
flämijchen Sprache. 

1. Mai. Anläßlich der Maifeier kommt e3 in Paris zu 
Ausschreitungen, ebenjo in Lyon und Fourmies, wo die Truppen 
einjchreiten und eine Anzahl Leute getötet werden. In der Kammer 
erklärt deshalb der Deputierte Roche die Minifter und die Majo- 
rität für eine Mörberbande. 

8. Mai. Die Kammer verwirft mit 318 gegen 199 Stimmen 
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(195 Republifanern und 99 Mitgliedern der Rechten, gegen 138 
Republifanern, 34 Boulangiften, 19 Mitglieder der Rechten) einen 
Antrag, die verurteilten Aufrührer von Fourmies zu amneftieren. 

23. Mai. Der Zar verleiht den Miniftern Freycinet und 
Ribot das Großfreuz des Alexander-Newsky-Ordens. 

24. Mai. Die Deputiertenfammer nimmt den Antrag Biger 
betreffend die Herabſetzung des Eingangszolles für Getreide 
auf 3 Franka und für Mehl auf 6 Franks an. Das Geſetz fol 
vom 1. Auguft 1891 bis zum 1. Juni 1892 gelten. 349 Abgeord- 
nete ftimmen für, 136 gegen den Antrag. 

13. Juni. (Bari?) Die Deputiertenfammer nimmt einen 
Geſetzentwurf an, nach welchem behufs Anregung zur Seidentultur 
eine Prämie von 50 Gentimes für jedes Kilogramm von erzeugten 
Kokons gewährt werden joll. 

18. Juni. Das Gefeh betr. Herabfegung der Getreidezölle 
ift mehrmals zwijchen Kammer und Senat hin- und bergegangen, 
ba leßterer auf jofortiges Inkrafttreten beftand. Seht wird ein 
Kompromiß auf den 10. Juli gefchloffen. 

25. Juni. Die Kammer verjchiebt ihre Zuftimmung zur Ge- 
neral-Afte der Brüffeler Konferenz vom 2. Juli 1890, fowie zu 
der am 9. Februar 1891 in Paris unterzeichneten Erklärung. 


Diejes Votum bedeutet, dab das Inkrafttreten ber gegen ben Sklaven: 
handel gefaßten Maßregeln aufgejchoben ift und daß die Einfuhrzölle im den 
Gongoftaat bis auf weiteres nicht eingehoben werden bürfen. 


27. Juni. Der Bifhof von Grenoble, Migr. Fava, richtet 
an ben Klerus jeiner Didzefe einen Hirtenbrief, worin er bie 
republifanifche Regierungsform Frankreichs anerkennt. 

16. Juli. (Deputiertentammer.) Der Abgeordnete Laur 
wünſcht die Regierung über die Handhabung des Paßweſens in 
Eljaß-Lothringen zu interpellieren. Troß des Wiberfpruch® des 
Minifter® des Aeußern, Ribot, wird mit 286 gegen 203 Stimmen 
bejchloffen, in die Beratung der Interpellation einzutreten. 

17. Juli. Die Deputiertentammer lehnt die Beratung 
ber Interpellation Laur dem Berlangen ber Regierung gemäß 
mit 319 gegen 103 Stimmen ab. 

18. Juli. Die Deputiertentammer genehmigt die letzten 
Artikel der Zollvorlage. Der Gefegentwurf im ganzen wird mit 
387 gegen 110 Stimmen angenommen. 

23. Juli—8. Auguft. Beſuch der franzöfifchen Flotte in 
Kronftadt. (Vgl. Rußland.) 
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Mitte Auguft. Großfürft Alexis von Rußland kommt 
zum Badeaufenthalt nach Vichy und ift Gegenftand fortwährender 
Demonftrationen. Der ruffifche Konful begrüßt ihn mit der An- 
ſprache, Frankreich ſei Rußland und Rußland Frankreich. 

15. Auguft. Der König von Griechenland in Paris. 

9. September. Jules Grevy, der Vorgänger Carnots in ber 
franzöfifchen Präfidentichaft f. 

10. September. - Der Kriegaminifter Yreycinet gibt bei 
den großen Mandvern in Vendoeuvres den höheren Offizieren und 
den fremden Militär-Attaches ein Frühſtück, wobei er folgende 
Rede hält: 

Der Zwed ber gegenwärtigen Manöver jei, einen Nachweis über das - 
Funktionieren der oberften Kommanboftellen zu liefern. Durch dad Ergebnis 
fei der Beweis erbracht, daß dieje Kommanboftellen auf ficheren Grundlagen 
ruhten, und er begrüße dies mit Genugthuung. Im nächſten Jahre follten 

um erjtenmal Manöver der Zerritorial:Truppen jtattfinden. Tyreycinet 
— ſodann die Generale auf, an der Vervollkommnung der Armee weiter 


zu arbeiten, welcher Frankreich ſeinen Einfluß in der Welt verdanke. Nie— 
mand zweifele heute daran, daß Frankreich ſtark ſei, es müſſe jetzt auch be— 


wieſen werden, daß Frankreich klug ſei und auch in feiner neuen Lage die 


Ruhe, die Würde und dad Maßhalten zu bewahren wiſſen würde, welche 


‚ in jchiweren Tagen jeine Wiedererhebung vorbereitet hätten. gg be: 


grüßt aladann die fremden Militär:Attaches, deren Anmejenheit ein auf: 


munternber Sporn für frankreich fei, gleichzeitig gber auch ein Zeugnis 


ı ablege Dr die friedlichen Dispofitionen, welche bei den Anordnungen für 
bie großen Manöver maßgebend geweſen feien. Der Minifter fchließt mit 
dem Ausdrud der Hoffnung, dab die fremden Militär-Attaches von ber 


' ihnen entgegengebrachten herzlichen Gaftfreundichaft befriedigt jeien, und daß 


fie die gewonnenen guten Eindrüde zur Kenntnis ihrer Regierungen bringen 


‘ würden. Gr trinke auf das Wohl bes Präfidenten Garnot und bed Ober: 
. tommandierenden General Sauffier, ſowie feiner Mitarbeiter und der Armee. 


16. September. (Paris) In der Großen Oper findet die 


s Aufführung des Lohengrin ſtatt. Die Ehaupiniften verjuchen ver— 
« geblich die Aufführung zu flören; die Straßendemonftrationen blei= 


SU 


ben, da die Polizei große Vorkehrungen getroffen bat und 1000 


Perſonen verhaftet, unbedeutend. 


m 1. 


vr 


27. September. Bei der Enthüllung eines Denkmals für den 
General Faidherbe in Bapaume hält der Minifter des Auswärtigen, 
Ribot, eine Rede, in welcher er die Bejuche der franzöftichen Flotte 
erwähnt. 

Guropa habe Frankreich endlich Gerechtigkeit wiederfahren lafjen. Ein 


Souverän, vorausſchauend und feſt in feinen friedlichen Abfichten, wie dies 
* auc Frankreich jelber fei, habe öffentlich die tiefen Sympathien bekundet, 


die jein Land mit Frankreich verbänden. (Lebhafter Beifall und Rufe: 


„Es lebe der Zar!“ „Es Lebe ih 5 Die ruffiiche Nation habe fich 


ihrem Kaifer angejchlofjen, um 


rankreich herzliche Freundſchaft zu bezeugen, 
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—— wiſſe, wie die Gefühle erwidert worden ſeien. Die Vorgänge 
von Kronſtadt hätten in den kleinſten Ortſchaften Frankreichs Wiederhall 
gefunden. Unvergeſſen bürfe aber auch nicht bleiben, weder das, was vor: 
ausgegangen, = bad, wa3 darauf gefolgt ſei. Ueberall hätten die fran- 
zöfiſchen Matroſen den Namen Frankreichs Böher geachtet, ja geliebt gefunden 
und in Dänemark, Schweden und Norwegen die rührenbften Kundgebungen 
erlebt. In Portsmouth, wo die Königin felbft die franzöfifche Flotte habe 
Revue paſſieren laffen, jei der Flotte die großartigfte und liebenswürdigſte 
Aufnahme zu teil geworben. Alle Welt habe einen Eindrud bekommen, der 
nicht erlöfchen werbe. (Lebhafter Beifall.) Es ergebe fich hieraus, daß fi 
Frankreich im einer neuen age befinde, was aber nicht etwa bebeute, daß 
e3 fich einer neuen Politit anzupafien habe. Die bisher befolgte Politik ſei 
eine jo günftige geweſen, daß man fie nicht aufgeben dürfe an dem Zage, 
wo ihr Wert vor aller Augen zu Zage trete, und wo Frankreich beginne, 
bie Früchte berjelben einzuernten. In dem Augenblide, wo wir mit ber 
röhten Würde in Frieden leben können, werben wir und nicht dem aus: 
Ai den Frieden zu gefährden. frankreich, im Bewußtſein feiner Stärte 
voll Vertrauen auf die Zufunft, werde fortfahren, bie Klugheit und das 
falte Blut zu zeigen, die ihm die Achtung der Völker verfchafften und dazu 
— ihm ben Rang wieder zu geben, den es in der Welt einneh— 
men müſſe. 


30. September. (Brüjjel.) General Boulanger tötet ſich 
durch einen Revolverfhuß am Grabe der Madame Bonnemain. 

4. Oktober. (Rizza.) Bei der Enthüllung des Garibalbi- 
denkmals fpricht der franzöfifche Regierungsvertreter bemerkenswerte 
Worte des Tyrieden?. 


Nachdem der Maire von Nizza, Malaufena, fowie die Deputierten 
Raiberti und Borriglione den Manen Garibaldis für bie einft Frankreich 
geleiftete Hilfe gedankt und in jeiner Perfon dad Eymbol der Einigung 
zwijchen den Völkern begrüßt bat, beipricht ber Schwiegerjohn Garibalbis, 
General Canzio in längerer Rebe die politifche Lage und wenbet ſich gegen 
die Verdächtigungen, welche zwiſchen Frankreich und Italien ausgeftreut 
würden. Die Enthüllung des Dentmald biete eine günftige Gelegenheit, 
feierlich die Eintradht in den Empfindungen und Entjchliegungen beider 
ftammverwanbdter Nationen zu betonen, die beftimmt feien, ohme gegenfeitige 
Eiferfucht ein gemeinfames großes Ziel zu verfolgen. Der Deputierte Ranc 
weist die Anſchuldigung zurüd, ala beabfichtige die Republik eine Wieder: 
herſtellung der weltlichen Mactftellung des Rapftes und fordert die Jtaliener 
auf, ſich nicht durch eitle Manifeftationen einnehmen zu lafien. Es jei bie 
Pflicht der freien Preffe in beiden Ländern, den Nebel gegenfeitiger Ber: 
bächtigungen zu zerftreuen und Klar zu ftellen, daß die Jntereflen des fran: 
zöfifchen und italienischen Volkes einander nicht widerftreitend feien, und 
daß ein Kampf zwijchen beiden Nationen ein Verbrechen gegen die Zivili— 
fation, die freiheit und Unabhängigkeit Europas wäre. Der fFinanzminifter 
Roudier hebt hervor, die heutige Feier bringe in dem gemeinjamen Gefühl 
ber Dankbarkeit und Bewunderung die Söhne der beiden durch das unver: 
gängliche Band gemeinfamer Abftammung geeinigten Nationen einander 
näher. Ganz frankreich teile dieſes Gefühl, es könne nicht vergeflen, was 
Garibaldi für dasfelbe in den Tagen des Unglücks gethan. Der Minifter 
erinnert dann an die außergewöhnliche Laufbahn Garıbaldis und deren zivei 
——— die Einigung Italiens und die Erhebung Roms zur nationalen 

auptſtadt. Garibaldi, jo fügt er Hinzu, hätte jelbft eine ſchönere Apotheoſe 


Fraukrrihh. (Oktober 7.— November 9.) 241 


für ſich nicht — als dieſen demokratiſchen Staat mit einem ſtarken 
Heer zu ſehen, welcher in Ordnung, Freiheit und Frieden ſich entwickele 
dieſe Republik, deren Dauer, Weisheit und Kraft Europa Gefühle der Herz: 
Iichkeit und Achtung einflößten. Unter dem Rufe: „E3 lebe die Repubil, 
es lebe Frankreich, e8 lebe Italien!“ ſchließt die Feiet. 

7. Oktober. Paris.) Aus Marokko treffen ſehr beunruhi— 
gende Nachrichten ein, welche die Niedermetzelung der im franzöfi— 
ſchen Solde ftehenden Maroffaner durch ihre eigenen Stammes- 
genofjen melden. 

8. DOftober. (Marfeille) Bei einem von der Munizipa- 
lität zu Ehren der Minifter veranftalteten Bankett hält der Kon— 
feilpräfident Freycinet eine Rede, in welcher er hervorhebt, daß die 
Republif nunmehr auf unerfchütterlihen Grundlagen ruhe und 
dank der Armee ſowie der Weisheit der Diplomatie zu einem Faktor 
bes europäifchen Gleichgewichts geworben jei. Es gelte jebt, die 
nad außen gewonnene Situation zu fonjolidieren und im Innern 
an die Löfung der fozialen Probleme beranzutreten. Die Verbeſſe— 
rung der Lage der unteren Klaſſen müffe die Aufgabe fein, welche 
bie Republif beherriche; die Regierung arbeite unabläffig daran. 
Der Minifter weift auf die fpontane Bewegung hin, welche gegen- 
wärtig alle Franzofen ergriffen habe und zur Republik binziehe; 
die neu zu derjelben Hinzutretenden feien willtommen, würden es 
aber natürlich und begreiflich finden, wenn die Regierung fortfahre, 
die freiheit und die Reformen zu verteidigen, für welche fie ge- 
fämpft babe. 

20. Dftober. Der Erzbiichof von Air Gouthe-Soulard 
erflärt in einem Schreiben an den Kultusminiſter Yallieres, daß 
er deſſen am 4. Oktober an die Prälaten erlafjenes Zirkular über 
die Pilgerfahrten nah Rom nicht beachten werde. 

An dem Brief wird das ———— des Kultusminiſters ein 

— und abſcheulicher Ag genannt; ber Schlußſatz lautet: 
Der Frieden ift bisweilen aufs * Lippen, aber ſtets ergibt ſich Haß 
und Berfolgung aus Ihren Thaten.“ 

31. Oktober. (Paris) Juſtizminiſter Yallieres bringt in 
der Kammer einen Gefeßentwurf ein, betreffend die Unterbrüdung 
be3 Zuhältertums und Kupplerweſens. 

8. November. (Lille) Bei der Stichwahl zur Deputierten- 
fammer fiegt der in Haft befindliche Sozialift Lafargue mit 6470 
Stimmen über den Republifaner Depaffe, welcher 5175 St. erhält. 

9. November. Die Kammer nimmt den Antrag an, den zum 
Abgeordneten gewählten Lafargue freizulafien. 
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11. November. Der Kriegdminifter Freycinet bringt eine 


Novelle zum franzöfifchen Spionengejeß in der Kammer ein. 


Ter neue Entwurf feßt auf das Vergehen der Spionage al3 niedrigite 
Strafe Gefängnis von einem Jahre, ala höchite Die Tobeäftrare, ferner Gelb: 
ftrafen von 1000 bis zu 10,000 Franken. Mit dem Tode follen Militär: 
perfonen oder Beamte beftraft werben, bie verräterifche Beziehungen zu aus: 
wärtigen Mächten unterhalten haben. 

Ein anderer Entwurf war im Sommer von ber Kammer jelbit aus: 
gearbeitet worden, ber noch ſchärfer war und in jehr weitem Umfang die 
Zodesftrafe einführte. (Abgedr. in der „Poft“ v. 24. Yuni.) 


19. November. (Bari?) Der ruffiiche Minifter des Aus- 
wärtigen d. Giers trifft ein. 

24. November. Der Erzbiichof Gouthe-Soulard wird von 
dem Pariſer Appellhofe wegen de3 Brief? an den Minifter Fallières 
mit 3000 Fr. Geldftrafe belegt. (Vgl. 20. Oft.) 


Seine Anhänger bringen das Geld jofort durch eine öffentliche Samm- 
lung zufammen. Die royaliftifche Rechte der Kammer richtet an den Erz: 
biichof ein Beglüdwünfchungsfchreiben wegen der edlen, erhabenen Aeuße— 
rungen, womit er bei dem gegen ihn geführten Prozeß für die Rechte ber 
Stiche und die Ehre Frankreichs eingetreten. 


1. Dezember. Die Deputiertenfammer bewilligt eine Staats- 
jubvention von 50,000 Fr. an Bergarbeiter, welche bei Mon— 
thieur (Loire) eine Kohlenmine käuflich erworben haben. 

9. Dezember. (Senat.) Interpellation über die Agitation 
der Geiftlichkeit. 


Senator Goblet verlangt, die Regierung jolle bie Trennung ber Kirche 
vom Slaate durch fpezielle Geſetze vorbereiten. Dieje Frage werde immer 
wiederfehren, denn troß aller Friedensbeteuerungen auf ben Lippen beftehe 
im Grunde der Antagonidmus fort. Die Kirche werde nie auf eine Ein: 
miſchung in die öffentlichen Angelegenheiten, beſonders in jene der Schule, 
verzichten; der Staat dürfe aber hochmütige Auflehnungen gegen die Auto: 
rität der Behörden und der Juſtiz, mie fie in fällen, die fi) vor kurzem 
abgejpielt Hätten, wahrzunehmen waren, nicht dulden. Die Biſchöfe, fährt 
der Redner fort, miſchen ſich fogar in auswärtige Angelegenheiten. Wir 
brauchen feine neuen Geſetze; um den Klerus zu trafen, dazu würden bie 
alten genügen. Es fei jedoch unmöglich, dieſe Gejege anzuwenden, bad wäre 
bei den heutigen Begriffen eine Härte. Die einzige Abhilfe könne dadurch 
geihaften werden, daß dem Klerus der offizielle Charakler entzogen würbe. 

inifter Tyalliered erklärt, er wolle über bie lehten Ereigniffe, Gouthe: 
Eoulard und deſſen Brief hinweggehen. Die Regierung glaube an die Her: 
ftellung des Friedens und fühle fih ftarf genug, den hohen Klerus in 
Schranfen zu halten. Die Zeit ſei für Goblets —— nicht geeignet 
und das Land für deren Verwirklichung noch nicht reif. Die Trennung der 
Kirche vom Staate würde eine unnütze Aufregung hervorrufen; das Kon— 
fordat genüge aber den Bedürfniſſen und biete gefegliche Handhaben zur 
Wahrung der Autorität des Staates. Wenn den Biichöfen für einige Seit 
die Zubvention entzogen wird, geben fie flein bei. In Bezug auf die Tem: 
poralien ſeien bie Biſchöfe Untergebene des Kultusminifters, der ſich Ge: 
horfam zu verfchaffen wiſſe. Wiewohl man es nicht vergeſſen habe, welche 
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Rolle der Klerus bei ber Konfpiration vom 16. Mai fpielte, befämpfe man 
ihn doch nicht. Die Regierung ſei aber zu feiter —— der Geſetze 
entſchloſſen nach dem Grundſatze: Dem Staate und der Kirche — jedem das 
Seine. Nach einer kurzen Unterbrechung der Sitzung ergreift Miniſterpräſi— 
dent Freycinet das Wort. E3 Handle fich, führt er aus, um eine frage 
ber öffentlichen Ordnung und Disziplin. Die Haltung einiger Prälaten jei 
geradezu unerträglid. Wenn die jebigen Mittel nicht genügen, werde die 
Regierung die Ermächtigung zur Anwendung nachdrüclicherer Mittel ver: 
langen. Wenn die beftehenden Geſetze dem Klerus nicht paſſen, jo möge 
dieſer feine Bijchofafite erftreben. Senator Buffet: Das ift ein Skandal. 
Präfident Leroyer: Erklären Sie dieſes Wort. Buffet: Es ift traurig, zu 
jehen, daß ein NRegierungävertreter die Biſchöfe als Bittfteller behandle. 
Minifterpräfident Freycinet (fortfahrend): Wir wollen den Frieden, aber 
wir wollen nicht die Gefoppten fein. Zwingt una ber Episkopat zur Tren— 
nung der Kirche vom Staate, fo trägt er hiefür die Verantwortung. Wer 
der Republif die Achtung verweigert, der möge wiflen, daß er nicht nur das 
Minifterium, fondern dad ganze Parlament gegen fi hat. (Stürmifcher 
Beifall.) Dem Wunſche der Regierung ea nahm hierauf der Senat 
mit 211 gegen 57 Stimmen eine Tagesordnung an, welche die Regierumg 
auffordert, die ihr zur Verfügung ftehenden Rechte auszuüben, um dem 
Klerus die Achtung der Republit und die Unterwerfung unter ihre Geſetze 
aufzuerlegen. 

Die Rede Treycinet3 und die Tagesordnung follen in allen 
Gemeinden Frankreichs Öffentlich angefchlagen werden. 

12. Dezember. (Deputiertenfammer.) Auf eine ähnliche 
Sijnterpellation wie im Senat erflärt Minifterpräfident Frey— 
cinet, er werde niemals dulden, daß der Klerus den Anfpruch er— 
bebe, außerhalb der Gejege zu jtehen. Dan müffe aus den heutigen 
Berhältniffen herauskommen. Die Regierung weiſe jedoch die Tren= 
nung von Staat und Kirche zurüd. Cie werde im Januar ein 
Geſetz über Gejellihaften einbringen, ohne dabei gerade auf den 
Klerus abzuzielen. Der Klerus müſſe eine Warnung erhalten; 
eine folche werde die Abjtimmung des Parlament fein. Alle die— 
jenigen, welche Anhänger der Oberhoheit de3 Etaates jeien, würden 
das Kabinett nicht jchwächen wollen. Bijchof Freppel tritt der 
Behauptung entgegen, daß der Klerus gegenüber der Republik eine 
feindjelige Haltung einnehme, und betont, daß die dem Konkordat 
beigefügten organifchen Artikel außer Uebung gekommen jeien, und 
daß man fich deshalb diejer Waffe gegen den Klerus nicht bedienen 
dürfe. Die von der Regierung zurüdgemwiejene Tagesordnung Hub— 
bard, welche die Trennung von Staat und Kirche forderte, wird 
mit 346 gegen 181 Stimmen abgelehnt. Dagegen nimmt die 
Kammer mit 243 gegen 223 Stimmen die bon Rivet beantragte 
Zagesordnung an, welche der im Senat angenommenen analog ift, 


von der Regierung acceptiert worden war. 
lu* 
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17. Dezember. (Pari?.) Die Kammer nimmt den Gefeh- 
entwurf über die Bildung einer Kolonialarmee an, welche dem 
Kriegaminifterium unterftellt werden joll. 

Der Senat nimmt die jämtlichen Artikel der Zollvorlage 
an und genehmigt ſodann mit 219 gegen 11 Stimmen bie Vorlage 
im ganzen. a 

21. Dezember. (Deputiertentammer.) Verlängerung 


der Hanbelsverträge. 

Léon Say hebt hervor, daß für Deutſchland eine neue Hanbeldära 
anbreche; es frage fi, was aus dem neuen deutſchen Syitem hervorgehen 
tönne. Leon Say verteidigt jeinen Gegenentwurf, ber bie Regierung er: 
mächtigt, die in allernächfter Zeit ablaufenden Handeläverträge auf drei ober 
ſechs Monate zu verlängern. — Nachdem Leon Say feinen Antrag auf Ber: 
längerung ber Handelöverträge begrünbet, vergleicht Meline die neuen Zarife 
mit den foeben von Deutfchland angenommenen, die im allgemeinen höher 
jeien. Durch die meuen Hanbeläverträge ber mitteleuropätichen Staaten 
werde nicht eine allzu erhebliche Anzahl von Artikeln gebunden; Franfreid 
müfje ſich beobachtend verhalten und abwarten, ob die Wirtjchaftäpolitit 
Deutichlands gute Refultate haben werde; Frankreich werde dann das Bei: 
ſpiel Deutjchlande nachahmen können, müfle aber — fein neue: 
Regime anwenden und Herr feiner Tarife bleiben. inifter bot konſia⸗ 
tiert, daß Deutſchland ſein Syſtem änderte, es wolle Feſtigleit und Be 
ftändigteit finden; möglicheriveife werde Frankreich eines Tages bie Rot: 
wendigkeit einjehen, auch eine ſolche Feſtigkeit zu erhalten; die Regierung 
ſchließe ſich den Wuünſchen ber Kammer an, müffe fi) aber dad Recht vor- 
behalten, eine Löjung vorzufchlagen, die fie für die befte halte. Er hoffe, 
der Minimaltarif werde von ben benachbarten Nationen angenommen werben, 
welche feinen Zariffrieg mit Frankreich wünfchen; er hoffe dies hinfichtlich 
Schwedens, Hollanb3, elgiena und ber Schweiz. Schwieriger fei die Lage 
hinfichtlich Spaniens, aber wenn Spanien frankreich ein annehmbares Fol: 
rogime anbiete, werde bie Regierung ber Kammer eine neue Vorlage madhen. 
Der Gegenentwurf Leon Says wurde mit 440 gegen 94 Stimmen abgelehnt, 
und der Gejeßentwurf betreffend die Verlängerung ber Handelöverträge am 
genommen, nachdem Ribot erklärt hatte, der Geſehentwurf bezwecke den Mi: 
nimaltarif auf ſechs Länder anzuwenden, welche gegenwärtig ben Konventie: 
naltarif genießen; es ftehe indeffen nichts im Wege, bie gleiche Konzeffion 
fpäter andern Ländern gegenüber zu machen. 

21. Dezember. (Paris.) Es wird gemeldet, daß ber Graf 
von Paris gänzlich entmutigt fei und den Beichluß gefaßt habe, 
nach der nächſten allgemeinen Wahl die Prekagitation aufzugeben 
und die politifche Organifation in ganz Frankreich aufzuldjen. 

22. Dezember. Biſchof von Angers, Freppel, Mitglied der 
Deputiertenfammer, f. 

22. Dezember. Die Kammer nimmt bie Brüjjeler Kon 
ferenz-Atte ohne Diskuffion an mit Vorbehalt der Seeakte, die 


den Rayon von Madagaskar umfaßt, ſowie des droit de visite. 


vo 
Italien. 


28. Januar. Der Finanzminiſter Grimaldi gibt in der 
Deputiertenkammer das Finanz-Expoſé. Infolge ber Ver— 
ringerung bei einigen Einnahmetiteln nehme er ein Defizit für die 
Finanzgebahrung des Jahres 1891/92 von ungefähr 27 Millionen 
Lire beim Titel „effektive Ausgaben“ in Ausficht; außerdem ein 
Defizit von 10910 Millionen beim Titel „Kapitalbewegungen“. 
Das effektive Defizit für 1892/93 veranjchlage er auf 30 Millionen, 
wozu aus dem Titel „Kapitalbewegungen“ noch ein Fehlbetrag von 
13?ı0 Millionen komme. Bei dieſer Lage der Dinge wolle die Re— 
gierung vor allem eine nicht zu überfchreitende Grenze für die 
außerordentlichen Ausgaben feftjegen. Diefe follten künftig niemals 
mehr ala 85 Millionen betragen. Der Minifter kündigt fodann 
die Einführung neuer Erjparnifje in dem Budget an und fchlägt 
Mapregeln vor, welche, unter anderem aus einer Erhöhung ber 
Altohol-Fabrikationzfteuer, eine Einnahme von 33’, Millionen 
fihern würden. Auf diefe Weife werde nicht nur das Gleichgewicht 
in dem Titel der Einnahmen und der effektiven Ausgaben berge= 
ftellt, jondern auch zu einem Teile das Defizit in dem Titel „Ka- 
pitalbewegungen“ gebedt. Es blieben dann nur noch etwa 4 Mil- 
lionen zu dbeden. Zu dieſem Zwed und um die Mittel zur Amor- 
tifterung der Schuld zu gewinnen, kündigt der Minifter mehrere 
Reformen und neue Erfparniffe an. 

31. Januar. Minifterpräfident Crispi und das gefamte 
Miniftertum reichen ihre Entlaffung ein. 

Der pergang wird folgendermaßen geſchildert. Die Deputierten 
fammer beriet den Geſetzentwurf betreffend die Anwendung ber proviforifchen 


Erhöhung der Eingangszölle und die Steuer auf die Fabrikation von Alkohol. 
Die Eigung war bewegt. Der Situngsjaal, jowie die Tribünen waren über: 
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füllt. Alle Minifter waren anweſend. Biele Deputierte ſprachen dafür und 
viele dagegen. Tyinanzminifter Grimaldi trat für das Geſetz ein. Der 
Minifterpräfident Crispi erklärte, das fragliche Geſetz ſtehe in voller Harmonie 
mit ſeinem Turiner Programm, zählte alsdann die bereits vorgenommenen 
Erſparungen auf und verſicherte, die Regierung werde ſich weiter bemühen, 
um andere mögliche Erſparniſſe zu machen, er könnte Bonghi erwidern, in: 
dem er ihn auf die fFinanzen unter dem Regime der Rechten hinwieſe; bie: 
felben jeien nicht befjer geweien, als die gegenwärtigen; aber er wolle auä 
Achtung vor den Gräbern feine Demonftration hervorrufen. Indeſſen jei 
bie bis 1876 befolgte Politik jehr verfchieden von der gegenwärtigen gemejen; 
fie jei dem Auslande gegenüber jervil gemweien. (Yärım und Proteftrufe.) Tie 
Deputierten Rudini, Bonghi und zahlreiche andere Deputierte der Rechten, 
fowie der Minifter der öffentlichen Arbeiten, Yinali, verließen ihre Plätze 
Der Präfident ermahnte die Hammer zur Ruhe Minifterpräfident Erispi 
verlangte eine unzmweideutige Abjtimmung, wie man fie einem Ehrenmanne 
ſchulde, der gegen jeine eigene Neigung auf feinem Plabe verbleibt. Dan 
müſſe aus ber gegenwärtigen Lage herausfommen, das Votum der Kammer 
werde im Inlande wie im Auslande ein Echo finden und darüber entjcheiden, 
ob Italien eine ftarfe Regierung wolle oder eine Regierung, welche aufs 
neue in Zögern und in Unentjchloffenheit verfalle. (Lebhafte Zwiſchenrufe. 
Luzzatti erklärte, nad) den Ausführungen Crispis, welche diejenigen belei: 
digten, welche er (Luzzatti) in feinem Leben aufs höchite verehrt habe und 
bie ihrem Lande ftet3 treu gedient hätten, werde er gegen den Gejegentwurf 
ftimmen. (Beifall rechts. — Zwijchenrufe. — Lebhafte Bewegung.) Minifter: 
präfident Grispi erklärte, er habe niemand beleidigen wollen, am wenigſten 
Minghetti. Die Kammer ftimmte über die von Willa eingebrachte, don der 
Regierung angenommene Tagesordnung, ab, welche von den Erklärungen ber 
Regierung Alt nimmt. Die einfache Tagesordnung wurde dann mit 186 
gegen 123 Stimmen abgelehnt. Die Kammer beſchloß darauf, nicht zur 
Reratung der einzelnen Artikel überzugehen. Minifterpräfident Griäpi er: 
flärte, er werbe vom Könige weitere Befehle erbitten, und erjuche die Kammer, 
ne F vertagen, was unter großer Aufregung um 8 Uhr 15 Minuten 
geſchah. 
Eine andere Erzählung lautet folgendermaßen: 


Auf der Tagesordnung ſtand ein kleines Finanzgeſetz, deſſen Ein- 
die Befeitigung eines Teiles de3 Defizit3 zum Zwecke Hatte, und 
obwohl dasjelbe auf eine gewiſſe Oppofition ftieß, jo zweifelte niemand daran, 
daß bdasjelbe jchließlich mit großer Majorität durchgehen und der Regierung 
einen neuen Sieg einbringen würde. 

Die Diskuffion begann in ſehr ruhiger und wohlwollender Weite, 
und von mehreren Deputierten, welche bisher ala erbitterte Opponenten gegen 
das Geſetz galten, waren ſehr beruhigende Aeußerungen und Erklärungen 
abgegeben worden. Der Berichterftatter über das Gejeß, welcher zugleidh 
auch Präfident der General:Bubgetlommilfion war, hatte in einer glänzenden 
Schlußrede das Gejeb in jehr klarer und einleuchtender Weiſe verteidigt, der 
Finanzminiſter die legten Aufklärungen gegeben, eine das vollite Vertrauen 
auf bie Regierung ausfprechende Tagesordnung war bereit verteilt worden 
und man erwartete bloß die Billigung des Minifterpräfidenten Eriöpi über 
die Begründung ber Tagesordnung, welche die Regierung borziehe, Der 
Minifterpräfident ſprach anfangs fehr ruhig und fachgemät, als er, durch 
eine biffige Bemerkung des Deputierten Bonghi verlegt, die Contenance ver= 
lor und fi zu einer Aeußerung Hinreißen ließ, welche, die Politik des 
legten Kabinetts der Rechten etwas allzuicharf angreifend, die Rechte fo ſehr 
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erbofte, daß biejelbe fich wütend erhob und in der heftigften Weife gegen 
den Minifterpräfidenten Crispi remonftrierte. 

Der Führer der Rechten, Marquis Rubdini, erhob fich wie ein ver: 
wundeter Löwe, und nachdem er Herrn Crispi in der heftigiten Weije apo: 
ftrophiert hatte, erflärte er, daß er troß feines feiten Willens, für das Geſetz 
zu ftimmen, nun nach der feiner Parteı angethanen Beleidigung gegen das: 
felbe flimmen werde. Ein Kollege Grispis, der Minifter für 5 fenttiche 
Bauten, Finali, ein ehemaliges Mitglied des letzten Kabinett3 der Rechten, 
erhob fi unter dem mütenden Beifall ber Rechten von feinem Minijter: 
fauteuil und verließ den Saal; der Berichterftatter, ebenfalls ein ehemaliges 
Mitglied des letzten Kabinett? Minghetti, welcher wenige Minuten früher 
das Geſeß in jo glänzender Weiſe verteidigt hatte, erhob fi), und nachdem 
er hierbei, in feiner Aufregung auf den Tiſch fchlagend, ein Zintenfaß um: 
geftürzt hatte, erklärte er, bat er nach der jeiner Darfei zugefügten Belei: 
digung nicht mehr mit der Regierung gehen und daher, obwohl er da3 vor: 
liegende Gejeb billige, nun gegen dasjelbe ftimmen werde; die ganze Rechte 
erhob fich heulend, um gegen Grispi zu protejtieren, und es entitand ein 
Aufruhr, wie man ihn früher in der italienischen Kammer nie erlebt hatte. 
Hätte der Kammerpräfident Fig ch I der ungeheueren Aufregung die Sitzung 
aufgehoben, jo hätte vielleicht die Nacht Rat und Ruhe gebracht, und wäre 
ein Mittel gefunden worden, den ausgebrochenen Konflikt durch einige gegen: 
feitige ruhige Erklärungen beizulegen; aber zum Unglück gelang es dem 
Kammerpräfidenten, die Ordnung auf einen Augenblid lang ſoweit herzu— 
ftellen, daß zur Abftimmung gejchritten werden konnte, welche angeficht3 der 
größten Aufregung vorgenommen wurde. Das Rejultat war borauszujehen 
— denn bie Regierung wurde mit bedeutender Majorität geichlagen -, 
worauf der Minijterpräfident, bie Demilfion des Kabinetts notifizierend, die 
Kammer bat, ihre Situngen einftweilen einzuftellen, da er die Befehle 
Sr. Majeftät einholen müſſe; und jo befinden wir uns denn angefichts einer 
Krife, die niemand vorherjehen konnte und die noch vor einigen Stunden 
niemand für möglich gehalten hätte. 


9. Februar. (Rom.) Der König empfängt Rudini, welcher 
bie neue Minifterlifte vorlegt; der König beftätigt die Lifte. 
Nach derfelben ift das Kabinett wie folgt zufammengejeßt: Rudini 
Präfidium und Auswärtiges und interimiftiih Marine, Nicotera 
Inneres, Luzzatti Schaf, Colombo Finanzen, Pellour Krieg, Fer: 
rari Justiz, Branca Arbeiten und interimiftiich Poſt und Tele= 
graphen, Chimirri Aderbau, VBillari Unterricht. Zum Unterjtaats- 
jefretär de3 Auswärtigen ift d’Arco, zum Unterjtaatsjefretär des 
Innern Yucca ernannt. 

10. Februar. Rudini richtet ein Rundfchreiben an die 
auswärtigen Vertreter Italiens, in welchem er die bisherige Politif 
Staliens fortjegen zu wollen erklärt. 

14. Februar. Das Minifterium Rudini ftellt fi der Ram— 
mer vor. Crispi hat feinen Sit ala Abgeordneter auf der äußerften 
Linken eingenommen. Die Haltung der Deputierten ift fühl. Ru— 
dini verlieft folgende Erklärung: 
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„Ehrenwerte Kollegen! Indem bie Hammer durch die Abftimmung 
be3 31. Januar das Geſetz ablehnte, welches die vorläufige Wirkjamteit 
einiger burch bie vorige Verwaltung geforderter Steuererhöhung ausſprach, 
bat fie ber neuen — ein Programm vorgeſchrieben, welches zu 
beobachten unſere Pflicht iſt. Wir machen Ihre Fahne: die der Erſparmiſſe, 
zur unfrigen; mit ihr und für fie werden wir kämpfen, werden wir fiegen 
ober fallen. (Beifall) Inzwifchen übernehmen wir vor Ihnen, vor dem 
Lande die wohlüberlegte Verpflichtung, das Gleichgewicht zwifchen den effet: 
tiven Ausgaben und Einnahmen ohne Mehrbelaftung der Steuerzahler her: 
zuſtellen. Mit vorfichtiger, aber entichlofjener Hand werden wir alle Etats 
bejchneiben, die des Krieges und ber Marine ınbegriffen, um überall und 
betreffs aller die größte Sparfamleit anzuwenden, und wir werden auch bie 
Ausgaben für Afrika einjchränten. In kurzer Friſt werden wir die paflen- 
ben Veränderungen am Gtat 1891/92 vorlegen. Wir werden ferner einige 
Geſeße einbringen, von denen bie einen unverzügliche, die anderen jeht 
baldige Wirkung auf Erleichterung bes ——— ausüben werden. 
Dringende Maßnahmen find nötig zur Ordnung des Notenumlaufes. Wir 
glauben jebod daß unter den jegi en Berhältnifien die radikalen Aenderungen 
in unjerem Banfjyiteme Beran En und Anreiz zu neuen Störungen fein 
fönnten, die wir bebachterweije vermeiden wollen. Demgemäß werden wir 
uns auf Vorlegung derjenigen Maßnahmen bejchränten, welche geeignet find, 
eine ganz fichere Hebung der Krebitverhältnifje herbeizuführen. Unter den 
fozialen Gejegen, welche uns die dringenbdften zu fein jcheinen, werden wir 
die bejtuorbereiteten einbringen, und zwar mit Schleunigfeit, da wir aner: 
fennen, daß es Akte ber ſozialen Gerechtigkeit gibt, welche nicht Länger auf: 

eichoben werden können unb bürfen durch eine Regierung, welcher die ge: 
** Intereſſen und rechtmäßigen Bedürfniſſe der arbeitenden Klaſſen am 
Herzen liegen. (Beifall.) Während der jetzigen Tagung werden wir Ihnen 
feine geleßgeberifchen Reformen vorlegen, welche beachtenäwerte Intereſſen 
ftören, ohne unmittelbaren Nupen für den Staat3haushalt zu Haben. Wir 
werden und für jet dev Vorlegung politifcher Gejege enthalten, in ber Er— 
wägung, baß das Land vor allem nach wirtichaftlicher Belebung verlangt. 
(Lebhafte Zuftimmung.) Auch für die Aufhebung der Liftenmwahl, welche 
wir anftreben, werben wir jeßt feinerlei Jnitiative ergreifen, jondern die 
Prüfung der durch das vorige Kabinett eingejeßten Kommiſſion oder die 
Dorjchläge des Ausſchuſſes für Vorberatung des parlamentariichen Antrages 
abwarten. Aber folgendes fühlen wir uns verpflichtet zu erflären: melde 
auch Ihre Beichlüffe fein mögen, fo zieht unjeres Erachtens eine Aenderung 
der Wahlart nicht mit unerbittlicher Notwendigkeit die fofortige Neuberufung 
ber Wähler nad) fi. In der auswärtigen Kolitit werden wir, auch hier 
in Eintracht mit dem Lande, feiner Stimme gehorchen, welche wir bei ben 
legten Wahlen laut und Elar vernommen haben. Wir werden die Würde 
bes Landes vor — — bewahren und ſeine wahren Intereſſen mit Eifer 
vertreten. Unſere Politik wird ſchlicht, freimütig, ohne Hintergedanken ſein, 
wie es einem Lande geziemt, welches wirklich den Frieden will. Zum Glüd 
ift unfer Programm ung mit den größeren europätfchen Staaten gemeinfam. 
Diefer Gedanke, diefer Wunſch, dieſes Bedürfnis bes Friedens Hat jeme 
Mächte zur Bereinigung gebracht, welche fich abjolute Sicherheit, Europa 
eine dauernde Ruhe verjchaffen wollten. Unſern Bündniffen werben wir 
fefte und zuverläſſige Treue bewahren. (Beifall) Durch unſere Haltung 
werben wir allen zeigen, daß wir feine Angriffsabfichten haben. Und da 
bezüglich unferes Berhältniffes zu Frankreich —— Argwohn, Mißtrauen 
erregt worden ift, jo werben twir unſer Bemühen darauf richten, jede faljche 
Meinung zu widerlegen. Durch unfere wohlerwogene, und leidenſchaftsloſe 
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Haltung werben wir — wir find davon überzeugt — das Vertrauen ein: 
flößen, da3 wir zu verdienen una bewußt find. (Bravo.) Allerdings macht 
Italien eben wegen ber Finanznot und der jchlimmen iwirtfchaftlichen Der: 
hältnifje einen jchiwierigen Moment durch. Aber wir werden und wieder 
aufrichten, und zwar jchneller, ala man glaubt. &3 wird dazu eine fräftige 
Anftrengung, ein entjchiedener Wille genügen. Um unſer Ziel zu erreichen, 
ift jedoch eine Vorausſetzung umerläßlich: der Friede. Vielleicht ıft es Meber» 
bebung, aber wir find ber Meinung, durch unjere Auffafjung und unfere 
Borfäge den Willen des Landes richtig auszudrücken. Weber bie Vorlagen, 
welche wir machen werben, begehren wir deshalb fchleunige Beratung, da 
wir dringenbes Verlangen nach Ihrem Urteil fühlen. Wir werden dasjelbe 
bejchleurigen; denn es fommt uns jehr darauf an, zu erfahren, ob wir mit 
unferen Borjchlägen die Ehre haben werden, Ihr Vertrauen zu verdisnen, 
und an biejem lape fönnen, wollen und dürfen wir nicht bleiben, wenn 
wir nur geduldet oder ald Schüglinge hier wären.“ (Beifall.) 


2. März. (Deputiertentammer.) Schaßminifter Luzzatti 
legt die Abänderungen des Voranſchlages pro 1891/92 vor und 
gibt eine Darftellung der finanziellen Lage. 


Zuzzatti erklärt, daß er im wefentlichen bie Boranfchläge feines Vor: 
gängerd Grimaldi und die von bemjelben in Ausficht genommenen Er: 
- fparungen von neun Millionen annehme, wodurch das Defizit auf 29'/. 
Millionen ermäßigt werde; er überreiche nur Abänderungen zum Voran— 
fchlage, wodurd Sofort weitere 36 Millionen erſpart würden; von diejen 
fommen 10,800,000 auf das Kriegs- und 6!/. Millionen auf dad Marine: 
budget. Mit den 36 Millionen werbe nicht nur das ganze, auf 29 Millionen 
feftgeftellte Defizit gedeckt, jondern e3 bleibe noch ein Ueberſchuß von 7 Mil: 
lionen, welche er in Verbindung mit weiteren 3 Millionen, die aus ber 
— ° von Emiffionsinftituten vefultieren, verwenden wolle, um 
ben möglichen Ausfall von 10 Millionen bei der Einnahme aus der Konſum— 
fteuer und den Geichäftätaren zu beden. Zur Herabminderung der Schuld 
beantrage er genifte Griparungen und Erhöhungen der Einnahmen, die von 
dem früheren Kabinette ea AP en worden feien, ſowie eine Reform des 
Zotterietvefend, wodurch er einen Mehrertrag von zwei Millionen erhoffe. 
Ein neuer Gejeßentwurf werde die Abzüge ber en regeln. Die 
Mehreinnahmen hieraus werben jofort ſich auf zwei Millionen, nach und 
nad auf vier Millionen belaufen. Ein weiterer Gejegentiwurf werde bie 
Reorganifation der Eifenbahn- und der Patrimonialkafjen ohne Mehrbelaftung 
ber Steuerzahler bezweden. Da der Arbeitäminifter die Eifenbahnbau-Aus: 
gaben pro 1891/2 um 19 Millionen herabmindere, jo würden auch durch 
Die Ausgabe einer geringeren Anzahl von Eifenbahn-Obligationen Budget 
und Staatäfredit eine erhebliche Erleichterung erfahren. Uebrigens würden 
nur reiflich eriwogene Eifenbahnprojekte zur Ausführung fommen. Auf dieje 
Art fei es dem Kabinett innerhalb weniger Tage gelungen, in ben effektiven 
Ausgaben 36 Millionen ohne Schwächung bed öffentlichen Dienftes und der 
Kraft von Armee und Marine, welche die Verteidigung bed Landes und 
defien Stolz bildeten, zu ſchwächen. Rechne man dazu die Erhöhung der 
Einnahmen um mehr ala 10 Millionen, die Herabminderung der Eijenbahn: 
bau⸗Ausgaben um 19 Millionen und die bereit3 eingeführten Erjparungen 
von 9 Millionen, jo ergebe fich eine Befjerung der Finanzlage um zufammen 
74 Millionen. 


17. März. (Rom.) Tod des Prinzen Jerome Napoleon. 
25. März. Die Kammer erteilt Rudini ein VBertrauend- 
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votum mit einer Mehrheit von 113 Stimmen. Bon 395 Stimmen 
fallen 254 zu Gunſten des Minifteriums aus gegen 95 der Oppo- 
fition und 46 Enthaltungen. 

20. April. Ein Grünbuch wird verteilt, in dem feftgeftellt 
it, daß die franzöfifchen Umtriebe in Abeſſinien ſoweit gegangen 
jeien, daß franzöfifche Agenten dem König Menelit 40,000 Gewehre 
angeboten haben, ferner daß Italien das Recht zuerkannt jei, Kafjala 
zu bejegen, fall® dies militärisch notwendig wäre, objchon eine Be- 
fegung des Ortes den Abfichten Italiens gänzlich widerfpreche. 

23. April. (Rom.) Erplofion des Pulver: und Dynamit 
turms des Forts Bravetta. Die Zahl der an der Unglüdäftelle 
Verwundeten beträgt 48, der übrigen in der Stadt leicht Verletzten 
gegen 200. Der Vatikan, die Peterskirche, die Paulsfirche und das 
Paulskloſter erleiden arge Beichädigungen. 


24. April. (Rom: Deputiertenlammer.) Der Entwurf, 
betreffend die Abjchaffung des Liftenffrutiniums wird mit 
182 gegen 75 Stimmen angenommen. 

1. Mai. (Rom.) Ruheſtörungen anläßlich der Maifeier, 
wobei 2 Perſonen getötet, 37 verwundet werden, darunter 4 Offi- 
ziere und 25 Soldaten. 

2.—4. Mai. (Deputiertenfammer.) Bei der Beratung 
über diefe Vorgänge fommt es zu heftigen Debatten, die aber mit 
einem Vertrauensvotum für die Regierung endigen. 


3. Mai. (Rom.) Im Abgeordnetenhauje fommt ein Grün— 
buch zur Verteilung, das die Aktenftüde zuſammenſtellt zur Auf- 
flärung über die mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
bezüglich der Borfälle in New-Orleans gepflogenen Verhand— 
lungen. 

14. Mai. (Deputiertenfammer.) Minifterpräfident Ru— 
dini |pricht über die Ereigniffe in New-DOrleand. (Vgl. Amerika.) 

Man jolle ihnen nicht eine übertriebene Bedeutung beilegen und bie 
wejentlich juridiiche Frage nicht zu einer Frage ber nationalen Würde 
ftempeln. Der Rücktritt deö Gefandten bi Fava fei ein Proteft gegen das 
Derhalten der Unionsregierung geweſen. Die Frage jcheine jegt in eine 
neue Phaſe zu treten, ba bie gerichtliche Verfolgung gegen die Lyncher ein: 
geleitet jei. Er könne bis jet nicht jagen, inwieweit die Verfolgung exnit 
zu nehmen jei. Ganz Europa ftehe in diefer frage auf Seite Italiens. 
Die Abberufung des Konfuls in New-Orleans fei erfolgt, weil die Regierung 
eingehende Informationen zu erhalten wünſche. 


Ende Mai. (Rom.) Großes Aufjehen erregt ein in ber 
Conteniporary Review erjchienener Auffat über die italienijche Po» 
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litik, als deffen Urheber Erispi bezeichnet wird. Crispi ftellt je- 
doch in Abrede, der Autor des Artikels zu fein. 

21. Juni. Ein Zirkular des Minifters des Innern Nicotera 
an die Präfelten unterjagt kraft des Artikels 113 des Strafgejeh- 
buches jede Öffentliche Bereinigung oder jede Meeting, bie 
den Zweck verfolgen, öffentliche Kundgebungen oder Berfammlungen 
bezüglich des Dreibundes zu veranftalten. Damit wirb einer Agi— 
tation entgegengetreten, welche von den Leitern der irredentiftischen 
Partei geplant war, um im ganzen Bereich des Königreich die 
Bevölkerung gegen die auswärtige Politik der Regierung aufzureizen. 


24. Juni. (Deputiertenfammer.) Bei der Beratung de3 
Budgets erklärt der Schaminifter Luzzatti, das Defizit des 
Budget für das Finanzjahr 1891,92 betrage 5,424,096 Lire. 
Diejem Defizit ftellte die Regierung neue Erſparniſſe im Betrage 
von 2,068,900 Xire, jowie neue Einnahmen in Höhe von 3,200,000 
Lire gegenüber. (Beifall) Was die Lage des Staatsſchatzes betreffe, 
jo werde diefelbe im Einvernehmen mit den Spar: und Verſorgungs— 
fafjen geregelt werden. (Beifall.) Das italienische Budget habe fich 
fortdauernd gebefjert; diejenigen handelten daher nichtswürdig und 
perfide, welche behaupteten, die finanzielle Lage Italiens ſei jchlecht, 
und die jomit den Kredit Jtaliens verleumdeten. (Xebhafter Beifall.) 

28. Juni. In der Kammerfitung verkündet der Minifter« 
präfident Rudini unter dem enthufiaftiichen Beifall einer über: 
mwältigenden Majorität, daß der Dreibund auch in Zukunft be= 
ftehen bleiben werde. 


6. Juli. (Venedig) König Humbert begibt fi) nad 
Benedig aus Anlaß des Stapellaups der „Sicilia“; dort wird er 
empfangen von dem engliichen Admiral Horkins, der mit der eng— 
lichen Flotte im Meittelmeer weilt und in oftentativer Weife mit 
feinen Offizieren dem Stapellauf beimohnt. 


8. Juli. (Venedig) Der König und die Königin be 
geben fi an Bord bed „Brambow“, wojelbjt der König beim 
Frühſtück folgenden Trinkſpruch hält: 

„Ih trinke auf die Gefundheit ber erhabenen Königin und Kaiferin, 
auf das Wohlergehen des großen englifchen Volkes, des treuen Freundes 
Italiens in böfen, wie in guten Zagen; ich trinke auf dad Wohl feiner 
ruhmreichen mächtigen Flotte, derer würdige Vertreter ich mit freude hier - 
jehe. In dieſen Gruß ftimmt, ich weiß es, das ganze italienijche Volk mit 
mir ein.“ 

Der Kommandant des engliſchen Geſchwaders trinkt 
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auf das Wohl des Königs und der Königin und jchließt feine Rebe 
mit den Worten: 

„In dieſem feierlichen Augenblide gebe ich dem lebhaften Bertrauen 
Ausdrud, dat die intimen und herzlichen Beziehungen zwiichen Jtalien und 
England für die Zukunft im der nämlichen Weiſe fortdauern werden, wie 
fie ın der Vergangenheit waren. ch trinke auf die Geſundheit Ihrer Ma- 
jeftäten bes Königs und der Königin.“ 

2. Oftober. (Rom) Am Jahrestage des Plebiszits im 
Kirchenftaat entfteht ein Tumult, veranlaßt durch franzöſiſche 
Pilger, die dad Pantheon bejuchen und dort in das Regijter die 
Worte eingejchrieben haben jollen: „Hoch der Papftlönig!” Nach 
andern Nachrichten hätten fie noch Hinzugefügt: „Nieder mit Viktor 
Emanuel! Zod dem König Umberto!” und auf dad Grab Biltor 
Emanuels gejpudt. Nachgewiefen wird nachher nur das Wort 
„Vive le Pape!“. 

Einige junge Leute organifieren hierauf eine Demonftration im libe- 
ralen Sinne, durchziehen die Stadt und verlangen vor den Hotels, in welchen 
Pilger wohnen, unter Pfeifen die Aufbiffung der Nationalfahne. Die Hotel: 
befier fommen diejem Verlangen jofort nad, bie Fahnen werden enthufiaſtiſch 
begrüßt. Die liberale Demonftration, welche unter fortwährenden Rufen: 
„Es lebe Italien! Es lebe der König!“ ihren Fortgang nimmt, zerftreut 
ſich fchliehlich in volllommener Ruhe. 


Der Zwiſchenfall findet ſowohl in den offiziellen vatifa- 
niſchen Kreifen, ala auch feitena der ganzen Nation, ebenſo aber 
auch jeiten® der franzöfifchen Regierung die ſchärfſte Mikbilligung, 
und der VBorfigende des franzöfifchen Pilgerausſchuſſes, Herr Harmel, 
gibt mit Zuftimmung des Papftes im italieniſchen Minifterium 
des Innern eine nachdrüdliche Verwahrung gegen die im Pantheon 
„von drei jungen Burjchen begangene bedauerliche That“ ab, gleich“ 
zeitig das „tadellos freundliche und zuvorfommende“ Verhalten ber 
italienischen Behörden gegenüber den Pilgern anerfennend. (Bal. 
Kurie.) 

13. Oktober. (Monza.) Der ruſſiſche Minifter des Aus— 
wärtigen dv. Giers und der ruffiiche Botjchafter Blangali werden 
zufammen mit dem Minifterpräfidenten Rudini vom König em- 
pfangen. Rudini, Gier? und Dlangali kehren von da zuſammen 

nad Mailand zurüd. | 
| 23. Oktober. Francesco Crispi richtet an einen Mitarbeiter 
der „Matinses Ejpagnoles”, Desmarets, nachjtehenden, von ber 
„Riforma” veröffentlichten Brief: 


„Mein werter Deömarets! Mein Brief vom 19. September war nur 
für Sie allein beftimmt. Durch feinen Abdrud haben Sie mid) zu einer 
öffentlichen Beſprechung genötigt, in die einzutreten ich gar keine Luſt Hatte. 
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Dadurch haben Sie, laſſen Sie es mich ausfprechen, meinem Willen Zwang 
angethan. In einer demofratifchen Zeit haben Sie die Freiheit übel an» 
gewendet, und das ift keineswegs ermutigend für die, welche Sie zur Republit 
befehren möchten. Da ich aber nun dabei bin, jo nehme ich ala tapferer 
Ritter die Herausforderung an, und beginne mit der Erklärung, daß Sie 
in Ihrer vom „National* veröffentlichten Antwort nicht unternommen haben, 
alle Fragen, bie ich Ihnen ftellte, zu löfen. Sie find dem ſchwierigen Pro: 
bleme audgewichen, welches Frankreich von Deutichland trennt, und obſchon 
Sie verlangen, daß der Papft nur ein Apoftel jein folle, haben Sie bezüg: 
Lih des Zaren Stillſchweigen beobachtet. Als ich Sie fragte, ob der Zar 
und der Papft, gegenwärtig Verbündete der franzöfifchen Regierung, not: 
wendige Werkzeuge zur Aufrichtung der neuen Vereinigten Staaten (Europas) 
fein würden, habe ich zwei Jnftitutionen berührt, zwei politifche Prinzipien, 
welche die Negation der Demofratie find. ch begreife, daß ein Zeil Ruß— 
lands in unfere Konföderation eintreten müßte; aber ich wünfchte von Ihnen 
zu Willen, was Sie mit dem Autofraten anfangen wollen, der zur Hälfte 
afiatijcher, zur andern europäifcher Souverän ift. Sie beichuldigen mid), 
ben Zuftand der franzöfiichen Anfchauungen in Bezug auf die Religion nicht 
zu fennen. Sie irren, mein freund; ich fenne ihn fo gut wie Sie und 
babe ein Intereſſe daran, ihn zu kennen. Sie beurteilen Frankreich nad) 
den Reben und Büchern und Gelehrten. Gie urteilen, indem Sie Paris 
ind Auge fafjen und nicht die anderen Städte der Republik, noch aud das 
fladhe Land, wo das katholiſche — nicht das chriſtliche — Gefühl tief ge: 
wurzelt ift; wir ſehen das Tag für Tag an ber Haltung ber Pilger, welche 
fommen, um Leo XII. zu verehren, und diejenigen zu verwünſchen, welche 
fie für jeine Verfolger halten. Auch wenn Sie in Paris in die Kirchen 
gingen, 3. B. nad) & Sulpice, und wenn Sie die Seminariften befragten, 
würden Sie fich überzeugen können, daß Ihr Volk weiter zurüd ift, ala das 
italienische Landvolt. Auch haben Sie jelber in den „Matinses Eſpagnoles“ 
geichrieben, daß die Maffen noch dem religiöfen Glauben anhangen. Ich 
leſe in Ihrem Briefe, der Papft dürfe nicht Fürſt oder Souverän fein. Es 
ift dies Ihre Meinung und ich glaube Ihnen. Aber da3 amtliche Frank: 
reich behandelt ihn ala König. Am legten Februar hat Monfignore Freppel 
Zeo XII. al? Abgejandter ded Grafen von Paris aufgejucht, und am 
11. September ber Karbinal Langenieur ala Botjchafter Carnots. Prätendent 
und Präfident der Republif haben den Papft ihrer Unterftühung verfichert. 
MWohlverftanden: der Prätendent hat in feinem Briefe bedingungsweiſe ge: 
redet und fein Bedauern über bie republifanifche Propaganda, welche im 
Einverftändnig mit Seiner Heiligkeit in Frankreich vor fich geht, nicht ver: 
fchwiegen. Soviel aus Ihrem Briefe fihtbar wird, wollen Sie zwar, daß 
Italien mit der Hauptjtabt Rom einig und unteilbar in die Konföberation 
eintrete, und Sie find Gegner ber Zerftüdelung der Halbinjel in fieben oder 
acht Eleine Staaten. Ich nehme Alt davon; aber ich muß Sie daran er: 
innern, ba Ihr Freund, ber Abg. Yarodet, in dem Briefe vom 10. Juni, 
auf ben Sie geantwortet haben, ebenfall ein Jtalien in ber Form einer 

öderativrepublit plante. Der Plan einer italienischen Föderation ift in 

ranfreih ſchon alt. Er ift Wirkung einer Geiftesfrantheit, bie fich ver: 
erbt, von der Napoleon III. und feine Nachfolger befallen find und die die 
Hoffnung des Vatikans bildet. Eine Bundesrepublik ala Vafallin des Papftes 
war zum erftenmal von Sully erfonnen worden, welcher hoffte, durch - 
Ränke die Rücberufung and Ruder feitend Nichelieus zu erlangen, Ihrem 
Freunde Michelet ift ber Gedanke, namentlich bei einem Proteftanten, jehr 
fonberbar vorgefommen. Sie irren, mein theuerfter Freund, wenn Gie 
glauben, daß die Zeitungsartikel auf mic, Eindrud zu machen vermögen, 
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Man gibt fie mir oft zu leſen, fie reizen mich nicht, ich beurteile fie. In— 
defien bin ich nicht Ihrer Meinung: daß in einem auf bas allgemeine 
Stimmrecht gegründeten Volksſtaate die Prefje nicht der genaue Spiegel ber 
öffentlichen Meinung ſei. Und wenn ed auch wahr wäre, daß fie nicht ihre 
Dolmeticherin jei, jo werden Sie nicht beftreiten können, daß die Preife ge: 
waltig zur Bildung der öffentlichen Meinung beiträgt. Ich habe oft be: 
merkt, bat in Frankreich die Zeitungen in allen fyragen ber internationalen 
Politik beftändig einig find, was in Italien nicht ber Fall ift. Es iſt dies 
eine Thatſache, welche ihren übertriebenen Patriotiämus beweiſt und ihnen 
zur Ehre gereichen würde, wenn fie nicht bie Urſache ihrer Berirrungen 
— dem Auslande wäre. Sie haben mich z. B. gedrängt, in den 
„Matinses Eſpagnoles“ vom 1. September ben Artikel über Italien zu 
lefen. Wohlan — ich habe feftftellen müflen, daß der Berfafler, wenn auch 
wohlmwollend und umfichtig, mit Jronie von unferen nationalen Beftrebungen 
redet und über mich diejelben Irrtümer wiederholt, die ich jo oft fiegreich 
zurücgewiefen habe. Sie glauben, daß ich wegen meiner revolutionären 
Vergangenheit mehr als andere geeignet fei, die Bildung der Vereinigten 
Staaten Europas einzuleiten? Wohl! Wenn der Wille eine einzelnen 
Mannes genügte, jo würde ich die mir noch verbleibenden Kräfte an bie 
Verwirklichung eines Planes ſetzen, beflen Triumph ben Völkern bes alten 
MWeltteild für immer ben Frieden fichern würde. Aber ich frage Sie: Würde 
das, was wir gründen wollen, eine {Föderation von Monarchien oder von 
Republiten fein? Oder von Monardhien und Republiten zufammen? In 
ben erften beiden Fällen :nüßte mit einer Revolution begonnen werden, und 
Europa ſcheint mir nicht geneigt, uns zu folgen. Die Monarchien würben 
ablehnen, Republifen, und die Republifen, Monarhien zu werben. Im 
dritten Falle wäre die Sache einfacher, und ed würde von Frankreich allein 
abhängen, ob unſere Anftrengungen Erfolg haben. Der Bund der drei 
Monarchien Italien, Defterreich:Ungarn, Deutichland ift gebildet worben, 
um den fFrieden bed Weltteild zu gewährleiften, und er Hat feinen Wunſch 
nad Eroberung. Er ift nunmehr der erſte Kern ber europäiichen Kon: 
füderation. Wenn frankreich wollte, könnte e3 fich dem drei Mächten an 
ichließen, welche es mit Begeifterung in ihren Bund aufnehmen würden. 
Sein Beijpiel würde ohne Zweifel von den anderen Nationen befolgt werben, 
und "wir hätten ohne Mühe mit einem Sclage die Vereinigten Staaten 
Europas. Natürlic) würde die allgemeine Entwaffnung, die Erleichterung 
ber Budgets, ‚diejenige der Steuerzahler die Folge jein. Dank diefer großen 
europätichen Union würde jeder Anlaß zum Uebergemicht eines Staates über 
ben anderen aufhören und die Frage der Nationalitäten jchnell und freund: 
Ichaftlich unter den Verbündeten erledigt werden. E3 wäre eine Sache ber 
inneren Organijation, nicht? weiter. So nehme ich, wie Sie ſehen, Ihren 
Plan an, und es wird gewiß nicht meine Schuld jein, wenn er nicht ver: 
wirklicht wird. Ihr ergebener Freund F. Crispi.“ 


3. November. (Rom.) Die interparlamentarifche Frie— 
denskonferenz wird im großen Saale des Kapitol® unter Teil» 
nahme von Mitgliedern faſt jämtlicher europäifchen Parlamente 
eröffnet. Unter den Parlamentsmitgliedern befinden fich 18 Fran— 
zojen, 12 Engländer, 15 Deutjche, 8 Defterreicher und 4 Ungarn. 

Der Bize-Präfident des deutfchen Reichdtage® Dr. Baum- 


bach jpricht im Namen der Deutfchen, Doudille-Maillefeu im 
Namen der Franzofen, 
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Die an dem interparlamentarijchen Kongrefje teilnehmenden Abgeorb- 
neten aus dem Deutjchen Reiche legen nach der Eröffnungsfigung einen 
Kranz auf das Grab Viktor Emanueld nieder. 

Aus der Vorgeſchichte des Kongreſſes. 

Bonghi, der Präfident des einberufenden Ausſchuſſes, veröffentlichte 
im September in der Nuova Antologia einen Auffaß, ın dem es hieß: 

„Frankreich hat fich erholt, ja mehr ala erholt, geiftig wie mili: 
tärifch, und niemand zweifelt daran, daß feine Kriegsmacht der Deutſchlands 
heute weit überlegen iſt. Es hat ein inniges Bündnis mit Rußland und 
hält Augen und Geijt feit auf die Provinzen gerichtet, welche ber Eroberer 
ihm entriffen, und die täglich ihren Willen, franzöfiich zu fein, ungeftümer 
an ben Zag legen. Elſaß-Lothringen zurüdzunehmen, hat ——— zudem 
mehr recht, als wir bei unſerem Streben nach der Lombardei, Venedig und 
Rom recht hatten. Und wir Italiener und unſere Verbündeten, die wir 
Frankreich an der Ausübung diejes Rechtes zu hindern fuchen, handeln ba: 
mit gegen unferen Charakter und unfere Geichichte.“ 

Hierauf richtete (28. September) der deutjche Reichdtagsabgeorbnete 
Barth an den Sekretär des Kongreſſes, Panbolfi, ein Schreiben, in dem er 
bemerft: wenn man riskieren müffe, daß ein Nichtfranzofe und Borfigender 
der Konferenz Elſaß-Lothringen in die Diskuffion zöge und zwar im Sinne 
einer Verwerfung des status quo, jo würde die Möglichkeit, an den weiteren 
Berhandlungen teilzunehmen, für die Deutichen nicht mehr beftehen. Für 
die deutichen Reichdtagsabgeordneten jei die Nichtberührung einer elfaß-loth: 
ringifchen Frage die Vorausſetzung der Beteiligung an der Konferenz. 

Bonghi richtete darauf an das „Berliner Tageblatt“ ein Schreiben, 
in dem er feine Anfichten über Eljaß-Lothringen wiederholt, aber verfichert, 
daß ber Kongreß mit biefer Angelegenheit nicht? zu thun habe. Es Liege 
auf der Hand, daß Deutfchland in einundzwanzig Jahren e3 nicht verftanden 
bat, die Eljaß-Lothringer fich zu freunden zu machen; ja, es ift nicht ein= 
mal wahrjcheinlich, dab ihm dies in der Zukunft gelingen wird, da Frank— 
reich fich inzwiſchen völlig erholt hat und feine natürliche Anziehungstraft 
von neuem ausübe. 

Hiergegen veröffentlichte ebenfalls im „Berliner Tageblatt” der Abg. 
Ridert eine Erklärung und der Abg. Höffel (Elfäffer) lehnt die Teilnahme 
am Kongreſſe ab. 

„Bonghi habe von der Stimmung im Elfaß keine Ahnung; die Zeit 
babe bier das Stadium ber Verföhnung herbeigeführt, eine neue Generation 
fei herangewachſen, die von Frankreich nicht? mehr wiſſe, und von den 
Alten Habe fich die große Mehrzahl mit den beftehenden Verhältniſſen ehr: 
lich abgefunden.“ 

Nunmehr verftändigt man fi dahin, daß Bonghi dem Kongreſſe 
nicht präfidieren werde. 


4.—7. November. Sigungen der interparlamentarijchen 
Konferenz. | 

Mehrfache Verſuche des irredentiftifchen italienischen Abgeordneten Im- 
briani, die Berfammlung durch Anregung der Nationalitäten-FFrage zu 
ftören, werden vereitelt. Die praktifche Entjcheidung, die der Kongreß zu 
treffen hat, liegt zuleßt darin, ob ein internationales parlamentari: 
ſches Komitee zur Schlichtung von Streitigkeiten, oder bloß ein permanentes 
Bureau eingejeßt werden ſoll. Erfterer Antrag, in einer yormulierung von 
Gaillard erhält die Mehrheit; die Deutjchen, fait alle Engländer, Oeſter— 
reicher, Ungarn, Holländer, Belgier und einige Staliener ftimmen dagegen. 

Sitz der nächſten Konferenz joll Bern fein. 
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7. November. (Rom.) Unter bem Borfite Menotti Gari- 
baldis findet eine Verfammlung des Generalrates der Bete- 
ranen jtatt, welcher bejchließt, zur Organifation einer Agitation 
für die Abjchaffung der Garantiegefege und des erften Artikels ber 
Derfaffung aufzufordern. 

9. November. Mailand.) Der Minifterpräfident Ru- 
dini hält eine Bankettrede. 

In Bezug auf die auswärtige Politik jagt der Minifter, daß Dant 
dem ftarfen der mächtigen Flotte und ber treuen Unterſtützung ber 
Bundesgenofien Italien gegen jeden Anſchlag geſchützt ſei. Durch die Er: 
neuerung der Bündnifje mit ſterreich Ungarn und Deutjchland ſei ber 
Zuftand neu befeftigt worden, der Jtalien im die Lage jege, jene Politik 
ernjter Sammlung zu befolgen, welche den Kriegsausgaben eın Ziel zu 
Ka diejelben jogar zu beſchränken geftatte und dadurch auch die wirt: 
haftliche und finanzielle Unabhängigkeit dauernd feftigen werde. Auf feinem 

uten Rechte fußend, wolle Italien, fa von falſchem Ehrgeize, kein anderes 
Biel anftreben ala die Erhaltung des status quo im Mittelmeere. Italien 
fei ein feites Element beö Friedens. Englands Stimmung fomme in dem 
herzlichen Empfange, ber dem Prinzen von Neapel in London bereitet. worben, 
zu beredtem Ausdrude. Der Beſuch bed Minifterd von Gierd in Monza 
babe die öffentliche Meinung mit dem Gefühle friedlicher Sicherheit erfüllt. 
Die Beziehungen mit Frankreich feien von gewiſſen tten getrübt, welche 
alle italienifchen Regierungen zu bannen bemüht gewejen ſeien. Dieje 
Schatten mwürben jedoch jchwinden. Die Hoffnung, daß biefes gelingen 
werde, ſei jeit den Ehrungen, welche in Nizza dem italienifchen Volkshelden 
Garibaldi erwiejen wurden, bedeutend geftiegen. Das Echo jener Feſte fei 
wie ein Klang von neuer Freundſchaft und Herzlichkeit herübergebrungen 
und thue dem Herzen Italiens bejonderd wohl. Die wichtigften Reformen, 
welche der Miniſter ankündigt, find die Unfallverfiherung, die Altersverfor: 
gung, bie Vereinigung mehrerer Provinzen berjelben Region zu einem poli: 
tiſchen Kreife unter einem Statthalter. 


Ueber bie Firchliche Politik fagte er: 

„Tür bie große Mehrzahl ber Italiener ift bie Liebe zu unjeren 
ftaatlichen Einrichtungen ein gemeinjfames Erbteil. Die Regierung weiß, 
daß fie diefe Mehrheit gegen jede Beichimpfung zu jchügen hat, und fie 
wird ihrer Aufgabe gerecht werben. Wir haben in unjerem Haufe das 
Papfttum, das manchmal eine drohende Stellung einnimmt. Wir werden 
e3 indeflen in den Grenzen feiner — Macht zu halten wiſſen, und 
zwar nicht nur kraft ber Gejeße, die auch das Papfttum nicht ungeftraft 
beleidigen darf, fondern unter ber faft einmütigen Zuftimmung berer, bie 
noch Tuben und beten. Die hergebrachte kirchliche Politit unjeres Landes, 
Italiens Ehre und Stärke, wird von uns gewiflenhaft beibehalten werben. 
Bedauernswerte Zwilchenfälle, die von einem Geiftigarmen hervorgerufen worden 
find, werden und von dieſem Beichluffe nicht abbringen. Reden wir megen 
einer jolchen Kleinigkeit nicht von einer Aenderung der Berfaffung! Rühren 
wir nit an das durch die Verfaffung anerkannte und umabänderliche 
Garantiegeſetz, das eine lange Erfahrung als zeitgemäß und nützlich erwieſen 
hat. Italien wird Sorge tragen, daß Gewiſſensfreiheit und religiöfe Dul— 
dung, bie in unferem Lande " glorreiche Belenner gehabt haben, geachtet 
werben. Die Pilger aller Weltteile Zönnen unbejorgt nah Rom kommen 
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und dem Papft ihre Huldigung barbringen; fie bürfen auf den Schuß unferer 
Geſetze rechnen. Was den Oberhirten ſelber betrifft, jo find wir heute jo 
ſtark und der Zukunft fo ficher, daß wir ihm ohne Bangen die größte 
Freiheit geftatten und jelbft fürftliche Ehren erweiſen dürfen.“ 

1. Dezember. Der Schagminifter Luzzatti entwidelt in ber 
Kammer fein Finanzerpoje, welchem zufolge das Defizit für das 
Yinanzjahr 1891,92 auf eine Million zufammenfchrumpfen, das 
Budget pro 1892/93 dagegen einen wirklichen Ueberſchuß von neun 


Millionen Live ergeben joll. 

28. Nov. u. 4. Dezember. Auf verjchiedene leidenjchaftliche 
Bejchwerden über die Rede Kalnokys und die Ereigniffe bei der 
franzöfifchen Pilgerfahrt erklärt der Minifterpräfibent di Rubini: 

er begreife nicht, wie man im italienijchen Parlamente die Frage 
ber weltlichen Herrichaft des Papftes aufwerfen könne, eine Trage, welche 
längft tot, ja begraben jei; er zeigt ſodann aus der diplomatiichen Gejchichte, 
ba die Haltung Defterreich:Ungarns in der frage des Papfttumd eine 
Italien ftet3 aufrichtig freundliche geweſen jei; die öfterreichiiche Regierung 
wäre es geweſen, welche zuerft den internen Charakter des Garantiegejehes 
bervorhob. Im übrigen jtehe e3 feit, dat, wenn die Einheit Italiens bedroht 
werben jollte, Defterreich:IIngarnd Armee an umjerer Seite ftehen würde. 
Die Minifter jeien keine Guelfen, fondern Ghibellinen. 

Crispi erklärt, er betrachte das Garantiegefe nicht als Grundgeſetz; 
basjelbe würde gut jein, wenn ed im Vatikan Apoftel gäbe und nicht Prä— 
tendenten; er würde ficherlich eine Abänderung bes Geſetzes bemerfitelligt 

ben, wenn man ihm dazu Zeit gelaſſen hätte. Er verteidigte ftet3 die 
ripelallianz, die Rüftungen hätten verdoppelt werden müfjen, wenn Stalien 
auch an der Dftgrenze einen Feind gehabt hätte, 

Rudini bemerkt, da Crispi die Neigung ausgeſprochen habe, das 
Garantiegefe abzuändern, jo ſei er glücklich, daß endlich ber erfte Puntt 
gewonnen jet, ber zu einer Klaren Scheidung ber Parteien in der Kammer 
zu führen geeignet jet. 

Nicotera erklärt, es fei ihm rätjelhaft, weshalb Crispi das gegen: 
wärtige Kabinett immer als ein Minifterium der Rechten hinftellen wolle. 
Diefe Ideen von einer Rechten und einer Linken jeien gegenwärtig ziemlich 
veraltet, und Griöpi ſelbſt verfünde dies lauter als alle übrige Welt, indem 
er betonte, daß die Regierung über den Parteien jchwebe. Auch Crispi 
habe den Vorſitz in einem Kabinette geführt, in welchem es zahlreiche Ele: 
mente ber Rechten gegeben habe. Wenn übrigens da3 gegenwärtige Kabinett 
ein folches ber Rechten jei, dann bedeute dies, auch die gegenwärtige Maio: 
rität der Kammer jei eine folche ber Rechten. Dieje Kammer aber, fo ruft 
ber Rebner aus, ift eine Echöpfung Grispi's. 


Am 7. Dezember wird die Debatte gefchloffen und der Re= 
gierung mit 248 gegen 92 Stimmen ein Vertrauendvotum erteilt. 

21. Dezember. (Rom.) Die Deputiertenfammer nimmt mit 
228 gegen 68 Stimmen eine Steuer von 94 Lire auf Zuder und 
ein Sperrgejeß an. 
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VII. 
Die Römiſche Kurie. 


24. Februar. (Paris.) Das Journal „La France Nouvelle“ 
veröffentlicht einen Brief de8 Papftes an den Kardinal Lavigerie, 
in welchem der Papft anerkennt, daß der Eifer Lavigeried und die 
dem Heiligen Stuhle erwiejenen guten Dienfte desſelben der Gegen- 
wart und den Erwartungen bes Papftes entjprächen. 

21. März. Der Papſt richtet folgendes Breve auf den Tod 
Windthorfts bezüglich an die Borfitenden der Zentrums-Fraktio— 
nen im Deutfchen Reichdtag und preußijchen Landtag: 


„Unjeren geliebten Söhnen, den edlen Herren Grafen Balleftrem, 
Freiherrn d. Heereman und Grafen Preyſing. 

Geliebte Söhne! Gruß und apoftnlikhen Segen! 

Obſchon die * Eintracht, die Euch mit dem vortrefflichen Manne 
Ludwig Windthorft verband, Uns niemald verborgen war, jo ift fie Uns 
noch klarer geworden burch das Telegramm, welches Ihr Uns in Euerem 
Namen und dem Eurer fatholifchen Kollegen durch Unjern geliebten Sohn, 
den Kardinal-Staatsſekretär zugehen ließet. Wir begreifen nämlich, daß Ihr 
von gerechtem und bitterem Schinerz erfüllt jeid über den unverhofften Tod 
des Mannes, deffen Frömmigkeit, Tabellofigkeit, Klugheit und übrigen Geiftes: 
vorzüge dor allem Euch vor Augen lagen, die Yhr, ihm ala Führer bei den 
wichtigften öffentlichen Angelegenheiten folgend, nicht tweniger bie Genoſſen 
jeiner Mühe und Ratichläge als feines Ruhmes geworben jeid. Denn ver: 
trauend auf Eure Mitwirkung und Unterftüßung hat er in für Ehriftentinn 
und Etaat höchſt wichtigen Zeiten bie Jntereffen und Rechte ber Kirche 
eifrig verteidigt und die einmal auf fi) genommene Sache der Gerechtigkeit 
mit hohem Mute zu ſchützen fortgefahren, bis er das erreicht jah, was er 
im Geifte beftändig erftrebt hatte. Mit Recht aber rühmt Ihr Euch, daß er 
der führer Eurer Bartei geweſen, der niemals durch die Macht feiner Feinde 
oder durch die Volksbewegungen ſich wankend machen ließ, der fo fein Bater: 
land liebte und feinem Fürſten die gebührende Ehrfurcht entgegenbrachte, 
dat er niemals dieje Pflichten von der Ausübung ber Religion trennte, und 
jo durch das Gewicht feiner Gründe und durch die Kraft einer mächtigen 
Beredſamkeit jeine Gegner befämpfte, daß man leicht erfannte, daß der Eifer 
für die Wahrheit, nicht aber irgend ein Vorteil oder Ehrbegierde ihn in 
den Streit führte. — Bon dieſen feinen Verdienſten find Wir, wie billig, 
überzeugt; das haben Wir ſowohl bei anderen ſich darbietenden Gelegen- 
heiten, als auch beſonders neulich in diefem Jahre bezeugt, da Wir, als ber 
Jahrestag unferer Krönung wiederfehrte, ihm neue Ehrenbezeugungen haben 
zufommen laſſen, indem Wir ihn zum Ritter erfter Klaſſe des Ordens Et. 
Gregors ded Großen ernannten und mit dem Ehrenzeichen deajelben ſchmücken 
wollten. Wenn er, durch ben Tod hinmweggerafft, diefen Beweis Unferer 
Liebe und Hochachtung nicht genießen konnte, jo tröftet Uns und richtet Uns 
die fihere Hoffnung auf, bat Gott ihm mit höheren Ehren geihmüdt und 
er jene umdergängliche Glorie erlangt habe, die erhabener und glüdfeliger 
ift, als jede menjchliche Ehre. Ihr aber, geliebte Söhne, eingebent der Zu: 
genden und Beiſpiele eines fo großen Führers, folget feft den Spuren bei: 
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jelben. Haltet unter Euch enggefchloffen die Eintracht, welche auch er immer 
in feiner Heerichar eifrigit und angelegentlichft bewahrte. Haltet für ficher, 
was aud er feft feiner a. eingeprägt hatte, daß Ihr um fo verftändiger 
für die Wohlfahrt und den Ruhm des gemeinfamen Baterlandes jorgen 
werdet, je angelegentlicher Ihr Gott die Treue und ber Mutter Kirche den 
Gehorfam bewahrt. So möge Gott Euch und Euere Genofjen gnäbig behüten 
und erhalten, und eine Gewähr biefer Gnade fei Euch ber apoftolifche Segen, 
welchen wir Euch allen gu bon ganzem Herzen erteilen. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter, am 19. März 1891, im 14. Jahre 
Unferes Dontifitats, Leo P. P. XIII.“ 


15. Mai. Enchklika des Papftes über die ſoziale Frage. 
(Abgedr. i. Staatsarchiv Bd. LI.) 

31. Mai. (GParis.) Der neue apoftolifhe Nuntius 
Ferrata joll vom Batifan Inſtruktionen erhalten haben, nach welchen 
ihm eine größere Annäherung an den legitimiftijchen Klerus 
verboten wird. Er folle vielmehr immer zeigen, daß der Batifan 
mit der republifanifchen Regierung einverftanden ift. 

19. Juni. (Rom.) Der vatilanifshe „Ofjervatore Ro- 
mano“ bringt einen Artikel über „Frankreichs Vereinſamung“. 
Frankreich jei vereinfamt, aber nicht zu feinem Schaden. Es teile 
das gleiche Schidjal mit der Kirche, über deren Feſſeln Kaifer und 
Könige eiferfüchtig wachten, damit jene „Gesta dei per Francos“ 
nicht erneuert würden, welche der Welt jo oft die Größe Frank— 
reichs und der Kirche verfündeten. Frankreich und die Kirche würden 
trogdem weiter nebeneinander kämpfen und fiegen. Die Kirche 
reiche ihrer erjtgeborenen Tochter liebevoll die Hand. Gegen das 
wibernatürliche Bündnis heterodorer Staaten erhebe fich in wunder- 
voller Kraft der Bund der Kirche und der chriftlichen Demokratie. 

19. Juni. Der „Offervatore Romano“ meldet, daß der Papſt 
wegen willfürlicher, da8 Vermögen des Heiligen Stuhles 
jchädigender Alte die Verwaltung des ganzen Vermögens der Kurie 
einer bejonderen Kardinals-Kommiſſion anvertraut habe, welche 
auch die Rechnungen der bisherigen Verwaltung forgfältig prüfen 
wird. 

2. Auguft. Ein neuer Artikel des „Cjiervatore Romano” 
fagt, die Natur der Dinge jelbft, die Verknüpfung der Ideen und 
die Lehren der Gefchichte hinderten die Trennung des Vatikans von 
Frankreich, eine Trennung der gemeinfamen Mutter aller Völker 
von der älteften Tochter, die, wie fie die Kirche ftet3 geliebt habe, 
auch tet? das politische und ſoziale Schickſal der Kirche teilen 
werde, zu deren Schuß und Echirm fie die Vorſehung beftellt habe. 

5. Auguft. Zwiſchen Frankreich und dem Vatikan foll 
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nach einer Privatmeldung der „Nat.«“Ztg.“ aus Rom ein förmlicher 
Vergleich zuftande gefommen fein, des Inhalts, daß Frankreich dem 
Patilan aus feiner finanziellen Verlegenheit Hilft und dafür ber 
Vatikan fich verpflichtet, die Republik im Inland und Ausland zu 
unterftügen. Beide Teile feien auch einig geworben über eine repu- 
blifanifche Propaganda in Italien. 

13. Auguft. Der „Offervatore Romano“ veröffentlicht 
eine Note, in welcher nach Erörterung der Haltung des Heiligen 
Stuhles gegenüber den deutfchen und franzöfifchen Katholiken erklärt 
wird, der Papft fei davon fchmerzlich berührt, daß er und die Kirche 
infolge diplomatifcher Kombinationen durch neue, ernfte Hinderniſſe 
abgehalten werde, ihre friedliche Miffion in Rom und Jtalien zu 
erfüllen. Das Blatt beflagt jodann das Beftehen des Dreibundes, 
der für die Katholiken Italiens eine Kränkung bedeute und den 
italienifchen Intereſſen abträglich fei. 

Ende September. Enchelifa gegen das Duelle-Unmefen. 

5. Oktober. Der Papſt empfängt die letten Teilnehmer des 
franzöfifhen Pilgerzuges. Der Kardinal Langenieur verab— 
jchiedet fich von dem Papfte namens feiner Genofjen mit einer An= 
jprache, in welcher er dem Bedauern Ausdrud giebt, daß aus nicht 
weiter zu erörternden Gründen die Pilgerzüge big auf weiteres 
unterbleiben müßten. Der Papft antwortet, daß er auch biefes 
traurige Zeichen mit Ergebung binnehme. (VBgl. Italien.) 

14. Dezember. Der PBapft hält eine Allofution. 

Sie beichäftigt fi) mit den Vorkommniſſen bei den Iekten Pilger: 
fahıten. Der Frieden der Kirche, führt der Papft aus, würde auf zweierlei 
Meife bedroht; von der einen Seite gehe man ohne Zurüdhaltung vor, 
man wüte in Worten gegen die Thaten einiger doch nur von Findlicher 
Frömmigkeit und nicht von politifchen Gefichtspunften geleitet geweſenen 
Ausländer, man erkläre, dem Papfttum den Todesſtoß verſetzen zu wollen, 
wenn möglich, felbjt mit Anwendung von Gewalt; von der anderen Seite 
juche man, bei äußerlich geringerer Feinbfeligteit, den Bolfe die Haltung 
des Papſtes ala für Jtalien bedrohlich darzuftellen, man widerſetzte fich der 
Abſchaffung von Geſetzen, welche das Papfttum fcheinbar begünftigten, ftrebe 
aber trogdem aufs nrinädfiohe die Unterwerfung der Kirche unter den 
Staat an. Der freie Verkehr de3 Papftes mit den Gläubigen werde von 
den beiden Richtungen gejchmälert, der Stand der Dinge geftalte fi) immer 
ichwieriger und unleidlicher. Wie werde berfelbe erft jein bei einem etwaigen 
Ausbruh don Unruhen oder Kriegsgetöſe. Ex, der Papft, werde bei der 
Haltung Pius IX. verharren, und die völlige Unabhängigkeit Roms, das 
dem Papfttum durch göttliches Gebot und die Stimme von Jahrhunderten 
zugewieſen worden fei, fordern. Er fei überzeugt, daß bie Rechte des Papft: 
tums mit der Größe und Unabhängigkeit Italiens wohl vereinbar feier. 


Die Allofution ermahnt die Lenker der Staaten, ber fortfchreitenden Gott- 
loſigleit und Sittenverderbnis Einhalt zu thun und fordert bie Katholiten 
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auf, bie Gefahren für ben Glauben und die Ränke gegen das Papfttum im 
Auge zu behalten und in enger Verbindung mit dem Papfttum gegen böje 
Bermefienheit einen umerfchütterlichen Damm zu bilden. 


23. Dezember. (Rom.) Bei dem Empfange des Kardinal» 
kollegiums jagt ber Papft, er erachte mit der von ihm feinerzeit 
erlafjenen Enchklika über die Arbeiterfrage feine bezügliche Aktion 
nicht für abgefchloffen. Er bedauere, daß er unwürdigerweiſe ge- 
bindert worden fei, die Arbeiterpilger zu empfangen, um denſelben 
feine fozialen Prinzipien auseinanderzufegen. Die geſchworenen 
Feinde des Papfttums befämpften deſſen joziale Thätigfeit, weil 
biejelbe den Ruhm und den Einfluß des Papftes zu erhöhen ge— 
eignet jei, und erklärten aus dem gleichen Grunde die päpftliche 
Snitiative zur Abjchaffung der Sklaverei für überflüſſig. Nichts- 
bejtoweniger werde das Papfttum die ihm von der Vorjehung zu= 
gewieſene Miffion in der Welt fortjegen, nämlich die Miffion des 
Friedens, des Heiles und der Erlöfung, ſelbſt zu Gunften derjenigen, 
welche dad Papfttum befämpften. 

Ende Dezember. Das „Zournal des Debats” bringt über 
bie vom Papfte gegenüber einigen brafilianifchen Prälaten 
ergriffenen ftrengen Maßregeln nachjtehende Mitteilungen aus Rom: 


Man weiß, welche Pein dem Papfte die Behandlung des brajiliani: 
ſchen H w.; ſeitens der Regierung ber Republik verurjacht hat. Nicht nur 
war die zrennung von Staat und Kirche plöglich und ohne Entſchäbigung 
für die Geiftlichen ausgejprochen, fondern auch das Vermögen der Klofter: 
orden war einfach eingezogen worden. Bieje Beraubung hatte im Vatikan 
eine tiefe Entrüftung hervorgerufen, und man rechnete darauf, daß die ur 
brüdlichen Berwahrungen der geichädigten Orden mindeſtens eine teiltweije 
— —— oder eine Entſchädigung erwirken würden. Auf jeden Fall 
nahm Leo XIII. an, daß die beraubten Kloſtergemeinſchaften nicht gutwillig 
die vollbrachte Thatſache hinnehmen, ſondern ihre Rechte für die Zukunft 
vorbehalten würden. Wie es ſcheint, iſt aber das Gegenteil eingetreten. Der 
Abt der Benediktiner ſoll gegenüber dem Marſchall da Fonſeca eine über: 
triebene Gefälligfeit bekundet haben, und der apoftolifche Internuntius in 
Rio Janeiro, Spolverini, joll die Intereſſen der Kirche nicht mit der nötigen 
Thatkraft zu ſchützen verftanden haben. . Die dem Papfte hierüber zugegan: 
genen Berichte erſchienen ihm jo bedenklich, daß er gegen den Abt bie ex- 
communicatio major erlafjen unb ben Internuntius unter Kundgebung ber 
Ungnabe abberufen hat. 


IX. 
Schweiz. 


11. Januar. (Zeffin.) Wahlen zum Berfaffungsrat. Die 
Liberalen haben Wahlenthaltung proflamiert wegen parteiijcher 
Handhabung des Wahlgejeges durch den ultramontanen Präfidenten 
Soldati und feine Partei. 2 

8. März. Bei der Vollgabftimmung im Kanton Teffin wird 
ber neue Berfaffungsentwurf mit 10,837 gegen 10,557 Stimmen 
angenommen. 

15. März. (Bern) Bei der Volksabſtimmung wird bad 
Bundesgeſetz betreffend die Ruhegehalte der arbeitsunfähigen 
eidgenöffiichen Beamten mit 342,137 gegen 90,641 Stimmen ab- 
gelehnt. 

15. März. Bei der Vollgabftimmung im Kanton Luzern 
wird die Anbahnung einer Verfafjungsrevifion mit 15,600 gegen 
10,161 Stimmen verworfen. 

11. Mai. (Bafel.) Der Jnitiativantrag betreffend die Richter: 
wahl durch das Volt wird bei der Vollsabjtimmung mit 3389 
gegen 2299 Stimmen angenommen. 

8. Juni. (Bern.) In der Sitzung des Nationalrates wird 
die Motion Brenner und Genofjen mit 69 gegen 58 Stimmen für 
erheblich erklärt. Diejelbe lautet: Der Nationalrat folle prüfen 
und Bericht erftatten ob und in welcher Ausdehnung eine Amneftie 
zu erlaffen fei wegen der den eidgenöjfiichen Ajfifen überwiejenen 
Vorfälle im Kanton Teſſin vom September 1890 und Februar 
und März 1891. Ferner kommt der vom Bundesrate beantragte 
Bunbdesbeichluß, betreffend Genehmigung des mit ſchweizeriſchen 
und deutſchen Finanzleuten abgejchlofjenen Vertrages über den An- 
fauf don 50,000 Aktien der ſchweizeriſchen Zentralbahn unter dem 
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Borbehalt der Annahme eines gleichzeitig vom Bundesrate vorge- 
legten Bundesgeſetzes betreffend Abänderung des Bundesgeſetzes über 
dad Rechnungsweſen der Eifenbahngejellichaften, mit ber Annahme 
des fraglichen Ankaufsvertrages und des gleichzeitig vorliegenden 
Geſetzes zum Abſchluß. Erfterer erhielt 82 gegen 32, letzteres 90 
gegen 13 Stimmen. 

11. Juni. Der Ständerat nimmt mit 1 Stimme Majorität 
die Einführung des Banknoten-Monopols an. 

14. Juni. Großes Eifenbahnunglüd bei Mönchftein bei Bafel 
durch Einbruch einer Brüde, wobei die Zahl der Toten 73, bie 
der Verwundeten 131 beträgt. 

Mitte Juni. Im Kanton Zeifin wird dur Volksabſtim— 
mung mit 16,900 Stimmen die Berfafjungsrevifion bejchloffen. Für 
die Revifion durch den Verfafjungsrat werden 9250, für eine jolche 
durch den großen Rat 8300 Stimmen abgegeben. 

19. Juni. (Bern.) Der Nationalrat ſpricht mit 70 gegen 
64 Stimmen die Amneftie der wegen ber Teffiner Unruhen vom 
September 1890 und Februar 1891 Beftraften aus. 


18. Juni. (Bern) Der Nationalrat ftimmt mit 74 gegen 
53 Stimmen dem Bejchluffe des Ständerat zu, den Sit des Landes- 
mujeums nach Zürich zu verlegen. — Der Ständerat bejchließt, 
den Bundesrat zum Ankauf des ganzen Zentralbahnunter- 
nehmens zu ermächtigen und denjelben aufzufordern, einen Ge- 
jegentwurf, betreffend den Rückkaufmodus und die Organifation und 
Berwaltung bes jchweizeriichen Gifenbahnneßes vorzulegen. Die 
Beichlüffe des Nationalrates, betreffend Ankauf von 50,000 Zentral: 
bahnaltien und betreffend Aufhebung der gejeglichen Beſchränkungen 
des Stimmrechts für die im Beſitze des Bundes befindlichen Eiſen— 
babnaftien werden abgelehnt. | 

24. Juni. (Bern) Der Ständerat lehnt mit 30 gegen 11 
Stimmen die Amneftierung der bei den Teſſiner Aufjtänden Be— 
teiligten ab. 

27. Juni. (Bern) Die Junifeffion der Bundesverfamme 
lung wird gejchlofjen. 40 Mitglieder des Nationalrates verlangen 
in einer Eingabe an den Bundesrat für den Fall, dab die Ver- 
faflungsrevifion betreffend Einführung einer Snitiative, in der am 
5. Zuli ftattfindenden Volksabſtimmung angenommen werde, bie 
Einberufung einer außerordentlichen Bundesverfammlung für Ende 
Juli, damit dem Ergebnis der Abjtimmung nachgelommen und bie 
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Berfaffungsrevifion baldigft in Kraft gejegt werben könne. Der 
Zweck dieſes Antrags ift, nachher fofort auf dem Wege der Ini— 
tiative dad Banknotenmonopol einzuführen. Dem Berlangen der 
oben erwähnten 40 Mitglieder des Nationalrats muß der Verfafjung 
gemäß entjprochen werden. 

5. Juli. (Bern) Die Revifion der Bundesverfaffung be- 
treffend die Einführung der Initiative wird in der Volksabſtim— 
mung mit 168,308 gegen 116,824 Stimmen angenommen. Das 
Dekret betreffend die Beteiligung des Kantons Bern mit circa 
10 Millionen an dem Bau neuer Bahnlinien, darunter einer folchen 
dur den Simplon, jowie einer Linie Bern- Neuenburg Thun- 
Simmenthal-Bevey wird in der Bollgabftimmung mit 26,349 gegen 
13,448 Stimmen angenommen. 


15. Juli. (Züri) Die Kriminallammer de8 Bundes— 
gerichts verurteilt Caſtioni wegen Tötung des Staatsrat? Roſſi 
in contumaciam zu acht Jahren Zuchthaus und zwölfjährigem 
Berluft der bürgerlichen Ehrentechte, fowie zur Tragung der 3663 Fr. 
betragenden Koften des Verfahrens. Die Strafe ift deshalb nicht 
höher bemefjen, weil der Gerichtöhof nicht ein gemeines, fondern 
ein politifches Verbrechen als vorliegend erachtete. 

1. Auguft. Die Schweiz feiert die jechdhundertjährige Bundes- 
feier der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft. 

5. Auguft. Nach längeren Verhandlungen und Vereinbarungen 
zwijchen National» und Ständerat fommt ein Beichluß in betreff 
der Banknotenfrage zu ftande. Der Artikel 39 der Bundesver- 
fafjung wird danach in Zukunft folgendermaßen lauten: 

Das Recht zur Ausgabe von Banknoten und anderen gleichartigen 
Gelbgeichen fteht ausschließlich dem Bunde zu. 

Der Bund kann das ausfchliehlice Recht zur Ausgabe von Bant: 
noten a eine unter gejonderter Verwaltung ftehende Staatsbant ausüben 
oder es vorbehaltlich des Rückkaufsrechts einer zu errichtenden zentralen 
——— übertragen, die unter ſeiner Mitwirkung und — der: 
waltet wir 

Die mit dem Notenmonopol Tier Bank hat die Hauptaufgabe, 
den Gelbumlauf des Landes zu regeln und den Zahlungsverkehr zu erleichtern. 

Der Reingewinn ber Bank über eine angemeſſene Berzinfung, be: . 
ziehungsmeife eine angemefjene Dividende des Dotationd- oder Attienkapitals 


und die nötigen Einlagen in den Rejervefonds hinaus kommt wenigftens zu 
zwei Dritteilen den Kantonen zu. 

Die Bank und ihre Zweiganftalten dürfen in den Kantonen feiner 
Befteuerung unterzogen werben. 

Eine Rectöverbindlichkeit für die Annahme von Banknoten und 


anderen gleichartigen Geldzeichen kann der Bund, Su bei Notlagen in 
Kriegszeiten, nicht ausfprechen. 
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Die Bundesgeſetzgebung wird über den Sitz der Bank, deren Grund: 
lagen und Organifation, jowie über die Ausführungen Diejes Artikels über: 
Haupt das Nähere bejtimmen.“ 

21.—26. September. (Bern) Internationaler Kon— 
greß für Arbeiterunfälle: 

.. vertreten burch den Präfidenten des Reichäverficherungs: 
amtes, Dr. Bödiker. 

Einftimmige Beichlüffe: 

I. Der Titel des Kongrefjes joll in Zukunft fein: Kongreß und * 
manentes Komitee, betreffend Betriebsunfälle und Sozialverſicherung. 

Il. Berhütung und Entihädigung von Betriebäunfällen. 

Es ift eine gebieterijche Pflicht unferer Zeit, die Betriebsunfälle und 
Berufstrantheiten durch geeignete Vorbeu u a ie fo viel wie möglich 
zu verhüten und deren ‚yolgen gutzumadıe 

a) Was die VBorbeugungsmahregeln betrifft, jo ift es wünschenswert, 
die Privatthätigfeit mit derjenigen der Genofjenjchaften und des Staates zu 
verbinden. 

b) Was die zu gemwährenden Entichädigungen anbelangt, fo ift es, 
um biejelben unter allen Umftänden ficher zu ftellen, notwendig, daß fie 
auf dem Wege ber Verfiherung erfolgen, die in jedem Lande nach deſſen 
Eigentümlichkeit einzurichten ift. 

) Dabei weift der Kongreß auf die Zweckmäßigkeit einer Verbindung 
ber Berficherung für bie leichten Unfälle (mit borübergehender Erwerbs: 
unfähigteit) mit ber Kranfenverfiherung im allgemeinen Bin. 

d) Für bie Länder, welche eine Invaliditäts- und Alteröverficherung 
einführen wollen, erjcheint e3 vorteilhaft, dieſelbe mit der Verficherung für 
fchwere Unfälle (mit auernder Erwerbäunfähigkeit) und Berufskrankheiten 
zu verbinden. 

II. Soll eine internationale Unfall-:Statiftit angeftrebt werden. 


12. Oktober. In Mendrifio im jchweizerifchen Kanton Teffin 
wird der der liberalen Partei angehörige Apotheker Karl Buzzi 
von drei Perfonen überfallen und ermordet. Einer der Thäter wird 
verhaftet, die beiden anderen entfliehen über die italienifchen Grenze. 

18. Oktober. (Bern.) Der Zolltarif wird bei der Volks— 
abftimmung mit 211,781 gegen 146,820 Stimmen angenommen, 
das Banknotenmonopol mit 228,853 gegen 143,939 Stimmen 
und 14 gegen 8 Stimmen der Stänbe. 

15. November. (Genf) Bei den Wahlen zum Stantärat 
fiegt die Lifte der Konfervativen; es werden 5 Konfervative unb 
2 Radilale gewählt. Bautier (freifinnig), jeit 25 Jahren Staat#- 
rat, wird nicht wiedergewählt. 

6. Dezember. (Bern) Der Antanf der Zentralbahn 
wird in der Volksabſtimmung mit 277,032 gegen 128,795 
Stimmen verworfen. Nur die Kgntone Bern, Solothurn, Bajel- 
Stadt und Bafel-Land erklären fich für die Annahme der Vorlage. 

7. Dezember. Bundespräfident Welti reicht infolge der Ab- 
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ſtimmung vom 6. feine Demiffion ein. — Der Ständerat und ber 
Nationalrat befchließen einftimmig, aber vergebli, ihn um Zu— 
rüdnahme feiner Demiffion zu erfuchen. 

17. Dezember. (Bern.) Die vereinigte Bundesverfamm- 
lung jpricht dem Bundesrate Welti den Dank bes Vaterlandes 
aus für die demſelben geleiſteten vorzüglichen Dienſte. An Stelle 
Weltis wird Zemp-Luzern (ultramontan) zum Bundesratsmitglied 
gewählt, zum Bundespräſidenten für das Jahr 1892 Haufer— 
Zürich und zum Vizepräſidenten des Bundesrates Schenk-Bern. 


X. 
Belgien. 

15. Januar. In Befürchtung von Unruhen werden Truppen 
aus der Provinz nach Brüſſel gezogen und Reſerviſten einberufen. 

20. Januar. Grüſſel.) Große Demonftration für eine 
Verfaffungsrevifion. 

30. Januar. Der Thronfolger Prinz Balduin E 

2. Februar. Grüſſel.) Meuterei unter den einberufenen 
Rejerviften, welche ihre Entlafjung verlangen und endlich durchjeßen. 

17. April. (Deputiertenfammer.) Die Majorität der 
Zentraljektion nimmt die Revijion des Wahlrechts auf folgen- 
der Grundlage an: Die Wahlberechtigung ift‘ geknüpft 1) an ein 
Alter von 25 Jahren; 2) einen Steuerbetrag von mindejtens 10 Fr. 
und den Beſitz einer eigenen Wohnung; 3) an ein höheres Bil- 
dungszeugnis. 

Die Mehrheit der Zentralſektion iſt geneigt, bezüglich des dritten 
Punktes geringere Anſprüche zu ſtellen und auch einen niederen Bildungs- 
nachweis für ausreichend zu erklären; fie ift unter allen Umftänden gegen 
eine Kapazitätäprüfung. Die Zentralfettion hat ferner bag Beitreben, eine 

zoße Anzahl von Arbeitern wahlberechtigt zu maden. Cine Minderheit 
—* die Anficht aus, die Verſammlung ſei inkompetent, die Grundlagen 
des neuen —— u legen, ſie können ſich lediglich über die Ftage 
ſchlüſſig machen, ob die Reviſion anzunehmen ſei oder nicht. Die Minderheit 
will ſich indeſſen der Majorität unterordnen, wenn letztere als Wähler die 
jetzigen Gemeindewähler anerkenne (21 Jahre, 10 Franks direkte Steuern 
und Kapazitätswähler). Bezüglich des Wohnungsrechts will die Minorität 
ſich nicht entjcheiden, da dieſes Syſtem ſowohl zu ſehr beſchränktem Wahl: 
tet, oder im Gegenteil zum allgemeinen Stimmredt führen kann, oder auch 
zur Unterdrüdung einer Partei durch eine andere. — Zwei Mitglieder er— 
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Hären fich für Anhänger des allgemeinen Stimmrecdhts, wollen fich jedoch 
gleichfalld der Zentralſektion auſchließen. 


Durch dieſes Projekt würde über die Hälfte der männlichen 
Bevölkerung, 700,000 Bürger, ftatt der bisherigen 134,000 da3 
Wahlrecht erhalten. 

Ende Juli. (Brüffel.) Die Regierung fordert neue Militär- 
fredite, welche ‚ür die Maas-Befeſtigungen allein 18 Millionen be= 
tragen. 

16. Auguft. (Brüffel.) Eröffnung des internationalen Jozia- 
liftifchen Arbeiterfongreffed. Delegierte aller Länder find zahlreich 
eingetroffen, darunter aus Deutjchland Bebel, Liebfnecht und Singer. 


Auf dem Kongrek kommt e3 zu fcharfen Auseinanderjegungen zwijchen 
Liebtnecht, der einen mehr opportuniitiichen Standpunkt vertritt, und dem 
zn Domela Nieuwenhuis, der radikal vorgehen und im Sriegsfall 
Dermweigerung des Dienfted proflamieren will. 


Die Anardiften werden an dem Kongreß ausgeſchloſſen und 
veranftalten eine eigene Kundgebung. 

1. Oktober. (Schloß Loo.) Der Kronprinz von Stalien 
trifft zum Beſuch ein, ſetzt denfelben Tag die Reife nach Amſter— 
dam fort. 

17. Dezember. (Brüffel.) In einem Brief an den Kriegs— 
minifter erklärt General Brialmont, der Kojtenanjchlag für die 
Neubefeftigung Antwerpens betrage 54,342,000 Franks einfchließlich 
der Kojten von 900 Kanonen nebſt Munition. Dies fei der Re- 
gierung jeit 23. Juli 1889 befannt und von der Genieabteilung 
1889 approbiert. Die Regierung habe vor der Kammer abfichtlich 
irrige Koftenangaben gemacht, wofür fie verantwortlich ſei. Der 
Kriegaminifter bejtreitet in feinem Antwortſchreiben energiſch Brial- 
mont3 Angaben. 

20. Dezember. (Brüffel.) Staatsminifter Jakobs }. 


XI 
Niederlande. 


8. Mai. (Haag.) Die zweite Kammer beendet die General» 
debatte über den Gejegentwurf, betreffend die Regelung der Militär- 
dienftpflict. Eine von Rutgers (liberal) beantragte Rejolution, 
die fich im Prinzip für den perjönlichen Dienft, wie jolcher in dem 
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Gefegentwurfe vorgefehen ift, ausfpricht, wird mit 43 gegen 27 
Stimmen angenommen. 

12. Mai. (Haag.) Die Zweite Kammer lehnt den Antrag 
van Houtens, die Beratung des Militärgefeges auf unbeftimmte 
Zeit zu vertagen, mit 51 gegen 44 Stimmen ab. Troßdem beendet 
die Kammer die Beratung des Gejehes nicht. 

1. Zuli. Beſuch des deutjchen Kaijers bei ber "Königin. 

5. Juli. Das antiliberale Minifterium demiffioniert. 

24. Juli. (Haag.) Ende der Neuwahlen zur zweiten Kam— 
mer. Sie befteht aus 54 Xiberalen, 1 Radifalen, 25 Katholiken 
und 20 Antirevolutionären. 

6. Auguft. Ein neues Minifterium wird unter dem Borfipe 
des Amfterdamer Bürgermeifterd van Zienhoven gebildet, fommt 
jedoch erft nach längerer Zeit zu ftande. 

Endlihe Zujammenfegung: Innere? Taf van Poortovliet, 
Auswärtiged Tienhoven, bisher Bürgermeifter von Amfterdam, 
Juſtiz Smidt, Finanzen Bankpräfideni Pierfon, Waterftaat, Handel 
und Induftrie Ingenieur Lelv, Kolonien W. van Dedem, Krieg 
Oberftlieutenant Seyffardt, Marine Marines Ingenieur Janjen. 

3. Oktober. Bejuch des Kronprinzen von Italien bei ber 
Königin. 


XI, 


Luxemburg. 


23. Juli, Euxemburg.) Feierlicher Einzug des Groß— 
herzogs, der Großherzogin und des Erbgroßherzogs. 


XIII. 
Dänemark. 


26. März. (Kopenhagen.) Gegenüber der Bereinigung 
zwiſchen der Rechten und den „Gemäßigten“ Hat fich offiziell eine 
neue Gruppe gebildet. bejtehend aus Anhängern Hörups und Berges; 
diefelbe ift 35 Mann ftark, wozu noch zwei „Wilde“ nebſt drei 
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Sozialdemokraten hinzulommen. Die Gemäßigten zählen, den Prä- 
fidenten eingerechnet, 37 Mann, die Rechte 25. 

1. April. (Kopenhagen) Nachdem der Reichstag ohne 
Ginigung beider Häufer über den Inhalt des Finanzgeſetzes ge— 
Ihlofjen worden, erläßt der König ein proviſoriſches Finanzgeſetz, 
welches die Regierung ermächtigt, die beftehenden Steuern und Auf: 
lagen fortzuerheben und die notwendigen Ausgaben innerhalb der 
Beträge der Tyinanzgefehvorlage zu beftreiten. 

6. Dftober. (Kopenhagen.) Das im Folkething vorgelegte 
Finanzgeſetz für die Finanzperiode 1892/93 ſchätzt die Einnahmen 
der Periode auf 53,965,558 Kronen, die Ausgaben auf 58,578,340 
Kronen. Es wird aljo ein Defizit von 4,612,782 Kronen in Aus» 
fiht genommen. 

6. Dftober. Der Kaiſer und die Raiferin von Rußland 
mit Familie, jowie der König und die Königin von Griechenland 
mit ihrer Familie begeben fich über Kopenhagen nach Fredensborg. 

29. Oktober. (Kopenhagen.) Koalition der Partei der mo- 
deraten Linken mit der Rechten. Högsbro wird zum Präfidenten bes 
Holkething gewählt. Antrag auf Juftizreform. 

28. November. C. Berg, Führer der „Europäifchen Linken“ 
im Folkething }. 


XIV. 


Schweden und Norwegen. 


15. Januar. (Stodholm.) Eröffnung des Reichdtages. In 
ber vom König verlefenen Thronrede heißt e8: 


„Die Weltereigniffe werden ohne Zweifel ferner wie bisher Anlaß 
genug zu ernſtem Nachdenken geben. Die Lehre, welche aus denjelben gezogen 
werben fann, ift unverändert diejelbe, nämlich „Einigkeit macht ftarf“. Mögen 
meine geliebten beiden Völker, deren Schicjale gemeinjame find, ſtets bedenten, 
was bieje Wahrheit von ihnen beiden fordert, und mögen in dem Volke, 
zu deſſen erwählten Vertrauensmännern ich heute fpreche, niemals politifche 
Meinungsverfchiedenheiten den Blick für das Wohl der Gefamtheit trüben!“ 
Ueber den Reichshaushalt jagt die Thronrede, derjelbe ſei unter jo günftigen 
Verhältniſſen feitgeftellt, daß feine neue Staatdanleihe beantragt zu werden 
brasche, obgleich der Ausbau des Staatäeifenbahnneges kräftig gefördert und 
anderen wichtigen Staatsbebürfnifjen abgeholfen werden ſolle. An das 
Finanzminiſterium könne ein Ueberſchuß abgegeben werben. Ferner werben 
in ber Thronrede mehrere wichtige — en angekündigt: eine Heeres— 
reformvorlage, ein Schiffahrtsgeſetz, welches bereits im vorigen Jahrzehnt 
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von einer flanbinavifchen (däniſch-ſchwediſch-norwegiſchen) Geſetzgebungẽ⸗ 
tommijfion ausgearbeitet worden ift und nun, nach im vorigen Jahre erfolgter 
Schlußberatung, in allen drei ſtandinaviſchen Reichen meben dem ſchon be: 
ftehenden ſtandinaviſchen Wechſelrecht, Münzgeſetz u. ſ. w. zur Ginführung 
gelangen wird; ein Unfallverſicherungs- und ein reg für 
Arbeiter, ſowie Gejegentwürfe zur förderung der Landwirtſchaft und des 
— — Der Zollfrage wird in der Thronrede keine Erwähnung 
gethan. 


22. Februar. (Norwegen: Chriftiania.) Das Storthing 
nimmt mit 59 gegen 55 Stimmen eine Tagedordnung an, welche 
bie Selbftändigfeit Norwegen? in bdiplomatifchen Angelegenheiten 
fordert. Das konſervative Minifterium Stang reicht darauf feine 
Entlafjung ein. 

Nachdem Rektor Berner die Bildung eine Minifteriumg 
abgelehnt bat, wird diefe Steen, von ber Linken, übertragen. 

16. März. (Stodholm: Reichdtag.) Die Anträge auf 
Herabjeßung bezw. Aufhebung ber Lebensmittelzölle werden durch 
Abftimmung von beiden Kammern verworfen, und zwar bie An- 
träge auf Herabfegung ber Getreidezölle mit einer Mehrheit von 
26 bi8 36 Stimmen, bie übrigen Anträge mit 7 bis 33 Stimmen. 

4. Mai. Da von ber Regierung vorgefchlagene Wehr- 
pflichtgejeg wird von der erften Kammer mit 114 gegen 21 St. 
angenommen, dagegen von der zweiten Kammer mit 140 gegen 80 
Stimmen abgelehnt. 

Anfang Juli. (Stodholm.) Minifterpräfident Akerhjelm 
demiffioniert, Gutsbefiger Boftröm zu Deftannä zum Nachfolger 
ernannt. 

Anfang November. (Norwegen) Die Storthingswahlen 
fallen überwiegend zu Gunjten der radifalen d. 5. ber unionzfeind- 
lichen Partei aus. 


Don den 114 Mitgliedern find 63 von ber Linken gewählt; zwei 
andere find gleichfalld minijteriell, jo daß die Summe derer, auf welche das 
Minifterium rechnen kann, 65 beträgt. Nach den vorigen Wahlen (im 
Sahre 1888) erfchien die Linke nur 38 Mann ftark; fie hat aljo einen Zu: 
wachs von 27 Plä n. Dieſen hat fie teild der Rechten, welche 16 Pläße 
verloren hat, teild den Gemäßigten abgewonnen, welche um 11 Mann ver: 
ringert find. Die Rechte, die nach den legten Wahlen zahlreicher ala feit 
langer Zeit, 51 Mann ſtark, erjchienen war, jo daß fie Kart die Hälfte des 
Storthings betrug, ift jet auf eine Zahl eingefchräntt worden, die ungefähr 
ber der Reichsgerichtszeit (1883—85) entipricht, und kann nur 35 Mann 
aufweijen. Die Gemäßigten zählen 14 und find dazu unter fich jehr geteilt. 


XV. 
Rußland. 


13. Januar. Das ruſſiſche Reichsbudget für 1891 balan— 
ziert in Einnahmen und Ausgaben mit 962,300,000 Rubel. 


Tie Einnahmen find im Orbinarium veranjchlagt auf 897,100,000 
Rubel, im Ertraordinarium auf 13,700,000 Rubel; meiter figurieren unter 
den Einnahmen 3'/; Millionen Rubel roulierende Einnahmen. Zur Dedung 
der außerordentlichen Ausgaben von 33,900,000 Rubel für Eifenbahnbauten, 
8,900,000 Rubel für Hafenbauten und 20,000,000 Rubel für Umbemwaffnung 
ber Armee werben neben ben außerorbdentlichen Einnahmen noch 47,700,000 
Rubel aus dem freien Barbeftande ber Reicharenten entnommen. Als Aus: 
gaben find aufgeführt im Ordinarium 895,300,000 Rubel, im Extraordi— 
narium 63,400,000 Rubel und 3'/s Millionen Rubel roulierende Ausgaben. 
Die ordentlichen Einnahmen überjchreiten die ordentlichen Ausgaben um 
1,800,000 Rubel und find um 8 Millionen Höher ald im Borjahre, die 
orbentlichen Ausgaben um 7,800,000 Rubel höher ala im Borjahre. Unter 
den Mindereinnahmen befinden fic) 10,800,000 Rubel an Zollgefällen infolge 
der KHuräfteigerung aufgeführt, unter den Ausgaben beim Kriegsminifterium 
ein Mehrbedarf von 4,600,000 Rubel, worunter 2 Millionen für Kaſernen— 
bauten, und beim Marineminifterium ein Mehrbedarf von 4'. Millionen 
veranjchlagt. Das Erpofee zum Budget betont, daß die darin erläuterten 
in das SFinanzreffort einichlagenden Maknahmen nur einen Zeil derjenigen 
großen EZonfolidierenden Thätigkeit darftellen, welche alle Reſſorts energiſch 
und einmütig entwideln, um bie allerhöchiten —— auszuführen. Das 
an ben Kaiſer gerichtete Expoſee fährt fort: „Ganz Rußland hegt bie feſte 
Zuverfiht, daß die offenherzige und friedliebende Politit Ew. Majeftät, 
welche unentwegt bie Ehre und Würde bed Reiches und ben Gegen be3 
Spriedena jelbft im dem ſchwerſten Zeiten erhalten hat, welche die Finanzen 
des Landes befeftigte und jeinen Kredit bis zum gegenwärtigen Niveau ge: 
hoben hat, auch künftig wie bisher unter dem fichtbaren Schuße und Segen 
Gottes von vollem Erfolge begleitet jein werde“. 


Anfang Februar. Die Regierung verfügt, daß in den Oſt— 
 feeprovinzen nunmehr auch die fommunalen Körperichaften fich 
des Ruffiichen ala Verhandlungsiprache zu bedienen haben. Der 
Gebrauch der deutjchen Sprache in den Debatten diejer Körper— 
ichaften ift nur noch zeitweilig geſtattet 
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Mitte Februar. (Petersburg) Der Erzherzog Franz 
- Ferdinand von Defterreich trifft am 6. Februar zum Beſuch am 
zuffiichen Hofe ein, reift am 10. Februar nad Moslau, wo er bis 
zum 17. Februar verbleibt. 

9. März. Der Generalgouverneur in Moskau Fürft Dol— 
gorukow jcheidet aus feinem Amt auß. Großfürft Sergius wird 
fein Nachfolger. 

18. März. (Petersburg) Der Regierungsanzeiger verdf⸗ 
fentlicht ein Laiferliches Reſtript, durch welches der Generalgouver- 
neur von Finnland beauftragt wird, den treuen finnijchen Unter: 
thanen des Kaiferd mitzuteilen, daß der Kaiſer geneigt fei, dem 
finnifchen Volke wie früher fein Wohlwollen und Bertrauen zu 
ichenten, ihm jeine Yürjorge zu widmen und die von den ruffifchen 
Monarchen verliehenen Rechte und Privilegien ftet3 zu wahren. 
Es liege nicht in der Abficht des Kaifers, die Grundlagen der im 
Lande beftehenden inneren Verwaltungsordnung abzuändern. Das 
Schriftftüd, welches die Antwort des Kaiſers auf die Ergebenbeit3- 
adreſſe der finnifchen Landſtände ift, ipricht den Dank des Kaiſers 
für die Adreffe aus und jchließt mit den Morten, der Kaiſer ſei 
berechtigt, von der Ergebenheit der Bevölkerung Finnlands zu er- 
warten, daß fie einmütig an der Verwirklichung feiner Weifungen, 
welche auf die Feſtigung des ftaatlichen Verbandes des Großfüriten- 
tums mit bem Reiche abzielten, mitwirken werbe. 

3. April. Zum „Gehilfen des Minifters des Auswär— 
tigen“, Herrn v. Gierd, wird ber bisherige Gefandte in Schweden, 
Schiſchkin, ernannt. Direktor des afiatifchen Departements wird 
Graf Kapniſt. 

12. April. Abreife einer ruffifchen Grpedition nach Abeſſi— 
nien, unter Führung des Lieutenants Mafchtoff. 

13 April. Tod der Großfürftin Olga Feodorowna auf 
dem Bahnhof in Charkow. 

(Kiew) Der Biſchof von Kiew überreicht der Oberfir- 
chenbehörde (dem Synod) eine Denkſchrift, wonach die weltlichen 
Behörden folgende Maßnahmen gegen die Stundiften ergreifen 
jollen. 


1) Die Dorfvertvaltungen und Kleinbürgerämter follten den Stunbiften 
Päffe nicht anders als mit dem Vermerk „Stundift“ auögeben, damit fie 
nicht auf Fabriken als Arbeiter angeftellt würden, wo fie Gelegenheit finden, 
ihre Lehre zu propagandieren. 2) Man müßte fich mit dem Minijterium 
ber Verkehrsanftalten in Berbindung ſetzen, damit auf Bahnhöfen und in 
ben Werkftätten der Eifenbahnen feine Stunbiften in Dienft genommen 
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würden. 3) Die Kinder ber Stunbdiften müßten unter Vormundſchaft geftellt 
werben, damit fie in der griechiſch-orthodoxen Kirche auferzogen würden. 
4) und 5) Es müfje die Errichtung von Bethäufern und die Abhaltung von 
Berfammlungen ber Stunbiften verboten werben. 6) Das gerichtliche Ber: 
fahren gegen die Stundiſten müſſe möglichft vereinfacht werben. 7) Die 
Urteile des Gericht? müſſen ftet3 ohne Verzug in Ausführung gebracht werben. 


Mitte April. Maßregeln gegen bie Juden, in Moskau und 
Peteröburg. 

25. April. (Petersburg.) Die Großfürftin Sergiuß, 
Prinzeffin Elifabeth von Heffen-Darmftabdt, tritt in feierlicher Weiſe 
zur orthodoren Kirche über. 

Eine Sonderausgabe des ruffiichen Regierungsboten veröffent- 
Licht folgende Kundmachung des Kaiſers Alexanders: 

„Allen getreuen Untertanen zur Keuntnis, daß unſere geliebte 
Schwägerin, Großfürftin Jeliſaweta Feodorowna, nachdem fie mit Zuſtim— 
mung ihres Gemahls die Wahrheit de3 orthodoren Glauben3 erfannt und 
erfahren, aus Antrieb ihrer Seele den Wunſch auägejprochen hat, fich mit 
und im Glauben und in der Ausübung Eirchlicher Gebete und im Empfange 
des heiligen Abendmahls zu vereinigen. Heute nahm fie zu unjerer großen 
Freude unfern orthodoren Glauben an unb wurde mit dem heiligen Del 

efalbt. Wir befehlen allen unjern getreuen Unterthanen, Ihre Kaijerliche 
Hoheit als rechtgläubige Großfürftin zu benennen.” 

25. April. (Peterdburg.) Der Großfürft Nikolaus Niko— 
lajewitich }. 

27. April. Der Fürft von Montenegro begibt fi von 
Cannes nach Petersburg zu den Beifegungsfeierlichkeiten. 


Anfang Mai. Das Konfortium Rothichild-Diskontogefell- 
Ichaft-Bleichröder tritt von einem jchon gejchloffenen Vertrage für 
die Ausgabe einer 396igen ruſſiſchen Anleihe zurüd, 

8. Mai. Die Nowoje Wremja führt in einem längeren 
Artikel den Bruch auf das Eintreten des Herrn v. Rothſchild für 
die ruffiichen Juden zurüd. Gie jagt darüber: 

„Als alle Bedingungen de3 gedachten Konverſionsanleihens ſchon 
verabredet und der Vertrag von beiden Seiten jchon unterzeichnet war, fand 
da3 Haupt des Parifer Hauſes Rothichild, Baron Alphonje Rothichild, 
dieſen Augenblick befonders geeignet, der ruffiichen Regierung Vorſtellungen 
zum beften ber ne Juden zu madhen, ähnlich denen, welche im November 
be3 verflofienen Jahres das Haupt des engliichen Hauſes Rothihild gemacht. 

Auf diefe Vorftellung antwortete Herr Wyſchnegradski dem Parifer 
Rothſchild in demielben Sinne, wie er im November dv. %. dem Londoner 
Rothſchild geantwortet, nämlich mit entfchiedenem und emergiichem Hinweis 
auf dad Unangemefjene ähnlicher Vorftellungen. Darauf erklärte Baron 
Alphonje Rothſchild, daß er fich von der Erfüllung feiner Verpflichtungen 
aus dem Bertrage über die Emiſſion der 3% Konverſionsanleihe Losjage, 
unb beganı gleichzeitig die Baiſſe-Campagne gegen die ruffiichen Werte.“ 

11. Mai. Attentat auf den Groblürften-Thronfolger, 
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der fi) auf einer Reife im Innern Japans befindet in Otfu, m 
der Nähe von Kioto durch einen fanatifchen Japaner, Namens 
Ifinda Mitufo. Der Groffürft wird leicht verwundet. 

30. Mai. (Moskau.) Der Kaifer befucht mit feiner Familie 
die franzöſiſche Ausſtellung. 

31. Mai. (Moskau.) Der Großfürſt-Thronfolger wohnt 
in Wladimirſtock der Eröffnung des erſten Teiles der Uffiri-Strede 
der fibirifchen Eifenbahn bei. 

2. Juni. Annahme des Repetier-Gewehres M/I1 mit einem 
Kaliber von drei Linien, was mit 7,62 mm identifch ift. 

24. Juni. (Petersburg.) Der Groffürft Michail Mi- 
chailowitſch wird unter Kuratel geftellt und die Verwaltung feines 
Eigentums den Großfürften Michail Nicolajewitih und Georg 
Michailowitſch übertragen. 

2. Juli. (Petersburg) Ein neuer Zolltarif wird ver- 
öffentlicht, derfelbe tritt am 13. Juli n. St. in Kraft. 

23. Juli. (Kronftadt.) Ein franzöfifches Gejchwader unter 
Kommando de Admiral Gervais fommt in Kronftadt an und wird 
von der Bevölkerung und den Mannjchaften der ruffiichen Schiffe 
enthufiaſtiſch empfangen. 

25. Juli. Der Kaiſer und die Kaiſerin befuchen das fran- 
zöſiſche Admiralfchiff „Marengo”. 

26. Juli. Großfürft Aleris gibt dem franzöfiſchen Admiral 
Gervais, feinem Stabe und den Kommandanten der franzöfifchen 
Schiffe ein Diner. 

27. Juli. König Mlerander von Serbien fommt in Benber 
an, woſelbſt ihm ſeitens der Munizipalität ein offizieller Empfang 
bereitet und ebenjo eine Bewilllommnungs=-Adreffe überreicht wird. 

28. Juli. Zu Ehren bes frangöfiichen Geſchwaders findet in 
Peterhof unter Teilnahme bes Kaiferd und ber Kaiferin ein Diner 
ftatt. Der Kaifer bringt einen Toaſt auf die Gejundheit des Prä- 
fidenten Garnot und auf die franzöfifche Flotte, insbeſondere auf 
dad unter dem Kommando des Admirals Gervais ftehende Ge: 
jhwader aus. Bon der Mufit wird die Marfeillaife gefpielt, die 
der Kaiſer jtehend anhört. 

Bon Paris aus wird da8 Telegramm, welches ber Kaiſer 
von Rußland aus Anlaß des Bejuches der franzöfifchen Flotte in 
Kronftadt an den Präfidenten Garnot richtete, befannt gemacht. Es 
hat folgenden Wortlaut: 
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„Die Anweſenheit bes ge franzöfifchen Geſchwaders, welches 
in diefem Augenblide vor Kronftabt antert, ift ein neues Zeichen für die 
tiefen Sympathien, welche Frankreich = Rukland vereinen. Ich jchäße 
mi glüdlidh, Ihnen meine lebhafte Genugthuung darüber auszubrüden 
und Se une ür die aufrichtige Freude zu danken, bie Ich beim Empfang 
der tapferen franzöfifchen Seeleute empfinde.“ 


Präfident Garnot antwortete: 


„Ih bin tief gerührt durch die Empfindungen, welche Ew. Majeftät 
aus Anlaß ber Anweſenheit unſeres Geſchwaders mir auszubrüden geruht 
haben. Unſere tapferen Seeleute werden den herzlichen Empfan m nicht ver: 
geffen, befien Gegenftand fie geweſen find. Ich danke Em. Dlajeftät für 
biefen Empfang und fühle mich — in demſelben ein beredtes Zeugnis 
für die tiefen Sympathien erblicken zu dürfen, welche Rußland und Frank— 
reich vereinen.“ 


Bald entſtehen jedoch Zweifel, ob der Wortlaut des Tele— 
gramms des Zaren geweſen ſei „la France et la Russie“ oder „a 
la Russie“, welches leßtere eine Gegenfeitigkeit der Sympathien nicht 
einjchließen würde. 

2. Auguft. (Petersburg.) Ankunft des Königs Alerander 
von Serbien mit dem Regenten Riftitfch. 

4. Auguft. Der Kaiſer verleiht dem franzöfifchen Botſchafter 
in St. Peteräburg Laboulaye, den Alerander Newsky-Orden. 

5. Auguft. (Moskau.) Admiral Gervais und feine Offiziere 
werben feierlich empfangen. Gervaiß hebt in feiner Antwort auf 
die Willlommensanfprache des Bürgermeifterd hervor, er betrachte 
die Ehrenbezeugungen nicht als an feine Perfon, jondern an Frank⸗ 
reich gerichtet. Diefe Worte werden von ben Anmwejenden mit dem 
Rufe: „ES Iebe Franktreih! Es Iebe Rußland!” erwidert. Die 
Stabt ift illuminiert. 

Bei dem Diner zu Ehren der franzöfifchen Offiziere ſchließt 
Admiral Gervais feinen Zoaft: „Auf Sie und uns ift jeßt die 
Aufmerkfamkeit der ganzen Welt gerichtet. Ich trinke auf das 
heilige Moslau, das erhabene ruffiiche Volk und feinen Zaren.“ 
General Tſchernajew erwibderte: „Die Gejchichte näherte uns ein- 
ander; wir find Freunde. Ich trinke auf Frankreich, feine Armee 
und feine Flotte.“ Gervais antwortete nochmals: „Durch das Un- 
glüd belehrt, jammle Frankreich feine Kräfte, jedoch ſtark durch 
Einigkeit und die Freundſchaft eines großen Monarchen blide es 
zuverfichtlich in die Zukunft.“ General Tſchernajew ſpricht noch 
Folgendes aus: „Ruft man bei Ihnen: Bürger, zu den Waffen!, 
fo gejchieht e8 auch bei und. Wir werden unjere Bataillone von der 
MWeichjel bis zur Kamſchatka formieren. Ich trinke auf das ritter: 
liche Volt! Es Iebe Paris, die Hauptjtadt der zivilifierten Welt!“ 

18* 
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8. Auguft. Abfahrt der franzdjiichen Flotte von Kron— 
ſtadt. 

11. Auguſt. Der franzöfifche Botſchafter be Laboulaye über- 
reicht dem Kaifer fein Abberufungsfchreiben. 

An feine Stelle tritt Graf Montebello. 

Dem neuernannten Botjchafter am ruffiihen Hofe, Graf 
Montebello, erteilt die Nowoje Wremja ein Vertrauensvotum: 

„Graf Montebello; wird feine St. Peteräburger Laufbahn unter un: 
vergleichlich viel günftigeren Berhältniffen beginnen ala jein Vorgänger, bem 
das Schickſal zu Zeil wurde, feinen wichtigen Poften nad einer durch bie 
Abberufung des Generald Appert hervorgerufenen Trübung in ben diplo— 
matifchen Beziehungen zwiſchen Rußland und frankreich anzutreten. Graf 
Montebello dagegen trifit hier ein zur gen der Kulmination ber durch ben 
Kronftädter Floitenbeſuch geichaffenen Lage, und wir zweifeln nicht, daß 
diefer ebenfo begabte ala energiſche Diplomat feine ihm durch die franzöſiſche 
Regierung übertragene Miffion entſprechend ber durch die politiſchen Ereig: 
nifje der leßten Zeit gefchaffenen allgemeinen Weltlage erfüllen wird.“ 

11. Auguft. Die Gefeßfammlung bringt einen Faiferlichen 
Ukas, betreffend das Verbot der Ausfuhr von Roggen, Roggenmehl 
jeder Art und Kleie in? Ausland. 

Das Verbot gilt für die Häfen des Baltifchen, Schwarzen und 
Alomw’ichen Meeres und für bie Weftgrenze bed Landes und tritt mit dem 
27. Auguft neuen Stils in Kraft. Außer ber bereitö erfolgten Herab— 
jegung der Eiſenbahnfracht für Getreide, welches für die nmotleidenden 
Gegenden beftimmt ift, wird dem Minifter des Innern anheimgeftellt, weitere 
—— zur Erleichterung der Beſchaffung von Getreide aus den Gegenden, 
wo Ueberfluß davon vorhanden iſt, im Verwaltungswege zu ergreifen. Den 
Landſchaftsorganen wird geſtattet, dad für die Beſtellung ber Felder und 
für die Verpflegung der Einwohner erforderliche Getreide auf kommerzieller 
Grundlage J— 

12. Auguſt. (Petersburg.) Die Nachricht von der defini— 
tiven Meberfiedelung des ruffiichen Erminifters Grafen Ignatieff 
nah Prag wird beftätigt. 

16. Auguft. Der Grofßfürft-Thronfolger trifft von feiner 
afiatifchen Reife in Moskau ein. 

22. Auguft. Die ruffiiche Kaiferfamilie begibt fi mit 
der Königin von Griechenland und deren Kindern nad Dänemarf. 

10. September. (Kondon.) Die „Times“ veröffentlicht die 
Statuten der vom Baron Hirfch gegründeten Koloniſierungs— 
geſellſchaft der ruffifchen Juden. Das Kapital beträgt 2 Mil- 
lionen Pfund in 20,000 Aktien. Sieben der acht Unterzeichner ber 
Statuten, darunter Lord Rothichild, nehmen jeder eine Altie, Hirſch 
nimmt 19,990 Aktien. Die Zwede der Gejellichaft, deren Haupt- 
fig in England ift, find, die Auswanderung der Juden aus allen 
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Zeilen Europas oder Afiens, hauptfächlich aus folchen Ländern, wo 
fie zeitweilig befonderen Steuern oder politifchen oder anderen Un- 
bilden unterworfen find, nad) anderen Weltteilen zu unterftüßen 
und zu fördern, ferner in verfchiedenen Teilen Nord» und Süd— 
amerifa3 und anderen Ländern Kolonien für Iandwirtfchaftliche, 
kommerzielle und andere Zwede zu bilden. 

Mitte September. Bejuch des Kronprinzen von Stalien 
in Kopenhagen, wo er auch mit dem Zaren zufammentrifft. 

25. September. Ruſſiſche 3°%ige Anleihe. 500 Millionen 
Trans. 


, Sie joll aufgelegt werben von einem Konfortium von Banthäufern 
in allen Ländern, in Baris Gredit Foncier, in Berlin Warjchauer und 
Mendelsſohn. Diefe beiden treten jedoch unter dem Drud einer ſtarken Er: 
regung der öffentlichen Meinung in Deutjchland wieder zurüd. 
j Die Nowoje Wremja macht darauf aufmerkſam, die Anleihe mit 
ihrem Emiffionakurfe von 792/4°%0 ftelle fich jehr viel ungünftiger für Ruß— 
land, als die mit dem Parijer Banthaufe Rothichild vor einem halben Jahre 
vereinbarte, dann aber wieder rüdgängig gemachte Anleihe; dieſe letztere 
follte 81°/,%/ netto ertragen, während die neue Anleihe, für welche, mie 
——— verlaute, eine außerordentlich hohe Bankier-Proviſion, nämlich 
‚3°Jo, vereinbart worden, nach Abzug derjelben nur 76,45% netto ertragen 
würde. Auch bie Bedingungen der Tilgung feien ungünftige. Legt man 
ben obigen Emiſſionskurs der Anleihe mit 76,45°%/ zu Grunde, jo wird bie 
Anleihe netto 95,562,500 Rubel Golb ertragen, für die jährlich an Zinjen 
3,750,000 Rubel Gold gezahlt werben; die jährliche Tilgungsquote beträgt 
369,250 Rubel Gold, fo daß die Anleihe dem Staate jährlich bis zu ihrer 
Zilgung 4,119,250 Rubel Gold koſten wird, d. h. 4,31°/0 des Gefamtertrages. 

Anfang Oktober. Das Departement für die geiftlichen An— 
gelegenheiten der ausländifchen Konfejfionen (Minifterium des In— 
nern) ordnet an, daß vom 1. Januar 1892 an jämtliche evan- 
gelifch-Iutherifhen Kirchenbücher in ruffiicher Sprache ge= 
führt werben müſſen. 

Mitte Oktober. Die ruffifche Anleihe wird 7"smal ge- 
zeichnet, faſt ausfchließlich in Frankreich. Nach einiger Zeit ergibt 
fich jedoch, daß die Zeichner die Stüde nicht abzunehmen gedenten; 
der Kours ſchwankt um 100. auf und ab. 

2. November. (Petersburg.) Ein Ulas dehnt dag Aus- 
fuhrverbot auf alles andere Getreide (ausgenommen Weizen) und 
auf Kartoffeln, ſowie auf Produkte aus Getreide, deifen Ausfuhr 
verboten ift, und aus Kartoffeln, wie Mehl, Malz, Grüße, Teig, 
gebadenes Brot aus. 

21. November. MWeizen-Ausfuhrperbot. 

21. Dezember. (Riga.) Die Rigaſche „Polizei-Zeitung“ ver- 
dffentlicht ein Rundſchreiben des Miniſters der Volksauf— 
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Härung, durch das allen Kuratoren der Lehrbezirke vorgeſchrieben 
wird, dahin Anordnung zu treffen, daß die Lehrer und Scüler 
fämtlicher Lehranſtalten orthoborer und anderer chriftlichen Kon— 
feffionen an allen hohen Teiertagen obligatorijh dem von ber 
griehifch-orthoboren Geiftlichkeit abzuhaltenden Gotteädienft 
beizuwohnen haben. Zuwiderhandelnde jollen unverzüglich aus den 
Lehranſtalten ausgeftoßen werden. 


XVI. 
Die Türkei und ihre Vaſallenſtaaten. 


1. Türlei. 


April. (Konftantinopel.) Das ruſſiſche Transport— 
ſchiff „Niſchni-Nowgorod“, welches die Beitimmung hat, Truppen 
nach Dftafien zu bringen, wird an der Durchfahrt des Bosporus 
verhindert. Bald darauf gejchieht das nämliche dem Schiffe „Ko— 
ftroma“, welches der ruffifchen fogen. freiwilligen Kreuzerflotte an— 
gehört und, aus Odeſſa kommend, von dem Kommandanten des 
Hafens von Kawak zurüdgewiefen wird auf Grund der Vermutung, 
daß fih Soldaten und Kriegamaterial auf dem Schiffe befinden. 
Der Kommandant von Kawak droht zu feuern, fall das unter 
Handeläflagge fahrende Schiff feine Fahrt fortjegen würde, und 
hält das Schiff bis zum darauffolgenden Tage zurüd. Herr von 
Nelidow, der ruffiiche Botfchafter, erhebt in beiden Fällen Beſchwerde. 

23. Mai. Konflikt zwijchen Lateinern und Griechen in der 
Geburtskirche zu Bethlehem. 

31. Mai. Plünderung eine® Orientzuges durch Briganten 
unter dem Hauptmann Athanad. Gefangennahme mehrerer Pafla= 
giere, darunter 4 Deutjche, die alle am 9. Juni gegen Löfegeld 
wieder freigegeben werben. 

Mai Juni. Aufrühreriihe Bewegungen in Yemen. 

4. Aug. (KRonftantinopel.) Das rujfiiche Schiff, Moskwa“, 
das zwar bie Handeläflagge führt, aber ruffiiche Soldaten an Bord 
bat, wird bei ber Durchfahrt durch die Darbanellen von bem tür- 
fifchen Feftungsfommandanten angehalten. Auf eine Beichwerbe. 
note be Herren dv. Melibow an bie Pforte wird dem Schiffe bie 
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22. Auguft. Das zur ruffifchen Freiwilligenflotte gehörende 
Schiff „Koftroma“ wird auf ber Rüdfahrt nach Rußland einige 
Stunden in den Dardanellen feftgehalten. 

3. September. (Konftantinopel.) Der Großvezier Kia— 
mil-Paſcha wird feines Amtes enthoben. An feiner Stelle wird 
der bisherige Gouverneur von Kreta Djevad-Paſcha zum Großvezier 
ernannt. 

Der Militär-Kommandant des Yildis-Fiost, Riza-Pafcha, 
wird zum Kriegsminiſter ernannt. 

Mitte September. Auf der türkifchen Inſel Sigri bei My— 
tilene landen englifche Soldaten. Es wird nachher feftgeftellt, daß 
e8 fi nur um Mandver-llebungen gehandelt habe. | 

19. September. Eine türkifche Zirkularnote teilt den Groß- 
mächten das Ablommen mit Rußland in der Dardanellenfrage 
mit. Sie lautet: 

„Es ift Ihnen befannt, daß die Paketboote der Freiwilligen Flotte 
einen Dienft zwijchen Odeſſa und den ruffiichen Befitungen im äußerften 
Dften bejorgen. Die Schiffe, welche die Hanbeläflagge tragen, —— 
freie Durchfahrt durch den Bosporus und die Dardanellen; ba fie aber mit: 
unter zum Transporte von Soldaten und Sträflingen verwendet wurben, 
geihah es, daß fie irrigermweife am Eingange ber Darbanellen aufgehalten 
wurden. Um der Wiederholung ähnlicher Mikverftändbniffe vorzubeugen, 
mußte die Pforte die Kommandanten bes Bosporus und der Darbanellen 
mit genauen Inſtruktionen verſehen. E3 find dies die Inftruftionen, von 
welchen ber ruſſiſchen Botſchaft Mitteilung gemacht wurde, und welche 
Aeußerungen der auslänbdifchen Prefje über eine angebliche Verlegung der 
Verträge hervorgerufen haben. Nach dem Wortlaute der erteilten Befehle 
werden die Schiffe der freiwilligen fylotte, welche die Handelsflagge tragen, 
in gleicher Weife wie andere Handelafahrzeuge die Darbdanellen frei paffieren. 
Wenn fie Deportierte oder Soldaten an Bord haben werben, wirb ihre 
Durchfahrt nach einer von der ruffiicden Botſchaft erftatteten Anzeige durch 
faiferlicde Irade geftattet werden. Was dagegen die Pafetboote betrifft, 
die aus dem äußerſten Often mit dienftentlafjenen Soldaten fommen, wird 
bie Behörde der Darbdanellen fie paffieren laſſen und die hohe Pforte davon 
in Kenntnis fegen. Sie jehen, daß hier nicht? Neues vorliegt, und daß es 
das alte Syftem ift, welches man fortfahren wird anzuwenden. Wir haben 
nicht3 anderes gethan, ala daß wir dasjelbe unfern Behörden förmlicher er: 
flärten und dies, ich wiederhole e3, zu dem Zwecke, um für die Zukunft 
jedes Mißverftändnis zu verhindern. Ich Habe es für geboten erachtet, 
Sie über den wahren Stand der Dinge zu unterrichten, damit Sie in Ihrer 
Umgebung feinerlei Zweifel in diefer Hinficht beftehen laſſen. Genehmigen 
Sie u. ſ. w. Said.“ 

Ende Sept. Ein Jrade des Sultans gegen dad Räuber: 
wejen Hat nad) einer der „N. Fr. Pr.“ aus Salonichi zugehenden 
Mitteilung nachſtehenden Wortlaut: 

5 1. Die im Befite der Privatperfonen befindlichen Militärgetve 
iind mit Beſchlag zu belegen. $ 2. Zu Polizeiagenten in den nen 
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find nur folche Leute zu mählen, welche fich eines guten Rufes erfreuen. 
Tiefe Agenten und Gendarmen erhalten ihre Aufträge von den Provinz: 
behörden. 83. Auf Verlangen der Zivilbehörben find die Militärbehörden 
verpflichtet, unmittelbaren militärischen Beiftand zu leiften. $4. Ausländer, 
welche Briganten gewejen, und Bagabunden werden ausgewiejen, inländifche 
aber verhalten, eine Kaution zu leijten. $ 5. Es werben Geldprämien für 
die Feſtnahme eines Räubers ausgeſetzt, gleichviel, ob der letztere lebendig 
oder tot eingebradht wird. Die Höhe ber Drämie hängt von der Bedeutung 
be3 Räuber? ab. $ 6. Die Dorfbewohner find verpflichtet, die Behörde 
vom Erjcheinen von Briganten in ihrem Dorfe jofort in Kenntnis zu ſetzen 
unb auch die geplanten Raubanjchläge mitzuteilen, im entgegengeſetzten Falle 
werben biefe Gemeinden mit Gelbftraten belegt, deren Höhe die Lokalbehörden 
zu beftimmen Haben. $ 7. Der kaiferlich ottomaniſche Staatsrat in Son: 
ftantinopel ernennt einen permanenten Ausſchuß, welcher die ‘genaue Aus: 
führung der obenerwähnten Verfügungen zu überwachen und im Falle eines 
Raubanfalles feftzuftellen haben wird, inwieweit fi) die Provinz-Unter: 
gouverneure, die Kaimakams u. ſ. w. durch Saumfeligfeit oder Mangel an 
gutem Willen an demjelben mitjchuldig gemadyt haben. 

Mitte Oktober. England, Oeſterreich, Italien erflären ber 
Türkei, daß fie die Zirfularnote vom 16. September zur Kennt— 
ni genommen haben; zugleich aber ihre. Leberzeugung, daß der 
Dardanellenvertrag einjeitig auch von der Pforte nicht modifiziert 
werden fönne. 

31. Oktober. (Konftantinopel.) Ein Rundfchreiben der 
Pforte an die Botjchafter betreff3 der Judbeneinwanderung hat 
folgenden Wortlaut: 

„Am ben aus ber Anhäufung von israelitifchen Einwanderern für 
die Öffentliche Gejundheit fich ergebenden Gefahren vorzubeugen, mußte bie 
Pforte ald prophylaktiiche Mafregel den jüdifchen Einwanderern dag Be: 
treten des türkifchen Gebiets unterjagen. Der Minifter des Aeußern erjucht 
infolge deſſen den Botjchafter, die Schiffägejellichaften aufzufordern, den 
Einwanberern die Beförderung nad dem türfiichen Reiche zu verweigern, 
ba die Seebehörben beauftragt find, die Einwanderer nicht landen zu laſſen.“ 


8. November. Zum ökumenischen. Patriarchen wird Neophy— 
ſtos, Metropolit in Nikopolis, gewählt. 


2. Bulgarien. 


Januar. Die ruffifche Regierung verlangt die Auswei— 
fung angeblicher ruffiicher Nihiliften. Die bulgarifche Regierung 
erklärt fich dazu bereit. 

27. März. (Sofia.) Attentat auf den Minifterpräfidenten 
Stambulow und den Finangminifter Beltfchew. Beltſchew bleibt 
auf der Stelle tot. Der Attentäter entflieht. Fürft Ferdinand und 
Prinzejfin Klementine, fowie der Minifter des Auswärtigen erhalten 
Briefe mit Todesandrohungen. Alle Parteigänger Stambulows 
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follten umgebracht werben. Die Nachforjchungen der Behörden er- 
geben Andreas Sochorukow, Kawaß des ruffiichen Generalfonjulats, 
als Berfafler. Auf unzmweifelhafte Nachweife des Minifteriums des 
Auswärtigen verfügt der beutjche Generalfonful Baron Wangen- 
heim die Verhaftung Sochorukows, der darauf ausgewiefen wird. 

9. Dezember. (Sofia.) Die Regierung weilt den Korrejpon- 
benten der „Agence Havas“, Chadourne, der durch fortgejeßte Ver— 
breitung faljcher und verleumberifcher Nachrichten über den Prinzen 
und über Bulgarien nach dem Auslande ihre Geduld erjchöpft Hat, 
aus dem Lande aus. Der franzöfifche Minifter Ribot proteftiert 
und verlangt Rüdnahme des Befehls ohne Erfolg. Darauf erklärt 
die franzöfiiche Regierung die diplomatischen Beziehungen für ab- 
gebrochen. 

15. Dezember. (Sofia: Sobranje.) Der Präfident Slav— 
kow hält folgende Anfprache an die Verſammlung: 

„Meine Herren! Es ift eine unfrer erften Pflichten, Dankbarkeit zu 
bethätigen gegen jene, die fi um bed Volkes Wohlfahrt und um die Größe 
des Daterlandes verdient gemacht haben. Anjpruch auf diefe unfere Dank— 
barkeit hat allen voran ber erfte bulgarifche Bürger und General, ber erite 
ag von Bulgarien, Graf Hartenau. Seine Berdienjte fennen Sie. 

will nur bes größten berfelben gedenken, feiner Haltung, als es ſich 
um die Union mit Oftrumelien handelte. Damals ftellte fich der Fürſt an 
die Spitze ber Bewohner und erklärte, eher in ben Zod zu gehen ala von 
der Union zu laſſen. In Anerkennung diefes großen Verdienſtes um Bolt 
und Vaterland beantrage ih: Die Nationalverfammlung möge dem erjten 
Bürger und General, unjerm gewejenen yürften, dem Grafen Hartenau, 
eine Jahrespenſion von 50,000 Franks votieren.“ 

Diefe Worte werden von der Verſammlung mit ftürmifcher 
Akklamation aufgenommen. 

„Ich danke Ihnen, meine Herren”, fährt Hr. Slavfow fort, „für 
diejen Beweis Ihrer Zuftimmung zu meinem Antrag. Ich könnte, da 
derjelbe der Abjtimmung kaum mehr bedarf und über einen ſolchen Antrag 
auch nicht abgejtimmt werden jollte, davon Abjtand nehmen, aber um hiebei 
auch die Form zu wahren, erjuche ich die Herren, die für den Antrag 
ftimmen, ſich zu erheben.“ 

Die ganze Verſammlung erhebt fich Hierauf unter erneuter, 
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XVII. 
Rumänien. 

März. (Bulareft.) Das Minifterium Manu nimmt feine 
Entlafjung. Das neue Kabinett hat folgende Zufammenfehung: 
Floresco Präfidium ohne Portefeuille, Catargi Inneres, Vernesco 
Finanzen und interimiftiich Juſtiz, Ejarco Aeußeres, Isvorano 
Handel, Theodoresco Unterricht, Oberſt Jaques Lahovary Krieg, 
Olanesco Öffentliche Arbeiten. 

5. März. (Bukareſt.) Eine in der Kammer verlejene Er— 
Härung des Minifteriums bejagt, das Kabinett werbe bie 
äußere Politik in der bisher beobachteten Richtung fortfegen. Daran 
fnüpft fich eine lebhafte Debatte, nach welcher mit 77 gegen 69 
Stimmen dem neuen Kabinette ein Tadelsvotum erteilt wird. 
7 Deputierte hatten fich der Abftimmung enthalten. Die Kammer 
wird aufgelöft. 

5. Mai. Nach dem Endergebnifie der Kummerwahlen ge- 
ftaltet fich da3 Stimmverhältnis der Parteien folgendermaßen: die 
Ziberallonfervativen (Regierungspartei) verfügen über 117 Stimmen, 
die unabhängigen Konfervativen erlangten 6, die Vereinigten Libe— 
ralen 8, die Yunimiften 7, die Nationalliberalen 32 Stimmen; 
auf die Sozialiften entfiel eine Stimme. 

15. Mai. Der frühere Minifterpräfident Bratiano }. 

22. Mai. (Bulareft.) König Karol feiert jein 25jähriges 
Regierungsjubiläum. 

Der Zar und deſſen Vertretung am rumänischen Hofe nehmen 
von dem Regierungajubiläum des Königs Karol feine Notiz. 

Dftober. Reife des Königs nach Berlin. 

27. November. Die Kammern werden vom König mit einer 
Thronrede eröffnet. 

9. Dezember. (Bulareft.) Neues Minifterium: Catargi 
Präfidium und Inneres, Mano Domänen, Alerander Lahovary 
Aeußeres, A. Stirbey Finanzen, General J. Lahovary Krieg, Dla- 
nesco Öffentliche Arbeiten, Stowidza ſtejano Juſtiz und Demeter 
Jonesco Kultus. 

21. Dezember. (Bukareft.) Die Deputiertenlammer wird 
twieber eröffnet. Der Deputierte Pascal beantragt namens der Oppo« 
fition ein Mißtrauensvotum gegen die Regierung. An ber 
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Debatte hierüber beteiligen fich bie oppofitionellen Deputierten 
Pascal und Fleva, der Konſervative Peuceöco und ber Minifter 
des Auswärtigen Lahovary. Das Mißtrauensvotum wird mit 78 
gegen 74 Stimmen angenommen. Zwölf Deputierte enthalten fich 
der Abftimmung. Der Minifterpräfident Gatargi begibt fich als— 
bald zum König, um demjelben vom Bejchlufje der Kammer Mit- 
teilung zu machen. 

23. Dezember. Kammer und Senat werden aufgelöft. 

30. Dezember. Fuſion der Nlt-Konfervativen und Juni— 
miften. Gatargi nimmt Gary (Aderbau), Ghermani und Marghi— 
loman ind Minifterium auf. 


XVII. 


Serbien. 


Anfang März. Ueberaus fompromittierender Briefwechſel 
zwifchen König Milan und Garaſchanin. (Im Staatdardiv 
Bd. 53.) 

11. April. (Belgrad) In der Skupfchtina verlieft ber 
Präfident ein Schreiben König Milans, durch welches die Regent» 
Schaft benachrichtigt wird, König Milan wolle bis zur Volljährig- 
feit Königs Alerander Serbien verlaffen, um das Land zu beruhigen. 
Der Präfident beantragt, König Milan den Dank der Skupjchtina 
auszusprechen und eine Rejolution anzunehmen, welche die Regie 
rung auffordert, bei der Königin Natalie dahin zu wirken, daß 
fie dem Beifpiele König Milans folge. Die Skupſchtina nimmt 
in der Abendfißung die Anträge des Präfidenten an. 

Anfang Mai. König Alerander bittet die Königin 
Ratalie perjönlich, dem Bejchluffe der Skupfchtina zu entfprechen. 

9. Mai. Der Minifterpräfident Paſitſch richtet im Namen 
der Regierung ein Schreiben an die Königin Natalie, in welchem 
der Beichluß der Skupjchtina, die Königin aufzufordern, da® Land 
zu verlaffen, mitgeteilt wird. Gleichzeitig wird die Königin erfucht, 
ihre Abficht zur Kenntnis der Regierung zu bringen. 

Die Königin antwortet auf den Skupſchtinabeſchluß: 


Ad eg die Refolution ber Nationalverfommlung nicht ala 
einen Vefehl zum Verlaſſen des Landes, ſondern lediglich als einen Wunid. 
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Ich finde indes feine Gründe, dieſem Wunfche zu entjprechen. Nur ben 
Gejepen des Landes und der Verfafjung bin ich Gehorfam ſchuldig; deshalb 
bin ıch feft entichloffen, zu bleiben, um jo mehr, als ich bei meiner ftriften 
Enthaltung von der Politit den gegenwärtigen Machthabern nicht im Wege 
fein kann und meine Entfernung weder ben Intereſſen des Landes noch 
jenen des Thrones für nüßlich erachte. Sollte aber trogdem mein Los fich 
E geftalten, daß man mic durch Gewalt zum Verlaſſen des Landes nötigt, 
o werde ich meinem einzigen Kinde und vielleicht jpäter einmal auch der 
Geſchichte wenigſtens den Beweis geliefert haben, daß ich nicht aus freien 
Stüden von jeiner Seite gewichen bin.“ 

16. Mai. (Belgrad.) Die Königin Natalie erfärt dem 
Minifterpräfidenten Pafitich und dem Minifter des Innern, daß fie 
feinerlei auf ihre Abreife bezüglichen Vorjchläge annehmen werde, 
und fie verbleibt auch auf die Verficherungen des Minifterpräfi« 
denten Paſitſch, daß beide Minifter fich durch ihr Wort für bie 
Möglichkeit ihrer baldigen Rückkehr verbürgen, bei der Erflärung, 
Belgrad und Serbien nicht verlaffen zu wollen, da ihr Recht zum 
Aufenthalt im Lande in der Verfaſſung begründet jei. 

18. Mai. Der Polizeipräfeft wird mit der Ausweiſung der 
Königin Natalie beauftragt. Die zur Wohnung der Königin füh- 
renden Straßen werden gejperrt und die Zufahrt zum Bahnhofe 
mit Gendarmerie bejegt. Die Königin reißt die enter auf und 
ruft laut jchreiend die Dtenge zu Hilfe. Die Bevölkerung wiber- 
ſetzt fich der Ausweifung der Königin thätlich, Liefert ein förmliches 
Straßengefecht den zur Ordnung aufgebotenen Truppen, wobei es 
auf beiden Seiten Verwundete gibt und führt die Königin im 
Triumph in ihr Palais zurüd. 

19. Mai. Ernennung des Oberften Praporcetovitih zum 
Kriegäminifter an Stelle von Milltitich. 

19. Mai. Die Ausweifung der Königin wird beim Mtorgen- 
grauen unter Aufbietung der gefamten Garnijon durchgeführt, und 
die Abreife erfolgt in vollftändiger Ruhe und Ordnung. Mittelft 
Extrazuges wird die Königin nach Semlin über die Grenze gebracht. 

Eine Anzahl Perfonen, auch höherer Kreife, werden in An- 
lage verjegt wegen Aufwiegelung und Auflauf. 

Ende Juli. König Alerander reift nah Rußland (val. 
dieſes) und von da nach Wien und Iſchl, wo er Kaiſer Franz 
Joſeph und feinen Vater König Milan bejucht. 
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XIX. 
Griehenland. 

3. Mai. (Athen.) Die griechifche Kronprinzeffin Sophie, 
Schweiter des deutjchen Kaifers, tritt zur orthodoren Kirche über 
und wird in der orthoboren Hoflapelle vom Metropoliten in Gegen- 
wart der königlichen fyamilie, der heiligen Synode, de? Premier: 


und des Kultusminifters fonfirmiert. In allen Kirchen Griechen- 
lands wird ein Tedeum abgehalten. 


XX. 


Amerika. 


14. Januar. (Waſhington.) Der Senat nimmt ein Ge— 
ſetz betr. die freie Silberprägung mit 39 gegen 27 Stimmen an. 

17. Januar. GWaſhington.) Der Geſchichtsſchreiber George 
Bancroft (ehedem Geſandter in Berlin) }. 

30. Januar. Schatzſekretär Windom ſtirbt plötzlich auf 
einem Bankett des Handelsamts von Network, nachdem er vor- 
ber eine eindrudsvolle Rede gegen die Frreifilberprägungsbill ge— 
halten bat. An feine Stelle tritt der ehemalige Gouverneur von 
Ohio, Fofter. 

Anfang Februar. Abſchluß eines Handelsvertrags zwi- 
jchen den Bereinigten Staaten und Brafilien. 

Nach diefem Bertrage hat Brafilien das Recht, zollfrei feine Erzeug- 
nifſe an Zuder, Melaffe, Kaffee Häuten in die Vereinigten Staaten einzu— 
führen, währenb bie Vereinigten Staaten das Recht Haben, ihr Getreide, 
Mehl, Schweinefleifch, ihre Fiſche, Kohlen, Werkzeuge, Mafchinen u. ſ. w. 
nad Brafilien auszuführen. Allerdings Hat fi die neue fübamerifanifche 
Republik, welche ihre Einkünfte größtenteil3 aus Zöllen bezieht, vorbehalten, 
andere Produkte und Fabrikate der Vereinigten Staaten mit einem Zolle zu 
belegen, welcher jebod 25 Prozent niedriger ift, ala für bie a aus 
anderen Ländern. Diefe Zollreduftion ze fih namentlih auf Manu: 


fafturfabrifate von Baummolle, Wolle, Eiſen, Stahl, Leber, mo, Möbeln, 
Wagen u. ſ. w. In kurzer Zeit jollen ähnliche Verträge mit 


erifo, zentral: 
und ſüdamerikaniſchen Staaten folgen. 

14. Februar. General Sherman }. 

Mitte Februar. Eine Schiffahrtsbill verheißt allen in 
den Bereinigten Staaten erbauten amerifanifchen Schiffen, je nach 
ihrem Zonnengehalte, bedeutende Geldjubfidien auf längere Dauer, 
jo daß amerikaniſche Schiffskampanien fich bilden, Dampf» und 
Segeljchiffe bauen und den ozeaniſchen Transport zwiſchen ben 
Bereinigten Staaten und Zentral» und Südamerika wie auch Europa 


ermitteln werden. 
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23. Februar. (Wafhington) Einwanderungd-Bill, 
Das Gejeh verbietet die Einwanderung von Perfonen, die zur Reije 
Unterftüßung erhielten und von denen anzunehmen jei, daß fie bie 
Öffentliche Mildthätigkeit in Anjpruch nehmen würden; ferner ver- 
bietet dasjelbe die Einwanderung von Polygamiften. 

3. März. Ein Fleifhihaugejeg wird vom Präfidenten 
Harrijon vollzogen. 

14. März. (New-Orleans.) 11 Italiener werden ge- 
Iyncht; der italienische Gefandte macht dem Präfidenten Harrijon 
Vorftellungen wegen des Blutbades. Dieſer wendet fich in einem 
Schreiben an Nicholls, Gouverneur von Loufiana, worin er betont: 


er bedauere lebhaft, daß die Bürger von New-Orleans der Lauter: 
feit und Befähigung der Gerichte fein Bertrauen geichenkt und die Entſchei— 
dung über eine gefehlich geregelte Frage dem durch Leidenichaft getrübten 
Volksurteil anheim gegeben hätten. Der Präfident hoffe, daß der Gouper: 
neur ihn bei ber ri ung ber Pflichten der Regierung gegenüber ben ita— 
lienifchen Unterthanen in der durch die herrjchende Erregung herborgerufenen 
Gefahr —— und daß er die erforderlichen Anftalten treffen werde, 
bamit weitered Blutvergieken verhindert und alle Schuldigen dem Gericht 
übergeben würben. 

Ueber die Beranlaffung zu dem Borfalle wirb weiter befannt, daß 
bie Bevölkerung don New-Orleans berechtigt geweſen wäre, dad in ihren 
Mauern getriebene Unweſen italienischer Banditengejellichaften, die fich fort: 
während mit Meuchelmorden befehdeten, unerträglich zu finden und eine 
fräftige Abhilfe zu verlangen. Diefe Abhilfe hätte der Polizeimeifter Henefiy 
ichaffen wollen und wäre dafür am 15. Oftober v. J. meuchlerifch ermordet 
worden. Dafür wären 11 Staliener verhaftet und am 13. März von ben 
Derhafteten 7 vor den Schwurgerichtöhof gejtellt worden. Die Geſchworenen 
hätten 4 ber Angeklagten freigeiprochen und erklärt, über 3 fich nicht haben 
einigen zu können. 6 jeien jedoch nicht bloß dieje drei, jondern auch bie 
bier Freigeſprochenen in Haft geblieben und außerdem vier Jtaliener, denen 
der Prozeß noch gar nicht gemacht geweſen wäre. Dieſe elf verhafteten Ita— 
liener find ermorbet worden. 

31. März. Der italienifche Gefandte Baron de Fava 


überreicht dem Staatödepartement fein Abberufungzfchreiben. 


19. April. Galveſton.) Präfident Harrifon hält folgende 
handelspolitiſche Rede. 


„Wir find“. fo betont der Präfident, „groß und reich genug, um 
unfern Sinn auf größere Unternehmungen zu richten, am welche I ci Staatä: 
männer der Vergangenheit noch nicht gedacht haben. Wenn Sie damit zu— 
frieden find, daß die Nationen Europas den ganzen Handel der füdlich von 
una gelegenen Republifen abforbieren, jo bin ich e3 doch nicht. Diefer Handel 
ift von Rechtswegen unfer, und zwar ſowohl wegen der Nachbarichaft und 
ber bequemen Berbindung, als auch wegen der Sympathie, welde die Hemi⸗ 
—* in der es keine Monarchie gibt, miteinander verbindet. Die Be— 
timmungen der im letzten Kongreß angenommenen und auf Förderung der 
Gegenſeitigkeitsbeziehungen im Handel gerichteten Bill fanden nicht bloß 
meine amtliche Unterſchrift, ſondern auch ſchon vorher meine eifrigſte Unter— 
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ftügung. Bereits früher war ein Gegenfeitigkeitövertrag mit Brafilien ab: 
geichlofjen und proflamiert worden. Ohne Etaatögeheimniffe verraten zu 
wollen, glaube ich boch mitteilen zu bürfen, baß der Vertrag mit Brafilien 
nicht lange mehr ber einzige bleiben wird, daß andere folgen und die Pro: 
dukte der Bereinigten Staaten freien oder doch wenigſtens begünftigten Zus 
tritt in die Häfen vieler ſüd- und zentralamerifanijchen Staaten finden 
werben. Um amerifanifche Waren nach dieſen Häfen zu bringen, gebrauchen 
wir amerifanifche Dampfer. Der lebte Kongreß bewiliigte 1'/a Millionen 
Dollard und autorifierte ben Generalpoftmeifter zu dem Abſchluß von Der: 
trägen mit Dampfergejellichaften für Beförderung der Poft auf eine Periode 
von nicht mehr ald 10 Jahren. Bisher war der ausländiſche ber einzige 
— welcher der Regierung einen Ueberſchuß ergeben hat. Was die 

eförderung der Poſt auf unſren eigenen Schiffen anbetraf, ſo waren wir 
bisher zu ſparſam und genau, und zogen es vor, lieber Einnahmen aus 
biefer Duelle zu empfangen, als diejelben auf Hebung unfrer eignen Schiff: 
fahrt zu verwenden. Seht wollen wir jedoch unfre biäherige Politik ändern 
und mit amerikaniſchen Dampfern für Beförderung der amerikanischen Poft 
liberalere Kontrakte abſchließen. Der Einwand dürfte fich hiergegen erheben, 
da& mir von dieſer Politit Abftand nehmen follten, da die Regierung mit 
berjelben eine Subventionspolitit beginnen würde. Hat indes nicht jede 
andere große Nation in ber Welt das Gleiche gethan und thut fie ed nicht 
noch heute? Ich wünsche jehr, daß die Zeit fommen möge, two ameritanifche 
in ausländijchen Häfen im zeitweiligen Eril lebende Bürger ab und zu 
ftolze, moderne Kriegsjchiffe unter ber fFlagge der Sterne und Streifen er: 
bliden können, Shih, welche die beiten Selhüpe unb eine brave amerika— 
niſche Bemannung an Ded haben. ch wünſche ferner, daß man in allen 
jenen Häfen, in welchen die amerifanifche Flagge fo lange nicht gejehen 
worben, berjelben wieder regelmäßig auf unfern Dampfern und —— 
begegnen möge. Und weiter ſollten wir unſre Anſtrengungen auf die baldige 
Trertigftellung bed Nicaragua-Kanals richten, damit der Weg um das Kap 
Horn nicht der einzige zum Stillen Ozean bleibe.“ 


2. Mai. (San Francisco.) Präfident Harrifon meift in 
einer hier gehaltenen Rede auf den hervorragend friedlichen Charakter 
der Bevölkerung der Vereinigten Staaten hin, betont gleichzeitig 
aber die Notwendigkeit der Beichaffung einer ausreichenden Anzahl 
von Kriegsſchiffen zur Aufrechterhaltung des Friedens auf der ganzen 
weftlichen Erbhälfte. . 

6. Juni. (Ottowa.) Premierminifter von Kanada Sir 
Hohn Macdonald f. 

15. Juni. (Wajhington.) Eine Proflamation des Prä- 
fidenten Harrifon teilt den Abjchluß des Vertrages zwijchen den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien mit, durch welchen die 
beiden Regierungen fich verpflichten, den Robbenjang im Beh— 
ringsmeer bis zum Mai 1892 zu unterfagen und Maßregeln zu 
ergreifen, welche die Beobachtung dieſes Verbotes fichern. Ein 
Schiedsgericht ſoll den Streit endgiltig entjcheiden. 

Mitte Juni. Bildung einer dritten politijchen Partei 
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unter dem Namen „Volkspartei“, die gegen bie bejtehenden Haupt- 
parteien, die demokrakiſche und die republifanifche, Oppofition madht. 

3. November. (New-York.) Bei den Staatwahlen im 
Staate Pirginien werben alle demokratischen Kandidaten mit großer 
Majorität gewählt. In Columbus (Obio) wird der Republifaner 
Mac Kinley, der Urheber des Zolltarifs, mit 22,000 Stimmen 
Mehrheit zum Gouverneur gewählt an Stelle des biäherigen be- 
mofratifchen Gouverneurs. Die Republilaner fiegen auch im Staate 
Philadelphia. In New Hort die Demokraten. 


6. Dezember. (Waſhington.) Der Kongreß ber Vereinigten 
Staaten tritt wieder zufammen. Zum Sprecher wird im britten 
Wahlgang Grisp gewählt. 

9. Dezember. Die Botjchaft des Präfidenten 

weiſt auf die abgeichloffenen Reziprozitätsverträge hin und hofft, daß 
weitere ähnliche Ablommen vor Jahresabichluß getroffen werben. Es jei 
erfreulich, daß Deutfchland, Dänemark, alien, Defterreih:Ungarn und 
Frankreich ihre Häfen den die Inſpektion paffierten Schweinefleiſchprodukten 
geöffnet haben. Die Botjchaft beipricht den chilenischen Bürgerkrieg, zu deſſen 
Veilegung die Union ihre guten Dienfte anbot. Betreffs der Unruhen in 
China beitehe die Unionsregterung darauf, daß die chinefifche Regierumg bie 
bisherigen Schuß: und Strafmaßregeln aufrecht halte. Die Unionsregierung 
babe ber ruffiichen Regierung ernite Beforgniffe wegen ber ftrengen Ber: 
fügungen gegen die Hebräer und die daraus entipringende Auswanderung 
nad) Amerifa —— welche ernſte Folgen für den Arbeitsmarkt haben 
dürfte. Bezüglich des Mac Kinleytarifs ſagt die Botſchaft, der Wohlſtand 
des Volkes ſei größer als je, der neue Tarif ſchuf mehrere große Induftrien. 
Der Präfident empfiehlt, die beftehenden Geſetze betreffs de3 Silbers voll: 
ftändig zu erproben und jeden den reinen Se ſchädlichen Einfluß zu 
hemmen, welcher durchgreifende Aenderungen zur Folge haben müßte. Der 
Präfident jpricht ſich gegen freie Silberprägung aus. Die Mehrheit des 
Volkes wünjche, daß das Silber in vollem Maße zur Münzung verwendet 
werde, jobald andere Nationen mitwirken und das Verhältnis zwiſchen Gold 
und Silber feftgejeßt if. Die Geichäftäwelt bebürfe beider Metalle. Die 
Etimmung in Europa jei nicht derart, daß der Präfident fich veranlakt ge- 
fühlt hätte, eine internationale Konferenz vorzuschlagen, jedoch mache ſich in 
Europa bie Meinung zu Gunften eines größeren Silbergebrauch® mehr und 
mehr geltend. — Die Unionsmarine müfje ſchnell durch moderne Schiffe 
beiter Typen zum Schutze ber e. auf allen Meeren und zur Ausdeh— 
nung des Handels der Vereinigten Staaten vervollftändigt werben. 


10. Dezember. Wafhington.) In der Sihung des Senats 
bringt Senator Stewart einen Gefegentiwurf ein, nach dem für 
hinefiiche Arbeiter die Einwanderung in die Unionsftaaten und der 
Aufenthalt in diefen verboten werden fol. Die Vorlage betrifft 
nicht nur folche Ehinefen, die vorher in den Unionsſtaaten fi} nie- 
mals aufgehalten haben, fondern auch folche, die bereit3 früher in 
den Vereinigten Staaten verweilt und fie wieder verlaſſen haben, 
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fowie endlich alle Ehinefen, die das Land burchreifen wollen. — 
Don Stewart wird ferner der Entwurf eines Geſetzes eingebracht, 
der die freie Prägung von Gold und Gilber geftattet. 

23. Dezember. (Wafhington.) Ernennung der Münz- 
kommiſſion des Repräfentantenhaufes beftehend aus 13 Mitglie- 
dern, wovon 9 Anhänger und 3 Gegner ber freien Silberprä- 
gung find. 


XXI. 
Mittel- und Sũd⸗Amerila. 


Mitte Januar. Erhebung in Chile gegen ben Präfidenten 
Balmaceda. Bürgerkrieg. 

8. Juni. Der Dampfer „Orange Naffau” bringt genauere 
Nachricht Über einen ſehr ernften Aufftand in Bort-au-Prince auf 
Haiti am 25. Mai. Die Bürger befreien über 200 politifche Ge- 
fangene. Zur Unterdrüdung des Aufftandes hätte der Präfident 
Hippolyte Maffenhinrichtungen von mehr ala 100 Perjonen vor- 
nehmen laffen. 

22. Auguft. (Chile) Balmaceda wird gefchlagen, Bal- 
paraifo von den FKongreßtruppen genommen. Balmaceda tötet 
fich jelbft. 

Anfang November. (Chile) George Montt wird zum 
Präfidenten gewählt. Die neugewählte Kammer befteht aus 56 
Liberalen, 38 Konfervativen; der Senat aus 29 Liberalen, 5 Kon- 
ſervativen. 

Anfang November. (Braſilien.) Der Präſident Fonſeca 
gerät in Konflikt mit der Kammer, löſt fie auf und proklamiert 
ſeine Diktatur. 

9. November. Aufſtand im Staate Rio Grande do Sul, 
der fich ausbreitet. 

Ende November. (Rio de Janeiro.) Marſchall Deodoro 
be Fonſeca tritt von der Präfidentfchaft der Republik zurüd, an 
feine Stelle tritt ber Vizepräfident Marjchall Floriano Peiroto. 

Dezember. Die Aufftändifchen werden beftegt. 

4. Dezember. Erlaifer von Brafilien, Dom Pedro II., + in 
Paris. 


— — — —æ— 
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XXI. 
Alien. 


2. Januar. Prinz Chun, der Bater bed Kaiſers von 
China }. 

Mai. (Shangati.) Chriftlihe Miffionshäufer im verfchie- 
denen Städten werden vom Pöbel geftürmt und geplündert; weitere 
Bewegungen mit vielen Mordthaten gegen die Chriften jchließen 
fih an. Die europäifchen Gefandten ermahnen bie chinefifche Re— 
gierung dringend, die Chriften zu ſchützen. 

31. Mai. (Tokio.) Der Bilomte Admiral Enomoto wird 
an Stelle des Vikomte Aoki Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten. 

November. Ernftlicher Aufftand in der Mongolei und 
anderen Diftrikten in ber Nähe der Hauptſtadt. Die Rebellen, 
unter denen Infanterie und mehrere Schwadronen Kavallerie fich 
befinden, marfchieren gegen Peking. Die chrijtliche Bevölkerung in 
Kingſchu, die von belgifchen Prieftern befehrt worden, wird mit 
diefen niedergemeßelt. 

25. Dezember. Auflöfung des japanifchen Abgeordbnetenhaufes. 


XXII. 
Anfiralien und Südſeeinſeln. 


20. Januar. Kalalaua, König der Sandwichs-Inſeln + in 
San Francisco; Nachfolgerin ift die Pringeffin Liliuofalani, feine 
Schweiter. 

5. März. (Sydney.) Eröffnung eines Vorparlaments, das 
eine Föderation der Kolonien in die Wege leiten ſoll. Der 
Premierminifter von Neu-Süd-Wales, Sir Henry Parkes hat bie 
anregende dee hiezu gegeben. 

Es beteiligten fich bei ben ——— en in Sidney ſämtliche hier 
ernſtlich in Frage kommenden Kolonien: Neu-Süd-Wales, Viktoria, Queens— 
land, Süd-Auftralien, Weſt-Auſtralien, Tasmanien und Neuſeeland. Die 
Anträge, welche von dem Premierminiſter von Neu-Süd-Wales der Ver— 


ſammlung vorgelegt worden, find faſt wörtlich dem Vorbilde der Verfaffung 
ber Vereinigten Staaten von Nordamerika entnommen, 
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18. April. (Melbourne.) Der ehemalige König von Samoa 
Tamaſeſe f. 

Mai. (Samoa.) Die Wahl der jechd Mitglieder de3 von 
Art. 5 der Berliner Akte vorgefehenen Munizipalrates fällt fol- 
gendermaßen aus: drei deutſche (Weber, Heiblin und Großmühl) 
im weftlichen, zwei Engländer (Dunneth und Meredith), ein Ame- 
rifaner (Moore) im öftlichen Diftrikt. 

Auguft. Unruhen auf den Karolinen, die von den Spaniern 
unterbrüdt werden. 

1. Dezember. Die Legislativverfammlung nimmt die Bill 
betreff3 Einführung des achtftündigen Marimal-Arbeitätages mit 
großer Majorität an. 


Allge: 
meine 

euro» 
päilche 
Politik. 


neberſicht 
der pelitiſchen Entwikelung des Jahres 1891. 


— — — 


Die große internationale Politik hat ſich im Jahre 1891 
langfam in der feit 1879 eingefchlagenen Bahn ohne Abweichung 
nach rechts oder links und ohne Durchgang durch eine größere Kriſis 
fortbewegt. Auch die neuen Gedanken, die aufgetaucht find, be- 
wegen fich in derſelben Richtung; ftarke retardierende Momente, die 
aufgetreten find, lafjen vermuten, daß Europa noch längere Zeit 
in derjelben Weiſe fortleben wird. 

Der Dreibund ift erhalten und erneuert und dieje Erneue- 
rung in bejonder® marfanter Weile proflamiert worden. (Bal. 
©. 101 u. 251).) An diefe zur Verteidigung zujfammengeballte 
Maſſe haben fich die beiden Angriffsluftigen in Europa, Frankreich 
und Rußland bisher nicht herangewagt. Ihre Angriffsluft unter- 
liegt feinem Zweifel, e8 ift Klar, daß fie nur fort und fort auf den 
günftigeren Moment warten; auf die Umjtände, die in der Welt- 
geichichte fich unausgejegt notwendig wandeln, die ſich alfo auch ein— 
mal für fie hervorragend vorteilhaft geftalten müffen. Dies oder 
jened von größerem oder geringerem Gewicht kann man babei ind 
Auge faffen, Stimmungen und Regierungsveränderungen in anderen 
Staaten, namentlich in den kleineren Staaten ber Balkanhalbinſel 
oder auch innere Zuftände in den Dreibundftaaten. Im abge» 
laufenen Jahr find beſonders zwei außerhalb jener beiden feften 
Gruppen ftehenbe Großmächte in Betracht gekommen. Die erfte ift 
England. So gering bie englifche Landmacht ift, jo würbe eine 
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aktive Teilnahme Englands am Kriege auf der Seite der Drei- 
mächte doch vermöge der Bedeutung der englijchen Flotte ein ganz 
gewaltige Gewicht in die Wagſchale werfen. Die englifche Flotte 
würde Deutjchland vor der etwaigen Abjperrung der nötigen Ge— 
treidezufuhr fichern und die beiden Verbündeten Frankreich und 
Rußland völlig von einander ifolieren. Kaum in eine briefliche 
Kommunikation würden fie miteinander treten können und nament» 
lich würde Rußland abgejchloffen jein von ber finanziellen und 
wirtjchaftlichen Unterftügung durch Frankreich, ohne welche es den 
Krieg auf die Dauer jedenfall nicht aushalten könnte. Und grade 
in der Fähigkeit zur Ausdauer liegt auch wieder in anderer Be- 
ziehung Rußlands eigentliche militärische Stärke. (Vgl. Pr. Jahrb. 
30.69 ©.114.) Nicht weniger wichtig würde die englifche Flotte für 
die Stellung Italiens im Kampfe werden. Die langgeftredte italie- 
nijche Küſte ift der überlegenen franzöfiichen Marine allenthalben 
ausgejeßt, jo daß ein großer Zeil des italienischen Landheeres zum 
Schutze der Heimat zurüdbleiben müßte und der aktiven Srieg- 
führung entzogen würde. Andere Teile der italienifchen Armee 
fönnten jelbjt gegen ihren Willen lange zurüdgehalten werden, 
wenn e3 der franzöfifchen Flotte gelingt, Hier oder da die an der 
Küfte entlang laufenden wenigen italienijchen Eifenbahnlinien zu 
unterbrechen. Erſt wenn die englifche Flotte ihr Hilft, die franzö— 
ſiſche in Schach zu Halten, würde die italienifche Armee mit freier 
Bruft und vollem Atemzuge einen wirklichen Waffengang mit den 
Franzoſen wagen können. Englands Stellungnahme ift aljo überaus 
wichtig und für tiefer blidende Politiker fann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß das wahre Interefje Englands diefen Staat auf 
die Seite des Dreibunds führen muß. Aber in England jelbit ijt 
diefe Anficht keineswegs allgemein angenommen. freilich daß ein 
Sieg Rußlands über Deutjchland und Oefterreih auch für Eng- 
lands Weltftellung im Orient und in Afien vernichtend fein würde, 
fieht man wohl ein, aber der englifche Krämer macht die Rechnung, 
daß die anderen allein ihre Haut zu Markte tragen und England 
feinen Vorteil, ohne eine Hand zu rühren, einheimien könnte. Wenn 
fih die Kontinentalmächte gegenfeitz ertleiichen und jchwächen, fo 


berricht England um fo man "per die Meere, und Afien 
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fann nicht beffer gejchüßt werden, ala wenn Rußland auf Eu» 
ropa abgelentt wird. So ganz befiegen wird es ja den Drei« 
bund fo leicht nicht, auch ohne England. Umgekehrt könnte es 
durch den Zutritt Englands etwa don der Aggrejfion in Europa 
abgejchredt werden, nach einem Ausgleich mit Defterreich fuchen 
und fi mit aller Kraft auf Afien werfen. Zu diejen Erwä— 
gungen kommt eine ftarfe Sympathie unter den englifchen Ra» 
dilalen für das republifanifche Frankreich. England verhält fi 
alfo zwifchen den beiden Kontinentalgruppen neutral. Der Leiter 
der auswärtigen Politif Lord Salisbury neigt unzweifelhaft zum 
Dreibund, aber er ift abhängig vom Parlament und es ift höchſt 
zweifelhaft, ob er bei den nächiten Wahlen die Majorität be- 
halten wird. Man darf daher als ficher annehmen, daß der Ber 
juch, welchen der deutjche Kaifer im Juli in England abjtattete 
und bei dem er von dem Staatsſekretär des Auswärtigen begleitet 
war, zu einem pofitiven politifchen Bertrage nicht geführt bat; 
jelbft die Nachricht, daß die fachliche Identität der englifchen und 
deutſchen Intereffen in Form eines Protokolls feftgeftellt worben 
jei, darf als eine pofitiv beglaubigte faum gelten. Der Führer 
der englifchen Oppofition, Gladftone, hat die Politik der Neutraliät 
in der denkbar jchärfften Form proflamiert, indem er den Wunſch 
ausfprach, dat England Egypten wieder räumen möge. (Bal. Eng: 
land ©. 229.) Wenn England dazu bereit ift, braucht es freilich 
feine Koften auf Kriegsrüftungen zu verwenden und fann die anderen 
Großmächte allein ausmachen lafien, was aus der Welt werden 
und wem einmal die Vorherrſchaft im Mittelmeer und endlich 
Alien zufallen ſoll. 

Die andere Großmacdht, deren Stellung zum Dreibunb viel- 
fach kommentiert worben ift, ift bie Rurie. Der Papft, einft das 
Haupt des oecidentalen Univerjalftaates, wie Ranke e8 ausgedrückt 
bat, deſſen politifche Bedeutung im 18. Jahrhundert auf ein Mini: 
mum reduziert worden war, muß jebt allen Ernftes wieder als 
Großmacht angejehen werden. Gerade die Ereigniffe des letzten 
Jahres haben es gezeigt. Als feinen Todfeind fieht der heilige 
Etuhl das Königreich Italien an, das ihm die Genugthuung und 
Annehmlichkeit einer weltlichen Herrfchaft geraubt Hat. Stalien 
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aber gehört zum Dreibund und im Dreibund findet e8 feine Sicher- 
beit. Zum Dreibund gehört freilich auch die beftfatholifche aller 
Großmächte, Defterreich, aber eben deshalb ift von Defterreich nichts 
für die weltlichen Beftrebungen der Kirchenpolitifer zu erwarten. 
Was bleibt übrio, wenn man nicht die Hoffnung auf die Wieder: 
berftellung des Kirchenftaats aufgeben will? Man muß fich den 
Gegnern des Dreibundes zuwenden. Wenn es mit Hilfe der fa= 
tholijchen Kirche diefen gelingt, den Bund zu beftiegen und im 
Verfolg dieſer Ereigniffe der italienifche Nationalftaat wieder zer— 
fällt, dann mag auch die Hoffnung der Kurie auf die Herrfchaft 
in der ewigen Stadt wieder erwachen. (Dal. Kurie 19. Juni; 
5. Aug.; 13. Aug.) Freilich die Gegner des Dreibundes find eine 
durch und durch firchen- ja religiongfeindliche Republit und ein 
jchigmatifcher Staat, der fich von je durch harte Behandlung feiner 
fatbolifchen Unterthanen ausgezeichnet hat — aber was thut's, 
wenn der heißefte aller Wünfche, die weltliche Herrſchaft, auf dieſe 
Weiſe erreicht werden kann? 

Auf einem andern Herde ber Politik bildete fich derſelbe Ge— 
danfe. Seit vielen Jahren find in Frankreich immer von Zeit zu 
Zeit Berfuche gemacht worden, die fonjervativ=Firchlichen Kreiſe 
mit der republifanifchen Regierungsform auszuföhnen, ftatt ihr 
ewig grollend gegenüber und damit abſeits zu ftehen. Alle dieſe 
Beitrebungen waren erfolglos geblieben, bis hochkirchliche Kreiſe 
ben Gedanken ergriffen. Seit dem November 1890 (vgl. den vorigen 
Jahrgang) betrieb der Kardinal Lavigerie mit offenem Viſier dieſen 
Gedanten und allmählich wurde Klar, daß das nicht bloß franzd- 
fifche, fondern univerfale Politik jei. Ob der Gedanle von Rom 
ausgegangen ober nach Rom importiert, dem Papft Leo XIII. inner- 
Lich ſympathiſch oder bloß aufoktroyiert ift, ift bisher dunkel ge= 
blieben; jo viel ift Har, daß in ben höchſten kirchlichen Kreiſen 
eifrig an dem Ausbau ber dee gearbeitet wurde. Wenn der Papft 
dem franzöfiichen Klerus befahl, fi) von den Monarchiſten loszu— 
Löfen und rücdhaltlos auf ben Boden der Republik zu treten, jo 
fonnte er dafür als Gegengabe nicht nur freundlichere Behandlung 
der Kirche in Frankreich jelbit, jondern auch Kooperation in der 
auswärtigen Politif erwarten. Die Fürften haben die Kirche ver- 
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laffen, jo möge denn eine fatholifche Demokratie an ihre Stelle 
treten. Bald gingen die Gedanken weiter: der Papft hat großen 
Einfluß auf die deutfchen und polnifchen Katholifen: wie wenn er 
diefen Einfluß verwertete, beim Ausbruch des Weltkrieges die Polen 
von einer Erhebung gegen Rufland abzuhalten, dann deutfche und 
italienifche Katholiken zu revolutionären Bewegungen zu verloden? 
Märe das nicht Leiftung genug, um als Lohn von den Franzoſen 
die Wiederherftellung des Kirchenftaats zu erwarten? Gegen den 
Dreibund jchien fich ein Gegen-Dreibund, zujammengejeßt aus 
Sranfreih, Rußland und der katholifchen Kirche zu bilden. Eine 
grotesfe Zujammenjtellung der disparateften Elemente Europas, re- 
publifanifcher Radikalismus, afiatifcher Despotismus, Mönchtum; 
Safobiner, Koſak und Jeſuit; rote Mütze, Kutte und Knute; aber 
daß im Jahre 1891 an diejer Koalition ernfthaft gearbeitet ift, 
unterliegt feinem Zweifel. Am meiften betroffen waren über jolche 
Politif natürlich die deutjchen Katholiken, welche laut und leiden- 
ichaftlich — nicht jedoch ohne daß fich aus ihrem Lager auch Gegen- 
ftimmen erhoben hätten (vgl. ©. 105; 108; 112 ff.) — gegen die 
ganze Vorſtellung proteftierten und es für eine Unmwahrbeit er- 
Härten, daß der heilige Bater jelbjt ſolchem abgefhmadten Phan- 
tome nacdjage. 

Ganz im Gegenjaß zu diefen Machenichaften, die doch auch 
vielen Streitern in den beteiligten Lagern ſelbſt zuwider waren, 
lief auf einmal der entgegengejegte Argwohn durch die Welt, daß 
nämlih Stalien vom Dreibunde losgelöft werden ſolle. Das 
wäre um jo wichtiger, als mit Jtalien auch England, das haupt- 
jählih an der Erhaltung des status quo im Mittelmeere interef- 
fiert it, dem Dreibunde weiter entfernt werden würde. Der ruj- 
ſiſche Minifter des Auswärtigen, von Gierd, der aus Gejundheits- 
rüdfichten Wefteuropa aufgejucht hatte, begab fih nah Italien, 
hatte eine Zufammentunft mit dem Marquis Rudini und wurde 
vom König Humbert in Monza empfangen. (Vgl. S. 252.) Schwer- 
lich ift e8 bier jedoch zu irgend welchen politifchen Abmachungen 
gelommen. 

Einen pofitiven Gewinn Hat die ruffifche Politit am Bos- 
porus zu verzeichnen gehabt. Rußland befigt auf dem Schwarzen 
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Meere eine jogenannte Freiwilligen-Flotte. Es find ein Dutzend 
Kreuzer, die im Jahre 1886, als ein Konflilt mit England drohte, 
gebaut und dann an Privatleute überwiejen wurden, mit der Maß- 
gabe, daß fie im Kriegsfalle der Regierung zur Verfügung zu ftellen 
jeien. Im Frieden führen fie alfo die Handeläflagge. Unter dem 
Schutze diefer Flagge verfuchten mehrmals ſolche Schiffe, die Re— 
ferviften oder Sträflinge von oder an die oftfibiriiche Küfte zu 
transportieren hatten, die Durchfahrt durch den Bosporus und die 
Darbdanellen. Türkische Befehlahaber der Ufer-Forts hielten fie an, 
unter Berufung darauf, daß allen SKriegsjchiffen diefe Fahrt ver— 
boten ſei und man die Soldaten auf den Schiffen deutlich erkannt 
babe. Das formelle Recht war unzweifelhaft auf jeiten der Türfen 
und die Sache ift von großer Wichtigkeit. Denn durch die Schaffung 
der beiden militärfräftigen Staaten Rumänien und Bulgarien hat 
fih Rußland den direkten Landweg nach Konftantinopel jelber ver— 
barrifadiert; der Weg durch KHlein-Afien ift jehr weit. Das ge: 
gebene Stratagem bei einem neuen Türkenkriege fcheint daher ein 
plößlicher Ueberfall der Hauptftadt von der See ber und bies 
würde durch das Fahrrecht der Kreuzer, die nach Belieben die Kriegs— 
oder Handelsflagge aufziehen können, jehr erleichtert werden. Aber 
auf eigene Hand wagte die Türkei doch nicht, der jehr brutal an— 
gemeldeten ruffiichen Forderung entgegenzutreten und die Grop- 
mächte hielten fich zurüd. England wünjchte den Dreibund vorzu= 
ichiden, der Dreibund fand, daß in erfter Linie ein Intereſſe Eng- 
lands in Frage ſei. So blieb der Pforte endlich nicht? übrig, als 
fich zu unterwerfen und im Zufammenhang damit entließ der Sultan 
jeinen bisherigen bdreibundfreundlichen Großvezier. Umgekehrt trat 
noch am Schluß des Jahres in Rumänien an Stelle eines kon— 
jervativen ruffenfreundlichen Miniſteriums ein dem Dreibund ge— 
neigtes. 

Ihre eigentliche Firma erhielt die internationale Politik des 
Jahres nicht durch eine große politiſche That, ſondern durch eine 
große politiſche Demonftration. Eine franzöfifche Flotte unter dem 
Kommando bes Admiral Gervaiß begab fih na Kronftabt und 
wurde bier mit ben höchiten politifchen Ehren empfangen. Bier» 
zehn Tage lang dauerten die Feſte und gegenfeitigen Bejuche, mit 


300 Aeberſicht der pelitiſchen Entwikelung des Jahres 1891. 


denen ber Hof, die Spiben der ruffifchen Gejellichaft, der Armee 
und Marine den franzöfifchen Offizieren huldigten. Rah Moskau 
wurde eine Ausfahrt unternommen, ald wenn der Brand von 1812 
gejühnt werden follte; den Heiligtümern der ruffiichen Kirchen be— 
zeugten die frangöfifchen Seemänner ihre Verehrung und ala Krö— 
nung des Ganzen ließ der Zar bei dem offiziellen Feſteſſen die 
fonft in Rußland fireng verpönte Revolutionshymne, die Mar- 
feillaife, von dem Muſikchor anftimmen und hörte fie reſpektvoll 
aufftehend an. Die ruffifch-frangöfifche Verbrüderung ſymboliſch 
zu einem ftärferen Ausdrud zu bringen, würde jchwerlich möglich 
fein. Die Frage ift, weshalb eine fo gewaltige Demonftration in 
Szene gejeßt wurde. War fie beftimmt, eine aktive Kooperation 
einzuleiten? Gin Mitarbeiter der „Preuß. Jahrbücher” (Bd. 68) 
fand dafür den Ausdrud, der Kronftädter Befuch jei, was im bür- 
gerlichen Xeben eine Verlobung genannt würde. Dtan verlobe fich, 
um eine Ehe zu jchließen; man verlobe ſich aber auch manchmal, 
um ein Verhältnis, welches noch nicht zu einer Ehe führen könne, 
dadurch feft zu machen und jedem Zweifel zu entrüden. Die Kron- 
ftädter Demonftration war alfo weniger ein Zeichen, daß die Ent- 
widlung fich einer Kriſis nähere, jondern umgefehrt, daß man an 
entfcheidenden Stellen ben kritiſchen Moment noch nicht fo bald 
erwarte. Ya, auf der franzöfiichen Seite hatte man jogar das 
Gefühl, daß vielleicht durch diefen Befuch des Guten etwas zu viel 
geihehen fei, und zwar in Bezug auf England. Zwar konnte der 
Kronftädter Befuch einigermaßen ala ein Gegenzug gegen den eben- 
falls jehr demonftrativen Beſuch des deutfchen Kaiſers in England 
aufgefaßt werben, aber wenn dieſer Gegenzug etwa dazu geführt 
hätte, nun England um jo mehr an den Dreibund beranzubrüden, 
jo hätte man ja nur biefem in die Hand gearbeitet. Zu einigem 
Grftaunen ber Öffentlichen Meinung in frankreich jelbft hörte man 
deshalb, als bie Flotte auf ihrer Rüdfahrt war, daß fie unterwegs 
in Portsmouth anlaufen und auch England ihre Bifite abftatten 
werde. Die oben charakterifierten frankophilen Elemente in Eng: 
land begrüßten diefe Nachricht mit größerer Freude als die Fran— 
zofen, die wohl empfanden, daß hierin eine Abkühlung der ihnen 
jo wohltäuenden Glut ihres Ruſſenenthuſiasmus liege. Lord Salis: 
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bury hielt e8 nicht für nötig, zu dem Ereignis perfönlich zu er— 
jcheinen; im übrigen aber wurden die Franzoſen von der Königin, 
wie von der Öffentlichen Meinung mit der größten Zuvorkommen- 
heit aufgenommen. Gegenüber dem offenbar abfichtlich ausgeſtreuten 
Gerücht, England habe um diefen Beſuch gebeten, ſprach der Staats— 
jefretär es im Parlamente aus, daß die Initiative von franzöfifcher 
Seite ergriffen worden jei. | 

Daß es nit in Rußlands Abficht Tiegen könne, ſchon in 
der nächiten Zeit einen Friegerifchen Konflikt zu provozieren, hatten 
militärifche Beurteiler fchon länger daraus gejchloffen, daß man 
in Rußland den Uebergang zu einem neuen Gewehrjyftem ins Auge 
faßte. An Stelle des Berdan-Gewehres foll nun auch die ruffifche 
Armee mit einem kleinkalibrigen Mehrlader bewaffnet werden, und 
die Fabrikation dieſes Gewehres® wurde, wie man allmählich er= 
fuhr, derart verteilt, daß erft im Jahr 1894 ber Wechſel voll- 
ftändig durchgeführt fein wird. Auch innerhalb diefer drei Jahre 
ift die ruffiiche Fabrikation nicht entfernt im ftande, den geſamten 
Bedarf zu Tiefern und die ausländifche Induftrie muß ftarf heran- 
gezogen werben. Aber wenigftens einen Zeil der Beftellung wollte 
bie Regierung doch auch dem Inlande zuwenden, und man durfte 
fi diefe Freiheit erlauben, da der Dreibund ja von ausſchließlich 
befenfiver Abficht und defenfivem Geifte erfüllt ift, und der Moment 
be3 Krieges baher allein in der Hand Rußlands Liegt. Man fieht, 
welchen unermeßlichen Vorteil der Dreibund durch die immer wieder: 
holte unbedingte Zufage der ausschließlichen Abwehr Rußland ge- 
währt. 

Wenn bie Kronftädter Zufammenfunft wirklich zu einem pofi= 
tiven politifchen Vertrage geführt haben follte, und nicht nur eine 
Demonftration war, fo ift der Inhalt vermutlich fein anderer, als 
daß Rußland fich verpflichtet hat, Frankreich unter allen Umſtänden, 
in welchem Stadium der Umwaffnung es fich auch gerade befinde, 
wenn es von irgend einer Geite angegriffen werden ſollte, beizu- 
ftehen. Aus dem Borhergehenden erkennt man, wie billig und in— 
haltslos thatjächlich ein ſolches Verſprechen ift. Umgekehrt könnte 
Frankreich Rußland verjprochen haben, unter feinen Umftänden fich 
mit Deutfchland auszuföhnen, was für Rußland eine fehr viel 
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wertvollere Zufage fein würde und ihm eine zuverläffige Bafis für 
die Politit auf eine ferne Zukunft hinaus fichert. (Preuß. Jahrb. 
Bd. 68 ©. 145.) Wenn nicht bei dem Flottenbefud in Kronftadt, 
jo möchte dergleichen bei dem Bejuche abgemacht jein, den ber 
Minifter dv. Gierd auf der ſchon erwähnten Reife, die ihn zunächſt 
an ben italienifchen Hof führte, auch in Paris machte. Einen nod 
foftbareren Preis aber ala jenes politifche Berfprechen jollten die 
Franzoſen ben Ruffen für die Gewährung ihrer huldvollen Freund- 
ſchaft bezahlen. Schon lange hatte ber ruffiiche Finanzminiſter 
wieder das Bebürfnis nach einer großen Anleihe Im Frühjahr 
hatte er darüber bereits feinen Vertrag mit dem Haufe Rothſchild 
abgeichlofien, ala dies im letzten Augenblid von dem Abkommen 
zurüdtrat. Entweder weil e8 durch bie Berbefferung der ruffischen 
Finanzen den europäifchen Frieden und damit feine eigenen Ge— 
ſchäfte zu ſehr zu fchädigen fürdhtete, oder, wie e& verbreiten lieh 
und was ihm jebenfalla eine jehr wohlanftehende Maske war, weil 
e8 dem ruffiichen Reich die Mißhandlung feiner jüdiſchen Glaubens- 
genoffen zu fehr verübelte und bier eine Milberung nicht burd- 
zufegen vermochte. An Stelle bes Haufes Rothſchild mußten alio 
andere franzöfifche Banken und namentlich das franzöfifche Publi- 
fum gewonnen werben. Und wirklich verlief die Subffription glän- 
zend, die Anleihe wurbe 7"amal überzeichnet. Aber ehe das Publi- 
fum die Stüde abnahm, erfolgte ein furchtbarer Rückſchlag. Schon 
lange waren au8 dem Innern Rußlands Nachrichten nach Europa 
gedbrungen, daß in vielen Gouvernements eine völlige Mißernte ein- 
getreten und infolge deſſen ein allgemeiner Notjtand zu beforgen 
ſei. Schon im Auguft war deshalb ein Roggenausfuhrverbot er: 
laffen; das ruffifche Volk entbehrte alfo dbesjenigen Artikels, durch 
befien Hingabe e3 hauptjächlich feinen Austaufch mit dem indbuftriellen 
Europa regulierte. Die Schilderungen von dem Notftand wurden 
allmählich immer beftimmter und immer jchwärzer. Dem Roggen: 
ausfuhrverbot folgte dad Verbot der andern Nährfrüchte und bie 
Ueberzeugung brach fi) Bahn, daß Rußland einer Hungersnot und 
einer furchtbaren wirtichaftlichen Kriſis entgegengehe. Die oben 
noch zu einem guten Kurje (79%, für 3%) überzeichnete Anleibe 
begann rapibe zu finten. Durch fünftliches Eingreifen wurde der 
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Kurs wieder gehoben; die franzöfiiche Regierung brachte Rothſchild 
dahin, einzufpringen, aber der ruffifche Finanzminifter mußte fich 
entichließen, 200 Millionen von feiner eignen Anleihe jofort wieder 
zurüdzufaufen. Eine wirtichaftliche und finanzielle Not, welche 
wohl für längere Zeit von allen Friedendgarantieen, nach denen 
Europa ſich jo jehr jehnt, die befte fein wird. 

Alles, was bisher erzählt worden ift, find Erjcheinungen, Potitit 
welche in der europätjchen Politik nur die Bedeutung von Docillar un. 
tionen und Demonftrationen, nicht eine eigentliche Fortentwickelung verträge. 
noch weniger eines neuen politifchen Gedanken? haben. Der neue 
politijche Gedanke des Jahres gehört der Sphäre der Hanbeld= 
politif an. Sein Vater ift der neue beutfche Reichskanzler von 
Gaprivi. Wie ftark die handelspolitifchen Verhältniffe der Staaten 
auf die eigentliche Politik zurückwirken, ift eine Streitfrage. Manche 
jchlagen den Wert höher, manche geringer an. Herr v. Gaprivi 
bat jehr entjchieden betont, daß er auch jehr bebeutfame politifche 
Erfolge von feinem Syftem erwarte. Die gegen Ende der 70ger 
Sabre in faft allen europäifchen Staaten aufgelommene Schubzoll- 
bewegung fand im Jahre 1892 vor einer großen Entjcheidung. In 
diefem Jahre Tiefen die meiften der älteren Handels- und Meift- 
begünftigungsverträge ab. Wenn feine neuen Verträge gejchlofien 
wurden, jo war zu erwarten, daß die Staaten ihre Autonomie 
rüdficht3lo8 ausnützen, daß jeder den Schaden, den ihm der Nachbar 
an der einen Stelle zufügte, fuchen würde, an einer andern Stelle 
wett zu machen und zu überbieten, und daß jo ein allgemeiner 
Zollfrieg aller gegen alle und eine ungeheuerliche Emporfchraubung 
des Schutzzollſyſtems fich ergeben würde. Hierauß war denn auch 
eine politiſche Entfremdung, namentlich der Dreibundftaaten unter- 
einander zu gewärtigen. 

Dies dürfte der Grundgedanke fein, von dem aus Herr von 
Caprivi es unternahm, ein neues Syſtem von Hanbeläverträgen zu 
ichaffen, welches erftend dem weiteren Steigen der Schuhzölle Halt 
gebietet, zweiten? an einigen Punkten Ermäßigungen eintreten läßt, 
endlih und vor allem für eine längere Reihe von Jahren dem 
wirtichaftlichen Leben Stabilität der Grundlagen verfpridt. Das 
Abſperrungsſyſtem Rußlands und das Beftreben der Vereinigten 
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Staaten von Nordamerika, nicht nur fich jelbft gegen die europätjche 
Induftrie abzujchließen, fondern auch den gefamten amerikaniſchen 
Kontinent in ihre Wirtſchaftsſphäre zu bannen, find weſentlich 
verftärfende Momente. Zunächſt auf die Mächte des Dreibunds 

und die angrenzenden Eleineren Staaten, Schweiz, Belgien, Serbien, 
Rumänien ift der Plan berechnet. Seine ideale Erfüllung aber 
würde er erjt erlangen, wenn auch Frankreich ſich entichließt, in 
diefen mitteleuropäifchen Kreis einzutreten. Frankreich freilich wan- 

belt zur Zeit auf der entgegengejegten Bahn der handelspolitiſchen 
Abſchließung. Aber e8 wäre doch wohl möglich, daß mit der Zeit 

jein eigener Vorteil es zwingt, fich jener Handelsvereinigung zu 
nähern. Und das würde denn doch wohl wieder eine Anregung 

zu erneuter Erwägung des Gedankens einer politifchen Annäherung 
Deutſch geben. Grade im Beginn des Jahres 1891 fchien einmal ein Phä- 
ran, Nomen diefer Art am fernften Horizonte aufzutauchen. In Berlin 
rei. follte eine große internationale Kunftaugftellung ftattfinden unter 
Be beim Proteftorate der funftfinnigen und kunftverftändigen Kaiferin 
Friedrich Friedrich. Es wäre immerhin auch ein gutes politijches Augurium 
u geweſen, wenn auch die franzöfifchen Künftler fich zur Beteiligung 
an diefer Ausſtellung entjchloffen, und daraus vielfältige perfönliche 
Berührungen zwijchen hervorragenden Männern beider Nationen 

fih ergeben hätten. Die Kaiferin Friedrich reifte jelbft nach Paris, 

um auf dem Wege in ihre Heimat dieſe Stadt zu befuchen und 
perjönlich vielleicht einige Einwirkung auf die franzöfiiche Künftler- 

Ichaft zu üben (vgl. Frankreich Febr.). Die hohe Frau wurde anfäng- 

lich von der franzöſiſchen Bevölkerung und Prefie nicht bloß mit Höf- 
lichkeit, fondern mit einem gewiffen ſympathiſchen Entgegentommen 
aufgenommen, ſodaß Sanguinifer jchon allerhand Hoffnungen zu 
bauen begannen; bald aber erfolgte ein furchtbarer Umſchlag. Unter 

der Führung der alten Patriotenliga und der Boulangiften erhob fich 

der franzöfiiche Chauvinismus derartig gegen den Gaft jeiner Haupt: 

jtadt, daß man endlich froh war, zu hören, daß die Kaiferin ohne 
Zwijchenfall den franzöfifchen Boden wieder verlafien habe. Um 

fi für die Beleidigung, die für das deutjche Volk und die faifer- 

liche Dynaftie in diefem Betragen lag, eine Genugthuung zu nehmen, 

blieb der Regierung nichts übrig, als die elfaß=lothringifche Pap- 
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verordnung, deren Beftimmung ja war, das franzöfifche und deutjche 
Bolt möglichft voneinander zu entfernen, wieder in aller Schärfe 
in Kraft zu feßen. So hatte die Reife der kaiſerlichen Yrau dag 
gerade Gegenteil von dem erreicht, was fie beabfichtigte. Die Span- 
nung wurbe wieber größer, die Stimmung gereizter, und die Fran— 
zofen rüfteten ihre Erpedition nach Kronftadt aus. Immerhin darf 
man nicht vergefien, daß doch einen Augenblid einmal die Vor— 
ftellung von einer möglichen Annäherung geberricht hat, und indem 
Kronftadbt und die wahrfcheinlich dabei getroffenen Abmachungen 
biefe Möglichkeit wieder in weite Ferne gerüdt Haben, Hat dies 
Ereignis nicht eine bloß demonjtrative, jondern auch eine inhaltliche 
Bedeutung. 

Die innere Politit Deutichlande und befonder Preußens ift Deutid- 
burch eine Höchft bedeutende gejeßgeberijche Thätigkeit bezeichnet. 
Man darf diefe Geſetze jämtlich ala Ausläufer der Aera des Fürſten Politik. 
Bigmard bezeichnen, obgleich der Fürſt jelbft ihnen allen eine ent— 
fchiedene Oppofition entgegengejeßt hat. Sie gehören dennoch feiner 
Epoche an, da fie ganz und gar in ihrem Geifte gehalten, Tängft 
von den Kreijen, die dem Fürften am nächjten jtanden, gefordert 
und nur durch zufällige und perjönliche Antipathien, wie fie jeder 
Individualität anhaften und fi im Alter am meiften geltend zu 
machen pflegen, von dem Fürſten perjönlich zurüdgehalten worden 
find.. In erfter Linie ift bier zu nennen eine tief eingreifende Ar— 
beiterfhuß-Gejehgebung in Form einer Novelle zur Gewerbe- 
ordnung. Die Hauptarbeit war jchon im Jahre 1890 gemacht 
(vergl. diefen Jahrgang); troß heftiger Oppofition weiter induftrieller 
Kreije ftimmten zuletzt im Reichdtag außer den Sozialdemokraten 
nur ganz vereinzelte Abgeordnete dagegen. Deutjchland hat dadurd) 
die anderen Staaten auf diejem legislatorifchen Gebiet eingeholt, 
in einigen Punkten jchärfer, in anderen vorfichtiger vorgehend. Ganz 
befonders ftreng find die Beftimmungen über die Beſchränkung ber 
Sonntagdarbeit. 

Die Finanzen des Reichs Haben Tange ſchwer gelitten unter 
dem Berfall der Zuderjteuer. Aus den urfprünglichen Grport= 
bonififationen waren mit der Zeit nicht bloß in Deutichland, ſon— 
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und alle Verfuche, durch eine internationale Abmachung gemeinjam 
diefem Uebel zu fteuern, waren gejcheitert. Das ifolierte Vorgehen 
eines Staates, folange andere die Prämien beibehalten, jcheint für 
die Jnduftrie und die agrarifchen Intereſſen gefährlih. Der Reiche: 
fanzler dv. Gaprivi ging aber jeßt ber Cache ſehr energifch zu Leibe; 
er bewilligte den Intereffenten eine längere Uebergangsperiode (bis 
zum Jahre 1897) mit einer feften Erportprämie an Stelle der aus 
der Materialfteuer entftandenen verjtedten, wies aber alle Verfuche, 
die definitive Entfcheidung auf eine fpätere Zeit zu verfchieben, ab, und 
hat damit den weiteren Debatten ein Ende gemadt. Nur mit drei 
Etimmen Majorität konnte der entjcheidende Beſchluß im Reichstag 
durchgebracht werden. Die Zukunft der Zuderinduftrie in Deutich- 
land hängt nun nicht bloß don ihrer eigenen Tüchtigfeit, ſondern 
auch wejentlich davon ab, ob die konkurrierenden Staaten fih durch 
ihr eigenes Finanzintereſſe biß zum Jahre 1897 veranlaßt jehen 
werden, ebenfall3 ihre Erportprämien abzuſchaffen. 

Preußen. Noch viel tiefer eingreifend ift die Steuerreform, welche fich 
in Preußen vollzog auf dem Gebiete der Einfommenfteuer. Die 
alte Klaffenfteuer (bi8 zu Einkommen von 3000 Marf) war gänz- 
lich verfallen und ftüdweije in irrationeller Weife aufgehoben; bie 
Gintommenfteuer ebenfall® vermöge ungenügenden Einſchätzungs— 
verfahrens höchſt mangelhaft. In ſehr draftifcher Weife fam das 
in einem Skandalprozeſſe zu Tage. Ein ultramontaner Redakteur, 
Fusangel, beichuldigte die nationalliberale Stadtverwaltung in 
Bochum abfichtlicher Unterihägung ihrer reichen Parteigenofien, 
namentlich de3 erften Großinduftriellen der Stadt, des Eifen- und 
Maichinenfabrifanten Baare (vgl. ©. 93 und 99). Wirklich famen 
ungeheuerliche Unterfhäßungen zu Tage, nur daß der “Parteigeijt 
ganz und gar nicht? damit zu thun Hatte, fondern, wie jeder Kenner 
wußte, diefe Verhältniffe in ganz Preußen nicht anders find. Das 
neue Geſetz hat nun eine einheitliche Steuer gefchaffen, bei welcher 
die Einſchätzung auf der eigenen nach beftem Wiſſen und Gewiſſen 
abgegebenen Deklaration des Zenfiten erfolgt. Optimiften meinen, 
daß auf diefe Weife wirklich annähernd das richtige Einkommen 
eruiert werde. Peſſimiſten find der Anficht, daß Einkommen ein 
viel zu unficherer und ſchwankender Begriff ſei, ala daß dem Zen⸗ 
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fiten eine folche Deklaration zugemutet werden dürfe, daß daher 
das moralijche Uebel der falfchen Deklarationen viel größer fein 
werde, ala der Gewinn, den der Fiskus bei den ehrlichen Leuten 
mache. Für die unteren Steuerftufen wurde ber Prozentjaß der 
Steuer in dem Geſetz mejentlich ermäßigt, für die oberen (von 
30,000 Mark an) erhöht; das Marimum 4°, früher 3%, beginnt mit 
100,000 Mark. Aktiengejellichaften werden noch beſonders befteuert. 
Mit diefer Verftärfung der Steuerlaften nach oben tft ein Aus— 
gleich gegen die vielfältige Erhöhung der indireften Steuern, die 
im lebten Jahrzehnt aufgelegt find, gegeben (Gef. v. 24. Juni). 
In ähnlichem Sinne wie die Einfommenfteuer wurde auch die Ge- 
werbejteuer reformiert. Das zu erwartende Plus an Einnahme 
joll aber feine Steuervermehrung bilden, jondern joll dienen zur 
Erleichterung einer Reform der Kommunalfteuer. 

Das zweite große Geſetz ift die Reform der Landgemeinde: 
ordnung für die fieben öftlichen Provinzen. Dies Geſetz iſt als 
der Abjchluß der vom Minifter vom Stein im Jahre 1807 be- 
gonnenen Reform anzufehen: ein Beweis, wie unendlich ſchwer 
und langſam fich folche Reformen vollziehen, wenn fie nicht auf 
rebolutionärem Wege, fondern unter Schonung ber beftehenden 
politifchen, jozialen und wirtjchaftlichen Verhältniffe durchgeführt 
werben jollen. Das platte Land öſtlich der Elbe bietet fozial ein 
weſentlich anderes Bild als das alte Deutjchland meftlich jenes 
Stromes. Auf dem den Slawen allmählich abgewonnenen deutjchen 
Kolonialgebiet ift der Großgrundbefig in den Händen der Nach: 
kommen der Ritter, welche das Land erobert haben, noch heute vor= 
berrfchend. Refte der alten feudalen Organifation haben fich in 
ben Gutsbezirken naturgemäß erhalten und es war auch jebt noch 
eine jehr jchwierige Aufgabe, aus Rittergutsbefitern und beſitz- 
loſen Zagelöhnern, Bauern und modernen Induſtriellen, die fich 
auf? Land hinausgezogen haben, einen lebensfähigen fommunalen 
Organismus zu jchaffen. Läßt man die Gemeindebehörden wäh— 
Ien, jo ift die Gefahr, daß der größte Grundbefiter und Haupt— 
fteuerträger des Bezirks in unbilliger Weiſe überftimmt wird; gibt 
man diefem ein feinem Befiß entſprechendes Uebergewicht, jo ift er 
fo gut wie Alleinherricher. Nicht auf fchematischem Wege durch 
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Aufftellung eines allenthalben gleihmäßig wirkenden Syftems fonnte 
dieje3 Problem geldft werden. Man entjchloß fich daher mit Recht 
zu einem freilich jehr Fünftlichen und fomplizierten Aufbau, der 
aber dadurch fähig geworden ift, fich all’ den verjchiedenen Ber- 
bältniffen anzupaffen. Statt der eigentlichen Gemeinde tritt jehr 
häufig ein bloßer Verband für beftimmte Zwecke (Wegebau, Schulen, 
Armenlaft, Polizei) ein; manche Gutsbezirke bleiben ala ſolche be— 
ftehen, manche werden mit benachbarten Gemeinden verjchmolzen. 
Dann find wieder Kaütelen eingefügt, daß diefe Verſchmelzungen 
nicht willfürfich, auch nicht nach dem bloßen Gutdünken der Re- 
gierung, fondern nur unter jorgfältiger Erwägung der jedesmaligen 
Verhältniffe erfolgen können. (Gef. v. 3. Juli.) 

Dem Finanzminifter Miquel und dem Minifter des Innern 
Herrfurth, die mit ebenfoviel Sachkenntnis und Klugheit, wie par= 
lamentarifch-diplomatiihem Geſchick diefe beiden großen Werke zur 
Vollendung gebracht hatten, gab ber König durch Ueberreichung 
feines Bildnifjes ein Zeichen feiner bejonderen Anerkennung. (16. 
uni.) 

Mit der Steuerborlage und der Landgemeinbeordnung hatte 
da3 preußifche Minifterium noch eine dritte Vorlage in den Land— 
tag eingebracht (vgl. 1890 ©. 163 und 266), welche mit jenen beiden 
nach der Erklärung des Minifterpräfidenten eine organifche Einheit 
bildete, dad Volksſchulgeſetz. Mit diefem aber ift man nicht 
zu ftande gefommen. Während dem Einkommenfteuergejeg in der 
Hauptſache nur die Deutjchfreifinnigen, der Zandgemeindeordnung . 
ein Zeil der Konfervativen wibderftrebte, widerſetzte ſich dem Volks— 
ihulgejeg vor allem da3 Zentrum, unterftüßt aus entgegengejeßten 
Motiven von Deutichfreifinnigen. Dieſer Widerftand wäre im 
Abgeordnetenhaus, two die Kartellparteien über eine große Majorität 
verfügen, zu überwinden gewejen. Aber es find nicht immer bloß 
die Fraktionsſtärken in ihrem Landtage, mit denen eine preußijche 
Regierung zu rechnen bat, die deutſche und preußische Politif hängen 
untrennbar zufammen, und ım Reichdtag gebot nicht das Kartell, 
fondern das Zentrum mit den Deutjchfreifinnigen über die Majorität. 
Da Deutfchland ein Fonftitutioneller Staat ift, jo kann die Regie— 
rung nicht umhin, den Parteien, welchen da8 Volk in feinen Wahlen 
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zum Parlament die Majorität gibt, Konzeffionen zu machen. Man 
verjuchte e8 zunächit, das Zentrum mit einem anderen fetten Biffen 
freundlich zu flimmen. Vom Kulturfampf ber eriftierte in Preußen 
der Sperrgelderfonds in Höhe von 16 Millionen Darf (vgl. vorigen 
Jahrg. ©. 324). Der erfte Verfuch, fich über die Verwendung dieſes 
Honda zu einigen, war mißlungen; und die Regierung that jett 
ben jchweren Schritt, die Forderung des Zentrums, welche fie im 
vorigen Jahre für unerfüllbar erklärt Hatte, ſelber vorzufchlagen, 
nämlich, teil® Rüdgabe der Gelder an die ihrer Zeit „Gefperrten“, 
teild Aushändigung des Kapital an die Biſchöfe. Der Kultus» 
minifter von Goßler gewann es über fich, die Vorlage einzubringen 
und zu vertreten. Es ließ fi) vom ſtaatsmänniſchen Gefichtöpunft 
jehr viel für Ddiefen Schritt jagen. Der materielle Gewinn der 
fatholifchen Kirche war nicht fo groß wie er ſchien; da einmal ein 
Opfer gebracht werben mußte, war dies noch immer da3 geringjte; 
auch die Iegislatorifche Situation Hatte fich durch ein Anerbieten 
ber Bijchöfe wejentlich verändert. (Vgl. die Verteidigung der Sperr- 
geldervorlage in den Preuß. Jahrb. Bd. 67 ©. 218). Aber die 
Öffentliche Meinung erkannte das alles nicht an, fie jah nur das 
erneute Zurüdweichen der Regierung vor dem Zentrum und legte 
dem Minifter von Goßler ald Motiv nicht ftaatsmännijche Ueber— 
legung, jondern bloße Kleben am Amte unter. Da nun aud 
durch das ſchwere Mißgeſchick mit der Nichtigkeit der Koch'ſchen von 
dem Minifter jo überfchwenglich verfündeten Entdedung feine Au- 
torität ſehr erjchüttert war, da endlich feine Differenz mit dem 
Kaifer über die Reform des höheren Schulweſens offen zu Tage 
Yag, jo vermochte er ſich nicht zu Halten. Der Abg. Windthorit 
drückte aufs ftärkfte, beſonders als verlautete, daß der Minijter 
ben Deinifterialdireftor Kuegler zu feinem Unterftaatsjefretär zu 
machen gedenke. Ob diefe Angelegenheit, ob bie allgemeine, immer 
unbebaglicher werdende Situation den legten Anftoß gegeben hat, 
ift nicht mit Sicherheit befannt geworden. Jedenfalls gab Herr 
v. Goßler endlich die Schlacht verloren und nahm feinen Abfchied 
(13. März). Unmittelbar darauf ftarb der Führer des Zentrums, 
der Abg. Windthorft, wie auf der Höhe feines Triumphes und 
wurde mit fürftlihen Ehren vom Parlament, von der Regierung 
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und vom Kaifer perjönlich geehrt, zu Grabe geleitet. In tiefem 
Unmut 309g mancher deutfche Mann den Vergleich, wie der Gründer 
des deutſchen Reiches einfam, beinahe verbannt in Friedrichsruh 
mit verbüfterter Stimmung feinen Lebensabend verbringe, während 
der alte jchlaue Verteidiger des Partitularigmus und Ultramontanis- 
mus ald Sieger von binnen gejchieden war. 

Der neue Kultusminifter Graf Zedlig-Trügfchler, bisher Ober: 
präfident von Pofen und Chef der Anfiedlungstommiffion, zog den 
Volksſchulgeſetzentwurf zurüd, gab aber mehrfach die Verficherung, 
daß er den Rechten des Staats nichts vergeben werde. (Bgl. 
15. Juni.) 

Dem im Jahre 1890 gegebenen Gejeß über die Errichtung 
von Rentengütern folgte in diefem Jahre ein anderes, welches 
beftimmt ift, jenes erſt recht in Wirkſamkeit zu jegen. Die alten 
Rentenbanken, welche einft bei Ablöjung der Feudallaſten fo gute 
Dienste gethan haben, jollen wieder die Bermittelung übernehmen 
und den Gutäbefigern die Möglichkeit fchaffen, fich die Rente, um 
die fie ein Arbeitergütchen verkaufen, nach Bedürfnis auch in Kapital 
umjfegen zu fönnen. Auf dieje Weiſe hofft man, den Verhältniſſen 
der Neuzeit entſprechend, einen zugleich freien und doch feſt an— 
ſäſſigen Arbeiterſtand auf dem Lande allmählich ſchaffen zu können. 
Ein Wildſchadengeſetz ſollte ebenfalls einen alten Schaden des 
Landlebens heilen. 

Am Schluß des Jahres wurde im Reichstag die große Ent— 
icheidungsfchlacht über die Handelsverträge geichlagen. Die 
Agrarier übernahmen die Oppofition, da die Verträge eine Herab— 
jegung der Getreidezölle jpeziell des Roggens und Weizens von 50 
auf 35 Mark die Tonne vorſehen. In Wirklichkeit macht gerade 
die Landwirtſchaft durch dieje Verträge ein glänzendes Gejchäft. 
Denn bei der legten Erhöhung ber Zölle (vgl. Jahrg. 1887 ©. 196 
. und Preuß. Jahrb. Band 69 ©. 117) war von ber Regierung aus- 
drüdlich verjprochen worden, daß bei wejentlicher Preiserhöhung 
die Zölle reduziert oder jujpendiert werden jollten, und der Minifter 
Lucius Hatte dabei ausdrüdlich 180 Mark für die Tonne Roggen 
ſchon als einen zu hohen Preiß bezeichnet. Nunmehr aber ftand 
ber Getreidepreis bereits feit dem Sommer erheblich höher; der 
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Roggen war zeitweilig bis auf 260 geftiegen und Eoftete im Dezember 
in Berlin 230—240 Mark. Nach jenem Verfprechen der Regierung 
hätten die Zölle alſo längſt fufpendiert fein müſſen, dieſes Ver— 
fprechen war aber unerfüllbar geworden, da die Regierung der Zölle 
ala Kompenfation bei den Handelövertragsverhandlungen bedurfte. 
Gerade diejen Verträgen verdankt die deutjche Landwirtſchaft alfo 
die Erhaltung und Befeftigung ber Zölle und die Oppofition  ift 
chlechterdingd nur aus taftifchen Gründen erflärbar. Die Frei— 
händler und die Sozialdemokraten traten umgefehrt für die Handels— 
verträge ein, teild, weil fie fich nicht ftarf genug fühlten zu dent 
Verſuch, fih von der Regierung zu emanzipieren und die Zölle 
gänzlich zu befeitigen, teils, weil durch diefe Verträge immerhin 
dem weiteren Anjteigen der Echußzölle Halt geboten ift, und damit 
die Möglichkeit einer rüdläufigen Bewegung gegeben. 

Durh die Reform der BZuderfteuer, die Aufhebung des Tie 
Schweineeinfuhrverbots, die Handelsverträge, die Landgemeinden" 
nung hatte fich die Regierung vielfah in Widerjpruch zu agrari= 
chen Intereſſen und gewiſſen reaftionär-fonfervativen Anjchauungen , 
gefeßt; durch eben diefe Handlungen und daneben durch eine Liberale 
Derwaltungspraris, namentlich auch eine jehr verftändige, maßvolle 
Haltung in Bereind-, Verſammlungs- und Preßangelegenheiten der 
Sozialdemofraten bei den Parteien der Linken gewonnen. In den 
alten SKartellparteien, beſonders auf der äußerften Rechten, entjtand 
darüber eine ftarfe Unzufriedenheit. Die fonfervative Fraktion 
des Abgeordnietenhaufes, welche anfänglih an der Landgemeinde- 
ordnung noch ganz gutwillig und ernfthaft mitgearbeitet Hatte, geriet 
noch ım legten Augenblid in einen fcharf zugeſpitzten perfönlichen 
Konflift mit dem Minijter de3 Innern. Merkwürdigerweiſe gab 
dazu Beranlaffung ein Amendement, welches im Herrenhaufe zwei 
fo fonfervative Männer, wie der ehemalige Minijter v. Puttlamer 
und dv. Kleiſt-Retzow ftellten. Dies erjchien den Konjervativen des 
Abgeordnetenhaufes unter Führung des Herrn dv. Rauchhaupt jo 
unannehmbar, daß fie deshalb gegen die ganze Landgemeindeord- 
nung ftimmten, die die meiften von ihnen bei der vorhergehenden 
Abftimmung angenommen hatten. Bei den nationalliberalen 
Großinduftriellen war ebenjall3 viel Unzufriedenheit wegen der 
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Laſten, welche ihnen die neue Gewerbeordnung auferlegte. Alle 
Arbeitgeber insgefamt waren mißmutig über das nunmehr in Kraft 
getretene Invalidität» und Alteröverficherungsgefe (ein Hiftoriker 
dürfte freilich eher feine Verwunderung auäfprechen, daß eine ſolche 
ungeheure Organifation mit jolcher Leichtigkeit hat eingeführt werden 
tönnen). Bon dem neuen Kultusminifter, dem Grafen Zeblik 
fürchtete man flerifale Neigungen; ein gewiſſes Entgegenfommen, 
welches er den Polen bewies, wurde, obgleich der Minifter diejen 
Berdacht entjchieden zurückwies, in ftreng national gefinnten Kreijen 
auögelegt als ein völliger Abfall von der bisherigen Germanifie- 
rungapolitif. 

Bon den übrigen Parteien begann das Zentrum fich bei 
nabe ſchon als Regierungspartei zu fühlen; ein Ausdrud, der frei: 
lich doch nur fehr cum grano salis aufzufaffen ift und jedenfalls 
eine überaus bejcheidene Vorftelung von den Anfprüchen voraus- 
jegt, die eine Regierungspartei machen darf. Einen draftiichen Ber 
weiß, welchen Auffhwung der Katholizismus in Deutjchland ge: 
nommen bat, gab die Thatfache, daß der Bilchof von Trier es 
wieder wagen durfte, den „heiligen Rod“ ausguftellen, und über 
eine Million Pilger wirklich an dem „Heiligtum“ vorüberzog. reis 
[ich entftammten dieje Pilger faft ausſchließlich den niedrigften Volks— 
Schichten, und der Biſchof Korum hatte fo viel Weltklugheit, ſich 
jelber über das Recht des „Rods“ auf Verehrung vorfichtig aus 
zubrüden und feine Wunder gefchehen zu laſſen, wenigjtens feine 
zu veröffentlichen. 

Die deutfchfreifinnige Partei ftimmte zwar gegen bie 
Reform der Einfommenfteuer, nahm aber doch die Reform der Land: 
gemeindeordnung und die Handelöverträge an, und der größte Zeil 
ftimmte auch für die Reform ber Gewerbefteuer und für bie vecht 
erheblichen Marineforderungen im Reichſtag. Der Abgeordnete 
Richter Hielt es für nötig, bei der Etatsdebatte (30. November) aus- 
drüdlich alle die Punkte aufzuzählen, in denen fich fein Standpunft 
noch von demjenigen der Regierung unterjcheide. 

Nicht weniger hat fi) auch die Haltung der Sozialdemo— 
traten geändert. Sie hielten einen großen Parteitag in Erfurt 
(14.— 21. Oktober) und bejchloffen ein neue® Progranım. Aus 
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dieſem ift aber nicht viel zu entnehmen, wie auch darauf jehr wenig 
Zeit verwandt wurde. Die Hauptjache war eine jehr eingehende 
und beftige Auseinanderjegung über die Taktik. Auf der einen 
Seite hatte fi) innerhalb der Partei eine Richtung der „Jungen“ 
gebildet, welche den revolutionären Charakter der Partei uneinge- 
Ichränkt erhalten und deshalb die Teilnahme an parlamentarifchem 
Leben verwerfen wollte. Auf der andern Seite hatte der Abgeord- 
nete dv. Vollmar mit einigen Freunden unummwunden zingeftanden, 
daß das jozialdemofratifche taufendjährige Reich denn doch nicht fo 
nabe jei, wie man fich bisher eingeredet habe und daß es deshalb 
richtig fei, an der Verbefferung der Gegenwart zu arbeiten. Die 
älteren Führer, Bebel, Liebfnecht, Singer, famen wohl auf den 
Parteitag mit der Abficht, dieje beide oppofitionellen Richtungen 
recht wie links niederzufchlagen; die „Jungen“ wurden auch unter 
der Beichuldigung, die Parteileitung verleumdet zu haben, ausge— 
fchlofjen, aber gegen Bollmar mißlang das Manöver. So hat die 
Partei thatjächli, wenn fie es jelber auch noch aufs heftigfte be= 
ftreitet, die Wege des Umſturzes verlaffen und damit einen großen 
Zeil ihrer eigentlichen Gefährlichkeit eingebüßt. Sogar in der Armee- 
frage befannten fich nicht bloß Bollmar, fondern auch Bebel zu 
ganz Karen praftiichen Anjchauungen. Daß es mit jeder Freiheit 
vorbei fei, wenn Rußland Deutfchland befiegen jollte, muß in der 
That auch einem phantaflifchen Sozialdemokraten einleuchten, und 
das haben jene beiden denn auch mehrfach mit allem Ernft ihren 
Anhängern zu bedenken gegeben. Der Verſuch, die ganze Arbeiter- 
ſchaft nicht nur Deutfchlandg, jondern Welt-Europas zu einer großen 
Demonftration zu vereinigen, mißlang. Zwar wurden nationale 
und internationale Kongrefie (Paris 31. März, Brüffel 16. Auguft) 
gehalten, aber der Plan, allgemein den 1. Mai zu einem Arbeiter- 
fefttag zu machen und an biefem Tage allenthalben jelbft gegen 
den Willen der Arbeitgeber die Arbeit ruhen zu Laffen, fiel gänzlich 
zu Boden. In Ytalien und frankreich gab er zu Rubeftörungen 
Beranlaffung; in Deutjchland, wo die jozialdemokratiiche Partei= 
leitung klug genug war abzuraten, blieb die Demonſtration auf 
ganz unbedeutende Kreiſe belära, gt. 
N 


Der janftere Charakter, gie Sodialdewottotie annahm, 
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wurde feineöweg3 von den ftaatserhaltenden Parteien ala ein Er- 
folg und eine erfreuliche Thatfache begrüßt. Einerjeits fühlte man, 
daß je gemäßigter jene Partei auftrete, fie defto jchwerer in den 
Gemütern der Arbeiter zu befämpfen ei, anbdererjeit3 traute man 
diefer Sanftmut doch nicht und nahm es vor allem der Regierung 
übel, daß fie fih von den alten ftrengeren Grundjägen und von 
ihren alten Freunden entfernt, und den unzuverläjfigen Elementen 
der Oppofition genähert habe. Scharfe Worte, die der Fürft Bis— 
mard von Friedrichsruh her zuweilen verlauten ließ, goffen Del 
ins euer. Da nun doch auch die alte Oppofition bei weitem nicht 
wirklich befriedigt war, jo war die Unzufriedenheit und das Schelten 
allenthalben: ein merkwürdiger Kontraft dagegen, daß alle Gejees» 
vorlagen der Regierung mit faum je erhörten Majoritäten ange- 
nommen wurden. 

Auf jene allgemeine Unzufriedenheit wäre demgemäß jo viel 
nicht zu geben, wenn fich nicht noch ein anderes Moment eingemifcht 
hätte, welches in einer oben (S. 159) wiedergegebenen Politijchen 
Korrejpondenz der „Preußifchen Jahrbücher“ charakterifiert ift. 

Der größte Umſchwung, da8 völlige Uebergehen von ehe— 
maliger unbedingter Oppofition zum unbedingtejien Anjchluß an 
die Regierung, hat fich bei den Polen vollzogen. Der lekte Grund 
liegt in den auswärtigen Berhältniffen. So lange Preußen und 
Rußland zujammenbielten, war Frankreich die Zukunftshoffnung 
der Polen. Nachdem fi) nunmehr Rußland und Deutjchland ent— 
zweit, Frankreich fich aber an Rußland angejchloffen hat, ijt natur— 
gemäß der Gedanke entjtanden, daß Polen gerade feine Stübe in 
Deutichland finden müffe Natürlich gehört dazu der Entjchluß, 
die jeßige Grenze als eine definitive anzuerfennen, und auch im 
Falle einer Wiederherftelung Polens nach Beftegung der Rufſen 
nicht die Abtretung irgend eines preußifchen Landſtrichs zu fordern. 
Ein jolches Opfer haben die Deutichen gebracht, indem fie, um 
überhaupt einen deutſchen Nationalftaat zu haben, auf die deutjch- 
öfterreichifchen Provinzen verzichtet haben; ein ähnliches Opfer haben 
die Italiener durch die Abtretung von Nizza und Savoyen gemadht. 
Indem nun bei den Polen derjelbe Gedanfe Raum gewinnt, fuchen 
fie möglichft engen Anſchluß an die deutfche Regierung. Dieſe hin— 
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wiederum fam ihnen entgegen, indem fie ihnen nach dem Xode 
des Erzbiſchofs Dinder wieder einen Geiftlichen polnifcher Natio- 
nalität, Dr. v. Stablewsti, ala Erzbijchof von Pojen und Gneſen ge= 
währte. Daß hieraus, wie aus einigen Maßregeln bezüglich der 
Schule ein Rüdweichen von der Germanifierungspolitit überhaupt 
zu erjchließen jei, iſt keineswegs bewiejen. (Dal. Preuß. Jahrb. 
Band 68 ©. 905.) 

Bon einzelnen Ereigniffen, die, wenn auch nicht von unmittel» 
baren politifchen Folgen doch in einer Meberficht der Gejchichte dieſes 
Jahres nicht übergangen werden dürfen, jeien erwähnt der Tod 
des großen Feldherrn der Epoche, des Feldmarſchalls Moltke 
im 90. Lebensjahre, der Thronwechjel in Württemberg, wo 
König Wilhelm II. feinem Obeim König Karl folgte, und in Bayern 
die großartige Feier des fiebzigften Geburtstages des Prinzregenten 
Zuitpold. 

Das Wirtichaftsjahr 1891 war ungünftig. Die jchlechte Ernte, Wirt- 
wenn auch in Deutjchland Hier und da gerade das Gegenteil ftatt- a 
hatte, trieb doch die Preiſe der Lebendmittel jehr in die Höhe und 
der Sturz ded Haufe Baring im November 1890 und die daran 
fnüpfenden Berlegenheit der Bank und des Geldmarktes in England 
lähmte in ihren Nachwirkungen Handel und Wandel allenthalben. 

In unferer Ueberficht des vorigen Jahres jchrieben wir: „Der Oeiter- 
demokratiſch-huſſitiſch- panſlawiſtiſche Charakter der Jungtichechen — 
muß binnen nicht zu langer Zeit eine entſchiedene Reaktion ſeitens 
des Monarchen hervorrufen, die dann den Deutſchen zugute kommen 
wird.“ Dieſe Annahme iſt ſchnell genug in Erfüllung gegangen. 

Am 28. Januar wurde der Reichsrat plötzlich aufgelöſt, und die 
Neuwahlen ergaben in Böhmen eine vollſtändige Niederlage der 
alttjchechifchen, d. h. tichechifch-gouvernementalen, einen Sieg der 
jungtfchechifchen Partei. Mit andern Worten: die Wahlen be= 
wiejen, daß die Regierung mit der wejentlich jlawifch-Elerifalen 
Majorität nicht länger möglich jei. Der Finanzminifter Dunajewäti, 
der dieſe Richtung am ftärkjten repräfentierte, wurde entlaflen und 
an feine Stelle trat ein neutraler Beamter, Dr. Steinbach. Der 
Wunſch der Deutjchen wäre jet gewejen, zufammen mit den Polen 
eine Majorität zu bilden. Aber der Miniſter von Taaffe war viel 
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zu borfichtig, um fich fo von feinen alten Freunden zu trennen 
und ſich fo gänzlich in die Hand der Kiberalen zu geben. Indem 
er fich zu dieſen freundlich ftellte, fuchte er doch auch wieder ben 
Reit der alten Majorität unter Hohenwart zu einer kompakten 
Mafje zufammenzufügen, und die Hoffnung der Deutichen, daß ihr 
Führer Herr dv. Plener ins Minifterium berufen würde, ging nicht 
in Erfüllung. Erft gegen Ende des Jahres fam es wenigftens fo 
weit, daß ein Mitglied der Fraktion, ein Ariftofrat, der bisher wenig 
bervorgetreten war, Graf Küenburg, zum Minifter ohne Portefeuille 
ernannt wurde. Die Jungtjchechen, ftatt durch Mäßigung bie 
Regierung wieder für fi) zu gewinnen, trieben ihre Agitation nur 
immer wilder und fanatifcher, und der Kaifer Franz Joſeph hatte 
Gelegenheit, fi davon perfönlich zu überzeugen, als er die Landes- 
augftellung in Prag beſuchte. So haben denn die Deutjchen in 
DOefterreich endlich, freilich weniger durch ihr eigenes Verdienſt, ala 
durch die Fehler ihrer Gegner, einigermaßen die Stellung erreicht, 
die ihnen gebührt. Kaifer Franz Joſeph aber und fein überaus 
geſchickter Minifter Graf Taaffe haben, indern fie ihnen diefe Stellung 
gewährten, die Zügel der Regierung ſtramm in der Hand behalten. 
Die wirtfchaftliche Arbeit wurde troß der politifchen 
Schwierigfeiten wejentlich gefördert. Durch zwei langwierige Budget- 
beratungen gelang e3 zum erjtenmal, den Staatsvoranfchlag recht: 
zeitig Für 1892 zu erledigen, und zwar mit Heinen Weberfchüffen. 
Die Schöpfung von Groß-Wien, d. 5. die Einverleibung der Vor— 
orte in die Hauptſtadt, die Eifenbahn-Berftaatlihungen (Albrecht: 
bahn, Karl Ludwigbahn, Prag-Dur und Dur-Bodenbadh), die Er- 
tihtung don Aerztefammern, die Einbeziehung Trieſts in das Zoll: 
gebiet, die Neuorganifation des Lloyd und die Handeläverträge mit 
Deutſchland und Italien kennzeichnen ferner die Arbeitsleiftung. 
Ungarn. Ungarn hat ber politifchen Welt ein merkwürdige Schau- 
jpiel geboten. Eine Regierung, die über eine große gejchloffene 
Majorität gebietet, bringt ein Gejeg über Reform der VBerwaltungs- 
organijation, Modernifierung der veralteten Komitatöverfafiung ein, 
welchem die Majorität des Reichdtages in allem wefentlichen Zu- 
ſtimmung entgegenbringt. Trotzdem gelingt e8 einer fleinen ra— 
biaten Minorität, das Iegislatorifche Werk zu verhindern. Das 
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ganze Jahr kommt die Debatte über Paragraph 1 nicht hinaus, 
und Minifterium und Majorität finden nicht die Kraft oder haben 
nicht die Mittel, diefem Unfug ein Ende zu machen, jo daß endlich 
nicht3 anderes übrig bleibt, ala fich mit einer prinzipiellen Zu— 
ftimmung zu dem Reformgedanfen zu begnügen und für das nächite 
Jahr die Auflöfung des Haufes in Ausficht zu nehmen. 

Der Konflilt über Sübdoftafrifa, in den Portugal mit Eng= Portugal 
land geraten war und den wir im vorigen Jahrgang gejchildert 
haben, wurbe im Jahre 1891 glüdlich beigelegt, indem England 
der Leidenfchaft der Portugiefen noch einige Zugeftändniffe machte. 
Für Portugal war aber diefer Zwifchenfall verhängnisvoll ge= 
worden: er bat fein Finanzſyſtem nicht bloß erjchüttert, ſondern 
eine innere Fäulnis offenbart, die e8 zu Falle brachte. Am Ende 
des Jahres ftanden die portugiefifchen Anleihen, die noch vor kurzem 
fonvertiert waren und dennoch über pari notiert wurden, auf etwa 
40, und jelbft die Zinfen der vom Staate garantierten Eifenbahn- 
prioritäten wurben nicht bezahlt. 

Das größte Ereigniß® aus dem Leben Englands im Jahresngland. 
1891 dürfte der Tod des Führers der Iren, Charles Parnell, fein. 
Obgleich fein Stern infolge der im vorigen Jahrgang gefchilderten 
Greigniffe bereit? im Erbleichen jchien, jo war doch wohl anzu— 
nehmen, daß eine jo großartige Perfönlichkeit mit der Zeit wieder 
eine führende Stellung erobert haben würde. Die Macht, an welche 
jein Erbe übergeht, und die in der letzten Krifis ſchon am beftigften 
gegen ihn gekämpft hatte, dürfte die Fatholifche Hierarchie in Ir— 
Iand fein. (Bgl. den Ausspruch Salisburys vom 2. Januar.) In 
der Sozialgefeggebung Hat England einen Fortſchritt durch den 
Erlaß eines neuen Werkſtättengeſetzes gemacht. Sehr bemertens- 
wert erjcheint dabei eine Aeußerung des Miniſters (18. Juni), wie 
weit die praftiiche Geſetzgebung der Einzeljtaaten hinter dem jo 
pomphaft verfündigten Bejchluffe der internationalen Konferenz 
zurüdbleibt. Einen großen Ueberſchuß des Budget? benußte man, 
um nunmehr auch in England das Schulgeld in den öffentlichen 
Volksſchulen abzujchaffen. 

In der Ueberficht des vorigen Jahres hoben wir e8 ala etwas Hrant- 
Befonderes hervor, daß das ben 20. März gebildete Minifterium . 
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Freyecinet⸗Conſtans fich bis zum Schluß des Jahres gehalten habe. 
Diefe Merkwürdigkeit ift nun noch viel merfwürdiger geworden 
dadurch, daß dasſelbe Minifterium auch am Schluſſe des Jahres 
1891 noch beftand. Mehrere Umftände haben zu biefer für Frank- 
reich natürlich äußerſt wohlthätigen Erjcheinung zufammengewirft. 
Die beiden Oppofitionen von recht? und links find einem Zer- 
ſetzungsprozeß verfallen. General Boulanger, der im Jahre 1889 
niebergeworfen war, war im Jahre 1891 jo jehr mit feinen Mit- 
teln zu Ende, daß er fich jelbft da8 Leben nahm. Er erſchoß ſich 
am Grabe jeiner Geliebten. Die Monardiften, ſchwer fompromit- 
tiert durch ihre geheimen Machinationen mit Boulanger, haben, 
wie wir fchon im UWeberblid über die allgemeine Politik jahen, es 
erleben müffen, daß ihr eigentlicher Gewalthaufe, die Klerikalen, 
ind Wanfen geriet und zum Feinde überzugehen droht. Einmal 
verlautete jchon, daß ber Graf von Paris entichloffen ſei, der Prä- 
tendentenrolle zu entjagen. Ein Moment der auswärtigen Politik 
mag dazu beigetragen haben, den Franzoſen ihr beliebtes parla- 
mentarijches Kegelichieben auf Deinifter zu verleiden. Wenn fie 
wirklich die Kronftäbter Verlobung zu einem reellen Berbältnis 
ausbilden wollen, fo muß die franzöfifche Regierung eine gewifie 
Stabilität haben. Sonft würde jchon die Mitteilung des diplo— 
matiſchen Geheimniffes an fortwährend neue Mitwifler es der ruj- 
fifchen Regierung faum ermöglichen, fich zu binden und wirkliches 
Vertrauen zu faffen. (Bal. Preuß. Jahrb. Bd. 68 ©. 897.) Wie 
leicht aber. das franzöfifche Temperament auch in den verant- 
wortungsvollften Dingen fich zu einer Uebereilung binreißen läßt, 
die — man erinnere fih an den Fall Schnäbele — zu einem 
plößlichen Kriege mit Deutichland führen könnte, zeigt nicht nur 
das Betragen gegen bie Kaiferin Friedrich, fondern auch noch ein 
fpäterer parlamentarifcher Zmwifchenfall. Auf irgend welches un— 
begründete Gerede über jchilandfe Anwendung ber elſäſſiſchen Paß— 
verordnung gegen franzöfiiche Handelsreiſende ftellte der Boulangift 
Laur (10. Juli) eine Interpellation, welche die Kammer in der 
erjten Entrüftung acceptierte. Am andern Tage hatte man fich 


aber joweit befonnen, daß man ben fchon gefaßten Beihluß wieder 
umftieh. 
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Bemerkenswert iſt der Weg, den die franzöfiiche Handels» 
politif einjchlug. Er ift der deutjchen gerade entgegengejett. Wäh- 
rend Deutjchland das neue Syſtem der Handelöverträge jchuf, welche 
das weitere Steigen ber Schußzollflut eindämsmten, beichloß Franf- 
reich, rüdfichtslod das Syftem der Jfolierung und Autonomie bei- 
zubehalten und auszubilden. Momentan hatte e8 davon den Bor- 
teil, daß es die Getreidezölle vor dem hohen Anjteigen der Preije 
(für die Frift von einem Jahr) herabjegen konnte. (Vgl. 24. Mai; 
18. Juni.) 

Ein jehr böfes Prognoftifon für die Zukunft Frankreichs ftellt 
jchon ſeit lange die Bevölferungsftatiftil. Im Jahre 1890 fanden . 
in Frankreich 269,322 Heiraten, 5457 Ehefcheidungen, 838,059 Ge- 
burten und 876,505 Todesfälle ftatt. Ein Bergleich diefer Zahlen 
mit denen des Vorjahres ergibt, daß die Heiraten in dem Berichtd- 
jahre um 3602 und die Geburten um 42,520 abgenommen haben, 
die Zahl der Ehejcheidungen dagegen um 671, die der Todesfälle 
um 81,572 gejtiegen ift. Die Todesfälle überfchritten bie Geburten 
um 38,446. 

Das Schaufpiel, welches Ungarn im Jahre 1890 den er=Ytatien. 
ftaunten europäifchen Politifern bot, ala ein Minifter, der eine 
geſchloſſene parlamentarische Majorität Hinter fich hatte, fich zur 
Demiffion gezwungen ſah, und das im Jahre 1891 mit der ungari- 
ſchen Berwaltungsreform fi) einigermaßen wiederholte, dasſelbe 
Schaufpiel Hat auch Italien im Jahre 1891 dargeboten. Am 23, 
November 1890 Hatten die Neuwahlen dem Minifter Crispi eine 
Majorität von nicht weniger ala *s der Kammer gegeben und dieje 
Majorität war nicht bloß jahhlih auf dad Programm Grispis, 
fondern recht eigentlich auf feinen Namen und feine Perfon gewählt. 
Zehn Wochen fpäter, am 31. Januar, war eben diefer Minifter 
von eben dieſer Majorität bereits geftürzt. Dem Anjchein nad) 
war es nichts, ala eine zufällige leidbenjchaftliche Heftigkeit im Par- 
Iament (vgl, die Berichte im Kalendarium), welche ihn zu Falle 
gebracht haben; ber fachliche Gegenſatz, der etwa noch weiter zu 
Grunde lag, war jedenfalls nicht ein prinzipieller, jondern die etwas 
gar zu Hoch geipannten Anforderungen, die Crispi finanziell für 
jeine auswärtige Politik ftellte. Das Minifterium, welches ihn 
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ablöfte, ift zufammengejeßt au Männern von ganz gemäßigter 

. Richtung, wie der Minifterpräfident Marquis Rudini und daneben 
wieder alten Radilalen, wie Nilotera. Das ift ja das Eigentüm- 
liche des italienischen Parteilebens, daß hier, wo das große Element 
des Klerikalismus fich von ber Politik des Königreiches fern hält, 
eigentlich gar feine Parteien vorhanden find, fondern bloß Kliquen, 
welche die Führer um fi fammeln und an fich zu feffeln juchen, 
die fich daher auch zu ganz beliebigen Koalitionen, bald jo, bald 
jo kombinieren laffen. Es Elingt für deutjche Begriffe faft grotest, 
wenn der Minifterpräfident fein Vergnügen darüber fundgibt, end- 
lich einen objektiven Gegenſatz zwifchen fich und feinem Gegner ge— 
funden zu haben. Nicht anderd aber bat der Marquis Rubdini ſich 
wirklich ausgedrüdt (4. Dezember), ala Erispi erflärte, daß es zu 
feinem Programm gehöre, das Garantiegefeß, welches dem Papit 
innerhalb des Vatikans eine jouveräne Stellung zufichert, abändern 
zu wollen. 

Kurie. Die Weltpolitit der Kurie hat im Jahre 1891 einen größeren 
Schwung genommen al? je; fie war daher bei der leberficht der all« 
gemeinen Politif zu behandeln. Durch Encyflifen über die foziale 
Frage und die Duelle fuchte der Papft, wenn fie auch nicht das 
geringfte Neue enthielten, doch feine Stimme auch auf jo weltlichen 
Gebieten zur Geltung zu bringen. 

Schweiz. Die Unruhen im Kanton Teſſin zwiſchen der liberalen und 
ultramontanen Partei find auch in diefem Jahre noch nicht voll- 
ftändig überwunden worden; jogar ein politifcher Mord war wieder 
zu verzeichnen (12. Oktober). Auch fonft hat fich der demofratifche 
Charakter der Berfafjung in diefem Jahre nicht von der günitig- 
ften Seite gezeigt. Zwar wurden die erheblichen Anforderungen 
an die Steuerfraft zum Zwecke der Sicherung der nationalen Ver— 
teibigung, Anſchaffung don Waffen, Befeftigungen, namentlih am 
Gotthardtpaffe, bewilligt, aber von drei großen Reformgejeßen, die 
von den intelligenteften Staatsmännern der Republik in die Hand 
genommen waren, hat nur eines wirklich durchgefegt werben können. 
Es ift die das Banknotenmonopol des Bundes, welches nach mehr- 
fachen Hin- und Herverhandlungen endlich die Majorität erlangte, 
indem zwei Drittel der Ueberfchüffe zur Verteilung an die Kantone 
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beftimmt wurden. Dagegen wurbe der Plan, in das zerfplitterte 
und irrationelle Eiſenbahnweſen der Schweiz Ordnung zu bringen 
durch die Berftaatlihung, und mit dem Ankauf der Zentralbahn 
zu beginnen, durch die Vollsabftimmung verworfen. Der Präfi- 
dent des Bundesrats, Welti, der fich diefer Sache perfönlich ganz 
beſonders gewidmet hatte, nahm fich die Abweifung fo ſehr zu 
Herzen, baß er jein Amt niederlegte. Beſonders charakteriftiich für 
den Demofratismus ift das Schidjal des Beamten-Penfionsgeſetzes. 
Die Schweiz ftellt ihre Beamten nicht lebenslänglich, fondern immer 
nur auf drei Jahre an; praftifch jeboch werden die Inhaber eines 
Amtes immer wieder darin beftätigt, jo daß die Anftellungen ala 
lebenslänglich gelten können. Lebenslänglich fogar im ftrengften 
Sinne bes Wortes, denn bei Beamten, die nur ein Anftellungs- 
patent auf drei Jahre haben, kann natürlich von einem Penfiong- 
anfpruch feine Rebe fein. Wie aber, wenn der Beamte alt und 
unbrauchbar wird? Die barbarijche Härte, die e8 in dem einzelnen 
Fall mit fich bringen würde, einen jolchen alten Dann hilflos auf 
die Straße zu feßen, läßt fich nicht ander8 umgehen, al® daß man 
ihn nominel im Amt läßt und ihm einen Stellvertreter gibt, 
den man neben ihm bezahlen muß. Diefem in jeder Beziehung 
irrationellen Zuftand, teuer für den Staat, gefährlich für die Be— 
amten, fuchte nun ein Penftonggefeß ein Ende zu machen. Treilich 
fo weit getraute man fich nicht zu gehen, wie in den Monarchien, 
wo den Beamten ein gejeßliche® und unantaftbares Recht auf Pen- 
fion zufteht, nachdem fie ihre Kräfte im Dienfte ded Staates auf- 
gebraucht Haben — aber man gab doch dem Bundesrat die dis— 
fretionäre Befugnis, invaliden Beamten auf Widerruf Penfionen 
zuzufprechen. Alles ſchien fertig und in Ordnung, als eines guten 
Tages in einem thurgauifchen Dorf von beliebigen Leuten ein An- 
trag zur Unterfchrift in Umlauf gefegt wurde, der die Volks— 
abjtimmung über das Geſetz forderte. Binnen kurzem war ber 
Antrag mit 80,000 Unterjchriften bededt und bei der verfaſſungs— 
gemäßen Abftimmung wurde das Geſetz mit vier Yünftel Majorität 
verworfen (15. März). Der Bauer und Bürger war der Anficht, 
daß der Beamte fich etwas von feinem Gehalte fparen fönne, wenn 


er für fein Alter etwas nötig habe. So ſchnitt der bekannte demo= 
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fratifche Neid fich felbft ins Tyleifch, weil nunmehr die alten un- 
brauchbaren Beamten in den meiften Fällen bei ganzem Gehalt 
im Amte bleiben. 

Rußland Das MWefentlichfte für die Gejchichte Rußlands im Berichts- 
jahr haben wir bereit3 bei der allgemeinen Politik geſagt. Das 
Jahr zerfällt für Rußland in zwei jcharf gefchiedene Hälften. 
Die Kronftädter Verbrüderung bildet den Gipfelpunft des auf» 
fteigenden Aftes; im Lichte der Huldigungen, die ein Bolt, das ſich 
jo lange die große Nation genannt hat, Rußland barbrachte, er- 
ichien dieſes ala ein Staatögebilde von unvergleichlicher Macht und 
Hoheit. Unmittelbar darauf aber erfolgte das Roggen-Ausfubr- 
verbot und das Jammerbild eines grauenhaften, bis dahin künſt⸗ 
ich verhehlten Notſtandes trat hervor. Manche Kenner wollen 
behaupten, daß nicht bloß in der einzigen Mißernte dieſes Jahres 
der Notftand feinen Grund habe, fonbern daß er fich bereits jeit 
langer Zeit durch Rüdgang der Ernteerträge vorbereitet habe und 
daß auch die anfcheinend blühende Induſtrie nichts als eine jaft- 
Iofe Treibhauspflanze ſei. Jedenfalls bat e8 dann die ruffiiche 
Regierung, befonders der Finanzminifter Wyfchnegrabäfi jehr gut ver- 
ftanden, Europa über diefen Zuftand zu täufchen. Obgleich ſchon das 
Jahr 1890 Steuerrüdjtände von nicht weniger ala 60 Millionen 
Rubel ergeben Hatte, ift e8 Herrn dv. Wyſchnegradski doch gelungen, 
mehrere große Anleihen zu konvertieren. Trotz Rothſchilds plöß- 
licher Abſage (vgl. 8. Mat) gelang es im November, eine neue 
Anleihe wejentlih in Frankreich abzufchließen, ala die Notſtands- 
berichte auch diefe noch im legten Augenblid in Trümmer fchlugen. 
In merkwürdigem Widerfpruch mit biefen Schwierigkeiten ftebt, 
daß berjelbe Staat fühnen Mutes ein Rieſenwerk wie die fibirifche 
Eifenbahn in Angriff nimmt. Perfönlich wohnte der Großfürft- 
Thronfolger am fernften oftafiatifchen Meer ber feierlichen Erdff- 
nung der Anfangäftrede bei. 

Die innere Umfchaffung des Reiches, man kann fagen bie 
Reduzierung auf den reinen jlawifch-orthodor-bespotifchen Patriar- 
hal» und Nationalftaat fchreitet unaufhörlih fort. Aufs neue 
find mit dem Beginn bes Jahres 16 weitere Gouvernement3 mit 
dem Inftitut der Landichaftshauptleute beglüdt worden (vgl. Jahr- 
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gang 1889 und 90), durch welches bie Handhabung ber Juſtiz und 
zum Teil auch der Verwaltung in die Hände bes Adels gelegt 
wird. Manche biefer neuen Beamten haben ihre diktatorifchen Ber 
fugniffe zur Wiedereinführung ber Prügelftrafe benügt. Wie dem 
Adel die Verwaltung, jo find der Geiftlichkeit durch einen Ukas 
vom 4. Mai die Volksſchulen auägeliefert worden. Gegen das 
Settenwefen, namentlich die jogenannten Stundiften, werden bie 
allerfchärfften Maßregeln ergriffen (vgl. 13. April). In Polen, 
in den baltifchen Provinzen, in Finnland wird alles Nicht-Ruffifche 
und Nicht-Orthobore weiter und weiter zurüdgebrängt. Leuten 
polnijcher Herkunft ift e8 nicht nur verboten, Grundbefiß zu er- 
werben, fondern auch in lebenslängliche Nutznießung des Grund» 
befite3 zu treten. In den baltifchen Provinzen ift das deutſche 
Schulweſen vollftändig befeitigt, nicht einmal der deutjche Privat- 
unterricht mehr geftattet. Die Univerfität Dorpat ift zu drei Viertel 
zuffifiziert. Die Kirchenbücher müffen in ruffifcher Sprache geführt 
werden, proteftantifche Schüler und Lehrer müſſen an ruffifchen 
Feſttagen bie griechiichen Kirchen befuchen. Mit fürchterlicher Bru- 
talität werden die Juden in die Ghettos, die gejeßlich erlaubten j 
Ortſchaften, aus denen fie allmählich entjchlüpft waren, zurüd- 
getrieben. Trotz allem find es nicht die unterbrüdten Deutjchen, 
Polen, Finnen, die Seftierer, Katholiken und Proteftanten, von 
benen die ruffifche Monarchie am meiften bedroht wird, jondern 
biefe Gefahr geht aus von dem nationalsruffiichen Produkt, dem 
Nihilismus. Nach wie vor muß fich der ruffifche Kaifer mit den 
äußerften Vorfichtsmaßregeln gegen die Mörder, die ihn von allen 
Seiten umlauern, umgeben. Obne inneren Zuſammenhang hiermit 
fiel fein Sohn, der Großfürft-Thronfolger, in diefem Jahre in eine 
ähnliche Gefahr, fogar in einem fernen Weltteil, in Japan, welches 
Land er auf einer großen Reife um Aſien befuchte. Ein Japaner 
machte bier ein Attentat auf ihn, über deffen Urfprung ſowohl, wie 
Berlauf eine autbhentifche Darftellung niemals befannt geworben ift. 
| Im Orient geht die ftille Minierarbeit der Ruffen als Vor- Crient. 
bereitung für die künftige Krifis fort. Wir haben gejehen, wie fie 
in ber Darbanellenfrage einen wichtigen Sieg errungen haben. Das 
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ausfchließlich den Ruſſen zu gute. Gemeinfchaftlic wirken beide 
ber dauernden Feſtſetzung der Engländer in Aegypten entgegen, und 
namentlich ift e8 wichtig für Rußland, daß in dem alten Kampf 
zwifchen orthodoren und katholiſchen Chriften im Morgenlande 
Frankreich von feinem traditionellen Patronat über die letzteren aus 
Ruffenliebe feinen rechten Gebrauch mehr zu machen wagt. Im 
Mai hat einmal wieder in der Geburtsfirche in Bethlehem eine 
große Prügelei zwifchen den Mönchen beider Konfeifionen ftattge- 
funden. Bon ber Energie, mit der jede Partei hier ihren über- 
lieferten Beſitz feithält, hängt ihr moralifches Anfehen im ganzen 
Drient ab. Die Entjcheidung muß in Konftantinopel gegeben wer- 
den, und fie wirb gegeben je nach dem ftärferen Drud, den die - 
Schutzmacht der einen oder’ der anderen Seite gerade ausübt. Ganz 
notwendig aljo, daß die orthodore Kirche und damit bie Autorität 
Rußlands fortwährend gewinnt. 

An anderer Stelle haben die Unternehmungen Rußlands 
weniger Erfolg. Die wunderbare Widerſtandskraft Bulgariens 
bewährt fich noch immer. Der Panflawismus Hat einmal wieder 
zu feinem legten, und man möchte fagen beliebteften Mittel, dem 
Morde gegriffen. Man verfuchte, den leitenden Staatsmann Bul- 
gariens, auf beffen perfönlicher Tüchtigfeit wohl hauptfächlich die 
Zukunft dieſes Landes beruht, Stambulow, aus dem Wege zu räu- 
men. Glüdlicherweife entging er felbft der Gefahr; ein anberer 
Minifter aber, der ihn zufällig begleitete, der Finanzminifter 
Belticheff, fiel unter den Kugeln der Verfchworenen. Die Mörder 
entfamen, aber die Spuren des Verbrechens konnten bis in das 
ruffiſche Konfulat verfolgt werden. Darüber fcheint man fi am 
ruffifchen Hofe doch geſchämt zu haben, und der Leiter aller diejer 
Bewegungen, ber ruffifche 0 in Bulareft, Hitrowo, wurde 
nach Liffabon verfeßt. 

In Rumänien und Serbien oszillierte das Parteileben 
hin und ber. In Serbien, two e3 in fo widerwärtiger Weife mit 
dem ehelichen Zwiſt zwijchen König Milan und feiner Gemahlin 
verflochten ift, fam es zu überaus grotesfen Szenen, ala die Regent- 
ſchaft fich entjchloß, um die Intriguen der Königin Natalie [os 
zu werden, fie außer Landes zu fchaffen. Nachdem alle Mittel, fie 
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gütlich zur Abreife zu bewegen, erfchöpft waren, brachte man fie 
endlich mit Gewalt über die Grenze. König Milan, Königin Na- 
talie und der ehemalige Minifter Garafchanin befchuldigten ſich in 
Schreiben, die der Deffentlichkeit übergeben wurden (vgl. Staats- 
archiv Bd. 53), der unglaublichften Verbrechen und Schandthaten. 

In Amerifa bat die Idee des Panamerifanismus, die an-Amerita. 
fänglih in Europa ziemlich jkeptifch aufgenommen wurde, wejent- 
liche Fortfchritte gemacht. Präfident Harrifon Hat in mehreren 
Anſprachen und Botjchaften den Plan, ganz Amerika wirtfchaftlich 
den Bereinigten Staaten anzujchließen und von dem europäifchen 
Markt zu trennen, jehr energijch vertreten. Ein Vertrag mit Bra- 
filien bat den Anfang der Ausführung gemadt. In Brafilien 
ift der General Fonfeca, der feinerzeit den Kaifer Dom Pedro ge= 
ftürzt Hatte, nun auch wieder befeitigt. Chile, das von allen 
romanifch-ameritanifchen Staaten bisher bie größte Tüchtigkeit ge- 
zeigt hatte, und allein von Bürgerfriegen verichont geblieben war, 
hat nunmehr auch durch eine ſolche Kriſis bindurchgehen müffen. 
Der Präfident Balmaceda geriet in Konflilt mit den ariftofrati- 
fchen Elementen, welche im Kongreß wejentlich herrſchen. Es kam 
zu einem Bürgerkrieg, der fat ein Jahr lang währte, endlich aber 
mit der vollftändigen Niederlage und dem Selbjtmord Balmacedas 
endigte. (Vgl. die Darftellung diefer Ereigniffe von Profeffor 
v. Lilienthal in den Preuß. Jahrbüchern Bd. 69.) 

Die Vorftellung von dem Segen parlamentarifch-europäifcher Japan. 
Snftitutionen hat auch in Japan im Jahre 1890 zur Schaffung 
einer Volksvertretung, d. h. einer Vertretung der höheren befigenden 
Klaffen geführt. Trotz aller Vorſichtsmaßregeln aber, mit denen 
(vgl. vorigen Jahrg.) dies Inftitut umgeben worden ift, ift der 
von jeder jolchen Berfaffung untrennbare Machtſtreit auf der Stelle 
ausgebrochen, und Ende Juni 1891 war die Regierung gezwungen, 
das Volkshaus aufzuldjen. 
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©. 39 in ber 3. Zeile ber Rebe bed Kaifers ift zu Iefen „Herzen“ ftatt „Herren“. 
©. 41 2. Februar „Admiral Hollmann“ ftatt „Holtmann“. 

©. 178 Zeile 19 don unten „orfevre“ ftatt „orlövre*. 

©. 287 in ber Ueberſchrift: „Rorb-Amerila“ ftatt „Amerika“. 


Im Jahre 1891 ift erſchienen 


Das Papfttum 


3. von Döllinger. 
Neubearbeitung von Janus „Der Bapft und das Eoncil” 
im Auftrag bes inzwiſchen Heimgegangenen Berfaflerd 


36, Bog. 8%. Geh. 8 .A Eleg. geb. 9 AM 50 8 


BI „In its present shape, with üs ample this 
volume preserves in a permanent form a pü iti 


domination of the Church and to the establishment of the most 
extraordinary spiritual despotism that the world has seen.“ 
The Nation 1891 Nr. 26. 


Akademiſche Vorträge 


von 
3. von Böllinger. 
Dritter (Schluß-)Band. 
1. Rebe zum 395. Etiftungdtag ber Uniberfität Münden. — 2. Die Bebeutung ber 
großen eitereignifie für die deutichen Hochſchulen. — 3, Ueber nz — 
4. Das Raiferthum Karl's des Großen und feiner Rachfolger. — 5, Die Ehen 
urtunden bed Raijerö Ludwig bes gen ber DOttonen unb GHeinridh’S IL. für 
Römifhen Stuhl. — 6. Die Ermordung bei Seraogt Lubwig von Babern im 
1231. — 7. Der Uebergang bed Papſtihums an bie Franzeſen. — 8. U — 
9. Der —— bed Tempelordens. — 10. Die Gel ie ber religiöfen F — 
11. Ueber Darſtellung und Beurtheilung der franzöſiſchen Rebolution. — 12. Der 
Untbeil Rorbamerilad an ber Literatur. 
22 Bog. 8°. Geh. 6 A Im feinftem Halbfranz geb. 8 4 
BE Döllinger’3 Alademiſche Vorträge‘ liegen mit dem bor 

liegenden 3. (Schluß:)Band vollftändig vor. Band I ıft in 2. Auflage 
erſchienen. 


Geschichte der Moralstreitigkeiten 


in derrömisch-katholischen Kirche seitdem X VI.Jhrhät. 
Mit Beiträgen zur Geschichte u. Charakteristik des Jesuwiten- 
dens. 
Auf Grund ungeiruckie: Aktenstücke von 
Ignaz von Döllinger und Fr. Heinrich Reusch. 
2 Bände. 1888. 43 u.25 Bogen Gross-Oktav. Preis: 22 Mark. 


Insoferne die Frage der Aufhebung des Jesuiten- 
gesetzes im Zusammenhang mit der Redemptoristenfrage gegen- 
wärtig wieder im Vordergrund der Öffentlichen Diskussion steht, 
verfehlen wir nicht, auf das obige Döllinger-Reusch’scheStandard- 
work zur Beurteilung des Jesuiten- und gane vorzugsweise 
auch des Bedemptoristenordens sowie seiner Morallehre 
nachdrücklich b — 
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